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Arbeitersckats. 

1.  Internationaler  Arbeiterschutz. 

Die  durch  Kreisschreiben  des  scliweizerischeii  Bundesrais  vom  30.  De- 
zember 1904  (^BulL,  Bd.  III,  8.  442j  einberufene  iuteruationale  Kon- 
ferenz fttr  Arbeiterschat«  hat  vom  8.  bis  17.  Mai  1906  sa  Bern 
getagt.  Die  Er^reLuisse  ihrer  Beratung  liegen  nunmehr  in  einer  Schluss- 
aktn  vom  IH.  Mai  1905  Tor,  ZU  welcher  die  KonferensprotokoUe  den 
ILoinmentar  liefern. 

I.  Charakter  der  BeöclilüHse.  Die  Konferenz  konute  entweder 
unter  Vorbehalt  der  Ratifikationen  die  Regierungen  diplomatisch  binden;  oder 
sie  konnte  die  Regierungen  zu  diplomatischen  Schlussverhandlangen  auf 
Grund  der  von  ihnen  geln'lIiVten  Vorschlafe  ihrer  technischen  Experten  direkt 
veranlassen;  oder  endlich  unverbindliche  Wiinsche  formulieren.  Die  lifrner 
JKoaforenz  hat  die  zweite  dieser  Möglichkeiten  verwirklicht.  „Ihre  ErgebuLsse 
werden  in  Form  von  Entwürfen  zu  internationalen  Vereinbarungen  zusammen- 
gefasst,  von  den  zustimmenden  Dele<:ationen  unterzeichnet  und  durch  den 
schweizerischen  Bundesrat  behufs  irutscheinender  di|)Iornatischer  Verhandlung 
den  beteiligten  Staaten  darüber  /,ui;estollf  i (leschüttsreirlement,  Art.  12). 
Gegen  diese  Auffassung  ist  von  keiner  Seite  Kiuspruch  erhoben  worden.  Es 
ist  im  Gegenteil  seitens  Belgiens,  dessen  Vertreter  anlftsslich  der  Berliner 
Konferenz  1890  gegen  die  Absicht  der  Verwirklichung  der  dort  formulierten 
Wünsche  protestiert  hatte,  bereits  in  der  Sitzung  der  Kammer  vom 
25.  Mai  1905  vom  Haudelsminister  Herrn  Francotte  die  Absicht  aus</esiirochen 
worden,  die  Benier  Grundzüge  auf  die  Tagesordnung  des  rarlauieuts  zu 
setzen.  Die  Bemer  Entwürfe  bilden  also  wohl  den  wirtschaftsrechtlichen 
Kern  \  du  VertHlgen,  die  das  Beschlo.ssene  wesentlich  nur  im  Hinblick  auf 
die  Ausführung  erfrSlnzen  und  Ivindend  ^resf alten  würden:  sie  verpflichten 
die  liegierungen  zur  Entscheidung  über  den  Beitritt  oder  Nichtbeitntr  zu 
wirklichen  Vertragen  und  zwar  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  der 
Ratifikation,  dem  81.  Dezember  1907.  Aus  diesem  Qmnde  dürfen  sie  an 
dieser  Stelle  schon  jetzt  besprochen  werden. 

II.  l'i  W  e  1  s  s  j)  h  o  f  ph  n  r  V  e  r  1>  n  t  in  d  e  i-  Z  ü  n  d  h  o  1  z  i  n  d  n  s  t  r  i  e. 
Die  Vertreter  der  folgenden  iiegierungen  haben  dem  Herstellungs-  und 
Ver&usserungsverbote  giftiger  Phosphorzündhölzer  vom  I.Januar  1911  au- 
gefangen zugestimmt:  das  Deutsche  Reich,  Oesterreich  (Reichsratslftnder), 
Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande, 
Portugal,  Schweiz.  Der  Zeichnnnjr  der  Sehlnssakte  enthielten  sich:  Däne- 
mark (mit  itücksicht  auf  das  Fehleu  eines  V'erbotes  in  Island  und  den 
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(liinischeu  Antillen),  Norwegen,  Schweden  und  Grossbhtüimieu.  Von  der 
Zustimmung  auch  dieser  Staaten,  sowie  Japans  bis  zum  31.  Dezember  1U07 
macht  Art.  4  das  Inkrafttreten  des  Uebereinkommens  abhftngig.  Der  Be- 
richterstatter der  Phosphorkommission  hat  immerhin  erklärt  (S.  55  der 
Kouferenzprotokolle),  fei  für  den  Fall ,  «lass  Grn.ssbritannien  und 
Schweden  dem  Uebereiukommen  nicht  beitreten,  nicht  gesagt,  dass  die 
sich  gegenwärtig  der  Abstimmung  enthaltenden  Staaten  später  einer 
eventuellen  Ratifikation  sich  widersetzen  werden. 

2)  Verbot  der  industriellen  Nachtarbolf  rJer  Frauen. 
Die  Vertreter  der  folgenden  Regieninijon  haben  dou  (irundzügen  zuge- 
stimmt: das  Deutsche  Reich,  Oesteneich  (l^eichijratHländer) ,  Ungarn, 
Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Norwegen, 
Niederlande»  Portugal,  Schweis.  Der  Vertreter  Grossbritanniene  erklbte, 
zwar  keine  Vollmachten  zu  besitzen,  dass  aber  die  britische  Regierung- 
die  GeHinnnngon  teile,  die  diese  Konferen?:  beseelten;  jener  Schwedens 
sprach  die  Hotfnung  aus,  „dass  die  durch  die  Konterenz  vertretenen  Ideen 
—  vielleicht  selbst  in  der  vorgesehenen  Frist  —  in  Schweden  aufgenommen 
werden"  (Konferenzprotokoll  S.  74). 

a)  Schutzalter.  Die  „Grundzüge"  enthalten  in  Art.  1  Abs,  1  das 
VerlMtt  der  industriellen  Nachtarbeit  auch  für  erwachsene  Frnnen ; 
dies  bedeutet  also  eine  Erhöhung  des  iSchutzalters  in  Ungarn,  Belgien, 
Danemark,  Spanien,  Luxemburg,  Norwegen,  (Schweden),  Portugal.  Von 
diesen  Staaten  verbieten  bisher  Belgien  und  Portugal  nur  bis  aum  21. , 
die  skandinavischen  Lftoder  bis  zum  18.,  Luxemburg  und  Ungani  bis  zum 
16,,  Spanien  bis  zum  14.  Lebensjahre  die  Nachtarbeit  weiblicher  PerHonen. 

bj  Umkreis  der  erfassten  Betriebe.  Xach  Art.  1  Abs.  2 
betrifFt  das  Verbot  alle  industrieUen  üntemebmungen,  in  denen  mehr  als 
10  Arbeitiipersonen,  die  nicht  ausschliesslich  Familienmitglieder  sind,  tfttig 
sind.  Da  die  Grenzen  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb  örtlich  und  zeitlich 
fliessendo  und  die  Merkmale  des  Grossbetriebs  ffir  verschiedene  Industrie- 
zweige völlig  ungleichartige  .sind,  gehört  die  Frage  nach  dem  Umkreis  der 
international  an  schfltaenden  Betriebe  zu  den  schwierigsten.  Die  nationale 
Gesetzgebung  verbietet  die  Frauennachtarbeit  in  Gross-  wie  Kleinbetrieben 
in  Grossbritannien,  Frankreich,  den  Xie  1«  rlanden ;  in  gleichem  l'mfange 
die  Nachtarbeit  nur  der  jugendlichen  in  Belgien  (jedoch  legt  die  böl<;i^rhe 
Rechtsprechung  den  Begrilf  der  Werkstatt  bisweilen  einschränkend  ausj, 
Spanien  und  Luxemburg.  Dagegen  beschrftnken  den  Umkreis  auf  An- 
lagen mit 

1)  mehr  als  5  Arbeitern  oder  Motorbetiieb :  Dftoemark,  Italien^ 

Portugn ! : 

2J  mehr  als  ö  Arbeitern  und  mit  Motorbetrieb  oder  mit  Personen 
unter  18  Jahren  oder  mit  mehr  als  10  Arbeitern  (auch  ohne  Motor):  die 
Schweis ; 

3)  mehr  als  20  Arbeitern,  Motorbetrieb,  Arbeitsteilung  etc.:  Oester- 
reich, Ungarn; 

4)  einer  (zifformässig  unbestimmten)  Mehrzahl  von  Arbeitern  und 
gewissen  Merkmalen  des  Grossbetriebs:  das  Deutsche  Beicb,  Norwegen, 

Schweden,  die  Schweiz. 

Durch  die  K'infV  r  «  n/be^rlilfisse  ist  also  eine  Ausjjleichunu  zur  Hälfte 
erfolgt.  Man  hat  Betriebe  mit  mehr  als  1(>  Personen  als  international 
schutzbedürftig  betrachtet.  Dabei  wurden  folgende  Argumente  vorgebracht: 

Betriebe  mit  weniger  als  10  Personen  arbeiten,  wenn  sie  nicht 
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deEentralisierte  Heimarbeiterbetriebe  sind,  ttberwiegend  ftir  die  Deckung 
des  loktden  oder  nationeleii  Bedarfs,  nicht  für  dpn  Weltmarkt.    Es  ist 

also  Sache  jeder  Xntiün,  «He  verhältnismässig  wenigen  Frauen  in  diesen 
Betrieben  zu  ächützeu.  Brei  Fiiufiel  hin  drei  Viertel  der  f^rauea  befindet 
Steh  in  den  Betrieben  mit  mehr  als  10  Arbeitern. 

Die  VwweDdnng  von  Motoren  bildet  gegenwärtig  kein  Untersebeiduigs- 
merkiual  mehr  zwischen  Groeik  nnd  Kleinbetrieb.  Die  vorübergehende 
V^TWoiidun*»  von  Kleinmotoren  und  »^e-^  elektrischen  Antriebes  ist  so  ver- 
breitet, dass  auch  die  kieiusteu  Betriebe  m  diesem  Falle  in  den  Umkreis  der 
international  zu  schützenden  Betriebe  zu  ziehen  wären.  Die  Motorbetriebe 
mit  5  Arbeitspersonen,  die  sogleich  Frauen  verwenden,  sind  zwar  nicht 
zahlreich,  aber  ihre  Lnspektion  schwierig,  und  es  sollten  Reklamationen 
der  Staaten  untereinander  ans  diesem  Gnmde  vermieden  werden.  Wo 
sich  eine  solche  Inspektion  als  möglich  erwiesen  hat,  wird  das  Geltungs- 
gebiet des  Schutzes  nicht  verringei  t;  und  sobald  sich  die  Inspektion  der 
Betriebe  mit  über  10  Personen  völlig  bewfthrt  hat,  ist  es  entweder  Sache 
jedes  Staates  oder  künftiger  Vereinbanmgen,  das  Geltnn^gebiet  auf  die 
noch  kleineren  Betiiehe  zu  erweitern, 

c)  Geltungsgebiet  nach  Produktionbzw  eigen.  Verboten 
wird  durdi  Art.  1  Abs.  3  die  Nachtarbeit  nur  in  industriellen  Unter- 
nehmungen; als  „industrieU'*  sind  alle  Beaibeitungs-  und  Vwarbeitungs- 
berufe,  nicht  die  rein  distributiven  (Handel)  noch  die  Landwirtechaft  zu 
zahlen.  Von  der  Urproduktion  werden  ansdrüeklich  Berj^werke  und  Stein- 
brüche einbezogen.  Um  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  die  Abgrenzung  von 
Industrie,  Handel,  Landwirtschaft  zu  entgehen,  wird  die  Regelung  der 
Gh-enzgebiete  der  nationalen  G^eeet^bung  tiberlassen.  Der  Eommissions- 
berichterstatter  erklärte  übrigens,  „dass  beispielsweise  die  Fabrikation  des 
Zuckers  eine  industrielle  ünf ernehmnnp  fei,  wUlirend  die  Kommission 
annimmt,  die  Vereinbarung  w  erde  auf  die  Kotelindustrie  keine  Anwendung 
finden"  (Konferenzprotokoll  S.  74). 

d)  Begriff  der  Nachtarbeit  und  der  Nachtruhe.  Art.  2 
enthält  erstens  das  Verbot  einer  kttrseren  als  el&tüudigen  Nachtruhe  und 

zweiten.«^  die  Vor.scbrift,  das  Verbot  der  Nachtarbeit  durch  die  Ges^etz- 
gobunj^en  so  zu  regeln,  das«  jedenfalls  in  jenen  11  Stunden  der  Nacht- 
ruhe die  Zeit  von  10  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  enthalten  sei. 

Da  nun  bisher  alle  Gesetzgebungen  den  Begriff  der  Nacht  durch 
Angabe  der  Zeit  von  einer  bestimmten  Abendstunde  bis  zu  einer  be- 
stimmten Moro;enstnnde  bestimmt  hatten,  und  zwei  Staaten  die  Zeit  von  7  —  5, 
sechs  Staaten  von  H — 6,  einer  von  8*|,  —  ^^/ji  «iner  von  8—5,  vier  Staaten 
von  9—5,  einer  von  9 — 6  Uhr  als  Nacht  bezeichnen,  so  lag  es  nahe,  zu  er- 
klären :  es  gebe  einen  internationalen  Begriff  der  Nacht,  ne  beginnt  spätestens 
9  Uhr  abends  und  endet  frühestens  um  5  Uhr  morgens.  Zu  diesen  acht 
Stunden  treten  drei  weitere  Arbeitsi  uhestunden  ;  es  würde  also  die  Nachtruhe 
gesetzlich  zu  regeln  gewesen  sein  als  etwa  in  die  Stxmden  6-  n,  6^, — ^*/^» 
7~6,  71/2— 6Yt)  Ö— 7,  87,-71/,  oder  9-8  Uhr  fallend.  Indessen 
wurde  nach  dem  Kommissionsberiohte  von  belgischer  Seite  auf  die  prak- 
tische Unmöglichkeit  hin>;e\\  iesen,  die  Nachtruhestunden  absolut  festau- 
sefzon,  etwa  in  der  Weise,  dass  von  T'lir  abends  bi'^  H  TThr  morp;ens 
die  Frauenarbeit  verboten  sein  solle.  Es  müsse  als  genügend  eruclitot 
werden,  wenn  nur  ein  Teil  der  Stunden  absolut  bestimmt  werde,  etwa 
so,  dass  die  Arbeit  swischen  gewissen  Nachtstunden  verboten  werde,  es 
dem  Arbeitgeber  aber  überlassen  bleibe,  den  verbleibenden  Teil  der  noch 
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EO  Tereinbarencloii  Stnndeiizahl  nadi  Belieben  (vor-  oder  nachher)  festza- 

eetzen.  Biese  Auffassung  teilte  die  KommiHsion  und  lehnte  die  schwei- 
zeriHchen  AntrJl^ro  einer  absoluten  liuhezeit  von  H  Tlhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens  ab  und  nahm  jene  von  10 — 5  Uhr  an  (Konierenzprot.  S.  öü-  88). 
Es  ist  jedodi  voraaBSUsehen,  dass  zum  mindesten  die  bestehenden  Rege- 
lungen des  Verbotes  der  Nachtarbeit  von  einer  ziffermässigen  Stunde  bis 
zu  einer  solchen  als  unab^lnderliche  Piuliczeirin  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Länder  gesetzlich  fixiert  bleiben  werden,  da  es  dem  Zwecke 
internationaler  Schutz  Verträge  widerspricht,  die  bestehende  oder  künlüge 
Rechtslage  der  Arbeiter  in  pejus  zu  veriUidem.  Jene  Bestimmung  dürfte 
also  wohl  nur  dort  Eingang  finden,  wo  ein  Schutz  der  erwachsenen 
Frauen  noch  nicht  besteht.  Im  übrigen  würde  durch  die  Festsetzung  der 
internationalen  Jiuhe.stuiidengrcnze  10 — 5  im  Vertragsinstrumente  die 
Högiichkeit  gegeben,  in  südlichen  Klimaten  (Sizilien!)  die  Nachtruhe 
eventuell  in  die  Zeit  von  10  Uhr  abends  bis  9  Uhr  morgens  zu  verlegen. 
Es  wtirde  hier  z.  B.  ein  sehnstfindigtt*  Arbeitstag  mit  dtr  gebotenen  dreistOn- 
di<^on  Siesta  zur  Zeit  der  stärksten  Mittapshitze  sich  von  0  Ulir  mnrjieTis 
bis  12  Ulli-  mittags  uud  von  3  Uhr  nachmittags  bis  10  Uhr  abends 
erstrecken  können. 

Es  Stande  aber  durchaus  mit  dem  Geiste  des  Vertrages  im  Wider« 
Spruch,  wenn  alle  Staiiten  jedem  Unternehmer  es  freistellen  würden,  die 
Nachtstunden  nach  Beliebi-n  für  jetio  Art.)eiterin  einmal  auf  die  Zeit  von 
10 — y,  ein  anderes  Mal  auf  jene  von  6  —  5  zu  logen.  Jede  Kontrolle 
Wäre  damit  unmöglich,  die  Führung  eines  gerogelten  Haushaltes  unter- 
banden. Der  Vertrag  besweckt,  die  bestehende  Regelung  sn  erweitem, 
aber  nicht  sie  SQ  durchbrechen  :  er  will  die  elfstündi<:(!  Iluhe  der  Arbeiterin 
garantieren,  und  zwar  zum  Teil  als  ei^<iitliche  Xa(htruhe;  ohne  jene 
Stundenangabe  kannte  diese  elfstündige  Rnlie  in  die  Taijessfunden  ver- 
legt uud  Xachteüchichtenarbeit  eingeführt  werden ,  die  mau  eben  unter- 
drücken will. 

e)  Ausnahmen  vom  Verbote.  In  der  Schlussakte  erm&chtigen 
sich  die  Staaten  gegenseitig  1)  die  industrielle  Franennaditarbeit  ssu  ge- 
statten : 

a)  im  Falle  von  Betriebsunterbrechungen  durch  höhere  Gewalt ,  b)  im 
Falle  eines  unvermeidlichen  Verlustes  an  Rohmaterial  bei  Verarbeitung 
leicht  verderblicher  Gegenstände. 

Die  erste  dieser  Ausnahmen  besteht  in  der  Gesetzgebung  des  Deutacheo 
Reiches  (Gewerbeordnung^  5;  "Drinemarks  i Gesetz  vom  11.  Ajnil  l?'ni. 

Art.  14),  Belgiens  (Gesetz  vom  13.  JJezember  IHHÜ,  Aii.  0),  Frankreichs 
(Gesets  vom  2.  November  1892,  Art.  4),  Portugals  (Gesetz  vom  10.  Februar 
1890,  Art.  8).  Es  ist  ans  den  frtther  geltend  gemachten  Gründen  voraus- 
zusehen, dass  diejenigen  Lander,  welche  in  solchem  Falle  nni  f 'eber- 
stunden, nicht  volle  N'arhtarbeit  zulassen,  wie  Oesterreit  Ii.  Nie  iei  land» . 
Spanien,  Grossbritannien,  Luxemburg,  von  dieser  Ermäciitigung  keinen 
Gebrauch  machen  werden.  Die  Ausnahme,  welche  durch  die  Ver- 
derblichkeit der  Rohstoffe  motiviert  wird,  ist  in  dieser  allgemeinen,  weit- 
gehenden Fassung  in  keiner  nnti"iialen  GesetzgeVmn^  rezipiert.  Bisher 
wurde  nur  volle  .Vachfnrbott  ixestultet  in  der  Frucht-,  Obst-  uud  Gemüse- 
konservonindustrie  von  Gross britannien  (Factory  Act  11H)1,  Art.  41  a), 
Frankreich  (Gesetz  vom  2.  Xovember  1892,  Art.  4 ;  Dekret  vom  &.  Juli 
IHDBf  und  <  <i>-;i  rreich  (Gewerbeordnung  § '.'Gfi,  ^linisrerialverordnung  vom 
27.  Mai  1880).    Deutschland,  Belgien,  die  Niederlande  gewährten  nur 
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UeberstuDden.    Ausserdem  iiat  Frankreich  für  KoiihHerien,  Blumenparfum- 
-aztnktion  n.  s.  w.  besondere  Ausnahmen  gewährt  (Dekret  vom  15.  Juli  18Ü3). 
Es  widerspräche  nun  der  Absicht  der  Kontrahenten,  die  lediglich  der 
Terschiedenheit  der  industriellen  BedflrfiliBse  gerecht  werden  wollten,  wenn 

die  iluf  Grund  der  Vorträge  orflie^sonden  Oesptze  allprenieine  Faspung 

rezipieren  oder  die  Ausnahmen  vermehren  würden.  Es  handelt  sieh  nicht 
dämm,  Ausnahmea  vom  Rechte,  sondern  das  Hecht  selbst  international 
anssugestalteu. 

2;  In  keinem  Lande  wird  das  dr>rt  beetehendo  Verbot  d(  i-  Xacht- 
arbeit  für  dir-  Saisonindustrien  oder  bei  anss-erirewölitiliclu'r  IliUifmi;^'  dei- 
Arbeit  auigehobeu ;  wohl  aber  werden  in  »uklien  i'allen  üeberstunden 
dnrch  80  Tage  (Grosebritannien,  Factoiy  Act  lÜOl,  Art.  49),  40  Tage 
(Deutschland,  Gewerbeordnong  §  189  a),  60  Tage  (Frankreich,  Gesetz  vom 
2.  November  1892,  Art.  5)  erlaubt.  Die  „Giundzüge"  der  Sehlussakte 
gestatten  in  diesen  Fällen  die  Kürzung  der  elfstfindip:en  XaclilndiR  auf 
eine  solche  von  10  Stunden  dui'ch  00  Tage,  was  also  für  Frankreich  eine 
um  2  Standen  längere  Nachtruhe  der  Saisouarbeiterinnen  bedeutet. 

Durch  Art  3  und  4  werden  implizite  aufgehoben :  die  Gestattnng  der 
Nachtarbeit  der  Frauen  in  den  Tag-  und  Nswjhtbetrit  ben  «lei  Gläserzell ;_nni^' 
DTid  in  den  Hochöfen  Bel^dens  (Arrete  vom  2f}.  Dezember  IS'JH,  31.  De- 
zember 1893,  15.  März  Ibü3),  in  den  Papierlabriken  Oesterreichs  (Mini- 
rterialver<>rdnung  vom  7.  Hai  1896)  und  Frankreichs  (Dekret  vom  15.  Juli 
189dX  den  Zuckerfabriken  und  Rttbenwftschereien  Oesterreichs  (Verordnung 
vom  27.  Mai  1885),  Belgiens  (Verordnung  vom  26.  Dezember  1892), 
Frankrniehs  /^Dekrof  vom  15.  Juli  1898).  Frauen  sind  ferner  nachts  nicht 
mehr  zu  beschäftigen  beim  Anzünden  der  Grubenlampen  in  Belgien  (Arrete 
vom  Id.  Mftrz  1898)  und  Frankreich  (Dekret  vom  6.  Juli  1893)^  zum 
Hefton  und  Falzen  von  Drucksachen  (französisches  Dekret  vom  15.  Juli 
1H03) ,  endlich  nicht  bei  der  Bettfedernreinigung  und  der  Maschinen- 
spitzenfabrikation  in  Oesterreich  (Ministerialverordnung  vom  '27.  Mai  1885). 

III.  Fri.ston.  &.)  Die  „Grundzüge"  sind  bis  31.  Dezember  1907  in 
fertige  Uebereinkummeu  zu  verwandeln,  deren  Urkunden  bis  dahin  bei 
einer  (noch  im  diplomatischen  Wege  zu  vereinbarenden)  Stelle  hinterlegt 
werden. 

b)  Diese  Uebereinkfunmen  treten  ?ndr\nn  am  1,  Januar  1911  in  Kraft. 

C-)  Wahrend  einer  Ueber^%T,iigsfrist  von  drei  Jahren  (bis  1.  Januar  1^14) 
kann  jedoch  nach  Art.  2  Abs.  2  die  Nachtruhe  der  Arbeiterinnen  auf 
sehn  Stunden  eingesehrftnkt  werden  in  Ungarn,  Belgien,  Dftnemark, 
Spanien,  Lozemburg,  Norwegen  (Schweden),  Portugal,  lenLAndeni)  welche 
nur  jugendlichen  Aibeitcrinnon  die  Naclitarbeit  veri>ieten. 

d)  Art.  5  Abs.  3  bestimmt  femer,  dass  die  Frist  des  Inkratttretens  des 
Vertrages  bis  1.  Januar  1918  lauft  für  Eohzuckerfabriken,  für  SchafwoU- 
k&mmereien  und  -Spinnereien,  fOr  Arbeiten  Über  Tage  in  Berfrwerkeo, 
sofern  diese  Arbeiten  für  die  Dauer  von  mindestens  vier  Monaten  im 
Jahre  infolge  von  klimatischen  Verhältnissen  eingestellt  werdm  müssen. 

Aus  den  Knnferenzprotokollen  (S.  DO,  91,  101,  102)  geht  hervor, 
dass  von  diesen  Ausnahmen  jene  für  die  gesamten  Betriebe  der  Woll- 
industrie lediglich  von  Belgien,  jene  der  Bergwerkindustrie  nur  (ür  die  hoch- 
gdegeuen  Bergbane  in  den  österreichischen  Alpenlftndem,  jene  fUr  Bohandker- 
fabriken  nur  von  Oesterreich  und  Unr,'arn  in  Ansprneb  ppTif»mmon  wurden. 

Aus  dorn  Grundsätze,  dass  internationale  ArbeiierschutzvertrÄge  be- 
stehende  oder  künftige  Bestimmungen  eines  weitergehenden  Arbeiter- 
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scIiQtzeB  nicht  berühren,  darf  man  folgon,  dass  eine  Verallgemeinerung 
dieser  Friston  auf  mden  Lftndcr  dem  Sinne  der  „Gnindzüge*'  gemäss 
ausgeächlossea  ist. 

2.  Nationaler  Irbeitersehutz* 

I.  Allgemeiner  Arbeitersohats. 

1.  Fabrik-  und  Werkstättengesetze.  Dem  bulgarischen 
Gesetze  über  die  Arbeit  der  Frauen  und  Kinder  in  Gewerbebetrieben,  vom 

26.  M&rz/lO.  April  1906  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  28)  unterstehen  sämtliche  Ge- 
werbebetriebe des  Landes  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  beschäftigten 
Personen  und  ausserdem  auch  solche  Heimbetriebe,  die  mehr  als  5  familien- 
fremde  Personen  beschäftigen.  Alle  diese  Betriebe  sind  anzeigepflichtig 
nnd  nnterstehen  einer  vom  Handelsministerinm  anssuttbenden  Arbeits- 
inspektion. Als  Zulassungsalter  gilt  das  vollendete  12.  Altersjalir;  nur 
ausnahmsweise  und  auf  Grund  ärztlicher  Zeugnisse  das  10.  Verboten 
ist  die  Arbeit  von  weiblichen  Personen  unter  Tai^e  ohne  Berflcksichti^ung 
des  Alters,  und  die  Arbeit  unter  Tage  für  männliche  Jugendliche  bis  zum 
sorttckgelegten  16.  Altersjahre.  Verboten  ist  Mch  allen  Personen  im  Alter 
unter  18  Jahren,  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  die  Arbeit  in  ge- 
sundheitsgefährlichen Betrieben. 

Hinsichtlich  fler  Arbeitsdauer  kennt  das  Gesetz  3  Kategorien :  Kinder 
im  Alter  von  10—12  Jahren  dürfen  nicht  länger  als  6  Stunden  täglich, 
Jugendliche  im  Alter  von  12 — 16  Jahren  nicht  länger  als  8  Standen,  nnd 
endlich  Frauenspersonen  im  Alter  von  über  15  Jahren  nicht  länger  als 
10  Stunden  täglich  bescliiifti^i^^f  werden.  Die  Arbeitszeit  darf  nicht  länger 
als  5  Stunden  ohne  Unterbrechung  andauern;  die  Gesaratdauer  der  Pausen 
hat  bei  8-stündiger  täglicher  Arbeitsdauer  1  Stunde,  bei  10-stündiger 
Arbeitsdauer  2  Stunden  zu  betragen.  Die  Nachtarbeit  ist  grund^talich 
für  die  geschützten  Arbeiterkategorien  untersagt,  und  zwar  den  Ar> 
beiterinnen  ohne  Unterschied  des  Alters,  männlichen  Arbeitern  bis  zum 
zurückirel ehrten  15.  Altersjaiire.  Ausnahmen  sind  iür  eine  vom  Inspektor 
zu  bestimmende  Dauer  bei  unvorsehbaren,  infolge  höherer  Gewalt  hervor- 
gehenden Betriebsunfällen  snlässig,  keinesfalls  ab«r  für  Personen  unter 
13  Jahren.  Als  Nacht  gilt  in  den  Monaten  vom  1.  April  bis  zum  1.  Oktober 
die  Zeit  von  S  Uhr  abends  bis  Uhr  mor^jens,  in  den  Monaten  vom 
1.  Olitober  bis  zum  31.  März  die  Zeit  von  G  Uhr  abends  bis  (>  Uhr 
morgens.  In  ununterbrochenen  Betrieben  dürfen  männliche  Jugendliche 
im  Alter  von  über  18  Jahren  bis  11  Ulir  abends  beschäftigt  wenien,  sie 
haben  aber  sodann  eine  ununterbrochene  Arbeitsmhe  von  i  'i  I  >i  im 
8  Stunden  zu  gnniessen  (Art.  «Ii.  Art.  7  los  Oe.^jetzes  enthält  das  Verbot 
der  gewerblichen  Beschättigun<i:  von  Wf'clinerinncn  wahrend  eines  Monats 
nach  der  Niederkunft,  und  die  Bestimmung,  Uass  .sie  währeud  dieser  Zeit 
nicht  als  gekündigt,  sondern  als  ohne  Lohnsahlung  ])earlaubt  ansusehen 
sind.  Art.  9  gewährleistet  den  geschützten  Arbeiterkategorien  einen 
wr.fhoiit  liehen  Ruhetapf.  Die  fibri^^rn  Brstinünnn^ron  betreilbn  Arbeits- 
bücher, ITvgiene,  Unfalh  f  i  liiitung  und  Fabrikonlnungen  und  schlies.sen  sich 
im  wesentlichen  der  itulienischeu  Gesetzgebung  (BuU.,  Bd.  I,  S.  b4tS  ö'.) 
an.  Hinsichtlich  der  DurchfObrnng  des  Oeeetxes  wird  bestimmt,  dass  bis 
zur  Ernennung  staatlicher  Inspektoren  die  Aufsicht  provi.sorisch  von 
städtischen  Ausschüssen  besorgt  wird,  die  aus  dem  Bürgermeister,  dem 
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Bezirksant,  dem  Sdralinspektor,  dem  städtiachen  Ligeoietir  und  einem 

Vertreter  der  Arbeiterverbände  der  betreffenden  Gemeinde  bestehen  sollen ; 
in  Gemeinden,  in  welchen  Handelskaramern  sich  befinden,  soll  auch  der 
Sekretiir  der  Handelskammer  IVfitglied  des  Aiisschusses  sein.  Die  Berichte 
der  Aufaichtsorgane  sind  jauriich  al»  Beilage  zum  Amtsblatte  zu  ver- 
{^ffentlichen.  Der  Ertrag  der  in  Ausfährung  dea  Oesetzee  auferlegten  BaeaMi 
flieeet  der  National  bank  zu  und  wird  von  dieaer  zum  Zwecke  der  Speisung 
eines  Fonds  für  Sozialversicherung  verwaltet.  Das  Gesetz  tritt  H  Monate 
nach  .seinem  Erlasse  in  Kraft,  doch  mit  dem  Vorbehalte,  dass  diejenigen 
Bestimmungen,  die  da«  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen  betreffen,  erst 
5  Jahre  nadi  Erlass  des  Geeetiee  in  Kraft  treten  sollen. 

2.  Franenschnta.    Das  Arbeitednnensdintzgeseta  des  Kantons 

Basel-Stadt  vom  23.  April  1888  ist  aufgehoben  worden  und  an  dessen 
Stelle  ist  das  Gesetz,  betr.  den  Schutz  der  Arbeiterinnen,  vom  27.  April 
U)o.~)  Bull.,  Bd.  IV,  8.  58)  getreten.  Gegenüber  dem  alten  Gesetze  weist 
daä  neue  iolgende  Aenderungeu  auf: 

I.  Geltangsgebiet.  Kach  den  Bestimmungen  des  Gesetses  von 
1888  fand  dieses  Gesetz  Anwendung  auf  solche  dem  eidgenössischen 
Fabrikgesetze  nicht  unterteilte  gewerblichen  Betriebe,  in  welchen  ent- 
weder mindestens  3  Arbeiterinnen,  oder  überhaupt,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zahl,  Arbeiterinuen  oder  Lehrmädchen  im  Alter  von  unter  18  Jahren 
beschftftigt  waren.  Nach  §  1  des  neaen  Gesetsea  wird  das  Geltungsgebiet 
nach  zwei  Seiten  hin  erweitert:  1)  es  sollen  künftighin  neben  den  ge- 
werblichen auch  kanfmflnnisohe  Betriebe  (offene  Ladengeschäfte)  dem 
Gesetze  unterstellt  sein,  und  'J  i  tflllt  die  Unterscheidung  zwischen  den  (re- 
schäfien  mit  3  Arbeiterinueu  und  solchen  mit  weniger  als  3  Arbeiterinnen 
dahin,  dergestalt,  dass  das  Gesets  auf  alle  Betriebe,  audh  auf  solche  mit 
nur    "in  r  Arbeiterin,  anwendbar  ist. 

II.  Das  Gesetz  von  1888  limitierte  die  Arbeitsdauor  der  gewerblichen 
Arbeiterinnen  mit  1 1 .  an  Vorabenden  der  Sonn-  und  Feiertage  mit  lO  Stunden 
täglich.  ^  4  des  neuen  Gesetzes  bringt  den  gewerblichen  Arbeiterinnen 
den  lO^tfindtgen,  an  Vorabenden  der  Sonn^  nnd  Festtage  den  d-stOndigen 
Arbeitstag.  Für  die  dem  Gesetze  neu  unterstellten  Ladengeschäfte  sieht 
das  Gesetz  von  der  Einführung  des  1 0-stündigen  Arbeitstages  ab ;  es  sieht 
für  die  erwachsenen  Verkiiufcrinnen  einen  1  l-stündigen,  für  Verkäuferinnen 
im  Aller  unter  1 7  Jahren  einen  lü-stilndigen  Arbeitstag  vor.  Die  um 
die  lißtte  der  Arbeitszeit  sn  gewahrende  Ruhepause,  die  nach  dem  Ge- 
setze von  1888  1  Stunde  betrug,  wird  durch  das  Gesetz  von  1906  auf 
l^/s  Stunden  erhöht ;  für  Angestellte  in  Ladengeschäften,  die  mit  dem  Be- 
triobsinhaber  in  häuslicher  Gemeinschaft  leben,  darf  indessen  dit>  Dauer 
der  Mittagspause  auf  1  Stunde  reduziert  werden.  Die  nächtliche  Be- 
schäftigung ist  ebenso  hinsichtlich  der  gewerblichen  Arbeiterinnen,  wie 
anch  hinsichtlich  der  Verkäuferinnen  verboten  ;  die  normale  Arbeitszeit  soll 
in  gewerblichen  Betrieben  in  der  Zeit  zwischen  0  Ulir  morgens  und  8  Uhr 
abends,  in  Ladengeschäften  zwischen  G  Uhr  morgens  und  9  Uhr  abends 
liegen;  Ueberstunden  dürfen  nicht  über  10  Uhr  abends  (bisher  11  Uhr 
abends)  hinansgehen.  Die  bisher  nicht  limitierte  Zahl  der  Ueberstunden 
darf  nicht  mehr  als  2  Stunden  täglich  betragen  und  die  Bewilligung  darf 
in  keinem  Falle  4  Wochen  fihor.'^chreiten ;  Madchen  nnter  18  Jahren  und 
schwangere  Personen  dürten  überliaupt  nicht,  andere  Arbeiteriuneu  nur 
mit  ihrer  Zustimmung  zur  Ueberzeitarbeit,  die  besonders  zu  entschädigen 
ist,  herangeiogen  wwden.   Sonntagsarbeit  gewerblicher  Arbeiterinnen  ist 
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verboten,  fOr  Yerkftuferiiuieii  Bind  yon  diesem  Verbote  die  im  Sonntags- 
ruhegesetz  vorgesehenen  Ausnahmen  znlftsstgi  doch  ist  ihnen  für  jeden 

Sonntag  oder  anderen  öffentlichen  Etiheta«;^.  an  dem  sie  beschfiftlgt  wei  don, 
die  doppelte  Zeit  an  einem  Wochentage  freizugeben.  Zur  Sicherung  der 
vorstehend  angegebenen  Einschr&uliungen  der  Arbeitszeit  dient  endlich 
das  in  das  Gesets  neu  aufgenommene  Verbot  der  Mitgabe  yon  Arbeit 
nach  Hause. 

TIT.  Zum  Schutze  dftr  Onsundheit  der  dem  Grsf-tzo  untersfpliendeu 
Arbeiterinnen  nahm  das  Gesetz  von  11)05  eine  Keihe  von  neuen  Bestim- 
mungen auf.  Das  Gesetz  von  1888  enthielt  hinsichtlich  der  Ai  beitsräume 
nur  die  gans  aUgemein  gehaltene  Vorsdirift|  dass  in  Besog  auf  deren 
sanitäre  Verhältnisse  der  Behörde  die  Aufsicht  anstehe.  Das  Gesetz  von 
liM>5  präzisiert  genauer  die  der  Behörde  daraus  orM  achsori' ien  \  ei  )  f!i(  li' 
tungen  zum  Erlasse  von  Vorschrü'ten  zum  Schutze  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  der  Arbeiterinnen  nnd  zur  Wahrung  von  Sitte  vaxd  Anstand. 
Entsprechend  der  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  des  Oesetses  Bnden 
diese  Bestimmungen  nunmehr  auch  auf  Ladengeschäfio  Anwendung,  und 
speziell  dem  Schutze  der  in  T-aden<:jcsrh?lfte?i  Ijeschilfti'^ten  Arbeiterinnen 
dieuT,  die  Bestimmung,  es  solle  in  den  Verkautslokaleu  hinreichende  Sitz- 
gelegenheit vorhanden  sein.  Endlich  ist  dem  Betriebsinbaber,  im  Interesse 
des  Schutzes  der  Gesundheit  auch  ausserhalb  der  Arbeitsstätte,  die  Ver> 
pflichtung  auferlegt,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  mit  ihm  in  häuslicher  Ge- 
meinschaft lebfiideii  Arbeitevinnen  ausreichende  frestuulheitsgemässe  Er- 
nährung und  Unterkunft  erhalteU}  und  die  bisher  bereits  bestehende  sanitäre 
Ueberwachung  d»  Arbeitslokale  soll  nunmehr  durch  eine  Eontrolle  der 
Nahrung  und  Wohnung  der  Arbeiterinnen,  wslche  dieselben  vom  Arbeit- 
geber erhalten,  ergänzt  worden. 

IV.  Zum  Schutze  des  Lohnes  dienen  die  Bestimmungen  der  §§  13  ff., 
die  nach  vielen  Seiten  hin  über  die  Normen  des  Gesetzes  von  JS88  hinaus- 
gehen und  die  raeh  im  weaentlichen  an  die  analogen  Bestimmungen  der 
Arbeiterinnenschutsgesetze  der  Kantone  Zürich  und  Aargau  anlehnen.  Neu 
ist  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  dass  der  Lohn  mindestens  alle  2  Wochen, 
und  zwar  in  «resetzlichen  MUnzsorten,  innerhalb  der  Arbeitszeit  im  Botriebe 
selbst  auszuzahlen  ist,  und  dass  monatliche  Lohnzahlung  nur  auf  Grund 
einer  schriftlichen  Vereinbarung  oder  einer  amtlich  genehmigter^  Arbeits- 
ordnung erfolgen  dtirle;  neu  ist  die  Regelung  der  Festsetzung  der  SUick» 
lohuansätze  bei  Akkonlarbeiten  und  die  Bestimmung,  dass  die  Auszahlung 
der  Akkordarbeiteriunen  spätestens  am  ersten  Zahltage  nach  Vollendung 
der  Arbeit  zu  erfolgen  habe;  neu  ist  die  Bestimmung,  dass  die  Hohe  des 
D6compte  die  Hftlfte  des  Wocbenlohnes  nicht  flbersteigen  dflrfe,  dass  das 
Zurückbehalten  von  Tiohn  zu  Versichemngs-  und  sonstigen  Spezialzwecken 
nur  bei  gegenseitig'»  m  Einverständnisse  zulässig  sei,  und  dass  Lohnabzüge 
für  Miete,  Heinigung,  Heizung  oder  Beleuchtung  des  Arbeitsraumes,  sowie 
für  Miete  imd  Benutzung  der  Werkzeuge  untersagt  sind ;  der  Aia.vimal- 
betrag  einer  Busse,  der  nach  dem  Gesetae  von  188U3  die  Hälfte  des  Tag- 
lohnes erreichen  durfte,  wurde  auf      des  Tagelohnes  reduziert. 

V.  Hinsichtlich  der  Auflösung  des  Arbeitsvi  i  hältnisses  nahm  das  Ge- 
setz von  H>n5  neu  die  Bestimmung  auf,  dass  bei  Akkordarbeit  die  Kün- 
digung auf  den  Zeitpunkt  der  Vollendung  einer  angetangenen  Arbeit  geht, 
sofern  dabei  die  ordentliche  Kündigungsfrist  (14  Tage)  uicLt  um  mehr 
als  4  Tage  verkttrat  oder  verlängert  wird.  Neben  der  14-tägigcn  Kttu- 
digungsfrist  kennt  das  Gesetz  als  Norm  auch  die  monatliche  Kündigung, 
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sofern  diese  in  der  amtlich  genebmigtea  Arbeitsordnung  festgesetzt  ist; 
andere  Kündignngsfriaten,  die  in  allen  illllen  ftlr  beide  Teile  von  gleicher 
Daner  sein  müsseu,  bedürfen  einer  .schriftlichen  Vereinbarung. 

VI.  Mit  der  Vollziehuiifr  '^f^^  Gesetze>!  ist  der  KpfrieruTigsrat  bezw. 
das  Departement  des  Innern  betiaut ;  ausführendes  Organ  ist  das  durch 
G-eaetx,  betr.  die  Organisation  des  Departements  des  Innern,  vom  8.  No- 
vember 1900,  geschaffene  kantonale  Gewerbeinspektorat,  das  znr  lieber- 
wachung  der  Betriebe  nnd  zu  lnspektionen  die  Mitwirkung  von  Organen 
de«  Polizei-,  des  Bau-  und  dos  Sanitf\tsdej»artements  bean^pnifhon  darf. 
Die  dem  Gesetze  unterstehenden  Betriebe  sind  anzeigeptlichtig.  Das  Uo- 
seta  ist  dnrch  Ablanf  der  Referendumsfrist  bereits  in  Rechtskraft  getreten. 

8.  Arbeitsseit.  In  Japan  existieren  keine  Arbeiterschntzvor- 
Schriften  für  AngesteUte  der  Privatbetriebe;  da>:egen  liegen  einige  Mass- 
nahmen vor,  die  die  ArbeitsbeditiErnn^ien  >]ev  Staatsai beitor  teilweise  regeln. 
Dio  letzte  dieser  ."Massnahmen  war  der  kaiserlii  lio  Erlass  No.  191  von 
1002  zur  Regelung  der  Pension  tur  Arsenalarbeiter.  Seither  sind  nur 
Departementsverordnongen  erlassen  worden,  die,  ohne  eigentlich  Arbeiter- 
schatser]a.sse  zu  sein,  doch  Schntsmassnahmen  enthalten  und  deren  wich- 
tigste auf  S.  50  aufgefiilirt  sind. 

Ein  Erlass  des  Marinedej lartements  vom  31.  Oktober  1902  verliif^t, 
dass  eine  bestimmte  Zeit  für  Arbeiter  in  "Werften  als  tägliche  Arbeitszeit 
festzusetzen  nnd  jede  Ueberstunde  als  ^/^g  dieser  Arbeitszeit  zu  boreebnen 
ist;  ein  anderer  de-sselben  Departements  v-uu  31.  Januar  1903  enthält 
Ai  beitszeitvorsclii'iften  für  die  Ta^^^esarbeit  in  \\'(M-ften,  Werkstätten  und 
Arsenalen  der  Marine  und  den  Betrieben  zur  Ileisteilnng  von  Schimose- 
Explosivstotfen.  Die  Dauer  dieser  Arbeit  ist  für  Beamte  auf  8,  für  Ar- 
beiter auf  10  Stunden  fixiert.  Subaltembeamte  haben  in  Fabriken  gleich 
lang  wie  Arbeiter  zu  arbeiten.  In  Zeichen-  und  analytischen  Abteiiun^^en 
beträgt  die  Arbeitsdatier  für  Beamte  und  Arbeiter  !♦  Stiiiiden.  Zwischen 
der  Arbeit  an  Bumstafren  und  anderen  Wochentai^en,  lifi  Tag  und  Nacht, 
wird  ausdrücklich  kein  Unterschied  gemacht.  Ueberstuuden  sind  vorgesehen. 

In  der  Schweiz  ftihrten  die  Bestrebungen  ftlr  Frdgabe  des  Samstag- 
Nachmittages  nach  langen  parlamentarischMi  Arbeiten  (s.  Bull.,  Bd.  I, 
S.  102,  333,  690,  Bd.  III,  S.  fK>,  2Um  rxim  Erlass  de>  Bundesf^e.-etzes 
vATTt  1.  April  1905,  betr.  Ergänzung  des  Bundes(Fabrik-)geset/.es  vom 
2ä.  Marz  1877  (Bull.,  Bd.  IV,  Ö.  50).  Das  Gesetz  hat  die  Ft>rm  «iner 
Novelle  zum  Fabrikgesets  und  ist  daher  nur  auf  die  dem  Fabrikgesetze 
unterstehenden  Betriebe  anwendbar;  es  ist  dnrch  Ablanf  der  Referendums- 
firist  in  Hechtskraft  getreten. 

L)urcli  Art.  1  des  fresetzes  wird  brstimuit,  dass  nn  den  Samstafien 
und  au  den  Vorabenden  der  gesetzlichen  l'esttage  in  den  dem  i'abrik- 
gesetze  unterstehenden  Betrieben  die  Dauer  der  Arbeitszeit^  mit  Einschluss 
der  Reinigtingsarbeiten,  nicht  mehr  als  9  Stunden  (bisher  10  Stunden) 
betragen  und  keinesfalls-  fibcr  '>  T'ljr  abends  hinati^äfrehen  darf.  Vm  der 
T^mtrehnng  dieser  BestimDinn;^  vorzubeugen,  stellt  das  Gesetz  das  \  erbot 
der  Mitgabe  von  Arbeit  nach  Hause  auf,  wodurch  natürlich  nicht  allein 
die  Umgehung  des  Art.  1  der  Novelle,  sondern  auch  des  Art.  11  des 
Fabrikgesetzes  (Xormalarbeitstag)  erschwert  yritd.  Keine  Anwendung 
findet  die  Novelle  atif  Hilfsarlieiten  im  Sinne  des  Art.  12  des  Fabrik- 
gosetzes  und  auf  Betriebe,  für  weklie  2sacl)t-  und  Sonntagsarbeit  (Art.  13 
und  14  des  Fabrikgesetzes)  bewilligt  ist.  Ausnahmsweise  und  vorüber- 
gehend können  fiOr  alle  Industriezweige,  falls  das  Vorhandensein  einer  be- 
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stimmtoii  und  swingenden  äusseren  VerftnlMBung  n«dig6wiMeii  wird,  von 
den  in  Art.  11  Abs.  4  des  Fabrikgesetzes  bezeichneten  kantonalen  Be- 
hörden Ausnahmen  bewilligt  werden;  der  Bundesrat  wird  ausserdem  die- 
jenigen Industriezweige  bezeichnen,  welchen  ini'olgo  ihrer  besonderen  Be- 
trie^irerhlltniMe  AoBnilimein  f&ac  eine  Iftngere  Dmer  bewilligt  werden 
dflrfeo. 

4.  Sonntagsruhe.  Das  Gesetz  des  Kantons  Basel- Land  vom 
20.  Marz  1905,  betr.  die  öffentlichen  Ruhetege  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  63)  er- 
teilt den  Gemeinden  die  Enu&chtigung,  zu  beschliessen,  dass  an  den 
dffentlicben  Ruhetagen  die  kaufm&nnisdien  Oeechafte  ganz  oder  w&hrend 
bestimmter  Stunden  geschlossen  bleiben  sollen^  und  femer  zu  beschliessen, 
dass  an  öffentlichen  Ruhetagen,  von  Arbeiten  durchaus  dringlicher  Natur 
ab<resehpn,  keine  Arbeiten  ausgeführt  werden  dürfen,  durch  welche  LRrra 
oder  öti'entliches  Aergernis  verursacht  wird,  oder  welche  geeignet  sind, 
andere  im  Genosse  des  Ruhetages  erheblich  ea  stOren. 

5.  Arbeitshygiene.  Ein  Erlass  vom  2.  Marz  1905  (Bull.,  Bd.  IV, 
8.  40)  refi;olt  das  Verfahren,  das  seitens  der  Aufsichtsbeamten  und  der 
beteili;_^ten  Behörden  bei  der  Durchführung  des  französischen  Hygiene- 
und  Sicherheitsgesetzes  vom  11.  Juli  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  373)  in  den 
Kriegs-  und  Harineanlagen  zu  befolgen  ist. 

6.  Xiohnsahlung.  In  Japan  sind  durch  einen  Erlass  des  Marine- 
departöments  vom  1(1.  Juli  U»n3  (vergl.  Bull.,  Bd.  IV,  S.  50)  für  Beamte, 
die  gemäss  einem  Erlasse  desselben  Departements  vom  31.  Januar  190.3 
(vergl.  Bull.,  Bd.  IV,  S.  50}  Ueberzeitarbeit  leisten,  höhere  Löhne  vor- 
gesehen; doch  bestimmt  derselbe  Erlass,  dass  nach  dem  Ermessen  des 
Oberstkommandierenden  der  Marinestation  oder  des  Direktors  der  Fabrik 
Ueberzeitarbeiten  auch  unter  dem  festgesetzten  Liihu/uschlag  entlohnt 
werden  können.  —  Ein  Erlass  vom  8.  Juni  1!><  i.5  i  vergl.  Bull.,  Bd.  IV, 
8.  50)  verfügt,  dass  die  Arbeiter  auf  Schiffen,  die  Kriegszwecken  dienen, 
von  der  AasfiPahrt  bis  zur  Rflokkehr  rar  Flottenbasis  den  doppelten  Betrag 
des  für  ihre  Stellung  vorgesehenen  Haximallohnes  erhalten  sollen.  — 
Zwei  Erlasse  des  KrioL^sdopa^tements,  vom  15.  und  21.  Februar  1904 
(vergl.  Bull.,  Bd.  IV,  S.  50),  bestimmen  die  Änfitelituifif-,  Ausrüstungs-, 
Arbeits-  und  Lohnzahhingsbedingungen  für  Augestellte  des  Feldpostdienstes 
und  Arbeiter,  die  beim  Bau  von  Feldkommunikationsmitteln  yerwemdet 
werden. 

7.  Oeffentliche  Arbeiten.    Im  Kanton  Zürich  wurden  durch 

Verordnung  vom  2(5.  April  190')  ['Rull.,  Bd.  IV,  S.  57)  Bestimmunu:en 
über  die  Vergebung  vou  staatlichen  Arbeiten  und  Lieferungen  eih\ssen. 
Soweit  diese  Bestimmungen  Zwecke  des  Arbeiterschutzes  verfolgeu,  lässt 
sich  ihr  Inhalt  wie  folgt  snsammenfassen :  1)  Eis  sind,  zum  Zwecke  der 
Vermeidung  von  Ueberstunden,  bei  der  Vergebung  von  Arbeiten  au.sreichend 
bemessene  Fristen  zu  bewilligen;  2)  Arbeiten,  die  sirh  zu  jedoi-  .Tahres- 
Keit  ausführen  las.sen,  sollen,  zum  Zwecke  der  Verhütung  der  Arbeitslosig- 
keit, so  vergeben  werden,  dass  sie  wahrend  der  stillen  Zeit  ausgeführt 
werden  können;  3)  fiHr  Arbeiten,  die  sich  nicht  im  vorans  berechnen 
lassen,  sollen,  man  Zwecke  des  Lohnschuty.es,  keine  Pauschalpreise,  sondern 
Akk  udansfitze  vereinbart  werden;  4)  dem  irloichen  Zwecke  des  Lohn- 
schutzes  dienen  hinsichtlich  der  Zuschlagserteiiuntj  die  aufgestollren  Grund- 
sätze: den  vergebenden  Behörden  steht  das  liecht  zu,  den  Bewerbern 
Fragen  Uber  die  Höhe  der  Löhne,  Uber  die  Arbeitsseit  und  über  die 
Lohnzuschläge  fUr  Ueberstunden  vorsulegen;  die  Zoschlftge  für  lieber- 
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8ttind«ii  mfiasen  mindastens  25,  die  für  Nftehi*  imd  Sonntagaarbeit  min- 
destens 50  Proz.  des  gewGlmlichen  Standenlohnes  betragen;  die  seitens 

der  UDternehmer  bei  Beantwortung  der  Anfragen  gemachten  Angaben 
sind  verbindlich;  an  Unternehmer,  die  die  gestellten  Fragen  nicht  beant- 
wortet haben,  darf  kein  Zuschlag  erteilt  werden;  ebenso  sind  von  der 
Berticksichtigung  Augebote  von  Untwuehmem  ausgeschlossen,  von  weldien 
bekannt  ist,  dass  sie  Löhne  zahlen  oder  Arbeitsbedingnngen  stellen,  welche 
hinter  den  in  ihrem  Gewerbe  üblichen  Löhnen  bezw.  Arbeitsbedingungen 
zurückbleiben;  falls  in  einem  Gewerbe  Tarifgemeinschaften  bestehen,  sind 
die  Tariflöhne  als  „übliche  Löhne"  anzusehen ;  5)  dem  Zwecke  der  Lohn- 
sicherung dienen  die  Brntämmongen  des  §  22,  durch  welche  die  wöchent- 
liche Lohnzahlung  angeordnet,  die  AuszaJilnng  in  Wirtschaften  verboten 
und  dem  Tnick  Schranken  entgegengesetzt  werden ;  6)  Zwecke  der  Arbeits- 
hyrriene  und  Arbeiterfürsorge  erfüllen  endlich  die  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung, die  dem  Unternehmer  die  Erstellung  geeigneter  Unterkunfts- 
rftiwie  und  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  von  Unfällen 
und  Berofskrankheiten  auferlegen. 

8.  Auswanderung.    InOstindien  erliess  der  Staatsrat  im  Jahre 

10(14  ein  Gesetz,  Xo  XTT.  zur  weiteren  Abündeninft  des  Indisclien  Auswan- 
derungsgesetzes  von  l  ^s..  Dieses  Gesetz  von  IHH'A  enthillt  Vorschrilten 
über  die  zulassigen  Auswanderun^^shafen  und  die  Länder,  nach  denen 
Auswanderung  gestattet  ist  (Kap.  II),  solche  betr.  Auswanderungsagentoi 
(Eap.  HI),  Sohttts  und  ärztliche  Aufsicht  der  Auswanderer  (Kap.  IV), 
Aushebung  von  Auswanderern  Kap.  V),  Registrierung  der  Auswanderer 
(Kap.  VI),  Auswandererdepots  i  Kaf).  VII\  Uebertuhrung  der  Auswanderer 
in  die  Depots  (Kap.  VIllj,  Auswandorerschitle  (Kap.  IX),  Einschiffung 
(Kap.  X),  Äusföhrungsverordnungen  (Kap.  XI),  Strafen  (Kap.  XIT)  und 
Ergiln Zungsvorschriften  (Kap.  XIII).  Das  Gesetz  erfuhr  Ab&nderungen 
durch  die  Gesetze  Ko.  XVIll  von  188<),  Xo.  I  von  IHmi,  No.  VIT  von 
1807,  No.  X  von  lä(.»2  und  No.  XII  von  l!i(>4.  Da.s  Gösetz  No.  X  von 
1902  fügte  zu  deu  bestehenden  li3  Kapiteln  ein  XIV.  hinzu,  das  aut  dio 
Anstellung  Indischer  Eingeborener  als  Handwerker,  fttr  Ausstellungen, 
Schaustellungen,  oder  als  Diener  in  Restaurants  oder  Privath&usern  im 
Ausland  Bezug  nimmt.  Wer  indisclie  Eingeborene  für  solche  Zwf^cke  r.n 
engagieren  wünscht,  hat  br>i  «ior  Lokalbehörde  def  in  Frage  knnnnenden 
Audwanderungshafeus  um  Erlaubnin  eiuzukomuien  und  dabei  Angaben  zu 
machen:  Uber  die  Zahl  der  engagierten  Personen,  deren  Bestimmungsort, 
die  filr  die  Ueberfahrt  getroffenen  Vorkehrungmi,  die  Vorkehrungen  für 
Gesundheit  und  Rej»atriierung  der  Auswanderer,  die  Anstellungsbedingiingen 
und  die  Garantien,  die  er  filr  die  riclitige  Kinhaltunir  seiner  Verj>tliclitung 
und  gebührende  Behandlung  der  engagierten  Perüoueu  und  dereu  Ange- 
hörigen bietet.  Das  neue  Gesetz  von  1904  schiebt  in  dieses  Kap.  XIV 
einen  Artikel  ein,  demzufolge  alle  Bestimmungen  dieses  Kapitels  auch  auf 
einen  Hafen  zutreffen  sollen,  den  der  Staatsrat  für  diesen  Zweck  durch 
Bekanntmachung  in  der  tia/.ette  of  Tuflia  bezeiehnet.  Ein  solciier  Hafen 
gilt  dann  auch  als  zulässiger  Auswanderungshalen  im  Sinne  des  Haupt- 
geaetses.  —  Die  auf  Grund  des  Hauptgesetzes  erlassenen  Ausftthrungs* 
Verordnungen  und  Bekanntmachungen  erfuhren  sahlreiche  Abänderungen 
und  Erweitern Ti'/'^n. 

Zum  Gesetze  No.  6  vom  Jahre  1901  zur  Xodihzierung  und  Abände- 
rung der  Gesetze  betr.  die  Auswanderung  nach  deu  Arbeitsbezirken  von 
Assam  (vergl.  Bull.,  Bd.  I,  S.  44)  sind  von  den  Regierungen  von  Assam, 
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Bengiil  und  Madras  AusftlhruiigBverordiiQiig«ii  erlassen  worden  (vergl. 
BulL,  Bd.  IV,  8.  47,  48).    Die  VerorannDg  von  Assam,  vom  7.  Marz  1(H)2, 

entbiilt  neben  den  einloitenilen  Bcstinimunpen  'Kap.  I\  solche  betr.  den 
Tran.s]ioir  der  Einwanderer  auf  i'iussdampfern  i^K;!]).  II)  nnd  \>c-r  Ei.'>on- 
Lidiin  [Kap.  III.),  beü'.  die  Auawandorerdepots  (Kap.  Beuiuie  zur  Be- 
auisichtigung  der  Depots  und  Einschiffiingshftfen  (Kap.  V),  die  Ueber» 
fühniDg  (Kap.  VFi  uvjd  Repatriiei  uii^  der  Auswanderer  (Kap.  VII).  Kap. 
VIII  behandelt  die  AN'olmtingen,  .Nalinui^s  Wasst-i-ziifnlir  und  medizinische 
und  sanitäre  Einhchtuii^^eu  für  die  Auöwaiiderer  in  den  Arhcitsdistrikten ; 
von  den  Untemelimer«  sind  Verzeichnisse  zu  fuhren  und  Berichte  abzu- 
liefern (Kap.  IX) ;  ein  letzter  Abschnitt  fixiert  die  Pflichten  der  Beamten 
und  Inspektoren  (Kap.  X).  —  Die  Verordnung  von  Bengal  vom  15.  Ok- 
tober 1901  entliftlt  neben  den  einleitenden  Bestimmungen  (Kap.  I)  solche 
beil  .  Au,s\\  anderungsagenten,  Depots  und  andoi  e  [Jnterkuntrslnkalitäten 
und  deren  i'ührung  (Kap.  II).  Die  lieiseioute  und  Behandlung  der  Aus- 
wanderer auf  der  Reise  ist  vorgeschrieben  (Kap.  III),  ebenso  das  Ver- 
fahren beim  Ausbruch  von  Cholera  (Kap.  IV).  Der  letzte  Abschnitt  ent- 
hält Vorschriften  für  die  Ausrnsttin^'  der  Answandororschitic,  die  Ein.^chilTun^ 
und  die  Pflichten  der  Kapitäne  und  Aerzte.  —  Die  Bekanntmachungen 
von  Aladras  verlangen  Berichte  auf  Grund  dea  Aibeiterschutz-  und  Aus- 
wandemngsgesetses  von  Assam  (Kap.  I),  enthalten  Bestimmungen  betr. 
Auswandemngsagenten  und  die  Aushebung  von  Auswanderern  (Kap.  II), 
G'^b'diren  (Kap.  III\  T)op<;ts  und  andere  üntorknnftsrMnme  (Kap.  IV)  und 
die  Heise  der  Auswanderer  i^Kap.  V).  —  Diese  Ausführungsverordnungen 
erfuhren  im  einzelnen  durch  die  in  den  Fussnoteu  zu  den  Texten  ange- 
führten Bekanntmacfaongen  (vergl.  Bull.,  Bd.  IV,  8.  48)  Abänderungen. 

n.  Boruflichor  Arboiterschutz. 

1.  Bergbau,  Ein  belgischer  Ministerialerlass  vom  7.  April  1905 
(Bull.,  Bd.  IV,  S.  21)  enthält  Vorschriften  technischer  Xatur  über  die  Be- 
leuchtung der  Kohlengruben  bei  Arbeiten  unter  Tage. 

In  Grossbritannient  erweitern  zwei  Verordnungen  vom  6.  Sep- 
tember 1904  und  vom  11.  Februar  10O5  die  Zahl  der  zur  Verwendung  in 
Kohlengruben  gestatteten  Explosivstoffe  auf  öö  (vergl.  Bull.,  Bd.  IV, 

5.  46). 

25nm  indischen  Bergwerksgesets  von  1901  (vergl.  Bull.,  Bd.  I, 

6.  89)  bat  der  Staatsrat  auf  Grund  des  §  20  dieses  Gesetzes  Bekannt- 
machungen am  10.  Milrz  und  8.  Dezember  1904  (vergl.  Bull.,  Bd.  IV, 
S.  1-7)  erlassen.  Die  erste  dieser  Bekanntmachungen  findet  auf  alle  Kohlen- 
gruben in  Indien  Anwendung;  ihre  Vorächriften  regeln  von  den  im 
zitierten  Gesetse  vorgesehenen  Gegenständen  die  folgenden:  1)  die  sur 
Ein-  und  Ausfahrt  dienenden  Verkehrsmittel  (§  20  k  im  Gesetz),  2)  die 
Ein-  und  Ausfahrt  der  Personen  (§  2nk),  3)  die  Wege  und  Arbeit.^}. lätze 
in  den  (nuben  {§  20o),  4)  die  Bergkarten,  deren  Aufbewahrung  und 
Kontrolle  (g  20 i),  5)  die  Aufbewahrung  und  Verwendung  von  Spreng- 
stoffen (§  20j),  6}  die  Lüftung  der  Graben,  Behandlung  sdiädlicher  Gase 
(§  20  p)  und  den  Gebrauch  von  Sicherheitslampon  in  den  Gruben  (§  20 q), 
7)  die  Einznnnnng  von  Gruben  und  Schachten  20t),  dio  Einzäunung 
und  Sicherung  der  Maschinen  i§  20  k)  und  das  Vcrfahien  bei  Ornbonun- 
fkllen  (§  20  s).  Die  zweite  Bekanntmachung  schreibt  das  Schema  vor, 
nach  dem  der  jährliche  Beridit  über  die  Ausbeate  und  Arbeiter  aller 
Graben  in  Britisch-Indien  abzufassen  ist  (§  20  h). 
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2.  Metallverarbeitung.  Durch  eine  Verordnung  des  Staats- 
Mkretftrs  vom  18.  Februar  1905  (Ball.,  Bd.  IV,  S.  46)  wird  in  Gross- 

britannien  die  Erlaubnis  zur  auHuahmsweisen  Besch&ftigang  männliclier 

Jugendlicher  von  über  IG  Jahren  bei  NTaclit  unter  den  gesetzlichen  Be- 
dincnin<:en  auf  Xichttextiliabrikeu  für  die  Arbeit  des  Ausziehens  von  fort- 
iHuieudem  Draht  ausgedehnt. 

S.  Chemische  und  gotährliche  Industrien.  Durch  königl. 
ErJaas  vom  2a  Januar  1905  (Bull.,  Bd.  IV,  8.  21)  wurde  in  Belgien 
die  Fettsftnrefabrikation  in  Klasse  1  a  des  Verzeichnisses  der  gefthrlichen, 

gesundhoitsschadlichen  und  lästigen  Betriebe  eingereiht;  femer  wurden 
durch  königl.  Erla-^s  vom  20.  März  1905  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  2Si  die  Be- 
triebe mit  Dynamomaschinen  und  Transformatoren  den  Bestimmungen  der 
Gesetzgebung  ttber  gefthrliche,  geaundheitasehftdliohe  nnd  Iftetige  Betriebe 
unterstellt. 

4.  Textilindustrie.  Ein  französischer  Erlass  vom  4.  April 
1905  (Bull,  Bd.  IV,  S.  10)  entlüilt  techniache  Vorschriften  hinsichtlich 

der  Arbeiterhygiene  in  Tieinenbleichereien. 

5.  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel.  Durch 
Bekannfanadiung  des  deutschen  Bnndesrates  vom  9.  April  1905  (Bull., 

Bd.  IV,  S-  3)  wurde  die   am  1.  Mai  1903  ablaufende  Geltungsdauer  der 

Bestimniiingen  über  die  Beschilftii^ninn;  vun  Ai-beiterinnen  und  iu<i;endlichen 
Arbeitern  in  den  zur  Anfertigung  von  Zigarren  bestimmten  Anlagen  bis 
zum  1.  Mai  1UÜ7  verlängert, 

6.  Baugewerbe.  Durch  königl.  Erlass  vom  31.  M&rz  1905  (Bull., 
Bd.  IV,  8.  27)  worden  in  Belgien  Vorschriften  technischer  Natur  er- 
lassen, /um  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  im  Baugewerbe 
und  bei  Konstruktions-  und  Erdarbeitern  bescljilftiijten  Personen. 

7.  Ha  n  d  e  1  s gewerb e.  Durch  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  30.  Dezember  1904  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  9)  wurde  in  Württem- 
berg angeordnet,  dass  die  von  den  Ortspolizeibehörden  bewilligten  Aus- 
nahmen von  den  Bestimmongen  der  Gewerbeordnung  tlber  die  Mindest^ 
luheseit  und  die  Mittagspaim  der  Gelülfen,  T.ehrlinge  und  Arbeiter  in 
offeuen  Verkaufsstellen  sowie  (Iber  den  ^osetzliclien  Lailonschlnss,  einw 
Kachprüfung  unterzogen  werden  sollen.  Die  Ausnahmen,  die  künftighin 
nicht  im  voraas  auf  einen  längeren  Zeitraum,  sondern  im  Einzelfall  füi- 
bestimmte  aosserordentliebe  BedttrfhisfUle  zu  gewähren  sind,  soll  keines- 
falls Uber  das  engste  Mass  des  örtlichen  Bedflr&isses  hinausgehen  und 
sind  mit  der  Zeit  einzuschränken. 

Verkehrsgewerbe.  Ein  Frlass  des  preussischen  Ei.sen- 
bahiiminiateriums  vom  2G.  Januar  ll>Oö  f^ßull.,  Bd.  IV,  S.  4)  behandelt: 
1)  die  Errichtung  von  Aufentfaaltsrftumen  för  das  Bahnpersonal;  2}  die 
Gew&hrung  von  Gelegenheiten  zum  Aufwärmen  von  Speisen,  die  Errich- 
tung von  Kantinen  für  das  Per.sonal  und  die  Gcuähruug  von  Ausnahme- 
proisen an  das  Personal  in  den  Bahnholu  irischatten ;  3)  endlieh  die  zum 
Zwecke  der  Bekämpfung  des  Alkoholismus  zu  treifenden  Massnahmen. 

Durch  Erlass  des  preussischen  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten 
vom  15.  Mal  1904  wurden  versuchsweise  in  den  Eisenbahndirektionsbe/irken 
Berlin,  Köln  und  Frankfurt  a.  M.  Arbeiterausschüsse  für  die  nicht  zu  den 
We^rkstatten,  Ga.sanstalten  und  ahnlichen  Anlagen  der  Staatseisenhahn- 
ver  waltung  gehörigen  Arbeiter  gebildet.  Da  diese  Ausschüsse  „sich  als 
nittdich  erwiesen  haben**,  wurde  durch  Erlass  vom  28.  Februar  1905 
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(BuU.,  Bd.  IV,  iS.  6)  bestinuati  dass  im  ganzen  Bereicbe  der  prenssisch' 

hessis( lioii  Staatseisenbalin»;::Pinpinsrliaff  solche  Ausschüsse  organisiert  werden 
sollen,  und  Qä  wurde  hiertür  das  von  der  Eisenbahndirektion  Fraaki'urt  a.  M. 
ausgeprobte  Organisationsstatut  vom  Ministerium  adoptiert. 

Darch  Gesets  vom  2.  Mftrz  1906  (Ball.,  Bd.  IV,  8.  32)  sind  die  m 
Anlass  des  Arbeitsvertrages  zwischen  dw  !  :  j  nzösischon  Staatseisen- 
bahn verwaltnnj»  und  dfiron  Ani'o-^tellten  sicli  ci-^^ebeDilcii  Streitigkeiten  der 
Jurisdiktion  der  gewohulicheu  Gerichte  unterstellt  werden. 

Art  17  und  18  des  italienischen  Gesetzes  vom  23.  April  1Ü05, 
betr.  die  Verstaatlicbong  der  Eiaenba]men  (Ball.)  Bd.  IV,  8.  48)  enthalten 
Bestimmungen  über  die  Behandlung  des  Personals  der  mit  dem  1.  Juli  10(i5 
in  Staatsbetrieb  übergehenden  inittellf\)vii'S'  hen,  sizilischcn  und  adriatisdien 
Eisenbahnnetze.  Es  wird  der  Grundsatz  aulgesteiil,  da»»  mit,  Ausnahme 
derjenigen  Beamten,  welche  bei  den  Frivatverwaltungen  den  Rang  eines 
Generaldirektors,  eines  stellvertretenden  Generaldirektors  oder  eines  ge- 
sch&ft.sführenden  Direktors  einnahmen,  alle  übrigen  Beamten  der  Frivat- 
gesellschaften  in  den  Staatsdienst  fibernommen  werden  sollen,  und  zwar 
unter  Belassung  des  Kanges,  der  Einkünlte  und  —  wo  dies  möglich  — 
auch  der  Dienststellung,  die  die  betreffenden  Beamten  bisher  innehatten. 
Die  durch  die  geplante  Vereinheitlichung  des  Eisenbahndienstes  notwendig 
werdenden  Aenderungen  bleiben  vorbehalten, 

9.  Beher  bergungs-  und  Er  q  u  i  ck  u  n  gsge  w  o  r  Ii  o.  Durch  Ge- 
setz vom  8.  Juni  1905  i Bull..  Bd.  IV,  S.  (;3)  hat  der  Grosso  Hat  des 
Kantons  Basei-Stadt  das  Wirtschaftsgesetz  vom  19.  Dezember  1887 
in  dessen  den  Schutz  der  Angestellten  in  Gast-  and  Schankwirtschaften 
betrefPenden  Bestimmungen  (§§  29,  31  und  37)  abgeändert.  Diese  Aen- 
derungen  sind:  1)  das  bisherige  Gesetz  enthielt  ein  Ver\vendurj«:sverbrit 
lediglich  hinsichtlich  von  Mftdchen  unter  18  Jahren,  die  nicht  zur  Painilie 
des  Wirtes  gehören ;  das  neue  Gesetz  erweitert  dieses  Verbot  auf  Madchen 
in  diesem  Alter  Überhaupt  (also  auch  auf  FamiUenangehdrige),  und  stellt 
ausserdem  das  Verwendungsverbot  für  m&nnliche  Jugendliche  im  Alter 
von  unter  K!  Jahren  auf:  2i  die  dem  Personal  7u  gewahrende  unnnter- 
brnchene  Schlafruhezeit,  die  bisher  7  in  24  Stunden  betrug,  wurde  auf 
9  Stunden  erhöht;  3)  zu  der  bisher  bereits  gesetzlich  gewährleisteten 
Ruheseit  von  6  Stunden  wöchentlich  tritt  im  neuen  Gesetze  ein  einmal  im 
Monat  zu  gewahrender  24-Btündigr  r  !;  ihetag  hinzu. 

Das  St.  Gallische  Wirtschaft s::e?etz  vr.ni  25.  Mai  IfHi.'i  (Bull.^ 
Bd.  IV,  S.  64)  enthält  im  Art.  39  Be8tinimun<.:oii  zum  Schutze  des  l'er- 
sonals  der  Gast-  und  Schankwirtscbaften.  Dem  Öchutze  dieses  Personals 
dienten  bisher  im  Kanton  St.  Gallen  die  Bestimmungen  des  Art.  11  des 
Gesetzes,  betr.  Schutz  der  Arbeiterinnen  und  der  Arbeit  dei  Bediensteten 
der  Ladengeschäfte  und  Wirtseliaften.  wfdche  nunmehr  alt*  durch  Art.  39 
des  Gesetze'5  vom  25.  Februar  11)U5  aufgehoben  zu  jjelteu  haben.  Das 
neue  Gesetz,  bringt  die  folgenden  Erweiterungen  des  Arbeiterschutzos : 
1)  Das  Verbot  der  Verwendung,  das  bisher  nur  auf  Mädchen  unter 
18  Jahren»  die  nicht  zur  Familie  des  W'irtes  gehören,  anwendbar  war, 
findet  ruinraehr  auch  Anwendtin^r  nuf  alle  miinnlichen  Jn^'endlichen  im  Alter 
unter  lö  Jahren,  und  auf  Mädchen  im  Alter  von  nntei  15  Jahren  auch 
dann,  wenn  sie  zur  Familie  des  Wirtes  gehören  ;  zu  underen  Arbeiten 
(also  nicht  sor  Bedienung  der  GHtote)  dttrfen  diese  Personen  herangezogen 
werden,  keinesfaUs  darf  aber  ihre  Arbeit.'izoit  im  Winter  auf  die  Stunden 
nach  Sf  im  Sommer  nach  9  Uhr  abends  fallen;  2)  2U  den  gesetzlich  bis- 
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her  bereits  gewährleisteten  wöchentlich en  halhfreien  Tagen  (8  Stunden) 
tritt  nunmehr  ein  einmal  monatlich  zu  gewährender  freier  Tag  (24  Stunden) 
hinsii,  und  swu*  mit  der  Bestimmung^,  dam  mindestens  B  dieser  freien 
Tage  im  Jabre  sof  den  Sonntag  zu  fallen  haben ;  3)  den  Qemeinderftten 
igt  die  Ermächtigung  erteilt  worden,  die  Sdintiyorscbrifteo  mit  Genehmigung 
dee  ßegierungaratee  weiter  auszudehnen. 

m.  Ghawerbegeiiohte  und  Sinignngsftmtw, 

Das  GewerbegerichtBgesetz  des  Kantons  Luzern  vom  16.  Februar 
1892  wurde  aufpohobpn  und  an  soine  Stelle  ist  das  Gesetz,  betr.  ili»'  Ge- 
werbegerichle,  vom  !).  MiUz  l^Oö  Bull..  Bd.  IV,  S.  68)  getreten.  Ge^ren- 
über  dem  bisherigen  Gesetz  weist  das  vom  i).  März  1905,  von  formellen 
Modifikationen  abgesehen,  folgende  Aendemngen  auf:  1)  es  wird  ansdrttck- 
lieh  bestimmt,  dass  VereinbarQn<:ün,  durch  welche  dio  Anrufung  des  Ge- 
wwbegerichte.'^  ansg'psrhlos.«;on  wiirl,  keine  rechtliclie  Wii-ktin;;  haben,  und 
dass  2)  über  den  Krei.H  der  ^gewerblichen  Arbeitsverhältnisse  hinaus  auch 
Streitigkeiten  aus  dem  Dienstbotenverhältnisse  im  EiuverHtändnisse  beider 
Vertragsparteien  der  Rechtsprechung  der  Gtowerbegerichte  unteretellt 
werden  künnen;  3)  an  Stelle  der  bisherigen  „Suhneausschflsse"  ist  ein 
Ge\verb(\i^eri(lit.<uusschnss  p;etrcteri,  dcsfen  Organi?*ation  vom  Gesetze  neu 
pf'rp'relt  wiril,  und  dem  das  Recht  zur  Fällung  s' elbständiger  Entscheidnng^en 
lu  allen  FilUen  zusteht,  deren  Streitwert  den  Betrag  von  200  free,  nicht 
fibersteigt ;  4)  die  durch  die  Erweiterung  der  Kompetenzen  des  AusBchusses 
bewirkten  Aenderungen  des  Verfahrens  enthalten  keine  wesentlichen 
Netiernnjcren  gegenüber  den  in  den  Gewerbegericbtsgesetssn  der  anderen 
Kantone  niedergelegten  Verfahrensnonnen. 

IV.  Arbeits  Verwaltung. 

In  Prenssen  wn''?r>  Hnrcli  Verordnung  vom  20.  März  190.")  (Bull., 
Bd.  IV,  8.  9)  ein  Landesgcwerboamt  errichtet  und  diesem  ein  Beirat  fllr 
das  gewerbliche  Unterrichtswesen  und  die  Gewerbeftrderung  beigegeben. 
Zur  Ausfilhmng  dieser  Verordnung  ist  eine  Uini8terial>Aual\Shrung8an« 
weismig  ergangen  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  9). 

Durch   eine  könif;].  Verordnntitr  vnm  6.  März  1905  (Bull.,  Bd.  IV, 
S.  11),  die  au  Stelle  der  königl.  Verordnung  vom   16.  Mai  1892  tritt, 
wurde  in  Württemberg  der  Gewerbeinspektionsdienst  einer  Reorgani- 
sation untersogen.   Die  Beamten  des  Inspektionsdienstes  zerfallen  in  Ge- 
wer'  in  pektoren,  welche  Mitglieder  des  VerwaltnngskoUegiums  der  Zentral- 
stellb  iür  TTnüdel  und  Gewerbe  sind,  Gewerbeassej^soren,  Gewerbeinspek- 
tionsassist' r  i  nnen  und  Gewerbeinspektionsgehilleu ;  ausserdem  wird  die 
Heranziehuii^  ärztlicher  Hilfskräfte  zur  Ausübung  der  Gewerbeaufsicht 
▼orgeeefaen.   Den  Beamten  werden,  neben  den  ihnen  auf  Orund  der 
^  189  b  und  154,  Abs.  2 — 4  der  Gewerbeordnung  obliegenden  Arbeiten, 
folgende  Verpflichtungen  auferle^^'t :  \)  Erstattung  von  Gutachten;  2)  Auf- 
sicht über  die  Einhaltung  der  Bedingungen,  welche  bei  der  Genehmigung 
▼on  gewerblichen  Anlagen  vorgeschrieben  werdw;  8)  Mitwirkung  bei  der 
Ausführung  der  §§  107— 119b  der  Gewerbeordnung;  4)  Aufsicht  ttber 
die  Ausftihrung  des  Kinderschutzgesef/.es.    Zur  Ausführung  dieser  königl. 
Verordnung  ist  unter  dem  14.  Marz  1  :•(!.')    Bull.,  jßd.  IV,  b.  12)  eine  Ver- 
fägang  des  Ministeriums  des  Innern  ertiossen. 
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Zum  solotliuiuiscbeu  Beamteugesetz  vom  27.  November  1 Ü04 
(Bull,  Bd.  m,  S.  461),  durch  welehos  die  Stelle  eines  kaotonalen  Ge- 
werbe» und  Fabrikinspektors  geschaffen  wurde,  ist  am  20.  Febraar  1906 
eine  Vernrdnnng  (Bull.,  Bd.  IV,  8.  58)  erhissen  worden,  in  welrlir^r  die 
Obliegenheiten  dieses  Beamten  bezeichnet  worden.  Diese  Oblie^aMiluMfen 
bestehen  wesentlich  m  denselben  Funktionen,  die  den  Gewerbe-  und  Fabnk- 
inspektoraten  der  Kantone  Baeel>Stadt  und  St.  Gallen  (Boll.,  Bd,  III,  S.  51) 
sugewiesan  sind. 

T.  Xnqaeten. 

Der  deutsche  Bandesrat  hat  auf  Grund  der  im  §  120 e  der  dentscben 
Gewerbeordnung  erteilten  EnidU^tigang  im  Laufe  der  Jahre  eine  Reihe  von 

Verordnungen  zum  Schutze  der  Arbeiter  erlassen.  Diese  MasBnahmen  zur 
BekiUnpfiino;  rJer  auf  der  Ei^renart  der  Betriebe  boniliGiiden  ftesundheits- 
gefahren  sind  zunächst  für  solche  gewerbliche  Anlagen  durchgeführt  worden, 
deren  Gefiüirlichkeit  in  besonderem  Masse  hervorgetreten  ist  und  atif  die 
daher  weitere  Kreise  aufmerksam  geword«i  sind.  Dahin  gehören  bei- 
spielsweise die  zur  Abwendung  der  Bleierkrankungem  für  Bleifarbw- 
fabriken,  Akknmnlatorentabi  iken ,  Bnchdruckereien  n.  s.  f.  erlassenen 
Bundesratsverordnuugen ,  lerner  Vorschriften  zur  Bekämplung  der  Milz- 
brandgefahr in  Haar-  und  Borsteoznrichtereien,  Bürsten-  und  Pinsel- 
machereien;  der  Vergütungsgefahr  bei  der  Fabrikation  von  Zondholxem 
mit  weissem  Phosphor,  in  Anlagen  zur  Herstellung  von  Alkalichromaten 
und  in  Gn mmi Vulkanisierungsanlagen ;  der  Staub^efahr  in  Thomasschlacken- 
mühleu,  Glashütten,  Glasschleif ereien,  Steinbi  iichen  u.  s.  w.  Für  die  weitere 
Ausfilhrung  des  §  120  e  der  Gewerbeordnung  ist  nunmehr,  wie  berichtet 
wird,  in  Anknüpfung  an  Berichte,  welche  die  GewerbeaufBichtsbeamten 
schon  vor  einiger  Zeit  auftragsmässig  erstattet  haben ,  in  Au.^sicht  gfi- 
nommen  worden,  nacli  einem  einheitlichen,  möglichst  für  alle  in  Betracht 
kommenden  Gebiete  im  voraus  aufgestellten  Plane  vorzugehen.  Ein  solcher 
Plan  soll  in  nftchster  Zeit  im  Beichsamt  des  Innern  mit  einer  AnziAl  er- 
fahrener Gewerbeaufsicfatsbeamten  vorberaten  werden.  Bei  Aufstellung 
dieses  Planes  werde  auch  erwogen  werden,  ob  es  sich  emjdiohlt,  ent- 
sprechend der  bisher  befolgten  Praxis  Sondervorschriften  für  einzelne 
Gewerbe  zu  erlassen,  oder  ob  neben  Holchea  Einzeibestimmungen  auch 
allgemeine  Vorschrift«!  cur  Abwendung  bestimmter  Gesundheitsgefahren 
für  mehrere  oder  alle  Gewerbesweige,  in  denen  sie  vorkommen,  erlassen 
wejifen  können. 

JJer  i)roussi8che  Minister  für  Hände]  nnd  Gewerbe  ordueto  durch 
Erlass  vom  15.  Mai  1Ö05  Erhebungen  darüber  an,  in  wieviel  Fällen  und  für 
welche  Art  von  Betrieben  die  unteren  Verwaltungsbehörden  von  den  §§  128 
und  1 :}!)  1  der  Geworbeordnung  Gebraueh  machten,  durch  welche  diesen  Be- 

h(>rden  die  Möglichkeit  fienrrben  wird,  dagegen  einzuschreiten,  dass  die 
Zahl  der  Lehrlinge  im  Missverhältnis  zu  dem  Umfange  oder  zu  der  Art 
des  Gewerbebetriebes  des  Lehrherrn  steht. 
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Die  Arbeitersohiitsgeaetzgebang  der  Vereinigteil  Staaten  im 

Jahre  1903'). 

I.  AHgeuieinor  ArbeitersohutB. 

1 .  W  e  r  k  s  t  ä  1 1  e  n  Ii  \     i  e  n  e. 

a)  Äügermine  VorscJiriften  betr.  lifmfirhkeit  und  sanitäre  Beschul fenitetl. 
lllmois:  Ges.  v.  15.  Mai  190ü  ^B.D.L.  IX,  697);  Miasouri:  Ges.  v. 
27.  Mttrz  190S  (B.B.L.  IX,  1682);  Wisoonem:  Ges.  v.  20.  Hai  1903 
(B.D.L.  X.  370. 

h)  Wasch-  iiud  UnAkiAeräMam,  Abort»,  WiacoiiBm :  Ges.  v.  20.  Mai 
1903  (B.D.L.  X,  379;. 

c)  Exhamioren  ufui  Vmtüalion.  Massachuaetts :  Go».  v.  1903  (BJ).L. 
IX,  217,  B.  II,  685);  Washinj^ton :  Ges.  v.  6.  M&rz  1903  {B.D.L.  X, 
273):  Wisconsin:  Ges.  v.  2r).  Mar?,  1903  (B.D.L.  X,  379), 

S])ezialooraehr^Un  für  beaümmie  Beiriebe,   Sieiie:  Beruflicher  Ar- 
beiterschutz. 

2.  Unfallverhtltaiig. 

a)  Ai^ti^  Sti^m,  IVeibnemm  «fo.  Inspektion  und  Sicherheit»* 
Vorkehrungen.  Connecticut:  Ges.  v.  12.  Mai  1903  (B.D.L.  IX,  209,  B.  Tl. 
646):  Kansas:  Ges.  v.  11.  Marz  1903  (B.D.L.  IX,  482,  B.  II.  652;; 
^'evalia:  Gm.  v.  2<;.  Februar  19<)3  (BJ>.L.  X,  318);  Washington:  Ges. 
y.  6.  Mära  lüüü  (B.D.L.  X,  373). 

b)  Dampf und  Mit8ehm»k  Indiana:  Inspektion  in  allen  in- 
dustriellen Unternehmungen.  Ges.  V.  12.  MUra  1903  (B.D.L.  IX,  215. 
B,  II,  651).  Pi  iifung  und  Lizenz  für  die  Maschinisten.  Minnesota :  2  Oes. 
V.  3.  April  19u3  (B.D.L.  IX,  1679);  Pennsylvania:  Ges.  v.  10.  Mara  1903 
(BJ).L.  X,  339). 

c)  Notou$gänff$  hd  Fmnengefaiht.  Idaho:  Ges.  t.  3.  Ifftrs  1903  (B.D.L. 

IX,  478,  B.  III,  272);  Indiana:  Ges.  v.  10.  März  1903  (B.D.L.  IX,  214. 
B.  II,  651):  Kan-sas:  Ges.  v.  28.  Februar  19()3  (B.D.L.  IX,  481,  B.  III. 
273;;  Ges.  v.  11  März  1903  fB.D.L.  IX,  482,  B.II,  652);  Miasouri:  Ges. 
V.  24.  Marz  1903  (B.D.L.  IX,  1686J. 

d)  SpeseÄidv<}TMihr%fUa%  für  beetimmte  Betriebe,  Siehe:  Beruf Ucher  Ar- 
beiterschntz. 

3.  A  r  b  e  i  t  s  V  0  r  t  r  a  <j;. 

aj  Verbot  der  Vorspiegelung  falscher  Tatsachen  bei  Vertragsabschlusa. 
California:  Ges.  v.  20.  Mftrs  1903  (B.DJj.  VIU,  1128,  B.  II,  359); 
Michigan:  Ges.  v.  14.  Mai  1903  (B.D.L.  IX,  484);  Montana:  Ges.  v. 
r>.  März  1903  (B.D.L.  IX,  965);  Oregon:  Ges.     24.  Februar  1908  (B.D.L. 

X,  335). 

Vertragsbi-ueli :  Florida:  Ges.  v.  lU<i3,  Kap.  5161  (B.D.L.  IX,  478, 
B.  m,  272);  Georgia:  Ges.  v.  15.  Aug.  1903  (B.D.L.  IX,  1678);  Michi- 
gan: Ges.  v.  Ii.  Mai  1903  (BJ>.L.  IX,  484). 


n  Vgl.  Bull.,  B<1.  TT,  S.  r.        n.       ndllriiti  <I«8  Intematii»ntdea  Arbeitütmted. 

B.u.L.       Hnlletiu  of  tlie  Bureuu  uf  Labor,  WashingtuD. 

Arbcttenchntz. 
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b)  Verbot  der  Enilasmny  wegen  Mütiärdienst.  Eausas :  Ges.  v.  [).  März 
19U3  (B.D.L.  IX,  48a,  B.  LH,  273;;  New  York:  üea.  v.  Ö.  Mai  1908 
(B.D.L.  X,  825).  Oolorado:  Keine  Person  zwiachen  18  und  20  Jahren 
darf  ausRchliesalich  ihres  Altars  wogeu  entlassen  werden.  Oes.  v.  10.  April 
1908  (ß.D.L.  IX,  473,  B.  III,  271:;  Ma.ssacliiisefts :  Verbot  der  Eln^niffe 
vou  Staatsbeamten  in  die  AnstellungsverhÄltnisse  oli'entlicher  \  erkehrs- 
gesellBchafren.  Ges.  t.  6.  Mai  1903  (B.D.L.  IX,  216,  B.  II,  655.  Minne- 
sota: Verbot  der  Abnahme  einer  Erklärung,  betr.  persönliches  Verhalten, 
Streikteilnaliuio  oic.  als  Bedingung  für  die  Anstellung  eines  Arbeitern. 
Ges.  T.  21.  Aprü  1903  (B.DJi.  IX,  1680). 

4.  Arbeitsnachweis. 

a)  IMeniffeUUeherj  Sfftntlieher  ArheUmaduaeis,  Connecticut:  firricbtung 

von  Zweiganstalt^n.  Oes.  14.  April  1903  (B.D.L.  IX,  209,  B.  TT, 
646;;  Illinois:  Errichtung^  von  Vermitthmf^sstellen.  Ges.  v.  11.  Mai  1903 
(H.D.L.  IX,  698);  Wiöconüin;  Errichtimg  und  Auigaben.  (iea.  v.  22.  Mai 
1903  (B.D.L.  X,  382). 

b)  Konxegshnieninff  prkfater  Jrbnisnaekwem.  California:  Ges.  v. 
12.  Fobniar  1903  (B.D.L.  VHI,  1126,  B.  H,  366);  Maine:  Ges.  v. 
19.  Marz  1903  (B.D.L.  IX.  216,  B.  II,  652);  Virginia:  Ges.  v.  16.  April 
1903  (B.DJj.  VIII,  1386,  ß.  III,  34). 

5.  Arbeitszeit. 

a)  AUgemeine  Regelung.  North  Carolina:  66  Std.  pro  Woche  in 
Fabriken  nnd  «rewerblichen  Betrieben;  Au.snahmpn :  Lokriiiiotivführor, 
Heiner,  Maschinisten,  Aufseher,  Partieiübrer  oder  I^arliere,  Bureauange- 
stellte  und  Monteure  bei  Maschinenbrtidien.  Ges.  v.  6.  Hftrz  1903  (B.D.L. 
IX,  2t8,  B.  II,  659); 

b)  der  Frattcn  nvl  K'-ndcr^  ^;Iohe  Frauen-  und  Kindorschuts; 

c)  hei  öffenüiciien  Arbeite»  und  Submissionen,  siehe  11,; 

d)  in  Gefängnissen,  siehe  SträflingHarbeit; 

e)  in  hesHmnüen  Betrieben,  siehe  Bemfliclier  Arbeiterschnts, 

6.  Sonn  -  und  Feiertagsruhe. 

a)  Sonnfags-nrheity  siolio  Beruflicher  Arbeilerschutz. 

b;  Feiertage.  Arkansas:  der  1.  Montag  im  Sept.  ein  ,^ Arbeitsfeier- 
tag'.    Ges.  V.  29.  Januar  1903  (B.DX.  IX,  470,  B.  III,  267). 

7.  Lohnzahlung,  I^ohnp fandung  und  Lohnschutz. 

fi^  Lohnrnhliiug  bei  öffentlichen  Arbeiten  und  Submi.ssionen,  siehe  II. 
—  Lohnanweiisungen  sind  in  gesetzlicher  Wahrung  einzulösen.  Arizona: 
binnen  SO  Tagen.  Ges.  v.  19.  Murs  1906  (B.O.L.  IX,  469,  B.  HI, 
267);  Indiana:  Ges.  v.  9.  M&rz  1903  (B.D.L.  IX,  213).  —  Verbot  der 
Abaügp  und  Zurückhaltungen.  Illinois:  Gen.  v.  14.  Mai  1903  (B.D.L. 
IX,  7LM)j;  Nevada:  Ges.  v.  14.  März  1903  (B.D.L.  X,  319-.  -  Virginia: 
Auszahlung  der  Löhne  von  Stiäflingon  an  diese  bei  Ablauf  der  Haft  oder 
an  Verwandte.   Ges.  y.  6.  Mai  1906  (B.D.L.  VIU,  1988,  B.  lU,  35). 

b)  hohnpfandung ,  Befreiung  von  der  Beschlngiiahmc.  Colorado : 
60  Proz.  des  Lohnes  von  Familienvätern,  mindestens  5  Dollars  j)ro  Woche. 
Go.«..  v.  !».  Milrz  1903  (B.D.L.  IX,  472,  B.  III,  270);  (.'oMuocticuf :  bis  zu 
20  Doiiar.s,  Löhne  miuderjähaigor  Kiudcr,  Versicheinrngsieuteu.    Ges.  v. 
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15.  Mai  1903  (B.D.L.  VIII,  209,  B.  11,  e4<)):  Hawaii:  &0  Pioz.  des  aus- 
stehendeu  LoUueii.  Geö,  v.  28.  April  19UiJ  (^B.D.L.  VIII,  1380,  B.  III, 
81);  lUinois:  ausswlialb  dw  Staatee  verdienta  tind  sahlbare  Lfilme.  Oes. 
V.  13.  Mai  1908  (B.D.L.  IX,  701);  TenneoMe:  ausserhalb  des  StaatM 
venliente  und  zahlbare  Löline.  Ges.  v.  7.  April  1903)  B.D.L.  X,  367); 
Wyomin-x:  Die  Hnlfto  dos  Lohnes  der  letzton  üO  Tago  bei  abhaugigor 
Familie.    Ge«.  v.  18.  fobruar  1903  (B.D.L.  X,  '686). 

c)  Loktuek»^.  Vontugsrecht  der  Lohnforderungen  bei  Liquidationen, 
Colorado:  Ges.  v.  10.  April  1903  (B.D.L.  IX,  172,  B.III,  269);  Nevada: 
Ges.  V.  16.  Marz  1903  (B.D.L.  X,  319);  Washington:  Ge.s.  v.  14.  Mftrz 
I9<»3  (B.D.L.  X,  375).  —  Trnckverhot.  Montana:  Ges.  v.  6.  März  1903 
tB.D.L.  IX,  968);  Xevada:  Ges.  v.  20.  Marsi  1903  (B.D.L.  X,  320); 
Texas:  Oes.  v.  26.  If&ns  1903  (B.D.L.  X,  368);  Massachusetts:  Aktien- 
inhaber haften  für  von  der  Gesellschaft  ^i:eschuldete  Löhne.  Ges.  v. 
17.  Juni  19f)3  (B.D.L.  IX,  217);  Oregon:  JSicberstellung  der  Löhne  bei 
Sabuissioneu.   Ges.  v.  24.  Februar  19U8  (BJ).L.  X,  838). 

8.  Retentionsrecht 

Arkansas:  Schmiede  und  Wagner  auf  Arbeitsprodukt leparierte 
Gegenstände  und  Materialien.  Ges.  v.  15.  April  1903  (B.D.L.  IX,  471, 
B.  III,  269):  Nevada:  Arbeiter  mit  Lohnforderungen  (2  Monate)  auf  die 
Mastie  einer  insolventen  Unternehmung.  Ges.  v.  16.  März  1Ü03  (B.D.L. 
X,  319). 

9.  K  o  a  1  i  t  i  n  n  s  r  0  (■  Ii  t. 

a)  ZuUissifih'it  von  Arbeiten-erri/ihaningen.  California :  zu  Streikzwecken. 
Ges.  V.  20.  März  ltMt3  (B.D.L.  VllI,  1129,  B.  II,  359^;  Kansas;  Ges.  v. 
13.  Mirz  1903  (BJD.L.  IX,  481,  B.  II,  651);  Oregon:  Ges.  v.  19.  Februar 
19aS  (B.D.L.  X,  333). 

h.  Sehutx  der  AbxeicJien  von  Arbeitervereinen.  Massachusetts:  Ges.  v, 
April  1903  fB.D.L.  IX,  216);  Pennsylvania;  Ges.  v.  27.  März  1903 
(B.DX.  X,  339). 

c)  S^Ut  der  Qewerkoerekumarken,  Pennsylvania:  Ges.  v.  3.  April 
1903  (B.D.L.  X,  340);  Virginia:  Ges.  v.  30.  April  1903  (B.D.L.  VIII, 
1386,  B.  III,  35>. 

d)  Verbot  der  lioykottierung ,  Abhaltung  von  Bescitäfiigtingsannahme, 
schU'Ctrxe  Listen  etc.  Alabama:  Ges.  v.  26.  Sept.  1903  (B.D.L.  IX,  468, 
B.  III,  266);  Minnesota:  Ges.  v.  21.  April  1903  (B.D.L.  IX,  1680); 
Nevada:  Qef«.   v.   17.  März   1903  ^B.D.L.   X,   320;;    (Mogon:    Ges.  v. 

19.  Februar  1903  B.D.L.  X.  H.^.r  :  Te.xas:  G.  s.  v.  26!  Mftra  1903  (B.D.L. 
X,  368^    Ges.  v.  31.  März  1903  (BJ).L.  X,  368j. 

10.  Ein»  und  Auswanderung. 

(ij^  Einwuijilru  un^sbeschränkung.  Vereinigte  Staaten.  Ges.  v.  3.  Mftns 
nM:)3  (B.D.L.  VIIT.  1132,  B.  II,  350.;  Philippine  Islands :  Chiue.^on.  Ges. 
v.  27.  MiU/  1  !»<).■>  B.D.Tj.  X,  348).  Konzessioniemn^^  von  Auswanderungs- 
agenten. Alabama:  Ges.  v.  1.  Okt.  1903  (B.D.L.  JX,  468,  B.  III,  266;; 
Florida:  Oes.  v.  1.  Juni  1903  (B.DL.  IX,  478,  B.  IH,  272);  North 
Carclinu:  Ges.  v.  9.  M&rz  190:5  ?>  n  T>  IX,  217,  B.  II,  660);  California: 
Verbot  der  Anwerbung  unter  \'or>|  iegelung  falscher  Tatsachen.    Ges.  v. 

20.  Mar»  1903  (B.D.L.  Vm,  1128,  B.  II,  359. 
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11.  Oelloiit  liehe  xVrbt'iten  und  S  u  b  lu  i  6  s  i  oii  en. 

a)  Arbeitslohn.  Delaware:  Wilmingtou :  gleich  hoch  wie  in  der  ent^ 
sprechradm  Frivatuidiistrie.    0«b.  y.  7.  April  190B  (fiJ)X.  IX,  210, 

B.  n,  047);  Hawaii:  14-t&tige  Lolmzahluog.    0«6.  v.  2S.  Aprit  1903 

(B.D.L.  Vni,  1380,  B.  II,  31);  Nebraska:  in  Städten  von  20—10000 
Einwohnern  2  Dollars  tni^lich.  Ges.  v.  6.  April  1J>03  (B.D.L.  X,  Hls  ; 
Oregon:  JSicherstelluug  der  Ijülme  bei  Submissionen.  Ges.  v.  24.  Februar 
1908  (B.DX.  X,  988);  Phili^  i  ine  lelimds:  Lolmscheoia  tSr  die  Stuts- 
(IruckereL    Ges.  v.  8.  März  1908  (B.D.L.  X,  846). 

b)  Arbeitsxeü.  California :  8  Stunden,  Ausnahmen  bei  Elementar- 
croii^nissen.  freftlhrdung  von  Leben  und  Besitz,  Befestigungsarbeiten  zu 
Kriegözeiten.  Ges.  v.  10.  M&rz  1903  (B.D.L.  VUI,  1127,  B.  II,  357): 
Delaware:  WilmingtoD:  8  Stunden,  Ausnahmen  bei  Slementarerei^issen, 
(xefährdung  von  Leben  und  Gesundheit.    Ges.      7.  April  1003  (B.D.L. 

IX,  210,  B.  n,  047] ;  Hawaii:  8  Stunden,  an  Samstagen  und  Feiertaixen 
weniger  fB.D.L.  VIII,  1380,  B.  III,  32);  Montana:  8  Stnn-iou  bei  Be- 
wässeniugsarbeiten.  Ges.  v.  7.  Mftrz  1903  (B.D.L.  Di.,  96H);  Nevada: 
8  Standen.  Ges.  v.  9.  Mftra  1908  X,  819);  Utah:  8  Standen, 
Ausnahmen  bei  Gefährdung  von  Leben  und  Besitz.  Ges.  v.  12.  Marz 
1903  (B.DX.  X,  3711;  Washington:  8  Standen,  Ausnahmen  in  NotfWlen. 
Ges.  V.  7.  Mftr7  i;>()3  (B.D.L.  X,  374). 

c)  Arbeiter.  Hawaii:  Verbot  der  Beschäftigung  von  Ausländern,  so- 
lange Bdrger  und  BinbUigerungsfUhige  voriianden.  Oes.  v.  28.  April  1903 
(B.B.L.  VUI,  1380,  B.  n,  32);  Montana:  keine  Mongolen  bei  Be- 
wftsserungsarbeiten.  Ges.  v.  7.  März  11K)3  (B.D.L.  IX,  fMJH);  Nebraska: 
Verwendung  von  Gewerkvereim^arbcit  in  Städten  von  2<' — 40^^(K^  Ein- 
wohnern. Ges.  v.  6.  April  1903  <^B.D.L.  X,  318);  Philippine  Islands: 
Lehrlingssahl  in  der  StaatsdmckerM.  Oes.  8.  Hins  (B.D.L.  X,  846); 
South  Carolina:  Verwendung  7on  Strftflingen.  Ges.  y.  28.  Februar  1908 
(BJ>X.  Vm,  1885,  B.  m,  88). 

12.  Schatz  der  Stimmfreiheit. 

Alabftma:  Oes.  v.  9.  Okt.  1908  (B.DXi.  IX,  468,  &  IH,  266;; 
Nevada:  Ges.  v.  16.  Hfl»  1908  (B.D.L.  X,  820). 

13.  S  t  r  ä  f  1 1  n    s  a  1-  b  o  i  t. 

Indiana :  Durchschniitli<;lie  Tagesarbeit  8  Stunden.  Ges.  vom  14.  Fe- 
bniar  IBOB  (B.D.L.  IX,  211);  South  Carolina;  Verwendung  in  Stein- 
Inrttchen.  Ges.  v.  20.  Februar  1908  (B.D.L.  Vm,  1884,  B.  m,  32); 
Verwfndiinir  zu  'itTeiitlichen  Arbeiten.  Ges.  v.  23.  Februar  1{K)3  (B.D.L. 
y\Uj  1384,  B.  Iii,  38 1 ;  Virginia:  Verwendung  als  Lohnarbeiter.  Lohn- 
zahlung an  Verwandte  oder  bei  Haftschiuss.  Ges.  v.  5.  Mai  1903  (B.D.L. 
Vm,  1388^  B.  III,  35). 

n.  S^ftii«n-  und  Bindenolmti. 

A.  Frauenarbeit. 

1.  Arbeitsverbotw 

a)  In  Bergwerken.  Pennsylvania:  Frauen  und  Mädchen  beliebigen 
Altrrs^  in  Xoiilengniben  and  Steinbrüchen.  Ges.  y.  13.  Mai  1903  (B.D.L. 

X,  346j. 
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In  Bat-room»,   New  Hampaliire :  Oes.  v.  27.  Mftrz  1908  (B.D.L. 
X,  320). 

2.  Arbeitszeit. 

a)  B»s  zu  21  Jahren.  New  York:  Arbeitsverbot  für  16  —  21 -j.'ihrige 
Personen  zwischen  lOh  abends  und  7h  morgens  und  durch  mf  \\r  als  10 
»Stunden  täglich  oder  ti<  >  stunden  wöchenilich  in  kaufmäunisclien  Betrieben, 
die  Zeit  vom  15.  Des.  bis  1.  Jan.  ausgonommen.  Ges.  v.  24.  April  1903 
(aBX.  X,  824,  B.  n,  864). 

b)  Ohne  AUeraffrmze.  Colorado  :  Arbeitszelt  S  von  24  Stiinden,  wenn  die 
Arbeiterin  bei  ihrer  Arbeit  stehen  mnss.  Ges.  v.  11.  April  1908  (B.D.T,.  TX, 
473,  B.  TTT,  271);  New  York:  Verbot  awiscben  9h  abends  und  6h  morgens 
and  mehr  als  10  Stunden  tftglick  oder  60  Stunden  wöchentlich  in  Fabriken, 
Anschlag  der  Arbeiteseit  Ges.  16.  April  1908  (B.D.L.  X,  328,  II,  861); 
Oregon:  Arbeitszeit  10  von  24  Stnnden  in  meehanischen  Werkstätten, 
Fabriken  nnd  Wäschereien.   Ge&  y.  19.  Februar  1903  (B.D.L.  X,  333). 

8.  Hygiene. 

Siixe  für  weibliche  Anqesicllle.  California:  Oes.  v,  12.  Felmmr  1903 
.BDI.  Vm.  1127,  B.  iJ,  357);  Oregon;  ües.  v.  19.  Februar  1903 
(B.D.L.  X,  333). 

B.  Arbeit  der  Jugendlichen  und  der  Kinder. 
1.  Arbeitsverbot. 

a)  Bis  XU  10  Jahrm.  Alabama :  absolutes  Verbot.  Ges.  v.  25.  Februar 

1903  fB.D.L.  IX,  407,  B.  TTT,  ir,8i:  Arkansas:  Absoluri  s  Yoil.ot.  Oos. 
V.  8.  April  1003  (B.D.I..  IX,  470,  B.  UI,  267);  New  York:  Verbot  des 
Ötrasaenhandels.    Ges.  v.  8.  April  1903  (B.D.L.  X,  321). 

b)  Bis  XU  12  Jakren.  Alabama:  in  Fabriken  oder  gewerblichen  Be- 
trieben, Ausnahmen  für  auf  ihren  Verdienst  angewiesene  Rinder,  Alters- 
außweise.  Ges.  v.  25.  Febmar  1903  (B.D.L.  IX,  467,  B.  in,  168); 
Arkansas:  in  Fabriken  oder  gcwcrblic  hon  T5(trieben,  Ausnahmen  für  auf 
ihren  Voniienst  angewiesene  Kinder,  Altersausweise,  Gos.  v.  8.  April 
1903  {B.D.L.  IX,  470,  B.  III,  267);  North  Carolina:  in  Fabriken  oder 
gewerblichen  Beirieben,  Ausnahmen  beim  Austereinmaehen  und  -verpacken. 
Ges.  V.  9.  Marz  1903  (B.D.I1.  IX,  218,  B.  II,  659.  South  Carolina:  vom 
1.  Mai  1905  ab  in  Fabriken,  Gruben  und  Toxriluntonit-hmniiircn.  Aus- 
nahmen ftlr  Waisen  und  auf  ihren  Venlienst  angewiesene  Kurier.  Ges. 
V.  13.  Februar  1903  (B.D.L.  VIII,  13b5,  B.III,  33);  Texas:  in  Fabriken, 
gewerblichen  oder  anderen  Betrieben,  die  Maschinen  verwenden.  Ges.  v. 
6.  März  1903  (B.D.L.  X,  367);  Virginia:  in  Fabrik-,  Manufaktur  und 
Grubenbetrieben.   Ges.  v.  16.  April  U>04  (B.D.L.  \  III,  KNfi.  H.III,  34). 

c)  Bi^  XU  14  Jakren.  Arkansius:  wenn  das  Kind  nicht  während  12 
Wochen  im  Jahre  die  Schule  besucht;  Zeugnis  über  den  Schulbesuch. 
Ges.  v.  8.  April  1903  (B.D.L.  IX,  470,  B.  III,  267):  Colorado:  in  Be- 
trieben unter  Tage,  Gruben,  Schmelzhütten,  Fabriken  und  ^^'erkstätten. 
Ges.  V.  11.  April  1903  (B.D.L.  IX.  473,  B.  III,  271);  Illinois:  in  Ver- 
gnüguTiirslnkalen,  in  denen  alkoholische  Getränke  verabreicht  werden,  in 
kaufmännischen  Geschäften,  Speichern,  Bureaus,  Hotels,  Wäschereien, 
Hanufaktnren,  Kegelbahnen,  Au&ttgen,  Fabriken  und  Werkstätten  od«r 
als  Auslftufer  ftlr  solche  Betriebe  jede  Lohnarbeit,   wfthrend  in  den 
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öffentlichen  Schulen  des  VVohnnrtes  unrerrichret.  \viiH.  tles.  v.  15.  Mai 
1003  (B.DX.  IX,  OÜi);  Montana:  wahrend  clor  Schulzeit,  wenn  nicht  ein 
Zeugnis  Aber  absolvierte  Schnlstndien  vorliegt  Oes.  v.  3.  Hin  1908 
(R.D.L.  IX,  964);  New  Jersey:  in  Fabriken,  Werkst&tten,  Bergwerken 
oder  der  Warenproduktion  dienenden  T.okalen.  Ge.s.  v.  8.  April  in03 
(B.DT.  1383,  B.  n,  658);  Xew  York:  Verbot  des  Strassenhandels 

für  Kuuben  ohne  Konzession.  Ges,  v.  8.  April  1903  (BX).L.  X,  321, 
B.  n,  360).  Absolutes  Verbot  der  Fabrikarbeit.  Ges.  v.  15.  April  1903 
(B.I).L.  X,  322,  B,  II,  3G1).  Ausnahmen  ftir  über  12-j&hrige  in  kauf- 
mftnnischen  Betrieben  wühreml  «If  r  S(  Imlfoi  ion.  Ges.  v.  24.  Ajmü  1!m>3 
(B.B.L.  X,  324,  B.  TI,  3<)4).  Jede  Arbeit  wührend  der  Schul/eir  verboten. 
Ges.  V.  7.  Mai  1U03  (B.D.L.  X,  32ö,  B.  II,  :i69);  Oregon:  in  Fabriken, 
Speichern,  Werkst&tten,  Graben,  fCb* Telegraphen-,  Telephon- oder tfffentlicliein 
Botendienst ,  jede  Arbeit  während  der  Schulzeit.  Ges.  v,  16.  Februar 
1903  (B.D.T..  X,  332);  PennsylvaniM :  Kiiiibcu  in  Stoinbi  ürlien.  Ges.  v. 
13.  Mai  1R*3  i  B.n.L.  X,  346);  Texas:  in  Fabriken,  gewf  rblx  hen  und 
anderen  Betrieben,  die  Maschinen  verwenden,  sofern  das  Kind  nicht  ein- 
fache englische  Slltze  lesen  und  leserliche  schreiben  kann  oder  arbeite* 
unfähige  Eltern  hat.  Ges.  v.  6.  Kftrs  1903  (B.D.L.  X.  3(17);  Washington: 
in  Fabriken,  Werkstiltt(>n  etc.,  wenn  nicht  ein  OVion  irlitoi  über  12-jährigen 
ein  Arbeitszeugnis  anKstallt.  Ge.s.  v.  16.  März  1903  i  B.D.T;.  X,  376); 
Wisconsin :  in  Fabriken,  Werkstätten,  Kegelbahnen,  Bar-rooms,  Biergärten 
und  Graben,  irgendwelche  Lohnarbeit,  ausgenommen  fSr  über  12-jährige 
wahrend  der  Schulferien.   Ges.  v.  21.  Mai  1903  (B.D.L.  X,  380). 

d)  Bis  XU  jn  Jdhrrn.  Illinois:  tlbor  14-iäliri;4c.  in  kanfmänniisrhein 
(ieschaften,  Speii  li**rn,  Bureaus,  Hotels,  Wftscheroim,  Manufakturen,  Kegel- 
bahnen, Theatern,  Konzerthalleu  oder  VergnUgungslokaleu,  Aufzügen  oder 
Lifte,  Fabriken  oder  Werkst&tten,  oder  als  Aaslftufa'  für  soldie  Betriebe, 
wenn  nicht  ein  Verzeichnis  mit  Namen,  Alter  nnd  Wohnort  der  be- 
schilft i^x^f^n  Kinder  nntor  IH  .Tahrcn  fjefUhrt  und  an  anffallendom  Orte  im 
Betriebsraum  angebracht  wird,  fia  jedes  Kind  ein  Alters-  und  Schulzeugnis 
vorliegt  und  aufbewahrt  wird.  Solche,  die  einlHche  Sätze  nicht  lesen 
oder  leserlich  schreiben  können  nnd  doch  keine  Abendschale  besnchen. 
Absolutes  Verbot  für  gefährliche  Arbeiten  (Schwangräder,  Treibriemen, 
Gelen  und  Reini^rcii  der  Maschinen  cUw.  (Jes,  v.  15.  ^lai  1903  (B.D.L. 
IX,  (>94i;  Montana:  Ueber  1 4-jährige,  wenn  nicht  ein  Zeugnis  über  Alter 
und  Schulbesuch  vorliegt  und  sie  eine  Schule  besuchen  oder  laut  Zeugnis 
Englisch  lesen  nnd  schreiben  können.  Ges.  v.  3.  Mftns  1903  (B.D.L.  IX, 
9Ü4);  New  York:  Verbot  des  Strassenhandels  für  Mädchen.  Ges.  V. 
8.  April  irir)3  -'B.RT..  X,  321,  B.  II,  P,r,n\.  Knaben  und  mdfhen  über 
14  Jahren  m  Fabriken,  wenn  nicht  ein  Beschättiguugszertitikat  vorliegt. 
Ges.  V.  15.  April  1903  (B.D.L.  X,  322,  B.  II,  361).  Allgemeines  Verbot, 
wenn  nicht  ein  Besdi8l^ung8zertifikat  vorliegt  und  ein  Verseiehnis  von 
Xamen,  Alter,  Geburts-  und  Wohnort  d<M-  unter  Iß-jährigeu  geführt  wird. 
Ges.  V.  24.  inn3  (B.DL  X,  .324,  B.  II,  364).  Wenn  da«  Kind  seiner 
Srbulj.tiicbi  uiciit  genügt  hat.  Ges.  v.  7.  :Mai  1!>03  (B.D.L.  X,  H'26, 
Ii.  n,  369);  Oregon:  solche,  die  ni<Lt  einlache  Sätze  lesen  und  leserlich 
schreiben  können,  Verzeichnis  von  Namen,  Alter,  Gebarts-  nnd  Wohnort 
der  unter  16-jähiigen.  Ges.  v.  10.  Februar  lim  B.D.L.  X,  332):  Ponn- 
s\lvania:  Knaben  in  K'^hlontrrnbr^T?.  Ges.  v.  13.  Mai  l'.>03  B.fj.L.  X,  346); 
Texas:  in  Gruben,  Schuapsbrcuueroiea  und  Brauereien.    Ues.  v.  6.  März 
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1903  (B.D.Tj.  X,  367) ;  Wisconsin :  in  Fabriken,  Weikstatten,  Kegelbahnen, 
Bmt'TwanHf  Biei'gftrten,  Graben,  Speichern,  BureaQS,  Hotels,  kau&iftimiBchen 

Unternehmungen,  Wftchereion,  Telegraphen-,  Telephongesellschaften,  zu 
Boten dien^^ten  odor  irt^eiulwelcher  Lohnarbeit,  wenn  nicht  ein  BpOl}ii<,nirif2:s- 
zeugüiö  vorliegt  und  ein  Verzeichnis  von  Namen,  Aitfr,  (Tcbiirt,  und 
Wohnort  geführt  wird).  Absolutes  Verbot  iLu-  die  Bedienung  vun  Auf- 
sogen.   Ges.  V.  21.  Hai  1903  (BJ).L.  X,  381). 

e)  BU  XU  18  fahren.  Mädchen  als  Ausl&afer  für  Telegraphen-,  Tele- 
phon- und  Botengesellschaften.  Washington:  Ges.  v.  16.  M&rz  1903 
(BD.L.  X,  ÜT'ii:  Wisconsin:  Ger*,  v.  21.  Mai  1W8  rB.D.L.  X,  BSP. 

f )  Bis  zu  21  Jahreii.  Wisconsin :  Wenn  kein  BetilLi^iiugtszeugiiis  er- 
langt werden  kann.   Oes.      21.  Mai  1903  {B.D.L.  X,  379). 

2.  Arbeitszeit. 

a)  Bis  %u  12  Jaiiren.  Alabama:  Verbot  zwischen  Iht  abend.s  und 
Oh  morgens  und  länger  als  48  Stunden  pro  Woche  in  Fabriken  und  ge- 
werbliolien  Betrieben.  Ges.  25.  Februar  1903  (BJ).L.  IX,  467,  B.  III, 
168);  Sonth  Carolina:  Verbot  zwischen  8b  abends  nnd  6h  morgens  in 
Fabriken,  Gruben  oder  Te.xtilunternehmnnfren.  Ausnahmsweise  bei  Arbeits- 
ausfall bis  yb  abends.  Ges.  v.  13.  Februai-  iyU3  {ßSt.L.  VIII,  13ÖÖ, 
B.  III,  33). 

b)  Bis  XU  18  Jährm.   Alabama:  Verbot  swischen  7b  abends  und  6b 

morgens  in  Fabriken  und  gewerblichen  Betrieben.  Ges.  v.  25.  Februar 
1903  (B.D.L.  IX,  467,  B.  III,  168). 

c)  Bis  XU  14  Jahren.  Arkansas:  \  erbot  zwischen  7h  abends  und  6h 
morgens,  mehr  als  10  Stunden  täglich,  60  Stunden  wöchentlich  in  Fa- 
briken nnd  gewerblichen  Betrieben.  Ges.  v.  8.  April  1903  (B,D.L.  IX, 
470,  B.  III,  267);  Illinois:  8  Stunden  tftglich,  Verbot  jeder  Arbeit 
zwischen  6h  abends  und  7h  morgens.  Ges.  v.  15.  Mai  (B.D.L.  IX, 
694) ;  Texas :  Verbot  zwischen  6h  abends  und  6li  morgens.  Virginia : 
Verbot  zwischen  6h  abends  imd  7h  morgens  für  Kinder  über  12  Jahren. 
Ges.  V.  16.  April  1903  (B.D.L.  Vm,  1386,  B.  UI,  84). 

d)  Bis  zu  16  Ja^knn.  Alabama:  66  Stunden  in  Fabriken  und  ge- 
werblichen Betrieben.  Ges.  v.  2r).  Februar  1903  (B.D.L.  TX,  i^?,  P,.  TU, 
168);  Colorado:  8  von  24  Stunden  in  Fabriken,  gewerbiicijen  Hetrieben, 
Läden,  Warenlagern,  Kohlen-  und  anderen  Ghmben  and  bei  gesundheits- 
schädlichen Arbeiten,  Ausnahmen:  bei  Gefthrdnng  von  Leben  und  Eigen- 
tum, 8  Tage  vor  und  imcli  Weihnachten,  über  14-jährige  mit  Erlaubnis 
des  Grafschaftsrichters.  Ge.s.  v.  11.  April  19U3  (B.i).L.  IX,  473,  B.  III, 
271);  Illinois:  48  Stunden  wucheutlich,  8  Stunden  täglich,  \' erbot  zwisclieu 
7h  abends  und  7b  morgens.  Anschlag  der  Arbeitszeit.  Ges.  v.  15.  Mai 
1908  (BJD.L.  JK^  694);  New  York:  Verbot  zwischen  9h  abends  und  6b 
morgens  und  mehr  als  0  Stdnilcn  täglich  in  Fabriken,  Anschlag  der 
Arbeitszeit.  Ges.  r.  15.  April  l!t03  ''B.D.L.  X,  .S2n,  B.  II,  361).  Verbot 
zwischen  10h  abends  und  7h  morgens  und  mehr  als  »Stunden  tJ^glich 
oder  54  wöchentlich  in  kaufmftnuischen  Betrieben.  Ges.  v.  24.  April  1903 
(BJ).L.  X,  324,  B.  H,  364);  Oregon:  Verbot  swischen  7b  abends  und 
6h  morgens  und  mehr  al.s  1(i  Stmi  leii  täglich,  6  Tage  wöchentlicli,  An- 
schlag der  Arbeitszeit,  30  ^IinuT<^ii  Malil/eitspause.  (fes.  v.  16.  Februar 
J903  (B.Ü.L.  X,  332);  Wa.shmgton :  V  erbot  zwischen  «h  abend.s  und 
5h  morgens  in  Bäckereien.    Ges.  v.  16.  M&rs  1903  (BJ).L.  X,  375); 
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'WiBflonain:  höcbstoiiB  10  Stunden  taglich,  6  Stunden  wöchentlieh,  Verbot 
zwiechen  91i  abends  und  Bk  morgenn.  Ausnahme :  Knaben,  die  Zeitungen 
anstragen,  von  4 — 6li  morgens.    Ges.  v.  21.  Mai  lDü3  i  B.D.L.  X,  .']79). 

e)  Bis  XU  J<9  Jahren.  New  Jersey :  in  Bäckereien  und  Konditoreien 
Arbeit«verbot  von  7li  abends  bin  7h  morgens.  Ges.  v.  24.  März  1903 
(B.D.L.  Vni,  1881,  B.  n,  058) ;  New  Tork:  Verbot  swischen  9h  abends  nnd 
61i  inoigens  und  mehr  als  10  Stunden  täglich  oder  60  Stunden  wöchentlich 
in  Fabriken,  Anschlag  der  Arbeitszeit.  Ges.  v.  15.  April  1003  B.D.L. 
X,  '623,  B.  IT,  3f»l);  North  Carolina:  in  Fabriken  und  gewerblichen  Be- 
trieben 66  Stunden  pro  Woche.  Ausnahmen:  Lokomotivführer,  Heizer, 
Kasehiniaten,  Aufseher,  Partiefthrer  oder  Parliere,  Bureaoangeaiellte  und 
Monteure  von  MaschinenbrOcheD.  Ges.  t.  6.  Uttrs  1908  (BJ)X.  IX,  218, 
B.  n,  669. 

3.  Sonstige  Bestimmungen. 

Eltern,  die,  ohne  arbeitsuni'ahig  oder  arbeitslos  zu  sein,  vom  Verdienst 
minderjähriger  Kinder  leben,  werden  als  Landstreicher  angesehen  und 
behandelt.  Alabama:  Gos.  v.  22.  Sept.  1903  B.D.L.  IX,  467,  B.  III, 
169);  Georgia:  Gee.  v.  17.  Augast  1906  (BJ>.L.  IX,  1678). 

IIL  Bemflkher  ArbeltettolnilB. 

1.  Fischerei. 

North  Carolina :  Konseseioniening  Ton  Anstemfischem.  Ges.  t.  6.  HKri 
1902  (BJ).L.  IX,  218). 

2.  Landwirtschaft. 

Georgia:  Vertragslösung.   Ges.  v.  7.  August  1903  (B.D X.  IX,  1678). 

3.  Bergbau. 

a)  Inapektum.  California:  Gee.  v.  19.  Marz  UK)3  (B.D.L.  VIII,  1128, 
B.  n,  358);  Colorado:  Ges.  v.  m.  Ai.ril  ]im  (B.D.L.  IX,  474,  B.  III, 
271  j;  Illinois:  Oph.  v.  M.  Mai  11M)3  (^B.D.I..  IX,  7()2);  Missouri:  Ges.  v. 

13.  April  1903  (B.D.L.  IX,  IG85);  Montana:  Ges.  v.  6.  Mär»  1903  (Bj:).L. 
IX,  907);  Pennsylvania:  Elrnchtung  eines  Orubendepartements.    Oes.  v. 

14,  Mai  1903  (B.D.Ti.  34'^  i:  Tennessee:  Ernennung  und  Aufgaben  der 
spektoren.    Ges.  v.  l;".  .Aju  il  i'.tOB  B.D.L.  X,  35(j) :  AX'yoniiuir :  Ernennung' 
und  Aufgaben  <lor  inspi  ktoren.    (ies.  v.  17.  Februar  1903  (B.D.L.  X, 
386),  Ges.  v.  18.  Februar  1903  (B.D.L.  X,  386). 

b)  Lofmxahhtnff.  Missouri:  I4-tägige  Lohnsahinng  in  gesetsUcher 
Währung,   \'erbot  der  Zurückhaltungen.    Ges.  v.  23.  Marz  1903  (BJ>Xi. 

IX,  16H5);  Wyoming:  14-tftgige  Lohnzahlung  in  gesetslicher  Währung. 
Ges.  v.  30.  Februar  1903  (B.D,T>.  X,  388). 

c)  ArbeitsverboL  Colorado:  Alkoholiker  und  unter  Ib-jührige  Personen 
zur  Bedienung  eines  Aufsogs.  Ges.  v.  10.  April  1908  (BJD.L.  IX,  474, 
B.  III,  271):  Pennsylvania:  Knaben  nntei  l6  Jahren,  Franon  und  Mädchen 
beliebigen  Alters  in  Kf  ldengruben.  Knaben  unter  14  .lahrmi.  F'ranon  und 
Mäd<!hen  beliebigen  Alters  in  Steinbrüchen.    <  io.«».  v.  13.  Mai  J '.»n3  i  li.D.L. 

X,  34Ü);  Wyoming:  Alkoholiker  und  unter  i8-jährige  Personen  zur  Be- 
dienung einea  Aufzugs.   Ges.  v.  18.  Februar  1903  (BJ).L.  X,  387). 
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d)  Arbeiisxeit.  Arizona:  8  Snniden  bei  Auanahmen,  Geftlhrdung  von 
Leben  und  Beeitz.  Ges.  v.  10.  Märi^  1903  (BJ)X.  IX,  4bd,  B.  HI,  266); 
Hontoiw:  8  von  24  Stonden  «n  FVrdermftsdimen.  Oes.  v.  3.  M&rz  1903 
(BJ>.L.  IX,  966) ;  Missouri :  8  von  24  Stunden  in  SdunelshUtteii.  Gtos. 
V.  9.  M&rz  1903  (B.D.L.  IX,  1682);  Nevada:  8  Stunden  täglich  in 
Graben  unter  Tage  und  Schmelzhütten,  Ausnahmen  bei  Gefährdung  von 
Leben  und  Besitz.    Ges.  v.  23.  Februar  1904  (B.D.L.  X,  318). 

e)  Onfaümhuim^.  OeUfornM:  Sieherlieitsvorkehniagen.  Ott»,  y. 
19.  M&rz  1903  (B.D.L.  Vni,  1128,  B.  II,  366);  Colorado:  Explosivstoffe, 
Aufzüge,  Leitern,  Notausgange  etc.  Ges.  v.  10.  April  1903  (B.D.L.  IX, 
474,  B.  III,  271  •,  Illinois:  Oeffnen  von  Toreingan^rfin.  Oes.  v.  LS.  Mai 
1903  (BJ>X.  IX,  701).  fixploeivetoflfe.  Ges.  v.  14.  Mai  1903  (B.D.L. 
IX,  702);  Montana:  An&ttge.  Gee.  t.  4.  Mftrz  1908  (BJ).L.  IX,  965). 
Abbauvorschriften,  Geschwindigkeit  der  Aufzüge.  Gee.  t.  6.  M&rz  1903 
(B.D.L.  IX,  966);  Missouri:  Explosivstoffe.    Ges.  v.  10.  März  1903  (B.D.L. 

IX,  ItiHö):  South  Dakota:  Leitern,  Plattformen.  Ges.  v.  9.  Mnrz  1903 
(B.D.L.  X,  355);  Öignale  für  Aufzüge.   Ges.  v.  24.  Februar  1903  (B.D.L. 

X,  355) :  Tennessee:  Ventilation,  SiiminrluMt,  Explosivstoffe.  Ges.  v.  16.  April 
1903  (B.D.L.  X,  356);  Texas:  Notausgänge.  Ges.  v.  1903  Ch.  76  (B.D.L. 
X,  3^58  :  Utah:  Explo.sivstoffe.  Ges.  v.  17.  Februar  1903  (B.D.L.  X, 
370):  Wyoming:  Eingänge,  Kohlenwagen.  Ge?.  v.  13.  Februar  Ht<>3 
(BJ).L.  X,  384).  Signale.  Ges.  v.  18.  Februar  1903  (B.D.L.  X,  ^ülj. 
Explosivstoffe.   Oes.  v.  21.  Febrnar  1903  {BJ)X.  X,  388). 

g)  Arbeiter.  South  Carolina :  Sträflinge  dürfen  in  Steinbrüchen  ver- 
wendet werden  ^B.D.L.  Vin,  1384,  B.  III,  32);  Missouri:  Errichtung 
eines  Amtes  zur  Prüfung  der  Grubenleiter,  Vorarbeiter  etc.  Oes.  v. 
4.  April  1903  (B.D.L.  IX,  1684);  Tennessee:  Prüfung  der  Grubenleiter, 
Vorarbeiter  eto.   Ges.  v.  16.  April  1903  (B.D.L.  X,  356). 

h)  Veniehermg,  Montana:  Haftpflicht  der  Untemehmangen  für  Ver- 
letzungen Aii^arstelltor  infolge  Nachlässigkeit  anderer  Angestellter.  Ges. 
v.  5.  M&rz  (B.D.L.  IX,  9f)»l);  NewMexicn:  Errichtung  eines  Spitals 
fttr  unentgeltliche  Verpflegung  der  Gnibenarbeiter.  Ges.  v.  13.  Februar 
1908  (B.D.L.  X,  821);  Pennsylvania:  Errichtung  eines  Heims  für  kranlce 
und  alte  Grubenarbeiter  nnd  deren  Hinterlassene.  Ges.  v.  22.  April  1903 
(BJ).L.  X,  345}. 

i)  Waschräume.   Illinois:  Ges.  v.  14.  Mai  1903  (B.D.L.  IX,  702). 

4b  Hetallverarbeitung. 

Bleiarbeiter.  Untersuchung  und  Zeugnis.  Kansas:  Ges.  v.  9.  März 
1903  (B.D.L.  IX,  483,  B.  n,  651):  Missouri:  Ges.  v.  27.  März  1903 
(B.D.L.  TX,  ir>m):  OrPL^nn:  Oes.  v.  24.  Februar  i:»(iH  ^B.DX.  X,  334^. 

Mechaniker.  Arkansas :  Ketentionsrecbt  der  Schmiede  und  Wagner 
auf  Arbeitsptrodnkte,  reparierte  Gegenstände  und  Materialien.  Ges.  y. 
16.  April  1908  (BJ>.L.  IX,  471,  B.  m,  269). 

5.  Nahrnng.s-  und  Genussmittel. 

BÄcker  und  Konditor.  New  J ersey :  Sanit&re  Vorschriften. 
Uaterstellong  anter  die  Fabrikinspektion.  Arbdtsverbot  für  Jngendlidhe 
unter  18  Jahren  von  71'  abends  bis  71»  morgens.  Ges.  v.  24.  März  1908 
(BD.L.  VIII,  1381,  B.  II,  O.^S  :  Washinirton :  Sanitäre  Vorschriften, 
Arbeitsverbot  für  Jugendliche  unter  lü  Jahren  von  8h  abends  bis  öb 


Digitized  by  Google 


-  XXVI 


morgens.  Ges.  v.  16.  März  1903  (BJ).L.  X,  375);  Wisconsin:  Sanitäre 
Vorsofarifton.   Ges.  v.  12.  Hai  1908  <BJ).L.  X,  878). 

6.  Bekleidung«-  und  Reinigungsgewerbe. 

Barbiere.  Inspektion  und  Begistrierung.  Connecticut:  Ges.  v. 
3.  Juni  1903  (BJ).L.  X,  477,  B.  II,  646);  Kansas:  Gtes.  v.  27.  Februar 
1903  (B.D.L.  IX,  479,  B.  II,  651);  New  York:  Oes.  v.  15.  Hai  1908 
(BD.L.  X,  826);  North  Dakota:  Ges.  v.  10.  M&rz  1908  (BJ).L.  X,  829); 
Oregon:  Ges.  v.  12.  Febmar  1903  fB.D.L.  X,  329);  Rhode  Island:  Ges. 
V.  17.  April  190H  (R.D.L.  X,  362);  Utah:  Ges.  v.  24.  Marz  1903  (B.D.L. 
X,  371);  Wisconsin:  Ges.  v.  11.  Mai  1903  (BJD.L.  X,  376).  Verbot  der 
Sonntagsarbeit.  North  Dakota:  Gas.  v.  JO.  Marz  1908  (BJD.L.  X,  829); 
Washington:  G^.  v.  7.  Mftrs  1908  (BJ>.L.  X,  374);  California:  Auf- 
hebung des  Gf>setze.s  betr.  Insjtekti'on.  Ges.  v.  16,  Marz  1903  CB.D.L. 
Vin,  1128)  North  Dakota:  1  Lehrling  auf  2  Barbiere.  Ges.  v.  l6.  M&rs 
19U3  (B.D.L.  X,  329). 

7.  Baugewerbe. 

IlldiaDa:  Sicherheitsvorschriften,  Errichtung  provisorischer  Fossbtfden. 
Ges.  V.  3.  Marz  1903  iB.D.L.  IX,  212,  B.  TT,  0501:  Minnesota:  Kin- 
friedignng  von  Oeffnuugen  für  Aufsttge.    Ges.  v.  22.  April  1903  (B.D.L. 

L\,  1680;. 

8.  Polygraphische  Gewerbe. 

Florida:  Erlaubnis  der  Arbeit  in  Druckereien  bis  Sonntag  morgens 
6h,  zum  Verteilen  von  Zeitungen  an  Sonntagen.  Ges.  v.  15.  Hai  1903 
(B.D.L.  IX,  478,  B.  m,  272). 

9.  Handelsgewerbe. 

New  York:  Pause  zum  Einnehmen  der  Mittagsmahlzeit  45  Minuten. 
Ges.  V.  24.  April  1903  (B.DX.  X,  824,  B.  II,  864).  Beschrankongen 
betr.  Einderarbeit:  siehe  dort. 

10.  Verkehrsgewerbe. 

Eisenbahnen.  SkkerhtU»-  tmd  Brmmorrkikkmffen*  Vereinigte 
Staaten:  Ges.  v.  2.  Marz  1903  (B.D.L.  VLEI,  1132,  B.  n,  365);  Arizona: 

Ges.  V.  18.  März  1903  (B.D.L.  IX,  4n0,  B.  ITT,  2fl71 ;  Indiana:  Ges.  v. 
9.  Milrz  i:»na  Ii. D  L.  IX,  213);  PhiUppine  Islands:  Ges.  v.  27.  Mftrz 
1903  i^B.D.L.  X,  3büj. 

ArheUaxeü.  Auf  16  Standen  Arbeit  mindestens  9  Standen  Rohe. 
Arisona:  Ge.'^.  v.  18.  Marz  1903  (B.D.L.  IX,  469,  B.  lU,  267);  Arkansas: 
Gfs.  V.  14.  April  1903  (B.D.L.  TX,  470,  B.  III.  2n8\  Aiif  16  Stunden 
Arbeit  mindestens  8  Rtumlen  Ruhe.  Indiana:  Ges.  \.  2S.  Februar  1903 
(B.D.L.  IX,  212);  Texas:  Ges.  v.  7.  Marz  1903  (B.D.L.  X,  367.  Auf 
14  Stunden  Arbeit  mindestens  9  Standen  Ruhe.  Minnesota:  Zngftlhrer 
und  Heizer,  Ausnahmen  bei  Unfüllen  etc.  Ges.  v.  19.  März  1908  (BJ>X. 
IX,  IGTÜ;:  Soutli  Carolina:  Beschränkung  der  Züge  an  Sonntagen.  Gas« 
V.  21.  Februar  1!'03  <R.D.L.  VITT,  1381,  B.  HI.  SOt. 

Arbeitslohn.  Arkanna^:  Bei  Entlassungen  ist  der  ächuidige  Lohn  ohne 
Abzug  ra  sahlen.   Ges.  v.  2.  April  1908  (ai>.L.  IX,  471,  B.  HI,  269); 


Digitized  by  Google 


—  XXVII  - 


Missouri :  Monatliche  Zahlung  i&  gMatslicher  W&hrung.  G«8.  v.  2d.  Febroar 
1903  fB.B.L.  IX.  168B), 

liaßp/iiohi.  Haftpflicht  der  Unteriiehniun<;en  für  Verletzuogen  Ange- 
stellter infolge  NnolillaBi^eit  anderer  Angestellter.  Kansas:  Qw.  y* 
4.  Mftrz  1903  (BJ).L.  IX,  483,  B.  III,  273);  Montana:  Ges.  v.  5.  Mai  1908 

(B.D.L.  IX,  966);  North  Dakota:  Ges.  v.  10,  März  1903  (B.D.L.  X,  329); 
Oregon:  Ges.  v.  10.  Februar  1903  (B.D.L.  X,  329);  South  Carolina :  Ges. 
V.  23.  Februar  1903  (B.D.L.  Vm,  1384,  B.  IH,  32);  Wisconsin:  Gea. 
T.  22.  Mai  1903  (B.D.L.  X,  883):  Arkansas:  Haftpflicht  für  alle  Unwille, 
die  sich  w&hrend  Uebertretnng  der  Arbeitszeitbestünmang  ereignen.  Ges. 
V.  14.  \i,n\  1903  (B.D.L.  IX,  470,  B.  UI,  268);  Alabama:  Anzeigepfiicht 
für  Unfälle.  Ges.  v.  28.  Februar  1903  (B.D.L.  IX,  467,  B.  IH,  169^; 
New  Jersey:  Streikverbot.  Ges.  v.  ltH»3,  Oh.  257,  §  61—63  (B.D.L. 
WI,  1383,  B.  III,  32). 

Strassen  bahnen.    Einfriedigung  der  Plattformen.    Illinois:  Ges. 
11.  Mai  1908  (B.DIj.  IX,  702);  New  York:  Gee.  y.  6.  Mai  1903 
(B.D.L.  X,  325,  B.  II,  867):  Texas:  Ges.  v.  3.  April  lOOB  (B.D.L.  X, 
870);  Virginia:  Ges.  y.  13.  Mai  1903  (B.D.L.  VIII,  1388,  B.  UI,  dö). 

Schiffahrt.  Indiana:  Inspektion  der  Dampfkessel  und  Maschinen. 
Ges.  V.  21.  Februar  1903  (B.D.L.  IX,  212,  B.  II,  (\m.  Beleuchtung. 
Ges.  V.  25.  Februar  1903  (B.  II,  650);  Oregon:  Errichtung  eines  Amtes 
SEHT  Konsessionierung  von  Kosthftusem  für  Seeleute.  Ges.  v.  24.  Febmar 
1903  (BJ).L.  X,  337);  Pennsylvania:  Inspektion  der  Dampfschiffe,  PrOfang 
und  Lizens  ftlr  Kapitäne,  Steuerleute,  Maschinisten  etc.  Ges.  v.  16.  April 
19<>3  fB.DL.  X.  342);  Philippine  Islands:  Priifung  und  Lizenz  f\lr 
Kapitäne,  Steuerleute,  Maschinisten  etc.  auf  Küstenfahrern.  Ges.  v. 
29.  Mai  1903  (B.D.L.  X,  350);  Ges.  v.  16.  Des.  1903  (BJ)X.  X,  862). 


IV.  Arbeitsyerwaltung. 

1.  Arbeitsstatistische  Aemter. 

Vereinigte  Staaten :  Errichtung  eines  Handels-  und  Arbeitsdepartements. 
Ges.  V.  14.  Februar  1903  (B.D.L.  VITT,  ll.Sä  B.  II,  349);  Oregon:  Er- 
richtung eines  Amtes  für  ArbeitsBtatistik  und  Fabrikinspektion.  Ges.  v. 
24.  Febmar  1903  (BJ>.L.  X,  335);  Utah:  Kompetenzen  des  arbeite- 
statistischen  Amtes.  Ges.  v.  12.  M&n  1903  (B.D.L.  X,  370);  Wisconsin: 
Auftra«.:;  de«  arbeitsstatistisrhen  Amtes  zur  Erhebung  über  Spirituosen- 
konsum.   Ges.  y.  22.  Mai  1903  (BD.L.  X,  381). 

2.  Arbeitsinspektion. 

Ernennung  und  Anstellungsbedingungen  der  Inspektoren.  Gonnecticat; 

Ges.  V.  12.  Mai  1903  (B.D.L.  IX,  209,  B.  II,  646);  Missouri:  Ges.  v. 
27.  Marz  1903  (B.D.L.  IX.  inSl/82);  Minnesota:  Ge.s.  v.  3.  April  1903 
(B.D.L.  IX,  1 679/1  fi80>:  NewJer.^ey:  Ges.  v.  25.  Mftrz  1  {»03  i  B.D.L.  VIII, 
1383,  B.  II,  ÜÖ8;;  Illinois:  Ges.  v.  15.  Mai  1903  (B.D.L.  IX,  697); 
Pennsjlyania:  Gee.  y.  20.  Mftrs  1903  (BDI».  X,  339);  Illinois:  Inspektion 
betr.  Kinderarbeit.  Ges.  v.  15.  Mai  1903  (B.D.L.  IX,  694);  Oregon:  Er- 
richtung cinos  Amtes  fih-  Arbeitsstatistik  und  Fabrikinspektion.  Ges.  y. 
24.  Februar  1903  (BJ^.L.  X,  336;. 
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3.  Sciiieds^^ericlite  und  Einigungs&mter. 

Coloradi:  Schiedsgericht,    ües.  v.  11.  April  1903  (B.D.L.  IX,  472, 

B.  III,  270);  Missouri:  Einigtmgs-  und  Schiedsgericht.  Oes.  v.  28.  M&rz 

1908  IX,  1682);  Washington:  Sdiiedsgarielit.  G«8.  9.  Mi» 
1908  (BJDX.  X,  874). 

V.  Baftpfliolit  und  Venioiheniag. 

Oalilrania:  Haftpflicht  des  Unternehmers  nur  bei  Verschtilden  des 
Unfalls  (BJ)X.  \UI,  1128,  B.  II,  358);  Connecticut:  Haftpflicht prozesse 
sind  binnen  einp«  Jalircs  nach  der  Verletzung.'  anzustrengen.  Durch  Tod 
des  \' erletzten  erlischt  der  Entschädigungsanspruch  (höchstens  öOCK)  Dollars) 
nicht  Ges.  y.  9.  nnd  18.  Juni  1908  (BJ).L.  VIU,  210,  B.  II,  647); 
Florida:  Strafen  fUr  fahrlässige  Verletzungen.  Ges.  v.  1908,  Kap.  5212 
(B.D.L.  IX,  478,  B.  III,  272) ;  Kansas :  Haftpflicht  des  Unternehmers  für 
Unfälle  infolge  Mangel  an  Schutzvorrichtuu«;rPn.  Ges.  v.  11.  M&rz  1903 
(B.D.L.  IX,  482,  B.  II,  652);  Illinois:  Haftpflichtprozesse  sind  binnen 
eines  Jahres  nwak  der  Verletoang  anzustrengen.  Die  Entsehidignngs- 
summe  fUlt  bei  Tod  des  Beschftdigten  der  Witwe  und  den  nächsten  Ver* 
wandten  gemäss  Erbrecht  z«.  Ges.  v.  13.  Mai  1903  (B.D.T..  IX,  701); 
Philippine  Islands:  Anzeigepflicht  für  Versicherungs-  und  Wolilriitigkeits- 
gesellschaften.  Ges.  v.  27.  März  190a  (B.D.L.  X,  347);  8outh  Carolina: 
Brlaubnia  aur  VsreidteruDg  gegen  Haftpfliohtanqirflche.  Ges.  v.  28.  Februar 
1903  (B.DX.  Vm,  1384,  B.  IH,  82);  Tennessee:  HaftpflichtproBesae 
dürfen  nicht  wegen  Tod  doR  Verletsten  eingestellt  werden.  Ges.  t. 
2.  April  1903  (B.D.L.  X.  367). 
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laternationalen  Äibeitsaintes. 


ArbeiterschiLtz. 
1*  InternatioiiAler  IrMteiscliiitK« 

Anlftwiltch  der  HandelsyertragsunterluuDdliuigeii  des  Jahres  1904 
-wurde  in  drei  Fällen  der  Versuch  gemacht,  aa  die  handelspoUtischeo 

Vereiubarungen  solche  sozialpolitischer  Natur  anzuschliessen.  Derartige 
Arbeiterschutzklauseln  weisen  der  schweizerisch  -italienische, 
der  deutsch-italienische  und  der  deutsch-österreichische 
Handelayertrag  auf.  Der  schweiswiBdi-italieiiische  und  der  dentaoh- 
italieniaehe  Vertrag  entlialtea  beide  die  wörtlich  übereinstimmende  Be- 
stimmung, wonach  die  vertragschliessenden  Teile  sich  verpflichten,  in 
gemeinsamem  und  freundschaftlichem  Einverständnis  die  Beliandltmg  der 
Arbeiter,  die  Angehörige  des  einen  Vertragssta&tes  sind,  im  anderen  Ver- 
tragsstaate mit  Rtlcltsiäit  auf  die  Arbeiterversicherung  zu  prttfen,  zu  dem 
Zweche,  durch  geeignete  Vereinbarungen  den  Arbeitern  beider  Nationen 
in  beiden  TJindern  eine  Behandlmi*;'  zn  sicliern,  die  ilinon  soweit  als  mög- 
lich gleichwerti<^e  Vorteile  gewähl  t.  Es  ist  dies  derselbe  (Trundsatz,  dessen 
Durchfuhrung  die  Versicherungsi^iauseln  des  französisch-italienischen  Ar- 
beitervertrages za  dienen  bestimmt  sind  (s.  Bull.,  Bd.  III,  8.  IX  nnd  149). 

Während  dergestalt  der  si  hweizerisdi-italienische  nnd  der  deutsch- 
italienische Vertrag  lodi^^lich  Vereinbarungen  ühcr  Fragen  der  Arbeiter- 
Versicherung  vorsehen,  ^^ehf  dcrdeutsch-f^sterreichische  Vertrag  vom 
25.  Januar  liiOä,  darüber  hinaus;  es  werden  darin  nicht  allein  hinsicht- 
lidk  der  Arbeiterversichemng,  sondern  aneh  hinsicbtiieh  des  Arbeitersdmtzes 
Vereinbarungen  in  Aussicht  L^euommen.  —  Alle  diese  Vertrftge  enthalten 
die  Bestimmung,  da.ss  diese  Vereinbarungen  unabhilngig  vom  Inkrafttreten 
des  gau/>en  übrigen  Handelsvertrages  durch  ein  besonderes  Abkommen 
festgesetzt  werden  sollen. 

Fttr  den  sohweiseriscli-italienisolien  Vertrag  (Bull,  Bd.  IV,  8.  177) 
liegen  derseit  bereits  die  Batifikationen  der  beiden  vertragschliessenden 
Staaten  vor. 

In  einem  vom  26.  Januar  lOO")  datierten,  an  die  bei  der  Eerner 
internationalen  Arbeiterschutzkonfereuz  vertretenen  Staatsregierungen  ge- 
riditeten  Kreisschreiben  (Bull.,  Bd.  IV,  8. 177)  spricht  der  schwell  e  r  i  s  eh  e 
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Bundesrat  diesen  I^pfriorimf:;©!!  seinen  Dank  für  die  Beschickung  der 
Konterenz  aus,  überuuttelt  ihnen  die  Protokolle  der  Konferenz,  und  legi 
ih^en,  in  Vollziehung  der  Konferenzbeschlüsse,  die  Schlosaakte  d«r 
Konftrau  (Boll,  Bd.  IV,  S.  1—8)  sor  Mfbng  vor.  Der  Bondeo- 
r»t  spricht  die  Ansicht  aus,  es  erscheine  als  nnerlässlich,  dass  behufs 
Umwandlung  der  in  der  Schlussakte  niedergelegten  Beschlüsse  in  Ver- 
träge eiue  diplomatische  Konferenz  stattfinde.  £r  bittet  die  beteiligten 
Eegierungeu  um  HitteUnng  darfiber,  ob  flie  mit  diesem  Vergelioti  emvei^ 
standen  seien  und  bejahendenfaUs  nm  deren  AnsiGlit  in  Beang  auf  Ort 
und  Zeitpunkt  der  Konferenz. 

Am  Sehlnsse  des  Kreisschreibens  macht  der  Bundesrat  den  beteiligten 
Kegierungen  die  Mitteilung,  es  werde  gleichzeitig  die  kaiserlich  japanische 
Regierung  eingeladen,  flidh  nach  Hassgalte  der  darauf  besflgUehen  Klausel 
des  WeisBphoBphorrerbotes  der  Sohlnssakte  über  ihren  als  Vorauaeetaung 
für  das  Inkrafttreten  des  Verbotes  aufgestellten  Beitritt  stim  Weissphos» 
phorverbotavertrage  auszusprechen. 

2.  Nationaler  ArbettencliutK. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschats. 

1.  Fabrik-  und  Werkst  ätteng'^sptze.  Durch  Dekret  vom 
1.  März  1905  (Bull.,  Ed,  IV,  8.  206)  wurcieu  die  wesentlichen  Bestim- 
mungen der  französischen  Gesetzgebung  über  die  Hygiene  und  Sicher- 
heit der  Arbeit  auf  die  Gewerbebetriebe  in  Algier  als  anwendbar  ei^lart ; 
im  gleichen  Dekrete  wurde  das  Zulassungsalter  für  französische  Kinder 
mit  13,  für  eingeborene  Kindnr  mir  12  Jahren  festgesetj^t,  die  tägliche- 
Arbeitsdauer  der  jugendlichen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  im  Alter  unter 
16  Jahren  mit  10  Stunden  täglich  limitiert,  die  Beschäftigung  solcher 
Personen  unter  16  und  14  Jahren  bei  einer  Reihe  im  Delorete  einzeln 
aufgeführter  Arbeiten  verboten,  für  alle  Jugendlichen  unter  18  Jahren 
ein  wöchentlicher  Etihetag  eingeführt,  die  Anzeigepflicht  ffJr  Unfälle  statuiert 
und  eine  Inspektion  der  dem  Gesetze  unterstehenden  Betriebe  vor- 
geschrieben. 

Zum  ArbeiterinneiuBchntsgesets  des  Kantons  Basel-Stadt  vom 

27.  April  1906  (Bull.,  Bd.  IV,  8.  68)  hat  der  Regierungsrat  unter  dem 
24.  Juli  1906  eine  Vollziehungsverordnung  erlassen  (Bull.,  Bd.  IV^ 
S.  31> 

2.  S  '  ri  n  t  agsruhe  und  Samstags  arbeit.  Das  belgisrhe^ 
Sonntagsruhegesetz  vom  17.  Juli  1905  (Bull.,  Bd.  IW,  S.  193)  erstreckt 
sich  auf  alle  gewerblichen  und  kaufmännischen  Betriebe,  mit  Ausnahme 
der  Wassertransport-,  der  Fisdierei-,  der  Hess-  und  der  Jahrmarktunter- 
nehmungen. Es  stellt  den  Grundsatz  auf,  dass  bei  Arbeiten,  die  im  Au^ 
trage,  unter  der  Leitung  oder  Aufsicht  eines  Bctrioijsunternohmers  aus- 
geführt werden,  andere  Personen  al«  die  n»it  dem  Betriebsunternehmer 
zusammenwohnenden  Pamilienmitglieder ,  dessen  Dienstboten  und  Haus- 
gesinde an  nicht  mehr  als  6  Tagen  in  der  Woche  beselAftigt  werden 
dürfen,  und  dass  der  siebente  Tag,  der  wöchentliche  Ruhetag,  auf  den 
Sonntag  fallen  soll. 
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Ton  diesem  Grundsatze  sieht  das  Gesetz  eine  Reihe  von  Ausnahmen 
vor,  die  im  Nacäifolgenden  summarisch  zur  Darstellung  gelangen  : 

aj  Keine  An-wendung  findet  der  Grundsatz  des  wöchentlichen  Ruhe- 
tagen auf  dringende  Arbeiten  iui'olge  höherer  Gewalt,  aui  die  Ueberwachung 
der  Arlkeitsr&ume  und  die  Inetandhaltnograrbeiten,  auf  die  der  eigent- 
lichen Plroduktion  vorausgehenden  Hilfsarbeiten  und  auf  die  zur  Ver- 
hinderung des  Verderbens  der  Bohstoffe  oder  Produkte  erforderlichen 
Arbeiten. 

b)  In  einer  Reibe  von  Unternebmuugskategorien,  die  im  Art.  4  des 
Gesetzes  (S.  195)  im  einzelnen  aufgezählt  sind,  können  die  Arbeiter,  ab- 
weichend Tom  Grnndaatsse  dea  wOdhenfliohen  Bnhetagee,  an  18  innerhalb 

14  oder  an  6^,  üanerhalb  7  Tagen  beechftftigt  werden.  Dieselbe  Aus- 
nahme kann  fin  kH.  Erlass  auf  andere,  im  Gesetze  i;  rh  nir-ht  namhaft 
gemachte  Betriebe  ausdehnen,  falls  hiefür  Gründe  des  otlentlichen 
Xntereäses  vorH^en  oder  gewohnheitsmftssige  ßedOrfiiisse  die  Ausnahme 
rechtfertigen. 

c)  Das  Gesetz  ermächtigt  die  Unternehmer  von  Betrieben,  in  welchen 
"Wind  oder  Wasser  als  ausschliessliche  oder  hauptsächliche  Betriebskraft 
verwendet  werden,  ihre  Arbeiter  12mal  im  Jahre  auch  am  siebenten  Tage 
der  Woche  zur  Axbeit  heranzuziehen. .  Dieselbe  Ausnahme  kann  im  Wege 
einea  kgl.  Brlasaea  Saiflonindustrien  und  Indiutrien,  die  unter  freiem 
Himmel  ausgeübt  werden  und  daher  von  den  Witterangsvertoltnisaen  ab- 
hängig sind,  gewährt  werden. 

d)  In  allen  Detailhandelsgeschäften  und  Friseurläden  düi-fen  die  An- 
gestellten jeden  Sonntag  von  8  Uhr  morgens  bis  12  Uhr  morgens  be- 
achiftigt  werden.  Durch  kgl.  Brlaea  kOnnen  diese  Stundm  fUr  eine  oder 
mehrere  Gemeinden,  itir  eine  oder  mehrere  Branchen,  aufgehoben,  yer- 
lAngert  oder  verkürzt  werden. 

e)  Die  vorstehend  sub  a) — d)  angeführten  Ausnahmen  finden  keine 
Anwendung  auf  die  im  Sinne  <les  Gesetzes  vom  Dezember  1889  ge- 
schützten Arbeiterkategorien,  d.  h.  auf  Kinder  und  Jugendliche  beider 
Oeedilechter  im  Alter  von  unt«r  16  Jahren  und  auf  Uftdohen  und  Frauen 
im  Alter  von  17 — 21  Jahren.  Indessen  kann  durch  einen  kgl.  Erlass  für 
solche  Industriezweige,  in  welchen  die  Arbeit  ihrer  Natui"  narh  weder 
eine  Unterbrechung  noch  eine  Verschiebung  erleiden  darf,  die  Beschäftigung 
von  Jugendlichen  im  Alter  von  14 — IG  Jahren  und  von  Mädchen  und 
]^uen  im  Älter  von  16—21  Jahren  an  7  Tagen  in  der  Wodie  gestattet 
werden. 

Art.  11  erklärt  das  Gesetz  auch  auf  öffentliche  Betriebe  für  anwend- 
bar.  Das  Geeeta  tritt  ein  Jahr  nach  aeiner  Veröffentlichung  in  Kraft. 

3.  Wohnungsfürsorge.  Durch  Gesetz  vom  8.  JuU  1905  (Bull., 
Bd.  IV,  8.  190),  betr.  die  Bewilligung  weiterer  Staatsmittel  xnr  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältniase  Ton  Arbeitern,  die  in  staatlichen 
Betriflirn  beschäftigt  sind,  und  von  ^erinir  >i^soldeten  Staatsboaraten,  wurde 
der  preussischen  Begierung  ein  weiterer  Betrag  von  16  Millionen 
Mark  für  die  im  Titel  des  GesetXM  bezeichneten  Zwecke  zur  Verfügung 
gestellt.  AUe  Details  entsprechen  den  analogso  Gesetzen  der  früheren 
Jahre  (vgl.  z.  B.  BuU.,  Bd.  I.,  8.  2IV  und  247). 
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n.  Baraflioher  Arbeitersohuts. 

1.  Bergbau.  Die  MissstimmiiDg  im  Bahrkohlenrevier  ist  im  Jahre 
1906  auF  Aula  SS  der  Stilllegting  der  Zechen  im  sfidlichen  Teile  des  Ruhr- 
reviers und  des  Versuchs,  die  Seilfahrt  zu  verlängern  zum  Ausbruche 
gelangt. 

Am  14u  Januar  standen  im  Bohrgebiet  nmd  70 — 80000  Mann  und 
von  der  vierten  Januarwoche  an  über  200000  Mann  im  Ausstände;  am 

9.  Febrnar  wurde  die  Beendigung  des  Stroik-As  bpsflt1o«spn. 

Die  Bergarbeiter  hatten  dem  Unternehmerverbande  die  bereits  von 
ihren  Kongressen  in  früheren  Jahren  ^}  aufgestellten  Forderungen  in 
folgender  Fassung  vorgelegt  *) : 

1)  Achtstündige  Schichtzeit,  einschliesslich  Ein-  und  Ausfahrt,  und 
zwar  für  das  laufende  JaLr  (1905/  wie  bisher,  'V>,I()c|i  nicht  über  9  Stunden, 
von  1906  ab  8^2,  und  von  1907  ab  8  Stunden.  Sechsstündige  Schicht 
(inklusive  £in-  und  Ausfahrt)  vor  nassen  Orten  und  vor  heiasen  Orten 
bei  Uber  28  Grad  Celsius. 

2)  Sonntags-  und  Ueberschichten  sind  nur  zur  Rettung  von  Menschen- 
leben, bei  ausserordentlichen  Betriebsstörungen  und  bei  Schach trej/araturen 
zulftssig.  Für  Bchachtreparaturen  am  Sonntag  ist  50  Proz.  Zuschlag 
sn  sahlen. 

8)  Bas  Wagennullen  wird  sofort  beseitigt  und  die  KoUen,  die  wiric- 

lich  sich  im  Wagen  befinden,  werden  auch  bei  Berge  enthaltenden  Wagen 
bezahlt  (demnach  darf  nur  der  Prozentsatz  der  Steine  dem  Arbeiter  in 
Abzug  gebracht  werden,  der  sich  in  dem  betreffenden  Wagen  befindet). 
Eventuell  Bezahlung  der  Kohle  nadi  Gewicht  (wie  in  England).  Alle 
Wagen  müssen  glicht  und  der  Bauminhalt  oder  Gewichtinhalt  des  Wagens 
jederzeit  leicht  ersichtlich  sein. 

4)  Die  BolegRohaft  hat  in  alljuhrlich  wiederkßhrendpr  geheimer  Wahl 
einen  Wagenkontrolleur  bezw.  Wiegemeister  zu  wählen  (§  80c  Abs.  2  des 
Berggesetzes),  weldier  seinen  Lohn  mit  von  der  Zechenverwaltung  erhftlt. 
Diese  verteilt  denselben  auf  alle  bei  der  Förderung  beteiligten  Gmben- 
leute  und  bringt  ihn  bei  drii  letzt*  ron  am  Lnlintage  in  Abzug,  Der  Wagen- 
kontrolleur besitzt  alle  liechte  der  sonstigen  Belegschaftsmitglieder  und 
ist  auch  bei  allen  Versicherungen  und  Kassen  seiner  Zeche  ebenso  be- 
teiligt wie  alle  anderen. 

5)  (betrifft  Lohnsätze). 

r> ,  Erriclitnng  eines  Arheiterausjscbusses  zur  Vorbringnng  und  Regelung 
a)  aller  Resf  hw  erden  und  Missständo,  b)  aller  Lohndifferenzen,  einschliess- 
lich des  Gedingelohnes,  c)  zur  Mitverwaitung  der  Unterstützungskassen, 
deren  Abrechnung  allj&hrUch  der  Gesamtbelegschaft;  durch  Aushang  be- 
kannt zu  machen  ist.  Wenn  die  Zechenverwaltungen  keine  Beiträge  leisten, 
haben  sie  auch  in  der  Unterst litzun^skasse  kein  Vorwaltunjjsrccht ;  mehr 
als  die  Hlilfro  der  Sitze  dürfen  die  \'er\valt untren,  bezw.  Beisitzer  nicht 
haben,  selbst  wenn  sie  mehr  Beiträge  zahlen  sollten. 


1)  VergL  BulL,  B<L  I,  8.  110,  208,  Bd.  II,  S.  75,  361,  Bd.  lU,  8.  214  uad  217. 

2)  DI«  Foldvilngen  faimUditUch  der  Hohe  d«r  LohtuitM  lamm  wir  im  Naohio]ge&d«m 
auMr  B«tndit 
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7)  TSnfhhning  von  Gralwikkontrolleturei),  die  all«  zwei  Jahre  in  ge- 

heimei  Wahl  von  der  Belegschaft  aus  ihrer  Mitte  gewlhlt  und  von  den 
Zechen  besitzen!  oder  dem  Staate  bezahlt  werden.  Der  zu  Wählende  soll 
mindestens  1  Jahr  de"  Belegschaft  angehören  und  80  Jnlirf»  alt  sein. 

8)  Reform  des  Kuapp^chaftsweueuä  nach  deui  Programm  der  Arbeiter- 
ofganisfttionen. 

9)  Gate  Depntatkohlen  zum  Selbetkostenpreise  an  alle  verheirateten 
Arbeiter,  ebenso  an  Invaliden,  Witwen  und  Unverheiratete,  welche  Eltern 
oder  Gesclkwister  zu  ernähren  haben,  mindestens  monatlich  einen  Wagen. 

10)  Beseitigung  der  vielen  und  halten  Straten. 

11)  In  den  Mietakontrakten  der  Zeohenkolonien  ist  monattidid 
Kündigung  anznnehmeii. 

12'!  Hiimane  Behandlung;  Bestrafiinjr  und  eventuelle  EntlaBBimg  aller 
die  Arbeiter  misf^liandelnden  und  beschimidendeu  Beamten. 

13)  Xeiue  Maääregeluugeu,  keine  Abzüge  und  Strafen  wegen  der  Be- 
wegung, insbesondere  dürfen  die  Bewohner  von  Zedhenkolonien  infolge 
des  jetzigen  Streikes  nicht  gekündigt  und  hinansgesetst  werden. 

14)  Anerkennnnpr  der  Arbeiterorg^anisation. 

Der  Streik  und  die  Forderungen  der  Bergarbeiter  kamen  sehr  bald 
im  lieicLätage  sowie  auch  im  preussischen  Abgeordnetenhause  zur  Sprache 
(a.  Bull.,  Bd.  IVf  8.  68  ff.).  In  der  Sitsnog  des  Beichatages  vom 
21.  Ja&nar  1905  erklftrte  der  preassische  Minister  ihr  Handel  und  Ge< 
werbe,  eine  Novelle  zum  preussischen  Berggesetze  sei  seit  2  Jahren  be- 
reits fertiggestellt;  lediglich  die  Rücksicht  auf  die  grottsse  üeberhaulung 
im  Abgeordnetenhause  habe  dazu  geführt,  die  Novelle  dem  Hause  noch 
nicht  vorsulegen. 

Am  8.  März  190&  wurde  die  Novelle  dem  preussischen  Abgeordneten« 
und  drm  Hpi-rr^fi hause  vnrgrelegt.  Der  Entwurf  erstreckte  sich  auf  die 
folgenden  5  Gegenstände:  1;  gesetzliche  Begelung  der  Arbeitszeit  beim 
Steinkohlenbergbau  einschliessHch  der  Seilfahrt;  2)  gesetaliche  Regelung 
des  Ueber»  nnd  Nebenschichtenwesens,  beim  Steinkohlenbergbau  —  beides 
soweit  die  Regelung  duroh  sanitäre  Bttcksichten  geboten  ist;  3)  Ab- 
schaffunfr  des  Waffennullens :  4)  Be^renzun;;  der  Höhe  der  Qeldstra£ra; 
5)  obligatorische  Einführung  ständiger  Arbeiterausschüsse, 

Die  Bestimmungen  des  Entwurfes  (Ball.,  Bd.  IV,  S.  87 — 90)  sind  in 
Kflrse  die  folgenden: 

1.  ArbeüszeU.  In  Kohlengruben  und  Grubeuabieilungen,  in  denen 
mehr  als  die  Hftlfbe  der  belegten  Betriebspunkte  eine  regelmftssige  Tem- 
peratur von  mehr  als  -|-  22*^  C  hat,  soll  die  regelmässige  tägliche  Arbeits- 
zeit vom  1.  Oktober  1905  an  Stunden,  vom  1.  Oktober  1008  an 
8  Stunden  nicht  übersteigen;  als  Arbeiuszeit  gilt  die  Zeit  vom  BctriT^i 
der  Seilfahrt  bis  zu  ihrem  Wiederbeginn;  an  den  Betriebspunkten,  au 
denen  die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  als  +  C  beträgt,  dtirfen 
Arbeiter  nidit  Iftnger  als  6  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 

2.  Uebet'  und  Nebemdukliten.    Durch    die   Arbeitsordnung  können 

die  Arbeiter  veriiflichtet  werden,  Ueber-  und  Xehens(;hichten  zu  ver- 
fahren. Es  muss  jedoch  jeder  Schicht,  sei  e.«  nun  eine  regelmässige 
oder  eine  Nebenschicht,  eine  ununterbrochene  Kuhepautie  von  mindestens 
8  Stunden  vorausgehen ;  in  Gruben  und  Gxubenabteilungeu  mit  einer  Tem- 
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peratnr  von  mehr  als  22^  C  dürfen  die  Arbeiter  zu  nidit  mehr  als  waiw 

8-stündio;en  oder  zwei  4-8tündigen  Nebcnschichten  heranfrezogon  worden, 
und  an  Betriebspunkten,  an  denen  die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  als 
28®  C  betrügt,  darf  den  Arbeitern  die  Verpflichtung  zum  Verfahren  von 
üeber-  und  NebeiiBchichteik  überhaupt  nicht  auferlegt  werden. 

3,  Wagennvilm.  Der  Regiemngsentwurf  enthält  das  Verbot,  ge- 
ndjrend  und  vorschrit'tsmässig  bclndene  FördergefRsse  bei  der  Lohnbereohnung 
in  Abzug  zu  bringen,  und  die  positive  Bestimmung,  es  mü»äteu  ungenügend 
oder  vonpchriftowidrig  beladene  FOrdergefheee  insoweit  angerechnet  werden, 
als  Ihr  Inhalt  vorschriftsm&ang  ist.  Ergänzend  treten  hinzu  die  Be* 
Stimmungen  (Iber  die  Anstellung  von  durch  den  Arbeiterausschuss  gewählten 
Wagen-  und  Wiegekontrolleuren. 

4,  Oeläatrafen.  Das  Haxunnu  der  im  Lanfe  eines  Ealendermonates 
verhängten  Strafen  wurde  doroh  den  Entwurf  auf  den  doppelten  Betrag 

des  Tageparbeitflverdienstes  besrlir^nVt  ■  alle  Strafgelder  sollen  zu  Gunsten 
der  Arbeiter  verwendet  werden ;  in  Borgbaubetrieben ,  in  welchen  ein 
Arbeiteransschuss  vorhanden  ist,  müssen  die  Strafgelder  einer  Unter- 
sttttsuBigskasBe  sngewiesen  werden,  an  deren  Verwidtnng  der  Arbeiter- 
ansschuss durch  nundestens  ein  ans  seiner  Mitte  gewähltes  Mitglied  be- 
teiligt sein  mns8. 

5,  ArbeUermuaehiisse.  Die  boreits  durch  die  Novelle  von  1892 
fslraltativ  eingefishrten  ArbeiteranssdKtese  wurden  durdi  den  Regierungs- 

entwurf  obligatorisch  erklärt  und  ihre  Befugnisse  insofern  ausgedehnt,  als 
ihnen  das  Recht  erteilt  wrn-do,  Anträge,  WnTischo  und  Boschwerdon  der 
Belegschaft  zur  Kenntnis  der  Bergwerkäbesitzer  zu  bringen  und  sich 
darttber  gutachüich  su  äussern. 

Die  parlamentarische  Beratung  des  Gesetses  im  preasskehen  Land- 
tage fand  in  den  Monaten  März  bis  Juni  1905  statt  (Bull.,  Bd.  IV, 
S.  7ß — 80  und  S.  240);  in  ihrem  Verlaufe  wurden  einselne  Punkte  des 
Regiemngsentwm'fes  wesentlich  abgeändert. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  des  unter  dem  14.  Juli  1905  varUnt* 
harten  Gesetses  schaffen  gegenflber  dem  froheren  Bechtssustande  die  fol- 
genden  Neuerungen^}: 

1.  Arbeitszeit.  Der  im  Kegierungaentwurfe  vorgeschlagene  sani- 
täre (Achtsttmden«)  Mazimalarbeitstog  für  Kohlenbei^e^e  mit  einer  Tem- 
peratur von  mehr  als  22^  C  ist  in  das  Gesets  nicht  aufgenommen  worden; 

tibemommen  wurde  dagegen  die  Bestimmung,  dass  für  Arbeiter,  welche 
an  Betriebspunkten,  an  denen  die  gewölinUche  Temperatur  mehr  als 
28^  C  beträgt,  nicht  bloss  vorübergehend  beschäftigt  werden,  die  Dauer 
der  tägliche  Arbeitszeit  6  Stunden  nicht  fibersteigen  darf. 

S^sichtÜch  des  Verhältnisses  der  Arbeitszeit  zur  Seilfahrt  gingen  — 
wie  Torhin  angeftthrt  ~  die  Forderungen  der  Arbeiter  dahin,  es  sei  die 


1)  T)\o  R<^prochuiig  der  einzelucn  Bestimmnngon  erfnlj*  üi  c1rn<clben  Rcilienfolt^c, 
in  der  Torstehend  die  Bespreobung  des  Entwurfes  erfolgte.  Die  Bcüieufolge  des  Geseties 
•ellMt  aehUost  «kh  d«f  BeilMiiliolge  der  Pmgmplien  des  BeiggcastM«  an. 
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8eil&hrt  in  die  Danor  der  Arbeitszeit  einsureehiieii.    Der  Begi«ning9> 

entwurf  entsprach  zum  Teil  dieser  Forderung,  indem  er  vorschlug,  es  sei 
als  Arbeitszeit  die  Zeit  von  Beginn  der  Seilfahrt  bis  zu  ihrom  Wieder- 
beginn anzusehen.  Das  Gesetz  dehniert  als  Arbeitszeit  die  Zeit  von  der 
Beendigung  der  Seü&hrt  bis  su  ihrem  Wiederbeginn,  beetimmt  jedoch, 
dass  die  Arbeitszeit  dnrdi  die  Ein-  und  Ausfahrt  nicht  mehr  als  um  eine 
halbe  Stunde  verlängert  werden  darf,  und  dass  ein  etwaiges  Mehr  der 
£in-  und  Aasfahrt  auf  die  Arbeitszeit  anzurechnen  ist. 

Was  nun  die  Arbeitszeit  in  Bergwerken  mit  weniger  als  -\-  28^  C 
lietriffi,  so  verbleibt  hierfür  die  BestiBminng  des  §  80b  des  Berggesetzes 
in  Kraft,  wonach  die  —  nach  §  80a  vom  Bergwerksbesitser  oder  dessen 
Stellvertreter  zu  erlassende  —  Arbeitsordnung  tiber  Anfang  und  Ende 
der  regelmässigen  tAgliciien  Arbeitszeit  Bestimmungen  enthalten  muss. 

Nach  zwei  «Seiten  hin  erfuhr  indessen  der  hinsichtlich  der  Arbeitszeit 
bestehende  Bedktscnstand  dnroh  die  Novelle  vcnn  14.  Jnli  1905  eine 
Aendemng. 

§  197  des  allgemeinen  Berggesetzes  besagte:  „Für  solche  Betriebe, 
in  welchen  durch  übermassige  Dauer  iler  täglichen  Arbeitszeit  die  Gesund- 
heit der  Arbeiter  gefährdet  wird,  können  die  Oberbergftmter  Dauer, 
Beginn  nnd  Bnde  der  täglichen  Arbeitszeit  nnd  der  sn  gewfthrenden 
Pausen  vorschreiben  und  die  sur  Durchführung  dieser  Vorschriften  er> 
forderlichen  Anordnungen  erlassen".  Xach  dem  durch  die  Xovelle  abge- 
änderten Wortlaute  dieses  Paragraphen  sind  die  Oberbergämter  ver- 
pflichtet zu  prüfen,  ob  mit  Bücksicht  auf  die  den  Gesundheitszustand 
der  Arbeiter  beeinflnssenden  Betriebsverfaftltnisse  eine  Feslsetamng  der 
3D«aer,  des  Beginnes  und  des  Endes  der  täglichen  Arbeitsseit  geboten  ist. 
Diese  Vorschriften  sind  für  das  Gebiet  <les  Oberbergamtes  oder  Teile  «lea- 
selben  zu  erlassen,  doch  können  einzelne  Bergwerke  dauernd  oder  zeit- 
weise, gänzlich  oder  teilweise  von  der  Beobachtung  dieser  Vorschriften 
entbanden  werden. 

Die  zweite  der  vorerwähnten  Aenderungen  betrifft  zwar  nicht  direkt 
die  Dauer  (l^r  Arbeitszeit,  übt  aber  ^nrrh  TJegelung  der  Ruhezeiten 
doch  einen  Einliuss  auf  jene  aus.  Nacii  dem  neuen  §  93d  Abs.  2  soll 
dem  Beginne  einer  jeden  Schicht  —  sei  es  nun  eine  regelmässige  oder 
eine  Nebensdiidkt  —  ftbt  jeden  einaelnen  Arbeiter  eine  mindestens  8-stttn* 
dige  Bnbeieit  vorausgehen. 

2»  ükber^  und  Mmsekiehkn.  Das  Gesetz  ttbemahm  die  Be- 
stimmung des  Entworfes,  wonach  an  Betriebspunkten,   an  denen  die 

gewohullche  Temperatur  molir  als  -}-  28*^  C  beträgt,  T'eber-  und  Xeben- 
schichten  nicht  verfahren  werden  dürfen ;  dagegen  übernahm  das  Gesetz 
nicht  die  im  Entwürfe  vorgesehene  Regelung  der  Häufigkeit  und  der 
Daner  der  lieber-  nnd  Nebenschichten  in  Gruben  und  Gmbenabteilungen 
mit  einer  Temperatur  von  -{-  22  bis  28*  C,  sondern  bestimmte  lediglidi, 
dass  aiif  jedem  Bergwerke  Einrichtungen  vorliuuden  sein  müssen,  welche 
die  Feststellung  der  Zahl  und  Dauer  der  von  den  einzelnen  Arbeitern  in 
den  letzten  12  Monaten  verfahrenen  Leber-  und  Nebenschichten  ermög- 
lichen. 

3.  WagmuKulkn,  In  diesem  Punkte  wurden  die  vorstehend  dar- 
gestellten Bestiaunungen  des  Entwurfes  in  das  Gesets  ttbsmommen.  Ebenso 
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\VTirden  im  Gesetz  die  Bestimmnngen  übernommen,  in  welchen  die  Art 
der  Wahl,  die  i^'unktionen  und  die  Form  der  Entlohnung  des  vom  Arbeiter- 
SDSSchneee  hesw,  Y<m  den  Arbeitern  ans  ihrer  Mitte  aum  Zwecke  der 
Ueberwadrang  des  Verfahrens  bei  Feststellung  der  Beladung  and  der 
Lohnberechnung  zu  wählenden  Vertrauensmannes  fes^esetzt  werden.  Den 
entsprechenden  Bestimmungen  des  Entwurfes  "vriirde  im  Laufe  der  pnrla- 
mentarischen  Beratungen  eine  neue  Bestimmung  hinzugefügt,  durch  welche 
aom  Ansdraok  gebraät  wird,  dass  dieser  Vertrauensmann  im  Arbeits- 
yerhftltniB  des  Bergwerkes  bleibt  und  dass  mit  der  Beendigung  desselben 
auch  sein  Amt  erlischt.  —  Spezielle  Bestimmungen  über  die  Voraus- 
setzungen der  Been(ii<;nnf!f  dieses  Arbeitsverhältnisses  enthalt  die  Novelle 
nicht,  vielmehr  hndeu  auch  auf  den  Vertiauensmann  die  Kündigungsfristen 
und  Vertragslosungsbedingungen  der  §§  81 — 83  des  Beiggesetze«,  bezw. 
die  nach  §  80b  Ziff.  4  des  Berggesetzes  vom  Bergwerksbesitsw  oder 
dessen  Stellvertreter  in  der  Arbeitsordnung  festsosetsenden  Kttndigungs« 
•    fristen  und  finüassungsgrttnde  Anwendung. 

4.  QtMstrafoi.  Der  Entwurf  limitierte  das  Maximum  der  im 
Laufe  eines  Kalendermonates  gegen  einen  Arbeiter  verhrmgten  Geldstrafen 
(und  zwar  aller  Geldbirafen)  mit  dem  doppelten  Betrage  des  Tagesarbeits- 
verdienstes; das  Gesetz  änderte  dieses  Maximum  in  eine  fixe  Grösse 
(5  M.)  um,  schrinkt  aber  die  Tragweite  der  Limitiernng  insofern  ein,  als 
dieses  Maximum  nicht  alle  Strafen  trifft,  n  lern  lediglich  die  wegen  un- 
genügender oder  vorschriftswidriger  Beladung  der  Fru  dergefllsse  verhängten 
Geldstrafen.  Hinsichtlich  der  Verwaltung  der  .Strafgelder,  die  ausschliess- 
lich zum  Besten  der  Arbeiter  des  Bergwerks  verwendet  werden  sollen^ 
bestimmt  das  Geeets,  dass  den  Ton  den  Arbeitern  gew&hlten  Mitgliedern 
mindestens  die  Hälfte  der  Stimmen  zustehen  mnss.  Der  Entwurf  hatte 
nur  vnrL-'esphen,  dass  der  Ar1)eif eransschuss  an  dieser  Venvaltung  durch 
minde.steiiä  ein  Mitglied  vertreten  sein  solle.  Eine  Neuerung  bedeutet 
gegenüber  dem  Entwürfe  die  Bestimmung,  dass  die  Grundsfttze  für  die 
Verwaltung  und  Verwendung  der  Strafgelder  nach  Anhörung  der  voll- 
j&hrigen  Arbeiter  oder  des  ständigen  Arbeiterausschus.ses  in  dw  Arbeits- 
ordnung oder  in  besonderen  Satzungen  festgelegt  werden  müssen. 

5.  Arbeiterauitschüsse.  Die  wesentlidisto  Bestimmung  in  der  durch 
die  Novelle  erfolgten  Neuregelung  bestellt  darin,  das^^  die  Arbeiter- 
ausschiisse  obligaturi^ch  auf  allen  Bergwerken  zu  fungieren  haben,  auf^ 
welchen  in  der  Regel  mindestens  100  Arbeiter  besdbsftigt  werden.  Ent- 
sprechend den  Bestimmungen  des  durch  die  Novelle  von  18Ü2  eingeführten 
§  des  allgomeinrn  Berggesetzes  können  auch  fernerhin  die  in  ihrer 
Mehrheit  von  den  Arbeitern  aus  ihrer  Mitte  gewJildion  \'orstände  der 
Bergwerkskrankenkassou  odei*  anderer  Kassenein richtuugen ,  die  ebenso 
gewfthlten  Knappschaftsftltesten  und  die  vor  dem  1.  Januar  1892  er- 
richteten Ai-beiterausschüsse  als  ständige  AibeiteraussLliüsse  im  Sinne 
des  Gesetzes  gelten.  Im  übrigen  werden  die  Arbeiterausschüsse  be- 
zeiclitu't  als  .,T'ertretungen,  deren  Mitglieder  in  ihrer  ^lehrzahl  von  den 
Aibeitörn  des  BergworköH,  der  betreffenden  Betriebsleitung  oder  der  mit 
dem  Bergwerke  verbundenen  Betriebsanlagen  aus  ihrer  Mitte  in  unmittel- 
barer und  geheimer  Wahl  (eventuell  unter  Anwendung  des  Verhältnis- 
wahlsystems) gew&hlt  werden^.  Die  Wahl  der  Vertreter  kann  auch  nach. 
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Arbeitorldasaen  oder  naeh  bMonderan  Abteilungen  des  Betriebes  erfolgen. 

Die  Zahl  der  Vertreter  s  1  mindestens  3  betragen. 

Voraussetzung  der  Wahlberechtiiruiig  wie  auch  der  Wählbarkeit  ii^t 
die  deutsche  Keichsanirehtiritrkeit  und  der  Besitz  der  bürgerlichen  Ehren 
lind  KecLte  ;  zur  Wabiberechtigung  ist  die  Volljährigkeit,  zur  Wählbarkeit 
das  snrtfckt^ele^te  80.  Altersjabr  erforderliob,  zvr  Wdhlberechtignng  eine 
mindestens  einjährige^  8ur  Wählbarkeit  eine  mindestens  3-jSlirige  ununter- 
brochene Beschäftigung  auf  dem  Beriiwerke,  bezw.,  falls  das  Bergwerk 
erst  seit  einer  diese  Fristen  niciit  erreichenden  Zeitdauer  besteht,  seit 
dem  Bestehen  des  Bergwerkes;  endlich  ist  die  Beherrschung  der  deutschen 
Sprache  Voraussetaung  der  Wählbarkeit.  Beim  Verloste  einer  dar  Voraus- 
setzungen der  Wählbarkeit  oder  beim  Ausscheiden  ans  dem  Arbeits- 
verliiiltnissp  crlisdit  das  Amt  eines  prewählten  Vertreters.  Im  übrigen 
sollen  die  Neuwahlen  mindestans  alle  5  Jahre  Ftatttiuden.  Die  Kontrolle 
über  die  vorschriftsmässige  Besetzung  und  die  Neuwahlen  der  Ausschüsse 
liegt  der  Bergbehörde  ob. 

Die  Kompetenzen  des  Arbeiteraussöhnsaes,  wie  sie  zum  Teil  durch 
die  Novelle  \om  1802,  zum  Teil  durch  jene  von  1005  bestimmt  sind,  sind  die 
folgenden :  dem  Arhoiterausschuss  liegt  die  Wahl  dos  Vertrauensmannes  ob, 
die  Aeusserung  bei  der  Feslleguiig  der  Verwaltungsgrundsätze  und  die  Be- 
teiligung an  der  Verwaltung  der  Strafgelderkasse,  die  Entscheidung  fiber  seine 
Zustimmung  oder  NichtZustimmung  zu  den  zur  Aufnahme  in  die  Arbeitsord- 
nnrtg  voT-geschlagenen  Vrirsclii  iften  über  das  Verhalten  der  Arbeiter  bei  Be- 
nutzung der  zu  ihrem  Besten  getroffen en,  auf  dem  Bergwerk  bestehenden 
Einrichtungen  sowie  über  da^  Verhalteu  der  minderjährigen  Arbeiter  ausser- 
halb des  Betriebes;  der  Arbeiteraosscbuss  soll  vor  dem  Erlasse  der  Arbeits- 
ordnung oder  eines  Nachtrages  zu  derselben  gehört  werden,  er  hat  An- 
trn^re.  Wünsche  und  Beschwerden  der  Belegschaft,  die  sich  anf  die  Be- 
triebs- nnd  Arbeitsverhaltnisf e  des  Bergwerkes  beziehen,  zur  Kenntnis  des 
Bergwerk.sbesitzers  zu  bringen  und  sich  darüber  zu  äussern,  und  es  können 
ihm  endlieh  durch  die  Arbeitsordnung  noch  weitere  Aufgaben  angewiesen 
werden.  Die  üeberschreitnng  dieser  dem  Arbeiterausschuaae  austehenden 
Kompetenzen  zieht  —  nach  erfolgter  fruchtloser  V^erw^iiriung  —  dessen 
Auflösung  durch  das  Oberbergamt  nach  nich.  Nach  wiederholter  Auf- 
lösung kann  für  das  betroffene  Bergwerk  die  gesetzliche  Vorschrift  des 
Obligatoriums  des  Arbeitarausschueses  fSr  die  Dauer  eines  Jahres  ausser 
Kraft  gesetzt  werden. 

6.  Arbeitsordnung.  Nach  der  bisherigen  gesetzlichen  Vorschrift  sollte 
die  Arbeitsordnung  hiusichtlich  der  Lohnzahlung  Bestimmungen  ent- 
halten  tiber  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und  Lobnaahlung,  Aber  die 
lUle,  in  denen  wegen  ungenügender  oder  vorschriftswidriger  Arbeit  AbzQge 
gemacht  werden  dfirfen,  über  die  Vertreter  des  Bergwerksbefits^orf,  welchen 
die  Betugnis  zur  Anordnung  von  Abzügen  wegen  ungenügender  oder  vor- 
schriftswidriger Arbeit  zusteht,  sowie  Uber  den  Beschwerdeweg  gegen 
solche  Anordnungen.  Dagegen  bestimmt  nun  die  NoyellOi  die  Arbeitsordnung 
habe  Bestimmungen  zu  enthalten  ttber  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und 
Lohnzahlung,  Uber  das  Verfahren  zur  Feststelhmg  des  bei  der  T^ohn- 
berechnung  zu  bertlckslchtigenden  Teiles  ungenügender  oder  vorschrifts- 
widrig beladener  Pördergefisse,  und  Aber  die  Ueberwadiung  dieses  Ver^ 
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fahrens  dureh  Vertrauensmänner  der  Arbeiter  sowie  über  die  Vertreter 

des  Bfirgwerksbesitzers  bei  diesem  Verfahren  und  über  den  sregen  die 
Feststellung  des  Lohnanteila  zulässigen  Beschwerdeweg,  —  Das  für  die 
Genehmigung  der  Arbeitsordnungen  vorgesehene  Verfahren  wird,  ent- 
apreehend  den  dabei  dnrdi  'E£nri<ätimg  obligatoriw^ier  ArbeiteranaaohtUne 
eingetretenen  Verschieb unufen,  ineofem  abg^Madert,  eis  den  der  Bergbe- 
hörde einzurei(?henden  2  Exemplaren  der  erlassenen  Arbeirsordnungon  eine 
Erklärung'  dantVirr  beizufügen  ist,  da^fs  und  in  welcher  Weise  der  Vor- 
fichiift  der  Novciie,  es  sei  über  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  oder  eines 
Nachtreges  sa  derselben  der  ArbeiteraneschoBS  sa  b^ren^  genügt  worden 
ist.  Ausserdem  bestimmt  die  NoveUe^  dass  die  Bestimmungen  über  die 
"Verwendung  der  Strafgelder  und  die  Verwaltung  der  Untersfüt7,un^'skas5-en 
sowie  die  Bestimmungen  über  die  'Organisation,  Wahl.  Zastäudigkeit  und 
Geschäftsführung  des  ständigen  Arbeiterausschusses  in  derselben  Weise 
wie  die  Arbeitsordnungen  der  Genehmigung  des  Oberbergamtes  unterliegen. 
Für  diese  Bestimmungen^  wie  auch  für  die  Arbeitsordnungen,  darf  die 
Genehmigung  nur  dann  verweigert  werden,  wenn  sie  mit  den  Bestimmnn^n 
des  Gesetzes  im  Widerspruche  stehen. 

7.  Bergausschuss  und  Oesundheüsrat.  In  jedem  Oberbergamt  soll  ftr 
diesen  Bezirk  ein  Ber,gausschnss  gebildet  werden,  der  für  diejenigen 
Angelegenheiten  komi)etent  ist,  welche  seiner  Entscheidung  im  Ver- 
waltungsstreitveri'ahreu  gesetzlich  überwiesen  werden.  Der  Bergausschuss 
bat  so  viele  Abteilungen,  als  ProvinsMi  innerhalb  des  Oberbergamts- 
besirkes  liegen;  jede  Abteilung  besteht  aus  dem  Berghauptmann  bezw. 
dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzendem,  und  6  Mitgliedern,  von  weh  hen 
zwei  atis  den  Mitgliedern  des  Oberbergamtes  vom  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe  ernannt,  die  vier  übrigen  Mitglieder,  von  welchen  eines 
einem  Oberlandesgeriohte  der  Provinz  angehören  muss,  vom  FTovinzial- 
«ussehuss  gewfthlt  werden. 

Als  zweite  neue  Körperscliifr  'vird  der  Gesundhoitsbeirat  eingepet/t, 
der  vom  überbergamte  vor  dem  Erlasse  von  Bestimmungen  über  Datier, 
Beginn  und  Ende  der  täglichen  Arbeitszeit  zu  hören  ist.  Der  Gesund- 
beitsbeirat  besteht  aus  dem  Berghauptmann  als  Yorsitsendem  und  vier 
Beisitzern,  die  zu  gleichen  Teilen  aus  der  Zahl  der  Bergwerksbesitzer 
oder  ihrer  Stellvertreter  und  der  Zahl  der  von  den  Arbeitern  gewählten 
Knappschaftsaltesten  zu  entnehmen  sind.  Mit  beratender  Stimme  nimmt 
an  den  Beratungen  des  Gesundheitsbeiiates  ein  vom  Oberbergamte  zu  be- 
rufender Knappschaftsarst  teiL 

In  Frankreich  wurden  zwei,  den  Schutz  der  Borgarbeiter  ba- 
treffende Gesetze  erlassen ;  das  erste,  vom  9.  Mai  1005  (Bull.,  Bd.  IV, 
S.  201)  ändert  einzelne  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  J8yu 
über  die  Delegierten  zur  Sicherheit  der  Bergarbeiter,  das  zweite,  vom 
29.  Juni  1905  (BulL,  Bd.  IV,  8.  202)  bringt  den  fransösischen  Kohlen- 
knapyten  den  Achtstundentag. 

Das  erste  der  beiden  vorgenannten  Gesetze  enthält  neben  einigen 
Neubestimmuugen  mehr  vorwaltungstecb nischer  Natur  zwei  wesentliuhe 
Neuerungen:  es  erweitert  den  Kreis  der  zu  Delegierten  Wählbaren  und 
bedeutet  ausserdem  eine  Steigerung  des  Grades  der  Unabhängigkeit  der 
Delegierten  von  der  Unternehmung. 
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Eine  Enreitenmg  des  Kreises  der  Wfthlbareu  liegt  insofern  vor,  als 
eine  der  Vonussetsiuigen  der  Wshlbaikeit  erleichtert  wurde.   Zu  dieaen 

Voraussetzungen  gehörte  nach  dem  Gesetze  vom  8.  Juli  1890  eine  B-jährige 
Beschäftigung:  im  Wahlbezirke;  durch  Gesetz  vom  9.  Mai  1005  wird  diese 
Bestimmung  dahin  abgeändert,  dass  nur  noch  eine  5-jäbhge  Beschäftigung 
QDter  Tage  (tberiiauptt  daTon  2  Jalire  im  Wahlbeasirke,  beiw*  einem  be- 
nachlMurteii,  demselben  Unteraelimer  gehörenden  Bezirke  Yerlangt  wird. 
Dieee  Neaordniing  findet  sixmgmnisse  Anwendung  vai  neuerrichtete  GrabeiL 

Die  Erhöbung  der  Unabhängigkeit  der  Delegierten  Ton  dcv  Gruben- 
untemehranng  wird  durch  die  nachfoli^'endeii  Xctiorungpii  liorboigeführt. 
Nach  dem  Gesetze  von  1R90  dürfen  Arbeiter,  oder  aiu-h  gewesene  Arbeiter, 
nui-  in  eiuem  Beziike  als  Delegierte  gewählt  werden.  Nach  Art.  1  des 
Gesetzes  mnss  ein  Anfdchtebesirk  so  abgegrenzt  sein,  dass  seine  sorg- 
fUtige  Befahrung  nicht  mehr  als  6  Tage  erfordert,  und  nach  Art.  2  des 
Gesetzes  soll  der  Delegierte,  aussergewöhnliche  Fälle  abgerechnet,  2mal 
im  Monat  befahren.  Demzafolo:o  kann  ein  zum  Dele<;ierten  srewählter 
Xuappe  ruiid  12  Tage  im  Monat  .seiner  iatigkeit  als  Delegierter  widmen, 
woAb*  er  bidier,  nach  Art.  16  dee  Gesetzes,  eine  der  Terwendeten  Zeit 
entsprechende  Entschädigung  aus  der  Staatskasse  erhielt;  er  verbleibt 
folgUch  im  ttbrigen  auf  den  Ertrag  der  Grubenarbeit  angewiesen. 

An  dieser  Stelle  greift  nun  die  Novelle  von  1906  ein,  indem  der 
Art.  lö  Abs.  3  der  neuen  Fassung  des  Gesetzes  bestimmt,  dass  die  Tage, 
die  der  Delegierte  zur  Befahrung  seines  Bezirkes  verwendet,  von  der 
Staatskasse  mit  dem  doppelten  Taglohnsatie  an  «ntadi&digen  sind; 
der  Delegierte  kann  somit  bei  dem  gesetzlieh  zulässigen  Maximum  einer 
zweiiaaligen  Befahrung  des  Bezirks  im  Monat  eine  Entschädigung  erhalten, 
die  dem  Lohn  für  24  Tage  nn^eftlhr  entspricht;  keinesfalls  darf  diese 
Entschädigung  kleiner  sein  als  der  ungeiUhre  Lohn  für  20  Tage.  Delegierte, 
die  eine  dem  20>&chen  Tagekhii  entspredieiide  oder  höhere  Bntsddkügung 
ans  der  Staatskasse  beziehen,  dürfen  keinen  Kleinverschleiss  treiben  („ne 
pourront  itre  debitants"),  worunter  wohl  in  erster  Linie  der  Handel  mit 
Getränken,  der  Betrieb  von  Kantinen  etc.  zu  verstehen  ist. 

Da-^  zweite  der  beiden  eingangs  erwähnten  Gesetze  hat  eine  lange 

parlamentarische  Vorgeschichte. 

Einem  Beschlüsse  des  französischen  Bergarbeiterkongresses  von 
Denain  Folge  gebend,  hat  der  Deputierte  Basly  in  der  Sitzung  der 
De|>utiertenkammer  vom  29.  Mftrz  1900  einen  InitiatiTantrag  eingetoieht, 
dessen  wesentlicher  Inhalt  dahin  ging,  es  sei  die  Arbeitsdauer  der  in 
Kohlenbergwerken  beschäftigten  Arbeiter  mit  Einschluss  der  Ein-  und 
Ausfahrt  auf  8  Stunden  täglich  im  Maximum  einzuschränken.  Dieser 
Gesetzentwurf  wurde  der  Arbeitskonunission  Überwiesen ;  der  Bericht  dieser 
Kommissioa  wurde  erst  am  12.  Dezember  1901  der  Deputiertenkammer 
vorgelegt.  Während  der  Beratungen  der  Kommission,  wie  auch  während 
der  nachfolgenden  Verhandlungen  im  Plenum  der  Kammer  und  in  der 
»Senatskommission  ging  in  Frankreich  die  Bergarbeiter  -  Generalstreikbe- 
wegung vor  sich,  die  als  eines  ihrer  Postulate  den  Achtstundentag  im  Berg- 
bau an&tellte  und  deren  Verlaui  bis  zu  onem  gewisacE  Grade  die  parla- 
mentarische Geschichte  des  Antrages  Baslj  woU  beeinflnsst  hat. 
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UogeflUir  ein  Jahr  nach  der  Vorlage  des  Gesetzen twui-fes  des  Abg. 
Basly,  am  11. — 14.  April  1901,  tagte  in  Lens  ein  Berjrarbeiterkonfn-ess. 
Dieser  Konpress  beschilft i^j^tc  .sich  mit  den  Fordeningen  der  Bergarbeiter : 
Achtstundentag,  Bergarbeiterversicherung ,  Lohnmiuimum,  Arbeitsunfälle 
etc.  Bei  dem  Punkte  der  Tageeordntmg:  Moye&s  4  employer  ponr  faire 
obtenir  les  revendications  des  nunenTS,  wurde  nech  einer  langen  und'  leb- 
haften Debatte  der  Beschluss  angenommen,  es  sei  der  Regierung  eine 
Frist  zu  geben,  innerhalb  welcher  die.  die  vorstehend  genannten  Postulate 
erfüllenden  Gesetze  erlassen  werden  sollen,  und  für  den  Fall,  dass  diese 
IViet  firachtloB  abliefe,  sei,  nadi  vorhergegangener  Ürabstimxnnog, 
der  Generalstreik  zu  proklamieren.  Der  Beschluss  des  Kongresses  wurde 
der  Regierung  zur  Kenntnis  gebracht  ;  innerhalb  der  abgesteckt f^n  Frist 
hat  die  üegierung  iudesüen  nur  eine  einzige,  im  E-ahmen  der  Bergarbeiter- 
postulate  sich  bewegende  Massnahme  ergriffen:  es  ist  dies  der  Erlass 
des  Ifinisterinms  der  Öffentlichen  Arbeiten  vom  19.  Juni  1901,  betr.  die 
Einsetscmg  einer  Kommission  zum  Studinm  der  Frage  der  Arbeitsdauer 
in  Bergwerken,  Im  Oktober  1001  veranstaltete  die  Federation  nationale  des 
mineurs  die  Urabstimmung,  an  der  sich  von  den  etwa  162<.M.M_)  Bergarbeitern 
Frankreichs  rund  66000  beteiligten.  Mit  450U0  Ja  gegen  11000  Nein 
wnrde  der  G^eralstreik  angenommen.  Bas  Ergebnis  diesw  Abstimmung 
wurde  der  Regierung  bekannt  gegeben.  Diese  erklärte  in  einem  vom 
16.  Oktober  1901  ilatierten,  an  den  Generalsekretär  der  Föderation  ge- 
richteten Schreiben,  dass  sie  sich  nach  wie  vor  zum  Postulate  eines 
gesetzlichen  Lohnmiuimus  ablehnend  verhalte,  dass  sie  dagegen  dem 
PMtnlate  der  Regelung  der  Arbeitsdauer  nnd  der  Reform  der  Bergarbeiter^ 
Versicherung  dauernd  ihre  Aufmerksamkeit  zuwende,  es  aber  ablehnen 
müsse,  sich  an  irgendwie  abgesteckte  Fristen  zu  binden.  ..Les  r^formes'*, 
schloss  W  aldeck-Housseau  seine  Zuschrift,  „ne  se  decretent  ni  k  trente 
jonrs,  ni  4ch^ance  &ce.  On  ne  les  conquiert  que  par  Tetude  et  nne 
prdparation  consdencieuse  et  padfiqae.  Et  pnisqne,  aprts  yous,  je  viens 
de  faire  allusion  &  l'eventualitS  d'nne  grftve  gindrale,  laissez-moi  vous 
dire  qne,  n'il  est  k  craindre  qne  le  paj's  n'en  6prouve  un  dommage,  on  peut 
redouter  aussi  qu'elle  ne  serve  mal  les  interets  que  vous  vous  proposez 
de  d^endre." 

Am  21.  und  22.  Oktober  hielt  der  leitende  Ausschuss  der  Federation 

in  St.  Etienne  eine  Sitzung  ab,  in  welcher  Über  die  nunmehr  einzu- 
nehmende Haltung  beraten  wurde.  Am  22.  Oktober  IWl  wurde  beschlossen, 
die  Entscheidung  über  den  Anfang  des  Generalstreikes  bis  auf  weiteres 
hinauamschieben.  Am  gleidien  Tage  hatte  der  Abg.  Basly  einen  Qesetzp 
entwnrf,  betr.  das  Lohnmiuimum  für  Bergarbeiter  der  Deputiertenkammer 
vorgelegt.  Am  21.  Dktnljor  iyf)l  legten  der  Abg.  Odilen  Barrot  und  am 
5.  November  lyoi  der  Minister  der  öftentlichen  Arbeiten  Baudin  je  einen 
Gesetzentwurf  betr.  die  Reform  der  Bergarbeiterversicherung  der  Depu- 
tiertenkammer vor,  und  am  12.  Desember  1901  erstattete  die  Arbeits- 
kommission  ihren  Bericht  über  den  Gesetzentwurf  des  Abg.  Basly,  betr. 
den  Achtstundentag.  Am  29.  Januar  und  5.  Februar  1902  wurde  der 
Bas]\  sfhe  Oesetzentwurf  in  der  Deputiertenkammer  diskutiert .  in  der 
Schiussabstimmung  vom  5.  Februar  1902  in  der  Kommissionslassung  an- 
genommen und  am  6.  Februar  1902  an  den  Senat  geleitet.  Hier  wurde 
der  Entwurf  an  eine  Kommission  gewiesra,  die  —  nachdem  bereits  der 


Digitized  by  Google 


—   XU  - 


Besieht  der  ansserparlameiitariBclieii  UntemioliiinsflkointiiiBsion  vie  anoli  der 
Kommission  der  Deputiertenkammer  vorlag  —  dm  BeschliUB  f aaste,  mehrore 
Dttpatationen  der  P^  r^werksgesellsc  haften  zn  vemohrnfti.  Der  kurz  darauf 
(4. — 8.  Marz  1902)  in  Alais  ta^'endo  Ber<rarbeitorkoa^resis  iiaiim  die 
Hesolution  au:  „Enti^prechend  den  Eutschliessungen  des  Kongresses  von 
Leus  beschUesst  der  Kongress,  ohne  neuerliche  Unterhandlangen  mit  der 
Begierung  die  Realisierung  des  Postulates  des  Achtstimdentages  durch  einen 
soforti^^eii  Generalstreik  rhirdi/nsetzen.*'  Am  24.  September  1902  ist  dann 
der  öireik  zum  Ausbruch  gekommen. 

Eine  offizielle  Darstellung  des  Verlaufes  des  Streikes  ist  im  „Bulletin 
de  rOffice  du  Travail",  Jahrjr.  irKJ2,  Novemberheft,  S.  7fi3-  707  und 
Dezemberheft,  ts.  btiö — 8ti7  enthalten.  Büer  braucht  nur  festgestellt  werden, 
dass  wahrend  des  Streikes  gegen  den  Willen  des  leitenden  Ausschusses 
eine  Lohnbew^HUig  in  den  Vordergrand  getreten  ist,  dass  nach  dieser 
Seite  hin  die  Regierung  vermittelnd  eingriff  und  dass  in  den  „sentences 
arbitrales"  die  J^rage  des  Achtstundentages  weder  entschieden  noch  be- 
rührt wurde. 

T)r>r  Bericht  der  Senatskommission  wurde  erst  in  der  Rit7:un<T  vom 
ih  Febturti  1904  dem  Senate  vorgelegt.  Wahrend  aber  der  von  der 
Deputierteukammer  angenommene  Text  einen  Neunstundentag  während  der 
auf  das  Likrafttreten  der  Gesetse  folgenden  2  Jahre  und  ein  Sinken 
di^er  Arbeitsdauer  innerhalb  4  Jahren  auf  8  Stunden  vorsah,  setzte  der 
von  der  Seuatskommission  vorgeschlagene  Entwurf  den  NennstundoTif rtL'  als 
Befinitivurn  fest,  W&hreud  ferner  der  Text  der  Deputiertenkammer  eine 
Befragung  der  Delegierten  zur  Sicherheit  der  Bergarbeiter  in  allen  Fällen 
von  ausnahmaweiser  Verlängerung  der  Arbeitsdauer  yorsab,  schrftnkte  der 
Entwurf  der  Senatskommission  die  Befragung  auf  diejenigen  FftUe  ein, 
in  welchen  die  Ausnahmen  infol^re  eines  Unfalls  rnler  im  Interesse  der 
Sicherheit  verlangt  werden  und  erweiterte  gleichzeitig  den  Kreis  der 
Voraussetzungen  für  solche  Ausnahmen.  Dieser  Entwurf  wurde  im  Senate 
am  8.  November  1904  diskutiert  und  in  einer  von  der  Fassung  der 
Kommission  abweichsnden  !Fassun;z  angenommen  ;  er  kam  am  12.  November 
lf>04  vor  die  Kammer,  die  ihn  abermals  der  Arbeitskommission  überwies. 
Die  Kommission  schlug  in  ihrem,  am  21.  April  liiOb  erstalteten  Berichte 
Zustimmung  zu  den  Beschlüssen  des  Senats  vor  und  in  der  Sitzung  vom 
27.  Juni  1906  folgte  die  Kammer  dem  Vorschlage  der  Kommission. 
Damit  war  das  Gesetz  zustande  gekommen  und  wurde  im  Journal  OfBdel 
vom  2.  Juli  1905  als  Qesets  vom  29.  Juni  1906  promulgiert^). 

Um  die  Tragweite  des  neuen  Gesetzes  zu  erfassen,  wird  es  not- 
wendig sein,  diei  tatsfVchliclie  (restaltung  der  Arbeitsflauer  vor  Erlass  des 
Gesetzes  darzustellen.  Wir  beachten  dabei  nur  die  Arbeitsdauer  in  Brenn- 
materialgruben (mines  de  combusiibles;,  da  das  Gesetz  «ich  nur  auf  diese 
erstreckt  und  entnehmen  die  Angaben  der  Beilage  zum  Berichte  der  Kammer- 
kommission (Druclcs.  No.  2827  ex  1901). 


1)  WocOsat  d«  Q«t«tMi  t.  B«a,  Bd.  DT,  8.  203;  vgl.  snoh  BslL,  Bd.  IV,  8.  91 
Mb  13,  a  97  rab  71  vDd  8.  841  inb  102. 
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Es  hatten  in  den  A-anzösischen  KoUenbefgwerken  im  Jahre  1900/01 
eine  Arbeitsdaner  ^Aeensdaiier)  Ton: 
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Efl  hatten  demnadh  eine  Arbeitsseit: 
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Die  durchschnittliche  Piüsenzdauer  aller  Arbextei-  betiug  9,27  Stunden. 

Das  Gesetz  vom  29.  Juni  1905  bestimmt  im  Art.  1,  dass  6  Monate 
nach  der  Fromolgation  dee  GeeetseB  die  tftglidie  Arbeitsdaner  der  unter 
Tage  beim  Abbau  im  Kohlenbergbau  beschäftigten  Arbeiter  9  Stunden, 
nicht  flberstoi^on  darf,  nacli  Ablauf  von  2  Jahren  fty^  "^^''^  narh  weiteren 
2  Jahren  8  Stunden.  Diese  Dauer,  in  welche  die  durch  Minenregleuient  vor- 
gesehenen Pausen  nicht  einzurechnen  sind,  beginnt  mit  der  Einfahrt  der 
letzten  Arbeiter  in  die  Grabe  nnd  endigt  mit  der  Ankunft  der  ersten 
au&teigenden  Arbeiter  Uber  Tage.  Bei  Bergwerken  mit  Galerieneingang 
beginnt  die  Arbnits^oit  mit  der  Ankunft  an  der  Sohle  der  ZngangBÜnie  und 
endigt  mit  der  Wiederankunft  an  demnelben  Punkte. 

Das  Gesetz  sieht  zwei  Arten  von  Anenabmen  von  dem  Grundsätze 
der  AchtatandenschiGht  vor:  dauernde  nnd  vorübergehende. 

Dauernde  Ausnahmen  werden  vom  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
auf  Grund  eines  Gutachtens;  der  Bergbau-Generalräte  festgesetzt :  Voraus- 
setzung für  die  Erteilung  dauernder  Ausnahmen  ist  eine  Gei^brdung  der 
Fortec^ong  des  B^riebM  durcb  Orttnde  tedmieoher  oder  tfkonmnischer 
Natur,  die  durdi  die  Gewflbrung  der  Ausnahme  beseitigt  werden  kann. 

Zur  Erteilung  der  vorübergehenden  Ausnahmen,  deren  Daner  zwei 
Monate  nicht  Übersteigen  darf,  ist  der  Chefingenieur  des  Bergamtebezirkes 
berechtigt.  Die  Voraussetzungen  für  die  Erteilung  solcher  Ausnahmen 
serfallen  in  swei  Gruppen,  von  welchen  die  eine  Grtinde  teehniMher,  die 
andere  GrCInde  öHonomischer  Natur  umfaaet.  Zur  ersten  Gruppe  gehOrt 
die  infolge  von  Unfällen  oder  im  Interesse  der  Sicherheit  eingetretene 
Notwendigkeit  einer  Verlängerung  der  Schichtdauer:*  bei  Erteilung  der 
Ausnahmen  dieser  Art  sollen  die  Delegierten  zur  Sicherheit  der  Berg- 
arbeiter TSmommen  werden.  Zur  zweiten  Gruppe  geblSren  die  beiden 
folgenden  Voraussetzungen :  gelegentlich  eintretende  Dringlichkeit  (nteessitö 
oocaaonnelle),  oder  das  Vorliegen  von.  Vereinbarungen  xwisdien  den  Arbeitern 
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ond  dem  BetriebsonteriMluii«'  zur  Anfi^echterliAltimg  beetmunter  lokaler 
Bvftuche. 

"Was  die  letztg^enannte,  durch  den  Senat  inn  Gesetz  eingefülirte  Art 
von  Ausnahmen  betrilit,  so  bemerkt  hierzu  der  Bericht  der  iSenatskom- 
mission  wie  folgt:  „Diese  Bestimmung  betrifft  speziell  die  in  den  Berg- 
werken des  Nmrdens  uad  des  Paa-de-Calais  in  der  sweiten  Hälfte  dee 
UonatH  November  gebräuchlichen  langen  Schichten  („longue»  coupes"), 
deren  Beibehaltung  die  Arbeiter  im  Einvernehmen  mit  den  Unternehmern 
%'erlaTigeTi.  Dieser  Brauch  erlaubt  den  Arbeitern,  im  Laufe  dieses,  der 
Arbeitsruiie  auä  Aulass  deti  8t.  Barbara-Festes  vorausgehenden  halben 
Monats  2 — S  Stnndeo  tftglidi  länger  m  erbeiteni  mn  so  fir  die  mit  diesem 
Feste  verbundenen  höheren  Ausgaben  gerüstet  sa  sein." 

Uebertretungen  des  Oe.setzcs  ^verden  im  ersten  Uebertretungsfalle 
durch  das  Polizeigericht  mit  einer  Busse  von  6 — 15  frs.,  im  Wieder- 
holungsfälle durch  da«  ytrafgericht  mit  einer  Basse  von  lü — 100  frs. 
für  jeden  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  entgegen  beschäftigten  Arbeiter 
geahndet,  doch  darf  der  Gesamtbetrag  der  Bosse  im  ersten  Falle  500  frs., 
im  letsteren  2000  firs.  nicht  llbersteigen. 

2.  Chemische  und  gesundheitsgef ahrliche  Industrie 
(danmter  anch:  Bleihtttten  und  Malergewerbe).  Im  Bentschen 
Bei  che  hat  der  Bnndesrat  anf  Grund  des  §  120e  der  Gewerbeordnung 

zwei  Bekanntmachungen  erlassen,  von  welchen  die  eine  die  Einrichtung 
und  den  Betrieh  der  Bleihütt eu,  die  andere  die  Betriebe,  in  denen 
Maler-,  Anstreicher-,  Tüncher-,  Weisöbinder-  oder 
Ii  acki  er  er  arbeiten  ansgefilhrt  werden,  betrifft. 

Die  erste,  vom  16.  Juni  1905  datierte  Bekanntmachung  (Bull.,  Bd.  lY, 
S.  178)  enthält  werkstatthygienische  Bestimmungen  allgemeiner 
(§§  1  —  5)  und  solche  spezieller  Natur  ffir  die  Betriebsabteilungen,  iu  denen 
Bleifarben  hergestellt  werden  Ü  und  7)  und  für  die  Zinkschaum- 
destillationsanlagen  (§§  8 — 10).  Neben  diesen  werkstatthygienischen  An« 
Ordnungen  enthält  die  Bekanntmachung  Anordnungen  hinsichtlich  der 
Arbeiterhvf^iene,  so  über  Arbeitskleider,  Wasoligelegenheit  n.  dgl.  ii;§  14 
— 17)  und  Bestimm tuif^en  über  die  ärztliche  Ueberwachung  des  Gesund- 
heitszustandes der  Arbeiter  (§§  18  und  lÜ),  —  Die  Bekanntmachung  ver- 
bietet die  Besdiftftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in 
Bftumen,  in  denen  Bleierze  gerüstet,  gesintert  oder  geschmolzen,  Werkblei 
gewonnen  und  weiter  verarbeitet,  Reichblei  a)i  'o*rioben,  Glätte,  Mennige 
oder  andere  oxydiscbe  Bleiverbindungen  hergestellt ,  gemahlen,  gesiebt, 
gelagert  oder  verpackt  werden  oder  Zinkschaum  abdestilliert  wird  in 
Flugstanbkanimeni  und  Flugstaubkanftlen  und  beim  Transport  des  Flug- 
staubes 11).  Die  Anstellung  erwachsener  männlicher  Arbeiter  zu 
Arbeiten  in  solchen  Bäumen  darf  nur  auf  Grund  eines  Zeugnisses  eines 
von  der  höheren  Vei-waltungsbeliörde  hienm  ermächtigten  Arztes  erfolgen 
(§  12).  Die  Arbeitsdauer  der  bei  der  Bedienung  der  Schachtöfen,  im 
Ijonem  kaltgestellter  Oefen  oder  beim  Ausr&umen  von  Flugstaubkammem 
und  Flugstaubkanälen,  welche  nassen  Flugstaub  enthalten,  beschäftigten 
Arbeiter  limitiert  (§  13)  die  Bekanntmachung  mit  8  Stunden  täf^lich. 
HiDsichtiich  der  Ausräumungsarbeiten  in  Flugstaubkammern  und  Flug- 
staubkanälen, die  trockenen  Flugstaub  enthalten,  bestimmt  die  Bekannt» 
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machnnfj,  dass  Arbeiter,  bei  einem  Maximalarbeitstajr  von  ^  Stnn  Jen  täg- 
lich, bei  «liesen  Arbeiten  mir  4  Stunden  beschilftigt  werden  diirlen.  Die 
übrigen  Arbeiter,  deren  Arbeitädauer  nicht  auf  8  Stunden  täglicli  be- 
flcbr&nkt  ist,  uncl  di«  in  Arbeitwftnmen,  in  denen  die  Beseh&ftigtm^  von 
Arbeiterinnen  und  Jugendlichen  vea'boten  ist,  beschäftigt  sind,  dürfen  nicht 
länger  als  10  Stunden  tä<;licli,  aM-^crhli esslich  der  Pausen,  beschäfti^^ 
werden.  —  Die  Bekanntmachuiig,  derou  §§  20 — 22  die  Ausführungs-  und 
Koutroilbestimuiungeu  enthalten,  tritt  mit  dem  1.  Januar  1906  mit  der 
Massgabe  in  Kraft,  dase  fttr  die  vor  Anefilbrang  der  Bekanntmachnng  er- 
forderlichen baulichen  Veränderungen  bereits  bestehender  Betriebe  von 
der  li'  lieren  Verwaltungsbebdrde  die  JTrist  bis  xam.  1.  Januar  1908  yer- 
längert  werden  kann. 

Die  zweite  der  beiden  Bekanntmachungen,  die  zum  Schutze  der 
Arbeiter  in  Betrieben,  in  welchen  Maler^,  Ai»treidier-,  Tttncher-,  Weise- 
binder- oder  Lackiererarbeiten  ausgeführt  werden,  ist  vom  27.  Juni  1906 
datiert  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  182  i.  Sie  enthält  in  den  §^1-6  Bestimmnnsren, 
die  auf  alle  Arbeiter  anwendbar  bind,  die  in  irgend  einem  Gewerbebetriebe, 
sei  dies  nun  ein  Betrieb  des  Maler-  und  Anstreicher-  etc.  Gewerbes,  sei 
es  nan  ein  anderer  Betrieb,  bei  Maler-,  Anstreiehep*,  Tflncber-,  Weiss- 
binder- oder  Lackiererarbeiten  vt  rw  endet  werden  und  dabei  mit  Blttfarben 
oder  deren  Gemischen  im  T^nriihrung  kommen :  darüber  hinaus  enthalten 
die  8 — 11  Bestimmungen,  die  —  neben  den  vorgenannten  —  auf  die 
in  einer  Fabrik  oder  auf  einer  Werft  solchergestalt  beschäftigten  Arbeiter 
in  Anwendung  su  bringen  sind.  Diese  Vorschriften  sind  durchwegs  be- 
stimmter  Natur  und  f(nl.<  werkstatthygienischen,  teils  arbeiterhygienischen 
Inhaltfis,  und  ihre  Durchführung  soll  teils  durch  die  Kontrollo  dei-  Ge- 
werbeaufsichtsbeamten, teils  —  in  Fabriken  und  auf  Werften  —  darüber 
hinaas  durch  eine  ständige  ärztliche  Kontrolle  gesichert  werden.  Der  Be- 
kanntmachung ist  ein  „Blei-Merkblatt"  angefügt,  in  welchem  in  knapper 
und  leicht  verständlicher  Weise  die  Ursachen  der  Bleivergiftung,  deren 
Symptome  und  deren  VerbfUnnpr  darfrestcllt  werden. 

Zu  der   letzten  der  beiden  vorbehandelten  Bekanntmachungen  des 
Bundesrats  hat  der  preussische  Minister  für  Handel  und  Gewerbe, 
unter  dem  16.  Juli  1906  eine  VoUstehungsanweisung  erlassen  (BulL, 
Bd.  rV",  S.  191). 

Am  13.  Mai  1905  wurde  auch  in  Belgien  ein,  die.'^elben  Zwecke 
wie  die  deutsche  Verordnung,  verfolgendes  Reglement  erlassen  (Bull., 
Bd.  IV,  S.  198).  Wihrend  aber  die  deutsche  Bekanntmachung  ausnahmst 
los  alle  Arbeiten  treffen  wiU,  bei  welchen  Arbeiter  durch  Benutzung  von 
Bleifarben  der  Gefahr  einer  Ble  >  ;  iftnng  ausgesetzt  sind,  beschränkt 
sieh  da.s  beljjischo  Reg^lement  auf  die  Regelung  des  Gebrauches  von  Blei» 
weiss  bei  Maierarbeiten  im  Baugewerbe. 

Im  fllsngen  entopreehen  die  Bestimmungen  des  belgischen  Reglements 
nach  der  technischen  Seite  hin  ziemlich  genau  denen  der  deutschen  Be- 
kanntmachung. Sie  enthalten  das  Verbot  jeder  bleistaubentwickelnden 
Art  des  Knetens  von  Bleiweiss,  Vorschriften  über  die  Reinhaitun*»-  de.s 
Bodens  und  der  Wände  der  Arbeitsräume,  Bestimmungen  zur  Verhinde- 
rung des  Besdmratsens  der  Hände  bei  den  Manipulationen  mit  Blei^urbea, 
das  Verbot  des  trockenen  Abkratsens  oder  Abbimsens  der  Bleifarben- 
anstriche,  Bestimmungen  über  die  £leidung  und  Kopfbedeckung  der  su 
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üchützeuden  Arbeiter  und  über  die  ihnen  zu  sichernde  Möglichkeit  des 
Wasehens  des  Geiicbtefl  mid  der  H&nde  wie  andi  des  Spülens  des  Masdes 
auf  den  BanpUktten  wie  in  den  Wttrkst&tten ,  Bestimmungen  über  die 

Aufbewahrung  der  Speisen  und  deren  Gennss  \vi\brend  der  Arbeitszeit, 
das  Verbot  des  Genusses  von  Branntwein  während  der  Arbeitszeit.  Be- 
stimmnngen  über  den  zeitweiligen  oder  definitiven  Ausschlutjä  von  blei- 
kranken  Arbeitern  und  Uber  die  ftrstliche  Untersuchimg  der  der  Blei- 
▼ergiftongsgefahr  ausgesetzten  Arbeiter. 

Zur  Ausführung  dieses  Iipgleinents  sind  am  1.  August  zwei  Ministe  riiil- 
erladse  erflossen  (Bul!.,  Bd.  IV,  S.  201),  von  welclien  der  euie  dir-  Forin 
des  zu  führenden  Kontroilregisters,  der  andere  die  Hübe  der  Honorare 
der  auf  Grand  des  Reglements  die  Kontrolle  austtbenden  Aerzte  regelt. 

In  Belgien  bestimmt  ein  königl.  Erlast  vom  4.  Juli  1905  (Bnll., 
Bd.  IV,  S.  200)  die  P^inreihung  der  Fabrikation  und  der  Lagerung  ver- 
derblicher Oase,  und  ein  königl.  Eirlass  vom  8.  Juli  li'Oö  (Bull.,  Bd.  IV, 
8.  200)  jene  der  Betriebe,  in  welchen  Nikotin  aus  Tabak  gepresst  wird, 
in  das  Verzeichnis  der  gefährlichen,  gesandheitsscbädlicben  nnd  Iftstigen 
Betriebe. 

Im  Oktoliei-  ir*(i;>  t-ilioss  das  britische  Home  Offii  e  ein  Rund- 
schreiben iBull.,  Bd.  JI,  S.  öiy^,  in  dem  es  auf  die  Gefahren  auimerk.*^am 
machte,  denen  Persouen  bei  der  Destillation  von  Teer  zur  Herstellung  von 
Xaphta,  BrennOl,  Kreosot  und  Pech  ausgesetst  sind.  Zugleich  schlug  es 
eine  Reilie  von  Vorsichtsmassuahmen  vor,  die  durcli  eine  Verordnung 
vom  Dezember  irtol  Bull.,  Bd.  IV.  S.  '227)  zu  obligat*  risclien  Vi>rschriften 
geworden  sind,  mit  der  einzii^'on  Abänderung,  dass  an  Stelle  des  Abs.  5 
des  erwähnten  Hundschreibens  eine  der  hjicherheit  der  Arbeiter  dienende 
Vorschrift  tritt» 

Art.  0  Abs.  a  des  schweiser ischen  Gesetze.s  vom  2.  November 
181>8,  betr.  die  Fabrikation  und  den  V<  i  ti  leb  von  Zi'indhfilzclien,  setzt  eine 
Bnsse  von  IW — 100<>  frs.  fest  auf  all»-  Fälle  der  Zuwiderhandlung  gegen 
die  Bewtinmiuugen  der  Art.  1  Abs.  2,  Art.  2  u.  -t  des  Gesetzes  (Verbot  der 
Herstellung  von  ZOndhtflzdien  in  nicht  ausschliesslich  hierfür  bestimmten 
B&umen,  Verbot  der  Herstellung  von  Zündhölzchen  ohne  Bewilligung  der 
Kantonsre^dernng,  Verbot  der  Fabrikation,  der  Ein-  und  Ausfuhr  und  fies 
Verkaufes  von  Zündhölzchen  mit  irelbem  Phosphor^.  Das  Bussenminimuni 
von  100  frs.  erwies  sich  in  einer  verhältnismässig  grossen  Anzahl  von 
F&llen,  insbesondere  bei  leichteren  Fallen  der  Einfuhr  und  des  Verkaufes, 
als  zu  hoch;  in  zahlreichen  Fftllen  wurde  die  vom  Richter  wegen  solcher 
Vergehen  angesetzte  Busse  von  100  tV?.  auf  Ansuchen  des  Schuldigen  von. 
der  Bun.leH versammhing  im  Gnadenwege  reduziert. 

Durch  Novelle  vom  1.  Juli  1905  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  230)  hat  der  vor- 
erwähnte Art.  9  Abs.  a  des  Gesetses  einen  Zusats  erhalten,  durch  welchen 
dem  Richter  die  Kompetenz  erteilt  wurde,  in  Fällen  geringfiigiger  Art 
bei  Bestrafung  von  Einfulir  oder  Vei'kanf  vnn  Ziiiidli'dzchen  mit  gelbem 
Phosphor  Bussen  von  weniger  als  100  frs.  zu  verhängen. 

3.  Textilindustrie.   In  Belgien  ist  anter  dem  16.  Juli  1905 

ein  kgl.  Erlass  erflos.sen  i  BuU.,  Bd.  IV,  8.  200),  der  Bestimmungen  Uber 
die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  HO.  Juli  JfM)],  betr.  die  Arbeits» 
masse  aut  die  Webereiindustrie  (Bull.,  Bd.  I,  J:^.  5  und  11^,  enthält. 

ArbeitertcbiiU.  ** 
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Eine  ungarische  BCinisterialverordnung  vom  18.  Hai  1905  (Boll., 

Bd.  IV^,  8.  227 j  enthält  technische  und  hygienische  Vorschriftan  amn 
8cliutze  der  Gepinulhcif  von  Arbeitern,  die  bei  der  Bearbeitung  von 

Tierhaaien  beschäftigt  weiden. 

4.  II a  nd  e  1  s  e  w e rb  0.  Durch  Gesetz  vom  25.  Juni  l'jnö  (Bull., 
Bd.  IV,  8.  198)  wurde  in  Beljrien  die  Gewährung  von  Sitzgelegenheit 
an  die  weiblichen  Laderiiingestellten  angeordnet,  und  zwar  sollen  in 
allen  Rftumen  kaufmännischer  Betriebe,  in  welchen  weibliches  Personal 
arbeitet,  ebenso  viele  Stühle  sich  bdiuden,  als  Frauen  darin  beschäftigt 
sind.  T^it^  Benutzung  der  Stühle  soll  den  Augestellten  während  der  Zeit, 
in  der  ihre  ArbeitspHiclitcu  damit  uiflit  im  Widerspruch  stehen,  gestattet 
sein.  Mit  der  Kontrolle  der  Durciiliiiuung  des  Gesetzes  !>ind  die  Funk- 
tionäre der  staatlichen  Arbcitsinspektion  betraut. 

Die  englische  Gesetzgebung  zuju  Schutze  der  Angestellten  im 
Handelsgewerbe,  die  bl.sher,  von  den  einschlägigen  Bestimmungen  des 
Zivilrechtes  und  der  Snnntagsridiegesetzgeliung  abgesohoii.  v  f^sentlich  nur 
aus  dem  Gesetze  von  1S1^>2  (72-stundeuwoche  für  Jugoiniliche  unter  18 
Jahren  I,  den  Gesetzen  von  1892  und  18H5  (Ins[>ektion  mv  Kontrolle  der 
Durchfüll ruug  des  Gesetzes  von  I8l)2i  und  dem  Gesetze  von  lS!i4  i Sitz- 
gelegenheit i  bestand,  hat  durch  das  Gesetz  vom  lä.  August  l!>ni  (Bull., 
Bd.  TV,  S.  21-1,  betr.  den  ibVUbladenscblusi^,  eine  bedeutungsvolle  Er- 
weiterung errahrcn. 

Das  Gesetz,  dessen  Tragweite  immerhin  erst  aus  der  Durclifährung 
wird  erkannt  werden  können,  gibt  den  Lokalbplsio  den  das  fiecht,  Erlasse, 
die  der  Genehmigung  der  Zentralbehfirde  unterliegen,  und  die  auf  Antrag 
des  Parlamentes  vom  Staatsrate  aufgehoben  werden  können,  auszul'ertigen, 
durch  welche  für  das  ganze  Gebiet  der  Lokalbehürdc,  von'  der  der  Erlass 
ausgeht,  oder  für  einen  Teil  desselben,  fftr  alle  darin  gelegenen  Laden- 
geschäfte oder  nur  flir  bestimmte  Branchen  die  l.adenschlusszeiten  vor- 
geschrieben ^^Trden.  Diese  liftdenschlusszoit  kann  in  keiurni  Frille  vor 
7  F!ir  abends,  an  einem  Tage  in  der  Woche  nicht  vor  1  l'hr  nachmitta^fs 
liegen.  Die  vorgeschriebenen  Ladeuschlu.sszoiten  sind  auf  die  in  der  An- 
lage zum  Gesetze  einzeln  aufgeführten  Handelszweige  nicht  anwendbar. 

5.  V  e  r  k  e  k  r  s  g  0  w  e  r  b  e.  Zur  .deutschen  Seoraaunsor«iuung  (^Buil., 
Bd.  I,  S.  84  ff.  und  S.  361  ff.)  sind  vom  Bundesrate  zwei  Ausführungs- 
anweisungen erlassen  worden.  Die  er-,  ,  datiert  \  r-m  2.  .luli  1905  (Bull., 
Bd.  IV,  S.  18''.  ■  n^l;;ilt  sanitäre  und  hygieinsche  Vorschriften  über  die 
Logis-.  Wnsch-  und  Baderäume  sowie  die  Aborte  fiir  die  Schiffsmannschaft 
auf  KauJiahrteischiÖ'cn,  die  zweite,  datiert  vom  ;J.  Juli  lUÜö  (Bull.,  Bd.  IV, 
8.  185)  regelt  die  Krankenffirsorge  auf  solchen  Schiffen. 

HL  Arbeitsverwaltung. 

Ein  bayerischer  Miui.'?terialerlass  vom  2.  März  190.5  (BulL,  Bd.  IV, 
S.  191)  behandelt  die  Jahresberichte  der  bayerischen  Fabrik-  und  Ge« 
werbein:5]»rkrorcrt :  der  Erlass  weist  ntjUr  ntiderem  die  Inspektoren  au, 
auf  das  Zustandekummen  von  Tarifvereinbarungen  hinzuwirken,  die  sich 
^als  eines  der  erfolgreichsten  Mittel  zur  Besserung  der  Lohn-  und  Arbeits» 


Digitized  by  Google 


-   XLVII  - 


Tftrh&ltnisse  uncl  der  ilerbeiliilirung  de»  guten  EinveniehmeQa  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitern'^  erwiesen  haben.  Ausserdem  wird  die  Auf- 
merksamkeit lei-  Inspektoren  auf  einige  weitere,  mit  den  ihnen  durch  den 
§  IBOy»   der  ( 'Hw  orberi  dnung  zugewiesenen  Aufgaben  nicht  unmittelbar 

zu8aniineuli;U)i.'r'n(io  Gebiotf  f!;olpnkt. 

Durch  Kreisschrexbeu  vuui  14.  Juli  1905  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  230)  hat 
der  schweizerische  Bundesrat  die  Kantonsregiernngen  eingeladen,  die 
vorbereitenden  Arbeiten  für  die  Durchführung  des  Bundesgesetzes  tlbei' 
SarnntagTHarbeit  in  Fabi  iken  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  5())  in  Angriff  /.u  nehmen 
und  über  die  Ergebnisse  der  von  ihnen  zu  veran.staltendeu  Erhebungen 
hinsichtlich  der  auf  Grund  der  Art.  3  und  5  des  Gesetzes  zu  gowähi-enden 
Ausnahmen  Bericht  su  erstatten. 

17.  Q0werbegeri<dite  und  BBTrfgnngeamteg. 

Die  französische  Gewerbegerichtsbarkeit  hat  durch  das  Gesetz 
Tom  15.  Juli  1905,  betr.  die  Zusammensetzung  der  Erkenntnissenate  und 

die  Organisation  einer  Appcllation.sitiHtanz  der  Qewerbegeriohte  (BulL, 
Bd.  IV.  -C^i),  eine  wesenf lielip  A<>iideruii!4  erfahren.  Abgesolirn  von 
den  hier  nicht  weiter  zu  bespreclienden  Aenderungpn  ^^prlalircn^  und 
dei"  Prozessordnung  bestehen  die  beiden  wichtigsten  Abanut:rungeii  tiarin, 
dass  erstens  die  Bemfungssumme  von  200  auf  300  frs.  erhöht  wurde 
und  dass  zweitens  als  Berufungsinstanas  an  Stolle  der  Handelsgerichto  die 
Zivi]2;''i"i<bfo  frrtretr?]  -im],  !ro<ren  deren  KekurHPiii«cheidunp-en.  in  Fällen 
von  KompeTenzüberschreitungtni  oder  Gesotzos Verletzungen,  beim  Kassations- 
hofe  Berufung  eingelegt  werden  kann. 

Zum  6ew«*begeiiditsgesetz  des  Kantons  St.  Gallen  vom  27.  Juni  1904 
(Bull.,  Bd.  IV,  a  284)  ist  unter  dem  16.  Mftrz  1905  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  329) 
eine  AusfOhrungsverordnuDg  erlassen  worden. 

T.  Enqueten. 

Der  Reichskanzler  (Reichsamt  des  Innern)  hat  das  deutsche  Kaiserl. 
statistisrhe  Amt,  Abteilung'  fi'ir  Arbeit nrstatisf  ik.  bpanfti'niit.  nnfer  Zuziehung 
des  Beirats  für  Arbeilerstatistik  Ermittlungen  über  die  Dauer  der  täg- 
lichen Arbeitszeit  und  der  Buhepausen  der  in  den  Plättanstalten  und 
in  den  nicht  als  Fabriken  oder  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  anzu- 
säenden Waschanstalten  beschäftigten  Personen  anzustellen. 

Zur  Bekämpfung  der  auf  'ior  Verwondting  von  Bloi  dn  lipnden  fto- 
sundheitsgefahren  hat  der  Staat.ssekretär  des  Innern  die  deutschen  Bundes- 
regierungen ersucht,  durch  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  feststellen  zu  lassen, 
wie  viel  Bleierkrankoogen  der  Arbeiter  in  Feilenhauereien  infolge  der 
Benutzung  von  Unterlagen  aus  Blei  und  Bleilegierungen  beim  Hauen  und 
Feilen,  sowie  infnlp-e  (los  Anlaj^Hon^!  und  Hf^rtons  dor  lotztf>ren  in  B!ei- 
bädem  beobachtet  worden  .-^ind.  Gleichzeitig  ist  eine  Aeusserung  darüber 
erbeten  worden,  ob  die  Verwenduag  des  Bleies  und  seiner  Legierungen 
zu  Unterlagen  ganz  oder  teilweise  verboten  werden  kann. 

Der  Staatssekretär  des  Innern  hat  die  deutschen  Bundesregiertmgen  um 
Erhebungen  über  die  Zahl  der  Trocken-  nnd  der  Na?5?3p;rh]oifereien, 
über  die  Zahl  der  in  ihnen  beschäftigten  männlichen,  weiblichen  und 
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jvgendliclieii  Schleifer  und  um  Angaben  iiboi  die  Zabl  der  an  Lungen- 
leiden  erkrankiaii  Sdileifer  ersucht.  Das  Ergebnia»  dieser  SiliebaugeD 
soll  den  auf  Onmd  des  §  l^}e  Abs.  1  der  Gewerln  i  rdnuDg  m  erlaosenden 
Arbeiterscliiitzvorscliriften  ßtt  die  Arbeiter  der  Metallsehleifereien  su- 
gninde  gelegt  werden. 

Durch  einen  vom  16.  Juni  1905  datierten  gemeiubamen  Erlass  des 
Himsters  für  Handel  und  (bewerbe,  des  Ministers  des  Innan  and  de» 
Ministers  der  ^geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenbeiten  (M.- 
Bl.  d.  H.  u.  G.-\'.,  Xo.  \-i  ex  1905,  S.  IGBi  wurden  die  preussischen 
Regierungen  beaiitnacrt,  Erhebungen  darübei-  zu  veranstalten,  auf 
Grund  der  Vorschriften  unter  No.  20  IT.  in  der  preussischen  Ausfuiirangü- 
anweisung  vom  80.  November  1908  (Bnll.,  Bd  II,  S.  LXXXTT  und  901  ff.> 
zum  Reichsgesetz,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben ,  voia 
BO.  mvz  1!>03  (Bull.,  Bd.  II,  S.  I  ff .  und  1  tT/.  eine  liinrelclieii<le  l'eber- 
wachung  der  Ausfülirnnfr  des  K  i  n  d  e  r  s  c  h  u  t  z  g  e  h  e  t  z  e  s  hat  erfolgen 
können^  und  Vorschläge  zur  verbesserten  Ausgestaltung  der  Ueberwachungp 
ZQ  machen. 

Im  franzosi-schen  Finanzgesetze  vom  22.  April  1905  wurde  im 
Bu<.ly;et  lies  HaiHlelsininisteiiniiis  eine  Position  von  llOOfKl  frcs.  einfresetzt 
unter  dem  Titel  ..Subvenricneij  für  n n frei wi Iii jirf  Arbeitslosigkeit*'. 
Art.  5ö  desselben  Gesetzes  be.stiumit  liiij.siclitlicli  der  Verwendung  dieser 
Kredite,  dass  diese  Subventionen  an  Arbeitslosenkassen  atiszubexahlen  sind, 
dass  die  Art  der  Verteilung  durch  ein  vom  Handelsminister  und  vom 
Finanzministor  p-emeinsam  y.xi  erlassendes  Dekret  bestiumil  werden  soll, 
und  dass  der  Ifaudeisminister  alljäln  lieh  dem  T'riisidenteu  der  Kepublik 
einen  im  Journal  officiel  zu  ver«>tteutiicheuden  Bericht  erstatten  solL  — 
Zum  Zwecke  der  Vorbereitung  des  vorerwllhnten  Dekrets  hat  der  Handel»> 
minister  durch  Erlass  vom  20.  tfai  1905  eine  aus  Beamten  dos  Handels* 
und  des  Finanzministeriums  und  aus  Verwaltern  von  Arbeitslosenkassen 
bestehende  Kommission  eingesetst. 
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Arbeitmchuts. 

L  IntematliHialer  irbeitenehutz* 

Im  Laufe  des  Jahres  1905  wurden  mit  dem  Qrosaberzogtttm 

barg,  dessen  Unfall versichernngsgesetzgebuog  vom  Jahre  1902  datiert 
'ver<M  R-ilL.  B<1.  I.  S.  XX  und  29311,  zwei  internationale  Verträge  ab- 
geücliiüsseu,  deren  Gegenstand  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Ver- 
gicherungsrecbtes  liegt.  £s  liegt  demnach  eine  Fortsetzung  der  im  Art.  Id  des 
fransOsisch^italieniBchen  Arbeitsvertrages  yom  15.  April  1904  (Ball.,  Bd.  III, 
S.  IX  ff.  und  149  ff.)  eingeleiteten  Aktion  sur  Regelung  der  Stellung  der 
Anslärnlor  im  .System  des  UnfallversicheruDgsrechtes  vor.  Gegenkontrahent 
ist  im  ernten  Talle  Belgien,  im  zweiten  das  Deutsche  Heich.  Der  belgisch- 
luxemburgische  Vertrag  ist  vom  15.  April  1905,  der  deutsch- 
lozemburgisehe  vom  2.  September  1905  datiert.  Gemeinsam  ist  bei* 
den  VertrS>;en  lediglich  das  Bestreben,  den  im  Ausland«'  besibäftigten 
Arbeitern  die  Vorteile  du  In  fall  Versicherung  zu  gewälnon.  Der  Wep 
aber,  der  xu  diesem  Zwecke  eingeschlagen  wurde,  ist  in  den  beiden  Ver- 
trägen verschieden.  Diese  Verschiedenheit  besteht  wesentlich  darin,  dass 
der  belgisch-luxemborgische  Vertrag  anf  alle  in  Belgien  bexw.  Luxemburg 
arbeitenden  Angehörigen  des  anderen  Vertragsstaates  Anwendung  findet, 
der  ']t'utsrh-hixeiiil)Ur<xisehe  dagegen  bln.^s  auf  Personen,  welche  in  einem 
vorübergehend  auf  das  Gebiet  eines  der  beiden  Vertragsstaaten  über- 
greifenden Teile  des  im  anderen  Vertragsstaate  befindlichen  und  dort 
versicheningspfliehtigen  Betriebes  besebftftigt  sind ;  fenier  ist  im  belgisdi- 
luxembtirgischen  Vertrage  bei  Unfällen  von  Angehörigen  eines  Vertrags- 
staates das  Gesetz  des  Beschaftignnfrsortes,  im  dentsch-ltixembnrgischen 
Vertrage  im  gleichen  Falle  das  Gesetz  massgebend,  dem  der  Hauptbetrieb 
untersteht 

Was  die  Einselbestimmungen  dieeer  Vertrftge  betriff^  so  stellt  Art.  1 
des  belgisch-luxemburgischen  Vortrages  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  305)  den  Grund- 
satz auf,  dass  die  in  einem  der  beiden  vertragschliessenden  Staaten  Un- 
fallverletzten Angehörigen  des  anderen  Staates  dieselben  Entschädigungen 
and  Garantien  geniessen  sollen  wie  die  Angehörigen  des  Staates,  in  welchem 
der  Unfall  erfolgte. 

.A.rt.  2  des  Vertrages  statuiert  von  diesem  Grundsatze  eine  Aus- 
nahme hinfichtlich  solcher  Arbeiter,  die  nur  vorübergehend,  d.  h.  höchstens 
6  Monate ,  auf  dem  Territorium  desjenigen  Vertiagsstaates  beschäftigt 
sbd,  in  welchem  der  Unfall  eintrat  und  die  im  Dienste  einer  im  sweiten 
Vertragsstaate  domizilierten  Unternehmung  stehen.  Bei  UnfUlen,  die  Ar- 
beitern dieser  Kategorie  snstossen,  soll  das  Gesets  des  Staates  massgebend 
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sein,  in  welchem  die  arbeitgebende  Unternehmung  domiziliert  ist.  Ek  sei 
in  di«Mr  Stell«  schon  bemerkt,  dass  die  F&Ue,  die  durch  diese  Aosnahme- 
bestimmimg  des  belgisch-luxemburgischen  Vertrages  geregelt  werden,  den 
Haaptgegen stand  des  dentsch-luxembargischen  Vertrages  bilden. 

Ausserdem  sieht  der  belgisch-luxemburgische  Vertrag  zu  Gunsten  der 
Unfallverletzten  Angehörigen  eines  der  beiden  Vertragsstaaten  dieselben 
Vei^gflnstigungen  hinsichtlich  der  Stempel-  und  Gerichtsgebühren  vor,  wie  sie 
die  G^etsgebang  des  Landes,  in  welchem  der  Unfall  eintrat,  den  eigenen 
Staatsangehörigen  gewährt  und  statuiert  bei  derartigen  Unliillen  für  die 
Behörden  beider  T>änder  die  Pflicht  zur  gegenseitigen  Unter.stützuug. 

Der  deutsch-luxemburgische  Vertrag  vom  2.  September  It^Oö  (Bull., 
Bd.  IVf  8.  306)  hat  nicht,  wie  der  belgtsch-luzemburgische,  den  Zweck, 
den  st&ndig  in  einem  der  beiden  Vertragsstaaten  lebendw  Angehörigen 
des  anderen  Vertra(:>;staates  die  Vorteile  der  TiifallversiclioruTig  zuzusichern, 
sondern  den  Zweck,  „die  Anwendung  der  in  Detitschhuid  und  in  Jjuxem- 
burg  für  andere  als  land-  und  forstwirtschattliche  Betriebe  geltenden  Un- 
fallversicherungsgesetse  für  solche  Betriebe,  die  aus  dem  einen  Lande  vor> 
tibergehend  in  das  andere  tibergreifen,  durch  ein  Abkommen  zu  regeln**. 
Demgomass  bestimmt  Art.  1  des  Vertrages,  dass  Personen,  welche  in 
solchen  Rctrioheu  eines  Vertragsstaates  beschäftigt  sind ,  auch  für  die 
Dauer  einer  den  Zeitraum  von  6  Monaten  nicht  tlbersteigeuden  Beschäf- 
tigung, auf  dem  Territorium  des  anderen  Vertragsstaates  der  Unfall- 
versichernngsgesetsgebong  des  Staates,  in  welchem  der  Sits  des  Haupt- 
untemehmens  gelegen  ist,  miterstphen.  Entstehen  Zweifel  darüber,  welche 
Qeseti!:gebuug  anzuwenden  ist.  so  entscheidet,  mangels  einer  Verständigung 
der  Versicherungsträger  oder  der  Entschädigungsberechtigten,  die  Behörde 
des  Staates,  in  welchem  die  in  frage  stehenden  Betriebstfttigkeiten  aus- 
geführt werden,  und  zwar  im  Deutsdien  Beicbe  das  BeichsTersiohemngs- 
atnt,  in  Luxemburg  die  Regienmg. 

Wie  im  belgisch -luxemburgischen ,  so  gewährleisten  sich  au(  h  im 
deutsch-luxemburgischen  Vertrage  die  beiden  vertragschliessenden  kSiaateu 
die  gegenseitige  Rechtshilfe  durch  die  sustftndigen  Organe  und  Behörden 
bei  der  Durchfuhrung  der  Unfallversicherung,  insbesondere  bei  der  Fest» 
stcllnng  fjnlcher  BotriebsunfUlle,  \v*  Icho  der  inländischen  Unfallversicherung 
unterliegen,  aber  im  (^ol)i(>to  des  anderen  Staates  sich  ereignen. 

Der  belgisch-luxemburgische  V  ertrag  tritt  10  Tage  imcii  den  in  beiden 
Lftndem  in  Toi^eschriebenen  Formen  erfolgten  Publikation  in  Kraft  und 
verbleibt  in  Kraft  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres  vom  Tage  seiner  Kündigung 
durch  einen  der  vertragschliessenden  Teile.  Der  deuts('h-lu.\embnrgische 
Vertrag  trat  mit  dem  1.  Oktober  1905  in  Kraft  und  kann  beiderseits  am 
1.  Januar  eines  jeden  Jahres  auf  den  1.  Januar  des  folgenden  Jahres  ge- 
kündigt werden. 

d.  Katlonaler  Arbeitenehutz. ; 
I.  Allgemeiner  ArbeitersdhntB. 

1.  Fabrik- und  Werkatftttengesetxe.  In  Neubraunschweig 

wurde  unter  dem  8.  April  1905  ein  Gesetz  über  die  Arbeit  in  Fabriken 
erlassen  iBull..  Bd.  TV.  S,  .S5  4\  Das  (Tosetz  regelt:  1)  die  Einrirhtnng 
und  den  Betrieb  der  Fabriken,  und  die  zur  Sicherung  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  der  in  Fabriken  beschäftigten  Personen  erforderlichen  £in- 
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richtungeu;  2)  da9  Zulassungsalter  und  die  Dauer  der  Beschäftigung  der 
JngeneUiclien  und  der  Arbdterionea ;  8)  die  Inspektioa  der  Fabriken. 

DaeZiilassun^salter  wurde  mit  14  Jahren  festgesetzt.  Männlirhe  Ju^nd- 
liehe  im  Alter  von  14 — IG  Jahren  nnd  weibliche  Jugendliche  im  Alter 
von  14 — 18  Jahren  dürfen  m  Betrieben,  die  vom  Staatsrat  als  gefährlich 
oder  ungesund  bezeichnet  wurden,  nicht  beschäftigt  werden.  In  den  sonstigen 
Betrieben  ist  die  Beech&fltignng  diesw  Arbeiterkategorien  snlkesig,  doch 
gelten  für  die  weiblichen  Jugendlichen,  wie  auch  allgemein  für  erwachsene 
Fraii-^ii  die  nachfolgenden  Regfln:  a)  die  Arbeitsdauer  Ifirf  ti^r^lich  nicht 
mein  aU  10  und  wöchentlich  nicht  mehr  als  60  Stunden  dauern ;  b)  die 
Arbeitsaeit  soll  durch  eine  mindestens  Istttndige  Mittagspause  unterbrochen 
werden;  e)  falls  die  ArbeitsEeit  Ober  7  ühr  abends  hinansreioht,  soll  den 
weiblichen  Jugendlichen  und  den  Arbeiterinnen  zwischen  5  and  8  Uhr 
abends  eine  Pause  von  mindestens  45  Rlinuton  gewährt  werden 

Ausnahmen  von  diesen  Bestimmungen  dürfen  in  besonderen,  im  Ge- 
aetae  (§  7)  bezeichneten  Fftllen  von  Inspektoren  bewilligt  werden,  doch 
darf:  1)  die  AnsnahmebewiUignng  sich  nicht  aof  Ibiger  ds  d6  Tage  inner- 
tialb  12  Monaten  erstrecken,  wobei  jeder  Tag,  an  welchem  auch  nur  ein 
Madeben  oder  PVau  entgegen  den  jresetzlichen  Bestimmuno^en  bosclüiftig^t 
wird,  zu  zählen  ist;  2)  die  Ausnahmebewilligung  darf  keinesfalls  die  Be- 
idiBÄigung,  sei  es  jugendlicher,  sei  es  erwachsener  Arbeiterinnen,  nach 
10>/2  Uhr  abends  oder  vor  6  Ühr  morgens  ennKglicben ;  8)  aneh  während 
der  Frist,  für  welche  die  Ausnahmebewilligung  erteilt  würde,  darf  die 
Arbeitödauer  der  Mädchen  und  Frauen  l'^Vg  Stunden  täp^lich  nnd  81  Stunden 
wöchentlich  nicht  übersteigen.  Ueber  die  Ausnutzung  der  erteilten  Aus- 
nahmebewilligungen  sind  Spezialregister  an  fthren. 

Die  §§  10 — 20  des  Oesetzes  enthalten  die  Bestimmongen  Uber  den 
Betrieb  der  Fabriken,  die  Unfallversicherungsvorschriften  und  das  Ver- 
fahren bei  Unftlllen,  Diese  Bestimmungen  sind  nach  §  21  dps  Gesetzes 
auf  Heimarbeitsstätten  nicht  anwendbar,  immerhin  aber  nur  dann  nicht, 
wenn  diese  Heimarbeitsstfttten  nicht  Fabriken  im  Sinne  des  Gesetzes  sind, 
d.  h.  wenn  nicht  mehr  als  10  Personen  darin  beschäftigt  werden,  wenn 
sich,  auch  bei  einer  geringeren  Anzahl  der  beschäftigten  Personen, 
nicht  um  Backhäuser  oder  Wäschereien  handelt,  nnd  wenn  keine  durch 
mechanische  Kraft  betriebenen  Maschinen  verwendet  wsrden. 

Die  §§  23  ff.  bebandeln  die  DarcbfUiroog  des  Oesetzes,  die  AnstelloDg 
niftitnlicher  nnd  weiblicher  Inspektoren  und  die  Eompetensen  des  Inspektions- 
perponals. 

Eine  Novelle  zum  Fabrikge»etz  von  Ontario  vom  26.  April  1904 
(Boll.,  Bd.  IV,  8.  639)  enthält  bef^timmte  Bestimmungen  betriebshygie- 
oiacher  Natur  und  UnfallverhOtungsvorschriften. 

Das  Westaustralische  Fabrikgesetz  vom  Januar  1904  iverirl. 
Bull.,  Bd.  in,  S.  174 ff.)  hat  durch  ein  Abaiidoninfr>=^2:esetz  vom  24.  De- 
zember 1904  (Bnl!.,  Bd.  IV,  S.  363)  unwesentliche  Aenderungen  erfahren. 
Abs.  6  des  §  27  des  Hauptgesotzes  gibt  dem  Inspektor  das  Recht,  mit 
Omehroigung  des  Ministers  ftir  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  den  Luft- 
oder Flächenraum  lestzusetzen,  der  auf  eine  dort  beschäftigte  Person  ent- 
fallen soll.  Ein  solcher  Raum  darf  nicht  kleiner  sein,  als  im  Tf'n>rdiinn<rs- 
weire  vorfTCflchrieben  wird,  nnd  nicht  grösser  als  der  Raum  in  Sclnili  ii 
gemitss  dem  Erziehungsgesetz.  Das  neue  Gesetz  überlässt  die  Festsetzung 
der  unteren  Grenze  nicht  mehr  dem  Verordnnngswege,  sondern  setzt  sie 
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anf  860  Enbikfnefl  pro  Person  fest  und  hebt  die  obere  Grenze  auf.  Der 
Minister  kann  nötigen&Us  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  die  BeobachtaDg 
dev  Abs.  6  erlas^sen. 

2.  Kiuderächutz.  §4  des  englischen  KinderbeschäftigungsgesetzeB 
Ton  190B  ftohreibt  vcnr,  daas  die  Veröffentlichung  der  Ergänziingsbestunmungen 
in  der  vom  Staatssekretftr  vorgeschriebenen  Form  erfolgen  solle.  Demge- 
mäss  erliess  der  Staatssekretär  fiir  Schottland  am  24.  'M'Arz  1905  einen  Erlass 
(Bull.,  Bd.  IV,  S.  351),  der  bestimmt,  dass  1)  jerle  Er;j^änzun;,'sbestinimung 
wenigstens  2mal  in  2  Zeitungen  des  betrotienen  Bezirks  veröH'entlicht 
werden  solle,  2)  eine  Bekanntmachung  jeder  ESrgftnsuigabestioimQng  an 
Strassen  nndPl&tzon,  wo  sie  von  den  betroffenen  Personal  leieht  gesehen 
werden  kann,  anzuschhigen  ist,  8  )  Ergänzungsbestimmungon,  die  auf  einen 
besonderen  Beruf  Anwendung  linden,  allen  Angehörigen  dieses  Beruies 
zuzustellen  sind  und  4)  dass  Jede  solche  Ankündigung  oder  Bekannt- 
maehnng  alle  Beetimmtmgen  der  Iirgftnzangsbestimmiuig  enthalten  and 
heiTorhebMi  soll ,  dass  schriftliche  Einwftnde  betroffener  Personen  dem 
Staatssekretär  für  Scliottland  eingereicht  werden  können. 

8.  Sonntagsruhe.  Das  argentinisclio  Sonntagsiuhegesetz  vom 
31.  August  1Ü05  stellt  als  Grundsatz  die  Bestimmung  auf,  es  sei  in  der 
Hauptstadt  der  Republik  am  Sonntag  verboten:  a)  die  Austtbung  jeder 
körperlichen  Arbeit  für  fremde  Rechnung;  b)  die  öffentliche  Ausübung 
körperlicher  Aiboit  auf  eigene  Rechnung.  AI.>^  körperliche  Arbeit  wird 
die  Arbeit  in  Fabriken,  Werkstätten,  im  Handelsgewerbe  und  in  Schank- 
wirtschaften  bezeichnet. 

Von  diesem  Grundsätze  Iftsst  das  G^esetz  Ansnahmen  zu:  a)  fttr  un- 
unterbrochene Betriebe;  b)  für  Arbeiten,  deren  Unterlassung  einen  grossen 
Schaden  fiir  das  öfTentliclio  Interes.«;o  oder  fiir  die  Indu.'^trie  selbst  mit 
sich  bringen  wiirde;  c)  für  Reparaturen  und  Keinignngsarbeiton  zur  Siche- 
rung des  Betriebes  während  der  Woche;  d)  für  dringende  Arbeiten,  die  ent- 
weder duroh  drokendwD  Schaden  beew.  Naturereignisse  eingetreten  sind, 
oder  mit  „vorfibergehenden  UmstKnden**  susammenh&ngwi,  „ans  deren  Ein- 
treffen Nutzen  gezogen  \rerden  mnss". 

Diese  Au.snahmen  linden  auf  Frauen  und  Jugendliche  im  Alter  unter 
16  Jahren  keine  Anwendung. 

Das  österreichische  Sonntagsruhegeset«  Tom  16.  Januar  1896 
wurde  durch  eine  Novelle  vom  18.  Juli  1905  (BuU.,  Bd.  IV,  8.  311)  er- 
gänzt und  teilweise  abgeändert. 

Die  Aenderungen  und  Ergänzungen  bestehen  im  wesentlichen  in  fol- 
genden Tunkten: 

a)  Kampagnebetrieben  kann  fttr  die  ganze  Dauer  der  Kampagne  die 

Sonntagsarbeit  gestattet  werden; 

b  Bei  der  von  der  politischen  Landesbehörde  \m  Auftrage  <le<  Mini- 
Hterium.s  für  einzelne  Gemeinden  und  Orte  verschiedenartig  eriolgeudeu 
Feststellung  der  Ausnahmen  vom  Verbote  der  Sonntagsarbeit  hinsichtlich 
solcher  Gewerbe,  deren  Ausübung  an  Sonntagen  zur  Befriedigung  der 
tSglichen  oder  an  Sonntagen  besonders  hervortretenden  Bedürfnisse  der 
Bevrtlkornng  notwendig  ist,  sollen  künftighin,  neben  dnn  beteiligten  Ge- 
meinden und  Geuosiaenächatten,  auch  die  Ausschüsse  der  Gehiltenversamm- 
lungen  angehört  werden. 

c)  im  Handelsgewerbe  wurde  die  Itfoximaldau^der  zol&ssigen  Sonntags- 
arbeit von  6  auf  4  Stunden  reduziert  und  gleichzeitig  den  politischen  Landee- 
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behffrden  das  Bedit  zugestanden,  die  Sonntagsarbeit  im  Handelsgewerbe 

nicht  allein  unter  diese  Maximaldauer  herabziteetaen,  sondern  sie  auch,  je 
nach  der  Art  der  örtlichen  Verhältnisse,  für  das  ganzr  Tain  oder  bestimmte 
Zeitabschnitte  des  Jahres  völlig'  anszuschliessen :  die  Kc^olung  der  »Sonn- 
tagsarbeit kann  für  verschiedene  Zweige  dea  llaudels,  iür  eiuzelue  Ge- 
meinden oder  Gemeindeteile  ▼erachieden  erfolgen;  die  politischen  Landes- 
behörden sind  verpflichtet,  neben  den  Gemeinden  nnd  Genossenschaften 
künftighin  auch  die  Handels-  und  Gewerbekammem,  sowie  die  Ausschtisse 
der  Gehilfenversammlung  vor  der  Regelung  der  Sonntagsarbeit  anzuhören; 
diese  Einvernahme  de^  Ausschusses  der  Gehilfeuversammlung  soll  künftighin 
aaeh  Tor  der  Bewilligung  einer  Verlftngerung  der  Daner  der  Sonntags- 
arbeit an  Sonntagen,  an  welchen  besondere  Verhältnisse  einen  erweiterten 
Oeschäf^yerkehr  erfordern  (Weihnachtszeit,  Festtage  der  Landespatrone  etc.) 
stattfinden.  Die  Verlängerung  der  Dauer  der  Arbeit  an  solchen  Sonntagen, 
aber,  die  bisher  bis  zum  Maximum  von  10  Stunden  zulässig  wai',  soll  künftig- 
hin nnr  bis  sam  Haadmnm  von  8  Stunden  gestattet  werden;  die  gleiche 
Sedaktion  von  10  auf  8  Stunden,  unter  gleichseitiger  Anordnung  der  An- 
hönmg  des  Ausschus-;e>?  der  Gehilfenversammlung,  sieht  die  Novelle  hin- 
sichtlich der  Ausuahmen  vor,  die  von  den  politischen  Landesbehörden  .,in 
Berücksichtigung  besonderer  Verhältnisse''  erteilt  werden  (Wallfahrtsorte, 
Bahnhofe  etc.);  endlich  wurde  durch  die  Novelle  die  bisher  bis  sn  8  Standen 
zulässige  Sonntagsarbeit  in  kaufmännischen  Betrieben  an  Orten  mit  weniger 
als  0' «  Mi  Kinwohnern,  welche  von  der  Bev  ölkerung  der  TTmgebnng  an  Sonn- 
tagen behufs  Deckung  ihrer  Bedürfnisse  aulgesacbt  werden,  aui  6  »Stunden 
reduziert.  , 

d)  Darflber  hinaus  hat  die  Kovelle  an  4  Punkten  die  Sonntagsruhe 
im  Handdsgewerbe  einer  neuen  Begelung  unterworfen:  vorerst  dax«h  die 
Bestimmung,  dass,  wenn  mit  einem  Handelsgewerbe  in  gemeinsamer  Be- 
triebsstätte noch  ein  andere^s,  einer  abweichenden  Sonutagsruheregelung 
unterworfenes  Gewerbe  betrieben  wird,  ohne  dass  eine  strenge  r&umliche 
Scheidung  der  einzelnen  Gewerbe  möglich  wftre,  dann  auf  den  gesamten 
Betrieb  die  strengere  Ruhevorschriflb  ansuweuden  ist;  sodann  durch  die 
Bestimmung,  dass  die  Kontor-  und  Bureanarbeit  an  Sonntagen  f  ir  höchstens 
2  Vormittagsstunden  gestattet  werden  darf,  und  zwar  nur  unter  der  Be- 
dingaug, dass  den  dergestalt  am  Sonntag  beschäftigten  Angestellten  jeder 
sweite  Sonntag  gans  freigaben  wird;  drittens  durch  die  Bestimmung, 
dass  die  politischen  Behörden  das  Maximum  der  Sonntagsarbeit  in  Kon- 
toren Tind  Bureaus  nicht  allein  unter  2  Stunden  herabsetzen,  sondern  auch, 
sei  es  für  das  ganze  Jahr  oder  für  bestimmte  Jahresabschnitte,  völlig 
aussdilieesen  dflifen;  viertens  endlich  durch  die  das  Handelsgewerbe  be- 
treffende anderweitige  Regelung  dw  Ersatsruheseiten :  wahrend  nftmlich 
das  Gesetz  bisher  die  völlige  Freigabe  jedes  zweiten  Sonntags  nur  hin- 
sichtlich derjenigen  Angestellten  gebot,  die  am  Sonntag  über  12  Uhr 
mittags  beschäftigt  wurden,  verfügt  die  Novelle  die  Freigabe  jedes  zweiten 
Sonntags  an  alle  Angestellte,  die  an  Sonntagen  länger  als  B  Standen  be- 
schäftigt werden,  und  bestimmt,  dass  im  Falle  der  Unmöglichkeit  der 
Durchfuhrung  dieser  Regelung  an  Stelle  des  Sonntags  ein  halber  Wochen- 
tag als  Ruhetag  zu  treten  hat. 

e)  Ein  neuer  Art.  XIX b  stellt  den  Grundsatz  auij  dass  die  durch  das 
Qesets  besw.  durch  die  auf  Grund  des  Gesetses  erlassenen  Verordnungen 
geschaffene  Regelung  der  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  auch  auf  den 
^osieriiandel  in  Anwendung  su  bringen  ist 
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Auf  Grund  der  Toratehend  bebandelten  Novelle  zum  Sonntagsruhe* 

gesetz  hat  die  niederösterreichische  Statthalterei  in  einer  vom 
22.  Oktober  J905  datierten  KundmacJiung  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  Sl'd)  neue 
Vollziehungsvorschriften  über  die  DurchfUbrung  der  Sonntagsruhe  in  den 
niederOflterreicliischen  Gewerbebetrieben  erlaeaea 

Ebenso  ist  zam  spanischen  Sonntagsruhegesets  Tom  1.  März  1904 
(Bull ,  Bd.  ni  R  XX  und  167)  am  19.  Angnst  1904  eine  Volkiebnngs- 
Verordnung  erÜosseu. 

Im  Kanton  Basel-Stadt  wurde  aom  Senntagsruhegesetz  vom 
13.  April  1898  eine  VollriebnngBrerordnung  vom  80.  SeptMnbw  1905  er- 
laaeen  (Boll,  Bd.  IV,  S.  376).  Sie  gestattet,  in  photograpbischen  Ateliera 
an  SonntajE^en  und  öffentlichen  Ruhetagen  in  der  Zfiit  von  lOV.,  Tlir  vor- 
mittags hin  1  Uhr  nachmittags  Aufualunen  zu  machen,  und  zu  diesem 
Zwecke  einen  Angestellten  im  Laboratorium  zu  besch&itigeu.  Innerbalb 
dieaer  Zeit  ist  aber  daa  Betondiiereni  Kopieren  und  Ansrtbrteii  der  Bilder 
auBgeachloeaen  und  den  an  Sonntagen  bezw.  öffentlidien  Rtdietagen  be- 
schäftigten Angoi^telUen  iiiüs-jen  je  am  zweiten  Sonntag  24  unmittelbar 
aufeinanderfolgende  tstund* n  l  oigegeben  werden. 

4.  Heimarbeit.  Eine  Verordnung  des  engliscben  Staatssekrettrs 
des  Innern  vom  16.  August  1905  ^nU.,  Bd.  IV,  8.  851)  enthalt:  1)  ein 
Verzeichnis  derjenigen  Erwerbsaweige,  in  welchen  Heimarbeiterlisten  im 
Sinne  dos  Art.  107  des  Fabrik-  nnd  Werkstättengesetzes  zu  führen  ssind : 
2)  ein  Verzeichnis  derjenigen  Gewerbezweige,  in  welchen  auf  Grund  des 
Art.  108  des  erw&hnten  Gesetzes,  die  BesdiBftigung  der  Heimarbeiter  in 
ungeeunden  lUtaimlicbkeiten  verboten  ist;  3)  ein  Verzeichnis  derjenigen 
Gewerbezweige,  in  .reichen  auf  Grund  des  Art.  110  des  erwähnten  Ge- 
setzes, Heimarbeit  an  Plätzen,  an  welchen  ansteckende  Krankheiten  herr- 
schen, nicht  ausgeführt  werden  darf;  4)  ein  neues  ^Formular  für  die 
Fttbmng  der  Heimarbeiterliste  in  einer  Beihe  einaeln  nambaft  gemachter 
Oewerbezweige. 

6.  Lohnschutz.  Ein  Gesetz  vom  7.  April  1905  (Bull.,  Bd.  TV. 
S.  354)  gibt  Arbeitern  in  N e  u  -  S  ch  o  tt  1  and  ein  Retentionsrecht  für  ge- 
schuldete Lübne  bis  zu  2  Monaten  auf  das  Eigentum  der  Schuldneriirma. 
Solche  Lohnforderungen  müssen  vor  allen  anderen  Fordemngen,  unab- 
hängig vom  Datum  dieser  anderen  Forderungen,  befriedigt  werden.  Die 
Registrierung  der  LohnansprtiGhe  und  das  Verfahren  und  deren  Ein- 
treibung ist  vorgesehen. 

6.  Einwanderung.  Der  Eilass  des  britischen  Fremden- 
gesetaes  vom  1 1.  August  1 905  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  221)  ist  auf  die  Bemllhungen 
surQckzuf Uhren,  die  seit  1863  abgeschafften  Einschränkungen  der  Einwan- 
denniy;  in  En'dand  nach  anien'kaiiischem  Vorbilde  zu  erneuem.  Den  Anlass 
gab  da.s  Einströmen  rassi.scher  Juden  seit  1881.  insbesnndoro  in  einzelne  Stadt- 
teile Londons.  Ein  Ausbcliuss  der  Gemeinen,  der  im  Jahre  lH8b  hierüber  be- 
riet, verhielt  eich  gegen  gesetzgeberische  Eingriffe  abldinend.  Im  Jahre  1902 
beantragte  der  Abgeordnete  von  Stepney,  Major  Evans- Gor don,  die  Be- 
gierun^'  diinglich  aufzufordern,  Scliutzmassregeln  gegen  die  freie  Einwan- 
derunir  zu  treffen.  Es  wurde  eine  Royal  ( 'onimission  on  Alien  Inimiü^ration 
eingesetzt,  die  in  4Ü  Sitzungen  175  Zeugen  vernulmi.  ihre  Berichte,  darunter 
Spesialberiehte  ttber  die  Ursachen  der  Auswanderung  in  Russland  und 
Poleni  sind  in  3  Bänden  niedergele^'t.  Dio  Kommission  hatte  zu  ergründen, 
ob  es  richtig  sei,  dass  viele  fremde  Einwanderer  in  Armut,  Sohmuts  und 
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ohne  ftnüiohe  Untersuchung  landeii,  und  uurteckende  Sjrankbeiten  ver- 
breiten ;  dass  eine  relative  höbero  Quotp  von  ihneTi  als  nnter  den  Ansässigen 
der  Welt  der  Verbrechen,  des  Anarchismus,  der  Prostitution  angehöre 
oder  übel  beleumundet  sei ;  dass  sie  die  Armenlast  steigern,  sich  nicht 
usimilieren,  rar  Mietesteigerung  beitragen,  einheimische  Oewerbetreibende 
schädigen,  desn  Lohn  des  iniindischen  ungelernten  Arbeiters  nntwbieten 
und  dort,  wo  sie  mMsenhsft  angesiedelt  sind,  die  cbristlicbe  Sonntegsteier 
stören. 

Es  ergab  sich,  dass  infolge  der  ameiikanischen  Eiuwanderungsgesetz- 
gebung  dturch  die  Hetnburg'Amedksnisolie  SchifFshrtsgesellsehftft  eine  ein- 
gehende ärztliche  Untersadinng  der  Auswanderer  in  Hamborg  stattfinde. 

Diese  fehle  für  Auswanderer  nach  England.  Diese  kommen  zumeist  über 
Kottenlam,  Bremen,  Hamburg  und  I^ibau.  Die  englischen  Zollbeamten 
erhaltdu  wohl  über  den  Bestimmungsort  der  Einwanderer  iVugaben,  ver- 
mögen sie  aber  nicht  tn  kontrollieren.  In  Gravesend  werde  Ton  den  ftrsir 
heben  Inspektoren  nur  die  Krankenliste  verlangt,  keine  Untersuchung  ge- 
führt. Bei  der  Ankunft  besorgen  Beamte  des  Jewish  Shelter  die  Unter- 
kunft, um  gegen  gewissenlose  Agenten  iSchutz  zu  bieten;  das  jüdische 
Arineuptlegeamt  besorgt  ihre  Unterstützung.  Ueber  den  Schmutz  der  Ein- 
wanderer klagt  man  nur  insofern,  als  sie  Ober  Liban  kommen. 

Die  Zunahme  der  Einwanderer  im  Vereinigten  Königreiche  Hess  sich 
nicht  feststellen.  Die  Zunahme  der  Fremden  von  der  Volkszählung  von 
ISSI  bis  zu  jener  von  1901  betrug  111,5  Proz.,  jene  der  Gesaintbevölkernng 
18,8  Proz.  Doch  beträgt  auch  1901  das  fremde  Element  kaum  0,7  Proz. 
der  Bevölkerung.  Es  steigt  nor  in  London  auf  2,98  Piroz.,  betriigt  aber 
innerhalb  Londons  in  Whitechapel  31.8,  in  St.  George-in-the-East  28,8, 
in  STofmoy  18,2  Prnx.  Von  den  286  925  Fremden  des  Jahres  1901  waren 
95  245  Russen  und  Polen,  53  402  Deutsche,  29  ISO  Amei-ikaner,  24  <J84 
Italiener,  22406  Franzosen.  Die  Zahl  der  verurteilten  Personen  im  Ver- 
einigten Königreiche  stieg  von  1899  bis  1908  nm  &8Pro8.;  die  Quote  der 
vemrteilten  Fremdoi  stieg  von  1,36  auf  1,98  Proz.  Vom  Hundert  der  in 
diesem  Zeiträume  verurteilten  Fremden  wri-^ti  28 Amerikaner,  19 
Deutöche,  17  Bussen  und  Polen,  je  Italiener  und  Franzosen.  Die  Zu- 
nahme der  Prostitution,  des  verbotenen  Spieles,  des  Bankrotts  wird  für 
Tttle  des  Ostendes  hervorgehoben. 

Haaptge^ve^be  der  fremden  gelernten  Arbeiter  sind:  die  Schneiderei, 
Schreinerei  und  Schuhmacherei.  Die  Fremden  haben  hier  Artikel  ge- 
schafifen,  die  früher  importiert  werden  mussten.  Eine  Verdrängung  der 
einheimischen  durch  die  fremden  Arbeiter  war  nicht  nachzuweisen.  Da 
aber  jene  Beraf»  Saisongewerbe  sind,  strömen  arbeitslose  Fremde  stark 
in  andere  Berufe,  insbesondere  den  Kleinhandel  ab  und  erseugen  hier 
Missstimmung. 

Die  UeberfüUung  der  Wohnungen ,  insbesondere  in  Stepney,  rührt 
nicht  allein  von  der  Fremdenzuwanderung,  sondern  noch  mehr  von  der 
Erweiterung  der  Aüdustriebetriebe  her,  der  eine  Anzahl  Wohnh&nser  zum 
Opfer  fiel.  Tatsache  ist,  dass  das  Angeld,  das  von  Mietern  zur  Sicherung 
einer  Wohnung  vorausbezahlt  wird  (Key-money),  infoige  der  Konkurrenz 
der  fremden  steigt. 

Die  Kommission  sdilng  vor:  die  Errichtnng  eines  besonderen  Ein- 
wanderungsdepartementes ;  die  Verpflichtung  der  ScbifFer  zur  Abi^abe  ge- 
treuer Informationen  an  das  Handelaamt;  die  Ezpatriiemng  von  Fremden, 
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die  2  Jahre  nadi  ihrer  Ankunft  als  Verbrecher,  Prostitnierte,  Znhllter 

Uebelbolenraundote  erkannt  werden  oder  der  Armenpflege  zur  Last  fallen, 
ausser  durch  Kranklicit  (die  Kosten  der  Abschiebuiif^  trüge  der  Schifl'er, 
der  die  betretienden  Fremden  nach  England  gebracht  hätte);  arztliche  In- 
spektion im  Anknnftahafen.  Sie  schlug  ferner  vor,  die  Niederlassung  in 
ttberfhlltan  Stadtbezirken  zu  verbieten  und  den  Meldeswan^  fih  Fremde 
einzuführen.  Endlich  solle  das  Abschiebungsrecht  dem  englischen  Straf- 
riohfor  zuerkannt  worden.  In  seinem  Memorandum  erklärt  Sir  KonAlni 
Digby  nur  den  letzteren  Vorschlag  für  ausführbar.  Die  Erfahrung 
der  Vereinigten  Staaten  zeige,  dass  ihre  Binwandemingsgesetze  „den. 
Beamten  die  HOglichliehkeit  geben,  auf  mittellose  Passagiere  Erpres- 
sungen ansznflben ,  dagegen  Hunderte  vom  Medizinalbeamten  als  er- 
werbsunfähig erklärte  Einwanderer  nicht  auszuschliessen"  (S.  '6b).  Der 
Vorschlag,  von  den  Einwanderern  Leumundszeugnisse  ihrer  Heimat  zu 
verlangen,  wflrde  gerade  solchen  Xienten  die  Landung  erleichtem,  die 
solche  Zeugnisse  fälschen  oder  dorch  Bestechung  sich  zu  verachafFea 
wissen  (S.  4(11.  Er  schlagt  eine  staatliche  SchifTsinspektion  vor,  welche 
die  Zustande  auf  den  Libauer  Schiffen  unmöglich  machen  sollte,  lehnt 
aber  die  Abweisung  wegen  möglicher  Armengenössigkeit  und  die  propo- 
nierten  Wohnverbote  in  fiberlHUten  Vierteln  als  undurehfUhrbar  ab.  Er 
sieht  nur  in  der  Verschärfung  der  Sanitätsgesetze  (Wohnungsinspektion) 
eine  wünschbaro  Massregel.  Da  die  beklagten  TJebolstande  lokalen 
Charakters  seien,  lehne  er  auch  die  Öchaffong  eines  Einwanderungaamtee 
als  überflüssig  ab. 

Das  vom  1.  Januar  1906  in  Wirksamkeit  tretende  Oeseta  betrachtet 
als  Einwanderer  alle  fremden  Zwischendeckspaasagiere,  die  nicht  als 
„Kajütenpassagiere"  durch  besondere  Verordnung  ausgenommen  werden, 
mit  Ausschluss  des  Schiffers  und  seiner  Mannschaft.  Es  bezieht  sich 
femer  nicht  auf  Durchiuhrpatiäagiere.  Fallä  nicht  durch  Verordnung 
anders  bestimmt  -wird,  gilt  femer  als  EinwandarerBchiff  ein  solchesi  das 
mehr  als  20  fremde  Zwiachendeokspassagiere  nach  dem  Vereinigten 
Königreiche  bringt  (S.  8). 

Solche  Einwandererscliitfe  sollen  nur  in  solchen  Hftfen  landen  dürfen, 
in  welchen  ein  gesetzlich  berufener  Einwauderungsbeamter  sich  beündet, 
der  mit  einem  Medixinalinspektor  das  Redit  hatj  vor  der  Landung  die 
Einhändigung  einer  Fremdenliste  und  von  jedem  Passagier  bei  Strafe 
Auskunft  zu  verlaniren.  Die  Zollbeamten  und  Hafensanitätsbehörden 
können  aU  solche  Eiuwanderungsbeamte  bezeichnet  werden.  Es  soll 
ferner  in  jedem  dieser  Häfen  ein  aus  3  Personen  mit  richterlicher,  kauf- 
mftnnischer  oder  administrativer  Erfahmog  bestehendes  Hafeneinwandwnngs- 
amt  eingesetzt  werden.  Verbietet  der  Hafen beamte  die  Landung  eines 
Fremden  als  ..unerwünscht",  so  kann  der  Schiffer  an  das  Hafeneinwande- 
rungsamt Berufung  einlegen. 

Einem  Einwanderer  kann  als  „unerwünscht"'  die  Landung  verboten 
werden,  wenn  w 

b)  nicht  nachweisen  kann,  dass  sein  Vermögen  oder  seine  Lage  ihm 
die  Mittel  zur  anständigen  Erhaltung  seiner  selbst  und  eventuell  seiner 
Angehörigen  gibt ;  oder 

b)  wenn  er  geistesschwach  oder  blödsinnig  ist,  oder  wenn  es  infolge 
einer  Krankheit  oder  Schwftche  als  wahrscheinlich  erscheint,  dass  er  der 
Armensteuer  zu  Lasten  &lle  oder  sonstwie  der  Oeffentlichkeit  sum  Schaden 
gereichen  könnte;  oder 
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c)  wenn  er  in  einem  ausw&rtigeu  Staate,  mit  welchem  dieser  Staat 
in  emem  AusUefenuigBTertrage  steht,  wegen  eines  Verbrechens  verurteilt 
wurde,  welches  keinen  politischen  Charakter  bat,  and  welches  somit  hin- 
sichtlich j^nps  Landes  ein  Ansliefernngsverbrechen  im  Sinne  des  Ans> 

lieferungägeaetzes  vod  187U  bildet;  oder 

d)  wenn  ein  Verbannungaerlass  auf  Grund  dieses  Gesetzes  in  seiner 
Sache  erflossen  ist. 

Die  Landnngserlanbnis  soll  nicht  vorenthalten  werden,  wenn  der  Ein- 
wanderer dem  zuständigen  Einwandei'ungsbeamten  oder  Einwandernngs- 
amte  nachweist,  dass  er  seine  Karte  im  Vereinigten  Königreiche  ge- 
nommen hat  nnd  nnmittelbar  nach  einem  Aufenthalte  von  nicht  wenigei 
als  6  Monaten  im  Vereinigten  Königreiche  nach  einem  Staate  fuhr,  dass 
dort  seine  Zulassung  in^  Land  ihm  vtfweigert  wurde,  und  er  daraufhin 
direkt  nach  einem  Hafen  des  Vereinigten  Königreiches  znrdckkehrte, 
endlich  soll  die  Laudungserlaubuis  nicht  ausschliesslich  wegen  Mittellosig- 
keit einem  Einwanderer  verweigert  werden,  der  dem  zuständigen  Ein- 
wandemngsbeamten  oder  Etnwanderungsamte  nadiweist,  dass  er  im  Ver- 
einigten Königreiclie  geboren  und  sein  Vater  britischer  Untertan  war. 

Neben  dem  Landungsverbot  gibt  das  neue  Oesetz  der  Regierung  auch 
das  Ausweisungsrecht  gegen  unerwünschte  Fremde.  Dieses  Kecht  wird 
erteilt : 

1)  auf  Chrnnd  strafgerichtlicher  Urteile  (ausser  auf  Onmd  von  Geld- 
bnssen)  und  polizeigerichtlicher  Bestrafung  als  Prostituierte; 

2)  auf  Grund  gerichtlicher  Mitteilung,  dass  ein  seit  einem  Jahre  ge- 
landeter Fremder 

I.  3  Monate  seit  Beginn  des  Verfahrens  für  diese  Mitteilung  eine 
Gemeindenntersttttsung  empfangen  hat,  deren  Empfang  mit  dem  Verluste 
des  parlamentarischen  Wahlrechts  verbunden  ist,  oder  herumstreifend  und 
ohne  sichtbare  SubBistenzmittel  vorgefunden  wurde,  oder  in  gesundheits- 
widrigen Verhältnissen  infolge  von  Wohnungsuberfüllung  gelebt  hat;  oder 

U.  nach  dem  Vereinigten  Königreiche  nach  Brlass  dieses  Gesetzes 
einwanderte,  nachdem  er  suvor  in  einem  fremden  Lande,  mit  welchem 
dieses  in  einem  Auslieferungsvertrags  Verhältnisse  steht,  wegen  eines  Ver- 
brechena  verurteilt  wurde,  das  nicht  den  Charakter  eines  politischen  Ver- 
brechens hat,  doch  jenem  Lande  gegenüber  ein  Auslieferungsverbrechen  im 
Sinne  des  Auslieferangsgesetees  von  1870  bedeutet. 

Der  Staat  kann  für  die  Ausweisangskosten  von  unerwünschten  Ein- 
wanderern, gegen  welclie  6  Monate  nach  der  letzten  Tjanduiig  ein  Aus- 
weisungsbefehl erging,  an .  seinem  Schiffer  Regress  nehmen  und  ihn  zur 
freien  Kückbeförderung  verpflichten.  Vergehungen  der  Kapitäne  gegen 
das  Oesets  werden  mit  Oeldstrafe  bis  zn  100  £  gebflsst.  üebertretnngen 
der  Einwanderer  fallen  unter  das  Vagabundengesetz  von  1B24,  falsche 
Angaben  der  Fremden  können  Kerkerstrafe  bis  zu  drei  Monaten  mit 
hai'ter  Arbeit  zur  Folge  haben. 

IL  BemfUdher  Arbeitersdhnts. 

1.  Fischerei.  In  Neu-Schottland  wurde  am  7.  April  1905  ein  Ge- 
setz iBull.,  Bd.  IV,  S.  351  erfassen,  das  für  den  Fall,  dass  niindestons 
15  Personen  (ios-olben  Wolinoites  ihre  Absicht,  sich  zu  einem  Fischer- 
Gewerkverein  zuaainuieussuiun,  kundgeben,  Vorkehrungen  für  die  Organi- 
sation solcher  Eischwvereine  trifft   Die  Aufgaben  dieser  Vereine  sind: 
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a)  AufklUnxig  Uber  die  Fortaohritte  der  FiscbgewiDnung,  -Verarbeitung 

and  -VersenduDg:  h)  Mitteilong  solcher  Aufklärungen  nnter  den  einzelnen 
Vereinen;  c)  Gemeinsames  Vnrfrelien  bei  allen  Fischerei  betreffenden  An- 
gelegenheiten; d)  Besserung  und  Förderung'  des  wirtschaftlichen,  geistif^en 
und  sozialen  Standes  der  Alitgiieder.  Die  Vereine  haben  juristische  Per- 
■ttnlidikeit;  dem  Provinsialsekret&r  sind  Jabreebericbte  einsureichen. 

2.  Bergbau.  In  dw  kaiserlichen  Verordnung  für  Deu tsch-Sfid- 
westafrika  vom  8.  Angnst  1905  (Bull.,  Bd.  TV.  S.  308)  kommen  vom 
Gesichtspunkte  des  Arbeiterschutzes  bezw.  der  ArbeiterfUrsorge  die  nach- 
folgenden Bestimmungen  in  Betracht. 

a)  §  57  der  Verordnnng  statniert  den  Betriebeswasg  unter  Androbnng 
der  Aufhebung  des  Bergwerkeigentams  im  Falle  der  NiditerfUllnng  dieser 
Verpflichtung : 

b)  §  •><>  der  Verordnung  legt  dem  den  Bergwerksbetrieb  nicht  persön- 
lich an  Ort  und  Stelle  leitenden  und  beaufsichtigenden  Berwerkseigentümer 
die  VerpfUchtang  auf,  einen  filr  die  Erfüllung  der  dem  Bergwerkseigentflmer 

hinsichtlich  des  Bergwerksbetriebes  obliegenden  Verpflichtungen  verantwort- 
lichen Betriebsführcr  zu  bestellen.  Dioser  Betrieb.sftilirer  bndarf,  falls  es 
ein  Eingeborener  oder  sonst  ein  farbiger  ist,  der  Bestätigung  der  Berg- 
behörde. 

c)  Die  bergpoUseiHche  Anfeioiit,  die  nach  §  87  der  Verordnung  von 

der  Bergbehörde  ausgeübt  wird,  erstreckt  sich  nach  §  38  unter  anderem 
auch  auf  die  Sirherlieit  der  Baue,  auf  die  Sicherheit  des  Trebens  und  der 
Gesundheit  der  Beamten  und  Arbeiter,  und  auf  die  Aufrechterhaltung  der 
guten  Sitten  und  des  Anstand  es  in  Betrieben. 

Zum  englisclien  Koblengrubengesete  von  1887  wurde  eine  vom 
4.  August  1905  datierte  Novelle  erlassen  (Bull.,  Bd.  IV,  8.  848),  durch 
welche  AbfhiHornDgen  hinsichtlich  der  Wögekonfrolle  vorgenommen  werden. 
Durch  diese  Aüvelie  wird  vorerst  den  Arbeitern  das  Recht  erteilt,  neben 
dem  Wiegekontrolleur  einen  stellvertretenden  Wiegekontrolleur  zu  wählen, 
und  es  wird  sodann  den  Bergwerksverwaltungen  die  Pflicht  auferlegt,  für 
den  Wiegekontrolleuer  eine  hinlänglich  geräumige  Wetterschutzstfttte  su 
errichten  und  diese  mit  eineui  Tisch  oder  Pult  zum  Schreil)On  und  einer 
genügenden  Zahl  von  Gewichten  zur  Prüfung  der  W^age  auszustatten. 
Ausserdem  enthält  die  Xo volle  detaillierte  Neuordnungen  über  das  Ver- 
fahren bei  der  Wahl  von  Wiegekontrolleuren. 

3.  Textilindustrie.  Eine  Verordnung  des  englischen  Staats- 
sekretrirs  vom  17.  Oktnber  IftOH  iBull.,  Bd.  TV,  S.  .S5.3)  enthillt  Unfall- 
verhütungsvorschrifttjn  für  die  Bedienung  und  den  Betrieb  der  als  „auto- 
matische Mules^'  bekannten,  beim  Spinnprozess  in  Textilfabriken  gebrauchten 
Hasebinen. 

4.  Chemische  und  gesundheitsgefäh  r  1  i  ch  e  Industrien. 
Drei  belgische  köniirl.  Erlasse,  alle  vom  5.  Soptfmbcr  Iltoö  datiott 
(Bull.,  Bd.  IV,  S.  319),  behandeln  die  Einreihung  der  (il\ cerindestillierungs- 
anlagen,  der  Ghrubenlampenstuben,  sowie  der  sonstigen,  mit  Bergwerken, 
in  welchen  entsOndbare  Stoffe  gehandhabt  werden,  verbundenen  R&ume 
und  df  r  Dynamorezeptoren  in  das  Verzeichnis  der  gefkhrlichen,  gesundheits- 
sch&dliflien  und  iJlsticren  Betriebe. 

5.  Handelsgewerbe.  Das  w  est  aastral  is  che  FrühladenschluMs- 
gesets  vom  19.  Februar  1902  (Bull.,  Bd.  I,  8.  LI  und  687)  wurde  durch 
eine  Novelle  vom  24.  Desember  1904  (Bull,  Bd.  IV,  8.  863)  im  wesent- 
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liehen  dahin  abgeändert,  dass  im  Art.  12  des  Geaeties  an  Stelle  der 

9-stUndigen  tan^Hchen  Arbeitszeit  für  weibliclio  Personen  im  Alter  unter 
\H  Jahren  die  56 -stündige  wöchentliche  Arbeitsdauer  tritt;  ans.serdom 
wird  durch  die  Novelle  im  einzelnen  die  Ladensclilusszeit  für  Pasteten- 
teekereien  und  Frttchteverkanfastelieii  abgeftodert. 

In  Neuseeland  wurden  durch  ein  G^etz  vom  8.  November  1 904 
(Bull.,  Bd.  IV,  S.  30;"))  die  bp'st'^lii^Tiden  p:osetzlichen  Bestimmungen  über 
die  Arbeit.sverhältnis.se  in  kaufmännischen  Betrioben  unter  partieller  Ab- 
äuderung  moditiziert.  Das  Gesetz  enth&lt:  1}  gemeinsame  Bestimmungen 
fOr  LadengeeohKfte  und  Bnreaua  imd  2}  Sondmrbestiinmnngen,  die  nur  auf 
Ladengeschäfte  oder  nur  auf  Bureaus  Anwendung  finden  sollen. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  gestaltet  sieb  grundsfttslicb  die  Begeiung 
der  Arbeitszeit  wie  folgt: 

H)  Ladengeschäfte  sollen  4mal  wöchentlich  von  G  Uhr  abends  bis 
S  Uhr  morgens,  Imal  wöchentlich  von  9  Uhr  abends  bis  8  Uhr  morgens 
und  Imal  wöchentlich  von  1  Uhr  nachmittags  bis  S  Uhr  morgens  ge- 
schlossen sein.  Innerhalb  der  für  das  Offenhalten  der  Läden  ztilässigen 
Zeit  darf  kein  Angestellter  tSglich  länger  als  9  Stunden  nnd  an  den 
Tagen,  an  welchen  die  Geschäfte  bis  9  Uhr  abends  oti'en  bleiben,  länger . 
da  11  Stunden,  nach  Abrechnung  der  Pansen,  beschftftigt  werden,  derge- 
stalt, dass  die  maximale  wöchentliche  Arbeitsdauw  52  Stunden  nicht 
überschreiten  darf. 

b)  Die  Bureaus  sind  an  Wochentagen  spätestens  um  5  Uhr,  au  Sams- 
tagen spätestens  um  1  Uhr  zu  schliessen  and  kein  Bureauangestellter  darf, 
▼OD  den  im  Gesets  namhaft  gemachten  Ausnahmen  für  die  Kassisrer' 
und  Buchhalter  für  Zwecke  der  Kasse-  oder  Bücherbilanzen  abgesehen, 
länger  beschäftigt  werden,  als  Stunde  ttber  die  gesetsliche  Bureau- 
schiiesszeit. 

Hinsichtlich  der  Lohnzahlung  enthält  das  Gesetz  neben  der  üblichen 
Lohnschntsbestimmung  und  der  Begelung  der  Art  und  der  Frist  der  Lohn- 
sahlung  auch  Lohnminimalansätze  für  Ladengeschäfte.  Danach  darf  in 
Jcefnem  Laden  und  unter  keinem  Titel  eine  Person  befrhäfri^t  werden, 
deren  Lohn  weniger  als  5  sh.  pro  Woche  im  ersten  Besch äfrif^rungsjahre, 
8  sk.  pro  Woche  im  zweiten,  11  sh.  im  dritten  Beechäftigungsjahre  be- 
trtlge,  und  deren  Lohn  bis  su  deren  20.  Altersjahre  nicht  mindestens  um 
8  sh.  wöchentlich  jedes  Jahr  steigen  wttrde. 

Alle  vorstehenden ,  atif  Ladengeschäfte  bezüglichen  Beetimmungen 
ündeu  auch  auf  den  Hausierhandel  Anwendung. 

Den  Schluss  der  Gesetze  bilden  auf  Ladengeschäfte  wie  auf  Bureaus 
anwendbare  Bestimmungen  betriebshygienischer  Natur,  die  Begelung  des 
Gerichtsverfahrens  bei  Uebertretnngen  und  die  Strafbesttmmungen. 

m.  Qewerb^erichte  und  Winlgnngs&mtOT. 

Ein  Bundschreiben  des  Justizministers  vom  26.  August  1906  (Bull., 
Bd.  IV,  8.  S47)  enthält  Srlftuterungen  und  Interpretationen  einiger  Pnnkte 
des  französischen  Gesetzes  vom  15.  Juli  1905  (Bull.,  Bd  IV,  S.  XLVII 
und  ^J4)  über  die  Reorganisation  der  Gewerbep:erir!itspfloge. 

Ein  Gesetz  von  Victoria  vom  HO.  November  1904  (Bull.;  Bd.  IV, 
8.  361)  ändert  den  §  25  des  Fabrik-  und  Ladengesetses  von  1903  (Bull., 
Bd,  Iii,  8.  840)  über  die  lokale  Wirksamkeit  der  Lohnamts-  und  S(  hiods- 
geriehtsentscheide  dahin  ab,  dass  Ghraischaftsteile  im  Umkreise  von  10  Meilen 
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einer  Stadt  nur  noch  durch  einen  Erlass  des  Staatsratfö  finom  Entscheid 
unteratellt  werden  können.  Entferntere  Graischaltsteile  kouiieu  nach  wie 
vor  nur  auf  eiue  Petition  des  Graitichaftsrates  hin,  auch  durch  Erlass 
des  StaataratM  Entocheiden  nntorstellt  werden. 

In  Neuseeland  wurde  am  8.  November  1904  ein  Abändenmg^- 
gesetz  ^Bnll.,  Bd.  TV,  S.  363)  zum  Vorrnittltings-  und  Schiedsgesotz  von 
19(X)  fiir  i,'e\verbliche  Streitifrkeiteii  erlassen.  .Nach  diesem  Abäuderungs- 
gesetz  gilt  ein  Uuternebmer  als  in  einer  Industrie  engagiert,  wenn  von 
ünn  beediftftigte  Peispiien  in  dieser  Industrie  engagiert  sind,  einerlei  ob 
sie  in  seinem  Betriebe  t&tig  sind  oder  anderweitig.  —  Ein  anderer  nixmnt 
Beziif^  auf  die  Gesetze  von  191  )3,  betr.  Ersatzriohter,  Schiedsgerichtshof 
(Bull.,  Bd.  ITT.  S.  278)  und  bestimmt,  dass  der  Ersatzrichter  einspringen 
solle,  wenn  ein  selbständiger  Eichtei*  bei  einem  Streit  oder  Im  Verliand- 
lungen  selbst  Partei  ist  Im  Notfall  ernennt  der  Gouvemeor  auf  £in> 
pfehlung  des  Gerichtsprftsidenten' einen  weiteren  Ersatsrichter. 

17,  Axbeitdoienlttraorge. 

Die  starke  Arbeitslosigkeit  des  Winters  von  1904  veranlasste  den  Prftsi- 
denten  des  Lokalverwaltungsamtes,  Mr.  Walter  Long,  eine  Unterstützungs- 
aktion  in  London  einzuleiten.  Die  parlamentarischen  Verbände  der  Ge- 
werkvereine  drangen  auf  eine  Erweiterung  derselben  auf  ganz  England. 
Am  18.  April  1906  legte  der  PMsident  des  HandeisamteSi  Hr.  Gerald  B&bur, 
d«tn  Parlamente  den  Entwurf  eines  Oeaeties  vor,  in  welchem  der  wichtige 
Grundsatz  festgelegt  wurde,  dass  durch  Annahme  der  Arbeitslosenunter- 
stützung niemand  der  politischen  Bechte,  wie  durch  die  Armengonfi.ssig- 
keit,  verlustig  geht.  Der  Entwurf  enthielt  die  Bestimmung,  dass  die 
üntersttttenng  geringer  sein  solle  als  der  Vollverdienst  eines  nngelemten 
Arbeiters,  und  dass  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  sich  auf  Schottland 
und  Irland  nicht  erstrecken  solle.  Gegen  diese  Bestimmungen  wendeten 
sich  die  Gewerkvereinsvertreter,  die  eine  Durchbrcchunnj  des  Lohnsatzes 
der  organisierten  Arbeiter  und  einen  starken  Zuüuss  von  Arbeitern  aus 
ungeschtltsten  Gebieten  fOrchteten.  Am  4.  August  wurde  ein  neuer  Ent- 
wurf eingebracht,  in  welchem  diese  Bestimmungen  fallen  gelassen  wurden. 
Ans  den  Beratnn^r^^n  des  Ausschusses  (.n'Dg  das  von  den  Häusern  des 
Bariamen  tos  am  10.  August  1905  angenommene  Gesetz  ziemlich  unver* 
ändert  hervor  ^^Bull.,  Bd.  IV,  S.  215). 

Zu  dem  Gesetz  erflossen  sodann  am  20.  September  Organisations- 
verordnungen  des  I^okalverwaltungsamtes  (Statutor}'  Rules  and  Orders 
1905,  No.  und    1085).    Auf  Grund   der  Vorscliriften   des  Gesetze» 

und  der  Verordnunfren  ist  eine  doppelte  Organisation  vori:esehen:  eine 
solche  für  London  und  eine  besondere  für  Städte  eines  bestimmten  üm- 
fanges. 

1)  In  London  werden  eingesetzt:  a)  Notstandskomitees  in  jedem  haupt* 
städtischen  Bezirke,  sowie  ein  unter  dem  Gesaratgemeindernt  (Crimnion 
Council  i  stehendes  Xotstandskomitee.  Das  C'-^Tninon  Onunci!  entsender  in  dieses 
Komitee  25  Mitglieder;  und  zwar  werden  ]  2  Mitglieder  aus  seiner  eigenen 
Mitte  gewählt,  8  auf  Vorschlag  des  Armenpflegeamtes  aus  deren  Mitte, 
und  6  (worunter  eine  Fran)  aus  anderen  im  Unterstutzungswesen  bewan- 
derten Kreisen  von  ihm  gew&hlt.  Jeder  hauptstädtische  Bezirksrat  wfthlt 
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«HB  denselben  drei  Gruppen  20 — 25  PerBonen  (10 — 12  aus  der  ersten, 

6 — 9  aus  der  zweiten,  1  — nn^  der  dritten).  Es  wird  femer  eing^eset?;t : 
b)  „eine  Zentral- Arbeitslosen  bohorde"  für  London,  fciie  bat  juristische 
Persönlichkeit.  Von  ihren  Mitgliedern  sind  4  vom  Grafscbaftsrate  aus 
seiner  Mitte,  je  4  -von  den  Notstendskomitees  des  gemeinen  Rates  und 
dem  Bezirkmte  vou  Westminster,  je  2  von  jedem  der  übrigen  27  baupt- 
stadtischpn  B^^zirk-riite,  h6r']istf>ns  s  vom  Lokalver\valtiniL'"samte  zu  be- 
stellen; diese  74  Personen  haben  weiteres  (daiunter  wenigstens  eine  Frau) 
SU  kooptieren.  Die  Vorschläge  der  Kooptienmgen  sind  dem  Lokalvei-waltungs- 
«mte  7  Tage  vor  der  Konstitnierongsversammlnng  ansngeben,  weldies  diese 
einberuft.  Die  BeschlussfUiigksit  ist  jedesmal  bei  Anwesenheit  eines  Drittels 
der  Mitglieder  vorhanden. 

2)  In  allen  städtischen  Bezirken  and  Distrikten,  die  nach  der  letzten 
Volkssahlnng  eine  Bevölkerung  von  wenigstens  50000  Einwohnern  auf* 
wetseii,  sind  obUgatodsch,  femer  nach  Oenehmignng  ^nes  entsprechenden  Oe- 
saches  auch  in  Stadtdistrikten  mit  20—50000  Einwohnern,  in  Irland  in  Qe^ 
meinden  mit  10  15fX)0  (auf  Gesuch  schon  bei  5(KX)—1()(  )<m  i)  Einwohnern 
einzusetzen  a;  besondere  Notstandskomitees,  während  b)  die  Graischafts- 
rtte  die  Stelle  der  Londoner  Zentral-Arbeitslosenbeharde  Übernehmen.  Die 
stadtischen  Notstandskomitees  bestehen  ans  26^40  Hitgliedem;  12 — 18 
werden  aus  dem  Schosse  der  Stadträte,  8^14  aus  dem  der  Armenpfleger, 
5 — 8  aus  den  Beihen  der  im  Unterstfltsnngswesen  bewanderten  Personen 
gewählt 

Die  Aufgaben  dieser  Organisationen  sind  die  folgenden.  Die  Not- 
standskomitees haben  auf  Chmnd  der  Lokalkenntnis  der  iorbeitsbedingungen 

die  Unterstützungsgesuche,  die  ihnen  vom  Zentralkomitee  überwiesen  wer- 
den, zu  sirhem  und  zu  begntachfen.  Das  Zentralkomitee  hat  vorzuschreiben, 
wie  lange  ein  Gesuchstelier  ansässig  sein  muss,  um  Unterstützung  zu  er- 
halten ;  geaetdich  ist  als  Minimum  eine  einjährige  Ansässigkeit  vorge- 
schrieben. Die  Notstanddcommission  kann  dann,  sofern  dies  ohne  finan- 
zielle Belastung  geschehen  kann,  Arbeit  verschaffen  oder  den  Fall  dem 
Zentralkomitee  abtreten,  vorausgesetzt,  dass  g3  sich  nicht  überhaupt  um 
einen  der  Armenpflege  zu  überweisenden  Fall  handelt.  Die  Aufgaben  des 
Zentralkomitees  bestehen  ausserdem  in  der  Ueberwachung  der  Notstands- 
kommissionen,  der  Errichtung,  Pörderung  und  ITebemahme  von  Arbeits- 
nachweisen, in  der  Erteilung  von  Informationen  und  in  der  Fürsorge  für 
die  von  den  Notstandskommissionen  ihr  überwiesenen  Arbeitslosen.  Diese 
Fürsorge  besteht  in  Ueberweiaung  von  Arbeit,  „die  nach  ihrer  Ansicht 
ihm  am  ehesten  ermöglicht,  regelmftssige  Arbeit  oder  andere  Unterhalts- 
mittel sn  erlangen",  und  Untersttttsung  bei  der  Auswanderung  oder  Weg- 
reise. 

Die  Deckung  der  aus  diesen  Veranstaltungen  erwaclisenden  Ausgaben 
erfolgt  durch  einen  unter  der  Verwaltung  des  Zentralkomitees  stehenden 
Zentralfond,  der  aus  zwei  Quellen  za  speisen  ist:  1)  durch  freiwillige  Bei- 
träge, 2)  durch  Gemeindesteuerzuschlige,  die  höchstens  Pros,  und  mit 
Genehmigung  des  Lokalverwaltungsamtes  1  Proz.  des  Jahresstenerwertes 
betragen  dürfen.  Uober  beide  Arten  von  Beiti'ägen  ist  besondere  Rech- 
nung zu  führen.  Aus  dorn  Zeutralfond  sind  zu  bestreiten:  1)  die  Verwaltungs- 
kosten beider  Komitees,  2)  die  Unterstfitsungs-  und  Reisekosten  der  Arbeits- 
losen, 3)  die  mit  Zustimmung  des  Lokalverwaltungsamtes  zum  Zwecke 
des  Grundgewerbes  gemachten  Ausgaben.  Auf  Ansuchen  eines  an  London 
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angrenzenden  Bezirkes  kann  das  Lokalverv%'a1tungsamt  diese  BestünmiuigeiL 
auch  auf  eine  solche  iNachbargemeinde  ausdehnen. 

Ausserhalb  Londons  aind  die  Ausgaben,  die  von  deu  Not^tandkomitees 
SU  bestreiten  sind,  als  Ausgaben  fttr  besondere  und  allgemeine  Oraf^chafts* 
swecke  zu  decken.  Das  Lokalverwaltuugsamt  hat  im  Verordnungswege  zu 
sorgen  für  Konstituienmo;,  Regelung  des  Geschäftsganges  der  Zentral- 
behörden und  Notstandskomitees,  und  für  den  gesamten  Rechtaverkehr 
dieser  Körperschaften.  Ebenso  übt  es  die  Aufsicht  über  deren  Finans- 
gebarung  nnd  statistiBclLe  Berichterstattung  ans. 

Durch  Unterstützung  auf  Onmd  des  Arbeitslosengesetzes  darf  keine 
Person  ihres  Rochtos.  als  Parlaments-,  Grafschatts-,  Kirchspiel-  oder  Gp- 
meindew  ähler  registriert  zu  werden  oder  zu  wftlilen,  verlustig  gehen.  Das 
Gesetz  bleibt  nur  bis  11.  August  1908  in  Kraft,  wenn  nicht  das  l'arlament 
seine  Lebensdauer  verl&ngert. 

7«  BlU]110t6IIL 

Auf  VeranlasBong  des  Iteichsamtes  des  Innern  werden  seitens  der 
Begiemngen  der  deutschen  Bundesstaaten  sur  Zeit  Erhebungen  über 

die  Fragen  der  rerch.sgesetzlichpn  Regelung  der  Krankenyersicherung  tör 
die  Hausgewerbetreibenden  veranstaltet. 

Durch  Erlass  vom  23.  iSeptomber  1905  forderte  das  preussische 
Handelsministerium  die  Eegierungsprftsidenten  auf,  jährliche  Berichte  Ober 
die  Wirksamkeit  der  Kaufmannsgerichte  zu  erstatten.  Die  Berichte  sollen 
Angaben  enthalten:  Ii  über  die  Zahl  der  errirliteten  Kaufraannsgerichte 
und  über  die  Zahl  derer,  welche  bereit«  bosroheudeu  Gewerbegerichteii 
augegliedert  sind;  2)  über  die  Zuständigkeit  der  Kaufmauusgerichte  iilr 
einselne  Gemeinden,  ftlr  Gemeinden  mit  über  20000  Einwohnern  (K.G.G. 
§  2),  fDr  Bezirke  mehrerer  Gemeinden  und  für  die  Besirke  mehrerer 
Kommunalverbände  odei-  Toih'  von  solchen;  3)  über  die  Klagesteller,  die 
Arten  und  die  Dauer  der  K  lageerledignng,  den  Sachbetretf  der  Streitig- 
keiten, den  Wert  des  Streitgegenstandes  und  die  Zahl  der  eingelegreu 
Berufungen ;  4)  Uber  die  Zahl  und  Art  der  Anrufung,  des  Znstandekonunens 
und  der  Unterwerfung  unter  den  Schiedsspruch  des  Kaufmannsgerichts 
als  Eiiiigiingsamtes  fK.G.G.  §  17 1  und  5  '.  über  die  Zahl  der  abgegebenen 
Gutachten  und  der  gf'stcllton  Antiiige  :K.(t.G.  §  18). 

Der  spanische  Bergbaurat  hat  eine  Enquete  über  Wirksamkeit  und 
Zweckmässigkeit  der  Bergbaureglemente  unter  dem  16.  September  1906 
angeordnet. 
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L  EiiiigiiiigsSiiitttr  und  SeUedsgeileht«. 

Im  Anstralifloh«!!  Staatenbund  wurde  am  15.  Besember  1904  ein  6e- 

aeta  Uber  Vermittlung  und  Schiedssprechung  zur  Verhütung  und  Schlich- 
tung;; gewerblicher  Streitigkeiten,  die  sich  über  die  Grenzen  eines  Einzel- 
staates hinaus  erstrecken,  genehmigt.  Dieses  Gesetz  ist  in  seinen  Qrund- 
sügen  den  Schiedsgerichtsgeaetaen  der  einaelnen  Bundeastaaten  und  Neu- 
seelands nachgebildet  und  bedeutet  eine  Elrg&naung  der  einaelataatlichea 
Gresetze  zur  Behandlung  von  Streitigkeiten,  die  in  ihrem  ganzen  Umfange 
sich  der  Kompetenz  der  einzelnen  Gerichtshöfe  entaielieii.  £s  enth&lt 
folgende  Bestimmungen: 

T.  Verbot  des  Austrags  gewerblicher  Streitigkeiton 
durch  Streiks  und  Aussperrungen.  Der  Zweck  des  Gesetzes  ist 
die  Verhütung  vuo  Störungen  des  Wirtschaftslebens  durch  Streiks  und 
Ansapemmgao.  Damm  darf  niemand  bei  einer  Strafe  von  1000  £  einer 
gawerbliolian  Streitigkeit  wegen  streiken  oder  aussperren.  Ein  Streik  ist 
die  ganze  oder  teihvpise  Arbeitseinstellung  durch  Arbeitnehmer,  die  in 
gegenseitigem  Einverständnis  handeln,  um  Arbeitgeber  zur  Bewilligung 
von  ^Forderungen  zu  zwingen.  Eine  Anaaperrung  ist  die  Sperrung  einer 
Arbeitntilte  oder  die  Arbeiteeinatellnng  aeitena  eines  Arbeitgebms  mit 
dar  Absiohti  die  Arbeitnehmer  aar  Annahm»  gewisser  Arbeitabedingmigen 
jEii  ^^^•?nfT<ln.  Streiks  und  Aiisspormngen,  die  nTiRbliani»'!g  von  einer  ge- 
werblichen Streitigkeit  unternommen  werdwu,  sind  dagegen  zulässig;  doch 
liegt  dem  Beklagten  zur  Last,  die  Unabhängigkeit  einer  Arbeitsstörung 
▼on  einer  gewerbliolien  Streitigkeit  naehsuwdssn,  wobei  als  gewerbUcfae 
Streitigkeit  jede  über  die  Grenzen  eines  Einzelstaates  hinanareichende 
Streitigkeit  Uber  gewerbliche  Angelegenlieiton  gilt,  die  zwischen  einem 
Arbeitgeber  oder  einer  Organisation  von  Arbeitgebern  einerseits  und  einer 
Arbeitnehmerorganisation  andererseits  entsteht,  oder  deren  Behandlung 
durch  den  Geriätahof  dw  B^istrator  im  öffendichen  Intereaae  fOr  aweck- 
mfisaig  erachtet.  Gewerbliche  Angelegenheiten  umfassen  alle  Arbeite» 
he  lingungen.  Eines  Streiks  oder  einer  Aussperrung  machen  sich  überdies 
auch  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  schuldig,  die  über  Arbeitsbediugungeu 
eine  Vereinbarung  geschlossen  haben  und  ohne  triftige  Ursache  sich  weigern, 
Arbeit  an  den  vereinbarten  Bedingungen  au  gew&hren  oder  anaonehmen. 
Ebenso  werden  Organisationen,  die  ihren  Mitgliedern  befehleui  Arbeit  nicht 
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zu  gewähren  oder  nicht  mmmehiuenf  wegen  Aaespexmng  odei*  Streik  be- 
straft (§§  4,  6,  7,  8). 

n.  Austrag  gewerblicher  Streitigkeiten  durch  Ver- 
mittlung und  Schiedaaprechnng.  An  Stelle  dee  biaherigen,  darch 
des  G^etz  verbotenen  Anetrega  gewerblicher  Streitigkeiten  tritt  ein  neuer, 

Vermittlung  und  RcLiedssprechnng.  Beide  vollziehen  sich,  in  den  vnm  Ge- 
setz geschafronon  Formen.  Damit  sie  aber  u  be;  li.nipt  wirkeu  können,  muss 
zuerst  den  Personen,  auf  die  das  Gesetz  Anwendung  findet,  eine  be- 
stimmte Organisation  gegeben  wcnrden.  Darum  nennt  das  Qeaets  unter 
seinen  Zwecken  anch  den  der  OrganisatioDafördemngi  dem  auoh  aUe  ein- 
selstaatlioben  Sohiedsgerichtagesetse  dienen. 

1.  Organisationsförderung.  Das  Gesetz  nimmt  zwar  Be<- 
sog  auf  unorganisierte  Arbeitgeber  und  Arbeitnebmer,  denn  aueb  diesMi 

sind  Streiks  und  Auffipermngen  verboten ;  aber  das  Bedit|  dem  GlerichtS- 

hofe  iStrritifrkeiten  zn  nnterbreiteu  und  sich  vor  ihm  vertreten  zu  lassen, 
besitzen  nur  Organisationen,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  registriert  wurden. 
Registriert  werden  kann  jede  Vereinigung  von  Arbeitgebern  eines  Ge- 
werbeS)  die  snsammen  in  den  6  dem  Registriemngsgesuobe  vorangehenden 
Monaten  im  Durchschnitt  eines  Monats  nicht  weniger  als  100  Arbeiter 
im  betreffenden  Gewerbe  beschäftigt  haben,  und  jede  Vereinigung  von 
mindestens  100  Arbeitnehmern  eines  Gewerbos.  Die  Kegistrierung  erfolgt 
entweder  auf  Ansuchen  einer  Vereinigung,  deren  Statuten  gewissen  An- 
forderungen genügen  od«*  swangsweiae  durch  Froklamation  dea  General- 
gouverneurs;  auch  eine  solöhe  sur  registrierten  Organisation  proklamierte 
Vereinigung  hat  ihre  Statuten  in  Einklang  mit  den  gestellten  Anfor- 
derungen zn  bringen.  Durch  die  Registrierung  bekommt  eine  Ver- 
einigung juristische  Persönlichkeit  und  kann  zu  Zwecken  des  Gesetzes 
beluigt  werden.  AUe  von  einem  Hitgliede  einer  registrierten  Organi- 
sation geschuldeten  Löhne  können  vom  Gerichtshof  im  beschleunigten  Ver? 
fahren  eingetrieben  werden ;  der  Gerichtshof  hat  das  Recht,  auf  Ansuchen 
einer  Organisation  ein  Mitglied  von  einer  Organisation  aueznsrhlieH'^en. 
Eine  uacligesuchte  Registiierung  kann  verweigert  werden,  wöun  m  dem 
Staate,  in  dem  dasGesueb  gastet  worden  ist|  bereits  eine  Organisation^ 
der  die  Mitglieder  der  nachsuchenden  Vereinigung  ohne  Schwierigkeiten 
angeh?5ren  könnten,  besteht.  Ist  cAno  Vereinigmig  fälschlich  registriert 
worden,  gewährt  sie  neuen  Mitgliedern  die  Aufnahme  nicht  unter  leichten 
Bedingungen  oder  erschwert  sie  das  Verbleiben  in  der  Mitgliedschaft,  ist 
ibre  Reduiungsftlhrung  nidit  in  Ordnung  oder  entsiebt  sie  sieh  absiebt- 
lieh  einer  Verfügung  des  G^cbtabofee,  ao  kann  der  Geriohtshof  die  Re- 
gistrierung der  Organisation  annullieren  Die  Annullierung  enthebt  aber 
weder  die  Organisation  noch  die  einzelnen  Mitglieder  der  Verpflichtung^ 
sich  einem  Urteil  zu  fügen,  noch  der  ErfMung  von  Verbindlichkeiten,  die 
vor  der  Annullierung  eingegangen  worden  sind. 

la  dieaen  Beatimmungen  sind  schon  Erfahrungen  der  einzelstaatlichen 
Schiedsgerichte  verwertet:  die  1  pichtigkeit  der  Aufnahme  -i!  e^me  Organi- 
sation wurde  von  den  Gerichten  der  Einzelstaateu  in  zahlreichen  Urteilen 
vorgeschrieben.  Allerdings  wurde  sie  nm  für  solche  Organisationen  verfügt, 
denen  Vorsugabeaehftftigung  sugesprocben  wurde.  Die  Vonugsbesehftfti- 
gnng  selbst  ist  auch  aus  den  Urteilen  in  das  Geeets  eingedrungen;  der 
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(jMichtshot  hat  das  Hecht,  anzuordnen,  dass,  wenn  Mitglieder  von  Arbeit- 
geber- und-  Arbeitnelunerorgamsatiouen  und  uidere,  nichtorganiaierte  Pw* 
Bonen  m  gloidier  Zeit  Dienst  oder  Besehftftigniig  «nliieten  oder  mohen, 
der  Vorzug  ceteris  pariboe  den  Organisierten  gewährt  verde.  ISn  solches 
Vorzugsrecht  wird  aber  nur  nach  Anhörung  aller  Personen,  die  sich  dazu 
äussern  wollen,  zugesprochen  und  soll  nur  dann  gegeben  werden,  wenn 
nach  der  Ueberseugung  des  Ctorichtshofes  das  betreffende  Gesuch  von  der 
Hehrheit  der  durch  des  ürteÜ  betroffenen,  mit  den  GesnoihsBteiQeni  in 
Interessengemeinschaft  stehenden  Personen  gebilligt  wird.  Jedoch  hat 
keine  Orfranisation  Anspruch  darauf,  vom  Gorichtshof  der  Vorznirsjbe- 
sch&ftigung  würdig  erklärt  zu  werden  oder  vor  dem  Gerichtshot  dem  üe- 
snoh  einer  anderen  Organisation  am  Vorzugsbeschaftigung  entgegenzutreten, 
-wenn  nnd  solange  ihre  Statnten  oder  andere  ▼erbindlxdie  BeecUfisse  die 
Verwendung  ihrer  Fonds  zu  politischen  Zwecken  gestatten  oder  von 
den  !!yritL'li^fIf^rn  Handlungen  politischen  Charakters  verlangen.  In  dem 
Ausdruck  „politische  Zwecke'^  sind  Bestrebungen  zur  Erzielung  und 
Bewabnmfjf  Ton  Massnslimen  ttber  Sohnts  von  Leib  nnd  Leben,  Schaden- 
ersatz bei  ünglttcks-  nnd  TodeeftUen,  G^esnndbeitspAege^  Geschledit 
and  Alter  der  Arbeitnehmer,  Arbeitsdauer,  Arbeitslohn,  Schutz  des 
Oehalts  und  liolinfi  nnd  andere  l'I  eich  erweise  das  Arbeiteverhältnis  be- 
treffende Punkte  nicht  einbegnüen,  sofern  solche  Massnahmen  allen 
Angehörigen  eines  bestinimten  Benins^  dme  Bttcksioht  darauf,  ob  sie 
Mitglieder  einer  Oiganisation  sind  oder  nioht,  sn  gnte  kommen  sollen. 
Zur  Ermöglichung  von  Ausnahmen  kann  der  Gerichtshof  jederzeit  eine 
gerichtliche  Instanz  bestimmen,  die  endgtlltig  zu  entscheiden  hat,  in  welclien 
Fällen  der  Vorzogsbehandlung  iinterworfene  Arbeitgeber  \mä  Arbeitnehmer 
auch  Unorganisierte  beseh&ftigen  oder  von  Unorganisierten  Arb^t  nehmen 
dürfen  (§§  40,  b,  c;  61—72,  Anlage  B). 

Diese  der  Organisationsfbrderung  dienenden  Paragraphen  sind  grossen« 
teils  Leitsfttse  für  die  Urteilsspreohung  und  weisen  ons  auf  den  Oe- 
richtahof. 

• 

2.  Der  Bchiedsgerichtshof.  a)  Einsdxung  und  Zmammm' 
seixung.  Ein  BundoBgerichtshof  für  Vermittlnnj!;  und  Schiedssprechung 
(Commonwealth  Court  of  Concüiation  and  Arbitration)  wird  eingesetzt. 
Er  besteht  aus  einem  vom  Generalgouvemeur  aus  den  Bichtem  des  Ober> 
geriehtes  ra  ernennenden  FrftsideDten,  dessen  Amtsdaner  7  Jahre  beträgt, 
der  wieder  wählbar  ist  und  nur  vom  Qeneralgouvenienr  anf  Verlangen 
beider  Häuser  derselben  Session  wep^en  schlechter  Führung  oder  Unfähig- 
keit abgesetzt  werden  kann.  Läuft  die  Amtsdauer  des  Präsidenten  wäh- 
rend einer  Untersuchung  ab,  so  darf  sie  der  Generalgouvemeur  so  lange 
▼erltogem,  dass  der  Frilsident  den  Fall  sa  Ende  fthrsn  Iran. 
Präsident  kann  einen  Bidtter  des  Obetgerichts  oder  einen  Biditer  eines 
einzelsiaatlichen  Obergerichts  zu  seinem  Vertreter  in  einem  Teile  des 
Staatenbundes  ernennen  und  ihm  geeignete  Vollmachton  übertragen,  ohne 
dass  er  dadurch  in  der  Austibung  seiner  Kompetenzen  irgendwie  beein- 
trächtigt wtfrde.  Dooh  darf  die  Ernennimg  eines  Obendehters  eines  fiSnzel- 
Staates  nur  mit  Zustimmung  des  Gouverneurs  dieses  Staates  erfolgen,  und 
^ein  solcher  Rirliter  ist  zur  Annahme  seiner  Ernennung  verpflichtet.  Vor 
dem  Amtsantritt  haben  Präsident  und  Stellvertreter  zu  schweren  oder 
feierUch  zu  versprechen,  dass  sie  ihie  Amtsobliegenheiten  gewiäseuhaft 
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und  unparteiisch  erfdllen  und  keinerlei  bei  den  Verhandlungen  erfahrene 
Tataachen  oder  Angelegenheiten  preisgeben  wollen.  Der  Gerichtshof  kann 
sich  erweitern  und  hat  dies  auf  Ansuchen  einer  Hauptpartei  zu  tun,  indem 
er  2  Beiflitser  so  Beiner  Bdratnng  Uber  die  Streitigkeit  emennt.  Em 
aolcker  Beisitzer  iet  yon  der  Pertei  vorzuschlagen,  die  nach  Ansicht  des 
Gerichtshofes  gemeinsame  Interessen  mit  den  Arbeitgebern  hat,  der  andere 
von  der  Partei  der  Arboiterintoresseu.  Machen  die  Parteien  von  ihrem 
Vorschlagsrecht  keinen  Gebrauch,  so  erfolgt  die  Ernennung  unmittelbar 
durch  den  Geriditehof  (§§  11-— 15,  35,  82,  85,  86,  Anlage  A). 

"b)  Zuständigkeii.  Der  Gerichtshof  ist  kompetent,  alle  gewerblichen 
Streitigkeiten  zu  verhüten  und  zu  schlichten,  und  der  Präsident  hat  die 
PH  ich t,  jederzeit  mii  allen  geäatzlichen  Mitteln  die  Parteien  zu  versöhnen 
und  seine  Vollmachten  ensuwenden,  wenn  diese  Anwendung  im  Offent> 
liehen  Interesse  geboten  scheint.  Dabei  ist  ganx  einerlei,  ob  der  G^etdchts- 
hof  um  sein  Eingreifpn  ersucht  wird  oder  nicht,  denn  er  kann  seine 
Vollmachten  aus  eigenem  Antriebe  anwenden.  Die  Wirksamkeit  des  Ge- 
setzes ist  also  nicht  den  Parteien  anheimgestellt.  Alle  btreitigkeiien 
unterliegen  dem  Gerichtshöfe;  sie  serfaUen  nadi  der  ttberweisenden  Ll> 
fltancin  8  Gruppen:  1)  Stieitigkeiten,  die  der  Eegistrator  dem  Gerichts- 
hof als  solclie  bezeichnet,  deren  Behandlung  im  öffentlichen  Interesse 
liegt,  2)  Streitigkeiten,  die  dem  Gerichtshofe  von  einer  Organisation  klage- 
weise unterbreitet  werden  und  3}  Streitigkeiten,  um  deren  Behandlung 
eine  einselstaatliche  GewerbebehOrde  oder  der  Staatsrat  eines  BinseU 
Staates  den  Gerichtshof  ersucht.  Keine  Streitigkeit  der  2.  Abteilung  darf 
ohne  Zustimmung  des  Präsidenten  dem  Gerichtshofe  unterbreitet  werden, 
wenn  nicht  der  Registrator  bescheinigt,  daes  die  betreifende  Organisati  u 
üire  Zustimmung  zur  Unterbreitung  gebührend  erteilt  hat.  iiiiue  Streitig- 
keit gehört  in  die  8.  Abteilung,  wenn  der  Begistrator  ein  Zeugnis  atUH 
stellt,  wonach  sie  tiber  die  Grenzen  eines  Einzelstaates  hinausreicht;  der 
Gerirhtshof  hat  das  Eecht,  die  Behandlung  eines  Falles  durch  eine  einzel- 
staatliche  üewerbebehörde  zu  unterbrechen  und  selbst  zu  erledigen.  Er 
kann  aber  aach  jede  Streitigkeit  abweisen  oder  deren  Behaudluug  ab- 
brechen, wenn  sich  ergibt,  daes  die  Streitigkeit  unbedeutend  oder  durch 
eine  einzelstaatiiche  Instanz  behandelt  worden,  in  Behandlung  stehend 
oder  behandelbar  ist,  oder  dass  das  öffentliche  Interesse  die  Rehandhmg 
nicht  nötig  oder  wünschbar  macht.  Fttr  Zwecke  des  Gesetzes  wird  an- 
genommen, dass  Gerichtshöfe  and  Behörden  eines  Einzelstaates,  deren 
Kompetens  OrtHoh,  sachlich  oder  ptrsSnlieh  besohriokt  ist,  fttr  dtm  gansen 
Staat  kompetent  sind  (§§  16—22,  88  h,  89,  89). 

c)  Verfahren.  Der  Gerichtshoi  gemesst  lür  sem  Vertaliren  die  weiteste 
Freiheit.  Er  soll  jeikii  Fall  in  der  Art,  die  ihm  am  geeignetsten  scheint, 
untwaudien  und  «forschen.  Dabei  und  bei  der  Entsdheidong  soll  er  nach 
Billigkeit  und  in  guten  Treuen  handeln  und  keinerlei  Rücksicht  auf 
Formalitäten  nehmen.  F<r  ist  in  keiner  Weise  an  oin  Urweisverfahren 
gebunden  und  kann  sich  auf  jede  ihm  geeignet  scheinende  Art  Infor- 
mationen yerschaffen.  Ausser  diesen  um&ssenden  Vollmachten  siud  ihm 
noch  einige  besonders  zugesprochen:  er  kann  die  Untersuchung  und  En^ 
Scheidung  einer  Streitigkeit  in  Abwesenheit  der  beteiligten  Parteien  vor- 
nehmen,  wenn  diese  vorgeladen  worden  sind,  er  kann  an  jedem  beliebigen 
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Orte  uud  jederzeit  aeine  Sitzungen  abiialteu,  die  Verhandlungen  bei  ge- 
Bddonecen  Tflren  ftllireii,  Fristen  Terlingeni,  materielle  und  fonnelle 
Fehler  und  Lrrtlimer  verhessem  oder  ignorieren,  Zeugen  vorladen  und 

unter  Eid  vernehmen,  in  Bücher,  Dokum^^Tite  etc.  Einsicht  nehmen  und 
die  Betriebe  iii.'^y»izieren.  Sp-'^ip  Prn^pssoriMuni stellt  der  Gerichtshof  selbst 
auf  unier  Genehmigung  von  i'aiiameuL  und  Cxencralgouveineur.  Für  den  Ver- 
lauf der  Verhandlungen,  für  ein  ▼orbereitendes  Verfaluren,  ZengenTorladnng 
etc.  hat  der  Gerichtshof  das  Recht,  jede  passende  Anordnung  zu  treffen. 
Er  kann  sich  auch  bei  anderen  Instanzen  Gutachten  einholen  nnd  Voll- 
machten an  andere  Instanzen  übertragen:  so  kann  die  Meinunf^^säusserung 
des  Obergerichts  eingeholt  werden,  so  können  I)  alle  anhängigen  Gre- 
scbftfte  einer  pariffttisclien  Vennittlungskommission  tiberwieeen  werden, 
2j  Streitigkeiten  einem  lokalen  Gewerbeamt  (staatliche  Gewerbebehörde 
oder  besonders  kon'^n'^uierte  paritätische  Kommission  nntor  dem  Vorsitz 
eines  Oberrichterö)  zugewiesen  werden  uud  3)  beliebige  Personen  mit 
Untersuchungen  beauftragt  werden. 

Bei  den  Verhandlungen  wird  jede  vertretene  Organisation  als  Partei 
der  Streitigkeit  angesehen;  der  Gerichtshof  kann  Parteien  vereinigen  oder 
an«?^ch©idpn.  Organisationen  dürfen  durch  Mitglieder  oder  durch  Beamte 
irgend  einer  Organisation,  andere  Parteien  durch  Angestellte  vertreten 
werden.  Vertretungen  durch  Kechtsbeistände  sind  dagegen  nur  mit  Zu- 
stimmnng  aller  Parteien  nnd  des  PrftsidentMi  sulftssig. 

Im  Verlauf  der  Untersuchungen  und  Verhandlungen  bestrebt  sich  der 
Gerichtshof  zu  vermitteln  und  eine  <rütlich6  Veroinbarnnir  Tin'  stände  zu 
bringen.  Misslingen  diese  Bemühungen,  so  entscheidet  der  Gerichtshof 
durch  Urteil  [§§  23,  24  (2),  25—27,  31  (2,  3),  32,  34—37,  38  (a,  h— n, 
p— n),  89,  41,  48,  84—86]. 

d"»  Vereinbarung  und  Urteil.  Vereinbarungen  kommen  entweder  durch 
Vermittlung  des  Schiedsgerichts  oder  durch  unmittelbai-e  Verständigung 
einer  Organisation  mit  einer  anderen  Organisation  oder  Perscm  au  stände. 
Im  ersteren  Falle  liegt  schon  eine  Streitigkeit  vor,  die  vor  den  Gerichts- 
hof gebracht  wurde ;  im  zweiten  Falle  handelt  es  sich  meist  um  Ver- 
liütunL''  von  Sfreitii^keiten  durch  Kollektivvertra'j'. 

Kommt  vor  dem  Gerichtshof  eine  Vereinbarung  zu  stände,  so  wird 
ein  Dokument  der  vereinbarten  Bedingungen  ausgefertigt  und  vom  Präsi- 
denten beglaubigt;  das  beglaubigte  Dokument  wird  im  Bureau  des  Re- 
gistrators  aufbewahrt  und  hat,  vorbehaltlich  anderer  ausdrticklicher  Ver- 
folgungen, für  die  Strcitiirkeitcn  Wirknnsr  und  Charakter  eines  T^rteils. 

Die  von  den  Interessenten  unmittelbar  abgeHchlossenen  Vereinbarungen 
rnnd  auch  schriftlich  absnfassen ;  binnen  60  Tagen  nach  ihrem  Äbschluss 
ist  eine  Kopie  im  Bureau  des  Registrators  und  eine  im  Bureau  der  be- 
troffenen Organi.sation  zu  dej^onieren.  Gewinnt  der  Registrator  die  Ueber- 
zoTirrnni:',  driss  die  Vereinbarunir  in  aller  Form  abgeschlossen  worden  ist  und 
Kechtskralt  besitzt,  so  .stellt  er  ein  beweisgUlüges  Zeugnis  darüber  aus. 

In  alle  Vereinbarungen  kann  Einsicht  genon^men  werden.  Jede  ge- 
werbliche Vereinbarung  bindet  alle  beteiligten  i'arteien  und  alle  ^lit- 
trüoder  einer  beteiligten  (Organisation.  Doch  dürfen  ^ra^siialnurn.  iio 
auf  Grund  einer  gewerblichen  Vereinbarung  getroffen  wurden,  nicht  auf 
Organisationen  oder  Personen  ausserhalb  der  Vereinbarung  ausgedehnt 
werden.  Eine  Vereinbarung  gilt  ftlr  die  im  Text  genau  beseichnete  Frist 


Digitized  by  Google 


—  LXVUI  - 


▼on  hBohstan«  8  Jabren;  sie  kann  durch  «iae  nene  von  danaelbwi  Parteien 
oder  deren  Vertretern  abgeschloeeene  VereuilMuning  «algehoben  oder  ab- 
geändert werden.  Auf  Ansuchen  einer  Organiflation  kann  der  Gerichtshof 
veri'Ugeu,  dass  eine  Vereinbarung  soweit  abge&udert  werde,  als  nötig 
ist,  um  sie  mit  eij;ier  allgemeinen  B>egel  (unten  erklärt)  in  Ueberein- 
Btunmnng  wa  bringen.  Bnthllt  eine  Vereinbening  keine  gegenteilige  Be- 
etinunung,  so  bleibt  sie  auch  nach  Ablauf  der  vereinbarten  Frist  in  Kraft; 
=iie  verfkllt  erst  einen  Monat,  nachdem  eine  der  beteiligten  Parteien  dem 
Kegistrator  und  den  anderen  Parteieu  schriitüch  angezeigt  hat,  dast»  sie 
den  Ablauf  der  Vereinbarung  wünscht. 

ESm  Urteil  ist  so  «brafassen,  daas  die  Entaeheidung  dea  Gericfatahofe 
möglichst  klar  und  unter  Vermeidung  aller  überflüssigen  Formalitäten  zum 
Au.s(irnf  k  konnnt.  Fi?ie  amtliclio  Kopie  ist  auf  der  Hauptregistratur  und 
auf  der  Bezirksregiötratur  jedes  Staates,  in  dessen  Gebiet  das  Urteil 
gültig  ist,  zu  deponieren.  Gesiegelte  und  beglaubigte  Kopien  eines  Urteils 
gelten  an  Zeognüwtatt.  In  jedes  Urteil  kann  Einaidit  genommen  werden. 

Das  Urteil  bindet:  1)  alle  vor  dem  Gerichtshof  er.schienenen  und  ver- 
tretenen Parteien,  2)  alle  zum  Erscheinen  aufgeforderten  Parteien,  3)  alle 
Organisationen  und  Personen,  von  denen  der  Gerichtshof  zu  beliebiger  Zeit 
erklärt,  daas  das  Urteil  sie  als  allgemeine  Regel  binden  solli  und  4)  alle 
Hitglieder  der  betroffenen  Organisationen. 

Kein  Urteil  des  Gerichtshofes  kann  von  einem  anderen  Geriobtsbof 
revidiert  oder  kassiert  werden,  noch  kann  dat^egen  Bertifun*^  er<^iffen 
werden.  Ist  ein  Urteil  mit  einem  Gesetz,  Erlass,  Urteil  oder  Entscheid 
einer  einzelstaatlichen  Behörde  anvereinbar,  so  sind  diese  im  Ansmaaa 
ihrer  Unvereinbarkeit  hinftlllig. 
*  Das  Urteil  steht  während  der  darin  festgesetzten  Dauer  von  höchstens 

5  Jahren  in  Kraf>  und  bleibt  auch  nachher,  andere  Verfügungen  dos  Ge- 
richtshofes vorbehalten,  in  Kraft  bis  zur  Fällung  eines  neuen  Urteils.  Dar 
Geriehtahof  kann  teine  Verfügungen  und  Urteile  ablndem,  soll  es  aber 
nidit  ton,  wenn  nicht  eine  day<m  betroffene  Organisation  oder  Person 
darum  ersucht. 

Die  Gültigkeit  des  Urteils  steht  persönlich  und  örtlich  im  Ermessen 
des  Gerichtshofes.  Die  Beutimmungen  eines  Urteils  können  für  ein  Ge- 
werbe als  allgemeine  Regel  featgeaetst  werden.  Ehe  aber  eine  solche 
allgemeine  Hegel  fixiert  wird,  hat  der  Gtariehtahof  gebflhrend  in  Betracht 
zu  ziehen,  bis  zu  welchem  Grad  die  interessierten  Gewerbe  miteinander 
in  Wettbewerb  troton  oder  wahrscheinlich  treten  werden.  Ausserdem  ist 
im  Amtsblatt  und  eventuell  auch  in  anderen  Zeitungen  die  Absicht,  eine 
allgemeine  Regel  an  fixieren,  mit  den  begleitenden  Umstftnden  belcMint 
au  geben  und  ein  Tag  m  bestimmen,  an  dem  alle  Personen  und  Organi' 
sationen,  die  dazu  gehört  werden  wnHon,  porsünlich  oder  durch  Vertretung 
vor  dorn  Gerichtshof  erscheinen  dürfen.  Dor  Gerichtshof  verfügt  dann, 
iniicilialb  welcher  Gebietsgrenzen  und  mit  welchen  Bedingungen  und  Aus- 
nahmen die  allgemeine  Regel  für  die  im  Gewerbe  tätigen  Personen  Tor- 
bindlich  sein  aoU. 

Das  Gesetz  .'«clialJ't  die  Formen  des  Urteils;  dessen  In! i alt  bleibt  aber 
vollständig  dem  Gerichtshof  überlassen.  Immerhin  sind  im  Gesetz  doch 
einige  Leitsätze  für  die  Urteilssprechung  euthalteu.  Dem  Gerichts- 
hof ist  ausdrücklich  das  Recht  aur  Festsetaung  von  lUnimallohnBfttaen 
sagestanden.  If  adit  er  von  dieaem  Rechte  Gtobranoh,  ao  hat  er  anf  Ver- 
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langen  einer  beteiligten  Partei  oder  Person  eine  Instanz,  meist  eine  pari- 
ifttuohe  KommiiMtion,  so  bestunmcii,  wdobe  mindw  taagUcheo  Arbitern 
g^Btetten  darf,  unter  den  fixierten  LoliBfl&tieii  zu  arbeiten.  Das  Recht  zur  Ga- 

w&brancr  der  Vor7n;:r'?be«ch?iftifxnng  wur'le  im  Abschnitt  TT.  1..  Orpanisations- 
förderung  behandelt,  in  beiden  r&llen  sind  die  Ergebnisae  der  einzel- 
staatlichen Qerichtspraxis  vom  Gesetzgeber  verwendet  worden.  Dadurch 
■md  die  andi  «mdworts  aosgesproohene  Behaaptang  beatatigt,  dass  der 
Gerichtshof  mehr  legislative  als  richterliche  EompetenEen  besitst  und  lang- 
sam sich  Normen  ftr  seine  Rechtsprechung  schaffen  muss  (Vereinbarung 
§§  24,  73—77,  79—81 ;  ürteü  §§  28—31  (1),  38  (o),  39,  90,  91,  40,  65  b). 

e)  Dtmikßknmg.  Der  Gerichtshof  hat  das  Becht^  bevor  er  ttberhanpt 
auf  die  Behandlung  einer  Streitigkeit  eintritt,  von  der  ihn  anrufenden 
OT  L^nni-'Rtion  Sicherheiten  ftlr  die  Dorchibhmng  des  Urteils  bis  an  200  £ 

zu  verlangen. 

Zur  Kontrolle  der  Urteilsbefolgung  kann  der  Prteident  und  jede  von 
ihm  oder  dem  B^pstrator  schriftlich  erm&ditigte  Person  stets  wfthrend 

der  Arbeitszeit  alle  ArbeitsstAtten,  die  einem  Urteil  unterliegen  od«r  in 
denen  eine  Oesetzeaübertretnn^  vermutet  wird,  betreten  und  inspizieren. 

Jede  Pertion  oder  Organisation,  die  unmittelbar  oder  mittelbar  mit 
der  Verübung  einer  Gesetsesttbertretnng  za  tun  hat  oder  eine  solche  anrftt 
oder  fördert,  macht  sidi  einer  üebertretang  Bchnldig.  Jeder  Vcwsndi  einer 
üebertretung  wird  wie  die  Uebertretung  selbst  geahndet.  Wird  jemand 
einer  Uohertretnng  tiberführt,  so  kann  der  Gerichtshof  unter  Strafandrohung 
die  Einsteiluntr  der  Uebertretung  verfügen.  Leistet  der  Angeklagte  einer 
solchen  Verfügung  keine  folge,  so  verfillt  er  neben  der  dann  verwirkten 
Strafe  fbr  die  Uebertretong  noch  einer  Geftngnisstrafi»  bis  so  8  Monaten. 

Die  üebertretunf^en  selbst  zerfallen  in  solche  der  Bestimmungen 
des  Gesetzes  und  in  Uebertretongen  der  Vereinbarongen,  Urteile  und  Ver> 
fUgungen  des  Gerichtshofes. 

Fflr  Uebertretungen  der  GesetBesbeatimmungen  sind  folgende  Strafen 
vorgesehen :  Streik  oder  AiMMpwTong  1000  £ ;  Missachtnng  des  Gerichts- 
hofes 100  £;  Nichterscheinen  bei  Vorladungen,  Zeugeneidverweigerung, 
Zeugnisvei'weigerung,  Verweigerung  der  Vorlage  von  Büchern  etc.  100  £; 
Preisgabe  von  Zeugenausüagen,  Büchern  etc.  500  £  oder  3  Monate  Ge- 
fängnis; Niditeinreiehung  der  Mitgliederverseichnisse,  Stataten  etc.  2  £ 
pro  Woche  Verzögerung;  Inspektionsbehindening  10  £. 

Die  Strafen  ftlr  Uebertretung  der  Vereinbarungen,  Urteile  und  Ver- 
fügungen werden  gros.senteils  vom  Gerirhtshofo  ausgesprochen .  Wer  Ar- 
beiter entlässt  oder  Arbeit  aufgibt  aus  dem  einzigen  Grunde,  weil  der 
Arbeitnehmer  oder  Arbeitgeber  Anspmdi  anf  die  Vorteile  einer  Verein- 
barung oder  eines  Urteils  hat,  verAlllt  einer  Bosse  von  20  £;  bei  einer 
diesbezüglichen  Strafverfolgung  hat  der  Angeklagte  den  Beweis  zu  er- 
bringen, dass  die  Entlassung  oder  Arbeitsaufgabe  nicht  in  üebortrctnng 
des  G^etzes  eriblgte.  Uebertretung  oder  Nichtbeachtung  einer  Be- 
stimmang  einer  gewerblichen  Vereinbarung  werden  mit  der  in  der  Ver- 
einbamng  festgesetzten  Strafe  geahndet;  ist  kein  Betrag  vereinbart  worden, 
so  beträgt  die  Strafe  für  eine  Organisation  höchstens  5(X)  £,  für  einen 
Arbeitgeber  höchstens  2')(}  £  und  für  einen  Arbeitnehmer  höchstens  10  £. 
Diese  Strafen  sind  gleicherweise  einzuklagen  und  einzutreiben,  wie  Strafen 
ftr  Uebertretungen  eines  Urteils  oder  einer  Verfbgung. 
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Für  diese  üebertretungen  eines  Urteils  oder  einer  Verfii^ng  eetat 
der  Gerichtshof  die  Strafen  fest,  die  jedoch  im  Fall  einer  Orj^anisation 
oder  eiues  Arbeitgebers,  der  keiner  durch  Urteil  oder  Verfügung  ge- 
bundenen Organisation  angehört,  lOOü  £,  im  Falle  eines  Einzelmitgliedes 
einer  Oi^anieation  10  £  nicht  ttbrnteigen  dfirfen.  Betragt  aber  die  Mit- 
gliederBahl  einer  Arbeiterorganisaticm  weniger  als  100,  so  darf  die  lUzimal- 
Strafe  nicht  höher  sein  als  die  Snmme,  die  mit  der  ^lit^died erzähl  multi- 
pliziert lUOO  ergibt.  Die  Parteien  können  auch  zu  den  Kosten  verurteilt 
werden.  Die-  Strafen  werden  eingeklagt  entweder  vom  Registrator  oder 
von  der  gescbftdigten  Organisation  oder  von  einem  Hitglied  einer  Bolchen 
Organisation.  Ausgesprochen  wird  sie  vom  Scbiedageridbtshof  oder  irgend 
einem  Gericlit.-5hof  mit  beschlennigfem  Verfahren  ;  dnbei  ist  zu  bestimmen, 
ob  sie  an  den  Staat  oder  an  eine  Orgauisation  oder  Einzelperson  üu  be- 
zahlen ist.  Zur  Eintreibung  einer  Strafe  kann  das  Eigentum  einer  Or- 
ganisation und  von  deren  Sektionen,  sowie  Eigentnm,  an  dem  eine  solche  Or> 
ganisation  oder  deren  Sektionen  beteiligt  sind,  beschlagnahmt  werden.  Ueber 
das  EifientTim  der  Organi.sation  liinanf!  haften  die  Einzelmiti::li6der  bis  zum 
Betrag  von  je  10  £.  Ehe  der  Gerichtshof  eine  Strafe  aus^äpricht,  kann 
er  einen  verschärften  Befehl  erlassen,  um  bei  Androhung  einer  Geldstrafe 
Ton  100  £  oder  Geftngnisstrafe  von  8  Monaten  einem  Urteil  Nachaehtnng 
Xü  verschaffen. 

Ausser  diese  Strafen  hinaus  kann  der  Gerichtshof  bei  Zuwiderhand- 
lungen verftl^'eu,  dass  jemand  aller  K(  lito  uud  Wohltaten,  die  ihm  auf 
Omnd  des  Gesetzes  zustehen,  verlustig  gälte,  und  dass  er  die  Qualifikation 
an  einem  Beamten  einer  Organisation  nnd  die  Ansprüche  anf  Zehlongen  wu 

den  Mitteln  einer  Organisation  verliere.  Doch  steht  dem  Gerichtshof  frei, 
dief^e  RechtBTin  eh  teile  wieder  aufzuheben  [§§  5,  ^,  10,  33,  38  (o,  d,  e,  i), 
41,  42,  44— 4b,  78,  83— 88J, 

n."  Arbelterventebemni^. 

I.  Lebensversicherung.  Ein  däu  i.sclies  Gesetz  vom  10.  Xo- 
vember  1903  (Boll.,  Bd.  IV,  8.  832)  ordnet  die  Lebensversicherung  der 

in  den  isländischen  Meeresteilen  die  Fischeiei  anf  gedeckten  Fahrzeugen 
betreibenden  einL-"' V>'^»ronen  Seeleute  an.  Die  Prämie  dieser  Versicherung 
ist  zum  Teil  durcli  Beiti  ii;:e  {10 — 10  Oere  wöclientÜcli)  der  Seeleute,  zum  Teil 
durch  Beiträge  der  Reeder  zu  docken,  und  zwar  soll  der  Beitrag  jedes  Reeders 
die  H&lfbe  der  auf  die  Besatzung  entfallenden  Gesamtprftmie  betragen. 
Diese  Betrage  fallen  einem  Versirherungsfonds  zu,  ans  w«  lehem,  im  Falle 
des  Ertrinkens'  .xler  eines  sonstigen  tödlichen  T^^ii falls,  die  H<  clit-nai  lif. i!irpr 
des  Seemannes  wUlirend  4  Jahren  eine  Kente  von  K«*  Kr.  jjiln  ln  h  er- 
halten. Beicht  der  Versicherungsfonds  zur  Zahlung  der  ihm  oblit^^endeu 
Leistungen  nicht  aus,  so  wird  der  Fehlbetrag,  bis  sur  Snmme  von  15  UOO  Kr. 
p.  a.,  vom  Staate  vorgeschossen.  Der  Versicherungsfonds  wird  von  einer 
nn*f  (•  staatlicher  Anfsii  lit  stehenden  \''Tsii  l  -  t ntiLTstisrektion  verwaltet,  die 
ans  3  I\Iit<:liederu  be.sreht,  von  welchen  eines  von  der  Staatsrcgierung, 
eines  vom  grüssten  Reederverbande,  eines  vom  grugsteu  Seemannsverbande 
des  Landes  eroannt  wird. 

IL  Unfallversichernng.    Dnrch  eine  vom  18,  Februar  1905 

datierte  Bckanntraachunfr  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  102)  wurden  die  Modalitäten 
fUr  die  Wahl  ftrztlicher  äachverständiger  bei  dem  Schiedsgerichte  fUr 
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Arbeiterveraadiemiig  der  bayerischen  8 taateeiflenbahnTerwal- 
tvng  neu  geregelt. 

Vom  deutseben  Reichsversicherangeamte  worden  die  folgenden 
UnfaliverlitttongSTorBchniteii  genehmigt : 

Bulletin 

rV,  S.  21 
IV,  R.  20 

IV,  a  iö2 
IV.  B.  m 
IV,  a  m 

IV,  8.  310 

IV,  a  193 

XV,  &  193 

IV,  S.  193 
IV,  8.  310 
IV,  S.  310 

In  Dänemark  hat  rla«  T'^nfallvpi^ichenu  gsgesetz  \  (  m  7.  Januar  1898 
eine  Ergänzung  durch  die  J^'ovtlle  vuia  15.  Alai  iy03  (Bull.,  iJU.  IV,  S.  819) 
erfahren.  Die  Aendemngen  betrefien,  unter  Aufhebung  der  Bestimmungen 
des  §  5  des  Gesetzes  von  1898,  die  Art  und  das  Veiiahren  bei  der  Be- 
messung der  Entschädigung. 

Durch  Gesetz  von  19(»5  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  ?>T.\\,  das  sjiUestens  am 
1.  April  1906  in  Kial't  tieten  soll,  wurde  in  Däneuiaric  eine  obligato- 
rische Unfallversicherung  der  Seeleute  eingeführt.  Die  Versicherungspiflicht 
erstreckt  sich  anf  alle  SchiflPe,  die  im  öffentlichen  Schiffsregister  einge- 
tragen sein  sollten,  mit  Ausnahme  der  Krie^'^srliifre  nnd  ai;f!i  icr,  dem 
Staate  ndor  der  Staatseisenbahnverwaltuug  an^t  lioi enden  .^chili'e,  und  um- 
fasst  alle  j^ur  Be.sauung  des  Schiffes  gchöreüdeu  l'ersoneu ,  die  gegen 
üntgelt  oder  ohne  Entgelt  angestellt  sind.  Die  Versicherung  betrifft  alle 
rnfülle,  die  durch  den  Betrieb  dfis  Schiffahrtsgewerbes  voiursacht  werden, 
mit  Einschluss  aller  AiIh  Ifen  auf  dem  oder  beim  ScIjüTc  des  Ladens  nnd 
Löschens  der  Schiffsladung,  der  Tätigkeit  anf  der  bee  /.tu  lieiiung  von 
Menschenleben  oder  zui"  Bergung  von  Gütern  und  des  Faiuens  zu  Lande 
im  Dienste  dee  Schiffes.  Die  Versicherungsansprtiche  umfassen :  1)  im  Falle 
einer  durch  einen  f  nfall  verursachten,  langer  als  13  Wochen  andauernden 
Verminderung  der  Ailieit^Ptlhi^rkoit  eiu  Tacre^reld  im  BetrnL'o  von  2  Kr. 
täglich  für  Srhiffsfiilirer,  Steuerleute,  Masebiunsien,  Steuards,  Kechnuiig.s- 
fährer,  Aerzte  und  die  ihnen  gleichgestellten  Personen,  und  ein  Tagegeld 
von  l  Er.  50  Oere  für  die  übrige  Mannschaft;  2)  im  Falle  einer  bleibenden 
Arheitsunfllhigkeit  infolge  des  ITnialls  eine  Entschädigung,  deren  Höhe 
nach  dem  .Tahreplfil.n  iles  VernTi<i!fl(  Kt<  i>  sich  richtet,  bei  vrilliL'^^r  Ai  brit.s- 
untähigkeit  den  6-iatheu  Betrag  des  Jahreslohnes  ausmachen,  keines- 
&lls  aber  weniger  als  1800  oder  mehr  als  4200  Er.  ausmachen  soll; 
3)  im  Todesfälle  des  Verunglückten  eine  seinen,  im  Gesetze  bezeidineten 
Hinterbliebenen  sustebende  Entschftdigung,  die  dem  4-fachen  Jahreslohn 
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r?J*A"^;?,?^  »         Erlassende  Beruf  Bgenossenschaft 

Itenenm  1  pu  n  g  ^ 

2').  Nov.  UM>1  Letnen-Berufsgeuotiüenächaft 
2.  März  rjo.5       See-Berufsgenoefienscbaft  für  Dampfer 

2.  M&R  1905      Schle<«if«che  landwirtachaftUcbe  fiernl^en« 

Schaft 

4.  Min  1905      Posensche  landwirtschaftliclie  BerafsgenosMn- 
tchaft 

&  Mir«  1905      LsndwirtBchaftlidie  BerufegenoMenschsft  Loth- 
ringen 

20.  März  1905       Coburgieche  landwirt«chaftliche  I^erufsgenoseen- 

schaft 

3.  April  190Ö      HeB8cn-Na6»aui8cbe  landwirtschaftliche  Berufs- 

genoBKpn.«chaft 

22.  Jnni  1901       Bheiniflche  landwirtschaftliche  Beraftfenosasn- 

schaft 

19.  Juli  1905        Brauerei-  und  M51zerei-Beruf8genof>8enBchaft 
22.  Juli  in05  Lagerei-Kerufsgenoseen.'^chaft 
12.  Okt.  1905       Bheiuisch- Westfälische  Textii-BeruIägenoBeen- 

schflft 


des  Verstorbenen  entspndien,  keinesfallB  aber  weniger  als  1200  oder  mehr 
als  2800  Kr.  betragen  soll.  Dif^  vpr^icbeningspfliclitigen  Arbeitgeber 
haben  ihre  Versicheruugöpflicht  bei  einer  der  mimaterieilen  Genehmigung 
unterworfenen  Versicherungsgesellschaft  zu  decken.  Die  übrigen  Be- 
«timmangm  das  Gesetses  betreffen  das  Verfahren  beim  Eintritt  des  ün- 
falles,  die  Funktionen  des  auf  Grund  dos  Gesetzes  von  1898  errichteten 
Arbeiterversiohaningsrates  und  die  Art  der  Ausuhlong  der  Vereicherunga- 
summe. 

Die  gegenw&rtig  in  Frankreich  in  Kraft  stehenden  Hai)t|»flicht- 
beetinunuigen  sind  in  der  Hauptaaohe  das  Besoltat  jahrelanger  Veriiand- 

lungen  des  franztfsiseben  Parlaments,  die  schon  im  Jahre  1880  ihren  An- 
fang genommen  hatten  nnd  die  wegen  weitgehender  Differenzen  in  den 
Ansichten  der  } Parlamentarier  erfolglos  zu  bleiben  schienen.  Doch  wurde  es 
sehliesslich  müglicb,  sidi  aaf  dem  Boden  eines  Entwurfes  za  verslftndigen, 
der  als  Qesets  vom  0.  April  1898  Aber  „die  Haftung  ftUr  ünfklle,  von  denen 
die  Arbeiter  in  ihrer  Tätigkeit  betroffen  werden",  ^genommen  wurde.  Dieses 
Gesotz  zeigte  sich  aber  bald  nach  seinem  Erlass  in  einigen  Punkten  er- 
gänzungs-  und  revisionsbedürftig,  und  so  erging  das  Abäuderuugsgesetz 
Tom  28.  Mirs  1908  (Bull.,  Bd.  I,  S.  XX  und  278).  Ein  weiteres  Ab- 
andernngsgesets  vom  31.  Hftrs  1905  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  82)  bringt  nun 
noch  eine  Reihe  weiterer,  fast  ausschliesslich  ergänzender  Bestimmungen, 
die  die  Interpretation,  wnlcho  das  Geset?:  durch  die  Gerichte  erfahren 
hatte,  im  Gesetzestexte  expressis  verbis  bestätigen  und  namentlich  auch 
bezaglich  des  Verfahrens  mehr  in  die  Einaelheiten  gehen.  Wir  besdir&nken 
nns  im  folgenden  nicht  darauf,  lediglich  die  neuen  Ergftnsungsbestimmungen 
anzuführen,  sondern  wir  geben  die  Grundzüge  des  ganzen,  durch  die  drei 
Gesetze  filr  die  Haftpflicht  bei  Betriebsonf^en  in  Franloreich  geschaö'enen 
Bechtszustandes. 

I.  Anwendbarkeit  des  Gesetzes.  Das  Gesetz  ist  ein  Spezial- 
gesetz und  schh'esst  für  die  Fillle  seiner  Anwendbarkelt  das  gemeine  I^echr 
des  Code  civil  aus ;  (Hes  gilt  uamentlicb  auch,  wenn  der  Unfall  ilurch  eia 
Verschulden  des  Unternehmers  verursacht  worden  ist.  Das  Gesetz  ent- 
hftlt  zwingendes  Bedit  nnd  kann  dnrch  Vereinbamngen  der  Partien,  die 
dem  Gtoeetzesi  Till  alte  entgegenstehen,  im  etnsehien  Felle  nicht  av%ehoben 
werden  (Art.  2.  .-iiii. 

Voraussetzung  der  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  ist:  1)  dass  der  Un- 
fall in  einem  dem  Gesetze  unterstellten  Betriebe  erfolgt  ist,  2)  dass  er 
nch  als  Betriebsunfall  darstellt,  3)  dass  er  eine  Arbeitsunterbrechnng  von 
mehr  als  4  Tagen  zur  Folge  gehabt  hat» 

B*>lriobsunn\l!e  Im  Sinne  des  Gesetzes  sind  diejonif^en,  welche  ent- 
weder durch  iltui  Betrieb  selbst  verursacht  werden  oder  tJeii  Arbeiter  au- 
lässlich  seiner  auf  den  Betrieb  gerichteten  Täiigkeit  trellen. 

Unterstellte  Betriebe:  Es  sind  hier  au  unterscheiden,  einmal  eine 
Heihe  generell  bestimmter  Betriebe  und  dann  eine  Anzahl  von  Betrieben, 
die  tarativ  aufgezfililt  sind.  Generell  unterstellt  sind  alle  Betriebe  und 
Betriebstelle,  in  denen  Sprengstoffe  liertre.stellt  wervieu  orlor  zur  Auwen- 
dung gelangen,  oder  in  denen  von  einer  durch  andere  als  menschliche 
oder  tierische  Kraft  bewegten  Masdiine  Gebrauch  gemacht  wird,  und  dann 
überhaupt  alle  „Fabriken".   Durch  spestelle  Aufsfthlung  sind  unterstellt 
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diB  BftQgeiwerbei  Hüttenwerke,  Weiften,  Tranaportantemehmnngen  zu 
"Wasser  und  m  lAnd,  Lad«-  und  LOBohuigMrbtiitii,  AHM&t«D  in  Öffent- 
lichen Lagerhäaseru,  Borgwerke,  Gruben  und  Steinbrüche.    Durah  Gesetz 

vom  BO.  Juni  189^  wird  die  Anwendbarkeit  der  speziellen  Haftpflicht- 
beaümmungen  auf  die  in  der  Landwirtschaft  erlolgenden  Uzü^Ule  geregelt 
(Art.  1). 

IL  Um  lang  des  Schadenersatzes.  Von  der  anfänglichen  Auf- 
fäaeaag  des  „beroflichen  Risiko^  ist  man  in  Frankreidi  im  Verlauf«  der 
Debatten  immer  mehr  abgekommen.   So  gelangte  man  dazu,  den  Schaden 

zu  teilen  und  die  eine  HäUfte  den  Unternehmer,  diV  andere  den  Arl)oiter 
tragen  zu  lassen ;  einzig  bei  totaler,  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  geht 
man  über  die  Hälfte  hinaus.  Die  Ersatzansprüche  sind  nun  die  folgenden : 

1)  Wann  der  Unfall  den  Tod  nicht  snr  Folge  gehabt  hat: 

a)  bei  totaler  dauernder  Erwerbvonfilhigkeit  anf  awai  Drittel  des 
Jahresverdienf^tes  des  ünfallbetrn'l'onpi?, 

b)  bei  teihveiser,  dauernder  Krwerbsunfiihigkoit  auf  die  Hälfte  der 
duich  den  Unfall  verursachten  Erwerbs  Verminderung, 

c)  bei  vorttbergahender  Erwerbsnnffedugkeit  anf  eine  Tageeantschadigung 
—  auch  für  Sonntage  —  in  der  Höhe  der  Hälfta  das  baaogenen  Lohnes. 

2)  Wenn  der  Unfall  den  Tod  des  Betroffenen  mr  Fol^  gehabt  hat, 
erhalten  : 

a;  der  überlebende  Ehegatte  eine  lebensläi^liche  Keute  in  der  Hohe 
▼oa  SO  Proz.  des  Jahresyerdienstss, 

b)  die  Kinder,  je  nach  ihrer  Anzahl,  bis  zum  16.  Jahre  eine  Rente 
in  der  Höhe  von  15 — 40  Proz.  des  Jahresverdienstes;  für  Täter-  and 
mutterlose  Kinder  sind  die  AnsiUzo  höher  (Art.  3). 

Daä  Gesetz  gibt  südaun  nähere  Beütimmuugeu  darüber,  wie  der  als 
Sasis  der  Entsohftdigungsberechnnng  dienende  JahresTerdtenst  iestEnstellen 
«ei  (Art.  8  und  10). 

Die  Entachädignngfpflicht  des  Betriebsunternehmers  b  zi*  I  t  >ich  femer 
auf  die  Arzt-,  Apotheker-  und  Spitalkosten,  sowie  auf  die  Beerdigungs- 
kosten. Dabei  besteht  freie  Aerztewahl,  aber  immerhin  mit  der  Modi- 
fikation, dass  der  Unternehmer  nur  innerhalb  der  Sitouiken  eines  be> 
stimmten  Tarifes  einsitttehen  hat  (Art  4). 

m.  Abfindungsmodtts.  Die  regelmässige  läitscbadigungsform  ist 

bei  vorübergehender  Elrwerbsunfähigkeit  die  ..Tagesentschftdigong",  bei 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  rlie  Konto.  Jene  ist  an  den  (iblichen  Zahl- 
tagen zu  entrichten,  diese  ist  vierteljährlich  zahlbar.  N'ach  Abiauf  der 
3-jährigen  Bevisionsfrist  kann  der  Bentenberechtigte  vcnangen,  dass  ihm 
«in  Teil  des  gegenwirtigen  Wertes  der  Bente  ' —  aber  hOehstens  ein 
Viertel  —  in  Kapital  ausgewiesen  werde.  Wenn  hingegen  die  Bente 
100  frcs.  jilhrlich  nicht  fibersteigt  und  der  Koiitenberechtigto  volljfthrig 
ist,  so  kann  das  Ganze  als  Kapital  ausgewiesen  werden  (Art,  21). 

Der  Rentenberechtigte  kann  auch  verlangen,  dass  der  ganze  oder  der 
nach  Abzog  der  eben  erwähnten  KapitaUb&adung  noch  vorhandene  Renten- 
wert dazu  verwendet  werde,  um  eine  Bente  zu  errichten,  die  zui-  Hilf^e 
w£  seinen  alH'allig  üborlobcndon  Ehegatten  filtert raghar  ist  i  Art.  9), 

Die  Einzahlung  dos  Dockungskapitals  für  die  aui  (Inmd  des  Gesetzes 
zuerkannten  Kenten  kann  von  den  Betriebsunternehmein  nicht  verlangt 
werdoi.    Hingegen  ist  der  Betriebsuntemdimer  berechtigt,  bei  der 
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Nationalen  Altersversorgongalcasae  dan  nach  dar  Mortalität  bereohnetan 
Barwert  dar  Bante  zu  hintarlagen  nnd  sich  dadurch  von  allen  weiteren 

Vfirpflichtniigen  zu  befreien.  Eine  Verpflichtung;  zur  Einzahlung  dea 
Deckungskapital»  tritt  erst  ein,  wenn  der  Unternehmer  seinen  Betrieb, 
sei  68  freiwillig  oder  iniblge  seines  Todes,  sei  es  durch  gerichtlidie 
Liquidation  odar  Konkors  atc  aufgibt  (Art.  28). 

Die  Parteien  können  jadaroait  nach  der  endgültigen  Bestimmung  des 

Eiitscliilfliiicani^sbetrages  beschliessen,  dass  die  Leistung  der  Pension,  so- 
lange sie  hierüber  einig  sind,  durch  jede  anderweitige  Art  der  £nt«^ 
Schädigung  ersetzt  werde  (Art.  21). 

IV.  Verschulden  des  VerletTiten  und  des  Unternehmers. 
Zwischen  den  beiden  extremen  Stelluugeu,  die  durch  das  schweizerische 
und  das  belgiache  Haftpflichtgesetz  markiert  werden,  d.  h.  awischan  der 

Berücksichtigung  der  levissima  culpa  und  der  Ausserachtlassung  auch  des 
orr'bstoii  Vci-scliuMens,  da?;  sich  nicht  gerarle  als  Absichtlichkeit  darstellt, 
nimmt  das  iiauzusische  HaltpllichtgeHetz  eine  vermittelnde  Stelluag  ein. 
Es  berücksichtigt  nur  d&s  „unentschuldbare"  Vorschulden,  knüpft  aber  an 
daaselbe  nicht  wie  das  schweizerische  Bedbt  die  Verwirkting  jeden  An- 
spruches, sondern  nimmt  in  diesem  Falle  lediglich  eine  Reduktion  -ler 
Entsch!l'li«riinj»  vor.  ITnifrfKehrt  karm  bei  nnr'iits(  linMbarein  Verschiiliien 
des  Unternehmers  die  Uente  bis  zum  Ersätze  dea  vollen  JSchadens  erhöht 
werden. 

Wenn  der  Unfallbetrofi^ene  den  Unfall  selbst  herbeigeführt  hat,  so 
fldlt  jede  Entochftdignng  weg  (Art  20). 

y.  Versicherung  durch  Betriebsunternehmer.  Grands&t»- 
lich  zur  Zahlung  verpflichtet  ist  der  Betriebsuntemehmer.  Er  kann  sich 
dieser  Verpflichtnnir  entziehen  : 

a)  hins'ichi lieh  der  Tagesentschädiguntr  i'iir  vonihrrgohende  Erwt'rbs- 
untUhigkeit  und  der  Heilungskosten  dadurch,  das  er  unter  Uebernuame 
eines  Teiles  der  BaitxHge  seine  Arbeiter  bei  Unterstütznngs vereinen  auf 
Gegenseitigkeit  aufnehmen  bl^st;  die  Arbeiter  haben  ihr  Einverständnis 
hiermit  zu  erklären,  nmi  derBeitia;^  des  Uuternelimers  darf  niclii  wi  iiiirer 
als  ein  Drittel  betragen.  Die  Eutijebung  von  der  Zahlungsverptlichtung 
besteht  aber  nur  l'nr  die  Dauer,  wJlhrend  welcher  der  UntcrstUtzungsverein 
seine  Leistungen  gewahrt,  und  für  den  Betrag,  den  der  Arbeiter  als  Mit- 
glied eines  solchen  Vereins  erliTilt  (Art.  oi; 

b)  hinsichtlich  der  l^ontt^n  für  dauernde  —  totale  o-ler  teilweise  Er- 
werbsunfähigkeit —  dadurch,  dass  er  das  f'rf<  r  lf  T-Iirho  Deckungskapital 
bei  der  Nationalen  Altersversorgungskat^sc  einzuhk  (Am.  is^. 

In  diesen  beiden  Fällen  von  Versicherung  des  Arbeiters  ist  der  Unter- 
nehmer Völlig  helreit  und  es  besteht  auch  iin  Falle  der  Zahlungranfbhig- 
keit  des  Versicherers  kein  IJuckL'ritF  tregen  ihn  'Art.  in\ 

Daneben  steht  es  dem  Unternehmer  natürlich  Iret,  i>i  i  anderen  Gtssell- 
schafton  seine  Haftpflicht  zu  ersetzen ;  hiugegea  er.schcint  er  hier  immer 
noch  selber  als  der  Haftpflichtige. 

\  1.  S  1  c  h  e  r  s  t  e  1 1  u  n  g  der  Entsch  J\  i  i  n  gen.  Die  Ford  emniren 
für  ärztliche  Behan<ilung,  Apotheker-  und  Beerdigungskosten,  sowie  die 
Tagesentsdiftdignng  bei  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  besitzen  ein 
Vorzugsrecht  auf  die  gesamte  Fahrnis  des  Unternehmers  (Art  23). 
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Die  Entschädiguugäiforderungen  fUr  dauernde  Erwerbsunikliigkeit  und 
ftr  üniUl«  mit  tOdHoliMB  Attsgange  werdttn,  wann  der  Betriebsimtenielimer 
oder  dtt  zahlungspflichtige  Versicherer  sehlimgeiuiftlug  wird,  durch  Ver- 
mittlung der  Nationalen  Altersversorgun^skasse  aus  einem  Spezialfonds 
bezahlt,  der  dadurch  gespeist  wird,  dass  von  jedem  Unternehmer  ein  Zu- 
schlag von  4  Centimen  zur  Gewerbesteuer  und  von  den  Grubenbesitzern 
6  Gentimes  pro  konseseionierteit  Hektar  erhobeE  werden.  Die  Katioiude 
Altersvecsorgungskasse  hat  dann  ihreroeite  den  RflekgrifT  auf  diese  Zahlongs- 
nnfthigen  (Art.  24—26). 

Die  Unfallvertäicherungsgü.sellschnften  nnterstehen  der  Htnatlirbpn  Auf- 
sicht und  sind  gehalten,  die  nötigen  Keserven  und  bicherheiteu  zu  scliarten. 
Diese  letsteren  haften  p&ndreehSich  Utr  die  Zahlung  der  Entsdiftdigungen. 

Die  Garantieverb&nde  nnterstehen  der  gleichen  Aufsicht. 

Der  Handelsminister  kann  jederzeit  den  GeHchäftsbetrieb  eines  Ver- 
sicherers schliessen,  der  die  nötigen  Garantien  nicht  leistet.  iÜr  bedient 
lieh  hierbei  des  Kates  einer  Spezialkommisäion  (Art.  27). 

VU.  Verjihrnng  und  Revision.   Die  Aneprttehe  ans  diesem 

Oesftze  verinT^ren  in  einem  Jahre  (Art.  IS). 

Ein  i3e<^ehren  um  Revision  der  Entschädigung  auf  Grund  einer  Ver- 
schlimmerung oder  einer  Besserung  des  Zustandes  des  Betroffenen  oder 
•af  Grand  seines  Todes  infolge  des  Unfalles  kann  binnen  S  Jahren  ge« 
stellt  werden.  Die  Revisionsklage  wird  anh&ngig  gemacht  dnrch  blosse 
Erklärtin p  bei  der  Zivilgerichtskanzlei.  Ein  bezüglicher  Vergleich  der 
Parteien  bedarf  der  jBestfttigung  durch  den  Gerichtspräsidenten  (Art.  19). 

VTSL  Streitigkeiten.  Streitigkeiten  betreffend  Entschldigong  für 

vorübergehende  Erwobseinbusse  (Tagesentsch&digung)  und  betreffend  fie- 
erdifningskosten  entscheidet  endijfilti<r,  und  zwar  spätestens  14  Tage  nach 
Anhebung  der  Klage,  der  Kreisfnedeusnchter.  Er  entscheidet  letztinstanz- 
lich Aber  Sireiixgkeiten  betreffend  Arst-  und  Apothekerkosten  bis  m 
800fi«s. 

Behauptet  hingegen  vor  dem  Friedensrichter  eine  Partei,  indem  sie 
sich  auf  ein  Ärztliche.«  Zeugnis  sttltzt,  dass  es  sich  um  dauernde  Erwerbs- 
ou&higkeit  handle,  so  wird  die  Sache  vom  Friedensrichter  dem  Zivil- 
gerichtsprfUtidenten  tiberwiesen.  Fttr  die  Zeit  bis  som  siyi]g«ri<^t1iehen 
Entscheide  hat  der  Friedensriohter  eine  Tagesentsch&digung  festzusetzen. 

Zust&ndig  ist  regelmässig  der  Friedensrichter  des  Kreises,  in  dem 
sich  das  Unternehmen  oder  seine  Filiale  befindet.  Ausnahmsweise  wird 
auf  Gesuch  des  Unfaübeti  otieuen  hin  der  Friedensrichter  desjenigen  Kreises 
nstlndig,  in  welchem  sich  der  Unfall  ereignet  hat  (Art.  15). 

Bei  allen  F&Uen  dauernder  —  totaler  oder  teüweiser  Erwerbs- 
unfähigkeit ladet  der  Zivilgerichtsprasident  binnen  kürzester  Frist  die 
Parteien  vor.  Können  sich  dann  die  Parteien  nicht  einigen,  so  ver- 
weist er  sie  vor  das  Gericht;  zugleich  besitzt  er  die  Kompetenz^  dem 
UnfaUbetroffmen  bis  snr  Erledigung  eine  provisorisehe  Znerkennnng  zn- 
sasprechen. 

Das  Gericht  urteilt  im  beschleunigten  Verfahren.  Sein  Urteil  ist 
provisorisch  exequierbar,  auch  wenn  Berufung  eingelegt  wird. 

Ftlr  das  Berufung» verfahren  gilt  das  gemeine  Prozeasrecht  unter  An- 
wendung verkfirster  Fristen  (Art.  16). 
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Dio  Wohltat  de«  imeint;g«ltIiGheD  BeGhtsbeutandas  und  dea  ISrlMMS 
dar  Qabflhroi  iat  in  waitgelwndem  ICaase  gewihrt  (Art.  22). 

IX.  Anseige  und  ünterBUchnng  der  ünfftlle.  Der  Anseige- 
und  Untersnditingsdieiisty  der  fttr  die  Festeteilung  dee  Tatbeetandes  und 

infolgedessen  auch  fttr  den  Ausgang  eines  Unfallprozesses  itbcrhaupt 
ausserordentlich  ist,  ist  durch  das  französische  Oesetz  im  Ver- 

gleicli  zu  den  HattpÜichtgesetzen  anderer  Staaten  besonders  sorgiUltig 
oiiianisiert. 

Alle  Unfälle  sind  unter  Androbong  von  Geldbusse  binnen  48  Stunden 
beim  Maire  der  Gemeinde  anz'n'oiL'f^n,  der  über  die  Anzeige  ein  Protokoll 
nach  bestimmtem  Schema  aufnimmt  und  nie  hesclioinigt.  Dauert  die  Er- 
werbsunf^igkeit  mehr  als  4  Tage,  so  hat  der  Unternehmer  sofort  dem 
Maire  ein  Intlidies  Zengnia  über  den  Zustand  des  ünfallbetroffenen  nnd 
die  wahrscheinlichen  Folgen  des  Unfalls  vorzulegen.  Der  Maire  seiner- 
seits hat  unverzüglich  dem  Departement  fnbrikinspektor  Bericht  zu  er- 
statten. Ferner  hat  er  innerhalb  24  Stunden  nacli  Einreichung  des  Rr^t^ 
liehen  Zeugnisses  und  spätestens  5  Tage  nach  Einreichung  der  Unfail- 
anseige  dem  Kreisfriedensricbter  das  ttntliofae  Zeugnis  an  ttbemittehi 
bezw.  ihm  mitzuteilen,  dass  ein  solches  nicht  eingereicht  worden  ist. 

Per  Fried  eni^ri  cht  er  "wiederum  hat  in  allen  Fällen,  wo  der  Unfall 
den  Tod  des  Betroffenen  zur  Folge  gehabt  hat  oder  voraussichtlich  noch, 
haben  wird,  oder  wo  eine  dauernde  —  totale  oder  teUweiae  —  Erwerbs-' 
nnfthigkeit  sa  erwarten  steht^  eine  nach  beatimmten  Oeaichtspiinkten  ge- 
ordnete Untersndhimg  in  Anwesenheit  der  Parteien  vorzunehmen.  Diese 
Untersuchung;  hat  spfttf^st^pTT-'  in  Tn^re  PHch  dr^m  Unfälle  stattzufinden. 

Für  ätaatsanstaiten  gelten  einige  bonderbestimmongen  (Art.  11—14). 

X.  £olitroIlbefugnisse  dea  Unternehmers.  Der  Unter- 
nehmer kann  nnter  "Kinhnl^nnpr  trewisser  einfacher  Formalitäten  einen 
Arzt  bezeichnen,  der  ziiiiiammen  mit  dem  behandelnden  Arzte  wöchent- 
lichen Zutritt  zum  Unfallbetroffenen  hat.  Wenn  dieser  Arzt  den  Unfall- 
betroffenen  wieder  fibr  arbeitafUiig  h&lt^  dieeor  aber  nnter  Vorgabe  von 
Arbeitannf^bigkeit  die  Arbeit  verweigert,  so  bat  binnen  kttraeatar  "Frist 
eine  gerichtliche  Experti^<e  -tat tzufmden  (Art.  4). 

In  gleicher  Weise  kann  der  Unternehmer  einen  Arzt  bestimmen,  der 
das  Recht  hat,  während  der  3  Jahre,  innerhalb  derer  eine  Bevision  vor- 
ganommen  waxdan  kann,  den  Ünfallbetroffenen  Tierte^jlbrlidi  an  nnter^ 
suchen  (Art  19). 

Wenn  der  ünfallbetroffene  im  einen  wie  im  anderen  Falle  s:c]i  der 
Untersuchung  widersetzt,  so  fUlt  sofort  die  weitere  Auszahlung  der  Ent- 
schädigung dahin. 

XI.  Stellung'  der  Ansiander.  Ansiander  nnd  ihre  Rechts- 
nachfolger sind  den  Franzosen  gleichgestellt,  solange  sie  sich  lu  Frank- 
reich befinden.  Sie  mttasan  aieh  hingegen,  wenn  aie  Frankreidi  Terlasaan^ 
mit  einer  Gesamtabfindung  in  der  Höhe  des  3-fachen  Betrages  der  ihnen 
zuerkannten  TJente  be^niUgen.  Wenn  die  ausländischen  Eechtsnachfolf^er 
eines  Ausländers  sich  zur  Zeit  des  Unfalles  im  Aaslande  befinden,  so  be- 
sitzen sie  keinerlei  Ansprüche  (Art.  3). 

Zd  dieann  Unfallveraidiarangagesels  ist  am  d.  Hai  1906  (Boll.,  Bd.  IV, 
S.  46)  ein  Rondsdiraiben  des  Handelaministera  an  die  PMfekten  arlasaen 
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^¥ordeu,  das  die  NeubeütiiimiuQgeu  des  Gesetzes  und  die  durch  das  Gesetz 
gegentlber  dem  frOheireii  Becthtflsiutuide  bewirkten  Aendenmgen  interpretiert, 
und  Km  30.  September  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  848)  ein  Ministerialerlass,  durdi 
welcben  r^ie  im  Gesetze  vor^resehenen  Tarife  fUr  mediainisdie  und  "phiumt^ 
leutisi  lie  Kosten  aufgestellt  werden. 

Zorn  ueuseeländisclieu  Haitptüclitgesetz  vod  1900  ist  unter  dem 
8.  Nmmber  1904  eine  Novelle  (Bull.,  Bd.  IV,  a  864)  erlassen  worden, 
durch  welche:  1)  die  Art  der  Berechnung  der  Entsdi&digaxig  abgeändert 
wil  l!,  2)  Sonderbestimmnngren  über  die  Behandlung  von  ünfUllen  bei  nur 
vorübergehend  angestellten  Arbeitern  erlassen  werden;  der  wesentliche 
Gehalt  dieser  letzteren  Bestimmungen  besteht  darin,  dass,  wo  das  Gesetz 
die  Berechnung  der  Entadiftdigong  anf  Basis  des  dnrfthsrJmittlieh«! 
Wochenlohnes  vorsieht,  bei  vorübergehend  angestellten  Arbeitern  an 
Stelle  des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  der  ArTsübliche  L^hn  zu  treten 
hat :  doch  dUrfen  die  wöchentlichen  Zahlungen  keinesfalls  weniger  als  1  if 
betragen. 

Zum  sttdanstraHsoben  Haftpfiiehtgeeets  toh  1900  ist  unter  dem 
24.  November  1904  eine  Novelle  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  861)  erlassen  worden, 

die  im  wesentlichen  feststellt,  dass  ein  >>ei  einer  ansserhalb  der  Fabrik 
im  Dienste  des  Arbeitgebers  ausgeftlhrten  Arbeit  eingetretener  Unfall  als 
ein  Fabrikunfall  zu  b^andeln  ist. 

Durch  das  schweiaerische  Bnndeegesets,  betr.  die  Haftpflicht  der 
Ei.senbahn-  und  Dampfschiffahrtsuntemehmungen  und  der  Post,  vom 
•2H  ^VAr7.  1905  (Bull.,  Bd.  TT.  S  53)  treten  für  die  Haftpilicht  für  Un- 
£&lie  der  Arbeiter  die  folgenden  Aenderungen  gegenflber  dem  alten,  nun- 
mehr aufgehobenen  Eisenbahnhaftpflichtgesets  vom  1.  Juli  1875  ein: 
1)  Der  Emis  der  ünfiüle,  anf  weiche  das  EisenbahnhaftpAiebtgesetB  An^ 
Wendung  findet,  wird  ausgedehnt:  wfthrend  bisher  nur  Arbeitsuni^lle 
beim  Betriebe  einer  Eisenbahn  dem  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  unter- 
standen, während  auf  Arbeitsunfälle  beim  Eisenbahnbau  das  Fabrikhaft- 
pflichfgebetz  Anwendung  fand,  wird  nunmehr  auch  dirae  letztere  Art  von 
UnJUkn  nadi  den  GrmidsfttMB  des  Eisenbahnhaftpflichtgeeetses  sn  ent* 
schadigen  sein;  für  den  beim  Bau  einer  Eisenbahn  Unfallverletzten  Aiv 
beiter  bedentet  diese  Aenderung  insofern  eine  wesentliche  Besserung,  n^ls 
das  l'abrikhaltptlichtgesetz  das  Maximum  der  Entschädigung  mit  6000  frcs. 
limitiert,  das  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  dagegen  ein  solches  Magimum 
nicht  kennt.  Anf  Unfälle  beim  Eisenbahnbau  und  bei  den  Hil£Mrbeiten^ 
welche  nicht  durch  die  besonderen  Gefahren  des  Eisenbahnbetriebes  ver> 
nrsacht  wurden,  finden  auch  nach  dem  Gesetze  von  10O5  die  Bestimmungen 
des  Fabnkhaftpflichtgesetzes  Anwendung.  2)  Im  Zusammenhange  mit  dieser 
Aenderung  steht  die  Verschiebung  in  der  Person  des  T^ers  der  Haft- 
pflicht Ihr  Unfälle  beim  Eisenbahnbau:  diese  Haftpflicht  traf  nach  dem 
Gesetze  von  1875  den  Bauunternehmer,  nach  dem  Gesetze  von  1905  trifft 
sie  die  konzessionierte  Eisenbahn  selbst.  3)  Neben  dem  Kreise  der  dem 
Gesetze  unterstehenden  UniUlle  wurde  auch  der  Kreis  der  entsch&digungs- 
berechtigten  Personen  insofern  erweitert,  als,  im  Palle  des  Todes  des 
Unfallverletsten,  nach  dem  Gesetze  von  1875  ein  Entschftdigangsrecht 
lediglich  Personen  zustand,  die  dem  Verunglückten  gegenüber  ein  gesetz- 
liches Alimentationsrecht  hatten;  dagegen  leitet  das  Gesetz  von  1W5, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Vorhandensein  eines  gesetzlichen  Alimeutations- 
rechtes,  die  Entschftdigungsberechtigung  aus  einer  tatsftehlich  vorhanden 
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gewesen«!  Untersttttsnng  (Versorgung)  her.  4)  Bei  der  Bemeasnng  der  E|it> 

Schädigungssumme  war  nach  dem  Gesetze  von  1875  lediglich  die  tatsächliche 
Vpnninderung  der  Erwerbsfkhigkeit  massgebend  ;  das  Gesetz  von  1005  kennt 
daneben  eine  Entachädiguog  für  „die  Verstümmelung  oder  JEinlstellung*', 
die  ><6eignet  ist,  dem  Unfallverletzten  sein  Fortkommen  eu  WBciiwereD. 
5)  Hinaiohilidi  der  Form  der  Entechädigungsleistang  kannte  das  Geseti 
Ton  1875:  Kapitalabfindung  oder  Rentenzahlung;  das  Gesetz  Ton  1905 
führt  als  dritte  Form:  Kapitalabfindnug  in  Verbindung  mit  einer  Renten- 
zahlung ein.  6)  Tm  Gegensatze  zum  Gesetze  von  1875  gibt  das  von 
1905  dem  Richter  die  Möglichkeit,  Vorkehrungen  Eur  Sicherung  der  Rente 
sa  treffen.  7)  Der  nach  dem  Gesetse  von  1875  nnr  m  Gunsten  des  Ar- 
beiters mUssige  Rektifikationsvorbebalt  ist  nach  dem  G^etse  von  1905 
auch  zn  Gunsten  der  Eisenbahn  zulässig.  8)  Im  Gegensatze  zum  Gesetze 
von  187Ö,  und  entsprechend  der  Kegelung  im  Fabrikhaftpflichtgesetze, 
sieht  das  Gesetz  von  1905  eine  Ktlrzung  der  Schadenersatssnmme  um 
den  partiellen  Betrag  der  ansbesahlten  Unfallversicheningssnmme  pro  rata 
der  Beitragsleistung  der  Untemehmnng  an  der  UnfaUversicherungsprämie 
vor.  9)  Nach  dem  Vorbilde  des  erweiterten  Haftpflichtgesetzes  führt  das 
Gesetz  von  1905  das  Arraenrecht  und  das  beschleunigte  Verfahren  bei 
Eisenbahnhaftpflichtprozessen  ein.  10)  Als  letzte  zu  erw&hnende  Neuerung 
ist  die  Bestimmung  su  beseichnen,  wonadi  dw  Bond,  dnrcli  den  Tentn* 
dei-  Eisenbahnkonsessionenj  einseinen  Gesellschaften  über  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  hinausgehende  Haftpflichten  auferlegen  kann. 
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I.  Internationaler  Arbeiterschutz. 

Sohlussakte  der  Intemationaleii  Konforonz  für  Arbeitersohutz. 

DIo  Delegierten  der  Regierangen  des  Deutschen  Reichs,  ')osteneicLs, 
ÜDcrarns,  Belgiens,  Dänemarks,  Spaniens,  Frankreichs,  Orossbritannioii«, 
Italiens,  Luxemburgs,  Norwegena,  der  Niederlaude,  Portugals,  Schwedens, 
der  Schweiz,  sind  am  8.  Mai  1906  'in  Bern  bu  einer  Konferenz  zuMunmen» 
getreten,  mn  Uber  die  B^elung  der  zwei  im  Kreiäschreiben  des  schweize- 
rischen Bundesrates  vom  30.  Dezemtier  1001  enthaltenen  Fragen  des 
Arbeiterschutzes  zu  beraten.  Die  luiterzeirhneteM  Deleirierten  sind  flber- 
eiugekommen,  den  schweizeriacheu  Buudesrul  zu  erbucheu,  er  möchte  als 
Ergebnis  der  Beratungen  der  Konferenz  den  beteiligten  hohen  Staats- 
regierungen behufs  gutscheinender  diplomatischer  Verhandhing  nach- 
stehende Vorschl&ge  für  abzuschliessende  internationale  Vereinbanmgea 
2ii8telleu. 

L  OrundzUge  eines  internationalen  Uebereinkommens, 
betr.  das  Verbot  der  Verwendung  von  weissem  (gelbem) 
Phosphor  in  der  Zitndholzindnstrie. 

Art.  1.  Vom  1.  Januar  IDll  an  ist  die  HersteUung,  die  Einfuhr 
Tind  dei-  Verkauf  von  Zündhölzern,  die  weissen  (gelben)  Phosphor  ent- 
halten, verboten. 

Axt.  2.  Die  Urkunden  über  die  KatiHkation  sollen  spätestens  am 
31.  Dezember  1907  hinterlegt  werden. 

Art.  3.  Die  Regierung  von  Japan  wird  eingeladen  werden,  bis  zum 
31.  Dezember  1907  den  Beitritt  zu  diesrni  T'obereinkommeri  r.n  erklären. 

Art.  4.  Das  Uebereinkommen  trirt  in  Ki  ;ifi  ,  wenn  die  aui  der  Kon- 
ferenz vertretenen  Staaten  und  Japan  beigeiröien  hiud. 

II.  Grnndzttge  eines  internationalen  Uebereinkommens, 
betr.  das  Verbot  der  industriellen  Kachtarbeit  der  Frauen. 

Art.  1.    Die  industrielle  Nachtarbeit  der  Frauen  soll  ohne  Unter- 

echied  des  Alters,  tmter  Vorbehalt  der  folgenden  Ausnahmen,  verboten  sein. 

Das  Uebereinkommen  erstreckt  sieh  auf  alle  industriellen  Unterneh- 
mungeu,  in  denen  mehr  als  10  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  beschäftigt 
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Bind.  Es  findet  keine  Anwendung  auf  Anlagen,  in  denen  nur  Famüien- 
glieder  tfttig  sind. 

Jeder  der  yertragschliessenden  Teile  hat  den  Begriff  der  industriellen 
Unternehmungen  festzustellen.  Unter  allen  Umständen  sind  aber  hierzu 
zu  rechnen  die  Bergwerke  und  Steijibrüche,  sowie  die  Bearbeitung  und 
die  Verarbeitung  von  Gegenständen ;  dabei  sind  die  Grenzen  zwischen 
Industrie  einerseits,  Hendel  nnd  Landwirtschaft  anderseits  durch  die 
Gesetzgr^inni:  jedes  Staates  m  bestimmen. 

Art.  2.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Nachtruhe  hat 
eine  Dauer  von  mindestens  1 1  auleinanderfolgenden  Stunden.  In  diesen 
11  Stunden  soll  in  allen  Staaten  der  Zeitraum  von  10  Uhr  abends  bis 
6  Uhr  morgens  inbegriffen  sein. 

In  denjenigen  Staaten  jedoch,  in  denen  die  Nachtarbeit  der  erwachse- 
nen industriellen  Arbeiterinnen  sreo-enwartig^  nielit  garoßelt  ist,  darf  die 
Dauer  der  ununterbrochenen  Nachtruhe  während  einer  Uebergangsfrist 
von  höchstens  3  Jahren  aof  10  Stunden  beschränkt  werden. 

Art.  8.   Bas  Verbot  der  Naditarbeit  kann  ausser  Kraft  treten: 

1)  im  Falle  einer  nicht  vorherzusehenden,  sich  nicht  periodisch  wieder- 
holenden Beti  iebsn)iterbrechun!r,  die  auf  hnherf)  Gewalt  zurückzuführen  ist ; 

2)  für  die  Verarbeitung  leicht  verderblicher  Gegenstände  zur  Ver- 
hütung eines  sonst  imvermeidlichen  Verlustes  an  Rohmaterial. 

Art.  4.  In  den  dem  Einflüsse  der  Jahreszeit  unterworfenen  Industrien 
(Saisonindustrien),  sowie  unter  aussergewöhnlichen  Verhältnissen  in  allen 
Betrieben,  kann  die  Dauer  der  ununterbrochenen  Nachtruhe  an  60  Tagen 
im  Jahre  bis  auf  lU  Stunden  beschränkt  werden. 

Art  5.  Die  Urkunden  Qber  die  Batiflkation  des  Uebereinkomm«» 
sollen  spätestens  am  31.  Dezember  1907  hinterlegt  werden. 

Für  das  Inkrafttreten  des  Uebereinkommens  wird  eine  Frist  von 
8  Jahren  bestimmt,  die  von  der  Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden 
an  zu  rechnen  ist. 

Diese  BVist  soll  10  Jahre  betragen: 

1)  für  die  Fabriken,  die  Rohzucker  aus  Rüben  herstellen, 

2)  für  die  Schafwollkftmmerei  und  -Spinnerei, 

3)  für  die  Arbeiten  über  Tage  in  Bert'^werken,  sofern  diese  Arbeiten 
für  die  Dauer  von  mindestens  4  Monaten  im  Jahre  infolge  von  klimati- 
schen Verhftltnissen  eingestellt  werden  müssen. 

Ausgefertigt  in  Bern  am  1»J.  Mai  des  Jalires  in   einem  deut- 

schen nnd  französischen  Exemplar,  das  im  srliweizeiisrhen  Bundesarchiv 
niedergelegt,  und  von  dem  jeder  der  bei  der  Konferenz  vertretenen  hohen 
Staatsregierungen  auf  diplomatischem  Wege  eine  beglaubigte  Abschrift 
zugestellt  werden  soll 

I.  Verbot  der  Verwendung  von  weissem  (gelbem)  Phosphor 

in  der  Zündholzindustrie. 

Caspab.   Koch.   Frigk.    0.  FtninT. 
Hasbnörrl.   Mataja.    Bach.   Dr.  Müller.  Friss. 

SZTERKN'VI.      Cs>''KA.      rii<  K  <  »i'll  S.  OeKSTEK. 

Alf.  Simonis.    El».  pKLTZKit.    J.  D(  hol*».    Edmund  Fabki. 

H.  DcpoxT. 
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Jost  DE  1  A  Rica  y  Calvo. 
K.  Waddinotov.    A.  Millbrand.    A^"^  Ebufbr. 

ARTIIUn  l'fiXTAlNK.      H.  StvfcNE. 

Lt'iGi  Bklloc  et  aussi  pour  G.  Müxte.mauiiki. 

H.  Nbuuan. 
L.  H.  W.  Bboout.   H.  f.  Kdtfbr. 

Etjnksto  Madeika  Pinto, 
A.  DEt  cHRR.    ¥.  Kai  FMANN.    E.  Fkky.  Scüohingeh. 
H.  Scheurek.    Jules  Vautiek.    Joüs  Syz.    Otto  Lang. 

IL  Verbot  der  industriellen  Naciitarbeit  der  Eraaen. 

Caspau.    Koch.    Fru  k.    n.  Pi.iohx. 
Habbnöhrl.    Mataja.    Bach.    Dr.  AIüllbr.  Fribs. 

SsstbrAnyi.   OsdKA.   Procopius.  Gerütbr. 
Ai.F.  SuoxiB.   £d.  Pbltzbr.   J.  Dubois.   Edmosd  Fabrl 

H.  DUPONT. 

GrsTAv  Philipsex.    H.  Vedel. 
Jo»t  DE  LA  Rica  v  Calvo. 
K.  Waddixotom.    A.  Millbrand.  Ebcfbr. 

Abthub  Fontainb.   H.  SAvAnb. 
Lvioi  Bblloc  et  aussi  pour  G.  Montbhartini. 

H,  Nkt  man. 
£.  LiXD. 

L.  H.  W.  Bbqout.    H.  f.  Kuypbr. 
Erkbsto  Maobika  Pinto. 

A.  Delcher.    f.  Kai  fmanx.    E.  Frey.  Schohixobr. 
H.  Schbrrbr.    Julbs  Valtibr.   Johx  Svz.    Otto  Lano. 


II.  Nationaler  Arbeiterschutz. 

I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

l.  Allemagne.  Deutsches  Reich, 
a)  Beieh. 

B^kaantmufthiing ,   betr.  die  Beaohiftigiuig  von  Arbeiterlmien 

und  jugendlichen  Arbeitern  in  den  zur  AnfEurtigang  yon  Zigairen  'be- 
stimmten Anlagen.    Vom  9.  April  1IM)5. 

Auf  (irund  des  §  139»  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  beschlossen: 
Die  lieht inumingtti  über  die  Be*ohäftißunfj  von  Arbeilerinnen  und  jugrn'iiirhi'ii 
Arbeitern  im  $  11  der  Vorachriftoi  über  die  £iurichtuug  und  den  Betrieb  der  zur 
Aafvtigunjg  von  Ziiramn  beManimlen  Anlagen  (Bekanntmaehong  dm  Reichskanzlera 
nmk  a  Jufi  1883,  iMfilu-OeBetzbL  S.  21^  bleiben  bis  zum  1.  Mai  10«  7  m  Kah. 

1* 
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h)  Buiidesstaateu« 
L  Königreudi  TrwsaaL 

1.  Brist«  des  gtsenbahnmlnisteglTims  vom.  98.  Jsniisr  1806,  die  Ffir> 
BOKge  für  die  Eisenbahnbediensteten  betreffend. 

Au8  den  auf  mciuen  lijrlsm  vom  16.  Beptember  v.  J.  eratatletea  Berichtes  habe 
ich  mit  Befriedigung  ersehen,  dass  die  von  nur  nrecln  besflerer  FSraorge  für  die 

Ei.-<'n^ialuil)0(li(.'n>tt.i<'n  j.-^otroffenen  Auordnun^^on  in  allon  I3€zirk<jn  zur  Ausführung 
^Blangeu  und  von  den  ikdieosteten  dankbar  aucrktiunt  werden.  Wenn  an  einseüien 
Btdlen  ihre  Ditrchföhrunp;  noch  niciit  in  dem  Umfange  angängig  war,  wie  es  nadi 
den  von  mir  •LM-gt  briu  n  Wcihuugcn  für  die  Wohlfahrt  der  Ang<  .-tolltt  n  wünschenswert 
en*eheint,  »o  eiwaite  it  h,  dass  die  kgl.  Eisenbahndirekiiuiiea  f»ich  fortge.-cizt  die  Ver- 
beHscrungeu  der  vorhandenen  und  die  Neubesohaffung  der  noch  fdilesden  Einrichtungen 
werden  angeleecü  -ein  Ifissrn.  unrl  dass  da,  wo  ee  lediglich  an  vcrfiixhann  Mitteln 
fehlt,  für  deren  aliinaiiliciie  ikrdutellung  i^rge  getragen  wird.  Isueli  dem  Inhalte 
der  Berichte  darf  ich  vertrauen,  dai?s  die  Eiüenbahndirektionen  wie  bisher  so  auch 
fernerbin  die  weitere  P^ürsorgc  für  das  Wohl  ihrer  Bediensteten  zu  ihren  angenehmsten 
Aufgaben  rechnen  werden.  Im  einzelnen  geben  mir  die  Berichte  m  folgenden  Be- 
Sierkungen  Anliu-s: 

1)  Ich  habe  gern  davon  Kenntnis  genommen,  da»r<  oh  den  Direktionen  anscheinend 
uberaU  da,  wo  BedOrfnia  vorlag,  gelungen  ist,  auch  für  die  Gfiterbodenarbeiter 
entsprechend  den  Wei8ungen  meinea  Erhmt»  vom  29.  Juni  1904  cnUprechendo  Aul* 

enthaitaräume  zu  beschaffen. 

2)  Al^^  Aufenthaltsort  für  Stationaarbeiter  werden  noch  in  grus-i  rem  Uniftuige 
abgängig''  Wagenkasten  verwendet,  die  im  nllgt  ineincn  für  die)^en  Zweck  nicht  g«-eignet 
erHchtiuen.  l)ie«  trifft  namentlicli  in  den  kalten  J iihreszeiteu  zu,  wenn  die  ziir  Er- 
wärmung der  Wagenkasten  aufgestellten  eisernen  Oefen  eine  übe^mä.-^ig<•  Hit^e  aus- 
strahlen. Zwar  wird  sich  die  Boiutxung  der  Wi^enkasteo  nicht  ganz  vermeiden  lassen, 
da  sie  für  die  auf  der  Strecke  tfitigen  Arbeiter  nnd  für  sonstige  vorübergehende 
Zwecke,  für  die  die  Krriehlung  fester  GehHude  nicht  zweckinä->ig  i>l,  einen  will- 
Ju)mmenen  Ersatz  für  letztere  bieten.  In  allen  anderen  Fällen  ist  aber  allmählich  die 
Einrichtung  feetcfr  Gebäude  anzustreben,  die  in  einfacher  WeiM  hergesteUt  iraden 
können.  iTie  zu  errichtenden  riännie  >ind  nicht  nur,  wie  alle  sonstigen  Aufenthalts- 
räiinir.  mit  den  jetzt  schon  überall  vorhandenen  Kinricbiungen  zum  Zubereiten  und 
Aufwärmen  der  Speisen  auBZUstatten,  >underu  ist  auch  für  eine  ausrechende  Waadi' 
Gelegenheit  m  sorgen,  wenn  miigUch  unter  direkter  Zuleitung  kalten  und  wannen 
Wassers. 

Zum  Zwecke  dm  Zubcrcitens  und  des  Aufwärmen.^  von  Soeisen  tind  Getränken 
in  den  AufenthaltsrSumen  dienen  vielfach  nur  die  enuprechend  eingerichteten  Flatt- 
tormen  eiserner  Oefen.  Wenn  hic^egcn  auch  in  den  Wintermonaten  nicht«  einra- 
wendeii  i-t,  i-rfährt  in  der  wannen  Jahren/«  it  die  Temperatur  in  den  Aufenthalts- 
räumen durch  die  von  den  Oefen  aujsstrahlende  Wärme  eine  oft  uuzulä«aige  Steigerung. 
E2a  empfiehlt  sich  deshalb  überall  da,  wo  fQr  diese  Zwecke  keine  besondetn  Käiune 
vorhanden  sind,  die  Aufenthaltsränme  mit  Gas-,  Petroleum-  oder  Spirituakoduni 
auszurüsten. 

4)  Um  das  Herabfallen  der  KoclitO|rfe  von  den  Oefen  der  Güterzuggepäckwagen 
und  von  den  (iaskochern  der  ]'ersonenznjrgejinckwng;rn  ?m  verhindern,  eni)>fieh!t 
sich,  die  Oefen  und  Gaskocher  mit  einer  Vorrichtung  zu  versehen,  welche  den  Gefässen 
mi&a  Halt  bietet.   Im  übrigen  fttad  alle  Gepfickwagen,  wekAie  oaa  Qtm  fOfaren,  aodi 
mit  Gaskochern  auszurüsten. 

5)  Die  Beschaffung  von  Eaffeemascliinra  ttnd  Selterwasserapparateu  macht  in 
den  meisten  P.ezirken  befriedigen« h^  Fortschritt«'.  Ich  lege  der  weiteren  Ausdehnung 
dimtx  Einrichtungen  eine  crosse  Bedeutung  für  das  Wtwl  der  Bediensteten  l^i  und 
verweise  die  KisenbahndireKtiouen  dieeerhaJb  auf  die  Ausführungen  meines  Eitassei 
vom  11.  Ancrn^'t  \'.>*>H.  Uebcrall,  wo  die  Beschaffung  von  Kaffeemaschinen  au>  irgend 
welchen  Gründen  nicht  angezeigt  erscheint,  ist  heisse»  Wasser  bereit  zu  halten  uikI 
an  die  Be<lieiisteton  abzugeben,  damit  dies^  soweit  sie  darauf  angewiesen  sind,  sidl 
selbst  ihren  Kaffee  zubereiten  können. 

fi)  Als  eine  Aufgalie  von  l)e!iontlerer  Wichtigkeit  l)etrachte  ich,  dass  den  Be- 
diensteten, welche  durch  den  Dienst  verhindert  :?iiuli  dsü*  Mittagessen  in  ihrer  fläus- 
Uchkeit  einziuiehmen  und  die  auch  nicht  in  der  La^c  sind,  solches  von  Hauae  mit- 
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zuuehmeu  (kIit  sich  diireb  Angehiiriuo  zutragea  zu  ItiÄ&eu,  UelcKcnheit  vcrechaflt  wird, 
ttn  kr&ftiges  warmem  Mittageeisen  7m  einem  ihren  wirttfchaftlidien  Verhältnissen  an- 
gemessenen Preise  viiizunehineii.    Bereits  in  meinem  Erlass  vom  15.  Septf  rn'ir  r  1903 
babe  ich  darau^  hiogewit^n,  da^ü  für  die^eu  Zweck  in  erster  Linie  die  Bubiihufawirt- 
schniteM  in  Anspruch  zu  ndimen  sind.    Wenn  dies  auch,  wie  ich  aus  den  Berichten 
mehen  habe,  inzwischen  ^chehcn  ist,  so  ist  der  Erfolg  doch  fast  überall  ein  geringer 
gewesen,  weil  die  für  das  Alittaf^essen  zu  zahlenden  Preise  zu  hoch  sind.  Ich  verkenne 
zwar  uieht,  das.^  die  BHÜeiisteten,  soweit  es  ireend  angänpiir  i-^t       r/ichcii  werden,  das 
Alittag^esea,  wenn  auch  zu  einer  uogewöhnlichea  Tageszeit,  in  ihrer  üäu«Uchkeit  dn- 
nndunen,  und  dam  die  geringe  Inanspruchnalime  der  BiAnhofswirtscfaBflen  hierio 
ihren  haiipt.srichlichpton  ririiml  haben  mag.    Immerhin   werden  viele  Bedienstete  Hie 
Gelt^euheit  zur  Einnahme  eines  warmen  Mittagessens  zur  gewohnten  Tagecizeit  gern 
benutzen,  wenn  die  daför  aufzuwendenden  Koi^ten  im  richtigen  Verhältnis  zu  ihren 
Einnahmen  stehen.    Dass      möglich  ist,  schon  zu  einem  Preise  von  ^0— 35  Pfg.  eine 
angemessene  Mittagskoüt  zu  lit^fem,  ist  auf  einer  ganzen  Reihe  von  Stationen  bereits 
daigetan. 

Ich  bestimme  deshalb,  dass  überall  da,  wo  seitens  der  Direktionen  ein  Bedürfnis 
anerkannt  wird,  die  Bahnhofswirte  vertraglich  verpflichtet  werden,  ein  Mittagessen  mit 
t^uppo  für  lo,  höchstens  50  Pfg.,  ohne  Sui)]>e  tür  30,  höchstens  in  l'fg.  1«  reit  /.n 
halten  und  diueben  auch  einen  Teller  6uppe  allein  für  10  Pfg.  abzugeben.  Zu  ähn- 
lichen Pretsen  wBrde  auch  nöttgenMl«  «n  warmes  Abendessen  m  verabfolgen  sdo. 

Damit  fornpr  den  Bediensteten,  den  n  Arbeitsstfitfen  oder  Aufenthaltsräurae  sich 
in  grosser  Eniternung  von  den  Bahnhotswirtschaftea  befinden,  nicht  ein  zu  grosser 
Teil  der  Ruhezeit  durch  den  Gang  nach  und  von  der  Bahnhofswirtschaft  verloren 
geht,  und  sie  nicht  veranlasst  werden,  die  Räninf  der  Bahnhofswirtschaft  zu  betreten, 
woUen  die  Eisenbahndirektionen  Kinrichtungea  treffen,  welche  erruögUchen,  das»  die 
ans  den  Bahnhofswirtschaften  entnommenen  Mahlzeiten  an  den  Aufcnthaltsstätten 
eingenommen  werden  können.  Ich  verweise  in  dieser  Beziehung  auf  die  anerkennens- 
werten Einrichtungen,  welche  die  Eisenbahndirektion  Frankfurt  a.  M.  auf  mehreren 
Stationen  ihres  i^irks  getroffen  hat.  Die  Direktion  FrankAirt  voUa  anBBUgmreise 
Abechrift  ihres  Üerichtes  den  übrigen  Direktionen  mitteilen. 

Sehlieselidi  mache  ich  noch  danmf  anfimerlraam,  dass  es  angezeigt  enichdnt,  den 
Bediensteten  mehr  als  -  anscheinmd  liisher  L'e-ehehen  ist,  lM'li'ir''iiheit  zu  trehen, 
sich  das  zu  Hause  zubtrreitete  Er^^eii  lun  die  Mittagszeit  mit  geeigneten  Zügen  au  ihre 
Arbeitflatitten  nachschldcen  zu  lassen. 

Zum  1.  Februar  HM>3  sehe  ich  einem  Berlehte  entgegen,  was  hinsichtlich  der 
Beschaffung  ein^  warmeu  Mittageäseos  für  die  i^ediensteten  veraulasät  worden  ist. 

7)  Fttr  die  Bewirtechaftuni^  der  Kanthien  wird  anscheinend  noch  hie  und  da  ent- 

gi-^'en  den  von  mir  aufgestellten  Orundsätzen  —  zu  vergleichen  Punkt  '  des  Erlasse« 
vom  15.  öepteml>er  llKXi  —  Pacht  erhol>en.  Ich  weise  wiederholt  diurauf  hin,  dass  es 
sich  hiebei  um  Wohlfahrtseinrichtungen  handelt,  durch  wdche  den  Bediensteten  der 
Bezug  guter  Speisen  tind  flelränkr  zu  billigen  Preisen  erm/j^lieht  werden  soll,  und 
beauftrage  die  Eisenbahndirektionen,  <iie  YernaltDiäse  bei  den  Kantinen  ihres  Bezirks 
▼Ott  neneni  an  prolen. 

8)  Damit  das  Fahrpersonal  nicht  genötigt  isf,  am  Heimatorte  die  Reifehedarf;*" 

fegenstände  ( Bett vvüache,  Dienstau weiriungen  u.  ^.  w.i  nach  beendetem  Dienst  mit  nach 
lause  zu  nehmen  und  von  dort  zum  Dienst  wi<i|er  niitzutHTingeD,  habon  die  Eisen- 
bahndirektionen Köln  und  Halk-  zwe<  krii:'issi^fe  Einrichtungen  getroffen,  welche  er- 
möglichen, diese  Gegenstände  auf  tler  t?t«tion  in  verschliessbaren  Schränken  unterzu- 
bringen. Die  Einrichtung  wird  zur  Nachahmung  empfohlen. 

0)  Mit  der  durch  die  Erlasse  vom  8.  Frhmar  1902  nnA  17.  l^Iiirz  1903  angeregten 
Be-^chaffung  von  ünterkunftÄräumen  für  unverheiratete  ArK  iter  ist  noch  nicht  in  dem 
Umfange  vorj^e^angen  worden,  da  nach  Ausweis  der  Berichte  nur  die  i^aenbahn- 
direkiicuion  in  Kassel.  Essen,  Könitrsherir  und  Stcttui  -nlche  Räume  in  geringer  Zahl 
hergestellt  haben,  wiüirend  die  Ei-si^iiUahndirektionen  in  Külii,  Frankfurt,  Halle  und 
MagdebuT^  ihre  Einrichtimg  in  Aussicht  genommen,  alle  übrigen  Direktionen  aber  ein 
Beuürfnis  dafür  nicht  anerkannt  haben.  Ich  weise  die  Eisenbahndirektionen  an,  dieser 
Mas.sr^el  erneut  ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  da  ich  hierin  ein  geeignetes  Mittel 
erblicke,  nicht  nur  die  unverheiratet«  ii  .\rl^iter  von  dem  S  hlaf^tellenwesen  und  dem 
Wirtshaasleben  fernzuhalten,  sondern  auch  stets  einen  Stamm  geschulter  Arbeiter  in 
Fallen  eines  plötslich  eintretenden  Bedihfnisees  zur  Btdle  zu  hahen.  Bei  zweck- 
^tspr»xhender  Einriehtong  und  massigen  Mietpräsen  werden  solche  Rfiome  sweifeiloa 
gern  begehrt  werden. 
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10)  Besondere  Aufmerksamkeit  werden  die  £i»eubaliii(iirektioDen  dem  Genuse 
geistiger  Getränke  satens  der  Bcdicnetetcn  zuzuwenden  haben.  Hier  kommt  es  nicht 
nur  aarauf  an,  dass  einem  etwaigen  IMis^sbraudi  mit  der  gebührenden  Schärfe  entgegen 
getreten  wird,  vielmehr  sind  die  Bediensteten  atich  fortget^etzt  dazu  anzuhalten,  oieer- 
fordt  rliohe  iSelbfitzucht  zu  üben,  indem  sie  durch  Vorträge  und  Schriften  über  die  schad- 
licbea  WirkuDgen  des  Alkoholgoiassee  auf  Körper  und  Cküt,  auf  das  Familieuleben 
tmd  dem  Dienet  aufgeklärt  woden.  Dabei  wird  ihnen  eteCs  TOmihalten  sein,  deas 
der  Alkoholgenuss  im  T^chennas.«  iinlHHÜiipt  .schädlich  i-t,  im  Betrieb-^dionst  aber 
geradezu  g^ährlich  werden  kann  für  den  Trinker  selbst  wie  auch  für  diejeaigeD, 
deren  Leben  ood  Geeundhdt  Ton  da*  ZnverllMiglceit  seiner  dienetlidien  VerrkAtiingen 
aÜiängig  ist. 

Femer  müssen  Mittel  tind  Wege  ^tundeu  werden,  um  denjeniiren  lie^iensteten, 
welche  für  solche  Belebrnngeil  umugan^dlk  aind,  den  Alkoholgoiuiss  wenigstens 
während  des  Dienstes  zu  erschweren.  VTenn  ich  auch  davon  absehe,  den  Alkohol- 
genuss  während  des  Dienstes  allgemein  zu  verbieten,  wie  dies  in  einigen  Direktions- 
bezirken bereits  gcsch^en  ist,  80  beetinitne  ich,  nin  ihn  sOTiel  wie  mOglich  einsu* 
echräokea^  folgendes : 

ft)  Die  Bediensteten  sind,  wie  schon  bisher,  bei  nikn  eich  bietenden  GelegenhdteD 
über  die  .-chrKllirben  Folgen  d»>  Alk«•holt;^Ilu^^e^  zu  Vielehreii.  Iliczu  erscheinen  iielicn 
den  In^pektiouäveieiiien  in  erster  Linie  die  Bahn-  und  Bahnkassenärzte  berufen.  Aber 
auch  den  Eisenbahnvereineii  wird  vielfach  (jrelegenhoit  geffelien  sein,  nach  dies^ 
Birhtunp  ertolgreieli  zu  wirken,  indem  sie  in  ihren  \'eröanmnungen  durch  belehrende 
Vorträge  iür  Aufkliirung  morgen  und  sich  zur  Verhütung  des  AUcoholmisäbrauchs  an 
diHs  Ehrgofiüil  ihrer  Mi^iiedw  wenden. 

b)  Das  Mitbringen  von  Schnaps  und  Rchn:ip>.ähnHchen  Getränken  in  den  Dienst 
wird  sämtlichen  Bediensteten  bei  Strafe  verboten.  Den  Eisenbahndirektionen  bleibt 
Üb^laseen,  in  geeigneten  Fällen  Ausnahmen  zuzula.->en. 

c)  Die  eiaenbahnseitiff  eingerichteten  Kantinen  dürfen  8chiiape  und  schnape- 
ahnliche  GetrSnlce  nicht  feuhalten. 

(Ii  Heil  Balmliofswirten  i>t  «Irr  Verkauf  von  Sehnap-  und  -ehnajysähnliehen  Ge- 
tränken nach  Mmn  an  Personen,  welche  sich  die  Behälter  »elbst  mitbringen,  zu  unttf- 
eagen.   Eine  entsprechende  Bestimmung  ist  in  die  Verträge  aufzunehmen. 

e)  T'ie  BiÜHiluti.-wirto  •^ind  zn  vrqiflirhten.  proipnete  alkoholfrei«  Getcinke  V<W» 
rätig  zu  halten  und  x.u  bilbgeu  i'reit'en  an  die  Be<iieusteten  abzugeben. 

{)  Hit  der  Vermehrung  der  bei  Pnnkt  5  erörterten  Kafffeemeaehinen  und  Seiter* 
waiu^erapporate  ist  jitanmä-ssig  vorzugehen. 

g)  Eh  ist  überall  tür  das  Vorhandensein  guten  Trinkwassers  zu  sorgen;  Zapl»tell«u 
sind  auf  den  Stationen  in  solcher  Anzahl  vorzusehen,  dase  mj^lichst  in  der  Nihe 
jeder  dauernden  Arbeitsstelle  Trinkwasser  zu  erreichen  ist. 

h)  Dieve  Bestimmungen  sind  sinngemSss  auch  auf  diejenigen  Arbeiter  ansnwenden, 
welche  von  Untrrnehinerii  in  i:rü--errr  Zahl  auf  Neubausiireken  und  bei  son-figen 

Srössereu  Um-  und  Krweitcruuc^ban(en  bcächäftigt  werden.  Die  Handhabe  dazu  bietet 
ie  durch  den  Erlass  vom  27.  Juni  1899  oingefOhrte  Ergiiuun^  der  ^Allgemeinen 
Vertmirsbrdinpnn^eii  für  die  Au-^führung  von  Eni-  n.  s.  Arbeiten"*,  nach  weleber 
^dic  Uni<  I  iieiiiuer  schon  jetzt  vtrptlichtet  sind  ,die  zu  einer  angemessenen  Verpflegung 
ihrer  Aibeio  r  erforderlichen  Einrichtungen  auf  ihre  Kosten  zu  treffen  und  den  in 
dieser  Beziehung  an  sie  herantretenden  Anforderungen  der  bauleitenden  Beamten  za 
genügc'u. 

Ich  vertraue,  dans  die>*e  Anordnungen  und  die  mannigfachen  Einrichtuneen  de* 
letzten  Jahre,  welche  auf  die  Hebung  der  Wohlfahrt  unter  den  Bediensteten  aoaeleo. 
ein  wirkeamea  Mittel  darstellen  werden,  um  dem  Alkoholmissbrauch  zu  steuern  und 
damit  den  Gelahren,  welche  er  in  sich  migt,  vonubeugen. 

2.  BrlMfl  de«  1C2iiBteeB.der  AfftnfUdhen  Arbeiteii,  betr.  Bimlchtiiiig 

von  Arbeiteraugschüssen  für  die  nicht  zu  den  Werkstätten^  Oasanstalten 
und  ähnlichen  Anlagen  der  StaatseiBenbahilTdrwBltiuig  gehöfigen  Ai^ 
belter.    Vom  2ö.  Februar  lUuö. 

Nachdem  die  in  den  ESsenbahndirektionsbcrirken  Berlin,  Köln  und  FMmkfbrt  a.  M. 

auf  Grund  de?  Erlasses  vom  15.  Mai  lfK'J4  vor5nrhs\vei>e  eitiLreriehtetcn  Arboiterau.-- 
Schüsse  für  die  Betrieb«-  u.  s.  w.  Arbeiter  -ich  al^  nützlich  urwie^eu  haben,  enielu« 
ich  die  Beil>ehaltung  und  weitere  Einrithiaug  dieser  Ausschüsse  für  angezeigt.  Zu 
dem  Zweeke  teile  irii  die  von  nur  nach  dem  Vors<hlag  der  Königl.  Eisenbahndirektiou 
in  Fnuikturt  a.  M.  ie^tgc^siellteu  Be»)timmuugcu  über  die  Eiunchttmg  und  Tätigkeit 


Digitized  by  Google 


—  7  — 


der  AuMdifine  nachrtehend  mit  dem  Auftnge  mit,  das  danach  ErforderUche  sor  Bil- 
dnng  der  neaca  Arbeitcranaachflsae  in  die  Wege  au  Laitan. 


Beslimraiingeu  über  die  Einrichtung  und  Tätigkeit  der  ausserhalb 
der  Werkstätten  und  sonstigeu  gewerblichen  Anstalten  im  Bereiche 
der  preuaaiach-heaaiachen  StaataeisenbahnTerwaltnng  gebildeten 

Arbeiterausscliflaae. 

§  1.  Gleichwie  für  die  Arl)eiter  in  den  Werkstätten.  Ga.sanf«talten  u.  s.  w.  werden 
auch  für  die  übrigen  Arljeiier  der  Btaataeisenbahuverwaitung  ArbeiterauBschüeee  ge* 
bfldei  und  zwar  getrennt : 

1.  für  die  oer  Vcrkehrsin.spektion 

2.  .     ^     „  Mafichineuiospektiou 

3.  ^    „    „  Betrieheinepettion 
nntcntehenden  Arbeiter. 

Für  jeden  Bahnhof,  auf  welchem  die  Torgeeehene  Anzahl  derselben  Inspektion 
unterstehender  Arbeiter  (vergL  Abs.  3)  vorhanden  i-t,  siml  in  dtr  Regel  besondere 
AoMchüase  zu  bilden.  Doai  können  mehrere  benachbarte  Bahnhöfe  an  demaelben 
Orte  und  mit  gleidien  BetriebayeriiSltnisaen  mr  Bildung  gemeinaamer  AvaMliiliee  ra- 
sammengpzngen  werdcji.  Auch  können  au^inahnisweiiMj  nach  T>apc  der  örtlichen  Ver- 
haltuiist«e  die  auf  deuBelbeu  Bahnhofe  oder  auf  benachbarten  Bahnhöfen  am  gleichen 
Orte  beHchäftigten  Arbeiter,  die  Terschiedenen  Inspdctionen  dendben  Art  iinuiBtdIt 
aind,  zu  einem  Ausschluss  zusammengefasst  wcrrlcn. 

Die  Bildung  von  Ausschünsen  i»t  grundhätzlich  nur  für  solche  Dalmhöfe  zu- 
Uang,  wo  in  den  einzelnen  Auüschütisen  wenig^teua  100  Arbeiter  vertreten  werden. 

Die  Bestimmung  über  die  Zahl  und  den  Sitz  der  zu  bildenden  Aueschüsse  steht 
den  Eisen bahndirektioneo  für  ihren  Verwaltuugbbeairk  an.  Ihnen  bleibt  Torbehalteo, 
Id  der  Al>grenzung  der  Aut^schussbearke  Aendeningen  eintraten  tn  lamwi,  sobald  aich 
liietzn  ein  Bedürfnis  ergehen  sollte. 

§  2.  Oer  AfbeiteraiieaeliaaB  besteht  ans  mindesteiiB  3  nnd  hSdistena  15  MH- 
eliedem.  Die  Zahl  der  für  jeden  Ausschiis»  zu  wählenden  Mitglieeler  wird  von  der 
£isenbahudirektion  nach  Massgabo  der  Zahl  der  auf  jedem  Bahnhofe  beschäftigten 
Arbeiter  and  der  Chmppen,  in  weldie  diese  naeh  §  4  Aba.  1  eingeteilt  sind,  rast- 
gesetzt. 

§  3.  Wahlberechtigt  sind  uile  auf  den  in  §  1  bezeichneten  Bahnhöfen  beschäf- 
tigten Arbeiter,  welche  der  Abteilung  B  der  Arbeiterpensionskaase  an^diören. 

§  4.  W^ählbar  sind  solche  Mit^eder  der  Abtdlung  B  der  Arbaterpeosionskaaset 
wdche  mindestens  30  Jahre  alt  und  seit  mindestens  5  Jahren  ala  Arbeite  im  Dienste 
der  Verwaltmii^  aowie  nündealena  1  Jahr  anf  dem  betreffenden  Bahnhofe  iMschif» 
tigt  sind. 

9  5.  IXe  Wahl  iat  eine  gehdme  nnd  wird  durch  Abgabe  von  Sthnmaettefai  wfsXk' 

zogen;  sie  erfolgt  unter  Leitung  eine«  vom  InHpcktionsvorstande  zu  bestimmenden 
\^  ahlvordtehers.  Die  zur  Bildung  eines  Ausschusses  vereinigten  Arbeite  r  können  von 
der  zuständigen  Eisenbahndirektion  nach  ilu«r  Besehlftignng  und  nach  ber^onderen 
Abteilungen  dc*<  Hctriclieti  in  Gnipiwn  eingeteilt  werden,  welche  je  ihre  Ausschns-;- 
mitglieder  und  Ersatzmänner  aus  ihrer  Mitte  in  genondertem  Wiihlgauge  zu  wählen 
haben. 

Werden  auf  mehreren  räumlich  getrennten  Bahnhöfen  beschäftigte  oder  verschie» 
denen  Inspektionen  unterstellt«  Arbeiter  zur  Bildung  eines  AuBschus-se«  vereinigt,  so 
haben  die  auf  dem  gleichen  Bahnhofe  beschäftigten  oticr  der  gleichen  Inr«{K'kti<Hi  unter- 
stehenden Arbeiter,  sofern  mehr  als  25  wahlberechtigt  sind,  in  der  £^gcl  besondere 
Vertreter  zn  wShIen. 

Ort,  T:ip  und  Stunde  der  Wahl  und  der,  oder  eofcrn  für  einen  Ausschuss  mehrere 
Gruppen  gebildet  sind  (§  5  Abs.  1),  die  Wahlvorsteher,  werden  8  Tage  vorher  durch 
die  vorseeetzte  oder,  falls  mehrere  Inspektionen  beteiligt  sind,  durch  die  von  der 
Eisenbanndirektion  bestimmte  Inspektion  durch  Anschlug  bei  den  Dien-t.stellen  und  in 
sensit  geeigneter  Weise  den  Arbeitern  bekannt  gemacht.  Vor  der  Bekanntmachung 
ist  ein  vom  InspektionsTorätand  aufzustellendes  Verzeichnis  der  wahlberechtigten  und 
der  wählbaren  Arbeiter  unter  Angabe,  in  welche  Wahlgruppen  sie  eingeteilt  sind,  k>ei 
jeder  der  beteiligten  DienwU^tellen  für  ihre  Arbeiter  zur  Einnicht  auszulegen. 

Soweit  diese«  Verzeichnis  nicht  binnen  b  Tagen  liemängelt  wird,  bildet  es  die 
Grundlsge  für  die  Zulassung  zur  WahL  Lieber  Ausstellungen  g^en  das  Verzeiclinia 
^tscheioet  die  in  Aba.  3  bezeichnete  Inspektion. 
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Die  Wähler  haben,  aofem  es  ihr  Dienst  zulässt.  zur  festgesetzten  Stunde  ihre 
gtimiDzettel  geschlossen  an  den  7u<3tandigen  Wahlvor.'^tehcr  ])ersÖDTich  absugebeo.  £iiM 
Bevollmächtigung  für  nicht  {rticheinende  Arbeiter  ist  ausgeschlossen. 

Ucl)t  r  die  Berechtigung  der  zum  Wahlakte  erscheinenden  Wähler  hat  sich  der 
Wahlvorsteher  Gewisahat  za  venwhaffen.  nötigenfalls  durch  Einsichtnahme  m  die 
Wahllisten  (Abs.  4),  die  er  von  den  vax  Grnppe  gehörenden  Dienststellen  am  Wahl- 
tage  einzuziehen  hat. 

Die  zur  Stunde  der  Wahl  nicht  im  Dienet  befindlichen  und  die  dienstUch  ver- 
hinderten Wühler  können  Ihre  Stimmaettd  durch  Vermittlung  ihrea  Dteoatvorstehers, 
dem  3ie  sie  rechtzeitig  persüiiüeh  zu  übergeben  haben  und  der  sich  dabei  von  der 
Wahlfuliigkeit  des  Wählenden  zu  ül)erzcuiren  hat,  verschloH.-ien  und  mit  äu^scrUch 
sidhtbarer  Angabe  der  betreffenden  Wahlgrupj)e  versdien ,  einsenden.  Derartige 
Stimmzettel  werden  aber  nur  (i:um  berücksichtigt,  wenn  sie  spätestens  am  Tage  vor 
der  Walil  bei  dem  Wahlvorsteher  eingehen,  von  welchem  sie  zur  fe^tgesetzten  Stunde 
des  Wahlaktes  geöffnet  werden. 

Zur  Unterstützung  bei  dem  Wahlakte  hat  der  Wahlvorsteher  zwei  Arbeiter 
henmcnziehen» 

Die  Wahl  erfolgt  nach  Stinimeniuohrheit.  Gewählt  sind  diejenigen,  welche  die 
meisten  Stimmen  in  ihrer  Gruppe  erhalten.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  vom 
Wahlvorsteher  zu  zi^ende  Los. 

Die  (Tcwählten  haben  sich  über  die  Annahme  der  Wahl  alsbald  zu  erklären. 

Be!?chwcrdeu  über  die  Reciit-sgültigkeit  der  Wahl  »iiid  nur  binnen  einer  Woche 
vom  >yahltage  ab  gerechnet,  zulässig.  Sie  sind  auf  dem  Dieoetwege  bei  der  Eisen» 
bahndirektion  anzubringen,  die  ejidgiUtig  entscheidet. 

S  G.  Die  Wahl  der  Ausschu^smitglieder  und  Ersatzmänner  erfolgt  auf  5  Jahre. 
Ausscheidende  sind  wieder  wählbar,  Verpfliehtnng  zur  Annahme  der  Wahl 

Uegt  nicht  vor. 

§  7.  Das  Amt  als  Ausachnasmitelied  erlischt: 

n  mit  dem  Ausscheiden  des  Arbdten  aus  der  Beschäftigung  anf  dem  Bahnhofe, 

für  welchen  er  gewählt  ist, 

b)  durch  frdwiUige  Niederiegung  des  Amtes, 

c)  durch  eine  iiielir  als  <lreimonatige  Dienstunfähigkeit  otler  Reurlaubnng, 

d)  durch  strafrei  htlicbe  Verurteilung  zu  Gefäuniis  oder  Zuchthaus, 

e)  diirch  Uebertritt  in  das  Beamten-  oder  HüfUMamtenverhältnis. 

Sciieidet  ein  Mitj^lied  und  dessen  Krsatziiiann  vor  Ablauf  der  Zeit,  für  welche 
sie  gewählt  sind,  aus,  so  ist  für  die  Gruppe,  welche  sie  gewählt  hat,  eine  Neuwahl 
anzuordnen. 

S  8.  Die  ArbeiterausschÜBse  haben  die  Aufgabe: 

1)  Anträge,  Wünsche  und  etwaige  Beschwerden,  welche  von  ihren  Mitgliedern 
viirgebracht  werden  und  die  Arbeiter  der  betreffenden  nienst-iellen  oder  einzelne 
(irupjpeu  im  ganzen  berühren,  bei  dem  Vorstaudc  der  zuBtäudigen  Inspektion  durch 
ihran  Dienststdlenvorstajur  Torsnbringen  und  in  Zusammenkfintien  mit  diesem  über 

dieselben  sich  gutachtlich  zu  äussern ; 

2)  über  son.stige  das  Arbeiterverhältnis  betreffende  Fragen,  insbesondere  über 
eine  etwa  zu  erla»seude  Arbeitsmdnung,  über  Einrichtungen  zur  Verhütung  von  Un- 
fällen und  solche  Kinricbrungen,  welcne  zum  Wohle  der  Arbeiter  und  ihrer  Ange- 
hörigen getroffen  sind  oder  künftig  getroffen  werden  sollen,  auf  .Anfordern  ihr  Gut- 
aditeu  abzugeben; 

3)  soweit  sie  von  beiden  Teilen  angerufen  werden,  Streitigkeiten  der  Arbeiter 
untereinander  zu  schlichten. 

In  den  zu  1  und  2  erwähnten  Fällen  können  von  dem  Vorstand  der  Inspektion 
auch  andere  derselben  angohörige  Arbeiter  zur  Beratung  zugezogen  werdoi.  An  der 
Abfrtimmung     10)  nehmen  sie  nidbtt  tdl. 

Von  (1er  Erörterung  in  den  Arbeiteraus-schüsspn  ausgeschlossen  sind,  abgesehen 
von  den  zu  3  bezeichneten,  alle  Anträge,  Wünsche  und  BcHchwerdeu,  welche  lediglich 
die  Angel(^nheiten  einzelner  betreffen.  Nur  bleibt  dem  Inspektionsvorstande  nadi 
aeinemlU'f Inden  vorbebalren,  den  Ausschnss  vor  der  Bewilligung  von  llnterstütiungeil 
Über  die  Bedürfiiirkeii  und  Würdigkeit  der  zu  Unterstützenden  zu  huren. 

§  9.  Die  Verhandlun^jen  der  Ausschüsse  finden  nach  Bedürfnis,  in  der  Regel 
jedoch  nicht  öfter  als  zweimal  im  Jahre  statt,  ausgenommen,  wenn  die  vorgesetzte 
Behörde  oder  der  mit  dem  Vorsitz  betraute  Inspektionsvorstand  die  Einberufung  für 
eri(ttderlich  erachtet,  cxler  wenn  zwei  Drittel  der  Ausschussniirglie^ler  darauf  antra  1:11. 

Die  Verhwidlungen  finden  unter  dem  Vorsitz  des  zuständigen  oder^  falls  mehrere 
Inspdctionen  beteiligt  sind,  des  von  der  Dhrektion  bestimmten  InqDektionBVWBUmden 
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oder  de»8en  Vertreten«  ^tuti.  Dtr  N'orfcitzende  .^etzt  Ort  und  Zeit  de*»  Zueamiiicntretene 
und  die  Tageeordnune  fest. 

In  der  K«gel  habeUj  sofern  nicht  im  Einzelfalle  Bedenken  bestehen,  die  leitenden 
Beunlen  der  beteiligt«!  Di«nfitst«Uen  und,  sofern  Bedienstete  mehrerer  Inspcktiunen 
dem  Au»8chugs  angäiörai,  «ach  die  Voiatinde  der  beldligten  Inspdrtionea  an  den 
Sitzungen  teilzunehmen. 

Im  letsteren  Falle  führt  bei  Verhinderung  den  Ton  der  Direktion  beetinimtcn 
Inspcktionsvorttandea  der  0ien«tSiteste  der  anwesenden  InspektionsTontäade  den 
Vorsitz. 

Die  Tagesordnong  sdl  den  AnsediusendtgUedem  der  Regd  nach  eine  Woche  vor 

dem  Sitzunpftage  mitgeteilt  werden. 

Bt  rutuii^gegeiistände,  welche  erst  nach  Mitteilung  der  Tag^ordnung  bei  dem 
Vorsitzenden  angemeldet  worden,  kann  derselbe  von  der  Erörterunir  au>«chli essen. 

Leber  die  Beratungen  sind  Niederschriften  in  ein  Protokollbuch  aufzunehmen, 
welche  die  Namen  der  Anwesenden,  die  einzelnen  verhandelten  Gegenstündc  und  dos 
Ergebnis  der  Abstimm  un  tren  enthalten  müssen. 

Die  ^iedecBcbrüten  Bind  vom  Vorsitzenden  und  von  einem  Mitgliede  des  Aus- 
schnseee  zu  volhdeben  und  spitestene  in  der  nfichsten  Sitzung  den  ersdiienenen  Aus- 
schn>«mitdiet1ern  vorzulesen.  Der  Vor-itzende  des  Arbeiterau8.cclm.s-.fs  bestinniit  ein 
für  alle  Mal  einen  der  beteiligten  Dieu.«»ivor!<teher,  der  das  Pnitoknllhuch  in  »einem 
Dienstzimraer  unter  Verschluhs  aufzul>ewahren  und  in  den  SitzutiL'«  ti  vorzulegen  hat. 

Soweit  in  den  Niederschriften  Wün-<  hf  und  F.c-^chwcrden  enthalten  sind,  welche 
der  Entscheidung  durch  die  vorgesetzte  Behörde  bedürfen,  ist  dieser  alsbald  eine  Ab- 
schrift nebst  gatftchtlicher  Aeueserung  der  Dienststelle,  auf  welch«  sich  die  Antrfige 
u.  8.  w.  beziehen,  vorzulegen. 

Die  Dezernenten  der  Direktion  haben  bei  den  örtlichen  Revisionen  sich  die 
Niederschriften  vorlegen  zu  lotsen  und  dabei  gegelK-nenfalla  festzustellen,  ob  das  zur 
Durchführtwg  der  Beadilüsse  ErforderÜche  v^nuilaast  ist.  Auch  sind  sie  gehalten, 
dco  ArbeiterausschuRs  \m  solchen  Gelegenheiten  xusammenzuberufen,  wenn  dienstliche 
Hinderungsgründe  nicht  cnt;:f'<:cn-tfhcn. 

$  10.   Die  Sitzungen  des  Ausschüsse«  sollen  tunlich.'^t  in  die  Arbeitszeit  fallen. 

Aus  Anlaas  der  Teilnahme  an  den  AusBchusasitzungeu  finden  keine  Lohn- 
kfirzunpen  statt. 

Soweit  die  Außschussmitglieder  zur  TeiUiahuie  an  den  Aus!*chu!?8sitzungen  Heisen 
▼OTzunehmen  haben,  erhalten  »ie  freie  Eisen  bahn  fahrt  und  Reisekosten,  welche  ebenso, 
wie  die  Entj^chadigung  für  entgangenen  .Vrbcitsverdienst,  nach  »len  für  die  ßeifilzer 
der  Schiedsgerichte  der  Pent-ion^kasse  für  die  Arbeiter  der  ureussi.sch-her'.si.schcn  Ei.sen- 
bttbngemeinschaft  erlas.sencn  \*orschriften  zu  bemessen  sinu. 

§  11.  Die  Eisenbahndirektion  ist  befugt,  Arbeiterausschüssei  welche  sich  nach 
ihrem  Ermessen  zur  Erfüllung  der  ihnen  gestellten  Au^ben  als  nngivignet  erwiesen 
haben,  aufzulö>rn  v.nd  cino  Neuwahl  an/unnlnon. 

5  1'2.   Aeaderungen  der  vorstf  ln  iKlen  VorM  briflco  bleiben  vorbehalten. 

3.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  luid  Gewerbe,  vom  4.  Mära 
1905,  betr.  Schutzvorrichtimgeu  an  Webstühlen.     (Miuiötorialbl.  der 

Handels-  und  Gewerbe vorwal tun «r,  S.  55\ 

4.  Allerhöchste  Verordnung  iib(  r  die  JsJrrichtimg  eines  Landes- 
gewerbeamta  und  eines  ständigen  Bairats  für  das  gewerbliche  Unter- 
ilohtaweeen  und  die  QeworbelQrdenmg.  Vom  20.  Mftrz  1905.  (Ges.« 
Samml.,  8.  173.) 

5.  AniflihraagsaiiweiBiixig  lu  der  Allerlidohsten  Verordnung  Tom 
ao.  Hin  1906  Aber  die  Bnlohtiuig  einee  lAndeeseweibeBmta  und  eines 
etibidigen  Beirats  fOr  dM  gewerbliche  UntmiolLtsweeen  und  die  Ge- 
werbet&rdemng. 

2.  EOmgreicli  Wttrttemberg'. 

L  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  30.  Besember  1904, 
betr.  die  Zulassung  von  Ausnahmen  von  der  MindeBtmheeelt  und 
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ICttagspaiwe  der  Gehilfen,  Lehrlioge  und  Arbeiter  in  oflbnen  Verkanft- 

stellen  und  von  dem  gesetzlichen  Ladenschluss. 

Nach  den  Vorschriften  der  13M  Ziffer  3  und  139e  Abs.  2  Ziffer  2  rl,T 
Keichegewerbeordnung  Bind  die  Ti^e,  an  welchen  in  offenen  Verkaufsöteileu  und  den 
dazu  gehörenden  8chrcibsluben  (Ron tonn)  und  Lagerräumen  die  gesetzliche  Miltag^- 
pauBe  in  Wegfall  kommen  darf,  bczichungsn^cise  an  denen  die  Vor  kaufe«  teilen  für  den 
chäftlichen  Verkehr  über  9  Uhr  abends  hinaus  und  bis  sptitestenä  10  Uhr  offenge- 
ten  werden  dürfen,  von  den  ( )rt.-j)olizei))L'hör(ieii  /.u  l)e8timmen. 
Die  GnudafttBe.  nach  welchen  hierbei  zu  verfahren  ist,  «lud  in  den  §§11  und 
12  der  Ministeiülvenügung  tou  September  1900  über  den  Vollzug  des  GeBetzes» 
betr.  die  Abändemiig  der  Gewerbeordnung  vom  30.  Juni  1900  (B%.<BL  8.  753)» 
niederfKlegt. 

Menerdings  angestellte  Erhebungen  Ober  den  Umfanc;,  in  welchf-iu  solche  Au«* 
nahmen  zugelassen  werden,  haben  eine  so  grosse  Versal  hitHjenlieit  in  der  Han-ihaliting 
der  genannten  Vorschriften  ergeben,  dass  diese  lediglich  au»  der  N'eracbie  ietuirtigkeit 
der  örtlichen  Verhiltaisee  steh  nicht  wohl  erklären  läset. 

D;x  nun  dio  crcnanntfi  Verfügungen  der  Orlspolizeibehörden  vielfach  auf  die 
Diiiicr  und  ohue  Zcitbe?«ciiiaiiKHüg  erlassen  sind  und  meist  aus  der  Zeit  vor  oder  kurz 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Reicnsgeeetzes  vom  30.  Juli  1900  herrülircn,  nach  den 
eeither  gemachieu  Erfahrimgen  aber  das  l'ublikum  eich  in  weiterem  Um^ge  daran 
gewohnt  hat,  seine  Einkäufe  vor  9  Uhr  abends  zu  bewirken,  encheint  ee  angezeigt, 
die  verfügten  Ausnahnu  n  einer  Prüfung  darüber  zu  unterzieixen,  ob  die  zugela.>>eneu 
Bec^chränkuugeo  der  Buhezeit  des  r^onala  und  das  erweiterte  Offenhalten  der  Ver- 
kanfsstellen  audi  nach  den  jetzigen  Vechftltniseen  durch  ein  tatelchliches  ÖrtUdics 
Bedürfnis  geboten  erscheinen. 

Die  K.  Stadtdirektiou  Siutu^art  und  die  K.  Oberämt^r  werden  dement'sprei  lu  nd 
beauftragt,  diejenigen  Ortspolizeibehorden,  welche  bisher  Ausnuhmcn  im  i^mui-  dw 
§  i;{!»d  Ziffer  3  und  i]m  §  139  e  Abs.  2  Ziffer  *J  der  Gewerb<  «irilnuiig  bewilligt  haben, 
anzuhalten,  ihre  die^^bezüg^chen  Verfügungen  unter  i3cachtuug  der  Vorschriften  der 
§§11  und  12  der  MiniaterialverfiigQng  vom  28,  tä<^tember  1900  einer  «dehen  Nach- 
prüfung zn  unterziehen. 

Hei  den  hiernach  zu  treffenden  Entschlicssungen  haben  die  Ortspolizeibehörden 
Ausnahmen  von  der  Vorschrift  des  §  139  c  der  Oewerl)eordnung  über  die  Gewrüirung 
einer  10*  bezw.  ll*stündi^en  ununterbrochenen  Buhezeit  und  einer  Mittagepause  nur 
ineoweit  zuzuUwsob,  aU  sie  durch  den  erweiterten  Qesdiäftoverkehr  einzelner  Tage  ge- 
boten Rind.  Elienso  darf  bei  der  Zulassung  eines  späteren  I>adeii.-chlu8Se8  nichi  ül>er 
das  Mass  der  nach  dem  örtlichen  Lkilürfnis  erforderlichen  Tage  hioausgegaugen  werden 
und  es  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  die  Zaikl  der  Tage  mit  ausnahmsweiBem  spfiteren 
Ladcnnchluss  mit  der  Zeit  zu  beschranken. 

Nach  denselben  üesichuixatkien  hüben  die  Ort^^polizeibehörden  zu  verfahren, 
wenn  Ausnahmen  der  in  Kedc  stehenden  Art  nicht  im  voraus  auf  einen  ISngerea 
Zeitraum,  sondern  im  Einzeln  für  bestimmte  ausserordentliche  BedärfnisfiUe  znge* 
lassen  werden  sollen. 

2.  ErlasB  des  kgl.  Mimsteriums  des  Tnnoni  an  die  Gemeinde-  und 
Amtekörperschaftebehörden,  die  kgl  Stadt  dir  ektlon  Stuttgart,  die  kgl. 
Oberftmter  und  kgL  Kreiar^erungen,  betr.  die  UnterstütBong  von  Fa- 
milien der  Bu  Medensfibungen  ednbmnifenen  MansiacSuften.  Vom 

4.  Februar  10(1.-). 

Nach  einer  Mitteilung  des  Beichskanzlers  (Beichsamt  des  Innern)  ist  die  Be- 
stimmung in  §  1  Abs.  2  oes  Gesetzes  vom  10.  Mai  1692,  B.O.B1.  8.  661,  dam  die 

Unterstützung  nach  §  1  Abs.  1  den  Familien  von  T*cichs-,  St.iat.s-  oder  Kotnniiinal- 
beamten,  weläen  zufolge  §  00  Abs.  2  des  Rcichsinditärgesetzes  in  der  Zeit  der  Ein- 
berufung zum  Militärdienst  ihr  persönliches  Diensteinkommen  gewahrt  ist,  nicht  zu- 
stehe, auf  die  Familien  von  Arbeitern,  die  in  Tuiehs-,  Staats-  o'fer  Kommunal  betrieben 
beschäftigt  sind  und  zum  Reiche  u.  s.  w.  lediglich  in  ciiiem  pnvat  rechtlichen  Ver- 
tragsverhältttiase  stehen,  nicht  anwendbar.  Solche  Familien  haoen  inslxgondere  die 
Unterstützung  auch  dann  zu  beanspruchen,  wenn  der  Einberufene  während  der  Uebimg 
seinen  Ivohu  getuäss  §  OlG  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ganz  oder  teiiueise  fortl)e- 
zieht.  Zur  Vermeidung  von  Rückfragen  de-  Reehnungshofs  des  Deutsehen  lieich« 
erscheint  es  zweckmissig»  dass  in  diesen  Fällen  in  die  Linpiangsbescheinigung  für  die 
gezahlte  Untentihsung  der  ausdrficlElicfae  Vermerk  „nicht  Beamter*'  au^geoommeo  wird. 
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8.  'K^  V«irordnimg  betr.  die  CtowMlieliuipeIctioii.  Vom  6.  Mtns  1906, 
§  1.    Als  besondere  Aufsichtsbeamte  gemAss  §  189  b  dttr  Gewerbe- 

ordnnTijr  werden  Gewerbeinsj.telif '>ren.  Gewerboasscssorcn,  (rewerbr'insjipk- 
tunsa^^sistent innen  und  ÖewerbeiaspektioDÄgelülfen  in  der  erforderlichen 
Zahl  bestellt. 

AuBswdem  kdnnen  sur  Aosttbung  der  G^werbeanCueht  ttrstliche  Hilfs- 
krifte  herangezogen  werden. 

Die   Aufsiclitsbezirke   der   Gewerbeinspektoren  werden  Ton  dem 

Ministerium  des  Innern  bestimmt. 

§  2.  Die  Gewerbeinspektoren  sind  Mitglieder  des  Verwaltunga- 
kolle^ams  der  Zentrelatelle  fttr  Geiwerbe  und  Handel. 

Einem  oder  mehreren  der  Gewerbeinspektionsbeamten  kann  der  dienst- 
lirhp  Wohnsitz  an  einem  anderen  Ort  als  dem  Site  der  Zentralstelle  ftlT 
Gewerbe  nnd  Handel  angewiesen  werden. 

Die  Gewerbeasseääoren ,  Gewerbeiuspektionsassiätentinnen  und  Ge- 
werbeinspektionsgehilfen  haben  bei  der  Ansübong  der  Gewerbeanfsicht 
den  Weisongen  desjenigen  Gewerboinspektors  naclusokommen,  in  dessen 
Bezirk  sie  jeweils?  tätig  sind.  Die  alliremeine  Hienstanfsicht  über  diese 
Hilfsbeamten  öteht  demjenigen  Gewerbeinspektor,  lieni  sie  zugeteilt  sind, 
und  wenn  sich  ihre  Tätigkeit  auf  mehrere  Inspekiionsbezirke  erstreckt, 
dem  Dienstftltesten  der  betrefPenden  Gewerbeinspektoren  zn. 

Die  dienstlichen  Verliiiltnisso  der  ftrstUchen  Hü&krftfte  werden  dnrdi 
das  Ministerium  des  Innern  botimmt. 

Im  Fall  der  Abweseniieit  oder  sonsti^'on  Verhinderung  eines  Gewerbe- 
inspektors ist,  Sötern  über  die  Hteilvertretung  nichts  anderes  verfügt  wird, 
der  Gewerbeaaeeseor,  bei  mehreren  einem  Gewerbeinspektor  beigegebenen 
Gewerbeaasessoren  der  Dienstftlteste,  der  gesetzliche  Stellvertreter  des 
Gewerbeinspektnrs. 

§  3.  Den  Gewerbeinspektionsbeamten  liegt  ausser  den  ihnen  durch 
§  lyy  b  in  Verbindung  mit  §  154  Abs.  2 — 4  der  Gewerbeordnung  zu- 
gewiesenen Angaben  femer  ob: 

1)  die  Erstattong  von  Gutachten  an  die  Behörden  über  (Gegenstände, 
welche  den  Wirkungskreis  dei-  Gewerbeinspektion  berühren; 

2'i  die  Auisiclit  über  die  Einhaltung  der  Bedinpnngen,  welche  bei 
der  Genehmigung  von  gewerblichen  Anlagen  im  Sinne  der  ^  lö  und  24 
der  Gewerbeordnung  mit  Büeksicht  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des 
Gewerbebetriebes  und  der  Betriebsstätte  zur  Sicherung  der  Arbeiter  gegen 
Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  vorgeschrio}>en  werden  : 

3)  die  Mitwirkung  an  der  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Be- 
stimmungen der  §§  107  bis  llüb  der  Gewerbeordnung  und  die  Konti'olle 
der  hierauf  genuteten  Wirksamkeit  der  Ortspolüseibehörden ; 

4)  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  vom  30.  März 
1903,  betr.  Kirjderarbeit  in  jrewerblichen  Betrieben  iTi.G."B].  S. 

Nach  Bedürfnis  kiumen  den  Gewerbeinspektionsbeamten  noch  weitere 
geeignete  Aufgabeu  im  Gebiete  der  Gewerbopolizei  von  dem  Ministerium 
des  Innern  zugewiesen  werden. 

§  1.  Für  die  gemäss  Art.  178  des  Berggesetzes  vom  7.  Oktober 
1874  (Reg.-Bl.  S.  3nr)  unter  der  p' lizt-ilichon  Aufsicht  der  Bergbehrirdr.n 
8*^ehenden  Anlagen  (s?  Iä4a  der  Gewerb.  Midnnnjr'i  htxt  der  Voi*stand  des 
Bergamts  die  Befugnisse  und  Verpflichtungen  <ies  Gewer beinspektors  wahr- 
sunehmen. 
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§  6.   Die  Befngnisse  und  Verpflichtungen  der  Bezirks»  und  Orte- 

polizeibeh(5rden  bezüglich  der  Ao&icllt  über  den  V  >11ziig  der  Bestimmungen 
des  Titels  VIT  rlei-  fi'eweibeordnnnp-  und  dos  Roiehs^^esetzes  vom  30.  März 
1903,  betr.  Kinderailjeit  in  ^gewerblichen  Betrieben,  werden  durch  die 
Zuständigkeiten  der  Gcwerbeinspektoreu  nicht  berührt* 

Die  Gewerbeinspektionsbeamten  sind  innerhalb  ihres  Wirkungskreises 
berechtigt  und  verpflichtet,  die  Orts-  und  Bezirkspolizeibehörden  auf 
etwaige  Mängel  in  <len  bestehenden  Zuständen  oder  getroffenen  Anord- 
nungen aufmerksam  zu  machen  und  \\  enn  dieselbea  nicht  abgestellt  werden, 
die  vorgesetzte  Polizeibehörde  anzurufen. 

Die  Bezirks«  und  Ortspolizeibehörden  haben  die  Gewerbeinspektions* 
beamten  bei  ihrer  Amtstätigkeit  zu  \interstützen,  ihnen  von  Tatsaohen, 
welche  zu  einem  Einschi-eiten  derselben  Anlass  iieben,  snwie  vnn  dem 
Ausgang  eines  auf  deren  Ersuchen  eingeleiteten  Verfahrens  Kenntnis  zn 
geben  und  auf  Anfragen  Auskunft  zu  erteilen.  Von  denjenigen  Akten 
und  Verzeichnissen,  welche  sich  auf  Gegenst&nde  des  Wirkungskreises 
der  Gewerbeinsp^tion  beziehen,  haben  die  Polizeibehörden  den  Beamten 
der  rfeworbeinspektinn  rurf  Veilaniron  jederzeit  Einsicht  y.n  y'ewähren. 

Di©  Ortspolizoibehclrden  habon  auf  Ersuchen  der  (TOwerbeiiis|'ektions- 
beamten  denselben  bei  der  Vornahme  von  He  Visionen  gewerblicher  Au- 
lagen Beihilfe  za  leisten,  ausserordentliche  Revisionen  einzelner  gewerb- 
licher Anlagen  sowie  Nachrevisionen  vorzunehmen  und  Aber  das  Ergebnis 
Mitteilung  zu  machen. 

i?  G.  Polizeiliche  Veriügungen ,  welche  erforderli' hcnfalls  mittels 
5iwangs  oder  Strafen  zum  Vollzug  zu  bringen  sind,  haben  die  (iewerbe- 
inspektionsbeamten  nicht  zu  erlassen.  Wenn  sie  die  Abstellung  von  Ge- 
setzwidrigkeiten und  Uebelständen  nicht  durch  gütliche  Vorstellungen  und 
geeignete  Ratschläge  herbeizuführen  vennöiien ,  so  haben  sie  die  ent- 
sprechenden Anträge  an  die  znstSliidigen  Polizeibehürden  zu  stellen. 

§  7.  Die  Königliche  Verordnung  vom  IG.  Mai  181)2,  betr.  die  Ge- 
werbeinspektion (Keg.Bl.  S.  143),  tritt  ausser  Kraft 

Unser  Ministerium  des  Innern  ist  mit  der  Vollziehung  dieser  Ver- 
ordnung beanftragt. 

4.  Verfügung  des  kgL  Minlttaifiiilis  des  Ximeni,  betr.  die  Dtouit- 
anweiBoag  fKr  die  Gewerbeinspektion.    Vom  14.  März  1905. 

Dienstanweiisuiu  lüt  die  Gewerbeinspektioii. 

1.  Dienstliche  Stellung  der  GewerbeinspcktioDsbeamtcn. 

§  1.  Die  Ge«erbeüi8p«ktoien  «ind  Mitglieder  den  Verwaltungskollegiuma  der 
ZentralHteUe  ffir  Gewebe  und  lUndel  und  unterstdien  dw  DieostauMdit  dierar 
Behörde. 

Sie  sind  zu  den  Sitzungen  des  Verwaltung»-  und  den  Gesamticollegiums  einco- 

ladcn  und  vorpflicluot,  ihnen  anzuwohnen,  «oweit  «ie  dnrnn  nicht  durch  drinpnidc 
auhwuiuge  UieiibtgiMchHtte  gehindert  sind.  In  den  Sitzungen  steht  ihnen  das  Stimm- 
recht auch  boi  nolehen  Gegenständen  su,  wdclie  nidit  in  den  WirirangslcKis  der  Ge- 
werbrins{>ektion  fallen. 

Die  Gewerbein!*pektoren  handeln  hei  ihrer  amtlichoti  Tätigkeit  innerhxilb  des 
Wirk ung)* kreise«  der  (k  w*  rix  inspektion  aelbständig  und  auf  •  ig- ne  Verantwortlichkeit. 
Sie  sind  jedoch  verpflichtet,  die  Weisttogen  des  Vordtandes  da  Zentraktelie  in  Bezug 
auf  die  Dienstordnung  zu  beachten. 

Der  Vorstand  der  /•  niral-ti  Iii-  i-f  tu  fuurt,  die  amtliche  Tätigkeit  dt  r  fSrwerlM»- 
ingpektoren  auch  in  sachlicbcr  Beziehung  zu  prüfen  und,  wenn  hierzu  Aniass  l)esteht, 
zu  beanstanden.  Der  Gewerlteinspektor  kann  beantragen,  dam  über  Fragen,  über 
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welche  zwischfn  dem  Vorstand  der  Zt  iitral>telle  und  ihm  MeiDungs»vpr>cIiie<]enhoit  be- 
bteht,  im  Venvaltungäkolk^iiuu  der  Zeiitraiistelle  Beratung  gepflogeu  und  J>e»€hlu8S 
fldhaat  wird.  Nach  diesem  Beechluss  hat  der  (lewerbeinepektor  zu  verfahren.  Jedoch 
kann  er,  wenn  er  sich  dabei  nicht  T>f-nihig(>n  /u  können  glaubt,  die  Sinlioliiiig  der 
£ntscblie»8un<r  dt^  Minißteriums  da-  luuoru  iieautragt-u. 

§  2.  Die  ( iewcrbimsBCäsoren  sind  auf  Lebenszeit,  die  auf  etatsmässigc  Stellen  er» 
nannten  GewerbeiaspektioiiMMisteotiDueii  und  Gewerbeiospektioasgehilten  auf  Km- 
digune  angeetellte  Beamte  im  Sinne  dee  Art.  1  des  Beamtengesetcee. 

Unbtecbn  I  t  1,  r  Ol  ,  raufßicht  des  Vorstandes  der  Zentralstelle  haben  die  Abe.  1 
b^eichneten  Ikauiten  bei  der  Ausübung  der  Gewerbeaufsicht  den  Weisungen  dee- 
jenig^n  Gewo^HÄnepektorB  nachsukommeo,  in  dessen  Besirlc  sie  jeweils  tätig  8ind. 
Die  allgemeine  Pit  nstiiufsichi  ü!)0'r  dieselben  strht  dcmj^nipcn  (^ewcrhciuspektor,  dem 
sie  zugeteilt  sind,  und  wenn  »ich  ihre  Tätigkeit  auf  mehrere  1  UHiiektionsbezirke  er- 
streckt, dem  Dicnetältceten  der  betretenden  Gewer)  »oinspdrtoien  zu. 

Im  Fall  der  Abwesenbfit  oder  sonstiger  Verhindeninfj  ciiicj*  Oewerbeinspektors 
ist,  ßolt  rn  übtr  die  Stellvertretung  nichts  anderes  verfügt  wird,  der  Gewerbea^seAsor, 
l)ei  mehrcr»jii  dnem  (tewcrbeinspcktor  beigegebenen  (tewerbeasßesÄoren  der  Dienst- 
ält^te,  der  gesetzliche  Stellvertreter  de»  (tewerbeinspektorB.  Im  übrigen  kommt  den 
Gewerbeassesßoren  eine  selbständige  Wirksamkeit  nur  zu,  soweit  sie  ihnen  vom  Qe- 
werbeijj!-j>ckt«r  für  einzelne  Fälle,  den  Ciewerbeinfpektionsassi.'tentiimen,  soweit  Sie 
ihnen  vom  Vorstand  der  ZeutraLstelle  in  besonderen  Fällen  übertragen  wird* 

Während  der  Daner  der  8tdlvertretiing  fSr  den  Gewerbeinspektor  kann  der 
Gew<■^^e<l.-^if•^•^or  vom  Vorstand  der  Zentraletrll;  /n  den  Sitznnp:cn  des  Verwalttings- 
küUegiuiut«  und  des  GesamtkoU^nma  zugezogen  werden.  Stimmrecht  kommt  ihm 
in  diei^ero  Fall  nur  bei  Gcgenstindai  so,  weidie  mm  Wiriningskreis  der  Oewerbe- 
iospektion  gehdren. 

II.  Wirkungskreis. 

§  3.    Der  W  irkimgbkrcis  der  Gewerbeiospektionsbeamten  umfasst: 

1)  die  Aufsicht 

at  tilwr  die  Ausführung  der  Bestimmungen  hini<ichtlich  der  Sonntapsnihe  in  den 
Gewerben  mit  Ausnidiaie  der  Ilaiideisgeworhe  (!j§  lOfia,  105b  Abb.  1,  l(j">c  bis  lüöh 
der  Gewerbeordnung,  vgl.  auch  Abschn.  ('  der  Anweisung  zur  Ausfühning  der  Vor- 
schriften über  die  Sonnrntruruhe  im  Gewerbebetrieb  vom  7.  März  1895,  Amtsbl,  S. 

b)  über  die  den  120a  bis  12üe  der  Gewerbeorduung  entsprechende  Kinneh- 
tuug  der  gewerlilichen  Anlagen  und  de*»  Betriebs  zum  Zweck  des  Scnutzes  der  Arbeiter 
ngen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  und  der  Wahrung  der  guten  Bitten  und 
des  Anatuidee; 

c)  über  die  Einhaltung  der  Vorschriften  der  134  bis  139a  v<rl.  mit  §  154 
Abs.  2 — 4  der  Gewerbeoronung  hinsichtlich  der  Verhältnisse  der  Arbeiter  in  den 
Fslmkea  und  den  diesen  gleichgestellten  Anlagen; 

2)  die  Erstattung  von  Gutachten  an  die  BehScdeD  Über  Gcgenstinde,  Welche 
den  Wirkungskreis  der  Gewerbeins^^ckLiou  berühren; 

3)  die  Aufsicht  darüb^,  ob  die  mit  Rüeksii  ht  auf  die  besondere  fissdbaffenheit 
d«  Gewerbebetriebs  und  der  Bt  triebsstätte  zur  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahren 
für  Leben  und  Gesundheit  l'oi  Genehmigung  von  gewerblichen  Anlagen  im  Sinne  der 
SS  16  und  24  der  Gewerbeordnung  Torgeschriebenen  Bedingungen  eingehalten  werden; 

4j  die  Mitwirkung  bei  der  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der 
107  bis  II 9b  der  Gewerbeordnung  und  die  Kontrolle  der  niernuf  gerichteten  "Wirk- 
samkeit der  Ortspolizeilx'börde : 

5)  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  des  Eeichegesetzes  vom  3ü.  März  19Üi3| 
betreffend  Kinderarbeit  in  giewerhlidiai  Betrieben  <R.G.fil.  S.  113).  (Vergl.  §  21  dieses 
Gr  setzen  und  Ziffer  \U  des  Erlasses  des  Ministertnms  des  Innern  vom  15.  Dezember 
iyU3,  Amt^bl.  fS.  Wl); 

6)  die  Teilnahme  an  den  Untersucfanng^Teihandlangsii  über  BetriebennfSUe  in 
dem  in  §  17  näher  bezeichneten  Umfang. 

Das  Miuisterium  des  Innern  beliält  sich  vor,  den  Gewerbdnspektoren  noch 
weitere  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbepolizei  zuzuweisen. 

§  4.  Die  Gewerbeinspektionsbeamten  treten  in  dem  ihnen  zugewiesenen  Wirkungs- 
kreis nicht  an  die  Stelle  der  ordentlichen  Polizeibehörden,  sondern  sie  haben  inner- 
halb ihres  Aufsichtsbezirks  die  Tätigkeit  der  letzteren  zu  eriränzen  und  durch  BerBiunir 
daraelbea  auf  eine  sachgemisse  und  gieicbmässige  Ausführung  der  Bestimmungen  der 
Qeiperbeordnung  und  oer  Mif  Grund  derselben  erlassenen  Vorsdiiriftai  hinzuifirkeo. 
Vgl  §  21. 
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Die  Gewerbeinspektionabeaintaa  haben  bei  der  Ausübnog  der  ümeo  oblicffendMi 
KontroOe  ihre  Angabe  vonidiinK(^  darin  xa  svehen,  dnreh  eine  wohlwotleMe  Be- 
ratung' und  Vonnittelnng  nicht  t  ut  len  Arbeitern  die  WotütAten  dea  Geaetzea  zu 
fticlicrn,  eonderu  auch  (lie  ^Arbeitgeber  in  der  Erfüllung  der  Anfordern neen,  welche 
dae  QvmHz  an  die  Eiorichtungea  und  den  Betrieb  ihrer  Anlagen  stellt,  taktvoll  zu 
unterstutzon,  zwischen  den  luforessen  der  Gewerbeiintemehmer  einerseits,  der  Arbeiter 
und  des  Publikums  anderci^eits  auf  Grund  ihres  ITeberblicks  über  die  gesetzlichen 
Bestimmtuigen,  ihrer  technischen  Kenntnisse  und  amtlichen  Erfahrungen  in  tnUiger 
Weise  zu  vermitteln  und  sowohl  den  Arbeitfiobern  als  den  Arbeitfrn  j^frenübcr  pme 
Vertrauensstellung  zu  gewinnen,  welche  sie  in  den  Stand  si  tzt,  zur  Erhaltung  oiler 
Anbsvhnung  guter  Bezieliungen  zwischen  beiden  mitzuwirken  und  die  Arbeitt:elH>r  auch 
Über  die  gesetzlichen  Anforderungen  hinaus  zu  Einrichtungen  anzuregen,  welche  die 
VcrbenftOTung  der  Lage  ilirer  Arbiter  beewecken. 

P.  i  der  Ermittelung  und  Entgegennahme  von  Anliegen  und  Beschwerden  der 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen  und  bei  der  Aufdeckung  vorhandener  Miasstande  können 
eich  die  Oewerbeinspektoren  geeigneter  Vertrauenspersonen  bedienen ;  wo  die  Veodiik- 
niese  es  angezeigt  omcheinen  laaatgi,  inb  anf  die  AnnieUang  aokber  VertraoeniqperMMiai 
hinzuwirken. 

§  5.  Zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  haben  die  Gewerbe! nspektionsbeaniten  sieb 
eingellende  Kenntnis  von  dem  Zustand  und  dem  Betrieb  der  inrer  Aufsicht  unter- 
stellten Aulagen  sowie  von  der  Wirksamkeit  der  ordentlichen  Polizeibehörden  zu  ver- 
schaffen und  nicht  nur  die  Abstellung  von  Gesetzwidrigkeiten  und  L'übelständen  zu 
TetanJaeaen,  iK>ndem  auch  darüber  ein  Urteil  sich  zu  uilden,  ob  und  welche  Vor- 
Bdiriftai  oder  Einrichtungen  erforderlich  sind ,  um  die  Aufsicht  der  ordentlichen 
Polizeibehörden  /.u  einer  erspriefisliclien  zn  machen,  sowie  ol»  und  welche  auf  Grund 
des  §  120e  und  des  §  139a  der  Gewerbeordnung  zu  erlabsenden  Vorschriften  im 
Intereeee  der  Industrie  einereeita  nnd  dar  Arlieiter  anderaneita  iribuchenawert  er- 
scheinen  oder  inwiefern  eine  Ab&ndening  bereits  bestehender  derartiger  Vorschriften 
sich  emofiehiti 

§  6.  Bei  MeinungBTenchiedenheiten  zwischen  dem  Inhaber  einer  gewerblichen 
Anlag:e  und  dem  Gewerbeinspektor  oder  zwischen  dem  letzteren  und  der  Polizeiltehörde 
darüber,  ub  ein  Betrieb  den  Bestimmungen  des  Titels  Vli  der  Gcwerbeyrdnung  oder 
einzelnen  dieser  Bestimmungen  untersteht,  ist  von  dem  G^erbeinspektor  eine  Ent» 
Scheidung  des  Oberamta  und  erforderUchcn falls  der  Kreisr^erung  herbeizuführen. 
Vgl.  auch  Ziffer  II  der  Ministerialverfügung  vom  9.  Mira  1905,  betreffend  eine  Ab- 


§  7.  Bei  der  Beviaion  aller  gewerblichen  Anlagen  ist  dngdiend  an  tmtersnchen, 

ob  ihre  Einrichtungen  und  die  Regelung  des  Betridis  den  nach  §  l20a  bis  120c  der 
Gewerbeordnung  zu  stellenden  Anforderungen  in  Bezug  auf  den  M;chutz  der  Arbeiter 
gegen  Gefahren  fOr  Leben  nnd  Gesundheit  und  auf  Wahrung  der  guten  Sitten  und 
des  Anstands  entsprechen  und  ob  die  nach  g  120e  tler  Gewerbeordnung  vom  BondeS" 
rBt  oder  den  Liandesbehörden  erlassenen  Vorschriften  l>ejM,^htet  sind. 

Diejenigen  lastigen  Anlagen  (§§  IG  und  24  der  Gewerbeordnung)  und  Fabrik- 
bauten, bezüglich  derer  den  Gewerbeinspektoren  gemäss  §  2ii  Al)s.  4  der  Vnllzugs- 
Verfügiing  zur  Ctcwerbeordnung  vom  26.  Marz  1802  Abschritt  der  Genehiuigutigs- 
urkunde  . 'i  i  ::ungeti  ist,  f-ind  \<>i\  den  (4cwerbeinspektioti-bwimten  möglichst  bald 
nach  ihrer  iijrrichtung  und  auch  in  der  Folge  regelmässig  in  der  Kichtung  zu  unter- 
Sachen,  ob  die  bei  der  polizeilichen  Genehmi^ng  im  Interesse  der  Arbiter  gegebenen 
VorF(hrirten  befolgt  sind.  BlQUigd,  Welche  sich  liierbei  ergeben,  eind  achleonigst  dem 
Obenimt  anzuzeigen. 

Hinsichtlich  der  Beachtung  der  Unfallverhütungsvonehriften  der  Berufegenoesen- 
sehaftcn  und  des  Vf>rhältni8ses  der  Gewerbeauf>icht«benmten  zti  den  Berufsgen o««en- 
schaftoii  un<l  deren  technischen  Aufsu-htsbeamten  und  ihren  Anordnungen  wird  auf 
den  §  28  der  \'(jlk.\'erf.  zur  iTewcrbeofd^nng  vom  26.  Mira  1892  (Beg^BL  8.  59)  und 
auf  §  123  des  Gcwerbcunfallversicherungsgesctzes  venviesen. 

§  8.  Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  ßestiuimuiigen  der  Sonntagsruhe  in 
den  Gewerben  liegt  in  er-ter  Linie  den  OrtspoTizeibehörden  ob.  Die  Gewerbcinsjjektions- 
beamteo  haben  sich  aber  anlasslich  der  Bevision  dar  gewerblioiicn  Anlagen  jedesmal 
auch  über  die  Anwendung  der  VorsdirlftM»  über  die  Sonntagsruhe  in  den  Gewerben, 
mit  Ausnahme  iler  Handelsgewerbe,  zu  erkundigen  und  sich  zu  vergewissern,  ob  die 
Buhezeit  an  Sonn-  und  Festtagen  den  Vorschriften  des  §  105b  Abs.  1  der  Gewerbe» 
Ordnung  ent^pridxt  und  ob  die  an  den  Sonn-  und  Feattifen  etwa  stattfindenden  Be> 
schif tigungen  gcaetdich  oder  durch  rechtsgültige  Verfugungen  der  auatind^^  Be- 
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hönieu  K*»tattet  uiml.  (Vel.  §§  105c,  1U.3<1,  ltx>e,  105£  der  (?ewerbeordnung.)  Auch 
ist  die  Führung  dce  in  !}  105c"  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  vorgeschriebenen  verzeidl* 
Bisses  jedesmal  unter  Beachtang  der  Vonchrilten  des  §  ö  der  VoU&Verf.  vom  26.  iSSn 
1^92  zu  kontrollieren. 

Ausserdem  hat  der  Gewerbeinspektionsbeaiiito  anläfislich  seiner  AnWBMiiheit  in 
der  Gemeinde  von  Zeit  zu  Zeit  das  nach  §  lOöf  Abe.  3  der  Gewerbeordnung  von  den 
OrtÄpolizeibehörden  zu  führende  VerzeicJinis  über  die  von  diesen  nach  §  105f  zuge- 
Ia.--rnon  Ausnähmen  einzusehen  und  <la!iei  zu  prüfen,  ob  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzung^ lür  die  GestaUimg  solcher  Aui<nahmeQ  vorJagm  und  ob  nicht  im  ganiea 
di«  Haadhabang  disMr  QtsmBbestimmung  zu  dDcr  Bamstsadoog  Anitas  gibt. 

f  9.  IMe  Anfsidit  über  die  Einriehtnngen  und  den  Betrieb  solcher  gewerblicher 
Anlagen,  welche  weder  zu  <\cr\  Fabriken  zahlen  oder  letzteren  gemäss  §  154  Abs.  2 
bi«  4  der  Gewerbeordnung  pIeich«rcstolft,  noch  besonderen  auf  Grund  des  §  I20e  der 
( Jewerbeordnnng  erlu.-M^enen  V'orsebriften  nnterstollt  sind,  li^  in  erst^T  Linie  den 
Ortopoiicäbehöraen  ob.  Die  GewerbeinspektionfibeamteD  hatoi  »bev  bei  ihrer  Ao- 
tnsoBlirit  in  den  G«neinden  gelegentlidbi  «ndi  B«(7febe  dieser  Art,  bei  weldien  dies 

bSBCmders  antrczcigt  er-*ebc[nt.  zu  revidieren. 

§  10.  Besonders  eingehenden  und  in  kürzeren  Zwi«echcnräumeii  vorzunehmenden 
Bevioonen  sind  von  den  Gewerbeingpektionsbeamten  vornehmlich  eoldie  gewerbliche 
Anlapon  zu  unterwerfen,  deren  -iiiehcntsprechende  und  berechtigte  gewerbliche  Inter- 
£•-^en  schonoinie  Beaufsichtigung  techuiM;he  Kenntnisse  und  fifahrungen  ^erfordert, 
wie  sie  l>ei  den  Organen  der  ordentlichen  Polizeibehönien  nielu  vorausgesetzt  werden 
können,  femer  .«  h  ho  Anlagen,  deren  Betrieb  mit  besonderen  Gefahren  für  die  Arbeiter 
oder  die  NachbarHciiaft  verbunden  iist,  und  solche,  für  wclehc  sonst  vennöge  besonderer 
Verhältnisse,  namentlich  der  Erteilung  von  Ausnahmebewilligungen  auf  Grund  der 
§§  13Sa  und  1B9  od«r  einer  besonderen  Kegeluag  des  Betriebe  gemäss  §  139«  der  Ge- 
werbeordnung, eine  öftere  Kontrolle  angezei^  ewdidnt. 

;j  11.  Den  Arl>eitHurdnangen  in  den  fahriken  und  in  rleu  den  Fabriken  gleich- 
stehendeu  Anlagen  haben  die  Gewerbdnspektiousbeamtcn  eine  besondere  Aufmencsam- 
kiit  zuzuwenden.  Ee  ist  ra  Irontrollleron,  ob  die  Anlagen,  welche  nach  §  134a  der 
Gewerbfiirdnnnfr  eine  Arbeitsordnung  haben  müssen,  nu't  einer  solchen  versehen  sind, 
ob  bei  deren  Erlassung  die  Vorschriften  in  Btizu^  auf  die  Vorlage  an  das  Oljcramt 
befolgt  sind  134«  und  134g).  ob  die  ausgehängte  Ausfertigung  mit  der  von  dem 
O'ceranit  zugelassenen  Arlieitsordnung  (vgl.  §  37  letzter  Abs.  der  Vollz.Verf.  vom 
2ü,  Mär/,  1892^  übeieinisiimmt,  ob  etwaige  Aonderungen  Ldeichfalls  bei  dem  Oberamt 
«ngcreicht  worden  sind,  ob  dSe  vorherige  Anhörnng  der  Arbeiter,  soweit  diese  vorge- 
schrieben ist.  stattgefunden  hat  134d  und  134g)  und  ob  die  Arbeitsordnung  ratr 
sprechend  ausgehängt  sowie  den  Arbeitern  behändigt  ist  134e). 

Die  gemiffl  §  36  Abe.  4  der  Voilz.Verf.  vom  2G.  März  1892  ihm  zur  Aeusserung 
übersandten  Arbeitsordn untren  hat  der  Gewerbeinspektor  unter  Beachtung  der  im  §  3.o 
der  Vollz-Verf.  bezeichneten  Gt»icht<jpunktc  einer  genauen  Prüfung  st-hleunigst  zu 
VBtemdieD  und  über  das  Er^bnis  dem  Oberamt  Mitteilung  zu  machen. 

Ferner  ist  bei  der  Revision  der  gewerblichen  Anlagen  die  Art  der  Anwendung 
und  Wirksamkeit  der  Arbeitsordnung  zu  beachten,  das  Verzeichnis  der  verhängten 
Geldstrafen  (ij  I34e  Abs.  3)  einzusehen  und  zu  prüfen,  ob  bei  der  Verbäniruni?  v(»n 
dualen  die  geseUlichen  Vorschriften  eingdiialteD  sind  i§  38  der  Vollz.Verf.  vom 
26k  5Ör  189Z).  Auch  ist  in  geeigneter  Wäse  danraf  hinzuwirken,  dasa  Bestimmungen 
der  Arbeitsordnung,  welche  mit  besonderer  H/irte  für  die  Arbeiter  verbunden  oder 

Seeigoet  sind,  das  Verhältnis  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  den  Arbeitern  zu  ver- 
itten,  beseitigt  werden. 

I  12.  Bei  den  Revisionen  derjenig'  »  Anlagen,  auf  weli  he  die  Bestimmungen  der 
S&  ld4  bis  139b  der  Gewerbeordnung  Anwendung  finden,  hat  sich  die  JünBichtUch  der 
KecUftigung  von  Arfadterinnen  und  jugendlidien  Arbeitern  ansxattbende  Eontrolle 
auf  die  in  §  53  Ahs.  1  ZifCer2  bis  10  der  VoUx.Verf.  vom  26.  MÜrs  1892  benichneten 
Punkte  zu  erstrecken. 

Des  weiteren  sind  bei  den  Revisionen  durch  die  GewerbeinspelrticNisbeamtai  die- 
Bp^timraungen  des  §  54  der  Vollz.Verf.  vom  26.  .^frirz  1892  zti  beachten,  die  in 
gleicher  Weise  auch  auf  die  nach  §  154  Ab.^.  4  der  Gewerbeordnung  für  Betriebe 
gewij*ser  Art  verfügten  Bescluinkungen  Anwendung  zu  finden  haben.  {Vgl.  nament- 
Rch  die  kaiserl.  Verordnung  vom  9.  .luli  lf>00,  betreffend  die  Werkstätten  mit  Motor- 
betrieb,  und  die  kaiserl.  Verordnungen  vom  31.  Mai  1897  und  17.  Febmar  1904, 
betreffend  die  Werkstätten  der  Kleider-  »ind  Wiischekonfektion.  sowie  die  XU  dieseo 
Verordinungeu  erlaseeneo  Ausfühnmgs-  und  Vollzugsbeetimmungon.) 
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INe  von  den  Ortsvoratdwni  geführten  Veneiehiiisse  der  Fabriken,  in  welcheo 

Arbeiterinnen  hfsthäftipt  werden,  Haben  die  (n'\verbeinspcktinii-;i>cauiton  von  Zeit  zu 
Zeit  namentlich  auch  nach  der  Richtung  einer  Prüfung  zu  uoterzieheu,  ob  bei  d& 
GestÄttung  von  Ueber/eitArbeit  von  Arbeiterinnen  über  16  Jahren  nach  §  138a  Abs,  1 
bi«  4  der  Gewerbeordnung  die  gesetzlichen  Orcnjrpn  und  die  Vorschriften  der  SS  43 
bis  45  der  VoUz.Vcrf.  vom  2G.  Man  1892  eingeiialten  und  ob  solche  Ausnahmen  ui»  lit 
über  das  Bedürlnis  hinaus  gestattet  werden. 

§  13.  Aiilii-^^lich  der  Kpvifioncn  der  gewerblichen  Anlagen  haben  die  Gcwerbc- 
inspekliüuöboaniteii  auch  darauf  zu  achten,  ob  die  Bestiinmiuigeu  der  §§  114a,  115  bia 
119b,  134  Ah».  3,  J  ilb  Ab6.  1  Ziffer  2  über  die  Lohnnhlong  imd  die  Lohneinbelial- 
tungen  beachtet  werden. 

§  14.  Die  Revisionen  der  Gewerbeinspättioneaseisteiitinneii  haben  nidk  atif  die* 
jenigen  Betriebe  zu  erstrecken,  in  welchen  weibliche  Arbeitskräfte  beschäftigt  .<ind. 
Diese  Bevi^iouen  treten  zu  den  Bcvisionen  der  männlichen  Beamten  ergänzend  hinzu. 
Die  Beamten  der  OewerbcuiHpektion  werden  jedoch  Bedacht  darauf  nehmen,  dasa 
ohne  besonderen  Anlaas  nicht  ein  und  deiselbe  Betrieb  in  zu  Inuier  Zeitfolge  wieder- 
holt beHucbt  wird. 

Zu  den  von  den  A?8iHtentinnen  raitzurevidierenden  Betrieben  gehören  auch  die 
GaHt-  und  Schank wirtschaften,  in  welchen  Getulfen  und  Lehrlinge  weiblichen  Ge- 
schlechts bofichäftigt  werden. 

Ausserdem  haben  die  Assistentinnen  der  Uel)erwachung  der  Bestimmungen  des 
Kinderschutzgesetsee  besondere  Sorgfalt  zuzuwenden  und  luerbei  tunlichste.  Fühlung 
mit  den  Behulanfniditsbeaniten  nndTiclireni  zu  halten. 

Ueher  die  vorzunehmenden  Revisionen  ist  von  je^b'r  As-intentin  in  Gemeinschaft 
mit  den  Gcworbeinspektorcn  jeweils  im  voraua  ein  sich  auf  cineu  Zeitraum  von  einer 
Woche  erHrecIreiider,  die  zu  besuchenden  Orte  und  Betriebe  beedehnender  einfadier 
Plan  aufzustellen. 

Die  Revisionen  sind  von  den  AsHiKtentinnen  in  der  lle^ei  allein,  aber  in  stetem 
Benehmen  mit  dm  Gewerbeinsnektor  des  betreffenden  iiezlrks,  und  unter  Berück- 
sichtigung der  etwa  von  diesem  niefffaei  zu  gebenden  besouderai  Anregungen  und  An> 
Weisungen  vorzunehmen. 

lksi  den  Kcvisionen  haben  die  Af^sistentinnen  in  erster  Linie  denjenigen  Aufgaben 
der  Gewerbeaufsicht  nachzugeben,  welche  den  gesundheitlichen  und  sittlichen  ^hutz 
der  Arbeiterinnen  in  ihrer  Eigenart  als  Frauen  betreffen  (§§  l20a,  120b,  120c,  137 
Abs.  4  und  5  der  Gewerljeordnung). 

Besondere  Arbeitsgebiete  der  Assistentinnen  bilden  die  Pflege  des  Verkehrs  mit 
weiblichen  Yertrauenspereonen  und  spezielle  Untersudrangen  über  die  Verhaltnisse 
der  weiblichen  Arbeiter. 

S  lö.  Die  Gewerbeiiisp«  ktioiisgeliiifen  sind  hauptsächlich  mit  der  Revii»ion  von 
einfocneren  Werkstätten  mit  Motorl^etrieb,  namentlich  auch  von  kleineren  Mahl-  und 
Sagemühlen,  und  mit  der  Revision  der  di  r  fTcwerhe;iuf>ich(  unterstehenden  n-ickereicn 
und  Konditoreien,  Gast-  und  Schankwirtechuften,  5?tanbrüche  und  Steiuhauereieu, 
Bürsten-  und  Pinselmacbereien,  soweit  es  sich  nicht  bei  einzelnen  dieeer  Betriebe  um 
Fabrikbetriebe  handelt,  sowie  mit  der  Ueberwachung  der  BeBtimmtlDgW  des  Kinder- 
Schutzgesetzes  zu  betrauen. 

§  10.  Die  CJewcrbrinsjiiltiDiisbeiiiuten  haben  sich  bei  den  Revisionen  der  Anlagen 
auch  über  sonstige  für  das  Wohl  der  Arbeiter  in  Betracht  kommende  Verhältoisee 
sowohl  innerhalb  als  anseeihalb  des  Betriebs,  z.  B.  das  Lefariingswesen,  die  LOhnunga- 
nrisi'.  das  Verhältnis  der  Löhne  zu  den  örtlichen  Preisen,  die  Wohnungf* Verhältnisse, 
den  Besuch  des  Fortbildungs-,  Haushaltung^-  und  liandarbeit«unterrichts,  bestehende 
WohlCahrtiieinrichtungen,  Kranken-  und  sonstige  Unterstützungskassen  und  dergt, 
zu  unterrichten  umT  den  Arbeit  gel  x-rn  und  Arbeitern  l>ei  gifrebenem  Anlfi-ss  v.-.ri 
nachahmenswerten  Einrichtungen  in  anderen  Betrieben  und  an  andereu  Orten  Kennt- 
nis zu  geben. 

§  17.  Aus  Anlass  der  ihnen  nach  §  (leg  Gewerbeinifallverpicherungsgeöotzes 
und  30  der  VoIlz.Vcrf.  zur  Gewerbeorrlnung  vom  26.  .Mürz  1«U2  zugehenden  Mit- 
teilungen haben  die  Gewerbeinspektion-b*  atnten  den  Untersuchungen  von  Unfällen  in 

gewerblichen  Anlagen  insoweit  anzuwohneu,  als  anzun^men  ist,  dasa  die  Untersnchung 
rfahrungen  von  allgemdtnerem  Interesse  «geben  wird,  oder  dius  hierbd  in  besonders 
wirksamer  Weise  auf  citie  gründliche  Verbeeserang  des  Znstandea  der  betre^dien 
Anlage  hingearbeitet  werden  kann. 

§  18.   Den  Gewerbein spcktionsbearoten  stehen  zwar  innerhalb  des  ihnen  dtirdi 
139b  der  f4evver(>p<'(rdnung  zugewiesenen  Wirkuncrskreisps  (h"e  amtlichen  Refuirnis^e 
der  ürt^polizeibchörticn  zu.   Sie  haben  jedoch  polizeiliche  Verfügungen,  welche  er- 
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forderiichflifiBUs  mittels  Zwangs  oder  Strafen  zum  Vollzug  zu  brin^n  sind,  nicht  zu 
erlassen.  Wenn  sie  flie  Al>>tellunfr  von  (ifsetzwidriLrkciitii  und  Lcbelständcn  nicht 
durch  gütliche  Vorstellungen  und  geeignete  Batschläfe  herbeizuführeo  Tcrmögeo,  so 
haben  «e  die  entsprechenden  Anträge  an  die  nutiomgen  Polizeibdifirdeii  zu  atdien, 
wfdtei  im  VaWc  eiiirr  drititrondtMi,  das  L<'hon  oder  die  (lesaiidheit  bedrohenden  Gefaiu 
eine  enti^iirtH  hciide  polizfciliciie  Anordnung  »ofort  zu  veraiUassen  ist.  Vgl.  §  27  der 
VoDz-Verf-  zur  Gewerbeordnung  vom  20.  JÜr  1892. 

Fälli'  Ixharrlichen  Ungehorsam«  gegen  bestehende  Vorschriften  und  «ehwprere 
Zuwidcrhaiidlun^en  gegen  die  Gesetze  haben  die  Gewerbeinspektoren,  tjotern  nicht 
TOI)  den  Ortspohzeibehürden  bereitb  btraf einschreitung  herbeigeführt  wird,  unmittelbar 
der  Staatsanwaltschaft  oder  dem  twf  poliseUidiea  btmfverfi^tng  sostftndigeD  Obenunt 
anzuzeigen. 

Abgesehen  von  Fällen,  in  welchen  (Tefahr  im  Verzug  irt,  lial)en  die  den  Ge- 
«obeinspektoren  untersteUten  Beacaien  Anträge  oder  Aozeigen  an  die  PolizeibefajMeo 
von  «ieh  ms  ni«^  ta  nUälm  und  m  fiber^reben. 

Hei  erht;blieheii  sjuhliehen  oder  persönlichen  An-tän  1-  i.  deren  Erlr-liL  sng  mit 
den  Inhabern  des  betreffenden  Betriebs  nicht  sofort  zu  erreichen  ist,  haben  die  Ge- 
werbeiiu^iektiodagdiUfen,  je  nadi  der  Sachlage  anch  die  GewerbeinepektioniiMeieteBt- 
ioDen  und  Gcwerbeasse^rcn.  das  weitere  dem  Geirerbeiiiapektor  sn  fiberiMMn  mid 
den  Betriebeinhaber  hierauf  zu  verweisen. 

Ueber  alle  erbeblidien  Wahrnehmungen  bei  den  Revisionen  und  über  die  Aus- 
stellungen, Vcrhe^!>ertin^vorfichl.nge  und  dergl.,  zxi  welchen  sie  Aniasa  gaben»  hat  der 
Gewer&ins^ektionäbeamie  »ich  Aufzeichnungen  zu  machen. 

Wichtigere  Aufforderungen  und  Verwarnungen,  bei  deren  Nichteinhaltung  es 
•ich  nm  die  Veranlassung  i»trafrechtUchen  EUns(£reitens  handeln  würde,  sind  dem 
betahgten  Unternehmer  schriftlich  zu  behändigen  unter  Zurückbehaltung  de«  Ent- 
wurfs oder  einer  Al>schrift  Kei  den  Akten;  hierbei  sind,  uiil>e.schailef  der  ncitigeri  Ile- 
etimmtheit  ,  alle  Wendungen  zu  vermeiden,  welche  den  Anschein  einer  polizeilichen 
Verfügung  enrecken  kflnnten. 

i-  Ht.  Die  (Trwerbein>jM"ktnren  haben  in  den  (Jepenhtänden  ihres  Wirknng^s- 
krüiij0$  allen  Ötsau-sbeliördea  und  den  Ortspolizetbehurdeu  auf  Ansuchen  Gutachten 
abzugeben.  Die  Ortspolizeibehörden  haben  nierbei,  abgesehen  von  dringlichen  FiHcö, 
das  Outachten  des  Gewerbein.«i)ektors  durch  Vermitteinnsr  des  vorjre^etztcn  Oberamts 
Qschzu suchen ;  dieses  hat  vorkouimendenfall.s  eine  ungerechtfertigte  luanspruchnahme 
des  Gewerbeinspektor-*  zu  verhindern. 

Werden  die  (rewerbeinspcktionsbcamten  als  Sachverständige  oder  als  Zeugen  über 
Tatsachen,  welche  sie  in  ihrer  amtlichen  Tätigkeit  wahrgenommen  haben,  zur  Ver- 
nehmung vor  die  Gerichte  ucladcn,  so  haben  sie  sofort,  zutreffendenfalls  unter  Dar- 
jegnng  der  ihrer  Veruehmong  etwa  entgegenstehenden  Bedenken,  dem  Voiatand  der 
Zntiiletdle  fttr  Gewerbe  mm  Handel  Amseige  zn  eratatten. 

In  gewerblichen  At)L:eleL'(  nheiten,  welche  nicht  zum  Wirkungskreis  der  (M  werho- 
inf^ktion  gehören,  dürfen  die  Gewerbeinspektionsbeamten  Gutachten  nicht  abgeben. 

§  '20.  Die  Gewerbe! n^pektionabeamten  aind  verpflichtet,  sich  hinaiditlidi  aer  zu 
ihrem  Wirkungskreis  gehörigen  Angelegenheiten  mit  den  nLeraintern  und  Ortsprtlizei- 
behörden,  sowie  mit  anderen  Ik^amten,  deren  ZuständigketLcn  dabei  in  Betracht  kommen, 
z.  B.  beamteten  Actzten,  Geistlichen,  §chulaufsicht.sl^örden  und  Lehrern,  Oberamta> 
baumeistern  n.  ^.  w.  aiich  iif^oweit,  als  ihnen  nicht  ini  einzelnen  eine  Reirntnchtunp 
oder  Mitwirkung  ubht^i,  m  der  erforderlichen  Fülilung  zu  hiüleu  und  sich  über  vor- 
gefundene HiiaatiUide  mit  den  za  dorai  Abatellmig  benafeoen  Bemnteii  ine  fieuebmeo 
zu  setzen. 

Den  BemlsgenaMenschafteo  (vgl.  auch  §  7  letzter  Ab?.),  Venicherungsanatalteo 

und  Krankenkassen  haben  die  GewerbeinsjM  ktiiiii<heiuiiteii  tunlichsites  Entgegenkonnnen 
zu  beweisen  und,  soweit  sich  Anlass  dazu  gibt  und  w  ohne  besonderen  Aufwand  an 
Zeit  und  Koet^  ^eacheheu  kann,  auch  deren  Intereeaen  zu  fördern. 

Die  Gewerbeinspcktorrn  sind  hrrechtiirt.  von  den  durch  die  Innungen  und  Uand- 
«erkitkammern  zur  UeWwachung  der  Betnebc  autgcslellten  Ikaufiragtea  (zu  vgl. 
^  S3  Abs.  2  Ziffer  10,  94c,  100c,  103b,  Abs.  1  der  Gew.-Ordnung  und  ^  3«)— 3^ 
der  J^t.ituten  der  württ.  Han(hv(  rkt»kammern)  über  ihre  Ueberwachungstätigkcit  und 
deren  Ergebnisse  Mitteilung  zu  verlangen.  Soweit  die  Tätigkeit  dieser  licauitragten 
mit  der  Bevisionstätigkeit  der  GewerbeaufsichtÄbeamten  in  Widerstreit  treten  sollte 
haben  die  Gewerbeinspektoren  sich  wegen  der  Behebung  solcher  Anstände  «n  die  Auf- 
•idlitBbdiörden  der  Innnngen  und  Handwerkakammem  zu  wenden.  Die  Oewerbe- 
inspektoren  können  >ich  >amen  und  Sitz  ih  r  rxauftratrten  der  Innungen  und  Iland- 
werk.-^kaniniern  seitens  der  Aufsichtsbehörden  dieser  OrgauUatiouen  baseiuhueu  huiien. 
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§  21.  Die  Geworboint!]»»  ktionsbcaniun  sind  iiin«rluüb  ihres  Wirkongskrcises  be- 
rechtigt und  verpflichtet,  die  Orts-  tind  Bezirkttpollzeibehörden  auf  Mängel  in  den 
bestehenden  Zustanden  und  Anordnungen  aufmerksam  zu  machen  und  wenn  dieselben 
nicht  abgestellt  werdon,  die  vorgesetzte  Polizeibchünle  anzurufen. 

Die  Qewerbeinspektionsbeamten  haben  ihre  Anwesenheit  in  den  Oemeindeu  des 
Öfteren  daxu  sn  benfitxen,  sich  mit  den  OrtsTmetehern  oder  den  an  ihrer  BteOe  die  Auf* 
sieht  und  die  Revisionen  bei^or^'endrn  I '  arntn  zu  besprechen,  über  die  von  ihnen  geübte 
Aufsichtstätigkeit  sich  unterrichten,  uiit  ihnen  emige  Revisionen  vorzunehmen  und 
sie  soweit  erforderlich  behufs  Krzielung  einer  sachverständigen  und  ^icichmäi^igen 
Aufsiehtstriti^'keit  entsprechend  zu  unterweisen.  Wenn  einzelne  Ort^ipolizeibeamte  un- 
geachtet gemachter  Vorstellungen  die  ikneu  bei  der  l  eberwachung  der  Arbdterschutz- 
metimmungen  obliegenden  Verpflichtungen  nicht  erfüllen  oder  i)ei  Wahrnehmung 
ihrer  /n ständigkeiten  besondere  Naihlä^r^ifrkeit  oder  Ungeschickhchkeit  An  den  Tng 
legcu  feollteu,  so  ist  den  Oberiiiiiteru  hierüber  Mitteilung  zu  machen. 

§  22.  Die  nach  §  5  der  kgl.  Verordnung  vom  6.  März  r.H).'  \  :i  den  Re^irks- 
nnd  OrtapoUxeibdiördai  den  Oewerbanspektionsbeainten  bei  ihrer  Amtstätigkeit  su 
gewfhzvnae  Untentütsang  ist  nicht  fiber  das  Mms  des  Notwendigen  hinfttt«  in  An« 
•l^nch  zu  nehmen. 

Um  vollständige  ausserordentliche  Revisionen  einer  Anlage  sind  die  Orti«polizei- 
behörden  nicht  ohne  dringendes  Bed&rfnis  zu  ersuchen.  Dagegen  untcrli^  es  keinem 
Bedenken,  di*  Orti«polizcibchörden  um  solche  Nachrevisionen,  wi  lehe  nur  die  Kontrolle 
der  Beseitigung  einzelner  bestimmter  Anstände  zum  Gegenstand  haben,  dann  zu  er- 
suchen, wenn  nicht  in  Autisieht  ^tcht,  dass  ein  Qewerbdnspektionebeainter  in  nicheter 
Zttt  wieder  in  die  betreffende  Gemeinde  kommt. 

Wenn  die  Gewerbeinsj>ektion8beamten  der  Dienste  von  unterpsurüneteu  Orgauea 
der  Ortspolizeibehörden  bei  ihren  Reviaimm  Indüifen,  so  haben  sie  aidi  deswegen  an 
die  Ürtsbehörde  sa  wenden. 

III.  Rechte  and  Pflichten  gegenüber  den  Besitsern  und  Leitern 

gewerolicher  Anlagen. 

§  23.  Die  Gewcrbeinspektiouebeamten  dürfen,  wenn  es  sich  um  die  Kontrolle 
der  unter  die  §§  16  und  24  der  OewerbeordnuiiL'  fallenden  Anlagen  handelt,  von  den 
Inhubem  oder  licitern  der  letzteren  erfortlerlicnen falls  die  Vorlegung  der  Genehnii- 
EUDffsurkuttden  nebet  den  dazu  gehörigen  Plänen  uud  Zeichnungen  imd  des  Revisions- 
baem  rerlanffen. 

'21.  Die  Gewerbcin^pektionsbearaten  dürfen  die  Oeu  .  rl>euntcrnehmer  v  n  ihrf»r 
bevorbtehcnden  Ankunft  zum  Zweck  der  Revision  der  Gewerbeanlagen  nicht  in  Kennt» 
nia  setzen  und  die  OriepoliMibeiidtden  nur  aus  iMeondereo  QrOmlen  ywk  denellten 
benachrichtigen. 

§  25.  Den  Nachweis  der  amtlichen  Eigenschaft  führen  die  Gewerbeinspektiona- 
beamten  durch  \'orzeigang  der  ihnen  von  dem  Miniaterinm  des  Innern  ausfserteilteii 
Legitimationskarten. 

§  26.  l>ie  (iewcrbeinspektionsbeamtcn  sind  vorbehältUch  der  Anzeige  von  (Je-setz- 
widrit'keiten  ;  i  -  ir_'^l;dtiger  ( ieheiinbaltung  der  bei  den  Revisionen  der  Atdiigen  anit- 
Uch  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Geschäfts-  und  Bctricbsverhältnisae  dieser  Aa- 
li^cn  verpQiehtet  nnd  weiden  hienraf  bai  der  Ablesung  des  DienrteidaB  besondera 
hingewiesen« 

IV.  Innerer  Dienst. 

§  27.  Zur  Besnrcitng  der  Kanzleigeschäfte  ist  den  Gewerbeinspektoren  beaolldieres 
Kanzleipersonal  beigegeben,  welches  nach  ihrer  Anweisung  tälig  zu  sein  hat. 

§  28.  Ueber  simtiicae  dnlaafsnde  und  abgehende  Selunftstttcitae  der  Gewerbe- 
inspeiUion  ist  ein  Diarium  zu  führen. 

Die  auflaufenden  Akten  sind  nach  Au fsichts bezirken,  Oberamtsbezirkeu  uud 
Gemeinden  geordnet  in  der  Registratur  aufsubewaluen,  und  awar  alsbaM  nadi  EMe- 
digung  dea  oetr.  Gegenstaads. 

von  den  einigenden  Unfaihnuseigen  u.  s.  w.  sind  diejenigen,  welche  sieh  rar 
Aufbewahrnng  b<'i  den  t  rr  \kfen  eignen,  von  den  Gewerbim-iiekioren  vor  der  Ab- 
gabe in  die  Keui^tratnr  ooniider-  zu  bezeichnen.  Die  übrigen  werden  besondere  ge> 
sammelt  und  je  naeli  Ablauf  von  2  Jahren  beseitigt. 

§  29.  Bei  dir  (Jewf rl>eiii>|>ektion  sind  auf  Grund  der  Mitteilungen,  welche  den 
Gewerbdaspektoren  nach  §  2i»  der  Volb«-Vcrf.  zur  Gewerbeordnung  vom  26.  März  ltÄ)2 
nnd  nach  den  Erlassen  des  Ministeriums  des  Innern,  betr.  die  Anlegung  und  Fort- 
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Ifihning  von  VerzcichnUsen  über  gcwerbliihe  Betriebe,  weiche  tier  Gewerbeaufsichl 
unterstehen,  sowie  über  Betriebe,  welche  fremde  Kinder  beschäftigen,  vom  27.  De- 
zesmber  1902  (Amtsbl.  19a3  S.  1'  r-n  f  vom  24.  Fehruur  lü05  (Amt«bl  S.  IIJO)  ziiffchen, 
Qud  anf  Qrund  der  cigeaen  V\  ahrnchmungen  Verzeichmsse  über  die  der  G«werbeauf* 
sidU  imtenlelMiidMi  wtri^  «isakgffi  und  forteofOkno,  und  zwar  gstrannt  Uber 

1  ^  die  Fabriken  u&d  die  difleen  nach  §  151  Ab«.  2—4  der  Oewerbeordniiiig  gleieh- 

geetellteu  Anlagen ; 

2)  die  Buchdmckereien ; 

3^  ^amtliche  tnitcr  die  Bekanntmachung  TOm  4.  Mira  1806  (fi.ü.BL  ti.58)  CalleD- 
den  Bäckercieu  und  Kuuditoreien ; 

4)  die  Gast-  und  Schankwirt«chaften ,  auf  wdehe  die  Bekaontinsdlting  vom 
23.  Januar  1902  {R.G.B1.  S.  33)  Anwendung  findet ; 

5)  die  Steinbrüche  und  Steinhauereien,  welche  den  Vorschriften  der  Bekannt- 
machung vom  20.  Mar/,  IIMÜ  (  I{.(  i.BI.  S.  78'  iinterlif><ren ; 

6)  die  unter  die  Bekanntmachung  vom  22.  Oktober  1002  (R.Q.BL  S.  2(i9)  falleodeo 
Boeshaanpinneraeo ,  Haar-  tind  Boiatenzariditerden ,  sowie  Bfinteo-  und  Pinsel- 
machereien ; 

7)  die  Gewerbebetriebe,  in  welchen  fremde  Kinder  bcdchäftigt  weiden.  (Beicha- 

rBte  vom  30.  Hin  1903,  betr.  die  Kinderarbeit  in  gewerUichen  Betrieben,  iLO.Bl. 
113.) 

Mängel  und  Lücken,  welche  die  GewerbeinspektionBbeamten  in  den  Verseich- 
niaaen  lüMfen,  idnd  rar  Kenntnis  der  betdiigten  Oberamter  oderOrtabcthfiiden  au  bringen. 

Meinnng.NverschiedenLc'iteii  über  die  Aufnahme  von  Bctrid»en  sind  flnf  dem  in  §  6  TOP- 
gei»cbriebeiien  Wege  zur  Erledigung  zu  bringen. 

In  sämtlichen  Verzeichnissen  sind  die  Betriebe  nach  Oberamtsbezirken  und  Ge- 
meinden nnd  innerhalt)  der  einzelnen  Gemeinden  nach  dem  Alphabet  aufzuführen, 
wobei  auf  genaue  und  richtige  Bezeidinang  des  BetriebeinhaberB,  der  Firma  o.  6.  w. 
besonders  m  achten  Ist  In  dner  besonderen  Spalte  ist  ancugeben,  welcher  der  in  der 
Anlage  zur  Anleitung  für  die  Erstattung  der  Jahresberichte  der  Gewerbeauf'^ichts- 
U^ut^  unterschiedenen  Abteilungen  I~V  der  betr.  Betrieb  angehört.  In  dem  Ver- 
zeichnis Ziffer  1  ist  ausserdem  in  einer  Iwsonderen  bpalte  jeder  BeMeb  nach  Gmppe, 
Klappe  lind  Art  der  Gewerbestatistik  aufzuzeirhnen. 

In  den  Verzeichniaaen  Ziffer  2—6  sind  diejenigen  Betriebe,  weiche  Fabriken  oder 
diesen  nach  §  154  Abs.  2  nnd  3  gleichgestellte  Anlagen  sind  und  deshalb  schon  im 
Verseichnis  Ziffer  1  laufen,  besonders  Kenntlich  zu  machen. 

§  30.  Ueber  die  ausgeführten  Dieostgeschäfte  haben  die  Gewerbeinspektions- 
beamten fortlaufende  Tagebücher  zu  führen,  in  welchen  die  Art  des  Geschäfts,  die 
betr.  Anlage,  die  Zeit  der  Besorgung  des  ( ieschäft.'i  und  im  Falle  einer  Reise  die  Zeit 
des  Abgangs  und  der  Rückkehr,  endlich  das  lürgebnis  des  ausgefülirten  Geschäfts  in 
gedringter  Kflnse  einsutragen  ist. 

Von  den  den  Gewerbeinspektoren  unterstellten  Beamten  sind  in  unmittelbarem 
Anschluss  an  die  Einträge  ins  Tagebuch  etwaige  durch  die  Revision  oder  ein  sonstiges 
Dienstgeschäft  veranlasste  schrifthche  Ausfertigungen  zu  entwerfen  und  dem  Gewerbe- 
inapdctor  vorzulegen. 

Die  Oewcrbeinppektoren  haben  die  Tagebücher  der  ihnen  unterstellten  Beamten 
und  zwar  die  der  Aäst^soren  und  Assistentmnen  von  2  zu  2  Wochen,  diejenigen  der 
Gehilfen  nach  jeder  Woche  einzusehen  und  hiearbei,  soweit  etwa  ausser  den  von  den 
betr.  Beamten  beantragten  Verfügungen  u.  s.  w.  weiteres  angezeigt  erscheint,  das  Er- 
forderliche einEnIdtea.  Die  erfolgte  Einsichtnahme  ist  in  den  Tagebüchern  zu  ver- 
morken. 

In  sämtlichen  Ti^bfichem  einschlieaslich  der  von  den  Oewerbeinspcktoren  selbst 
gefBhrten  ist  Uber  die  infolgB  der  Berision  ergangene  schriftliche  Hitteihmgen, 
Verfügungen  und  deigl.  ein  kurzer  Vennerk,  geeignetonfaUs  mit  Aktenvenrebung, 

beir-runetzen. 

Von  der  wiedeiliolten  Vornahme  der  Revision  einer  Anlage  sind  die  ESntH^im 
Tagebuch  über  die  Ergebnisse  der  früheren  Revisionen  nachzusehen. 

§  31.  Bei  Aueführung  der  L^ienstreisen  ist  auf  tunUchste  Verbindimg  der  in  der 
gleichen  Gegend  TOfznnefamenden  Geschäfte  und  Vermeidung  unnötiger  Rückreisen 
Bedacht  zu  nehmen. 

Verzeichnisse  der  erwachsenen  Diäten  und  Reisekosten  sind  von  den  Gewerbe- 
in.spektionsbeaiiiten  nach  Ahlauf  jedes  Monats  der  ZentnüsteUe  cur  Frflfung  und 
ZahiungBanweiBung  vorzulegen. 

2* 
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Wcrdeu  bei  einer  Dieuatrei*»«  luelirere  Geschäfte  besorjrt  und  sind  die  Diäten  und 
Reisekosten  bei  dem  einen  dieser  CJcBchäftc  von  der  Si!ia(*»kasrL',  lici  dem  anderen  von 
den  BetetUfften  zu  tngen,  so  ist  der  hetng  der  Diäten  und  £eiaeko«tea  nach  Vtx- 
hältnia  des  Zdtanf wände,  wddien  die  verscfaiedeDen  GemMfie  erfoiänt  liiben,  swisclieo 
der  8taat(tl£a88e  und  den  B<'teiligten  zu  verteilen.  Für  Q«8chilbef  mlcha  nur  neben« 
her  besorgt  wurden,  findet  eine  Anrechnung  nicht  statu 

§  33.  Alle  3  Wochen  tretoi  an  einem  im  voraus  befttimmteo  Wochentage  die  simt- 
1  hl  n  Tx-aniten  der  Gewerbeinspektion  zu  gemeingohaftlichcr  I?<>f«prrchung  wichtigerer 
dieuülliclier  Angelegenheiten,  insbesondere  der  Ein-  und  ])nrchführung  neuer  gesetz- 
lidier  Restimmungen,  eowie  bewondcrcr  Erfahniugen  und  Vorkomniniese  bei  der  Aua- 
übung der  ÄuffiicEtstätigkeit,  unter  dem  Vorsitz  des  dienstältesten  Gewerbeinspektors 
zusammen.  Eine  Beechlussfas^ung  erlulgi  hierbei  nicht.  Falls  über  wichtigere  Gk^eii- 
atimde  zwischen  den  dienstaufsichtführenden  Beamten  eine  bei  der  Besprechung  nicht 
zum  Austrng  kommende  Meinungsverschiedenheit  sieh  ei^bt»  sind  die  Uewerl)anq;iek- 
toren  verpflichtet,  die  Entscheidung  der  Zentralstelle  einzuholen. 

Den  Gewerlwinspek toren  hleii)t  unlieimp'fzeben,  bei  einzelnen  r;c;.'i'nrttrinden  den 
oder  die  Befereoten  der  Zentralstelle  um  Teitnahme  an  der  Besprechung  zu  ersuchen 
oder  die  Anwohn  ung  des  Vomtandei  der  Zoatralstelle  zu  erfaitten. 

Die  zur  Hesprcehunc  iu  Aussicht  gononinienen  (logenstände  sind  vorher  in  ein  auf 
der  Kanzlei  auiliegendt»*  Heft  einzutragen;  die  Vorbringung  nicht  vorgemerkter  Gegen- 
stindc  ist  abtr  nicht  ausgeschlossen. 

Die  Besprcchuniren  sind  von  den  Ge\verbe)ns[iektoren  aurh  tu  frcnjein-ehafUiclien 
dienstlichen  Mitteilungen  an  die  iliueu  uuterriieilicn  Beamten  zu  benützen. 

Ueber  jede  Besprechung  ist  von  dem  dicnstjüngaten  der  «nweienden  Geweihe» 
■Mceaoren  eine  kurze  schriftliche  Aufzeichnung  zu  fertigen. 

Sonstige  gemeinsdiaftliche  Beratungen  der  Gewerbeiuspektoren,  z.  B,  zur  At»- 
gabe  gemein.-«  haftbelior  gatechtUdier  AeuM«mngen,  werden  dnreh  TOrsteliende  Ein* 
richtungnicbt  berührt. 

93.  Dtm  OewerbetDspektionsaflaifltenUnnen  i«l  von  allen  Mitteiltmgeo  nnd  Ver» 
fügnnizeii,  weicht'  die  für  ihre  Tätiirkeit  in  Betracht  koininenden  Betriebe  betreffen 
oder  sonst  ihren  Gex>chäitMkreis  berühren  (§  14),  Kenntnis  zu  geben,  eb^iso  den  Ge* 
werbeinspektionsgehilfen  von  wichtigeren  Mitteilungen  und  Verfügungen  in  Bezug  anf 
die  hanpt«;irhlieli  ihrer  Tätigkeit  ziicrewipsenen  l'-tri  V'-  und  (jer^cliäite  f§  15). 

Bei  der  B^utachtung  von  Arbeitsordnungen  lur  Betriebe  mit  ausschhessUch  oder 
vorwi^[;ettd  weibliclieo  Arbeiteni  iat  der  suatiadigen  Aaaiatentin  Qelegenheit  aar  Ifik- 
wirkung  zu  geben. 

Schriftbche  Ausarbciumgeu,  wcldiu  der  Gowcrbeinspektor  gefertigt  hat,  siiid  vor 
Ablegung  der  Akten  dem  Gewerbeasscssor  zur  Einsicht  zugänglich  zu  machen ;  ebenso 
die  von  dem  Gewer beassessor  selbst  gefertigten  Entwürfe»  ndls  tiolche  nachher  von  dem 
Gewerbeinspektor  sachlich  g«findert  worden  sind.  Das  letztere  gilt  auch  in  Bezug  auf 
Entwürfe  der  Assistentinnen  und  Gehilfen. 

Alle  wichtigeren  den  Gewerbeiuapektoren  von  der  Zentralstelle  zugehenden  Mit- 
teilungen nnd  Verfügungen  sind  yot  der  Ablegung  ba  sSmtlichen  Beamten  der  Ge- 
werVtemspektion  in  Umlauf  zu  setzen,  falls  den  h  t /.toren  ni<'ht  bei  den  TUgpiWlSBffigftn 
lks>prcchungen  (§  32)  von  dem  Inhalt  Kenntni.n  gegeben  worden  isL 

§  34.  Je  nach  Aldauf  eine«  Vierteljahres  haben  die  (»ewerbeinspektoren  Ueber- 
hichteii  über  die  Geschäftstätigkeit  der  Gcwerbeinspektionsbeaniten  in  diesem  \'i>ri<4inhr 
und  uiuh  JahresschluHs  eine  Jahreaübersicht  nach  vorgeschriebenem  Formular  der 
Zentralstelle  vorzulegen,  welcii  letstere  eine  Ausfertigung  der  Uebersicfalen  dem  Mini- 
aterium  dea  Innern  mitteilt. 

Nach  Ablanf  des  Ralenderjahrae  haben  die  Gewerbdnspektoreu  den  in  ^  189b 
Abs.  '^  der  Gewerbeordnunt;  vorL-^e-chriebmen  Jnlin-^lN  ri<  ht  zu  erstatten.  Die  Ge- 
werbeiospektionsasHisteutiunen  haben  ebenfalls  einen  sich  auf  ihr  besonderes  Tatigkeits- 
«biet  besduinkenden  knrten  semeinachnfUichen  Jahreebericht  au  fertigen.  —  Die 
Berichte  werden  von  der  Zentralatdle  dem  Ministerium  des  Innern  vorgd^gt. 

0)  Vom  AeielisTersieliernnKsauit  genehmigte  UufiülTerlitttiuigs- 

Vorschriften. 

1.  Zweiter  Nachtmo:  7.n  don  abgeänderten  Unfallverhütungsvor- 
sohriftea  der  Seeberiiisgeuosbcimchaften  für  Dampfer.     Vom  Kelchs- 

versiclierungsamte  am  2.  MiU-z  llii'ö  gcuehiuigt. 
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2.  ^  Abgeänderte  Un&llverhütangsvorsohriftflii  d«r  Iiemenberuf^ 
genossensohaft.  Ausgabe  1904.  Vom  Beichsversicheraiigsamt  am  25.  No- 
vember 1904  genehmigt. 

II.  Belgique.  Belgien. 

L  Arret^  royal,  en  date  du  28  janvier  1905,  concer- 
nant  le  classement  de  la  fa/hi  ication  des  acidcs  gras. 

Sgl.  Erlafis  vom  28.  Januar  1905,  betr.  die  Klassierung  der  Fabri- 
katkm  von  Fettafturen. 

Art.  1.  Die  die  Fabrikation  von  Fettsäuren  entitaltende  Rubrik  in 
der  Nomenklatur  der  Betriebe  soll  lauten  wie  folgt: 

Bezeichnung  Klasse  Uebelstände 

Fettsäuren  (GewiDDung  von)         I A        Je  nach  dem  angewandten  Extraktionsver- 
aus  Oelen  und  Fetten.  fahren:  auf  grosse  Entfernungen  wahr- 

nehnibarer  (leruch  run/.igcr  Fotte;  si  hwo- 
fehirtiger  ranziger  Fet^eruch;  übeirie- 
cli«ndeR9dtBtSiM]e;  AbnOM«,  die  geeignet 
-nn!,  Grundwasser  zu  verseucfien; 
1'  eufr^.t^efiihr ;  Auwlün-t uiigen. 

Art.  2.  Mit  Dnrcbtuhruug  dieses  Erlaiises  ist  unser  Minister  für 
Industrie  und  Arbeit  betraut. 

2.  Reglement  general  prescrivant  las  mesures  k  obser- 
ver  en  vue  de  proteger  la  sant^  et  la  securite  des  ouvriers 
dans  les  entreprises  induBtrieUes  et  commereialea  assu- 
jetties  k  la  loi  du  21  döcembre  1908.   80  mars  1906. 

Allgemeine  Verordnung,  betr.  die  zum  Schutz  von  Gesundheit  imd 
Sicherheit  der  Arbeiter  zu  beobachtenden  Massregeln  in  den  dem 
Gesetz  vom  21.  Dezember  1903  unterstellten  industriellen  und  kom- 
menlelleii  ütatemelunungen.   Vom  SO.  Mftrz  1905. 

Art.  1.  Dii^c  all^reuioin«'  Verordnung  ist  in  dem  Masse,  wie  di(^  Arheitsliedin- 
guDgen  es  gestatten,  auf  alle  dem  Gesetz  vom  21.  Dezember  lüOü,  betr.  Schadenersatz 
bei  vnhn  imtanrtdlten  indinliidlea  und  kommeisMleii  B^tiebe  anirandbar,  mit  Aus- 
nahrue  der  Belgwerke,  Graben  und  Steinbrttche>  die  beKNuderen  Verordnungen  unter- 
worfen sind. 

Ansgenomroen  sind,  übereinstimmend  mit  dem  letsten  Sste  von  Art  1  des  Ge> 

äotzps  vom  2.  Juli  lS!*'i  diojciiigpn  Unternehmungen,  in  welchen  der  .iVrbfitgcher  nur 
mit  Familienmitgliedern,  die  bei  ihm  wohnen,  mit  Dienstboten  oder  mit  Uausbewoh» 
oem  arbeitet, 

AtMyC'ha.  L  Den  Arbeitgebern  oder  Betriebsleitern  befohlene  Vorschriften. 

Gesun  dheit. 

Art.  2.  Es  int  verboten,  feuchte  Räume  gemeiniglich  aU  Arbeitsraume  eu  be> 
nntsen. 

Art.  3.  In  gcschloBsenen,  zur  Arbeit  verwendeten  Räumen  soll  auf  jeden  Arbiter 
iniiidotcns  10  cbm  Luftraum  eutfallen.  Die  Räume  sollen  eine  Höhe  von  wenigstens 
2r')0  lu  haben ;  sie  müssen  jederzeit  gut  gelüftet  sein ;  zu  diesem  Zwecko  sind  Anord- 
nungen 2U  treffen,  die  es  ermöglichen,  frische  Luft  ein-  und  vmlorbene  Luft  wegzu- 
führen im  Haeastab  von  wenigstens  30  cbm  per  Stande  nnd  per  Arbeiter.  In  Be- 
f  rieb-^räamon.  WO  die  Arbeit  besonders  ungesund  ist,  nius.'^  dio  Liiftemeuerung  wenigstens 
tiO  cbm  per  Stunde  und  per  Arbeiter  betragen.  Die  Lüttung  soll  so  geschehen,  dass 
ans  dersdben  keine  Belästigung  für  die  Arbeiter  entstehen  kann. 

Etablissemente,  die  beim  Erla-s  dieses  He.'^r'hlus.-Jes  si  hon  im  ttctriebe  waren,  deren 
Kaume  nicht  vorsduiftsgemäss  abgeändert  wenien  können,  dürfen  so  weiter  bestehen 
unter  Vorbdialt: 
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1)  dass  Ma^sregelo  getroffen  weiden,  die  LuftenMnening  ta  den  mSi^clist  güa- 
etigeu  BodlnguDgen  zu  üioierD; 

2)  daeg  die  daeelbet  beachäfiigte  Arbeftenalil  nidit  erhöht  werde; 

3)  das8  daselbst  keine  giftigeu  Stoffe  gehaiidhabi  wcnlon  und  eie  andl  MllSt 
keinen  die  GeauDdhcit  enistlich  ^drohenden  Cliaraktor  liaben. 

Anaserdem  sind  die  iietriebsleiter  gehalten,  in  dem  der  Veröffentlichung  diene« 
BeBehlneee«  UAisonden  Jahre  den  Betriebsinspektoren  eine  geeohriebeoe  Erklärung  ab- 
ztigcWn,  die  iiln  r  die  Art  und  den  Ort  des  Betriebee,  eowie  über  die  Zahl  der  be- 
scbaftigten  Arbeiter  Auskunft  gibt 

Diese  Ver^natigung  wird  auf  die  in  Betrieb  stehend  erklärten  Etabliaeemente 
nur  bi?  zum  gegcntcilijion  Ent.'-cheid  der  masi'geix'iiden  Behörden  Anwendung  halw?n. 

ArU  4.  Während  der  Arb^tepaoaeu  eoU,  wenn  die  Verhäituiaee  es  geetatteaj  die 
AtmoephSre  der  Arbeftsiiunie  vermittelet  Ventihitlon  erneuert  werden. 

Art  5.  Ea  sind  die  durch  die  Umatände  gebotenen  Massregeln  zu  ergreifen,  um 
die  Verbreitung  von  schädlichen  NiederacblSgeo,  Dämpien,  Gaa^  und  Btaub  in  den 
Arbeitsräumen  zu  hindern. 

Art.  i\    Die  Arbeitsräumc  sollen  angcmoi^sen  beleuchtet  weiden. 

Bei  Ta;,'  ist  für  gciiüpi  iide  natflrlicne  Beleuchtung  zn  Borgen.  ]vünÄtIi<  Iie  Be- 
leiKiiiung  iht  jedoch  dauü  gt^tÄltti,  wenn  durch  die  Lage  bcnacnbartci  B»uieu  oder 
wegen  industrieller  Notwendigkeiten  die  Arbcitaräuinc  kein  natürliches  Licht  erlialtai 
können,  dessen  Stürkf  der  Natur  der  aupziiführrnden  Arbeiten  entspricht. 

Art.  7.  Das  künstliche  Licht  boll  eine  beständige  und  gleichmässige  Beleuch- 
tung verschaffen.  Maasicgetn  sind  zu  treften,  iim  eine  Ueberliei«nig der  Aibeiterfiume 

und  eine  Verschle<^htening  der  Luft  durch  dasselbe  zu  vermeiden. 

An.  8.  Während  der  kalten  Jahreszeit  sollen  die  Arbeileräumc  gehörig  geheizt 
werden. 

Zur  Sommerszeit  pollcn  ^^ie  mfip^lithst  vor  zu  grosser  Hitze  geschützt  werden 

Art  9.  Die  Arbeiter  sind  vor  zu  groä^  Ausslrahluns  der  Beieuchtungseinrich- 
tungen,  der  Herde,  der  Oefen  und  jeder  anderen  Wfinnequäle  m  eehfltEeti. 

Alt.  10.  S<)W(.hl  die  Arbeiterfiume»  als  deren  Dependenzen  sollen  gat  und  rein- 
lich gehalten  werden. 

Art.  11.  Abfälle,  Fabrikationsreste,  Ausschuss  von  Rohmaterial,  Kehricht  und 
überhftn^>t  alh-  .\]i<.'ange,  die  gären,  sich  zersetzen  ofler  auf  ir;L'end  eine  \Vei-*e  gesund- 
heitsschädlich wirken  können,  sollen  täglich  am  den  Arbeitfiräumen  entfernt,  beiMite 
j^bracbt  und  r^mäseig  geleert,  verbrennt  oder  vergrabem  werden,  damit  eie  niclit 
echädlich  wirken  können. 

Art.  12.  Die  Reinigung  der  Arbeltaräame  hat  in  der  Weise  zn  geschdien,  daen 
Staubbildung  verhindert  wird;  zudem  möglichst  ausserhalb  der  Arbeitszeit 

Art  13.  In  den  Arbeitariumoi,  in  welchen  beträchtliche  Mengen  von  Flüssig- 
keiten ausgegos.sen  werden  können,  soll  der  Fusaboden  wafleerdidit  und  ao  angelegt 

sein,  dass  ein  Stagnieren  unmöglich  ist. 

Art  14.  Tn  denjenigen  Bäumen,  in  welchen  gesundheitsechSdliche  Arbeiten  aue- 

peffihrt  werden,  sollen  die  Arbeiter  besondere  ArbeitsUeider  trugen,  die  sie  vor  Ver- 
lassen der  Fabrik  wieder  ausziehen. 

Ein  Ankleideranm  mit  Waedieinrichtung  soll  dtti  Arbeitern  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden. 

Die  Arbeitgeber  und  Betriebaleitci-  sollen  ihren  Arbeitern  die  Aufnahme  von 
Nahrung  in  Bftumen,  wo  giftige  StoÜe  bearbätet  werden,  verbietoi. 

Art.  15.  Es  i-'t  für  in  schicklicher  Weise  angcbrnehti'  und  gut  unterlialtene 
Aborte  und  JPiaaoirc  %u  soixen.  Dieselben  sollen  so  eingerichtet  sein,  dass  ihre  Aus- 
dflnstnng  sfdb  in  den  Arneitsr&umen  nicht  verbreiten  kann.  Die  Zahl  der  Aborte 
Boll  wenigstens  einen  auf  25  Personen  betragen. 

•Art  16.  Alle  llilfseiurichtunpen,  die  Infektionen  verursachen  könnten,  sollen 
ao  erstellt  und  unterhalten  werden,  dass  ihre  Ausdünstung  keine  schädliche  Wirkung 
haben  kann. 

Art  17.  Gutes  Trinkwflsser.  oder  wo  solches  nicht  vorhanden  ein  gesunder  Auf- 
guss,  soll  dem  Personal  zur  N'ei  tugung  gestellt  werden. 

Art.  18.  Das  zum  Beepriteen  oder  fiegieaeen  verwandte  Wasser  darf  nidit  ver- 
unreinigt sein. 
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8ehlltXTorkehriingen  Regen  Unfall  —  Arbcitsverricbtungen  anOrten» 

die  gcfänrlichp  Gase  enthalten  könnten. 

An.  19.  £b  ist  untersagt,  Arbeiter  in  Bruoüea,  Schachte,  Waararbehälter  und 
Shnlidie  Orte  eteiffen  zu  ItMen,  bevor  lüdit  feBtootdlt  irord«!  ist,  dass  sich  in  dea* 
•dben  teinr  I  täiibenden,  todlichen  oder  entzündlichen  Gaae  befinden. 

Fan»  boiclie  Gase  vorhanden  sind,  muss  die  Luit  vorher  gereinigt  werden;  ebenso 
■oU  man  sich  darüber  Gewissheit  verschaffen,  ob  jede  Gefahr  beseitigt  ist»  Ausaerdem 
soUen  an  solchen  Orten  beschäftigte  ^Vrbeitec  genau  beobachtet  und  eo  oft  abgdöet 
werden,  ak  die  Uni.-*tiinde  es  crfDnlem. 

Sie  sollen  um  den  Leib,  am  Gürtel  oder  unter  den  Armen  ein  Sichcrheitsseil 
tragen,  das  mit  der  Auaaenweit  verbunden  iat,  und  es  ermöglicht,  sie  nCtigenfaUs 
heraufzuziehen. 

Sowohl  das  nötige  Material,  als  auch  das  nötige  PersQoal  sollen  sidl  iriUlxeod 
der  ganzen  Dauer  der  Arb^oi  in  der  J^ähe  befinden. 

S^cliutBTorkehrungen  gegen  Yerletcnngen  durch.  Maschinen  und 

Maschinenteile. 

Art.  20.  Motore,  die  in  Arbeitsräumen  aufgcritcllt  t^ind,  jedoch  keinen  ergänzen- 
den Teil  der  Workzeugmaschinen  bilden,  soiloi  umschirmt  oder  sonstwie  mit  Sicher- 
hijfsvurriditungen  versdien  wcfden. 

.Te<lenfulls  sollen  die  Gruben  der  Pebwungrädcr  und  der  Kurbeln,  sowie  die  in 
Bew(^ung  befiodUchen  Teile  der  Motoren  bet^tändig  mit  Schutzvorrichtungen  umgeben 
sein,  die  geeignet  sind,  das  Personal  vor  Unfall  zu  bmrahrsn. 

Explosionsmotoren  dürfen  nur  in  einer  Weise  in  (?ang  gesetzt  werden,  daas  die 
Arbeiter  die  Hebel  der  Schwungräder  uicbt  l)erührcn  müssen. 

Art.  L'l.  Es  sollen  die  durdi  die  Umstände  gebotenen  Vorsichtsmassregdn  be- 
züglich der  bewegten  Transmissionen,  sowie  der  stehenden  und  bewetrUchen  Masehir-'m- 
teile  getroffen  werden,  falls  dieselben  gefahrbringend  sein  könnten.  Rädcreiiigniie, 
Wellbäunie,  Kurbeln,  Kabel,  Riemen,  IGittcn  und  andere  bewegte  Maschinenteile,  so- 
wie die  stehenden  Teile  der  Schrauben,  Bolzen  und  ähnlicher  Maschineustücke,  falls 
sie  die  Sicherheit  der  Arbeiter  gefährden,  sollen  eingehüllt  oder  umschirrat  werd«i. 

Horizontale  Transmissionen,  sowie  Kurbeln,  Ketten,  Kabel,  Ricnion,  die  nahe  dem 
Bodeo  angebracht  sind  und  über  denen  oder  unter  denen  das  Personal  durchzugehen 
in  den  Fsli  kine,  soUeo  der  ganzm  Lange  des  Dnrchganirs  nadk  stets  zugedeckt  sein. 

.\rf.  22.  Vorkehren  sind  zu  treffen,  um  zu  vermeiden,  da.>>s  abireworfene  Riemen 
auf  die  bew^te  Transmission  zu  ruhen  oder  mit  den  Wellen  bäumen  der  Iransmiasi- 
onea  oder  mu  irgend  einem  zu  deren  Rotationsbewegung  dienlichen  Teile  in  Beruhmng 
komnicn. 

Im  Gang  befindliche  Kabel,  Kotten  und  Kiemen,  welche  Masohiueu,  Appatate 
oder  Transmissionen  miteinander  verbinden,  dfiifen  erat  reftariert  wonien,  wenn  deren 
Isolierung  von  jedem  bewegten  Mechanismus  gesichert  ist. 

Es  ist  untersagt,  bewegte  Riemen  direkt  auf-  und  abzulegen,  ^^ie  auf  ihre  Bollen 
zurückzuführen,  von  denselben  zu  entfernen,  nie  von  einer  festen  Holle  auf  eine  be- 
w^liche,  oder  umgekehrt  von  einer  bewMdicheo  auf  eine  feste  Bolle  zu  bnngen. 

Die  in  Abschnitt  1  und  3  erwSimten  vorsdiriften  finden  jedoch  keine  Anwendung: 

I  i  ".nf  Hiemen,  deren  Bewegung  sehr  lanji^fim  ist  und  deren  liage  bezfij^dl  dfir 
gefahrbringenden  Teile  jede  Möglichkeit  eines  Unfalles  au^^Hchliesst ; 

2)  auf  das  Ab-  und  Aufleg«!  von  Riemen,  welche  differentidle  Rollen  in  Bewe- 
gung setzen,  wenn  diese  Riemen  für  den  Arbeiter  leicht  erreichbar,  wenn  sie  vertikal 
oder  nahezu  vertikal  sind. 

Wenn  die  Kraftübergabc  durch  Elektrizität  geschieht,  so  mÜMen  Vorkehren  go- 
troffen  werrlen,  um  die  Arbeiter  vor  der  Wirkung  der  Kraftleitung  zu  schützen. 

An.  23.  Vorkehren  sind  zu  iietfen,  um  den  Gefahren  vorzuoeugen,  die  aua  der 
Handhabung  der  bewegten  Kabel  und  Ketten,  weldie  die  Apparate  oder  l^nsmissionen 
vwbinden,  entstehen  könnten. 

Art  21.  Die  Werkzcugmasehfnen  BoUan  mit  Vocrichtungen  vendien  mIu,  die 
es  ermöglichen,  sie  in  kOnester  Frist  zum  Stillstand  m  bringen  und  zwar  nnabhlngig 
vom  Motor. 

Diese  Vorrichtungen  sollen  während  der  ganzen  Dauer  des  Stillstandes,  den  sie 
bewirkpn.  gesichert  sein,  um  zu  verhindern,  ciil^s  die  M;isehine  oder  der  zum  Still- 
stand gebrachte  Maschinenteil  sich  unversehens  wieder  in  Bewegung  setze.  Diese 
Vonicfitangen  sollen  mOgli<^t  handgerecht  fOr  die  Arbeiter  angebradbt  sdn. 
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Art.  25.  Es  ift  verboten,  ^laschinenteile.  Vorrichtungen  und  Transmissionen 
wäbreiiil  dcä  Betriebe»  zu  reinigen  oder  auszubessem,  wean  diese  Maachiaeo  geeignet 
sind,  Unfälle  herbeizuführen  oder  wenii  sie  eidi  in  der  Nibe  toq  geiiliilielien  und 
bewwten  Ära.*chiiientdlcii  befinden. 

B)s  ist  verboten,  die  irjperrvorrichtungcu,  Bolzen,  Schrauben  oder  ähnliche  Vor- 
richtungen wihfend  d«  Cnnges  der  MuMfaineDteae,  an  denen  aie  angebradit  aind» 
nnzuzicheo. 

Ebenso  ist  daa  Oalen  der  gefXhrliclieD  Tdle  von  IVamminSonen,  Motonn  and 

ähnlichrr  bewegter  Maschinen  verboten,  es  -^ei  denn,  daas  die  angewendeten  MtMiagdn 
die  gevmuschte^  volle  Cvarantie  für  Sicherheit  bieten. 

Art  26.  JMhschlD«»  mit  schneideoden  Werkzeugen  sollen  ao  viel  als  möglich  so 

§e*itpllt  .-ein,  die  Arbeiter  vrrn  Platzn  ar:-,  WO  Sto  bflSCbifltgt  BlDd,  die  SChneiden- 

en  TeiJe  nicht  »infreiwilb'g  benihren  können. 

Art.  27.  Die  Wege  in  den  Arbeit. -träumen  sollen  eine  genügende  Breite  und  HSlui 
haben,  damit  die  Arbeuer  nicht  von  den  bewegten  AbMchiuen  oder  Iranemisaionen  er- 
fafist  werden  können. 

Art.  28.  Das  Personal,  das  sich  bei  den  bcw^eo  Maschinen  oder  Transmissi- 
onen aufhält,  oder  an  ihnen  vorbeigehen  mus«,  soll  anli^nde  und  nicht  lose  Kleidung 
tragen.  Im  gleichen  Falle  haben  die  Arbeiterinnen  ül^rdies  den  Kopf  elnzuhQllen, 
dass  ihr  Haar  vom  Median isrmi.««  nicht  erfasst  werden  kann. 

£e  ist  untersagt,  sich  in  unmittelbarer  Nähe  von  Maschinen  oder  Traosmissionen 
anzwdehenj,  Kleider  zu  wedisdn  oder  sie  dasetbeC  abzulegen. 

Art.  29.  Maj^chinen,  Vorrichtungen  nrid  Transmissionen,  die  infolge  ihrer  Lage 
und  unter  normalen  Vrl)eit.sbedingungen  nicht  dazu  angetan  sind,  Unfälle  herbeizu- 
ffthren,  jedoch  bei  Ausfühning  von  Auanahmenrbeiten,  wie  Monltemng,  Manerung  und 
andere  mehr  gefiLhrhch  werden  könnten»  sollen  wfthrend  der  ganzen  Daner  diaser  Ar- 
beiten  angemessen  gesperrt  sein. 

Schutzvorrichtungen  gegen  Verletzungen  durch  Abfälle  oder 
Sprengstücke  nnd  im  aligemeinen  gegen  Verletanng  durch  gefähr- 
liche Stoffe. 

Art  30.  Maschinenteile  mit  staricer  Botetion  sollen  so  viel  als  mOgUdi  so  flinge> 
schirmt  sein,  dass  bei  allfälligem  Bruch  die  Bruc}it(>ile  die  Arbeiter  nicht  treffen  können. 

£s  ist  v^boten.  den  Schleifsteinen  und  den  Turbinen  Botationsgeechwiodigkeiteii 
zu  geben,  die  ihre  Brachstcherheit  fnudieh  machen  könnten.  Ueberdies  darf  kdn 

Arbeiter  in  unmittelbarer  Nähe  eines  Schwungrades  oder  eines  anderen  in  starker 
Botation  befindlichen  Mai»chinenteiles  beschäftigt  werden,  es  sd  denn,  dass  die  Not- 
wendigkeit der  Arbeit  es  erfordere. 

Art.  31.  Gitterwerk  oder  andere  Vorrichtungen  sollen  die  Arb  -iter  vor  der  Mög- 
lichkeit von  Verletzungen  durch  Scherbenteile  oder  Splitter  der  zu  verarbeitenden  fjtolfe 
adiütaen. 

Brillen,  die  den  Anforderungen  entsprechen,  sollen  den  Arbeitern,  die  Arbeiten 
ausführen,  deren  Mateirial  Idcht  s^ttert  oder  zerspringt,  zur  Verfügung  gestellt  ireidea. 

Art.  .'12.  Den  Umständen  entspn^  hende  \'()rsicht.<nmsr*regebi  .^olU'n  ei^ffen 
werden,  um  daa  Personal  vor  der  Berührung  mit  ätzenden,  brennenden  oder  schad'* 
liehen  Stoffen  zu  sehätsoi.  Besondere  Vorsidbismassrageln  sollen  ergriffen  irordeOp 
um  dem  Spritzen  die.-er  Stoffe  vorziilK-ngen,  nnd  um  au  verhlndem,  dasa  die  Arbeiter 
bei  eventuellem  Spritzen  getroffen  werden. 

Auixüge. 

Art.  3:1.    Anfziige  »ollen  mit  gutem,  widerstandsfähigem  Material  erstellt  werden. 

Sie  sollen  so  eingerichtet  sein,  dass  deren  unbedingte  Dauerhaftigkeit  verbürg  ist. 

Bie  müseen  mit  Bremsen,  Sperrvonicbtungen,  FaBscbirmen  oder  anderen  Siclier- 
heitsmassregeln  ▼ecsdien  aein,  die  daa  unvorheigesehene  HeranafaUen  der  Lasten  ver* 
hindern. 

I%e  sollen  mit  einer  Angaln»  ihrer  Tragkraft  nnd,  blls  sie  zur  Beförderung  von 
Person»)  dienen,  mit  der  Angabe  der  Zahl  von  Peraonen,  die  gleichaeitig  ohne  Gefahr 
befördert  werden  können,  versehen  sein. 

Art.  34.  Die  nötigen  Vorkehren  sind  zu  treffen,  um  das  Herausfallen  der  Lasten 
oder  Teilen  derselben,  die  durch  diese  Vorrichtungen  befördert  werden,  zu  verhindern. 

Art.  3ö.  Wenn  die  fte  den  Dorchgan^  oov  die  BefQiderung  der  Laalen  be- 
stimmten Oeffnungen  ffir  daa  Personal  gefährlich  sind,  so  sollen  sie  mit  Odinder  oder 
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«nderen  Si-hutziuaflsiegeln,  die  den  Sturz  der  Arbeiter  v«l]li]kd«ra  nnd  SO  Tid  ab 
mä^ich  automatiech  iunktioniarai,  versehen  sön. 

Materialprti  f  u  ng. 

Art.  36.  Arbeitgeber  und  Betriebsleiter  haben  die  Lastaufzüge,  Aufzüge,  Laät- 
windeo,  Cetten,  Seilen  Ibbel  and  andere  ähnliche  Hebewerkseage  fleissig  ta  prüfen 
oder  prüfen  zu  lasuen,  um  sich  von  der  Haltbarkeit  nod  dem  guten  Zostana«  des 

GebrauchBmateriales  zu  überzeugen. 

Jeder  Be^^tAmitaU,  der  schlecht  oder  von  zweifelhafter  SoUditit  befanden  worden 
i-t.  soll  ntii^Her  Dienst  gestellt  und  so  beaeit^  werden,  daas  er  idcht  wieder  zum  Qe- 

bfäuch  heraogozogen  werden  kann. 

Brunnen,  Cisternen,  Becken,  Wasserbehälter. 

Art.  37.  Brunnen,  Cistenen,  Becken  und  Behälter  ireend  welcher  Art,  die  für 
die  Arbeiter  gefislirliringiBDd  sind,  sollen  gat  gedeckt  oder  soud  amzftunt  «erden. 

Treppen,  Leitern,  Ötege,  Galerien. 

Art.  Sa  Treppen  soUen  beai^lich  Daaeriiaftigkeit,  Festigkeit  and  Bidierheit 

jede  wünschbare  Garantie  bit  ten.  Sie  sollen  mit  rtarkm,  pniitrond  hohen  Lehnen 
versehen  sein.  Es  soll  Vonsorgu  getroffen  werdeu,  um  zu  veruiuderu,  daAS  die  Arbeiter 
ins  lYmpenhans  hinanter  fallen  können. 

V'pr'etzbare  TVeppeo  und  Ix'it^>rn  sollen  die  ^rö--rT»ir>»^'H(  he  J^olidität  und  Steifig- 
keit bici€a;  siesollen  so  gestützt  sein,  Uasirf  sie  wriler  utiuaJirm  noch  ausgleiten  können. 
Ihre  Länge  soll  eine  genugende  sein  und  es  sollen  \'tirkehren  getroffen  werden,  am 
dem  Personal  das  sie  bedient,  zu  ermöglichen,  in  aller  Sicherheit  von  diesen  Treppen 
oder  Leitern  anf  den  Boden  zu  gelangen  oder  umgekehrt,  von  dem  Boden  auf  cÜe 
Treppt'ii  oJer  Ijeitcrn,  f>  ist  verl^oten,  Leitern  zu  tjebranchi-n,  an  denen  eine  Bpcoseo 
fehlt  oder  die  eine  zerbrochene,  eespaltene  oder  bew^liche  Sproese  iiaben. 

Btege,  Galerien  and  iholi«£e  Verbindangsmittel  sollen  solid  hergestellt  sdn,  de 
Millen  eine  jreniip,ende  Breite  haberi  und  mit  Lehnen  von  passender  Hübe  versehen 
sein,  überiiaupt  Jede  wünschbare  Garantie  bezü^ch  Sicheriieit  bieten.  Vorkehren  sind 
KU  treffen,  am  £rsdiütterangen  beim  Heromgenen  an  TermeidMi. 

Handhabung  und  Transport  im  Innern  von  schweren,  umfangreichen 

oder  gefährlichen  Oegenstlndan. 

Art.  r^ft  Pli  h  Stoffe.  Waren,  FnbrikerzeuLrnisse  oder  Gegenstände  irgendwelcher 
Art,  die  bt^im  Hantieren  mit  denselben  oder  auf  ihrem  Transport  infol^  ihres  Ge- 
wichtee, ihren  Unifnnges,  ihrer  Zerbcedkltchkeit  und  im  allgemeinen  infolge  ihrer  Natnr 
Unglücksfälle  bewirken  könnten,  sollen  so  viel  als  möglich  mit  Hüfe  von  geeipneten 
Vorrichtungen,  welche  die  Gefahr  ausschliessen,  gehandhabt  und  trun«>poriiert  werden, 

Art  W.  Besondere  Massregeln  -^nlien  getroffen  werden,  um  Unglücksfälle,  die 
der  Transport  von  fitaenden,  brennenden  odor  schidlicfaisn  Stoffen  bewirken  kdonte, 
zu  vermeiden. 

Vorsichtsmassregein  gegen  Feuersbrunst. 
Art.  41.   Die  g^igneten  Yorsiehtsmassrsgdn  sind  ra  treffen,  am  dem  Aosbracli 

TOn  FruiT  Vi  irz.ul  ifu.ij  I 'Fl. 

Die  Installationen  soUoi  doart  sein,  dass  im  Unglücksfalle  die  Kettung  des  Per* 
eonals  fresichert  ist. 

Die  Ausgänge,  die  zur  RaumiiTiR  der  .\rbeit«plätze  dienen,  sollen  nie  mit  WareOi 
mit  Ablagerungagegenstanden,  noch  irgend  welchen  Dingen  versperrt  sein. 

Beleuchtung. 

Art.  i2.  Die  Beleuchtung  soll  eine  genügende  sein,  um  Maschinen,  Transmis- 
sioiMn,  sowie  die  anderen  gefahrbringenden  Einnchtnn^'-en  <'rk)>tuieti  zu  können. 

Alle  Orte,  wcMcdbet  das  Personal  irgend  eine  Arbeit  verrichtet,  sowie  auch  di»« 
jenigen,  wo  es  zu  zirknlieren  genötigt  ist,  sollen  genügend  beleuchtet  «ein,  um  die  ge- 
flUÜnichen  Stellen  leicht  erkennen  zu  la>suii. 

Die  Beleuchtungseinrichtungea  und  Apparate  sollen  so  verteilt  und  unterhalten 
werden,  dase  sie  jegbdie  Garantie  fSr  Kdierheit  bieten.  Wenn  die  Arbeit^räume  ver- 
mittelst IMrol  erleuchtet  werden  oder  >omt  mit  irgend  einem  mineralischen  Oel  oder 
Essenz,  sollen  Massr^cln  ergriffen  werden,  um  das  Herunterfallen  und  das  Explo- 
dicno  der  Lampen  sa  verhindern.  Dar  Oebnmcb  von  Petrol  oder  anderen  minerali- 
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Beben  Oelen  oder  mineraliächeo  Pflanzen  ht  in  den  Traglampeu,  aoigetuuintea  Graben* 
lampen,  sowie  in  allen  anderen  gefäbrlichen  Apparaten  untersagt. 

Während  der  Kuhepause  der  Arbeiter  zu  beobachtende  Vornichts- 

massregelo. 

Art.  4").  Das  Aufiruhen  auf  r':ii/hiTn.  <r;i:Tii-ti'r. ,  f]rn;  >f;iTU'nvrT!s-  der  Ker-!^el 
unter  vor  kurzem  von  ihren  Bogengerüsttu  befreiten  GewöilDea,  sowie  in  unmittelbarer 
Nihe  T<Hi  Brunnen,  Auagrabungen,  Oelen,  Maacfainen  undXrani^misftioQen,  der  üttiuk 
portwi^gen  und  übaban^  an  gdabrUchfln  «»der  nogerandeii  Ortea  üt  verboten. 

Verbot  geistiger  Getränke. 
Art.  \V).    Das  Einfiihifn  und  Mithnngcn  rlestilliertpr,  alkoholischer  Getränke  in 
die  Arl>eiunäuint'  un<l  aul  die  ArbeilsplaUe  und  ikre  .De|>endenzen  ist  verboten. 

Absehii.  II.  Den  Arbeitern  anfeiiegte  Mnssregein« 

Art.  47.  Arlioitoi,  welche  in  besonders  angebunden  Arbeiteraumen  oder  bei  be- 
Büiiders  ungesunden  Arbeiten  beschäftigt  sind,  sollen  Arbeitskleider  tragen,  die  sie  vor 
dem  Verlassen  der  Fabrik  ablegen.  Es  ist  ihnen  verboten,  in  Bäumen,  die  sur  Ver- 
arbeitung giftiger  StoHe  dienen,  Nahrung  zu  sich  zu  neiimen. 

Art  48.  Es  ist  den  Arbeftem  untersagt,  in  Brunnen,  Schachte,  Wasserbehälter 
und  ühnlirht'  Ortf,  in  wfl  ]u:i  sich  lx'tau1)onde,  t<xlhringendc  oder  entzündliche  Ga*e 
befinden  könnten,  ciuzudriuKcu,  bevor  nicht  featgeatellt  worden  idt,  dass  «ich  daselbst 
keine  derartigen  Gase  banden. 

Bri  anfälligem  Vorhand«  n-3,ein  solcher  Gase  ist  die  Luft  voiher  sn  reinigen  und 
lint  man  sich  zu  überzeugen,  da-s«  die  Ctefahr  verschwunden  ist. 

Es  ist  ausserdem  unterBa^'t.  in  die  vorerwähnt.cn  Orte  einzudringen,  ohne  um  den 
Ijeib,  am  Gürtel  oder  unter  den  Aeh>ehi  ein  Sicherheiteseil  zu  tragen,  das  mit  dar 
Oberfläche  verbunden  ii<t  und  es  ermöglicht,  sie  nötigenfalls  heraufzuziehen. 

Art.  49.  Die  Arbeiter  dürfen  die  Räunio,  in  welchen  Motore  aufgestellt  sind, 
nicht  betreten,  es  sei  denn,  ^a»i*  sie  dienstlich  daselbst  zu  tun  haben;  es  ist  ihnen 
untersagt,  Explosionsmotore  in  Gang  zu  brimroti,  indem  sie  die  Schwungarme  berühren. 

Art  50.  Die  Arbeiter  dürfen  Kabel,  Ketten  und  Riemen,  welche  bewegte  Ma- 
schinen, Ajpporate  oder  Transmissionen  unter  sich  verbinden  ernt  dann  reparieren,  wenn 
deren  boliening  Ton  jedem  bewq^ten  Medtanismue  geeicfaert  ist 

Es  ist  den  Arbeitern  verboten,  bewegte  Kiemen  auf-  und  abzuletren,  ir  auf  ihm 
Bollen  zurückzuführen,  von  denselben  zu  entfernen,  sie  von  einer  feotea  lioUe  auf 
eine  bewegliche  oder  umgekehrt  von  einer  beweglichen  auf  eine  feste  Rolle  zu  bringen. 

Die  ui  Ali.-^thnitt  TT  crwiihntm  Vorj^chriften  finden  jc-doch  keine  Anwendung: 

1)  auf  Kiemen,  deren  Bewegung  sehr  langsam  ist  und  deren  La^^e  bezüglich  der 
gefdurbringenden  Teile  jede  Möglieibfeit  eines  Unfall(»  ausbchlicsat ; 

2)  auf  da«  Ab-  und  Auflegen  von  Riemen,  welche  differentielle  Rollen  in  Bewe- 
gung setzen,  wenn  diese  Riemen  für  den  Arbeiter  leicht  urreiclibar,  wenn  ^ie  vertikal 
oder  nahezu  vertikal  nind. 

Art.  51.  Die  Arbeiter  sind  gehalten,  dem  Arbeitgeber  oder  dessen  Stellvertreter 
jedwede  Fdilerhafti^keit,  die  sie  an  ihrem  Werfczeog  oder  an  dem  m  ihrer  Verfügung 
gestellten  Material  bemerken,  anzuzi-ipen. 

Art.  52.   Den  ^Vrbcitern  ist  ferner  untersagt: 

A.  Schutzvorrichtungen  g^en  Unfall  ohne  triftigen  Grund  zn  entfonen  oder 
ahTiurmdern  und  nus  eig«)em  Antrieb  die  Wegnahme  von  Stütaen  und  Gerüsten  vor- 
zunehmen ; 

B.  bewegte  Maschinenteile,  Vorrichtungen  und  Transmissionen  zu  reinigen  oder 

ru  reparieren,  wenn  dip«»e  Maschinen  imstande  wären,  Unffdle  zu  bewirken  oaet  Wenn 
sie  sich  in  der  Nähe  von  gefährlichen,  bewegten  Maachinen teilen  befinden; 

C.  Sperrvomchtungen ,  Bolzen,  Schiauben  und  ähnliche  Vorrichtungen  anzu- 
aiehen,  bevor  und  solange  die  Maschinenteile,  an  denen  sie  angebmcht  sind,  üiüxt 
▼ollstbidig  zam  Btilhitand  gebracht  sind; 

D.  das  Orlen  der  ^^efänrlichen  Teile  von  Tran;-nnVsionen,  Motoren  und  ähnlicher 
im  Gang  befindlicher  Maschinen,  es  sei  denn,  dass  die  angewendeten  Massr^cln  die 
gewünschte  roH»  (iarantie  fflr  Sieherhelt  bieten; 

E.  nicht  anlie^rende  und  losr  TCI.  i  lnny;  zu  trfir'cn.  wenn  die  Arbeit  in  der  Nähe 
von  bewegten  Maiichiuen  oder  Transu  i  neu  ausgeführt  wird.  In  die»*em  FaUe  ist 
es  auch  den  Arbeiterinnen  untersagt.  .  u  arbeiten,  ohne  sich  vorher  den  Kopf  so  ein- 
gehüUt  zu  haben,  dass  ihr  Haar  vom  Mechanismus  nicht  etgriffen  werden  nnn; 
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F.  in  unmittelbarer  Nähe  von  Maschinen,  Vorrichtungen  und  TrMUmiimiiftlwii 
sich  anzimeheu,  Kleider  zu  wechseln  oder  sie  daselbst  absulegea; 

G.  nch  in  der  Nähe  eine«  Schwungrades  oder  irnod  oimb  anderen  aidl  mit 
groes^r  Geschwindigkeit  drehenden  MaechuenteUfla  anfsnbaltea,  aueaer  wenn  die  Not- 
wendigkeit der  Arheit  m  erfordert; 

H.  Arbeite  zu  verrichten,  deren  Material  leicht  splittert  öder  springt»  ohne  von 
den  zur  Verfügung  gestellten  Schutzbrillen       r  uich  zu  machen; 

I.  «ich  ohne  Notwendigkeit  unter  dexi  aul  IrausDort  befindlichen  oder  frei  schwe- 
bcndcti  Laoten  aufzuhalten  oder  unter  denselben  durchzugehen, 

J.  Leitern  zu  gebrauchen,  an  d^en  eine  ßprosee  fetut  oder  die  eine  zerbrochener 
gespaltene  oder  bew^ticbe  Sprosse  haben ; 

K.  ätzende,  brennende  oder  schädliche  Stoffe  zu  transponieren,  ohne  die  durch 
den  Arbeitgeber  laut  Art.  40  dieses  Beechlusaes  Torgoschriebenea  Spezialmasaregelu 
za  beobachten; 

L.  sich,  unter  welchem  Vorwande  es  auch  sei,  in  Käunien  und  an  Orten,  wo- 
aelbBt  eich  trotz  aller  Vürsicht  Gase,  Dämpfe  oder  entzündbarer  oder  ex])lfwibler  Staub 
befinden  könnte,  anderer  Feuer  oder  Lampen  als  der  Sicherhr  it-laniiKii  zu  ludienen; 

.M.  sich  auf  Dächern,  (Jerüsten,  dem  Mauerwerk  der  Kessel,  unter  vor  kurzem 
von  ihren  liogengerügten  befreiten  Gewölben,  sowie  in  unmittelbarer  Nähe  von  Brunnen, 
Ansgraljungen,  Oefen,  Maschinen  oder  Transmissionen,  der  I^«nsportwc|«e,  übedmiipt 
an  i^ährlichen  oder  ungeeuoden  Orten  aufzuhalten; 

N.  ilfcoholieche,  destillierte  Getränke  in  die  Arbeitsräume  und  auf  Arbeitsplätze 
und  Oure  DcfMKidennen  einsufühien. 

Abscku.  Iii.  AllL(  iiicinc  Anordnungen. 

Art.  53.  Die  Arbeitgeber  sind  gehalten,  die  nütigeu  Massregeln  zu  treffen,  um 
den  Arl^it^rn  hei  (Jn^acksfUlen  oder  emetcrer  Erkrankung  rasch  die  SErate  XnstUdie 
Hilfe,  sowie  den  bequemen  'Jransport  zum  nächste!!  Hilfsposten  zn  sichern. 

Art.  54.  Dio  Auzeigc  der  Unglücksfälle  soll  nach  Vorschritl  de»  königl.  Gcbetzes 
Tom  24.  Dezember  1904  geschehen. 

Art.  55.  Die  Arbd^ebcr  hnben  ihrem  Personal  ön  E«xeniplar  dies«  Verordnung 
zur  Verfügung  zn  stellen. 

Demselben  soll  ein  Auszug  der  Artikel  2,  3,  4  und  5  des  Gesetzes  vom  5.  De- 
zember  1888  beigefügt  werden^  bezUgÜch  der  Untersuchung  von  gefährlichen,  wigd- 
snnden  oder  nnbequemen  Emnditungen  und  der  Beauftichtigung  der  Maschinen  nnd 
Dampfkessel. 

Art.  56.  Die  Arbeitsinspektoren  und  die  zur  Böiuf-ichtiErung  der  Arbeit  dele- 
gierten Personen  sind  damit  betraut,  die  AusffihniDg  dieses  I>es(  hluesee  su  fiberwachen. 

Art.  57.  Da-i  Erkennen  und  Bestrafen  von  Zuwiderhandlunpcn  pegen  die  Be- 
stimmungen dieses  IJeschlussee  wird  gemikss  dem  Gesetz  vom  ö.  Mai  I8bÖ  betr.  Beauf- 
dcdktigung  von  geführUchen,  ungcsunaen  und  unbequemen  Betrieben  gehendhabt. 

Art.  58.    Dieser  Beschluss  wird  am  1.  .Tanuar  TJOC  in  Kraft  treten. 

Von  diesem  Zeitpunkt  an  wird  der  königl.  Ba^cliluss  vom  21.  September  1804 
atif  die  diesem  E(^lement  unterstellten  und  als  gefährlich,  ungesund  und  unbequem 
beseichnetoi  Betriebe  keine  Anwendung  mehr  finden. 

Art.  99*  Ünsor  Minister  ffir  Industrie  und  Arbeit  bt  mit  der  Ausführung  di^es 
Beschlosses  beauftragt 

S.  Arrftt^  royal,  en  date  du  81  mars  1905,  prescrivant 
les  mesures  ep^oialeB  &  obserTer  dans  IMndustrie  du  bäti- 
ment,  les  travaux  de  construction  et  de  terraBsement  en 

g  6 11  e  r  a  1 . 

£gl.  Erlass  vom  31.  März  1905,  enthaltend  Spezialbestimmungen 
für  das  BangeweilM,  Xonstntktionfl-  und  Erdarbeiten.  (R.  d.  T.,  8.  360;. 

4,  A  r  r  e  t  e  m  i  n  i  s  t  e  r  i  e  1 ,  e  n  dato  du  7  a  \'  r  i  1  1  0  0 .5  ,  c  o  n  c  e  r  -* 
nant   l'eclairage  des  travaux  souterrains   des  mines  de 
h  o  u  i  11  e. 

]CnlBtarialer]afla  Tom  7.  April  1006,  Mr.  die  Beleuohtung  der 
Solileagniben  bei  Arbeiteii  unter  Tage.   (R.  d.  T.,  1905|  8.  47d.) 
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T).  ArTM'te  minist»' riel  du  "20  avril  10 05,  pris  cn  execu- 
t  i  o  n  de  1  ■  a  r  r  1  (■  1  f  17  i !  n  r  <•  l'  1  p  m  f  n  t     e  n  <*•  r  a  1  du  21*  ;  i  ■  i"'  r  IT)  i  >  4. 

Miuisterialerlosa  vom  20.  Apnl  1905,  betr.  die  Auslülmmg  des 
Art  17  des  Genwtlreglements  toiii  89.  Ansaat  1004.  (R.  d.  T.,  1906, 
8.  481). 

6.  Arrete  royal,  an  date  du  20  mars  1905,  coucernaut 
le  classement  des  dynamos  gön^ratrioes,  r^eeptricea  et  des 
transformateurs  ^lectriquea. 

König].  Erlass  vom  20.  MStz  1905,  betr.  die  Klassierung  der 
D>  na  III o  Generatoren,  Dynamo-Beaeptoren  and  der  elektziatdieD  Trana- 

lormatoren. 

III.  Bulgarie.  Bulgarien. 

Oeaets,  betr.  die  Arbeit  der  nanen  und  Kinder  in  den  in- 
dustriellen Betrieben. 

Art.  1.  Die  indttstneiien  Betriebe,  in  welchen  die  Arbeit  voo  Jb>aueo  and 
Kindern,  gleichviel  welchen  Altere  and  ohne  Rückaieht  auf  ihre  Zahl,  verwendet  wird, 

piti'l  (Irr  lii-|M  kiion  der  Arbi'it.  welche  durch  dae  Ministerium  des  HandeU  und  der 
Landwirtschaft  ausgeübt  wird,  unterworfen. 

Art  2.  Jeder  Privato,  BeRltcer,  I^lttor  oder  Leiter  einer  Fabrik,  dner  Werk- 

etatte,  eines  Bergwerkes,  einer  Steingrube  oder  irgend  pinrr  aii'l  rii  industriellen  Unier- 
nehiuuiig,  in  welcher  die  Arbeit  der  Frauen,  gleichviel  wi  Uhen  Aiirrf«,  und  der  Kinder 
unter  15  Jahren  v(  rw  eii<kt  wird,  ist  gdiallen,  alliahrlich  darüber  Anoabm  zu  machen, 
geiiiü-s  <It-r  durch  da«  Miniftterium  feetgefletsten  Fonn  und  in  der       bis  spätestena 

den  IT'.  .Januar. 

E(s  sollen  ferner  im  Laufe  des  Jahres  Angaben  gemacht  werden,  betreff  aller 
Abänderungen,  sei  es.  infolge  verlängerten  Stillstände«  der  Arbdt,  sei  es  infolge  der 
Firmaabfincfcrung  oder  der  Einführung  neuer  mechanischer  Motoren  oder  ähnlicher 
tuivorhergc-t'hcncr  T"nistiind<?. 

Diu  Anzeigen  nollcn  auf  dem  Bürgermeisteramt  des  Kreises»  in  weichem  sich 
di«  Betriebe  benndeo,  abgegeben  werden;  von  da  aus  werden  sie  an  die  UnterprSfektur 
de*?  I'h  ;  irkps  weiter  befördert,  von  wo  sie  an  das  Ministerium  de«  Handels  und  der 
Landwirtschaft  gdangeu,  nachdem  m  besonderen  £<^isiern  der  Wortlaut  die»ür  Au- 
aeigen  und  deren  ünterzeidiner  eingetragen  worden  sind. 

Alle  Personen,  wclchr  Betriebe  leiten,  die  fliesem  Gesetr,  unterstellt  sind,  haben 
in  der  Fri^t  von  3  Monaieu  nach  Inkrafttreten  det)i»elben  den  Behörden  ihre  Anzeigen 
einzureichen. 

Art.  '^.  Kinder  beiderlei  Oesehlecht«  dürfen  vor  vollendetem  12.  Jahre  zur 
Arbeit  in  Fabriken,  Werks läLteu,  zu  Strassen bauarbeiteu  und  äusseren  Installationen 
von  i »erg^wc  rken  iiikI  Steinbrüchen  nieht  verwendet  werden.  .Vusnahmsweise  dürfen 
Kinder  unter  12  Jahren,  aber  nicht  vor  vollendetem  10.  Jahre  und  nur  aussedialb 
ihres  Primamnterriditee  zur  Arbdt  verwendet  werden,  jedoch  nur  in  epedell  bemch- 
neteii,  auf  Grund  eines  vorangegangenen  Gutachtens  des  Aerzteratcs  und  des  MinigteriuiUf* 
in  einer  Ycrordnung  pubUzierten  Betrieben.  Bei  unterirdischen  Arbeiten,  iu  ikrg* 
werken  nnd  Steinbrachen  dürfen  Kinder  mSunHchen  Geschlechts,  die  nicht  wenigstens 
das  15.  Jahr  vollendet,  und  Franen  gar  nicht  vcrwondt  t  werden. 

Bemerkung:  H«'iTnarl>eit.  weiche  von  irgend  einer  industriellen  Unternehmung 
nut/lmr  genmeht  und  dur«  Ii  Eltern  und  ihre  Kinder  ausgeführt  wird,  gehört  nicht  in 
da-  Culiiet  der  Arbeit-insiu  ktion  im  Sinne  des  vorli^^i'ri-'lrn  (u«pt7es.  Wenn  jedoch, 
in  einer  Heimstätte  fn  indf  Frauen  oder  Kinder,  deren  /jüd  übi■r^^eigt,  verwendet 
werden,  so  haben  die  Ma.«t;regeln  des  vorliegendan  Gesetzes  volle  Anwendung  baliig- 
hch  der  Bedingungen  für  V^crwcndung  der  I<ranen>  und  Kinderarbeit. 

Art.  4.  In  industriollen  und  anderen  Betrieben,  die  Gesundheit  oder  Leben  dnreh. 
die  Arbiit  gefährden,  dürfen  Arl'eiter  we«ler  des  einen,  noch  dcü  anderen  Geschlechte» 
verwendet  werden,  die  ihr  lö.  Jahr  nicht  vollendet  haben.  Die  Bezeichnung  dieser 
Betriebe  ist  Q^genstaml  eines  JCdnigL  Erlassee,  auf  Grund  dnee  (lUtachtens  des  Ober- 
ncdizinalrates  und  des  Ministeriums  fOr  Handel  und  I^mdwlrtscbaft. 
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Art.  5.  Kindern  beiderlei  <?«Rchleclit0  im  Alter  von  \2—lb  Jahren  ist  es  untere 

sagt,  mehr  als  S  Stuii<]on  tä^'lich  zu  ;irl>eiteu.  Frauen,  gleichviel  welchen  Alters, 
ist  m  unterlagt,  mehr  als  lU  älunden  täglich  za  ariwiten.  In  dew  in  Alinea  2  des 
ArtikeLa  3  voreeedieneo  Fülle  dürfni  Kfnder  unter  dem  12.,  jedoch  mit  volleudctem 
10.  Jahre,  zu  Edner  längeren,  als  zu  ö-f^tundiircr  täirlither  Arbeit  anerf  halten  werden.- 

Art,  ö.  Die  Arbeit  von  Frauen  und  Kiuderu,  gleichviel  welchen  Alterg,  soll 
durch  eine  oder  mehrere  Ruhepausen  von  im  Ganzen  wenigstens  1  Stimde,  bei  einer 
Arbeitszeit  von  K  Stunden  una  von  2  StoiKien  bei  einer  Atbeitmät  von  10  Stnndeo 
unterbrocheu  weiden. 

In  keinem  Falle  darf  die  Arbeit  von  Frauen  und  Kinde»  lingff  als  5  Stunden 
dMiem,  ohne  durch  Ruhepausen  unterbrochen  zu  werden. 

Art.  7.  Nachtarbeit  ist  in  allen  industriellen  Betrieben  den  Kfndem  männlidiaB 
Geschlecht«  vor  dem  vollendeten  l'i.  Jahre  untersagt.  Den  Frauen,  sowie  Ktndem 
weiblichoi  Geechlecbts  ist  sie,  <Auie  Unterschied  de«  Altera,  verboten. 

In  FlUen  von  ArbeiteematellnnK  jedoch,  we^cn  mfUli^  ünterbreehnng,  oder 
U-itrrbreehunpr  durch  hf'thero  Gewalt  Icann  obiges  Verbot  voruberL'ohend  nnd  fitr  rine 
btfcümiute  Frist  durch  das  Lokalkomitoe  für  Arbeit,  oder  den  betreffenden  Itit^pekior 
«nfgehoben  werden,  ohne  daaa  Etnder  nnter  13  Jahren  su  Naditarbeit  verwendet 
werden  dürfen. 

Kinder  männlichen  Geschlecht«  mit  vollendetem  Li.  Alternjahre  kunneii  eben- 
falls Arbeiteiiichichtcu  zur  Narhtablösung  in  den  industriellen  Betrieben  mit  kontinuier- 
licher Feuerung  bilden,  ain  r  .-io  dfltfen  in  keinem  Falle  gehalten  werden,  mehr  denn 
11  Stunden  nacht«  zu  ail>»tiu;u  und  unter  der  Bedingung,  das»  zwischen  der  Nacht- 
nrboit  und  den)  Beginn  der  Tag^arbeit  wenigstens  8  Stunden  verlaufen. 

Unter  Nachtarbeit  ist  die  Arbeitszeit  zwischen  8  Uhr  abends  und  5  Lhr  moi^ens 
vom  1.  April  bis  1.  Oktober,  und  zwischen  6  Uhr  abends  und  6  Uhr  mmf^,  vom 
1.  Okiober  bis  1.  Annl  ver^taiidcii,  Frauenspr-em.  n  vim  über  15  Jahren,  die  zur 
Zeit  der  Ver&ffeatlic|^ung  dieses  Goltzes  schon  zu  Nachtarbeit  verwendet  wurden, 
kdnnen  ansnahmsweise  ihre  Arbeit  fortsetzen,  sie  mfiseen  flbiigens,  gonSes  VorKhrift 
von  Art.  10  des  Gesetzen»  mit  ei  tum  Arbeiterbuch  ^(  rieben  sein. 

Nach  Ablauf  von  ü  .hüiren  seit  Veröffentlichung  dieses  (iesetze«  ist  jetloch  allen 
Flauen,  ohne  UnterBchie  l  des  Alters,  die  Nachtarbeit  verboten. 

Art.  8.   Frauen  dürfen  erst  einen  Motiat  nach  ihrer  Nie<lerkunft  wieder  zur 
Arbeit  verwendet  werden.   Ausnahmsweise  dürfen  sie  früher  verwendet  werden,  jedoch 
.  in  keinem  Falle  vor  Ablauf  von  3  Wochen  seit  ihrer  Niederkunft;  in  die-eni  Falle 
haben  sie  durch  ein  ärztliches  Zeugnis  zu  beweisen,  dass  ihr  Uesondheitesustand  es 
ihnen  «estattet,  die  Arbeit  ohne  Gefahr  wieder  aufzunehmen. 

Wrdnend  de*»  Monats  nadi  <i<'r  NitHiei  kunft  wer  l«-n  sie  als  auf  I^rl.iub  ohne 
Lohn  betrachtet,  und  verlieren  ihre  Stelle  im  Betriebe,  in  welchem  sie  bis  zu  ihrer 
Niederkunft  gearbeitet  haben,  nicht. 

Art.  u.  Krauen,  deichvid  wr1<^b<'n  Alters  und  Kinder  nnter  1&  Jahren  haben 
Anspruch  auf  einen  freien  Tag  per  Woche. 

Art.  10.  Kinder  vor  vollendetem  18.  Altersjahr  und  mindeijabrige  Franen  Ubmen 
zur  Arbeit  in  den  in  Art.  3  aufgezählten  Betrieben  nicht  verwendet  werden,  wenn  ab 
nicht  mit  einem  Arbeitsbuch  verschen  sind. 

Das  Arbeitsbuch  soll  da«  Datum  der  Geburt  der  minderjährigen  Frau  und  de« 
Kindes,  ferner  Angaben  entlinlten,  ob  -ie  »reimpft,  körperlich  g@und  und  fähig  befunden 
sind,  die  ihnen  anveriruut<j  Arbeit  auo-suführen.  I)a8  Buch  »oll  femer  den  Auswds 
enthalten  über  den  Besuch  der  Primarschule  und  wann  der-<elbe  etottgi-funden. 

Die  Arbeitsbücher  werden  den  Gemeinden  durch  das  Ministerium  des  Handels 
und  der  Landwirtschaft  gdiefert  und  d«i  Arbeltem  kostenlos  durdh  den  BGrger> 
mei-^ter  ilt  r  Geineinde  verabfolgt. 

Den  Aerzten  der  Gemönden  und  des  Staates  liegt  die  ärztliche  üiieuchuug  der 
Kinderarbeiter  ob  tind  zwar  ohne  irgend  eine  Qratiükation  oder  Bezahlung  einer  Taxe. 
Die  Arbeitsbücher  und  der  ärztliche  Gesundheit.«-  und  Nic*lerkunft-^au.-<weis  und  alle 
anderen  die  Frauen-  und  Kiuderarbeiter  betreffenden  Schriftstücke,  die  da>  vorUegeud« 
Geaeta  verlangt,  f<ind  von  Stempelgebüliren  befreit. 

Art.  11.  Die  Besitzer,  Direktoren  oder  Leiter  der  industriellen  Betriebe  sind  go* 
halten,  in  da*-;  Arbeitsbuch  dae  Datum  des  Eintritts  und  des  Austritts  des  Arbeitea« 
eiumtragcn. 

Auch  sollen  sie  ein  Register  anl^en,  in  welches  die  im  vorholenden  Artikel 
und  im  Arbeitsbuch  enthaltene  Auskunft  dnsratragen  ist. 

Art.  12.  Alle  Besitzer,  ( ;e.H(b:iftsfflhrer ,  Direkton-n,  Unternehmer  und  andere, 
die  in  ihren  Betrieben  Frauen  und  Kinder,  gleichviel  welchen  Altüis,  beschäftigen,  sind 
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gehalten,  alle  nötigen  Moe^snahmen  zum  Üchutz  der  Gesundheit,  der  Sidicriieit  und 
der  Sittlichkeit  ihrer  Arbiitcr  in  den  zur  Arbeit  bezeichneten  Räumen,  aovrie  an  den 
für  die  liuhe  oder  iilr  die  Mahlzeiten  hestinjniteu  Orten  zu  ergreifen. 

Jedenfalls  soll  den  Arbeiterfraui  u  und  Kindern  ein  besonderes  Lokal  zum  Essen 
und  AuBrahen  angemeseo,  oder  ihnen  gestattet  werd^,  zu  den  hieiför  bestimmten 
Standen  den  Betrieb  »i  veriaMen. 

Art.  13.  Die  AabäufciDg  einer  groeeen  Zahl  von  Arbdtem  in  ungenügend  gixMwm 
Lokal  ist  unten>agt. 

Die  Zahl  der  In  einem  Raum  beediiftlgten  Personen  soll  so  sein,  daaa  jede  ge- 
nügend rtine  Luft  Rchöpfen  kann. 

Die  zur  Arbeit  beslimiiiteii  Räumlichkeiten  sollen  hygienisch  und  so  gebaut  «ein, 
das«  sie  für  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  keine  Gefahr  bieten. 

Wo  sich  die  Notwendigkeit  diifiir  f  iihlhar  macht,  sollen  Ventilatoren  angebracht 
werden,  um  die  entsprechende  Ernüueiung  der  Luft  zu  bichern,  namentlich  wenn  es 
sich  am  Räume  handelt,  in  welchen  sich  Staub  oder  «ehadlidie  ÜUiü»  (Gas,  Dampf) 
entwickehi,  oder  in  welchen  die  Luft  überhitzt  ist  u.  s.  w. 

Art.  14.  Alle  Motoren  und  Maschinen  in  den  industriellen  betrieben  sollen,  da 
da«  Vorbci<:ehen  an  denBell)en  eine  gewisse  Gefahr  für  das  Personal  darstellt,  mit 
Scbutznetzen  aus  Drahtgeflecht  um^oeu  sein,  um  aiifälliges  Unglück  zu  verhüten. 

Das  Bidcnrerk  von  Transmissionen,  Biemen  u.  s.  w«  soll  so  angerichtet  sein, 
dass  die  augenhliekliehe  Sperrung  des  Tridl)W6rkes  im  NotÄdl  doTcli  einen  gewöhn- 
lichen Arbeiter  ausgeführt  werden  kann. 

Art.  15.  Fabrik-  und  Betriebsordnungen  sollen  im  Sinne  und  nach  Massnahme 
des  vorliegenden  Gesetzes  geschrieben  Bein.  Pie  inÜBPen  durch  die  Gemeindebehörden 
des  Ortes  geprüft  und  genehmigt  und  an  einer  gut  sichtbaren  Stelle  in  den  Betrieben 
angeschlagen  werden,  dannt  me  für  Arbeiter  sowohl,  als  ffir  luspektoveo  nnd  andere 
Amtf^personen  leicht  wahrnehmbar  sind. 

Art.  lÜ.  Mit  der  Anwendung  des  vorli^euden  Gesetzes  ^inl  das  Ministerium 
für  Handel  und  Landwirt-Schaft  betraut,  das  mi(  Hille  der  nötigen  Zahl  VOn  ArbeilB* 
Inspektoren  dessen  Ausführung  sichern  wird. 

Die  ArbeitBinspektOTen  banen  in  Fabriken,  Werkstitten,  Bergwerken,  8teinbr0chen 
u.  s.  w.  freien  Zutritt,  eben^  *  in  deren  Nebengebäuden  und  anderen  Lokalen.  Sie 
können  die  Vorweisung  der  Register,  Arbeiterbücher,  Fabrikordnungen,  wie  sie'  m 
Art.  11  vorgesehen  sind,  fordern. 

Art.  Ii.  Bis  zur  Eruentiun«,'  von  Arbeitsiri>f>ektoren  fioW  die  Anwendung  des 
Gesetzes  einem  speziell  in  den  btädteii  orgaiiiciierteD  und  auö  Personen  rnsamiuen- 
gesetzten  Arbeiterkoraitce  anvertraut  werden:  nämlich  dem  Bürgernjei^ter,  dem  (tc- 
meindearzt  oder  Kreisarzt,  dem  Krei^^sehidinspektijr,  dem  Stadt»  oder  ätaatsingenieur 
nnd  einem  Vertreter  der  Arbeiterschaft  in  der  Gemeinde. 

In  den  Städten,  wo  die  Handels-  und  Industriekamniern  tagen,  sind  die  Sekretäre 
dieser  Kammern  Mitglie<ier  dieser  Komitees.  Die  Konstituierung  dieser  Arbeitskomitees 
nnd  deren  Amtsantritt  geschieht  auf  Befdil  der  betreffenden  Departementsstatthalter 
snÄtestens  ü  Monate  nach  der  Vt  ridfentlichung  des  vorliegenden  Gesetzes  im  Amts- 
blatt. Das  Mandat  dieser  Komitees  dauert  3  Jahre,  doch  sind  deren  Mitgbeder  wieder 
wihlbar. 

Die  Amt^verriehtungen  dieser  Komitees  «ind  die  von  Ehrenämtern  und  daher  un- 
entgeltlich; wenn  es  jocfoch  nötig  sein  sollte,  dass  da«*  Komitee  in  globu,  oder  nur 
eines  seiner  Mitglieder  fiir  eine  lnspektion  in  die  Um|;ebung  der  Gememde  abgeordnet 
würde,  dann  werden  dem  Komitee,  oder  den  abgeordneten  Mitgliedern  die  la^^elder 
und  Reisekcwten  nach  den  bt>»tebenden  Vorschriften  durch  das  Ministeriuui  des  llaudels 
nnd  der  lAndwirtschaft  vergütet. 

So  zusammengesetzt,  sei  es,  dass  die  Ortskomitees  in  ihrer  Vollzahl  oder  ge- 
trennt durch  einzelne  ihrer  Glietler  amten,  üben  sie  die  Rec:hte  von  Arbeitsinspektoren 
aus,  wie  sie  in  Art.  16  vorgesehen  sind.  —  Am  Schluss  jed*^s  Jidires  halten  die  Arlxnt**- 
inspektoren  und  die  Ortskomitees  dem  Ministerium  des  Handels  und  der  Landwirt- 
sdiaft  Jabreiiberichte  fiber  ihre  Tätigkeit  nnd  ihre  Beobaehtongen  beafiglidx  des  vor- 
lie<reruh  ii  r-tz(^  ei n;^u reichen;  diese  .Jahresberichte  werden  im  Anhang  einer  Samm- 
lung veroitentlieht  uud  dem  Amtsblatt  beigefügt. 

Art.  18.  Bei  jedent  Fall  dcf  Zuwici^handelns  gegen  das  gegenwärtige  Qeseta 
werden  die  Arbeit.ääinspektoren  oder  dir  Orff'korriitees  in  ihrer  Oesamtheit,  oder  ver- 
treten durch  einzelne  ihrer  Mitglie<ler,  den  latbestand  aufnehmen.  Diese  Aufnahme 
des  Tatbestandes  muss  durch  den  Verfasser  derselben,  den  Uebertreter  des  Itesondcren 
Falles  und  zwei  Zeugen  nnterzeicbnet  und  ohne  Versag  den  gerichtlichen  Behörden 
zugestellt  werden. 
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Falls  der  Uebertreter  eich  weigert,  den  ihn  aufgenommenen  Tatbei^taml  zu 

iBäincTi   -  1  wird  dirsi-  WciL'eniug  obor  tVill-  zu  Prtitolcoll  ponoinnien. 

Art.  Besitzer,  Diroktorea  oder  Verwalter  von  Fabriken,  WerketiUteo,  Berg* 
«wkcD,  SteinbrOdbeii  und  andoien  industridlen  Betrieben,  wdcbe  die  VovBcliriTten  der 
Altk  3 — 10  des  v(irlifjj:ei)tlen  ( Jo-ctzfs  üboi trott  ii  haben,  »oUon  «liiich  die  Kreisgerichte 
verfolgt  und  für  jede  ungeäctzüch  zur  Arbeit  verwendete  Person  mit  einer  Busse  von 
15—20  frcs.  be«traft  werden;  die  UeMuntutimnie  der  Buaee  kann  jedoch  500  free. 

nicht  über^teig-en. 

Beim  Zuvviderhaudeln  gegt-n  die  \'urp.chrifteu  von  Art.  2 — 15  werden  die  Fehl- 
bar»  i   II  i  einer  BuBi^e  von  f  *  i  -500  frca.  bestraft. 

Die  Eigentümer  de»  Betriebes  sind  nach  dt-in  Zivtlge«etz  für  die  ihren  Ditek« 
toren  oder  Cieschäft«führcrn  auferlegten  Busdeu  veruutworilieh. 

Art.  20.  Im  Rfickfall  werden  die  Eigentümer,  Direictoren  oder  Geschäftsführer 
der  Betriebe  mit  einer  doppelten  Baase  bee^aft,  doch  darf  die  Gesamtsumme  1000  free, 
nicht  fibersteigen. 

Als  nücKfall  «ird  angesehen,  wi  iin  der  Ueliertreter  wegen  ZuwiderfaiOldalns  gegen 
d»8!»elbe  (Jesetz  im  Lauf  <iiie--i  veigaiigeneri  Jahres  vorbestraft  ist. 

Art.  21.  Bei  Rückfall  künueu  die  gcrichtliuLen  Behörden  bcächlieeacn,  dass  der 
richterliche  Entscheid  am  Haupttor,  oder  im  Innern  de«  dem  Uebertreter  gehörenden 
Betriebes  angeschlagen  werde.  CUeichermassen  kann  das  Gericht  den  UeMrtreter  zu 
den  Kosten  Ber  Veröfientüciiraig  in  dner  oder  mehreren  Zeitungen  des  Landes  w- 
unelien. 

Art.  22.  Der  Uel>ertreter  des  vorliegenden  Gesetze  kann  divs  gerichtliche  Vor- 
Keheu  aufhallen,  iudum  er  unverzüglich  nach  Vernetzung  in  Anklagezustand  da^  wegen 
Uebertretong  des  vorliegenden  <  ie.setaeB  vorgesehene  üus.-^engeld  bosaUL 

Art.  23.  Der  Ertrag  der  Bussen  wegen  Zuwiderhan« lelns  gegen  da«  vorli^ende 
Gesetz  wird  an  die  Nationslbank  einbczahlt,  zur  ürutiduiig  eines  Fundus  für  die 
Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Unfall,  Tod,  Alter,  Kranuieit,  sobdd  diese  Ver- 
iifihernng  Cregenstand  eines  bestehenden  Gesetzes  geworden  sein  ^  ir»] 

Art.  24.   Das  vorht^eude  Ge»eLz  tritt  6  Monate  nach  »eiaer  Veruffeutlichung  im 
Amtsblatt  in  Kraft. 

Aüe  diesem  Geeets  widergipschenden  Bestimmungen  sind  aafgefaoben. 


tV.  Espagne.  Spaiiim. 

1 .  Real  0  r  (1  e  11  I  de  n  o  v  i  f:  m  b  r  o  1904  d  i  c  t  a  n  d  o  r  e  g  I  a  s 
para  evitar  ia  emigraciön  ciandeatina.  (Bolotiu  dei  lustit,  de 
Beformas  Sociales,  Afio  I  n.  5,  noviembre  de  1904,  p.  326 — 328.) 

Kg^.  VevordBoag  vm  4.  Hov«mber  1004  lor  Hindemnc  hrtmUrther 
Answaademzig. 

2.  Real  orden  31  dß  diciembre  1I'<»4  sobre  redat  eion 
y  remisiön  de  Nota»  autorizadas  y  Hojas  estadiflticas  de 
actidentes  del  trnbajo.  (Boletin,  II  n.  7,  Enero  de  1905,  p.  518,  619.) 

KgL  Veorordnuiig  vom  81.  Besember  1804  betr.  UnHülstatiBtik. 

3.  Real  orden  a  ii  t  *  ,  r  i  z  a  n  d  n  j)  r  o  v  i  s  i  o  n  a  1  m  e  n  t  e  e  1  t  r  a  b  a  j  o 
eil  douiinfiTf^  t  fi  d  a  s  las  indusrrias  cuvas  roclamaciones 
hau  sido  fa  v  orablemeut  e  iulormadas  por  el  lustituto  de 
Reformas  Sociales.  14  de  Febrero  de  1905.  (BoletiD|  II  n.  8,  p.  600 

•104;  Boletin  dol  consejo  nacional  de  Ina  eorporaciones  catoUco-obreraB 
de  Eepana  1*><16,  p.  27—30.) 

Kgl.  Verordnung  vom  14.  Februar  1905  über  provlaorischo 
stattung  der  Arbeit  an  Sonntagen  in  allen  Industriesweigen,  über  deren 
Beklamationen  sieh  das  Sosialreforminetltut  empfislileiid  iUBserte. 
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V.  France.  Frankreich. 

a)  Gesetze. 

1.  Loi  du  2  mars  1905  attribuant  aux  tribuuaux  ordi- 
naires  l'appröciation  des  difficaltds  qa  i  peuvent  s'ölever 
entre  Padministration  des  ohemins  de  fer  de  l'Etat  et  ses 

employf'S  k  l'occasi^  r  ■]  ^:  -^ontrat  dn  travail. 

Gesetz  vom  2.  März  1905,  durch  welches  die  gewöhnlichen  Ge- 
richte zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  ermächtigt  werden,  die  aus 
Anlass  des  Arbeitevertrages  swtedhen  der  Btaatselifliibiliiiverwaltaiig 
und  ihren  Ang^tellten  entstehen. 

Einziger  Artikel.  Die  gewöhnlichen  Gerichte  sind  kompetent,  Streitiir- 
keit  zwischen  der  Staatseisenbahnvcrwaltung  und  deren  Augestellteu,  die 
auä  Anlass  des  Arbeitsvertrages  entstehen,  zu  entscheiden.  • 

2.  Loi  concernant  les  responaabilitös  des  accidents 
dont  le»  oiivriers  sont  victimes  dans  leur  travaiL  9  avril 
1808,  28  mars  1902,  31  mars  190.5. 

Gesetz  vom  9.  April  1888  über  die  Haftung  für  Unfälle,  von  denen 
die  Arbeiter  in  ihrer  Tfttiskeit  betroffen  werden.  (Abgeändert  durch 
die  Gesetze  vom  28.  Hftrz  1902  und  vom  31.  M&rz  1905)^). 

Erster  Titel:  Die  EntschJld  i  L'ung  der  l'ufiUle. 

Al  t.  i.  ünföUe,  die  durch  die  Arbeit  oder  anlasslich  der  Arbeit  den 
Albeitern  oder  Angestellten  im  Baugewerbe,  iu  Hüttenwerken,  i'abrikeu, 
Werften,  Transportnntemebmungen  zu  Wasser  und  zu  Lande,  bei  Lade- 
und  Löschungsarbeiten,  in  öffentlichen  Lagerhäusern,  in  Bergwerken  und 
Gruben,  Steinbrüchen  und  femer  in  jedom  Bei  riebe  oder  Teil  eines  Be- 
triebes, in  welchem  SpronfrstrifTo  hergestellt  werden  oder  zur  Anwendung 
gelangen,  oder  in  welchem  von  einer  duich  andere  als  meuächliche  oder 
tiwisdie  Kraft  bewegten  Maschine  Gebrauch  gemacht  wird,  zustoseen,  ge> 
währen  dem  Unfallbetroffenen  oder  seinen  Hechtsnachfolgem  einen  An- 
spruch auf  eine  zu  Lasten  des  Inhabers  dG:=;  T'iitenielimens  fallende  Ent- 
schädigung, vorausgesetzt,  dass  die  Ai  beitsuuterbrechung  länger  als  4  Tage 
gedauert  hat. 

Arbeiter,  die  in  der  Kegel  fUr  sich  allein  arbeiten,  werden  durch 
znfUliges  Zusammenarbeiten  mit  einem  oder  mehreren  anderen  Arbeitern 

dem  ^■■cr^nnwnrtigen  Gesetze  nicht  unterstellt. 

Art.  2.  Die  im  vorhergehonden  Artikel  bezeichneten  Arbeiter  und 
Angestellten  können  sich  für  Unfälle,  von  denen  sie  bei  ihrer  Arbeit  be- 
troffen werden,  auf  keine  anderen  Bestimmungen  als  diejenigen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  stutzen, 

1;  Das  französische  UnfaU-HAftpfllcbtRcsctz  vom  9.  April  189S,  da.s  bereit»  durch  die 
Novelle  vom  2i<.  März  10ü2  nnfh  zuhlreichen  Soiteu  hiu  abgeändert  wnrde,  erfuhr  durch 
die  Nnvelle  vom  Hl.  Müra  1005  eine  tiefgreifende  Umgestaltung.  Wir  veröffentliehen  im 
Nachfolgenden  deu  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  unter  Beräckaichiignog  der  durch  die 
helden  Nordlen  twwirlrteii  Aeoderungen  de»  ursprünglichen  Textes.  Die  dnrefi  die  Novelle 
vom   31.   Itl.'ii/    IT'!',"    in  Cm  >■  t/   m  u   uufgenomnicnn»   Partien  sind  dun  li  knr>ivt  u 

Druck  kenntlich  gemacht.  Der  Wortlaut  der  Novelle  vom  28.  ilärz  19Ü2  findet  .nich  iia 
BolL,  Bd.  I,  p.  273  ff.  Redaktion  des  „Bulletin". 
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Di^enig«!!,  deren  JahreeverdieoBt  den  Betmg  von  free.  2400  über^ 
steigt,  sind  der  Vorteile  dieser  Bestimmungen  nw  ^»a  su  dieeem  Betrage 

teilhaftig.  Für  den  Mehrbetrag'  bf^sit^An  cie  rinr  einen  Ansjiriioh  awf  ein 
Viertel  der  in  Artikel  3  festgesotzteu  lieiite,  soteru  nicht  dieser  Bruchteil 
dorch  entgegenstehende  Vereinbarongeu  erhöht  worden  ist. 

Art.  8.  In  den  in  Artikel  1  vorgesehenen  Fl]]«a  hat  der  Arbeiter 
odsr  Angestellte  einen  Ansprach: 

bei  totaler,  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  aof  eine  Beate  in  der 
Höhe  von  zwei  Dritteln  seines  JahresvGrdionstns, 

bei  teilweiser,  dauemder  Erwerbsunfähigkeit  auf  eine  Bente  in  der 
Hohe  der  Hllfte  der  durch  .den  Unfall  herbeigeführten  Lohneinbittse, 

bei  vorabergehender  firwerbennfikhigkeitj  veransgesettt,  dasa  diese 
lännrer  als  4  Tage  gedauert  hat,  auf  eine  Tagesentschftdigung,  ohne  Vnter- 
tekied  »wischen  H^erktagen  und  Sonrt'  und  Feiertagen  in  der  Höhe  der  HJilfte 
des  zur  Zeit  des  Unfalles  bezogenen  Lohnes,  «o/«rA  iieter  Lohn  nicht  ein 
tidagnkm4§t  üi,  im  letMinw  FaU»  üt  die  Ttgemtttekääigung  gi§iek  der 
de»  «ÜIrwNf  der  jirMUtoge  deg  dem  OmßlUe  vermtg^m^femem  Metui* 
bezogenen  Durchschnittslohnes.  Die  Entschädigung  wird  vom  5.  Tage  nach 
dem  Unfallstage  an  geschuldet;  wenn  jedoch  die  Erwerbsunßhigkeit  /ärt^er 
als  10  Tage  gedauert,  wird  sie  vom  1.  Tage  an  geschuldet.  Die  Auszahlung 
der  Tageeenleekädigung  kai  c»  den  bei  dgf  üttHamUmmi^  &iidke»  Termimen 
und  Zekieleile»  mu  erJofgOM,  ohne  dass  lAer  die  ZwieeklmMeit  Mmeeke»  Mwei 
ZeUtagmt  16  Tage  übereekreitem  dürfte. 

Hat  der  Unfall  den  Tod  znr  Folge,  so  wird  den  nachtenannten  Per- 
sonen vom  Todestage  ab  eine  Pension  unter  folgenden  Bedingungen  ge- 
wahrt : 

aj  Dem  nicht  geschiedenen  oder  von  Tisch  und  Bett  getrennten  über- 
lebendsn  Ehegatten  eine  lebenslAngUche  Bente  in  der  Hohe  Ton  20  IVoa. 
des  Jahresverdienstes  des  Getöteten,  yoransgeBetzt,  dass  die  Ehe  vor  dem 

ÜDfalle  eingegangen  worden  ist. 

Im  Falle  der  Wiederverheiratnnp  verliert  der  überlebende  Ehegatte 
den  Anspruch  auf  die  vorstehend  genannte  Kente;  es  wird  ihm  aber  in 
diesem  Falle  das  Drei&cfae  dieser  Beate  als  Gesamtabfindnng  gewahrt 

b)  Den  ehelichen  oder  vor  dem  Unfall  anerkannten  uneheliche 
Kindern  unter  18  Jahren,  ob  diese  nun  vater-  oder  mutterlos  geworden 
^nd,  eine  Rente  in  der  Höbe  von  15  Proz.  des  Jahresverdienstes  des 
Getöteten,  wenn  nur  ein  Kind  vorhanden  ist,  von  25  Proz.  dieses  V'er- 
dienstes,  wenn  deren  zwei,  von  35  Proz.,  wenn  deren  drei,  und  von 
40  P)roB.,  wenn  ihrer  vier  nnd  mehr  sind. 

Bei  Kindern,  welche  Vater  und  Mutter  verloren  habeni  erhiAit  sich 
die  Rente  fiir  jedes  Kind  anf  20  Proz.  des  Verdirnsteg. 

Der  Gesamtbetrag  dieser  Kenten  darf  im  ersteren  Falle  40  Proz.,  im 
letzteren  60  Proz.  des  Verdienstes  nicht  Ubersteigen. 

c)  Hinterlässt  der  Getötete  weder  eüien  Ehegatten  noch  Kinder  im 
Sinne  von  Absata  a  nnd  b,  so  ralAlt  jeder  der  von  ihm  nnt^haltenen 

Aszendenten  und  Deszendenten  eine  Bente,  die  dem  Aszendenten  lebens- 
länglich, dem  Deszendenten  bis  znm  in.  Altersjahre  entrichtet  wird.  Diese 
Kente  beträgt  10  Proz.  des  Jahres  verdienst^  des  Getöteten,  ohne  da^s 
jedoch  der  Gesamtbetrag  der  auf  diese  Weise  gewUürten  Benten  80  Pros, 
ttbenteigan  daif  . 
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Jede  der  in  Absats  e  vorge8elien«n  Renten  wird  gegebenen&Us  ver« 

h&ltnismässig  gekiir 7i. 

Die  aut  Uruud  des  gegeuwärtigen  Gesetzes  festgesetzten  Henten  sind 
Mnklbar  am  fi^ohuUue  des  Berwhtigtm  oder  am  Jfüwkavptarta  uima»  fFmbi^ 
titMetf  wmm  t&  iurdk  du  Naihnaie  jtlUnversm^mgtmutaii  MNdfa^t  mtrdmtf 

MO  sind  sie  zahlbar  beim  Leiter  t/er  ^reh  den  Bereehtigten  beseiekneien  Anstalt. 

v*^ie  -^M!«^  vierteljährlich  an  einem  bestimmten  Fer falltage  zahlbar;  das 
Gericht  kann  Jedoch  die  Vorausbezahlung  i«r  Häiße  des  ersten.  Rentenbetrages 
verßigen, 

Dieee  Renten  sind  unUbertrt^bar  und  onpflbidbar. 

Unfallbetro£Peue  ausländische  Arbeiter,  welche  ihren  Aufenthalt  auf 
französischem  Gebiete  aufgeben  iHirden,  erhalten  als  Gesamtabfindung  ein 
Kapital  in  der  Höhe  des  dreifachen  Betrages  der  ihnen  zuerkannten 
Rente. 

In  glmehar  ß^aita  werkMit  «r  M  boMÜgUeh  ikrar  amUnditekm  JbcÜf 
na/ekßflger^  sobald  sie  ihren  französischen  fVohnsitz  aufgegeben^  ohne  dass 
aber  das  h'apital  den  g^emoärt^M  ßf^ert,  wie  ar  in  Arltkal  2d  bestimmt  üt, 
überschreiten  dürfte. 

Die  Aiullndisohen  Rechtanaohfolger  eines  aiulftndiflchen  Arbeitere  er- 
halten keinerlei  Entecdiftdigang,  wenn  Bie  enr  Zeit  des  Unfalles  ihren 
Wohnsitz  nicht  in  Frankreich  hatten. 

Dif!  Bestimmungen  der  drei  letzten  .Absätze  können  jedoch  durch  Staats- 
verträgc  im  Rahmen  der  im  gegenwärtigen  Artikel  fesfgrsftzlen  Entschädigungen 
für  solche  Fremde  abgeändert  werden f  deren  Ueimatsstaat  unseren  Staatsange- 
kSrigen  gleichwertige  Verteile  gewikrleitlet, 

Art.  4.  Der  Betriebäuntemehmer  trägt  darüber  hinaus  die  Arzt- 
und  Apothekerkostcn,  sowie  die  Beerdigungskosten.  Diese  letsteren  dürfen 
sich  anf  höclisti^ns  IVcs.  KM)  bolaut'en. 

Der  f  n  fall  betroffene  krinn  jederzeit  seinen  Arzt  und  seinen  Apotheker  frei 
wählen,  in  diesem  Falle  knim  der  Betriebauntemehmdr  für  die  Arzt-  und 
Apothekerkosten  nnr  bis  zn  dem  Betrage  in  Ansprach  genommen  werden, 
der  vom  Friedensrichter  des  Kreises,  in  dem  der  Unfall  erfolgt  ist,  in 
T'^eliereiiistimmunj^  mit  einem  Tarife  l^n^^t'iTiim*"  M'ird,  der  durch  f'rnirdnung 
des  Handelsministers  auf  das  Gutachten  einer  Spezialkommission  hin  aufgestellt 
wird,  welche  Ferlreier  der  AerztC'  und  Apothekerver bände ^  der  Arbeiter'  utid 
Vnt«r9^merv«f'bM§,  der  Vnfalhv^iehmrungsgesellschaße'  und  ditr  A||-«Mci'tfg>- 
keitsverbinde  umfassen,  und  der  nur  alte  2  Jahre  abgeändert  werden  kann. 

In  allen  Fällen  bat  der  Betriebsunternehmer  ausser  den  in  ArtätU  3  ent' 

haltenen  f  'rrj/JUchtungen  allein  ßtr  die  Spitalkoster,  aufzukommen,  tvelche  aber, 
alles  inbegrijjen,  den  ftir  die  Anwendung  des  Artikels  24  des  Gesetzes  vom 
13»  Juli  1893  aufgestellten^  um  50  Proz.  erhöhten  Tarif  nicht  überschreiten 
und  niemals  ubmr  li^iiek  ßxs,  4  in  Porii  und  free,  3,30  in  aUen  andmvn 
Ortmi  kinausgehan  dOrfen* 

Aerzte,  Apotheker  und  Spitäter  können  ihre  jtntprüebe  direkt  gtgandlbw 

dem  Belriebsunternehmer  s:e!tend  machen. 

ff'ä/irerid  der  Dar/er  der  Behandlung  kann  der  Betriebsunternehmer  bfim 
Friedensrichter  einen  Arzt  bezeichnen,  der  damit  beauj tragt  sein  soll,  ihm 
über  den  Zustand  des  Vn/allbetroßmen  Auskunft  9U  geben»  Diese  vom 
Friedensrichter  vorschnftsgemäss  visierte  Bezeichnung  gewäkrt  dem  genannten 
Arzte  wöekentiieken  Zutritt  zum  Vnfa Ubetroffenen  in  G^enwart  des  behandelnden 
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JnUt,  itr  2  Tagt  varker  durek  Hnguchrkbentm  Brief  dav»  in  Kwutni»  »u 
mtgtn  ist, 

ff'ef^ert  sich  der  l'nfallbetrofferte  dieser  Fisite,  so  wird  die  Auszahlung 
'Irr  TagesenUehädigung  durch  Entscheid  des  Friedensrichters^  der  den  Vnfallm 
betroffenen  durch  gewohnlichen  eingeschriebenen  Brief  zu  sieh  bietet,  eingestellt. 

tFttui  4ar  Arzt  tfAw  Beglaubigung  tututtUt,  das»  der  OnfmUketroffene 
m  tmd»  die  Jrkeü  wieder  mij^mtekmem  w4  wenn  dieeet  dm  keelreUet, 
sn  kann  der  Betnrhxunternehmer,  wenn  es  sich  um  eine  wr&ergehende  Er* 
werbsunjähigkeit  handelt,  vom  Friedensrichter  die  Fornahme  einer  drzMekem 
Expertise  verlangen,  welehe  innerhalb  ^  Tagen  vorzunehmen  ist. 

Art.  5.  Die  Betriebsrnhaber  ktfnnen  sich  fbr  die  ersten  30,  60  oder 
90  Tage  Tom  Unfälle  ab  von  der  VerpfÜchtiing,  den  ünfaUbetroflRBnen  die 
Heilangskosten  nud  die  zeitw  eilige  Entschädigung  und  auch  nur  einen  Teil 
dieser  Entschädigung,  wie  dies  nachstehend  im  einzelnen  beflümmt  istj 
zu  zahlen,  befreien,  wenn  sie  nachweisen: 

1]  daas  sie  ihre  Arbeiter  in  Unteratfitanngsvereine  auf  Gegenseitigkeit 
aofiielunen  lieasen  und  einen  Teil  der  Bntr&ge  leiaten,  der  diffch  gemein- 
ganie  Abmachung  und  im  Einklang  mit  den  vom  zuständigen  Ifinister  ge- 
uebmigten  Musreiäta tuten  festausetzen  ist,  jedoch  nicht  unter  einem  Drittel 
des  Betrage  betragen  darf; 

2]  dass  diesd  Vereine  ihren  Mit^liedem  im  Falle  von  Verletzungen 
für  3<»,  00  oder  90  Tage  ärztliche  und  phannasentische  Pflege  sowie 
eine  Tagesentschädigung  gewährleisten. 

Beträgt  die  vom  Vereine  gewährte  Tagesentschädigung  weniger  als 
der  tägliche  Lohn  des  Betrogenen,  so  hat  der  Betriebsinhaber  ihm  die 
Differens  hinsnaozahlen. 

Art  6.  Die  Unternehmer  von  Bergwerken,  Gruben  und  SteinbrUohen 
können  sich  von  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Kosten  nnd 
Entschädigungen  befreien,  wenn  sie  an  die  in  diesen  Untemehmuno'cn  auf 
Grrond  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1894  begründeten  Unterstützungtjkaääen 
oder  -vwbftnde  einen  Jahreszosdiass  leisten. 

Der  Betrag  nnd  die  Bedingungen  dieses  Zuschusses  müssen  von  dem 
Vereine  anerkannt  and  vom  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  ge* 
aehmigt  sein. 

Biese  beiden  Vorschriften  iinden  Anwendung  auf  alle  anderen  Be- 
triebenntemehmer,  die  au  Gunsten  ihrer  Arbeiter  gemäss  Titel  III  des 
Gesetzes  vom  29.  Juni  1894  besondere  Untersttttzungskassen  eingeriditet 

haben.  Die  vorstehend  vorgesehene  Genehmigung  hinsichtlich  dieser  Kassen 
ist  vom  Ministor  für  Handel  und  Industrie  zu  orteilen. 

Art.  7.  Dem  Untallbetro£fenen  oder  seinen  liechtsuachfolgern  bleibt 
onabhingig  von  den  AnsprOchen  aus  dem  gegenwärtigen  Gesetze  das 
Becht  vorbehalten,  nach  den  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechtes  EIrsatz 
f^ir  den  erlittenen  Schaden  von  demjenigen  zu  verlangen,  den  die  Schuld 
am  Unfälle  trifft,  sofern  dies  nicht  der  Unternehmer  oder  einer  seiner 
Arbeiter  oder  Angestellten  ist. 

Die  in  diesem  Falle  zugesprochene  Entschädigung  entlastet  in  dem 
betreffiondett  Betrage  den  Betriebsunternehmer  von  den  ihm  obliegenden 
Verbindlichkeiten.  Für  den  Fall,  dass  der  T^^nfall  dauernde  Erwerbsun- 
fähigkeit oder  den  Tod  des  Betroff'eneu  zur  Folge  hatte,  soll  diese  Ent- 
schädigung in  der  Form  einer  durch  die  Nationale  Aitersversorgungskasse 
n  leistenden  Benfe  geiüüirt  werden. 
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Ausser  zu  diesen  Bente&bstAgen  kann  der  haftbar  erkl&rte  Dritte 

noch  zTir  Zalilnn^  der  weiteren,  in  den  Artikeln  3  und  4  vorgesehenen 
Entsch^Ldigungen  und  Kosten  verurteilt  werden,  und  zwar  entweder  an 
den  UnfaUbetroffenen  oder  an  den  Unternehmer)  im  Falle  der  Intervention 
dieses  letsteren. 

Dieser  Axisprnch  gegen  haftbare  Dritte  kann  sogar  vom  Betriebs- 
untemelimer  auf  sfine  Gefahr  und  Kosten  in  Stellvertretung^  des  IJnfall- 
beTToffenen  oder  semer  üechtsuachfolger  verfolgt  werden,  wenn  diese  es 
versäumen,  von  den  ihnen  zustehenden  Eechten  Gebranch  zu  machen. 

Art.  8.  Ber  Lohn,  weldier  eis  ^hnmdlsge  mt  Bestimmiuig  d«t  einem 
von  einem  Unfall  betroffenen  Arbeiter  über  16  Jahre  oder  einem  Lehrling 

zuzuerkennenden  ünfallentschädigung  dient,  darf  nicht  weniger  betragen 
ali^  rler  niedrigste  Lohn  der  in  dem  fraglichen  Betriebe  beschftitigten  ge- 
sunden Arbeiter  der  gleichen  Kategorie. 

Indessen  darf  im  Falle  zeitweiliger  Erwerbsunf^gkeit  die  Ent- 
schädigung eines  Arbiters  unter  16  Jahren  den  Betrag  seines  Lohnen 
nicht  flbersteigen. 

Art.  9.    Ist  die  lebenslängliche  Heute  endgültig  geregelt»  so  kann 

der  Unfallbe^r  ffoiip  nach  Ablauf  der  im  Artikel  19  vorgesel:f^i^<^n  Revi- 
sionsfVist  verlangen,  dass  ihm  höchstens  ein  Viertel  des  zur  En'ichtung 
dieser  Rente  notwendigen  Kapitals,  nach  den  von  der  Nationalen  Alters- 
Versorgungskasse  für  Unfallbetroffene  anfgesteUten  Tarifen  berechnet,  bar 
ausgezahlt  werde. 

Er  kann  femer  verlangen,  dass  dieses  Kapital  ganz  oder  alizüglich 
des  soeben  erwähnten  Betrages  bis  za  einem  Viertel  dazu  vorM-endot 
werde,  eine  auf  seine  Person  gestellte  und  bis  zur  Iläli'te  auf  seiueu  Ehe- 
gatten libertragbare  lebenslängliche  Kente  su  erriditen.  In  diesem  Falle 
wird  die  Bente  soweit  vermindert,  dass  sich  aus  dieser  Uebertragbarkeit 
keinerlei  vermehrte  Belastung  des  Betriebsinhabers  ergibt. 

Ueber  derartige  Gesuche  entscheidet  das  Gericht  in  dei'  Beratungs- 
kammer. 

Art.  10.  Hinsichtlich  desjenigen  Arbeiters,  welcher  während  des 
lotsten  Jahres  vor  dem  Unfälle  in  der  Unternehmung  beschftftigt  gewesen 
war,  ist  unter  dem  Verdienst,  der  als  Onmdlage  bei  der  Bestimmung  der 
Kenten  dient,  der  tatsächliche  Lohn  yn  verstebeni  den  er  während  dieeer 
Zeit  in  Geld  oder  Naturalien  erhalten  hat. 

Hinsichtlich  derjenigen  Arbeiter,  welche  vor  dem  Unfälle  weniger 
als  1  Jahr  beschäftigt  waren,  ist  danmter  der  tatsächliche  Lohn  su  ver- 
stebeni den  sie  seit  ihrem  Eintritt  in  den  Betrieb  erhalten  haben,  zuzüglich 
des  worA  Ma^s^ah^  des  mitll^rfn  t'erdienttes  der  Arh^itpr  derselben  Kategorie 
während  des  genannten  Zeitraumes  berechneten  Lohnes,  den  sie  während  de« 
zur  Vervollständigung  des  Jahres  nötigen  Zeitraumes  hätten  erwerben 
können. 

Ist  die  Arbeit  keine  ununterbrochene,  so  wird  d^  Jahresverdienst 

berechnet  sowchl  nach  der  wahrend  der  Beschäftigungszeit  erhaltenen 
Vergütung,  als  nach  dem  \'erdienst  des  Arbeiters  im  übrigen  Teil  des 
Jahres. 

H^mm  wikrend  der  in  den  vwrkergekeiuleit  AbeMzen  gmamtUem  Zeiträmnm 
itt  Jrh^tr  mmmkwuwHU  mfimMÜ^  guttut  IM,  m  üt  der  mUhte  Fet^ 
dienst  fn  Bereeknung  mu  »ieken,  der  diesen  Dnterkreekungen  enttproeken  Aiite. 
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Zweiter  Titel.   Anzeige  und  Unterenohung  der  Unf&Ue. 

Art.  11.   Jeder  UnftU,  der  eine  SrwerbeiuiiUiigkeit  vemrBecht  het, 

ist  innerhalb  48  Stunden,  Sonn-  und  Feiertage  nicht  eingereclinet,  vom 
Betriebsunternehmer  oder  seinen  Gesrhüfrsfohrem  dem  Maire  der  GFe- 
meinde  auzuzeigeu,  der  darüber  ein  Pr  t  koll  aufnimmt  und  über  die  er- 
folgte Anzeige  eine  Empfangsbescheinigung  ausstellt. 

Die  Anieige  und  du  Protokoll  müssen  in  der  auf  dem  Verordnuugs- 
wege  ÜBetgeseteten  Foim  den  Namen,  Stand  und  die  Adreeae  des  Be- 
triebsuntemehmers,  die  genaue  Adresse  des  Ortes,  der  Stande  und  der. 
Natur  des  Unfalles,  die  näheren  Umstände,  tinter  denen  er  sich  ereignet 
hat,  die  Natur  der  Verletzungen,  so^n^ie  die  Namen  und  Adressen  der 
Zeugen  enthalten. 

FaUs  im  Laufe  der  auf  den  Unfall  folgenden  vier  Tage  der  ünfall- 
botroffene  seine  Arbeit  nicht  wieder  aufgenommen  hat,  ist  der  Betriebs- 
un^emehmer  verpflichtet,  dem  Mairr-  '^er  Gemeinde  ge<:jen  Empfan^sbe- 
ßchemiguug  ein  ärztiiclies  Zeugnis  über  den  Zustand  des  Uufallbetrotienen, 
die  wahrscheinlichen  Folgen  des  Unfalls  und  den  Zeitpimkt,  in  welchem 
es  möglich  sein  wird,  die  definitiven  Folgen  festsustellen,  vonnlegen. 

Die  UnfaUanseige  kann  unter  den  gleichen  Bedingungen  innerhalb 
eines  Jahres  nach  dem  Unfall  durch  den  Unfalibetroffenoi  oder  seine 
Rechtsnachfolger  erstattet  werden. 

Mitteilung  des  Unfalls  in  einer  im  Verordnungswege  festgesetzten 
Form  aoH  unverzüglich  durch  den  Haire  der  Gemeinde  dem  Departe- 
ment^Fabrikinspektor  oder  dem  mit  der  Ueberwaohung  dee  Betrtebes  be- 
trnuten  Grubeningenieur  gemacht  werden. 

Der  Artikel  15  des  Gesetzes  vom  2.  November  1892  und  der  Ar- 
tikel 11  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1893  sind  auf  die  in  diesem  Gesetze 
vorgesehenen  Fille  nidit  mehr  anwendbar. 

Art.  12.   Innerhalb  24  Stunden  nach  Einreiehung  des  ftrstUdien 

Zeugnisses  und  spätestens  5  Tage  nach  erfolgter  Unfallanzeige  soll  der 
Maire  dorn  Friedensrichter  des  Kreises,  in  dem  der  Unfall  erfolgt  ist,  die 
Unfallanzeige  und  entweder  das  ärztliche  Zeugnis  oder  eine  Bescheini- 
gung, dass  ein  ZeugnLs  nicht  vorgelegt  wurde,  übermitteln. 

Wenn  auf  Grund  dee  gemftas  den  Beetimmungen  des  vorstehenden 
Artikels  vorgelegten  oder  nacliträglich  vom  Unfallbetroffenen  dem  Friedens- 
richter übemiittelten  ärztlichen  Zeii;L^nis8e3  die  Verletzung  don  Tod  oder 
eine  dauernde  Erwerbsunfähigkeit,  sei  es  eine  völlige  oder  teilweise,  nach 
sich  zu  ziehen  scheint,  oder  wenn  der  Uni'ailbetrotl'eue  gestorben  ist,  so 
soll  der  Friedensricht«*  innerhalb  24  Stunden  eine  Untersuchung  vor« 
nehmenf  um  festausteilen: 

1)  Ursache,  Natur  und  Umstände  des  Unfalls : 

2)  die  ünfallbetroffenen,  ihren  Aufenthalt,  den  Ort  und  das  Datum 
ihrer  Geburt ; 

3)  die  Natur  der  Verletzungen; 

4)  die  Rechtsnachfolger,  welche  gegebenenfells  eine  Entschftdigung  he- 

anepruchen  könnoi,  den  Ort  und  das  Datum  ihrer  Geburt; 

5)  den  Tages-  und  Jahresverdienst  des  Betrotfenen : 

6)  die  Versicherungsgesellschaft,  bei  welcher  der  Bef riebsuntemehmer 
vei*t9ichert  war  oder  den  Gegenseitigkeitsiverband,  dem  er  angehörte. 
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Dio  dem  Friedensrichter  und  seinem  Schreiber  in  Vollziehung  des 
Artikels  29  dieses  Gesetzes  und  des  Artikels  31  des  Pinanzgesetzes  vom 
13.  April  1900  ansgesetsten  Taxen  soUen  dnroh  die  Staatskasse  TtHrge- 
sehossen  werden. 

So  oft,  sei  es  durch  den  Friedensrichter,  sei  es  durch  das  Gericlit, 
sei  es  durch  das  Berufungsgericht,  eine  ärztliche  Untersuchiinfj  angeordnet 
wird,  darf  der  ärztliche  Experte  weder  der  den  UnfaUbetrolfeuen  behan- 
delnde Amt  sein,  iiedi  der  BetriebsMrtt,  nodi  der  VertranensanA  der  öe- 
sellscliafb,  bei  welcher  der  Unternehmer  versichert  ist. 

Art.  13.  Die  Untersuchung  soll  kontradiktorisch  in  den  in  Artikel  35, 
36,  37,  38  und  39  der  Zivilprozessordnnngr  vnrgcschricbonen  Formen  statt- 
finden;  sie  findet  statt  in  Anwesenheit  der  beteiligten  Parteien,  oder  es 
mOssen  diese  mit  Dringlichkeit  dnreh  eingesehriebenen  Brief  geladen  sein. 

Der  FiiedeoBriehter  hat  sich  zu  dem  vom  Unfälle  Betroffenen  zu  be- 
geben, wenn  es  diesem  nicht  möglich  ist,  der  Untersuchung  beizuwohnen. 

Erscheint  ihm  das  llrztliche  Zeugnis  nicht  ^^emigerid,  so  kann  der 
Friedensrichter  einen  Arzt  zur  Untersuchung  des  Verletzten  bestimmen. 

Aiuih  kann  er  einen  Saehverst&ndigen  zur  Teilnahme  an  der  Unter- 
snehong  ernennen. 

Die  Ernennung  von  Sachverständigen  findet  jedoch  nicht  statt  in  den 
dnrch  die  Verwaltungsbehörden  überwachten  Betrieben,  desgleichen  nicht 
in  den  staatlichen,  die  der  Beaufsichtigung  durch  eine  von  ihrer  Leitung 
verschiedene  Beh(k^e  onteriiegen,  und  femer  nicht  in  den  Staatsanstalten, 
in  denen  Arbeiten  aasgefohrt  werden,  deren  Geheimhaltimg  im  Interesse 
der  öffentlichen  Sicherheit  geboten  ist.  In  diesen  verschiedenen  Fällen, 
haben  die  mit  der  üeberwacbnng  oder  Aufsicht  dieser  Anstalten  oder 
Betriebe  beauitragten  Beamten  und,  soweit  Grubenbetriebe  in  Betracht 
kommen,  die  behnfii  Wahrung  der  Sicherheit  der  Arbeiter  Delegierten 
dem  Fiiedensriditer  ein  Exemplar  ihres  Beriehtes  sweeks  BeifOgnng  snm 
Protokoll  einzureichen. 

Abgesehen  von  df^n  Fallen  tntsHrhlicher  T Unmöglichkeit,  die  im  Proto- 
kolle gehörig  festzustellen  sind,  muss  die  Untersuchung  in  kürzester  Friist 
und  spätestens  innert  10  Tagen  seit  dem  Unfälle  abgeschlossen  sein.  Der 
Friedensriehter  benachrichtigt  die  Parteien  doreh  eingeschriebenen  Brief 
von  dem  Schlüsse  der  Untersnchung,  sowie  von  der  Niederlegung  des 
Originalprotokolls  bei  der  Gerichtsschreibcrei,  wo  sie  innerhalb  einer  Frist 
von  5  Tagen  davon  Kenntnis  nehmen  und  sich  eine  Abschrift  anfertigen 
lassen  künnen,  die  dem  Stempel  and  der  Eintragungsgebühr  nicht  unter- 
liegt. Nach  Ablanf  dieser  fbnftftgigen  Fngt  werden  die  TJntsrsnohimgs- 
akten  dem  Präsidenten  des  Zivilgerichts  des  Arrondissements  eingereicht. 

Art  14,  Betriebsinhaber  oder  ihre  Geschäfts^ Ihrer,  welche  den  Be- 
stimmungen des  Art.  11  zuwiderhandeln,  werden  mit  1 — 15  frcs.  bestraft. 

Tritt  im  gleichen  Jahre  ein  Kückfall  ein,  so  kann  die  Strale  auf 
16—300  <rc8.  erhöht  werden. 

Der  Artikel  463  des  Strafgesetzbuches  findet  auf  die  durch  den  gegeii'- 
wärtigen  Artikel  vorgesehenen  Uebertretnngen  Anwendung. 

Dritter  Titel.  Zuständigkeit.  Gerichtsbarkeit.  Verfahren. 

Revision. 

Art  15.  Streitigkeiten  liber  Beerdigungskosten  und  zeitweilige  Buir- 
Schädigungen  werden,  wie  hoch  sich  auch  der  Anspruch  belaufen  mdg«. 
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in  letzter  Instanz  vnm  Friedensrichter  des  Kreises,  in  dem  der  Unfall 
sich  ereignet  hat,  and  innert  14  Tagen  nach  £rli6bang  der  Klage  ent- 
schieden. 

^  xeitweUigen  BitUdMigungen  wtrim  gwtkuUfi  Inr  Mum  Toiuttge 
0der  bis  zur  Umbmg  itr  F^rtetnumg,  diu  Anut  Si»  mu  im  Ttge,  vo  der 

Omfailbetroßene  entweder  vö/iig  geheilt  oder  endgültig  mit  dmuernder  Erwerbs- 
unfükigkeit  behaftet  ist;  in  diesem  letzteren  Falle  werden  sie  weiter  entrichtet 
bis  zu  dem  im  folgenden  Artikel  vorgesehenen  endgültigen  Entscheid,  unter 
Ferhekmit  der  Betümmungen  de»  vierieM  Ahwtse»  des  gentauOem  ^iHUMt» 

ßfemm  die  eine  Partei^  indem  sie  siek  em  MtnUieke»  Zes^fi  eHÜMt, 
behauptet,  dass  die  Enverbsunfähigkeit  eine  dauernde  sei,  so  hat  sich  der 
Friedensrichter  durch  einen  Entscheid,  von  dem  er  innerhalb  drei  Tage»  eine 
Ausfertigung  dem  Ziviiger  ich  tsprasidenten  übermitteltf  inkompetent  zu  erklären, 
ekiekaeil^  eeiMt  er,  wen»  er  et  nieki  ecken  terker  geUm  hat,  die-  Taget' 
Mieehädigung  fest. 

üeber  Klagen  betreffend  Zahlung  der  Arzt-  und  Apothekerkosten  entscheidet 
der  Fried ensrirhter  letztinstanzlich  bis  »u  einem  Betrage  von  frcs.  300, —  und 
ferster  über  Klagen  von  jedem  beliebig  höheren  Streitwert  unter  f^orbehali  einer 
umeri  vienekm  Tagen  maeä  dem  Vtleile  au  erküreisdem  AfpeUaUon» 

Die  Entscheide  des  Friedensrichters  betreffend  die-  Tagesentschäd^mg 
sind  trotz  Einsprache  exeqm'erbar.  Hingegen  kann  gege»  eie  ein  MMeetUene" 
raäurs  we^rn  f'erletzung  des  Gesetzes  ergriffen  uyerden. 

fVenu  sich  der  Unfall  im  Auslande  ereignet  hat,  so  ist  der  tm  ütune  des 
jdrtäteli  22  und  de»  gegentoärtigen  Artikel»  atuUndige  Friedeneriekter  det" 
jMi%»  de»  Ib^es,  in  welchem  sieh  die  Oniermtkmmg  oder  die  Niederlege  be^ 
JbtdH,  zu  der  der  L'nfallbetr offene  gehört. 

tfenn  der  ('nfall  in  Frankreich,  aber  ausserhalb  des  Kreises  sich  ereif^net 
hat,  in  welchem  such  die  Lnlernehmung  oder  die  Niederlage  befindet,  zu  der 
der  OitßUibetroffene  gehört,  »9  wird  munükmtweiee  der  Friedmurfekter  dieee» 
letzteren  Kreise»  »ustämlig  auf  ein  Gesuch  des  Unfallbetroffenen  oder  seiner 
Recktsnachfnfger  hin,  das  mittels!  ein^esrhriebenen  Bricfrs  an  den  Friedens' 
richter  des  Kreises,  in  wek/ie/n  sich  der  Unfall  ereignet  hat,  zu  nahten  ist, 
und  zwar  bevor  die  Sache  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Artikels  bei  ihm  an- 
kingig  gemaekt  werden  ist  mnd  er  die  im  Artikel  13  vergeeekene  Ontereuekung 
geeekioatem  Aat.  Dem  Gesuchsteller  wird  unverzüglich  eine  Empfangsbeschei* 
nr^urrg  zup;estellt  durch  dir  (irrichtskanzlei,  welche  zw^lcich  mit  dem  Betriebs' 
Unternehmer  den  zusiandig  gewordenen  Friedensru  hier  davon  in  Kenntnis  setzt 
und  gegebenenfalls  diesem  letaleren  dte  Untersuchungsakten  gleich  nach  ihrem 
Abeeklus»  übermittelt  unter  Benaehrieh  tigung  der  Parteien  gemies  Art.  13. 

Art.  16.  Was  die  andern  in  diesem  Gesetze  yorgesehenen  Entschä- 
digungen anbelano^t,  so  ladet  der  Arrondissementßfrericlitspräsident  den 
UnfallbetroÖ'enen  oder  spine  Tiechtsnachfolger,  den  Betriebsuntemehmor, 
der  sich  vertreten  lassen  kanu  und  den  /Versicherer,  wenn  fersicheru/tg 
wriiegt,  ein,  und  swar  innert  6  Tagen  von  der  üebennitteliing  der 
Akten  an,  wenn  der  Unfallbetroffene  vor  Sekhtss  der  Untersuchung  gestorben 
ist,  oder  im  anderen  Falle  innert  5  Tn^en  nach  der  Vorlegung  sei  es  des 
Totenscheines,  sei  es  einer  schriftlichen  Abmachung  zwischen  den  Parteien, 
welche  den  dauernden  Charakter  der  Erwerbsunfähigkeit  anerkennt,  durch  die 
M  ihrem  Fergd^n  meckere  Partei,  oder  miek  nmek  Empfang  de»  in  Alinea  3 
des  vorhergekendmt  Artikel»  vorgesehenen  friedensrichterlichen  Entscheides,  oder 
aadliek,  imm  keine»  dieter  Stücke  bei  ikm  eißgereiekt  werden  i»ty  itutert 
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den  letzten       Ta^en  vor  .4h!auf  Her  in  j4rtikel  18  varj:;rsphenen  Verj'ährun^s- 
'  fristt  vnt  üus^fsrizt ,  fftiss  er  den  ZeUpunkt  dieser  rerjaltrung  kennt.    Er  kann 
tmler  Zustimmung  der  tarteien  einen  Experten  bestellen ^  dessen  Ben'eAt  inner- 
kmth  8  Tngen  eingegeben  wtntm  muss. 

Wenn  xwischen  den  Parteien  eine  mit  iem  BnÜnmungen  dieses  Gesetzes 
im  Einklang  stehende  Eiin<j;ung  m  stände  kommt,  so  winl  die  Entschädi- 
f^ung  pfK^s'^iltig  durch  Verfügung  des  Präsidenten  festgesetzt,  der  dariiber 
eine  Beuikuuduug  ausbteUt,  urnlche  bei  Gefahr  der  Nichtigkeit  den  als  Grund- 
hge  iiaiwbm  JeArutmUientt  tmi  iin  Sekwiäkrnng  angeben  mws,  waiekn  dar 
Umfaü  4tm  Verdienste  zugefügt  bat. 

"^Voiin  zwisfhnii  flcn  Prirtricrn  ciiiP  T^iiii ''■uiiir  iiif^jt  7M  stnTi'.'ie  koinint, 
80  wetdrii  die  Parteien  angewiesen,  ihre  Sache  vor  dem  Gericht  ansulringe/i , 
bei  dem  die  Sache  durch  die  in  ihrem  f  urgehen  raschere  Partei  anhängig  ge- 
mwht  wird  und  welche«  dann  im  sammarieohen  Verfahren  gemftaB  llfel  34 
Buch  2  der  ZivilprOKeesordnong  verfUirt.  Orieii  iW  prmtüwisek  cm* 

fUierbar. 

In  iliescm  tdlle  kann  der  Prasif/e/it  durch  seine  inappt-Kuhfr  Ferumsung$~ 
verfiigung  an  Stelle  der  TagesentschadigUMg  eine  provisorische  Zuerkennung 
gewikmt,  weleäe  geringer  üt  mit  inr  Aelle  VardiemU  9dtr  er  kamt  äm^ 
tMnm  Grenzen  den  IhekiMMAfo^gnrm  eine  provisorische  ZuerkennkHg  sn- 
spreehen.  Diese  Znerkennttngen  können  auf  dem  ff'^e^e  des  Gesuches  vm  eine 
inappeltahle  rurhir/fif^e  t'ntscAfidur/^  f^ewahrt  oder  geändert  werden.  Sie  sind 
uniiber  trag  bar  und  uHpfandbur  und  unter  denselben  Bedingungen  zahlbar  wie 
a»  TiigetMiteAädigung, 

IM»  BmOuAe^ffnisse  laufen  vom  Tointage  oder  der  Heilung  der  Ver* 
letxung  an,  ohne  sich  jedoch  mit  der  Ts^^astlU^fkd^wig  «dar  der  voriäsfßgan 
Zuerkennung  zu  kumulieren. 

in  den  Fällen^  wo  der  Betrag  der  Entschädigung  oder  der  provisorischen 
Zunritemun^  die  SmUanhetreß niste  Skereieigt,  wehke  ki»  Mum  Tage  der  Be* 
H^mmMg  der  Remto  geschuldet  werden,  kann  da»  Gaieht  anordnen,  dass  das 
Plus  an  den  späteren  Renfenbetreffmaem  in  einem  INM  ihm  zu  keUmmende» 
^Verhältnisse  abgezogen  werde. 

ffenn  F'ersicherung  vorliegt,  so  gibt  die  Verfügung  des  Frasidenlen  oder 
de»  GeHekletsrieii,  da»  die  zugespreekene  Hernie  fe»t»Hst,  im  S&ueffiUie  Mm, 
dass  der  fersicherer  dem  Betriebsunternehmer  im  Sinne  von  Titei  tF  eakaH^ 
tuiert  ist.  damit  dadurch  jeder  Riieks;rfff  des  UnfiMbetreffwem  gegMI  de»  ^e- 
nannten  ßetnebsunternekmer  verhindert  werde. 

Art.  17.  Die  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ergangeneu 
Urteile  tinterliegen  der  Berufung  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen 
Prozessrechts.  Jedoch  ist  (unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen  von  Artikel 
•149  dor  Zivilprozessordnnng)  die  Appellation  iimer'^  -U)  Tagen  nach  dem 
Tage  des  Urteils  zu  erklären,  sofern  dein«elheii  eine  kontradiktorische 
Verhandlung  voraufgegangen  ist,  und  wenn  em  Kontumaz  urteil  vorliegt, 
innert  14  Taigen  nach  dem  Tage,  an  dem  eine  Besehwerde  wegen  Kob' 
tQuui/ienin;^:  nicht  mehr  erhoben  werden  kann. 

Die  Ii(  s(  hwerde  kann  wider  das  gogen  einft  Partei  erganj^ene  Kon- 
tumazurteil  nicht  mehr  eingelc^jt  wortlen.  wenn  (liebes  zugestellt  und  nach 
der  Zustellung  eine  Frist  von  14  Tagen  abgelaulen  ist. 

Der  Gerichtshof  entscheidet  innerhalb  eines  Monats  nach  BUnreichnng 
der  Bemfitngsschrift  im  beschleunigten  Verfahren.  Die  Parteien  kennen 
gegen  das  Appellationsurteil  Kichtigkeitsbeschwerde  erheben. 
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Art.  18.  Die  im  gegeuwiirtigen  Geselse  Toi^esehene  BntBchftdigungs-  ^ 
klage  verjährt  binnen  einem  Jahre,  vom  Tage  des  Unfalls  an  goaredmet, 
oder  ein  Jahr  nach  dem  Abschlus.s  der  friedensrichterlichen  Untwsuchuns: 
oder  nach  der  Einstellung  der  Zahlung  der  zeitweiligen  Entschüdigung. 

Artikel  55  des  Gesetzes  vom  lo.  August  1871  und  Artikel  124  des 
Gesetzes  vom  5.  April  1884  sind  nicht  anwendbar  bei  Klagen  gegen  die 
Departemente  und  Gemeinden  in  Gemässheit  des  gegenwftrtigea  Gesetzes. 

Art.  10.  Das  Begehren  um  T^evision  der  Entschädigung  auf  Grund 
einer  Verschltramerung  oder  einer  Besserung  des  Zustandes  des  Betrogenen 
oiier  auf  (irund  seines  Todes  infolge  der  Wirkungen  des  Unfalles  kann 
gestellt  Verden  wtlirend  S  Jahren,  sei  es  von  dem  Tage  an  gereehnet, 
•M  «km  TtgMetUtcAädigui^  mufhört  geschuldet  lar  MMf  wean  eine  ZU' 
tfreekung  einer  Rente  nicht  stattgefunden  hat,  sei  es  vnn  (^er  ^wischei:  den 
Parteien  statti^efnndenen  Einigung  oder  von  dem  m  Rechtskraft  erwachsenen 
Urteil  an,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Pension  gemäss  Artikel  21  dwrek 
§im  Kapital  enHMi  wwdt»  ist. 

In  allen  FäUm  smä  muf  die  Remrivm  die  in  den  ArUMii  IS,  17  fmä  33 

tlUAalfenfn      .Stimmungen  iihpr  fiompetpnz  rind  Verfahren  anxvendbnr . 

Die  Sache  wird  beim  Gerte hlspräsidenten  anhängig  gemacht  durch  blosse 
Erklärung  bei  der  GerieAtsschreiberei. 

Wenn  zwiseken  den  Perleien  in  Cemäeekeii  yenekriflen  Oetet  Ge' 
ttUe»  eine  Einigung  zu  stände  gekommen  ist,  so  ist  die  Höhe  der  fevidierien 
Rente  durch  eine  f'erf'ü^ung  des  Präsidenten  festzustellen,  welche  von  dieser 
Emt'f^u!!^  h'enntiiis  gthi  und  unter  Androhitni:  der  ISichtigkeit  die  f'erschlnnmC' 
rung  oder  Verbesserung  der  Erwerbsunfähigkeit  im  einseinen  angeben  muss. 

tFenn  eine  Einigung  niekt  mm  einnde  iemmt,  to  wird  die  Sad^  «er  dn$ 
Geriekt  gebracht,  an  welches  durch  die  in  ihrem  Vorgehen  raschere  Pdrtei  ge^ 
langt  wird  und  irdrhes  dann  im  $umnuuiseäen  Ferfiiären  und  nneä  FereeArift 
des  Artikels  16  beschiiesst. 

fFährend  der  3  JahrCf  innerhalb  derer  die  Revisionsklage  er/toben  werden 
kenn.  Htm  der  ^Iriehuntemelhner  beim  Ger&dkt^räiidmUem  einen  Amt  äe» 
neieknen,  der  demit  beaußregt  sein  soll,  ihn  Uber  den  Zustand  des  ünfaU- 
betroffenen  tm  tmterrichten. 

Diese  dui-ch  den  Präsidenten  li-ehorig  visierte  Bezeichnung  gew&hrt 
dem  betretlendeu  Aizie  vieiteljahriicheu  Zutritt  zum  Uufallbetrotl'enen. 

Weigert  sidi  der  Unfallbetroffene,  sich  dieser  Visite  zu  imteniehen, 
so  wird  durch  Verfügung  des  Präsidenten,  der  den  Unfallbetroffenen  durch 
gewöhnlichen  eingeschriebenen  Brief  bietet,  jede  weitere  Auszahlong  der 
Eentenbetreffnisse  eingestellt. 

Die  in  Ai  tikel  9  vorgesehenen  ivmgen  müssen  spätestens  einen  Monat 
aaoh  Ablauf  der  fitr  Binreidiimg  der  Bevisionsklage  einger&nmten  Frist 
anhängig  gemacht  werden. 

Art  '10.  Keine  der  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  bestimmten  Ent- 
schädigungen kann  dem  Betroffenen  zuerkannt  werden,  der  den  Unfall 
vorsätzlich  herbeigeführt  hat 

Das  Gericht  ist  befugt,  felis  bewiesen  ist,  dass  der  Unfall  durch  einen 
unentschuldbaren  Fehler  des  Arbeiters  ventrsacht  worde^  die  im  Titel  I 
bestimmte  Rente  herabzusetzen. 

Wird  be^nesen,  dass  der  Unfall  durch  einen  unentschuldbaren  i'ehier 
des  Arbeitgebers,  oder  derer,  durch  welche  er  sich  in  der  Leitung  ver- 
trsten  llset,  verursacht  wurde,  so  kann  die  Entschädigung  erbttht  werden, 
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wobei  jedoch  die  Rente  oder  der  Gesamtbetrag  der  zuerkannten  Renten 
'sowohl  die  Eiubusse  an  Jahres  verdienst  als  auch  den  Gesamtbetrag  des- 
selben nicht  übersteigen  darf. 

Im  Falle  einer  strafrechtlidieii  Verfolgung  aollen  die  Akten  zur  Kennt* 
nie  des  ünfallbetroffenen  oder  seiner  Rechtsnachfolger  gebracht  werden. 

Das  gleiche  Beeht  steht  auch  dem  Unternehmer  ond  seinen  Hechte- 
nachfolgeni  zu. 

Art  21.  Die  Parteien  können  jederzeit  nach  Bestimmung  der  Höhe 
der  dem  Unfallbetroffenen  sebnldigeo  Entschädigung  beeehlieesen ,  dass 
die  Leistung  der  Pension,  solange  sie  hierüber  einig  sind,  durch  jede 
anderweitige  Art  der  Entist'hUdignng  aufgehoben  und  ersetzt  werde. 

Abgesehen  von  dem  in  Art,  3  Abs.  a  vorgesehenen  Falle  kann  die 
Pension  durch  Zahlung  eines  Kapitals  uiu*  ersetzt  werden,  wenn  sie 
100  fircs.  nioiit  llberet^  und  wmrn  4»  fimtümhreektifit  ••t^Ourig  üL 
Dkm  jiMnmg  kaum  Mden  ßb  tunk  itm  m  ArWsd  98  tmfig^fSkrtiM  Tmif 
aieAt  vorgenommen  werden, 

Art.  22.  Die  Wohltat  des  unentgeltlichen  RechtsboiBtandes  wird  auf 
Grund  einer  Bescheinigung  des  Staatsanwaltes  dem  Unfallbetroffenen  oder 
seinen  Beobtsnaohfolgern  fitar  Veriumdlongen  vor  dem  C^ebtspriridenten 
oder  dem  Gericht  in  vollem  Umfange  erteilt 

Der  »Staatsanwalt  verfahrt  gemäss  den  Vorschriften  des  Artikels  13 
(§§  2  11.  ff.)  des  Ge.setzes  vom  22.  Januar  1801,  erg&nzt  durch  das  Ge- 
setz vom  10.  Juli  li^Ol. 

Die  Wehltat  des  nnentgeltlichen  BeohtBbeistKndes  besteht  in  yollem 
Umfange  auch  für  Einlegung  der  Appellation.  Auf  dahingehendes  Be- 
gehren bezeichnet  der  I.  Präf«ident  des  Appellationshofes  den  Anwalt  am 
Gerichtshofe,  dessen  Bestellung  in  der  Appellationserklärung  stehen  muss 
und  betraut  einen  Gerichtsvollzieher  mit  der  Mitteilung  an  ihn. 

Kommt  der  Unfallbetroffene  bei  der  Armenrechtduunmer  nm  Oe> 
Währung  des  Annenrechts  für  die  ganie  AppeHationsinstanz  ein,  so  ist  er 
der  Beschaffung  von  Armutszeugnissen  enthoben. 

Die  Wohltat  des  xmentgeltlichen  Rechtsbeistandes  erstreckt  sich  in 
vollem  Umfange  auf  die  Verhandlungen  der  Friedensrichter,  auf  alle  Akte 
der  Zwangs vollstreckong  in  Fahrnis  und  Liegenschaften  nnd  anf  alle  8lxeit^ 
iUle,  w  eiche  sich  bei  der  Vollziehung  der  gerichtlichen  Entscheide  ergeben. 

Der  Kläger  im  Armenrecht  hat  durch  die  A)Tnenrechtskammer  seines 
Wohnortes  die  Art  der  Vollzioliungshandlungen  beseiohnen  zu  lassen,  auf 
welche  das  Armenrecht  sich  bezieht. 

Vierter  Titel.  Garantien. 

Art.  23.  Die  Fordorung  des  l'nfallbetrolfenen  oder  seiner  Recht«»- 
nachlblger  für  Arzt-,  Apotheker-  und  Beerdigungskosten,  sowie  der  infolge 
vorübergehender  ErwerbsunÄhigkeit  zuerkannten  Entschädigungen  ist  ge- 
sditttat  dnrch  das  Vorzugsrecht  des  Artikel  2101  des  Code  civil  nnd  wird 
dort  unter  Ziffer  6  eingeschaltet. 

Die  Zahlung  der  Entschädigungen  für  dauernde  Er^  PTVi.-^ivntllhigkeit 
oder  für  Unfälle  mit  tödlichem  Ausgange  ist  nach  den  Bestimmungen  der 
folgenden  Artikel  geschützt. 

Art.  24.  Bei  Zahlnngsnnf^higkeit ,  sei  es  der  haftbaren  Betriebe- 
Unternehmer  oder  der  Versicherungsvereine  auf  feste  Pjämion  oder  anf 
Gegenseitigkeit  oder  der  GarantieverbAnde,  welche  alle  ihre  Mitglieder 
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•olidariach  rar  Anfbricgimg  der  ihnen  infolge  von  t7nfllUe&  mit  tödlichem 

Ausgange  oder  mit  neohfolgender  daaemder  Erverbsunf^igkeit  obliegenden 
fälligen  Entschädigungen  verpflichten,  \rird  deren  Zahlung  den  Beteiligten 
durch  Vermittlang  der  Nationalen  AlterBvorsor<^'iin^'ska88e  auf  Grund  oitiea 
Spezialgarantiefonds  gewährleistet,  vvclcher,  wie  nachstehend  be-stimmi, 
gescihaiFen  wird  nnd  dessen  Verwaltung  der  genannten  Kasse  nntersteht 

Art.  25.  Behufs  Bildung  des  Spezialgarautiefonds  wird  von  den  in 
Artikel  1  bezeichneten  Unternehmungen  ein  Zuschlajr  von  4  CentimeK  zur 
Gewerbestener  erhoben.  Von  den  Grubenbetrieben  wird  eine  Steuer  von 
ö  Ceutimes  pro  konzesäiouierten  Hektar  erhoben. 

Diese  StenerbetrSge  können  je  nadi  Bedürfnis  dnreh  das  Finansgesets 
erhöht  oder  herabgesetzt  werden. 

Art.  26.  Die  Nationale  Altersversor^rnnfrskasse  hat  einen  Rück- 
en5t,attun<z?5anspnich  gegen  die  haftbaren  Betriebsunternehmer,  für  deren 
Kechnuu^  Beträge  den  vorstehenden  Bestimuüuigen  entsprechend  von  ihr 
besohlt  Warden. 

Ist  der  Betriebsnntemehmer  versichert,  so  geniesst  sie  behufs  Rück- 
erstattung der  von  ihr  verauslagten  Beträge  das  Vorrecht  des  Artikels  2102 
des  Code  civil  für  die  vom  Versiclierer  <_'eschnldete  Entschädigung  und 
hat  dann  i^einen  Riickanspruch  gegen  den  Betriebäunteruehmei'. 

Durch  Kegienmgsverordnnng  werden  die  Einrichtimg  nnd  der  Ge- 
sch&ft^ang  des  der  Nationalen  Altersversorgongskasse  dnrch  die  vor- 
stehenden Bestimmungen  übertragenen  Dienstxweiges  festgesetzt  werden, 
und  namentlich  die  Formen  des  Regrosses  gegen  die  haftbaren  Betriebs- 
antemehmer  oder  die  Versicherungsvereiue  und  (jarautieverbände,  luid 
femer  die  Bedingungen,  unter  denen  die  UnfaUbetroffenen  oder  ihre 
Bechtsnaehfolger  rar  Erhebong  ihrer  Entschftdignngen  bei  der  Nationalen 
Altersverf orL'T?nL"^kasse  zugelassen  sind. 

Gerichtliche  Entscheidungen  haben  ein  Vorzugsrecht  nur.  wenn  sie  zu 
Gunsten  der  Regress  gegen  die  Betriebsuntemehmer  oder  Versicherungs- 
gesellsebaften  neJimenden  Nationalen  Altersversorgungskasse  erlassen  sind. 

Art  27,  is-  oder  ausländische  VnfaUversieherungsgeseUtehaßen  auf 
Gegenseitigkeit  oiier  auf  feste  Prämien  unterstehfn  Her  IJeberwachunß:  und  der 
^4yfsic/i(  des  Staulen  und  sind  gehatteii,  Reserven  oder  Sicherheiten  untO"  den 
durch  üegierungs Verordnung  festgesetzten  Bedingungen  zu  schaffen. 

Der  Betrag  Ar  wmIkemMtiBch  fes/gettalUtm  Retarvan  der  SieäarMiait 
äaßet  pfmdrechtlieh  für  Z^buig  der  Pensionen  und  Entschädigungen. 

Die  Garant ieverbände  tinterstehm  der  '^Irirhen  Aufsieht  nnd  eine  Be- 
gierungsver Ordnung  wird  die  Bedingungen  ihrer  Errichtung  und  ihres  Geschäfts- 
ganges festselten. 

Eine  Ferordnwng  des  Bande/twunfsters  kann  jederneit  den  Goiekäfttbetriei 

eines  Fanieherers  schliesseny  der  *die  im  gegenwärtigem  Goiatne  vorgesehenen 

Bedinz'/nfren  nicht  erfüllt  oder  dessen  finanzielle  Lage  keine  genügenden  Garan' 
tien  f^ibi,  um  ihm  die  trfiitiung  seiner  f'erbindlichkeilen  au  gestatten.  Dieser 
Beschluss  wird  auf  eine  entsprechende  Mitteilung  der  Konsultativkommission 
für  ünfaUversiekorung  hin  gefaest,  nachdem  dem  Fereiekerer  Geiegnkeit  ge- 
geben worden  ist^  innerhalb  14  Tagen  seine  Bemerkungen  sekn/f^dk  einzu- 
geben.   Die  Kommission  hat  ihre  yerrrrhrnlas^funs;  innert  14  Tagen  zu  machen. 

Am  10.  Tage  von  der  Publikation  dieses  Beschlusses  im  Journal  offieiel 
an  gerechnet,  nachmittags  um  12  Uhr,  hören  alle  Fertrdge  gegen  Söteke 
ilMoM,  woleke  das  gegenwiriige  Gesets  normiert,  mnf,  reckukräftig  mu  sein. 
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w»kei  ikum  —  gegenteilige  Ahmwkung  im  Fwniekerungfvertrage  wrUkäUm 

—  die  noch  zu  zahtenden  oder  die  voraus  bezahlten  Pirämien  dem  Fm^iiektrar 

nur  im  Verhältnis  d^r  Zrit  der  wirkliehtn  l'rrsirhprung  zustehen. 

Die  KonsttUativkommisilon  für  Unfallversicherung  ist  zusammengesetzt  aus 
24  Mitgliedern,  und  zwar:  2  Senatoren  und  3  Deputierten^  die  vom  iirmt 
Kümmgm  gwikit  wtriwi  dem  ÜMt»  ßt  FwHektnmg  und  WBÜib  Ab^ 
sorge;  dem  Direktor  der  Jrbeiten^  dem  Generaldirektor  der  Depositenktuse i 
3  Milgliedern  der  Gesfll^rhafl  der  französischen  (Ten'rhtssrhr^iher,  die  den  Pro" 
fessorentittl  (agregis)  besitzen ;  dem  Präsidenten  des  Handelsgerichts  der  Seine 
oder  einem  von  ihm  delegierten  Abteilungspräsidenten;  dem  Präsidenten  äer 
Bnriser  ßändeitkmnmer  oder  einem  von  iAm  delegierten  MitgUede;  2  jir- 
beitern,  die  Mitglieder  des  Obw'nrbeiternte»  eindi  einem  Professor  der  Pariter 
Juristenfikiilfät ;  2  Direktoren  oder  Verwaltern  von  ünfallverti^herungsgesefl- 
schaften  auf  Uegenseii/gkeii  oder  von  Garantieverbänden ;  2  Direktoren  oder 
Ferwaitem  von  Aktien-  oder  A'ommanditunfallversieherungsgeseiiteka/len ;  4  Per* 
tonen,  dif  msf  dem  Gebiete  der  Fermekerung  gegen  Belriekeimftlle  besondert 
bemnnderi  siiui.  Eine  f'erordmmg  bettümmt  dm  Modus  der  Ernennung  und 
der  Erneufn/ftfr  der  Mifs:lieder,  sowie  die  BoMoieAnung  des  Präsidenten,  des 
Vizeprä^idrutm  und  des  Sekretärs. 

Diü  Kosten  jeder  Art,  welche  die  Ueberwachung  und  Aufsicht  mit 
ftioh  bringen,  sind  mittelst  verhftltnismlafliger  Beitrige  bot  Soiume  der 
Beeerven  oder  Sicherheiten  zu  decketi  und  werden  fiir  jede  Gosellschaft 
oder  jeden  Verband  alljährlich  durch  Erlas?  ]     Hnndelsministers  festgesetzt. 

Art.  28.  Die  Einzahlung  des  Deckimgäkupitals  für  die  auf  Grund 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  zuerkannten  Provieionen  kann  von  den  Ver- 
pflichteten nicht  yerlangt  werden. 

Jedodi  können  die  Verpflichteten,  welche  sich  mit  einmaliger  Leistung 
befreien  wollen,  (?as  Deckungskn]>i<^Rl  Hio  Xafionalo  Altersversorgungs- 
kasse zahlen,  welche  zu  diesem  Behüte  biuueii  ü  Monaten  nach  Verktindigung 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  unter  Berücksichtigung  der  Sterblidikeit  der 
ünfiüUbetrofienen  und  ihrer  Rechtenachfolger  Berechnungen  an&nsteUen  hat 

Gibt  ein  Betriebsinhaber  sein  üntemehmen,  sei  es  freiwillig  oder 
durch  Todesfall,  ^gerichtliche  Liquidation  oder  Konkurs,  oder  durch  Ab- 
tretung des  Betriebes  auf,  so  wird  das  Deckungskapitai  für  die  ihm  ob- 
liegenden Renten  in  vollem  Umfange  ftllig  und  ist  an  die  Nationale 
AltersTersorgungskasee  einansahlen.  Dieaes  Kapitel  wird  am  Tage  seiner 
Fälligkeit  nadi  dem  im  vorigen  Absatse  in  Aaseicht  genommenen  Tanü» 
festgesetzt. 

Lidessen  kann  dem  Betrieböinlmber  oder  seinen  Kechtsnachfolgem 
die  Einzahlung  dieses  Kapitals  erlassen  werden,  falls  sie  die  Garantien 
leisten,  welche  dnroh  Begierongsverordnnng  sa  bestimmen  sind. 

Fünfter  Titel.    AUiiemeine  Bestimmungen. 

Art.  29.  Protokolle,  Boöcheiuigungen,  Beweisaufnahmen,  ZusteUunyen, 
Urteile  und  andere  Schriftstücke,  die  auf  Grund  oder  in  Ausführung  des 
gegenwärtigen  Gesetsee  aufgenommen  oder  ausgeetellt  werden,  werden 
kostenlos  ausgefertigt,  Stempel  frei  beglaubigt  imd  koetenlos  eingetragen^ 
soweit  die  Eiiitragnngsform  erforderlich  ist. 

Die  Festsetzung  der  Vergütungen  der  Gerichtsschreiber  der  Friedens- 
gorichte  für  ihre  Beiwohnung  und  Abfassung  der  fieweisan&ahmen,  Proto- 
kolle, Zengnisse,  Zustellungen,  Urteile,  Absendang  eingesdiriebener  Briefe, 
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Auszüge,    Niederlegtmg  des  Verbandlniigsprotokolb   in   der  Oeriohto- 

schreiberei,  sowie  fiir  alle  darch  Anwendung  des  gegenwärtigen  OiMMitiCP 
veranlassten  Handlangen,  und  ferner  der  Kosten  der  Befördcning  zum 
UnfaUbetroffenen  und  der  Untersachung  an  Ort  und  Stelle  geschieht  durch 
«ine  binnen  6  Vonaten  aaoh  VcilcfbLdigang  des  gegenwftrtigeii  Gesetzes 
erlassende  Verordnung. 

Art.  30.  Jede  dem  gegenwärtigen  Gesetze  entgegenstehende  Verein- 
"barung  ist  in  ihrem  o-anzcn  T'mfftnce  Tiichtig.  Diese  Irlich  (ig k^it  kann  wie 
die  im  2,  AUttta  des  Artikeis  10  und  tm  3*  AlÜM  de»  Artikels  19  vorge- 
Mkm*  SMk^Mi  dttteh  Jeieit  lMt»reu§»ttM  «er  dm  im  dm  kefreßeaden  Ar^ 
Jiketm  gmnu^tm  Gtriehte  geltend  gemaekt  werdm» 

Immerhin  wird  in  diesem  Falle  die  BeeAUv9rhMiMdiu^  mw  gtwäkrt  mUr 
den  Bedingungen  des  gemeinen  Rechte. 

Die  Entscheidung,  welche  die  i\tc/i(igkeit  ausspricht,  läset  von  dem  Tage 
am,  &m  weiekem  $k  reektdträßig  wird,  alle  FrUhm  9om  memm  laufen,  die,  «ti 
ee  ßtr  die  Ferjäknmg,  $ei  es  für  die  Revision  geeelMt  eind. 

Null,  nichtig  und  wirkungslos  sind  diejenigen  Verpflichtungen,  welche 
gegenüber  solchen  Miffe/^personen  als  Entgelt  für  ihre  Dienste  eingegangen 
werden,  welche  es  übernehmen,  obwohl  sie  dabei  nur  Forteile  erwirken,  die 
&»em  zum  vwmherein  Muglelbn,  dm  Unfaltbetroffenms  oder  Mrmi  JliellnMWiil- 
ßslgern  die  in  den  Artikeln  15,  1$,  tl  mad  19  bezüglich  der  ZmeUbid^iail 
med  der  freien  Vereinbarungen  vorgesehenen  Rechtsvorteile  ju  sichern. 

Einer  Busse  von  JG -300  [res.  ist  verfallen  und  von  500 — 2000  f res. 
m  tFiederholungsfalle  innerhalb  eines  Jahres  von  der  Verurteilung  an,  unter 
FarMmU  dee  ArükeU  dSB  du  Sirafgesetzkwtkut  1)  Jede  MittaltperfM,  die 
überwiesen  ist,  die  im  vongoM  Alaeem  genannten  IHwete  dar^ebotem  su  haben  f 
'?)  j flirr  Betriebsunternehmer,  der  zur  rersirherunff  g^g^ft  die  Risiken,  die 
durch  dieses  Gesetz  zu  seinen  Lasten  fallen,  an  dem  Lohne  seiner-  Arbeiter 
und  Angestellten  Abzüge  vorgenommen  hat;  3)  jedermann  der,  sei  es  durch 
Anifkm^f  der  Enthttmmg,  eei  ee  durek  Verwe^gwnmg  oder  Andirohtu^  der 
Verweigerung  der  in  Gemässheit  dieses  Gesetnee  geeektildalmi  BmUekddigmngem 
dem  Rechte  der  Vnfallbetroffenen,  seinen  Arzt  selbst  zu  wählen,  Einfrag  getan 
oder  zu  (im  versucht  hat;  4)  jeder  Arzt,  der  in  den  in  Jnwendung  dieses 
Gesetzes  ausgestellten  Zeugnissen  wissentlich  die  Folgen  des  Lnfalis  entstellt  hat. 

Art  81.  Die  Betriebsuntemehiner  sind  bei  einer  Geldstrafe  von 
1—15  frcs.  verpflichtet,  in  jedw  Arbeitsstfttte  das  gegenwärtige  Gesetz, 
;:ow'ie  die  zu  nein  er  AosfUhrnng  erlassenen  Verordnungen  durch  Anschlag 
bekannt  zu  geben. 

Im  EUckfalle  während  denselben  Jahres  beträgt  die  Geldstrafe 
16—100  frcs. 

Die  Uebertretungen  der  Vorschriften  der  Artikel  11  und  81  ktfnnen 

▼on  den  Arbeitsinspektoren  fest«,'este11t  werden. 

Art.  32.  An  den  Gesotzen,  Verordnungen  und  Verfügungen  be- 
treifend die  Pensionen  der  in  den  Marinewerkstätten  beschäftigten  Ar- 
beiter, Lehrlinge  nnd  Tagltfbner,  sowie  der  Arbeiter  in  den  zum  Itessort 
des  Kriegsministeriums  gehörenden  Waffenfabriken  wird  nichts  geändert. 

Art.  ?>?>.  Bast  gegen\vElrt)<;e  Gesetz  tritt  erst  3  Monate  nach  der 
amtlichen  Veröffentlichung  der  behufs  seiner  Ausführung  zu  erlassenden 
.  Kegierongsverordnungen  in  Kraft. 

Art  34.  üeber  die  Anwendung  de»  gegenwärtigen  Gesetses  in  Algier 
und  den  Kolonien  wird  eine  RegierungsverOTdnnng  Bestimmungen  treffen. 
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Das  gegenwftrtige  Gesetz,  beratea  nad  angenommen  TOm  Senat  und 
der  Deputaerteakaauner,  wird  ala  Staatsgeaete  aaagefiBdirt. 

1>)  ErliMe  «nd  Verordnmigfii. 

1.  Beeret  du  2  mars  1906  sur  Papplication  ans  öta- 

hlissements  de  la  guerre  et  de  la  marine,  de  la  loi  dn  11 
jttillot   1  '""^1  •?  ^  II  r  ]  '  Ii i  e  II  e   et  la  s>'i  -ii^ite  t  r  .1  v  a  i  1 1  e  u  rS. 

Erlass  vom  2.  März  1905,  betr.  die  Anwendung  des  Arbeiter-Hygiene- 
tind  äioherheit8g€»ietse8  vom  11.  Juli  l&Od  aiu^  die  Kriegs-  und  Marine- 
aalagen.   (B.  d.  TO.  d.  T.,  No.  8  ex  1906,  S.  262.) 

2.  Circulaire  du  Ministre  du  Commerce,  en  dato  du 
3  mai  1905,  adress^e  aus  präfets,  sur  l'appllcation  de  la 
loi  du  Bl  mars  1905  aar  las  accidants  da  travail. 

Bnndgohrejbem  dea  Hiadelamlnlatura  an  die  Mftikten  ▼om  9,  Mai 
1906,  betr.  die  Dnrchfühnmg  des  UnfUlversioberungsgoeetaes  TOm 
81.  Mfint  190A.   (B.  d.  TO.  d.  T.,  No.  5  ex  1905,  S.  455.) 

3.  D^cret  da  4  aTrill905  ooncernant  l'bygiAae  das  tra- 

vailleurs  dans  les  ateliers  de  blanchisserie  de  linge. 

Erlass  Tom  4.  April  1906,  betr.  die  Hygiene  der  Arbeiter  In  I«ineo- 
bloiobereien.   [ß.  d.  l'O.  d.  T.,  Ko.  4  ex  iy05,  S.  354.) 

4.  Circulaire  du  Minis  tre  da  Commerce,  endatedu  Smai 
1905,  adressee  nnv  j, v^fft^,  pur  Fapplication  de  la  loi  du 
81  maiö  iy05  sur  iea  accidents;  du  travail. 

Banda<^6ib^  des  Haadelsministers  an  die  Fr&fekten  vom  3.  Mai 
1905,  betr.  die  DondifGhroag  dea  UafldlTeraltihflniagflgeaetBea  vom 
8L  BOn  1805. 

VL  Grande-Bretagne.  Grosebritannien. 

1.  The  explosives  ia  coal  miaes  order  of  the  6tii  Sep- 
tem b  or  19  04. 

Verordnung  vom  6.  September  1804,  betr.  die  Verwendung  von 
Explosivstoff  in  KoUengniben.   Statatory  Boles  and  Orders,  1904, 

2.  The  explosives  in  coal  mines  order  of  the  lltä  febru» 
ary,  1905. 

Verordnung  Tom  IL  Mnnar.ieos,  betr.  die  Verwendung  von 

Ezplosivstoflini  in  KbUengraben.  Statatory  Eulas  and  Orders,  1906. 
No.  78. 

3.  Order  of  the  Secretary  of  8tate,  dated  febraary  18, 
1905,    extendiag  speoial   ezoeption:   —  Employmaat  at 

night"     f  m  a  ]  p  \'  0  u  n  g  ]*  e  r-  •-•  r,  n  >  a  V)  ■-,  v  o  1  0. 

Verordnung  des  Staatssekretärs  vom  18.  Februar  1905,  betr.  Aus- 
doimunis  der  Spezialaosnahmen :  Beschäftigung  mfinnliober  Jugendli<diw 
von  ftber  10  JahEon  bei  Vaoht.  Statutoiy  Boles  aad  Orders,  1906» 
No.  108.  ^  f  f 
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In  Ansfllniiig  der  dnreh  §  64  Abs.  4  des  Fabrik'  und  Werkstatteo« 
gOMtses  von  1901  ^)  mir  verliehenen  Vollmacht  verfUge  ich  hierdurch, 
dass  die  Spezialausnalnne,  gem&ss  der  eine  männliche  jugendliche  Person 
zxiT  Nachtzeit  beschäftigt  werden  darf,  gemäss  den  im  Abs.  1  des  er- 
wähnten Paragraphen  vorgesehenen  Beätiuunungeu  ausgedehnt  werde  auf 
mSimliGhe  Jngendlidie  im  Alter  von  16  Jabren  and  darüber,  die  be* 
8ch&fHgt  werden  beim  Aussieben  von  fortlaufendem  Draht  in  Niditteztil' 
fabiiken. 

VIL  Kaiserreich  Indien. 

1.  An  act  further  to  amend  the  Indian  Emigration  Act, 
1883«).   Act  Xnof  1904. 

Gesets  Ho.  xn  rom  Jahre  1904  zur  weitumn.  AUadeviuif  äm 
Tn<iiiiohan  Anawuidening«geMtwe  von  1888 

2.  Notification  No.  884—68—20  of  the  GoTernor  Gene- 
ral in  Council  in  exercise  of  the  powers  conferred  by  sec- 
tion  20  of  the  Indian  Mines  Act  1901»),  VIII  of  1901, 
makiug  ruleti  for  application  to  all  coal  mines  in  British 
ladia,  dated  mareh  lOih  1904. 

Bekanntmachung  Ko.  864—68 — ^SO  ÖM  8ta«fcnatl  auf  Grund  der 
ihm  durch  20  des  Tndisclion  Borpworksgoaotzos  von  1901  Gesetz 
No.  VLLL  vom  Jahre  iöOi,  iibertragenen  Voiüuachten,  betr.  den  Erlass 
Ton  Vorsohriften  für  sämtliche  Ko  kiengruben  in  Britisoh  Indien,  vom 
lO.  Min  1804. 

'3.  Notification  No.  8842—86—15  of  the  Governor  Gene- 
ral in  Council  in  ezeroise  of  the  power  conferred  by  seo- 
tion  20  of  the  Indian  Mines  Act  1901«),  VIII  of  1901, 
making  rules  for  application  to  all  mines  in  British  India; 
dated  december  Pth  1  90  4. 

Bekanntmachung  No.  3842 — 86 — 16  des  Staatsrats  auf  Qnind  der 
ihm  duroh  §  20  des  Indischen  BeiswerksgesetiM  "von  1801  QoKiti 
STo.  Tm  vom  Jataxe  IflO!«  fllMirtnigMieii  VoDmMhtMi,  b«lr.  den  Maas 
Ton  Vorsohriften  fOr  slmtlfaflie  Betfwaika  In  Blftlidli  Indimi;  Tom 
8.  Beumber  1004. 

ProTinzen« 
1.  AflHAin. 

Rnles^)  under  the  Assam  Labour  and  Emigration  Act, 
VI  of  1901^;,  made  by  the  Chief  Commibsioner  of  Assam, 
dated  7«h  maroh  1902. 

Ausfflhrunggyetordnnng  ^)  vom  7.  März  1902  zum  Arbeitersotanla- 
und  AuswaadAnmgsgeBeta  fOr  Assam,  Vo.  VI  vom  Jahre  1801 

1)  Bull.  Bd.  I,  S.  30  ff. 

2)  The  Indiau  Emigration  Act  XXI  of  1983  a.>-  modificd  up  to  5th  march  1897  and 
ruleä  oud  ootificatioo^  isäued  undur  ita  provi^iotus.  Publühed  by  Authority.  Keriaed 
«dition.  1898.  Calcutta.  Office  nf  the  BttpMrhkteodait  of  Oov«imn«at  Fiintiiig,  Indla. 

3)  Vgl.  BnU.,  Bd.  I,  S,  39  ff. 

4)  Vgl.  BuU..  Bd.  I,  S.  39  ff. 

5)  Einzelne  Vorschriften  dicker  Verordnung  atnd  sbgtinderi  WIMdill  dUTOh  di«  Be« 
kaontmachung  No.  1553  B  vom  17.  April  1905. 

6)  Vgl.  BolL,  Bd.  I,  S.  44  II. 
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'S.  BengiL 

Eules,  forma  and  schedules')  under  the  AaBasi  L»* 
bour  and  Smigration  Act,  VI  of  1901*),  made  by  tbe  Lien- 

tenant-GoTernor,  dated  the  1  5tb  oct.  1901. 

AiisfLihrmigsverOTdimiig  des  Gouverneurs  vom  16.  Oktober  1801 
Tmm  ArbeiterschatB-  und  AuBwanderungegesets  für  ABsam,  2lo.  VI  vom 
Jaiire  1901»). 

3.  Madras. 

Notifications')  issued  by  the  government  of  Madras 
under  the  Assam  Labour  and  Emigration  Act,  VI  of  1901*). 

BflikaDiKtma^migiii')  d«r  Bfls^emiig  Toiiliidm  mr  DnMbfUiniiii 
dea  AxbeiteraohntB-  und  AoMwmämxagßfmotaBB  für  Amsiii,  Vob  VI 
Tom  Jahre  1901  <}. 

VIII.  Italie.  Italien. 

1.  Legge  22  aprile  1905,  che  approva  i  pro vvedimenti 
per  resercizio  di  State  delle  ferrovie  non  concesee  ad  im- 
prese  private. 

Ctoaeta  vom  28.  April  1908,  betr.  die  VerataatHchTing  dar  Blsai» 
bahnen. 

[Art.  1  — 16  betreffen  die  üebemahme  des  Betriebs  und  der  Ver- 
waltung der  einzelnen  Eisenbahnlinien  durch  den  f^taat  ] 

Art.  17.  Mit  dem  1.  Juli  1905  tritt  das  Personal  der  3  Eisenbahn- 
netze, des  mittellindiachen ,  des  sisUischen  und  dee  adiiatisclien ,  ans- 
genonunen  im  Falle  einer  Abfindung,  in  den  Dienst  und  die  Abbftngigkeit 
^er  autonomen  Verwaltung  der  Staatsbahn. 

Die  ReL'ipning:  ist  berechtigt,  die  Üebemahme  in  den  Staatseisen- 
bahudienst  abzulehnen  bei  Angestellten  der  mittell&ndischen,  sizilischen 
nnd  adriatischen  EisenbahngeeellBcliaften,  welche  den  Bang  einea  General- 
direktors, etettvertretenden  Generaldirektors  oder  gesoldlftBltlhrenden  IK* 
rektors  bei  diesen  Gesellschaften  einnehmen. 

Das  stiindige  «nrl  das  auf  Probezeit  übernommene  Personal  der  vom 
Staate  übernommenen  Bahnen  hat  den  Kaug,  die  Einkünfte,  Bezahlung 
und  BeflSrdenmg  nnd,  soweit  es  sich  mit  der  Neuordnung  des  Dienstes 
vertrilgt,  andi  die  Dienstetellung,  welche  es  in  seiner  irflheren  Stellung 
bei  den  betreffenden  Gesellschaften  besessen  hat.  Die  übernommenen 
Personen  haben  Ansprach  auf  Pension  und  auf  Unterstttteung,  letzteres  ent> 

1)  Einielne  Vonobriften  diwer  Verardneng  sind  abeelnd««  worden  durch  folfeBdc 
Bekanutmachungcn :  No.  3805  Tom  10.  Desember  IfiOl,  No.  2112  vom  B.  Jvii  1902,  N«. 

Ö07  T.  G.  vom  10.  Jnni  1&03. 

2)  Vgl.  BuU.,  Bd.  I,  B.  44  ff. 

3)  18  BeknuntiiKichuncrcn :  No.  r>90  vom  8.  Oktober  1901,  Nr..  "91  vom  B.  Oktober 
1901  i^aufgtihobfii  durch  Bekiuiüliuucliuiig  No.  171  vom  1.  April  rJÜ-'),  No.  "»92  vom 
8.  Oktober  1901,  No.  593  vom  8.  Oktober  1901,  No.  594  vom  8.  Oktober  1901.  No.  692 
Tom  9.  Dezember  1901,  No.  171  vom  1.  April  1902,  No.  248  vom  1.  Mai  1SK>2,  No.  6 
-vom  23.  Desember  1903,  No.  7  vom  23.  DeMinbcr  1903,  No.  8  vom  Bewnibw  1008, 
No.  9  vom  23.  Dezctnbtr  1903,  Xn.  119  vom  26.  Februar  1904,  No.  120  vom  1.  März  1904, 
No.  336  vom  22.  Juni  1904,  No.  339  vom  22.  Juni  1904,  No.  539  vom  25.  Oktober  1904, 
No^  557  vom  11.  Norember  1004. 

4)  Vgl.  Bull.,  Bd.  I,  B.  44  ff. 
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flparecbend  den  Bestimmungen  der  Kassen,  zu  welchen  sie  gehört  kabeu. 
Dies«  Kassen  werden  provisorisch  nach  den  gegenwartig  in  Kraft  stehen-« 

den  Normen  weitergeftihrt  werden. 

Bis  zur  Durchführung  der  in  Art.  22  behandelten  Vereinheitlichung 
des  gesamten  Eisenbahndienstes  führen  die  Beamten  der  Königlichen 
Generalinspektion  der  Eisenbahnen,  welche  den  auf  den  Staat  zu  über- 
neihmenden  Bahnen  beigegeben  sind,  ihre  bisherige  Stellung  weiter  und 
beben  provisorisch  die  Dienststellung,  das  Gehalt  und  die  sonstigen  Be« 
Xüge,  welche  von  dem  Vervnltungsausschuss  festfropotr't  sind. 

Falls  infolge  der  Neuregelung  des  Dienstes  einzelne  Stellungen,  welche 
mit  Angestellten  der  ersten  3  Grade  der  gegenwärtigen  3  Eisenbahn- 
netse  (mittellftndisches,  adriatisohes  und  sisilisches)  besetst  sind,  eingezogen 
oder  verktlrst  werden,  so  werden  die  Angestellten,  welche  dadurch  Über- 
fl'wr-'ff^  werden  und  welche  die  Verwaltung  nicht  an  anderen  Stellen  ver- 
wenden zu  können  glaubt,  in  den  Kuhe^tand  versetzt  werden,  falls  sie 
die  erforderliche  Anzahl  von  Jahren  der  Beteiligung,  welche  in  den  ver- 
flchiedenen  Kassenstatuten  voi^gesehen  sind,  erföllt  haben,  anderenfalls 
werden  sie  auf  2  Jahre  zur  Disposition  gestellt  werden. 

Die  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  ist  berechtigt,  innerhalb  des 
2.  Haibjahieö  des  Jahres  lft05  die  Bef?>rdernn«Tftn,  welche  für  die  vier 
ersten  Grade  der  Angestellten  der  3  Eisenbahnnetze  in  dem  1.  Halbjahr 
1906  von  den  Gesellschaften  beschlossen  worden  sind,  einer  Durchsicht 
zu  unterziehen  und  sie  gegebenenfalls  abzulehnen. 

Art.  18.  Alle  bei  den  Staatseisenbahnen  he^^chäftigten  Personen,  von 
welchen  im  vorhergehenden  Artikel  gesprochen  ist,  werden  ohne  Unterschied 
von  Hang  und  Stellung  als  ölfeutliche  Beamte  betrachtet ;  es  bestehen  für 
sie  TO  Recht  die  disciplinarischen  Bestimmungen  und  die  Bechtsgaiantien, 
welche  in  der  KOniglidien  Verordnung  vom  4.  August  1902  in  Aus- 
fiQhrung  des  Gesetzes  vom  7.  Juli  1902  enthalten  sind.  Diejenigen,  welche 
freiwillig  ihre  SStelluTig  aufgeben,  oder  nicht  antreten,  oder  ihre  eigenen 
Interessen  in  einer  Weise  fördern,  welche  geeignet  ist,  die  Portdauer  und 
Begehodttssigkeit  des  staatlichen  Bisenbshndienstes  zu  unterbrechen  oder 
zu  stören,  sind  als  entlassen  zu  betrachten  und  dementsprechend  zu  er- 
setzen. Indessen  kann  der  Generaldirektor  nach  Anhönnig  dos  Verwal- 
tangsausschusses  in  Anbetracht  besonderer  Verhältnisse  und  unter  Berück- 
sichtigung der  besonderen  Verautworllichkeit  auch  eine  Disziplinarstrafe 
sor  Anwendung  bringen. 

(Art.  19 — 28  betreffen  die  finanzielle  Regelung  und  Einselheiten  be- 
zfjjglich  der  Verhältnisse  der  Beamten.] 

2.  Circolare  n.  26  del  Kinistero  delPInterno  in  data 
6  novembre  19  04  e  circolare  n.  2  8  in  data  3  0  novembre 
1904  cnnc.  riduzioni  ferroviarie  per  gli  operai  emigranti 
temporaneamente  ali'estero.  (Boll.  dell'Uff.  del  lavoro,  VoL  III, 
n.  1,  p.  175,  176. 

BmidMlirelbeD  des  Hinisterituns  des  Ijonem  Na  28  vom  6.  No- 
veinber  1904  und  No.  28  vom  30.  T^ovcmber  1904,  betr.  Reisegeld- 
crTTiassiguDgen  auf  den  Biseubabneu  für  die  seitweilig  in  dss  Ausland 
auswandernden  Arbeiter. 

3.  Regolament  f  >  per  l'esecuzione  de  IIa  legge  12  maggio 
1904,  n.  178,  sulla  concessione   di   appalti    alle  Societ& 
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cooperative  il  i  produzione  e  di  lavoro,  costituite  fra 
operai,  approvato  con  R.  D.  8  diceinbre  1904,  n.  677.  ^Gazz. 
U£fidale  del  81  dieembn  1904,  n.  806;  BoU.  deUW.  d«l  Isvoro,  Vol.  HI, 
n.  1,  p.  108—176.) 

Aual^ihrnngsreglemeiit  vom  8.  Dezember  1904  No.  677  zum  Gesets 
vom  12.  Mai  1904,  No.  178,  betx.  SubmiBsioiien  au  Arbeitexprodiiktiy- 
g  euoasens  chaften. 

IX.  Japon.  Japan. 

1.  Erlass  des  Marinedepart«ment8  vom  31.  Oktober  1002,  betr.  die 
Bevision  der  Voraohriften  betr.  die  Besohaftigang  vcm  Arbeiten!  ia 
Werften. 

2.  Erlass  des  Marinedepartements  vom  31.  Januar  1903,  betr.  die 
Tagesarbeitszeit  in  den  Werften,  WerkstätLen  und  Arsenalen  der  Marine 
und  den  Betrieben  zur  Herstellung  von  Shimose-ExplosivstoiTen.   No.  3. 

1)  Die  ttbliche  Tageearbeitraeit  für  Beamte  mit  KotG  (einem  höheren) 
Rang  und  eolehe  mit  hannin  (einem  niedri<:eren  i  Hang  beträgt  8  Stunden. 
Solche  mit  bannin-Eancr  sollen  in  Fabriken  10  Stimden  im  Tage  arbeiten, 
in  Zeichen-  und  analytischen  Abteilungen  Stunden. 

2)  Die  Übliche  Tagesarbeitszeit  eines  Arbeiters  beträgt  10  Stunden. 
Arbeiter  in  Zeiehen«  und  analytiechen  Abteilnngen  sollen  9  Stmiden  im 
Tage  arbeiten.    Nachtarbeit  zählt  wie  Tagesarbeit. 

3)  An  Samstagen  ist  die  Arbeitszeit  gleich  wie  an  den  übrigen 
Wochentagen. 

4)  Für  Mahlzeiten  ist  eine  Pause  von  30  Minuten  zu  gestatten. 

6)  Die  ArbeitBseit  der  Beamten  nnd  Arbeiter  kann  gemUe  den  lokalen 

Umständen  und  der  Lftnge  von  Tag  nnd  Nacht  innerhalb  der  in  den 

vorstelieiiclon  Artikeln  srezogenrn  GrenzcTi  verlängert  oder  verkürzt  werden. 
Die  Arboitszeiteii,  Arboitsbeginn  und  -Ende  iür  hohe  und  Subaitem- 
beamie  und  die  Arbeitözt^iteu,  Arbeitijbeginn  und  -Ende  und  Mahlzeits- 
pansen  für  die  Arbeiter  sind  von  den  Leitern  der  Hnreana  nnd  Fabriken 
festzusetzen  und  vom  Harineminister  zu  genehmigen.  Das  Ende  der  Ar- 
beitszeit für  hohe  und  Subaltembeamte  soll  mit  dem  Arbeitsschluss  der 
Arbeiter  zusammenfallen. 

;i  Erlass  des  Marinodeprirtoments  vom  16.  Jnli  1903,  betr.  die 
Lohnsätze  flir  subalterTia  teehnische  Beamte»  die  länger  als  die  fest- 
gesetzte Arbeitszeit  arbeiten,    No.  75. 

4.  Erlass  Marinedepartemente  vom  10.  November  1803,  betr, 
die  Hubezeit  für  Beamte  und  Arbeiter  der  Marine. 

5.  Erlas«!  de?  Mnrinedepnrtements  vom  B,  Joni  1806»  betr.  t&tupth 
rare  IiOhnsteigerungeu  der  Arbeiter.    No.  ti. 

6.  Erlass  des  Eriegsdepartements  ▼om  15.  Febanur  1804»  betr.  die 
Begelnng  des  Feldpostdienates.   No.  24. 

7.  Erlas«  dM  Ketogfdepattements  vom  21,  F(  bmar  1904»  betr.  die 
Hegehmg  der  Arbeitebedfaigoiigea  beim  Baa  g/*«  TPoiHirrtMUffi^i^i^^fj^^nf. 

mittein.    No.  34. 
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X.  Payt-Bas.  Niederiande. 

PreisausBchreibeii. 

Die  Erfahrimg  hat  «relehrt,  da^s  die  Logrierunfr  von  Zinn  nnd  Blei, 
welche  beim  Aufkitten  von  zu  schleiteudeu  Diamanten  gebraucht  wird, 
för  di«  Arbeiter  hygioiiBoli  seliidlich  wirken,  nftmlich  Bleivergiftung  her- 
vorrafeii  kann. 

Diese  Tatsache  hat  die  kgl.  ]ii6d6rlftiidia4di»  Begiemng  sa  folgendem 

Pi-wsansschrpiben  veranlasst. 

Sie  verlangt  ein  Mittel,  um  die  zu  schleifenden  Diamanten  aufzu- 
kitten und  fegtrokleiproen,  welches  beim  Gebrauch  keinen  schädlichen  £in- 
floBB  auf  die  Qesnndheit  der  Arbeiter  eiuttbeB  kaim.   Beim  LSsen  der 

Angabe  braucht  nicht  bloss  an  eine  tmschädliche  Legierung  gedacht  an 
-v^  *»rden.  Auch  ist  es  znlässig,  dass  ein  ausgearbeiteter  Vors'  l'.lf^ir  zn  einer 
solchen  Veränderung  der  jetzt  gebräuchlichen  Methode  angeboten  wird, 
durch  welchen  die  hygienischen  Nachteile  verschwinden ,  die  mit  ihrer 
AnweBdtmg  yerbimden  eiiid. 

Ferner  werden  die  fnl^^enden  Bedingungen  gestellt: 

1")  Das  Mittel  oder  (iie  Methode  muss  für  alle  Grössen  und  Formen 
von  Diamanten  brauchbar  sein,  die  jetzt  in  den  folgenden  Branchen  der 
Diamantindastrie  der  Niederlande  geschliffen  werden,  nftmlich  Brillanten, 
Bo0ett  und  sogenannte  CSiatons. 

2)  Den  mit  der  gebräuchlichen  Methode  vertranten  Arbeitern  darf 
das  Erlernen  der  neuen  Arbeitsweise  keine  zu  grossen  Schwierigkeiten 
machen;  auch  darf  das  Autltitteu  nicht  mehr  oder  beinahe  nicht  mehr  Zeit 
kosten,  als  jetzt  darauf  verwendet  wird. 

8)  Dia  EinAilirung  nnd  Anwendm^  des  Verfahrens  darf  nicht  mit 
grOeeeren  Kosten  verbanden  sein. 

Die  Bemteihinf!;  der  Antworten  nnd  die  Erteilung  des  Preises  sind 
einer  vom  Minister  des  Innern  ernanuten  Kommission  aufgetragen. 

Die  Antworten  müssen  in  holländischer,  französischer,  deatsoher  oder 
engÜBcher  Spraehe  abgefasst  sein  und  begleitet  werden  von  Mnsteni  nnd 
Ghegenständen,  die  es  der  Kommission  möglich  machen,  sich  Aber  den 
praktischen  Wort  der  Erlind unn;  ein  Urteil  zu  bilden. 

Die  Antworten  und  die  ^e  begleitenden  Muster  oder  Gegenstände 
mOssen  franko,  und  wenn  sie  vom  Auslande  kommen,  aollfrei  vor  dem 
1.  Jannar  1906  gesandt  werden  an  den  Pr&aidettten  der  Kommission,  Prof. 
Dr.  L.  Aronstein,  Adresse  Chemisches  Laboratörinni  der  Polytechnischen 
Schuh  TU  Delft  6ie  müssen  auch  die  deotUche  Adresse  des  Bewerbers 
enthalten. 

Der  Preis  für  die  nach  dem  Urteile  der  Kommission  beste,  vollstän- 
dige LOsnng  des  Preisansschreibens  beträgt  6000  Ghilden.  Die  Kommission 
hat  das  Recht)  den  Preis  zwischen  Tersdiiedenen  Bewerbern  zu  verteilen 
nnd  bei  teilweiser  Beantwortun»;^,  zum  Beispiele  für  eine  Krfindung,  die 
nur  für  eine  der  hier  obengenannten  Branchen  brauchbar  ist,  einen  Teil 
des  Preises  zu  bewilligen;  sie  kann  auch  die  ErteUung  des  Preises  von 
einigen  Bedingni^n  abhBngig  madien,  die  der  Bewerber  noch  erftllen  mnlt. 

Brlinternng  zur  Preisfrage  fiber  die  Ereetzong  des  giftigen 

Bchleifkitts. 

Für  diejenigen,  wokhe  -^ith  rail  der  Beantwortung  der  Preisfrage  zu  beHchäftagen 
wünsdbea,  folgt  hier  eine  kur^e  Uebersicht  der  Manipulationen,  wodurch  DisiiUUit* 

4* 
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arbdter  iMim  Aufkitten  und  Sdileif«!  mit  dem  giftigen  Scbleifkitt  in  Berfihnuig 

konuuen. 

Der  Schleifkitt  ir^t  eine  Le^ierunff  von  zwei  Teilen  Blei  mit  einem  Teil  Zinn; 
beim  Erhitzen  wird  er  vor  dem  S<'liniclzen  knetbar;  beim  Abkühlen  bekommt  er  die 
frühere  Feetiekeit  zurfick.  Die  Knetbarkeit  i«t  eine  wichtige  Eigenechaft  des  tichleif- 
kitto,  wie  sich  unten  vmv^  wM. 

Ehr  man  zum  Schleifen  der  ges})altenen  nnd  gcjicliniltencn  Diamanten  übergeht, 
bekommt  der  Aufkitter  die  hteine  zum  Aufkitten.  Hierzu  gebraneht  er  einen 
messingenen  Kittßtock,  welcher  ungefähr  die  Form  einer  ITnlbkugel  hat,  und  an 
WelcJien  ein  kupferner  J^tiel  festgeschraubt  wird.  In  diese  Ilalhkugel  wird  soviel  von 
der  Le^erung  hitieingegebcn,  dass  die  Halbkugd  gefüllt  iat,  uud  au«e)erdem  noch  eine 
kegelförmige  Masbe  hervorragt,  welche  dorch  Kneten  modelliert  wird. 

Ist  aif;  Legierung  mittelst  einer  Gasflamme  in  knelharen  Zugtand  gebracht 
worden,  dann  wird  der  Kiltatot-k  in  einen  hölzernen  Klotz,  den  Aufkittklotz,  befestigt 
und  mittel«  dner  spitzen  eisernen  Zange  wird  der  zu  «ehleifende  Diamant  in  die 
Bmtee  de»  aus  der  Legierung  beetehenden  KegeU  gedrückt,  »o  da3«  nur  die  Stelle  od«r 
die  Stellen,  welche  geschh'ffen  werden  eoUen,  frei  Ueiben;  der  Anftitter  dgfkikt  daiinf 
mit  unbe«chützten  Fingern  die  noch  plaetische  Legierang  lest  an.  Der  Kittatock  wird 
nun  abgekühlt  und  dem  idchleifer  übergeben. 

Wenn  man  erwSgt,  dass  ein  Aufßtter  für  4  oder  5  Bdüdfer  arbeitet  und  da» 
täglich  für  jHlen  Sehlcifer  bis  7ti  200mal  anfgekittet  werden  muss  (beim  Schleifen  von 
kleinen  J^teiueu  ist  die  Zahl  auch  weit  grösser),  so  leuchtet  es  ein,  da&a  die  Finger 
eiuci,  Aufkitters  foTtwÜirend  mit  ijleihaUigen  Teileheii  besuddt  sind,  welche  leicht  an 
der  Haut  haften ;  ausserdem  ist  er  den  lueiiialtigein  Dünsten  anagesetat,  die  beim  Er- 
hitzen der  Legierung  entstehen. 

Das  Schleifen  findet  in  folgender  Weine  statt.  Der  Schleifer  sitzt  vor  einem 
Arbeitstisch.  Schleifstubl  genannt,  in  dessen  Mitte  eine  wagerochte  Metallscheibe  an« 
gebracht  ist,  welche  sich  «chnell  um  eine  Achse  drdien  lässt  (+  2400  Umwälzungen 
in  der  Minute).  Als  S<hleifmiltel  gebraucht  man  Bort,  eine  !\IiHchung  von  Diamant- 
pulver und  OUvenoL  Die  Kittstöcke,  welche  den  Diamanten  eingddcmmt  halten, 
werdo)  mit  dem  Btiel  in  Zangen  feeCgeaetet,  denen  in  Besug  anf  ^  Scheibe  eine 
feste  ^^tolhing  gegeben  werden  kann;  wenn  man  den  Stiel  mehr  oder  weniger  biegt, 
wird  andi  der  Diamant  in  die  richtige  ^Stellung  gebracht ;  er  wird  fest  g^|en  dieselbe 
gedrückt  durch  Gewichte,  mit  welchen  man  die  ^^ange  boadlWirt.  Seit  1904  aind  in 
den  Niederlanden  eiaeme  Blöcke  statt  der  bleiarnen  fieBohwwungagewichta  mit  gutem 
Erfolg  eingeführt. 

Reibung  beim  Schleifen  entwickelt  eine  grosse  Hltce,  inf(^;edeB8en  die  Kitt- 
st^ko  wiederholt  abgekühlt  werden  müssen.  Die  L^giermig  wira  abef  niemala  so 
warm,  dass  sie  erweicht,  da  sie  die  Wärme  gut  leitet. 

Wenn  man  zum  Aufkitten  der  Diamanten  Reiberkitt  (eine  Mischung  von  Harz 
und  BancÜ,  wie  b«m  Spalten  und  Schneiden  gebrauchen  wärd&  »o  würde  d^  Kitt« 
etock,  ab  ichlediter  Wfinndeiter,  durch  die  Hitca  weich  und  der  iMamant  loee  woden. 

Das  fortwährende  Drehen  und  Biegen  der  Kittstöcke  in  den  Zangen  (anf  jedem 
Schleifstubl  wird  mit  mindestens  1  Zaugen  gearbeitet),  sowie  das  Abwischen  des 
Diamants  und  der  Legierung,  W(  nii  untoeucht  werden  muss,  ob  die  zu  schleifende 
Facette  die  erforderlicJie  Grösse  hat,  ist  Ursache,  dass  die  Hände  des  Schleife!» 
während  der  Arbeit  stets  durch  die  bleihaltende  Legierung  beschmutzt  werden. 

Die  gebräuchliche  Methode  für  die  Bearbeitung  dea  Diamanten  ist  deniiiach 
nicht  ohne  (Ufahr  für  die  (Jesnndheit;  fortwährend  kommen  Aufkitter  und  Sehleiter 
in  Berührung  Uiit  metallischem  Blei,  wodurch  »ie  bei  ungenügender  \'ür»idil  der  Ge- 
fahr chroniscncr  Bleivergiftung  ausgesetzt  sind. 

Beiepiele  davon  werden  erwähnt  in  der  mediainiechen  Literatur,  u.  a.  von 
Dr.  Ooronel  in  der  NledolSndiadiai  Medizlniaclicai  Zeitmhrift  (Nederlandsch  Tijd- 
schrift  voor  (leneeskunde)  1864.  Dr.  Hirt,  der  sieh  im  Jahre  1870  von  der  Richtiir- 
keit  der  Mitteilung  Coronels  überzeugte,  berichtete,  dass  von  90  Aufkittern,  die  er  m 
der  Fabrik  von  Coster  untersuchte,  30  Merkmale  von  BldT^giftung  zeigten. 
(Dr.  L.  Hirt,  Die  Krankheiten  der  Arbeiter,  I.Teil:  Die  StaubinhalntionskrankheUen, 
S.  102).  Dr.  Pel,  Professor  d«  r  .Mt><lizin  an  der  städtischen  Universität  in  Amsterdam, 
hat  einen  merkwürdigen  Fall  chronischer  Bleivergiftung  bei  einem  Aufkitter  be- 
schrieben im  „Centralhlait  für  innere  Medizin*',  Jahrg.  1S!*T.  No.  23.  Keiehe  Erfidi- 
rung  erwarb  sich  Dr.  A.  ^»'ürden  in  Amstcrdaiu,  *leni  al»  kontiullierenden  Ar/t  des 
allgemeinen  Niederländischen  Diamantarbeiterbundes  die  Untersuchung  der  Mitgheiier  der 
Krankenkasse  dieses  Bundes  obliegt.  Er  machte  in  der  W(K:hcnB<*hrift  dieses  Bundes 
(Weekbladen  van  28  Juni  eu  5  JuU  1901)  auf  diese  wichtige  Angelegenheit  aufmerkaam. 
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XI.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Band. 

L  Bundesgeset^;,  betr.  die  Haftpflicht  der  füBenbalm-  und  Dampf» 
Mbifi&lirtsuntenielmiungen  und  der  Post.    Vom  28.  März  1905. 

Art  1.  Wenn  beim  Bau  oder  Betrieb  einer  Bisenbahn  oder  bei 
Hüfsarbeiteo,  mit  den«i  die  besondere  Gefahr  des  Eisenbahnbetriebes 

verbunden  ist,  ein  Mensch  getötet  oder  körperlich  verletzt  wird,  ao  haftet 
der  Inhaber  der  Eisenbahnuntemehmung  für  den  daraus  entstandenen 
Schaden,  sofern  er  nicht  beweist)  dass  der  Unfall  durch  höhere  Gewalt^ 
dorch  Verschnlden  Dritter  oder  durch  Verschulden  des  Gtotöten  oder  Ver- 
lotsten  verorsacht  ist. 

Als  Dritte  im  Sinne  dieses  Artikels  sind  nicht  anzusehen  das  Personal 
der  Eisenbahnuntemehmung  oder  diejeni^jen  Personen,  derpii  sie  sich  som 
Betriebe  des  Transportgeschäftes  oder  zum  Bau  der  Bahn  bedient. 

Art  2.  Der  Schadenersats  nm&sst  im  FaUe  des  Todes  die  er- 
wachsenen Kosten,  insbesondere  diejenigen  der  Beerdigung.  Ist  der  Tod 
nicht  sofort  eingetreten,  so  ist  namentlich  auch  für  die  Kosten  der  ver- 
.«snchten  Heilung  und  die  Nachteil©  der  ArbeitsunfWiigkeit  Entschädigung 
zu  leisten.  Haben  andere  Personen  durch  den  Tod  ihren  Versorger  ver- 
loren, so  ist  auch  ftlr  diesen  Schaden  Ersats  zu  leisten. 

Art  8.  Körperverletzung  gibt  dem  Verletzten  Ansprach  auf  Ersats 
der  Kosten  und  auf  Entschädigung  für  die  Nachteile  gänzlicher  oder  teil- 
weiser Arbeitsunfähigkeit.  Ueberdies  kann  der  Richter  bei  einer  Ver- 
stümmelung oder  Entstellung,  durch  welche  das  Fortkommen  des  Verletzten 
erschwert  wird,  auch  dafttr  eine  Entschädigung  zusprechen. 

Art.  4.  In  Fallen  ungewöhnlich  hohen  Erwerbes  des  Getöteten  oder 
Verletzten  kann  der  Richter  die  Entschädigung  unter  WOrdigong  aller 
Umstände  angemessnn  ermäHsigen. 

Art.  5.  TrUS't  den  Getöteten  oder  Verletzten  ein  Teil  der  Schuld  an 
dem  Unfall,  so  kann  der  Bichter  die  Entsdiftdigung  unter  Würdigung 
aller  Umstände  nach  Verhältnis  ermässigen. 

Art.  6.  Jeder  Ansj^ruch  auf  Schadenersatz  ist  ansfroschlosson,  wpnn 
der  Verletzte  oder  Getötete  sich  durch  eine  vei  brcr- herische  oder  unredliche 
Handlung  mit  der  Eisenbahn  in  Berührung  gebracht  hat. 

Art.  7.  Hat  sich  der  Verletste  oder  Oettftete  durch  wissentliche 
üebertretnng  polizeilicher  Vorschriften  in  Berührung  mit  der  Eisenbahn 
gebracht,  so  kann  der  Richter  die  Eraatzpflicht  einschrAnken  oder  von 
derselben  ganz  entbinden. 

Art.  8.  Trifft  die  Eisenbahnunternehmung  oder  die  in  Art.  1,  Ab- 
sata  2,  genannten  Personen  ein  Verschulden,  so  kann  der  Richter  unter 
Wflrdignng  der  besonderen  Umstände,  namentlich  in  FftUen  yon  Arglist 
oder  grober  Fahrlässigkeit,  dem  Verletzten  oder,  wenn  «lic5?er  gestorben 
ist,  dessen  Anfrch^rigen,  auch  abgesehen  von  fleni  Ersatz  nachweislichen 
Schadens,  eine  angemessene  Geldsumme  zusprechen. 

Art  9.  Der  Schadenersats  ist  in  Form  einer  Eapitalsumme  oder 
einer  jährlichen  Rente  oder  in  Form  einer  Kapitalsumme  in  Verbindung 
mit  einer  Rente  zu  bestimmen.  Der  Richter  ist  bei  Festsetzung  der  Ent- 
sch&digun«rsart  an  die  Anträge  der  Parteien  nirht  gebunden,  sondern  ent- 
scheidet hierüber  nach  treiem  Ermessen.  Gegebenenfalls  trifft  er  die  erforder- 
liclun  Anordnungen  für  die  Sidierong  der  Bentenleistungen. 
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Art.  10.  Sind  im  Ztitpimkt  der  UrteilsIlLllusig  die  Folgen  einer 
Körperverletating  nidit  mit  hinreichender  Sicherheit  festzustellen,  so  kann 
der  Richter  ausnahnisweise  für  den  Fall  'les  iiHclifolf^onden  Todes  oder 
einer  weHentlicheu  Verschliinmerun>j:  dm  (Tei^undheitazufitandes  dea  Ver- 
letzten die  Abänderung  des  Urteils  vorbehalten. 

Den  gleidien  Vor&halt  kann  der  Richter  anoh  rai  Onnsten  der  EÜBen- 
behnnnternelunung  machen  ftir  den  Fall,  daea  sich  die  Folgen  des  Unfalls 
wesentlich  gfinstiger  gestalten  sollten,  als  angenommen  wurde. 

Ai"t.  11.  Die  Eisen bahnuntemehmuTjg  hat  anch  für  Beschädigung, 
Zerstörung  oder  Verlust  von  Gegenständen,  die  der  Betroffene  anter  seiner 
eigenen  Ohhnt  mit  eidi  Alhrte,  Schadeneraata  an  leisteni  wenn  die  Bd- 
schadigongf  die  Zerattfnmg  oder  der  Verluat  mit  dem  Ünfidl  im  Za* 
aammenhanir  steht. 

Abgoselion  von  diesem  Falle  ist  sie  fttr  BeschHdigung,  Zerstörung 
oder  Verlust  von  Gegenständen,  die  weder  als  Frachtgut  noch  als  ßeise- 
gepftck  aufgegeben  worden  sind,  nur  dann  Behadenevaatapflichtig,  wenn  ihr 
ein  Versohcdden  nachgewiesen  wird. 

Art.  12.    Der  Schadenersatz  wird  in  den  in  Art.  11  vorgesehenen 

Fällen  nach  dem  wirklichen  Werte  der  be.schädigten,  zerstörten  oder  ver- 
lorenen Gegenstände  bestimmt.  Eine  weitergehende  Entschädigung  kann 
nur  iu  den  Fällen  dos  Art.  8  ztigesfjrochen  werden. 

Art.  13.  Wenn  die  getötete  oder  verletzte  Perdon  gegen  Unfall  ver- 
sidiert  und  die  haftbare  fiisenbahnuntemehmang  an  der  Besahlnng  der 
Prftmien  oder  Beiträge  beteiligt  war^  so  kann  die  VersicherungsBommoi 
welche  der  Verletzte  oder  die  Anspnnhsljoccchtif^teTi  erhalten,  zu  dem 
Teile,  welchei  dFT  Beitrairsleij-mn;:  der  Unternehmung  eutsprichti  von  der 
Schadenersatzsummc  iu  Abzug  gebracht  werden. 

Gegenfiber  Angestellten  und  Arbeitern  hat  die  lliflenbahnnntemehmung 
nur  dann  Anspruch  auf  diese  Abzüge,  wenn  die  Versicherung,  an  weldie 
sie  beitr!\<rt,  alle  beim  Bau  oder  Betrieb  einer  Eisenbahn  vorkommenden 

Unfälle  nmfnssf 

AiL.  i  i.  JÜ16  durch  dieses  Gesetz  begrändeten  Schadeuerätttzklageu 
veijahren  in  zwei  Jahren,  welche  von  dem  Tage  des  Unfalls  an  gerechnet 
werden.  Dieselbe  Verjährungsfrist  gilt  für  die  aus  Art.  10  sich  ergebenden 
Bekehren  auf  Erhöhuni:  'ider  Herabsetzung  der  Schadenersatasumme ;  sie 
läutt  vom  Tage  der  Erötlnniiii  des  TMcils  nn. 

Ftir  den  Stillstand,  die  liiuderuug  und  die  Unterbrechung  der  Ver- 
jährung gelten  die  Bestimmungen  des  Obligationenrechts, 

Art  16.  Bie  aus  diesem  Oesetz  gegen  die  Untemehmnng  entstehen- 
den Ansprüche  der  Arbeiter  und  Angestellten  ans  Verletsnng  oder  Tötung 
sind  unübertrai^har. 

Art.  IG.  iiegieuienie,  Bekanntmachungen  oder  besondere  Ueberein- 
konunen,  welche  die  Haftbarkeit  der  Eisenbahnuntemehmung  zum  voraus 
ausschliessen  oder  einschränken,  haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

Art.  17.  Jeder  Vertrag,  kraft  dessen  eine  offenbar  unznlAngliche 
Entscheid igimg  dem  Verletzten  oder  den  Anspruehsberechtigten  EOgesichert 
oder  entrichtet  wnrden  ist,  kann  angefochten  werden. 

Art.  18.  Der  iMsiMibahnunternehmung  IJoibt  der  Kückiri  itl' vorbelmhen 
gegenüber  Personen,  die  duich  ihr  Verschulden  einen  Unfall  verursacht 
habeUf  aus  welchem  SchadenersataansprUche  geltend  gemacht  wurden. 
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Art.  19.  SchAdeneraatBldag«!!  ans  diesem  Gemtze  kOimen  sowohl  bei 
den  Gerieht  des  ordentlichen  Domizils  der  Unternehmung  als  auch  bei 
dem  g^emäsa  Konzession  oder  Gosotz  zust&ndigen  Grericht  des  Kantons,  in 
welchem  s'uh  der  Unfall  ereignet  hat,  angrebracht  werden  (Art.  8  des 
Bundesgetietzeä  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  vom  23.  De- 
zember 1872  imd  Art  12  des  Bondesgesetoes,  betr.  die  Erwerbung  imd 
den  Betrieb  von  Bisenbdwen  fUr  Rechnung  des  Bandes,  vom  15.  Oktober 
1897). 

Art.  20.  Der  i^icLter  urteilt  bei  allen  gestfitzt  auf  dieses  Gesotz 
erhobenen  Ansprüchen  nach  freiem  Erme^itieu,  ohne  an  die  Beweisr^ein 
der  einschlagenden  Prozessgesetze  gebunden  zu  sein. 

Alt.  21.  IKe  Konsessätm  kenn  eine  fiber  die  Bestimmungen  dieses 
GeeetEes  binansgebende  Haftpflicht  begründen. 

Art.  22.   Die  Kantone  haben  dafilr  zu  sorgen: 

1)  dasa  Streitigkeiten  aus  diesem  Gesets  durch  einen  möglichst 

raschen  Prozessgang  erledigt  werden  können ; 

2)  dass  den  bedürftigen  Personen  auf  ihr  Yerlancren,  wenn  die  Klage 
nach  vorläuiiger  Prüfung  f^ich  nicht  zum  voraus  als  m^begrilndet  heraus- 
stellt, die  Wohltat  des  unentgeltlichen  Kechtsbeisiaudotj  gewährt  und 
£aationen,  Ezpertenkosteo,  Gerichtsgebtthren  und  Stempeltaxen  erlassen 
werden. 

Art.  23.  Die  ünfUle,  welche  sich  vor  dem  Inkrafttreten  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  ereignen,  sind  nach  den  Bestimmungen  des  Tiimdes- 
gesetzes  vom  1.  Juli  1875,  beziehungsweise  vom  '2»i.  April  1887  zu  be- 
urteilen, soweit  die  betreffenden  Kouzebäiouen  nicht  eine  weitergehende 
Haftpflicht  begründen. 

Art  24.  Das  gegenwärtige  Gesets  findet  entq>rechende  Anwendung : 

1)  auf  den  Betrieb  der  Dampfächififahrtsontemehmungen ; 

2)  auf  den  Postbetrieb,  soweit  «iio  eidgenttssisclie  Postverwaltung 
nach  Massnahme  des  Bandesgesetzes  über  das  Postregal  vom  5.  Aprü. 
1894  haftet. 

Art.  25.  Für  die  aus  diesem  Gesetz  gegen  den  Bund  als  Inhaber 
einer  Eisenbahn^,  Dampfschiffahrts-  oder  Postuntemdmiung  gerichteten 
Klagen  ünden  die  Bestimmungen  des  Art.  48)  Ziffer  2,  des  Bundesgesetzes 
über  die  Organisation  der  Bundosrechtspfloge  vom  22.  Milrz  1893  und  de.s 
Art.  12,  letztes  Alinea,  des  Bundesgesetzes  betr.  Erwerbung  und  Betrieb 
der  Eiaeubahiien  vom  15.  Oktober  1897  keine  Anwendung. 

Diese  Klagen  sind  gegen  die  sustftndigen  Verwaltungsbehdrden  der 
Bundesbahnen,  bei  der  Haftpflicht  der  Post  gegen  den  Bund  zu  richten. 

Art.  26.  Alle  mit  dem  gegenwftrtigen  Gesetz  in  Widerspruch  stehen- 
den Gesetze,  Verordnungen  und  Peglemente  sind  aufgehoV)en.  insbesondere: 

1)  das  Bundefgef?et7  vom  1.  Juli  187"),  betr.  die  Hafti>flichr  der 
fliäenbaku-  und  Dampftschiiiahrtsunteruehmuugeu  bei  Tötungen  und  Ver- 
letsvngen; 

2)  Art.  2,  letztes  Alinea,  und  Art.  4  des  Bundesgesetzes  vom  26.  April 
1^*87,  betr.  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht,  erstcrcr  in  dem  Sinne,  dass 
die  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  aus  Unfällen  beim  Eisenbahubau  gemäss 
Art.  1,  lit.  d,  immerhin  vorbehalten  bleibt,  letzterer  soweit  er  sich  auf 
die  unter  dieses  Gesets  fallenden  Hilfsarbeiten  besieht 
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Art.  27.  Der  Bundesrat  wir<l  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Be- 
stimuiun^'on  des  Bundeagesetzos  vom  17.  Juni  1874,  betr.  die  Volks- 
abstimmungen Uber  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekannt- 
mMhung  dieses  Bondesgesetses  za  Teranstalten  und  den  Zeitpunkt  von 
dessen  Inkrsfttreten  festsnsetsen. 

2.  Bundesgesetz,  botr.  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  vom  23.  Man 
1877,  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken.    :  Vom  1.  April  1905.) 

Art.  1.  In  den  dem  Fabrikgesetz  unterstellten  industriellen  Anstalten 
darf,  mit  Einschlnss  der  Beiuiguugsarbeiten,  am  Samstag  nnd  an  den 
Vorabenden  gesetzlicher  Festtage  nor  9  Stunden  nnd  keinesiaUs  länger 
als  bis  abends  5  Uhr  gearbeitet  werden. 

Art.  2.  Es  ist  nntprsajj:t.  die  in  Art.  11  des  Fabrikgesetzes  und  in 
Art.  1  des  gegenwRrritren  (Te.setze.s  festgesetzte  Beschränkung  der  Arbeits- 
zeit dadurch  zu  umgehen,  dass  den  Aabeitem  Arbeil  nach  Hause  mit- 
gegeben wird. 

Art.  8.  Die  Bestimmungen  des  Art.  1  finden  anoh  Anwendung  auf 
solche  Betriebe,  welche  an  Sonn-  nnd  Festtagen  unterbrochen  werden 

müssen,  nachts  aber  nach  Massfrabe  von  Art.  13  des  Fabriki^esetzos  fort- 
geführt werden  dürfen.  Der  Bundesrat  ist  jedoch  ermäcliti^t,  für  solche 
Betriebe,  welche  die  Notwendigkeit  der  Nachtarbeit  au  den  Vorabenden 
von  Sonn-  und  Pesttagen  nadiweisen,  eine  Ausnahme  sn  gestatten. 

Art.  4u   Die  Bestimmungen  des  Art  i  finden  keine  Anwendung 

a)  aui  die  in  Art  12  des  Fabrikgesetses  Torgesehenen Hilfsarbeiten; 

b)  atif  Fabrikationsproaesse,  für  welche,  nach  Ma^fabe  von  ArL  Id 
niul  14  ries  Fabrikgesetses,  ununterbrochener  Betrieb  (Naoht-  und  Sonn- 
tagsarbeit) bewilligt  ist. 

Art.  5.  Die  jKrteiluuf:  von  Bewilligun^'en  fflr  ausnaiimaweise  und 
vorübergehende  Verlängerung  der  Arbeitszeit  au  Samstagen  und  au  den 
VorabMiden  gesetslicher  Festtage  ist  bei  allen  Industrien  zulftssig,  falls 
das  Vorhandensein  einer  bestimmten  nnd  zwingenden  ftnsswn  Veranlassung 
nachn;ewie.sen  wird.  Xtie  Bewilligung  darf  die  Daner  von  swei  Wochen 
nicht  übersteigen. 

Der  Bundesrat  wird  ausserdem  diejenigen  Industrien  bezeichnen, 
welchen  in  Wttrdigung  ihrer  besonderen  Betriebsverhftltnisse  Bewilligungen 
ftlr  VerlSngemng  der  Samstagarbeitsseit  auch  aus  anderen  Qrflnden  und 
&ür  eine  Iftngere  Zeitdauer  erteilt  werden  dürfen. 

Die  Erteilung  der  Bewilligunpfen  i.'^t  Rache  der  in  Art.  11,  Absats  4, 
des  Fabrikgesetzes  bezeichneten  kantonalen  Behörden.! 

Art.  6.  Die  VoUziehungs-  und  Straf bestimmungen  (Art.  17 — lü)  des 
Fabrikgesetzes  gelten  andi  Dir  das  gegenwartige  Ghaaets. 

Die  widersprechenden  Bestimmungen  des  Fabrikgeaetses  sind  auf- 
gehoben. 

Art.  7.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  des  Bundef- 
gesetzes  vom  17.  Juni  1874  betr.  die  Volksabstimmung  Uber  Bundesgesetze 
und  BundesbeschlUsse  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten 
nnd  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festxuseteen. 
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b)  Kantone. 

1.  Kanton  Zürich, 

Verordnung,  betr.  die  Vergebung  von  steatUohen  Arbeiten  und 
Lieferungen.    Vom  20.  April  19<»ö. 

I.  Arten  der  Vertrebuiig. 

1 1.  \' er  fahren. 

§  i.  Der  CiegeuBtaud  der  Ausschrcibuug  ist  genau  zu  bczeichneo.  Ueber  alle 
für  die  Preisberechnung  erheblichen  Nebenumatändc  sind  die  Angaben  ao  volbliodig 
XU  macheo,  dass  dwen  Bedeatuog  satreffend  beurteilt  werden  kann. 

Arbeiten,  die  iich  nidit  im  TonniB  bcreehnen  bueen,  sind  nicht  zn  verakkor- 
diefen,  gond  ln  l-  sollen  dafür  die  vorher  zu  vereinbarenden  An,>*atze  vergütet  werden. 

§  5.  Für  die  Ausführung  der  Arbeiten  und  Ltef^ngen  sind  ausreichend  be- 
menene  Fristen  ra  beirilligen.  Arbeiten,  die  eich  £ii  jeder  Jahraoeit  tuufOhnn  laasen, 
»jnd  wenn  mriglich,  so  friinzeitip  ausziischreil>en  und  zu  vergeben,  dias  ^6  in  der  für 
das  b4.>treffende  Gewerbe  stillen  Zeit  ausgeführt  werden  können. 

T  mfanpiadM»  Axbeileo  nnd  lieferangeo  eoUen  cerlegt  werden,  wenn  die  Ver- 
hältnisse die.«  gestatten. 

Falk  8ich  die  Behörde  eine  Teilune  der  Arbeit  oder  Vergehung  der  Lieferung 
«n  mehnre  Uotemeliincr  Torbebilt,  ao  eolfdiM  «is  der  AuediieiDnng  eEBichtlidi  Min, 

III.  Orundefttse  ffi?  die  SSneelilageerteilii^ng. 

s;  13.  Von  der  erfolgten  V^ergebung  der  .\rbeit  oder  Lieferung  sind  alle  Be- 
werber in  Kenntnis  zu  setsen.  I/ieselben  aind  hierbei  darauf  aufmerkuun  zu  machen, 
d«88  dtt  ErSffnungsprotofeoU  und  eine  übenddktliche  Znounmenetellnng  der  Behlniw- 

stunnien  während  der  folgenden  drei  Werktage  zur  Einsichtnahme  offen  liegen.  Die 
ZmammenstcUung  der  8<&lussstunmen  steht  während  der  nämlichen  Frist  auch  den 
Vertretern  der  Arbeiterediaft  tm  Eineicht  offen. 

§  15.   Au8ge8chlof?sen  von  der  Berücksichtigung  sind  Angebote,  welche 

e)  von  Unternehmern  eingureicht  sind,  welone  Löhne  znhiea  oder  Arbeitabeding- 
ungen  stellen,  weldie  hinter  den  in  ihrem  <  lewerbe  üblichen  LlHhnen  beridiungRwetse 
Arbeitsbedingungen  zurückbleiben.  Als  öbliehe  Ixihnc  gelten  vor  allem  diejenigen, 
welche  in  Lohntarifen  enthalten  sind,  die  gemeiusam  von  den  Unternehmer-  und 
Arbeiterorganisationen  aufgestelU  worden  sind; 

f)  von  Unternehmern  eingereicht  sind,  welche  die  gemäss  §  16  aufgestellten 
Fragen  nicht  beantwortet  haben  nnd  deren  Angebote  den  Anforderungen  des  §  20 
nicllt  entsprechen. 

S  16.  Die  verg^Mendeu  Behörden  sind  berechtigt,  alle  diejenigen  Bestimmungen 
anünietdlen,  die  iffir  ri<Ätige  DnrchfOhrang  der  in  dfeeer  Verordnung  niedergelegten 

Grandeätze  erforderlich  erscheinen.  Insbesondere  können  ßie  den  Bewerbern  Fragen 
ül>cr  die  Höhe  der  Uihne,  über  die  Arbeitszeit  und  ül>er  Lohnzuschlag  für  Uebor- 
Btunden  .  .  .  zur  Beantwortung  vorlegen.  Die  gfimacJiten  Angaben  sind  für  die  Be- 
werber be^.üglich  der  Ausführung  der  Arbeit  o<ler  Lieferung  verbindlich. 

§  Vi).  Uebemommene  Arbeiten  und  Lieferungen  dürfen  nur  mit  besonderer  Ein- 
willigung der  vergebenden  I^hörde  an  Unterakkordanten  weiter  Tergeben  werden. 
Der  Unternehmer  hat  die  Unterakkordo  der  Behörde  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
Er  bleibt  in  allen  Fällen  der  Behörde  gi^cnflbcr  für  die  übernommene  Verpflichtung 
verantwortlieh  und  Imnn  nberdiw  sur  Lästang  einer  erhöhten  Sicherheit  «ngehnlten 
werden. 

8  90.  Die  Arbeiter  eind  aof  Kneten  des  Unternehmers  gegen  die  Fo^;en  von 
Unfällen  und  Berufttkrankheiten  zu  versichern. 

§  21.  Für  Ueberstunden  müsHen  mindestens  25,  für  Nacht-  und  Sonntagsarbeit 
90  Prozent  Lohnzuschlag  besahlt  werden,  sofern  nicht  Bestimmungen  einer  Tuif» 
gnmein^chaft  zwif»chen  Arbeitern  und  Prinzipalen  eine  andere  Entschädigung  vorgehen. 

§  22.  Den  ]m  vergebenen  Ari>eiten  oaer  Lieferungen  beschäftigten  Arbeitern  ist 
der  Lohn  wöchentlich  auszuzalden.  Die  Auezahlung  darf  nicht  in  einer  Wirtschaft 
erfolgen,  l^ri  Bauarbeiten  dürfen  der  Unternehmer  und  »ein  AufBichtspersonal  Ge- 
tränke 11  Uli  Lebensmittel  weder  sulbf-t  an  die  Arbeiter  verkaufen,  noch  an  einem 
solchen  Verkaufe  beteiligt  sein  ;  Ausnahmen  sind  mit  bcMnderer  Bewilligung  der  zu- 
ständigen Behörde  zoliesig.  Auf  den  Baustellen  sind  sweckeDteprechende  Aborte  an- 
xuwwNn  oder  einxorichten  nnd  ordnungHgemlee  su  nnteihalten.  Bei  Arbeiten,  die  im 
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Freien  auszuführen  sind,  haben  die  Unternehmer  für  ausreichende,  im  Winter  heiz- 
bare Uuterkunftsräume  zu  sorgeo,  ia  deoea  die  Arbeiter  ihxe  MalUzeiten  dnnehmett 

S  '2:].  r'!i  Ii  Arbeiten  von  der  Behörde  in  Regie  ausgeführt,  ist  ain  boWB- 
dereti  Arbeittär^lement  aufzustellen,  das  den  Arbeitern  bekaontzugeben  ist. 

8.  Kanton  Lwrn. 

QeaetB,  betr.  die  Gewerbegeiiohte.    Vom  9.  März  1905. 

d.  Kanton  Solothnrn. 

Verordirang,  betr.  die  Obliegeiihetteii  des  kaatoiutton  Oew«cbe- 

nnd  Fabrikinspektors.    Vom  20.  Februar  1906. 

8  1.  Der  kantonale  Gewerlie-  und  Fabrik  Inspektor  ist  dem  Regieningsmt  und 
epezicll  dem  Handels-  und  iudustriedcparleujeiit  unterstellt  und  hat  unter  derun 
Leitung  die  \'()llziehung  der  eidgenössischen  und  kantonalen  Arbeiterschutzgcsetz- 
gebang,  sowie  künftige  Qeeetxe  and  Veroidiuuigea,  welche  Tcnraodte  Materien  r^gelii, 
m  Überwadicii. 

Der  Inspektor  hat  seinen  Amtssitz  in  Solothurn. 

fi  2.  insbesondere  fallen  dem  kantonalen  Gewerbe-  und  Fabrikinspektor  folgende 
Aufgaben  zu: 

1)  die  allgemeine  Aufsicht  Aber  das  g^Moite  Gebiet  der  ArfaeitenchotcgeMtz- 

gebung  im  Kanton  Solothum; 

2)  die  Unterstützung  des  eidgenössischen  Fabrikinspektors; 

3)  die  erforderUchen  lnspektionen  der  den  Arbeiterscbutzgesetzen  unterstellten 
oder  zu  unterstellenden  Gcscnafte  und  Bauten,  zu  welchem  Behüte  der  Inspektor 
jederzeit  ohne  vorh^ige  Anmeldung  Zutritt  zu  den  ^eiuiuntcn  Etablissemenlcn  hat; 

4)  die  Prüfung,  eventuell  Vervollständigung  der  auf  Grund  der  bestehenden 
Haftpflichtgesetzgebuiip  eingehenden  Unfallakten  vmd  deren  Wcitervermitthmg,  die 
Untersuchung  der  T'rsaehen,  welche  die  Unfälle  bewirkt  haben,  die  r^i  für  mög- 
lichste Besdttguog  derselboi  für  die  Zukunft,  die  Uebarwachung  der  gchutzTonicn- 
tongen,  sowie  die  nfifong  der  aoeaergerichtlicli  Terainbarten  Entachädigungeu  darauf, 
ob  sie  den  gesetzlichen  AiMpniehen  genügen; 

5i  die  Kontrolle  über  die  richtige  Auaführung  der  vom  Kegieruogsrate  von  sicii 
•n»  oder  mt  Amragong  des  eidgenössiflehea  FabiikiiivpektoiMB  genoffBoen  Ya- 
ffigungen ; 

o)  die  Prüfung  von  Klagen  iit>cr  mangelhaften  Volbsug  der  in  Betracht  kommai- 
den  Gesetze  etc.; 

7)  die  Vorbereitung  der  dun  h  den  RegiemtigpnU  oder  das  Depertement  sa  eai> 
scheidenden  einschlägigen  Angelegenheiten  ; 

8'  die  Abfaewung  eines  jährlichen  Kechenschaftsbcrichtes  über  seine  Tätigkeit  an 
den  B^erungsrat,  sowie  des  Entwurfes  des  vom  Eegiemngsrat  an  den  Bundesrat  zu. 
«rBtattenden  Bericht»  fiber  die  VoUziehimg  des  eldgenOoeisdien  Fabrikveeetsee ; 

O  l  die  Dur(  lifi'ihrung^  weiterer  ihm  vom  Begieningimit  reep.  vom  nandde»  und 
Industricdei.arteiucnt  erteilter  Aufträge; 

10)  Auskunft-  und  Raterteilung  üb^  alle  in  seinen  Gescfaiftsknia  einechlaffen- 
den  Gcgcn^'iünde,  wol<  hent  Zwecke  der  InepdctOT  fBr  mQndlidM  Anfragen  besooaem 
Sprechstunden  festzusetzen  hat. 

4.  Kanton  Baad-Stadt 

L  Qesete,  bete,  don  Sothati  der  Arbeiterinnen.  Vom  27.  April  1905. 

L  Anwendung  des  Gesetzes.    Staatliehe  Aufsicht. 

§  1.  Dieses  Oesi-fz  findet  Anwendung  auf  alle  dem  .schwei/.erisclien 
FBbHk«rese*z  nicht  unterstellten  gewerblichen  Betriebe,  mit  lubegriti  der 
LadoDgesichäfto  (VerkaulWmagazine ,  Warenhäuaer) ,  in  denen  eine  oder 
mehrere  veibliche  Personen  gegen  Lohn  (Gehalt),  oder  snr  Erlernung  eines 
Berofes  beschäftigt  werden. 
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Ausgenommen  Bind  die  Wirtsdialten  (inbegrifFen  Gasth^e),  fttr  die 
d«a  Wirtschaftsgesetz  massgebend  iat. 

Yorbebalteii  bleiben  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  dae  Lehr^ 
ILogswesau  und  über  die  Sountagsruhe. 

Wo  in  diesem  Gesetz  von  Arbeitermaen  die  Kede  ist,  sind  unter 
denselben  anch  die  weiblichen  Angeetellten  und  die  Lehrtöchter  ver- 
standen. 

§  2.  Die  in  §  1  aufgeführten  Beti-iebe  nnterstehen  nach  Massgabe 
dieses  Gesetzes  der  staatlichen  Äutsicht. 

Unter  Vorbehalt  der  dem  Begieruugsrate  zusiehenden  Kompetenzen 
wild  diese  Anfeicht  Tom  Departement  des  Innern  ausgeübt  AnsflDlirendee 
Organ  desselben  ist  <ias  G ewerbeinspektorat,  das  tlber  die  dem  G^ets 
unterstellten  Betriebe  ein  Ver/.ei(  Iinis  führt. 

T)Kfi  Polizeidepartement  wirkt  durch  seine  Organe  bei  der  Ueber- 
wachung  der  Betriebe  mit. 

Zur  Vomalmie  von  Untersuchungen  (Inspektionen)  kann  das  Departe- 
ment des  Innern  die  Mitwirkung  von  Oi^ganen  des  Baudepartements  und 
des  Sanitatsdepartemenf s  bean^-pruchen. 

§  3.  Die  Betrieböinhnher  sind  verpflichtet,  dem  Departement  des 
Innern  von  dem  Bestehen  ihres  Betriebes  Kenntnis  zu  geben. 

Die  Unterstellung  der  Betriebe  unter  das  Oesetz  erfolgt  durch  Ver- 
ftgnng  des  Departements  des  Innern. 

Wenn  Zweifel  walten,  ob  ein  Betrieb  dem  Gesetze  zu  unterstellen 
sei,  so  entscheidet  auf  den  Bericht  des  Departements  des  Innern  der 
Begieruugsrat. 

n.  Arbeitszeit 

§  4.  Die  Dauer  der  regelmassigen  Arbeit  eines  Tages  darf  für  die 
Arbeiterinnen  nicht  mehr  als  I'),  an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Fest- 
tagen nicht  mehr  als  9  »Stunden  betragen  und  muss  in  die  Zeit  von  6  Uhr 
morgens  bis  8  Uhr  abends  verlegt  werden. 

In  Ladengeechttflen  darf  die  regelmässige  tägliche  Arbeitszeit  ffir 
diejenigen  Arbeiterinnen,  die  ausschliesslich  oder  vorwiegend  als  Verkäufer- 
innen verw'endet  werden,  sofern  sie  mehr  als  17  .Jahre  alt  sind,  höchstenM 
11  Stunden  und,  sofern  sie  weniger  als  17  Jahre  alt  sind,  höchstens 
10  Standen  betragen  und  es  muss  die  Arbeit  in  die  Zeit  von  6  Uhr 
morgwis  bis  9  Uhr  abends  verlegt  werden.  Diese  Bestimmung  gilt  auch 
ftlr  die  Vorabende  von  Scon-  und  Festtagen, 

Vm  die  Mitto  der  Arbeits7:eit  sind  wenigstens  l^jj  Stunden  frei- 
zugeben. In  Ladengeschatten  darf  für  Verkäuferinnen,  die  mit  dem  Be- 
triebsinhaber  in  h&usHcIier  Gemeinschaft  leben,  die  Dauer  der  Mittags- 
pause verkttrrt  werden ;  sie  muss  jedoch  unter  aUen  Umständen  wenigstens 
1  Stande  betragen 

§  .5.  Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  an  den  Sonntagen  und 
den  diurch  das  Gesetz  betretend  die  Sonntagsruhe  als  ötientliche  Huhe- 
tage  erklttrten  Festtagen  ist  untersagt. 

Ausnahmen  sind  nnr  fiir  Verkäuferinnen  in  Ladengeschftfiten,  gemäss 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  betreflfend  die  Sonntagsruhe,  zulässig. 

Verkäuferinnen  isr  für  jeden  Sonntag  oder  andern  öffentlichen  Kuhe- 
tag,  an  dem  sie  beschättigt  werden,  die  doppelte  Zeit  an  einem  Werktage 
frekugeben. 
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§  6.  Es  ist  verboten,  den  Arbeiterinnen  ttber  die  gesetzliche  Arbeits- 
seit  hinaus  Arbeit  nach  Hause  mitznp^pben. 

t-  7.  Ho'-hschwanjreren  Personen  ist  gestattet,  jederzeit  auf  blosse 
Anmeldung  hin  von  der  Arbeit  wegzubleiben.  Die  Wiederaufnahme  der 
Arbeit  donsh  Wik^hnerinnen  ist  sn  den  Ausweis  geknttpt^  daes  seit  ihrer 
Niederkunft  wenigstens  6  Wochen  rerflossen  sind. 

§  8.  Bewillif^nn^en  zn  vorübergehender  Vf'i-l5liio;ernno:  der  in  §  4 
festgesetzten  Arbeitszeit  können  ausnahmsweise  im  Falle  des  Bedürfnisses 
erteilt  werden : 

a)  Yom  Departement  des  Innern,  wenn  die  Verlängerung  sieh  anf 
höchstens  2  Wochen  erstreckt; 

b)  vom  Begierungsrate,  wenn  die  VerlAagenmg  sich  auf  mehr  als 

2  Wochen  erstreckt. 

Die  Verlängerung  der  Aibeitöiseit  darf  täglich  höchstens  2  Stunden 
betragen  und  nicht  Aber  10  ühr  abends  hinansgehen.  Im  einzelnen  Falle 
darf  sie  die  Dauer  von  4  Wochen  nicht  überschreiten. 

§  0.  Zur  Uebcrzeitarbeit  dürfen  Arbeiterinnen  nur  mit  ihrer  Zu- 
stimmung verwendet  werden. 

M&dchen  unter  18  Jahren  und  ^Schwangere  sind  von  jeder  Ueberzeit- 
arbeit  ausgeschlossen. 

Alle  Ueberzeitarbeit  ist  besonders  zu  entschftdigen. 

Die  amtliche  Bewilli^nini^  zur  Ueberzeitarbeit  ist  im  Arbeitsranm  an 
sichtbarer  Stelle  anzuschlagen. 

m.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  10.  Mädchen  dürfen  erst  nach  Schlusp  dos  Schuljahres  beschäftigt 
werden,  in  dem  sie  das  14.  Altersjahr  Tnirnrki^elei^t  haben. 

§  11.  Die  Arbeiusräume  (inbegriifen  Verkaufslokale)  sollen  derart 
beschaffen  sein,  dass  die  Geeundheit  der  darin  beschäftigten  Personen  nicht 

beeinträchtigt  wird. 

Ebenso  sind  alle  erfnhrnncrsfrem:\ps  und  nach  dem  jeweiligen  Stand 
der  Technik  gebotenem  Schutzmittel  anzuwenden,  durch  welche  körper- 
lichen Verletzungen  und  andom  Schädigungen  der  Gesundheit  vorgebeugt 
werden  kann. 

Für  die  in  Verkaufslokalen  beschäftigten  Arbeiterinnen  soll  aus- 
reichende Sitzgelegenheit  vorbanden  und  dieselbe  so  beschaffen  sein,  daas 
sie  auch  während  kürzerer  Arbeitsunterbrecliuny  beniit/t  werden  kann. 

Wo  es  die  Umstände  erfordern,  sollen  für  die  Arbeiterinnen  be- 
sondere Wasch-  und  Ankleider&ume  und  Aborte  eingerichtet  werden.  Alle 
diese  Räume  müssen  so  beschaffen  sein,  dass  den  Anforderungen  der  Ge- 
sundlieitspflefre  entsprochen  wird,  nnd  dass  ihre  Benützung  ohne  Verletzung 
der  guten  Sitte  und  des  Anstaudes  erfolgen  kann. 

Die  Betriebbinlmber  aollen  überhaupt  über  Wahrung  der  guten  Sitte 
und  des  Anstandes  tmter  den  Arbeiterinnen  im  Betriebe  wachen. 

§  12.  Die  Betriebsinhaber  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  die  mit 
ihnen  in  li!\n.slichor  Gemeinschaft  lebenden  Arbeiterinnen  ausreichende  ge- 
sundheitsf^eniiisse  Ernährung  und  Untetkunfi  erhalten. 

§  13.  Der  Lohn  ist  mindestens  alle  2  Wochen  bar  in  gesetzlichen 
HOnzsorten  und  im  Betriebe  selbst  w&hrend  der  Arbeitszeit  auszuzahlen. 

Dnrch  schriftliche  Vereinbarung  zwischen  Betriebsinhaber  und  Arbeiterin 
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oder  dfirdi  eine  amtlich  genehmigte  Ärbeiteordnung  kann  auch  monatlidie 
Auszahlung  festgesetst  werden. 

Bei  Stückarbeit  (Akkordarbeit)  sind  der  StUcklobnansatz  und  die 
Zahlnuf^sverhaltnisso  vor  Ueberaahme  der  Arbeit  im  frefreiiseitio;en  Ein- 
verstäiiduis  testzusetzeu ;  jedoch  hat  die  Auszahlung  spätestens  am  ersten 
Zahltag  nach  VoUendniig  der  Arbeit  zu  erfolgen. 

Den  Arbeiterinnen,  die  mit  dem  Betriebi^iihaber  in  hftnslicher  Gemein- 
schaft leben,  sind  Kost  und  Wohnung  in  billiger  Weise  anzurechnen. 

HorabBetzungen  des  Lohnes  sind  den  Arbeiterinnen  so  rechtzeitijr 
anzuzeigen,  dass  es  ümen  möglich  ist,  zu  kündigen  (§  16),  ohne  von  der 
JSerabaetKon^  betroffen  zn  Verden. 

§  14,  Lohn  darf  nur  bei  vorausgegangener  gegenseitiger  Verein- 
barung und  höchstens  bis  auf  die  Hilfle  des  Wochenlo^es  zurttckbehidten 
werden  '^D^compte,  Standgeld). 

£ben8o  ist  das  Zurückbehalten  von  Lohn  zu  Versicherungs-  und 
anderen  Spezialzwecken  nur  bei  gegenseitigem  Einverständnis  zol&ssig. 
Den  Verrieherten  ist  vom  Bihalt  der  VersicherangsvertrRge  Kenntnis 
TO  geben. 

Lohnabztlp^e  für  Miete,  Reini^nnf?,  Hoiznn^r  oder  Belencbtuni:^  des 
Arbeitsraumes,  sowie  für  Miete  und  Benützung  der  Werkzeuge  sind 
untersagt 

§  15.   Bossen  dürfen  nnr  ausgesprochen  werden,  sofern  sie  in  einer 

amtlich  genehmigten  Arbeitsordnung  angedroht  sind.  Eine  Busse  darf 
ein  Viertel  des  Ta^olohnos  der  Gebüssten  nicht  übersteifren.  Die  Bussen 
sind  im  Interesse  der  Arbeiterinnen  zu  verwenden,  worüber  die  Arbeits- 
ordnung das  Nfthere  bestimmen  soll* 

Lohnabxttge  fBr  mangelhafte  Arbeit  oder  verdorbene  Stoffe  &llen 
nicht  unter  den  Begriff  „Bu^sen^- ;  ihre  Zulässigkeit  regelt  sich  nach  den 
Bestimmungen  des  schweizerischen  Obli^ationenrechtes. 

§  16.  Wo  nicht  durch  schriftliche  Uebereinkunft  etwas  anderes  be- 
stimmt wird,  kann  das  Verhältnis  zwischen  dem  Betiaebeinhaber  und  der 
Arbeiterin  dordi  eine  jedem  Teile  freistehende,  mindestens  14  Tage  vorher 
erklärte  Kündigung  aufgelöst  werden  und  zwar  jeweilen  am  Zahltag  oder 
am  Samstag.  Bei  Stückarbeit  f Akkordarbeit"!  geht  die  Kfindigung''  nnf 
den  Zeitpimkt  der  Vollendung  einer  angefangenen  Arbeit,  sofern  dabei 
die  ordentliche  Kündigungsfrist  nicht  um  mehr  als  4  Tage  verkürzt  oder 
verlängert  wird. 

Durch  eine  amtlich  genehmigte  Arbeitsordnung  kann  auch  gegen- 
seitige monatliche  Kündigung  fe.stge.setzt  werden. 

Andere  Kündigungsfristen  können  nur  durch  vorangehende  schrift- 
iidie  Vereinbarung  festgesetzt  werden;  sie  müssen  jedoch  in  allen  Fftllen 
ftlr  beide  Teile  von  gleicher  Dauer  sein. 

Sofern  nicht  zum  Voraus  etwas  anderes  vereinbart  wird,  gelten  die 
ersten  ~  Wochen  von  der  Anstenung  an  als  Probezeit  in  dem  Sinne,  dafs 
bis  zum  Ablauf  dieser  Probezeit  jedem  Teile  freisteht,  das  Verhältnis 
unter  Einhaltung  einer  mindestens  3-tägigen  Kündigungsfrist  aufiralOsen. 
(Art,  844  des  schweizerischen  Obligationenrechtes.) 

Innerhalb  der  Kündigungsfrist  kann  das  Verhältnis  vom  Betriebs- 
inhaber  oder  von  der  Arbeiterin  einseitig  nur  ans  wichtigen  Gründen 
gelöst  werden,  über  deren  Vorhandensein  der  Richter  nach  freiem  Er- 
messen entscheidet  (Art.  346  des  schweizerischen  Obligationenrechtes.) 
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Der  Betriebnnbaber  iat  verpflichtet,  jeder  Arbeiteritt  bei  ihrem  Aa»> 
tritt  auf  Veriangea  eine  BesoheiiuigiiDg  Uber  Art  vad  Dauer  der  Besdil^ 

tignn^  auszustellen. 

§  17.  Für  bestimmte  Kalegorieii  von  Beuieben  kann  der  Hegierougs- 
rat  die  Aufstellong  einer  Arbeitsordnung  durch  den  Betriebsinliaber  obli- 
gatorisch erklftren. 

In  besonderen  Fällen  kann  das  Departement  des  Innern ,  wenn  es 
der  T^mfang  oder  die  Xafnr  eines  Betriebes  recht  fertigen,  den  Betriebs- 
iuhaber  zum  Erlass  eiuer  Aibeitsjordniuig  auhalteu. 

Die  Arbeitsordnung  soll  jedenfalls  die  Bestimmungen  über  die  Arbeits- 
zeit und  die  Lohnzahlnng,  die  Bedingungen  des  Ein-  und  Austritts,  sowie 
allftllige  Bestimmungen  ttber  Bussen  enthalten. 

Die  Arbeitsordminpen.  sowie  deren  Abandeninp^en  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung durch  das  Departement  des  Innern,  Im  Falle  von  Anständen 
entscheidet  der  Kegierungarat. 

BeTor  die  Genehmigung  erteilt  wird,  soll  den  Arbeiterinnen  Gelegen* 
heit  geboten  worden  sein,  sich  ttber  die  Arbeitsordnimg  auszusprechen. 

Die  ^enelimirrto  Arbeitsordnung  ist  an  sichtbarer  Stelle  im  Arbeits* 
lokal  aDzubciilageu. 

Ergeben  sich  bei  Anwendung  einer  Arbeitsordnung  Uebelstände,  so 
kasn  das  D^artement  des  Innern  die  Revision  derselben  verfttgen. 

§  18.  Ans  dem  Dienstverhältnis  ent.standene  zivihrechtliche  Streitig- 
keiten werden  nach  Massgabe  von  §  16  des  Gesetzes  vom  29.  April  1889 
durch  das  gewerbliche  Schiedsgericht,  oder  durch  die  ordentliche  Zivil- 
instanz entschieden. 

§  19.  In  jedem  Betrieb  ist  ein  lixemplar  dieses  Gesetses  an  sicfat- 
barer  Stelle  ansuschlagen. 

IV.  Straf  bestimm  uug. 

§  20.  §  37  des  Polizcistrafgesetzes  vom  23,  September  1872  wird 
aufgehoben  und  durch  folgende  Bestimmung  ersetzt: 

üebertretungen  in  Siesug  auf  das  Gesets  betreffend  den  Schute  der 
Arbeiterinnen. 

§  37.  Wer  den  Bestimmnni^en  dc-s  Gesetzes  betrefTend  don  Schutz 
der  Arbeiterinnen  nder  seiner  Vollziehungsverordnung  zuwiderhandelt,  wird 
mit  Geldbusse  oder  Haft  bestraft. 

V.  Yollsiehnngs-  und  Schlussbestimmungen. 

§  21.  Der  Begierungsrat  wird  eine  Vollziehungsverordnung  erlassen. 
Fttr  bestimmte  Kategorien  von  Betrieben  kann  der  Begierungsrat  in 

der  VollzieliuiiHsverordnun^'  oder  durch  sonstigen  Erlass  im  Rahmen  dieses 
Gese^-'P'-^  besoiidero  Vorschriften  anfstollen. 

Aul  Grund  des  Gesetzes,  der  Vollziehungsverordnung  und  allf^Uiger 
besonderer  Erlasse  des  Kegierungsrates  wird  das  Departement  des  Innern, 
gegebenenfalls  in  Verbindung  mit  anderen  Departementen  (§  2),  die  ge- 
eignete Kontrolle  über  die  Betriebe  durchfi  l  i  and  flberhaupt  alle  sor 
Voll  Ziehung  des  Gesetses  notwendigen  Massnahmen  und  Verfügungen 
treffen. 

§  22.  Durch  dieses  Gesetz  wird  das  Gesetz  [betreffend  den  Schute 
der  Arbeiterinnen  vom  23.  April  1888  aufgehoben. 
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8.  GtoMfta^  betr.  Aendenmg  der  §§  29  und  81  de«  WirteohillBgMotMS 

▼om  19.  Dezember  1887.    Vom  8.  Juni  1W5. 

Der  Urosse  Kat  des  Kantons  Basel-Stadt  auf  den  Antraji:  R©- 
gierongsrates  beschliesst  folgende  Abänderungen  dea  Wirtäcliai'tdgeäeUses 
▼om  19.  Besember  1887: 

§  29  erhält  folgende  FasBimg: 

Die  iiberm&aaige  AnstrengOBg  des  Dienstpersonals  in  don  Wirtsdtaften 

Lst  untersagt. 

Männliche  Personen  unter  16  Jahren,  die  nicht  zur  1  amüie  des  Wirtes 
gehdren^  und  weibliche  PeiBonen  unter  18  Jehren  dürfen  zur  Bedienung 

im  Wirtschaftsbetriebe  nicht  verwendet  werden. 

Der  Betrieb  jeder  Wirtschaft  ist  so  einzurichton,  dass  von  24  Stunden 
mindestens  9  Stnnden  ununterbrochene  Ruhezeit  dem  gesamten  im  Dienste 
des  Wirte»  stehenden  Persoual  zugesichert  sind. 

Der  B^erongarat  kann  in  besonderen  FlÜIen  Ansnahmen  von  den 
in  Absats  8  enthaltenen  Bestimmungen  gestatten ;  jedoch  sollen  dem  Wirt- 
schaftspersonal  unter  allen  Umstanden  von  24  Standen  mindestens  7  Standen 
ununterbrochene  Euhezeit  gewahrt  bleiben. 

Dem  Personal  sind  wücheutlich  mindestens  6  Stunden  JTrei^eit  au 
einem  Nachmittag,  sowie  monatlidi  ein  Bohetag  von  24  Standen  toII- 
stftndig  freizugeben. 

Der  Wirt  hat  dafUr  zu  sorgen,  dass  die  Schlafrftume  des  mit  ihm  in 
häuslicher  Gemeinschaft  lebenden  Personals  den  Anforderungen  der  Ge- 
sundheitspÜege  entsprechen.  Diese  Üäume  unterstehen  der  sanitaiischen 
Kontrolle  durch  die  snstandige  Behörde. 

Der  Begierungsrat  wird  zor  DwchflBhrang  der  in  §  29  entitaltenen 
Bestimmungen  eine  Verordnung  erlassen. 

§  31  erhält  folgenden  Zusatz  : 

In  jeder  Wirtschaft  sind  in  sämtlichen  Kestaurationslokaleu  die  polizei- 
lidhen  Bestimmnngen  dieses  Gesetzes  (§§  22 — SS)  in  ihrem  Woiilaat  an 
sichtbarer  Stelle  anzascblagen. 

Im  §  37  ist  Tor  dem  Worte  „Zuwiderhandlangen"  einzuschalten 

5.  Kanton  Basel-Land. 

Gesetz,  betr.  die  öffentlichen  Ruhetage.    Vom  20.  März  1905. 

§  1.  Oeffentlicbe  Fuhetage  sind  die  sämtlichen  Sonntage.  Ausserdem 
werden  alä  solche  erklärt 

ftr  den  ganzen  Kanton :  Neujahr,  Oharfireitag,  Aoffahrt  and  Weihnacht; 

für  die  römisch-katholischen  Gemeinden  des  Birsecks :  Lichtmess 
(2.  Februar),  Fronleichnam,  Maria  TliTTni  rl fahrt  1  "v  August),  Allerheiligen 
(1.  November)  und  Mariä  Empfiingnis  iö.  i^ezember). 

§  2.  An  den  öffentlichen  Kuhetageu  aiud  lärmende  Veranstaltungen, 
Aufzüge  mit  Husik,  Trommeln  u.  dgL,  durch  weldie  der  Vormittagsgottes- 
dienst gestOrt  würde,  untersagt.  Ebenso  darf  dieser  Gottesdienst  durch 
Uebnngen  oder  Inspektionen  der  Feuerwehren  oder  durch  Uebungen  der 
Schützengesellschaften  und  anderer  Vereine  in  keiner  Weise  gestört  werden. 

Auf  dem  ganzen  Gebiet  des  Xautons  ist  vollständig  untersagt  der 
GOterverkehr  mit  Lastfuhrwerken,  ausgenommen  der  regebnftssige  Trans- 
port der  anentbehrlichen  Lebensmittel,  wie  Milch,  Brot,  Fleisch. 
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Für  besondere  f  eBtanlftsse  könneu  auf  Ansuehen  duroh  die  Polkei- 

direktion  Ausnahmen  gestattet  werden. 

ZuwiderhandlnTipren  gegen  obige  Verbote  sind  mit  Creldbussen  bis 
auf  lüO  frcs.  zu  ahnden.  Die  Bussen  werden  durch  das  Polizeigehcht 
(Abteilung  des  Becirkagerichtes)  ausgesprochen  und  fallen  in  die  Staats- 
kasse. 

Die  Strafandrolinng  gilt  niclit  in  Betreff  anderer  in  §  1  nicht  ge- 
nannter Feiertan^o,  insofern  nicht  böswillige  Störung  des  Gbttesdieuetes  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Kirche  vorliegt. 

§  8.  In  Betreff  des  Wirtschafts-  nnd  Hansiergewerbes  bleiben  die 
einscbl&gigen  Beatinunnngen  des  Wirtschaftsgesetzes  vom  18.  MSn  1889 
nnd  des  Hausiergesetzes  vom  2.  April  1877  vorbehalten. 

5?  i.  D^n  Gemeinden  ist  jjostattet,  zu  bcschliessen,  da.s.s  an  den 
öffentlichen  Kuhetagen  Verkaufslädeu  und  Magazine,  kaufmännische  Be- 
triebe^  Coiffour-  und  Baderio^acdiftfte  u.  dgl.  wahrend  des  ganzen  Tages 
oder  nur  während  bestimmter  Standen  geschlossen  bleiben  sollen.  Femer 
können  die  Gemeinden  untersagen,  dass  an  den  öffentlichen  Rulietagcn 
Arboitfin  nicht  durchaus  dringlicher  Natur  vorgenommen  werden,  durch 
welche  Lärm  oder  öffentliches  Aergerais  verursacht  wird  oder  welche  andere 
im  Genosse  des  Bnhetages  erhebUdi  sa  stüreu  geeignet  sind. 

Für  Uebertretnngen  können  Bussen  bis  anf  20  frcs.  oder  entsprechende 
Haftstrafe  angedroht  werden.  Die  Beurteilung  der  Uebertretnngen  steht 
den  Gemeinderatnn  zn :  die  Urteile  können  nach  §  42  des  Gemeindegesetzes 
vom  14.  März  1881  bezw.  nach  den  Bestimmungen  der  Gerichts-  und 
PlroiSSBordnung  weitergezogen  werden. 

Die  daherigen  Gemeindebeschldsse  oder  Beglemente  nnterliegen  der 
Genehmigung  des  Begierungsratea. 

§  6.  Di  PST  s  Gesetz  ist  der  Volksabytiramung  zu  unterstellen.  Den 
Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  bestimmt  im  Falle  der  Annahme  der  Landrat. 

6.  Kanton  St  GaUen. 

Gesetz  über  die  Betreibung  von  Wirtsohaftea  und  dea  Eleinver- 
kauf  von  Getränken.   Vom  2ö.  Mai  1005. 

Art.  39.  Jede  abermftssige  Anstrengung  des  Dienstpersonals  in  Wirt* 
Schäften  ist  ontersagt.  INriidrhon  unter  18  Jahren,  die  nicht  sur  Familie 
des  Wirtes  gehören  nnd  nlle  Kinder  im  Alter  von  unter  15  Jahren  dürfen 
zur  stftndipnn  Bedienung  nicht  verwendet  werden.  Dagegen  dürfen  diese 
Personen  für  Hilfsarbeiten,  wie  Heiuigen  von  Geschirr,  Kegelaufstellen 
u.  &  w.  Verwendimg  finden,  sofern  dies  nicht  in  einer  ihre  Geenndheit 
gelUhrdenden  Weise  geschieht;  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
15  Jahren  darf  in  den  Winteiinonaten  (Anfangs  November  bis  Ende  Mftrz") 
nicht  langer  als  bis  abends  ü  Uhr  und  in  den  übrigen  Monaten  nicht  Uber 
abends  9  Uhr  dauern. 

Die  wesentlich  für  den  Betrieb  von  Gasthöfen  und  Wirtsdiaften  an- 
gestellten Personen  können,  soweit  es  zur  Bedienung  der  CHtote  nötig  ist, 
abends  bis  zur  Polizeistunde  und  bei  Freinächten  auch  über  dieselbe 
hinaus  be8chf\fti<rt  werden.  Der  Betrieb  ist  aber  so  einzurichten,  dass 
jeder  im  Dienste  des  Wirtes  stehenden  Person  in  allen  Fällen  von 
24  Standen  mindestens  8  Stunden  nnunterbrodiene  Buheseit  gesichert  sind. 

Ebenso  ist  allen  diesen  Angestellten  der  Sonntag,  oder,  sofern  dies 
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aus  BetriebogrttadMi  nicht  möglich  ist,  während  der  Woche  ein  freier 
Nachmittag  von  wenigstens  8  Stunden  und  alluK  r  atlich  ein  voller  Freitag 
von  24  Stunden  zu  L'owjlhren.  Wenigstens  8  -b'reitage  müBsen  aber  per 
Jahr  auf  den  Sonntag  fallen.  Der  Wirt  hat  über  die  gewährten  Ruhe- 
tage «tu  KontroUbuch  an  fbhren. 

Ptlr  Kuranstalten  kffmien  im  BedürfniB&Ue  während  d«r  Saison  yom 
Begierungsrate  Ausnahmen  gestattet  werden. 

Die  zum  Schutze  des  Dienatpersonals  aufgestellten  Vorschriften  dürfen 
uurcii  Parteivereinbai'ung  nicht  abgeändert  und  müssen  im  Vollzüge  be- 
aondcm  überwacht  werden. 

Die  Gemeinderäte  sind  berechtigt|  mit  öenehmigong  des  Begiernngs- 
ifttee  diese  Sdxntxvorsohriften  weiter  aossQdehnen. 


IL  Pariammtarische  Arbeiten,  welche  den 

Arbeiterscbutz  betreffen. 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

[Reich  and  Bundesstaaten.] 
(Jannar  bis  Ende  Mai  1905.) 

1.  Angestellte  der  Rechtsanwälte,  Notare  etc.  (Bd.  III,  28). 
Reich.    Drucks.  \n.  655,  Antrag  Trimborn,  Dr.  Dahlem  u.  Gen.; 
Der  Reichstag  wolle  bescliliessen,  die  verbündeten  Kcgicruiigen  zu  ersuchen,  dem 

Bdchstage  tunlichst  bald  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher  bezuglich  der  Ge- 
htlfeo  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  Gerichtüvollziefa^,  ferner  der  Beamten  und  An- 
gesteliten der  Krankenlnesen  Ober  die  Arbeitszeit,  die  Kündifi^ungsfristen.  die  8onn- 
tafr-^^ruhe,  die  berufliche  Aus-  ut)  !  F  rrlul  lnng  die  gleichen  (nlor  älinlirlu-  Hchutzvor- 
flchnlten  vorsieht,  wie  sie  daA  Uaudelsgesetzbuch  und  die  Gewerbeordnung  hinsichtlich 
der  ÄnddsaoffitellteD  enthilt 

Dmcka  ao,  612,  47.  Bericht  der  Konmiissioii  für  die  Petitionen. 
Antrag: 

Der  Reichstag  wolle  beschlieesen ,  die  Petitionen,  soweit  die  rdchsgeBetzliche 
Regelung  der  Dienstverhältniftse  des  Personals  der  Rechtsanwälte,  Notare  nna  Gflridrts- 
volbdeher  in  Betrsdit  kommt,  dem  Herni  BaidiBtamgler  cor  Ber&ckaichtigaiig  sn 
überweisen. 

BeidistagsaitBQng  Tom  6.  April  1905,  Annahme  des  Konuni8sions> 
entrages. 

Rcicli^ttafirBRitzun^  vom  27.  M&rz  1905,  Sten.  Prot.  8.  6686,  Annahme 

der  Redolutiou  Trimborn  u.  Gen.  (No.  655). 

2.  Arbeiteransschüsse  s.  Gewerbeordnung. 
8.  Arbeiterkammern  (Bd.  in,  1). 

Hamburg.  SitzunjL'  der  Bflrgerschaft  vom  4.  Januar  1905.  Antrag 
der  Herren  Stolten  n.  Gen.  : 

Die  BQrfferechaft  wolle  bcschli«B»en,  den  Senat  um  eine  Vorlage  betr.  Errichtung 
einer  Arbdterkammer  zu  ersuchen,  deren  Mitglietle.r  von  allen  im  hamburginchen  Staiite 
beechiftiften  grossjährigen  Arbatem  und  ArMiterinnen  aaf  Grund  des  gleicheo,  direkten 
Wahlrechts  nut  gdidmer  Abetlnmrang  gewXUt  weiden. 

Der  Antrag  Stolten  und  God.  wird  abgelehnt;  s.  andi  unter  Beiohs* 
arbeitsamt 
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4.  Arbeitsdauer  (25). 

Reich.   Drucks.  No.  524,  Interpellation  der  Ab».  Trimbom  und  Gen. : 

Kann  erwartet  werden,  dass  die  verbündeten  Regierungen  noch,  im  Laufe  der 
gegenwärtigen  Session  dem  Reichstag  einen  Gesetzentwurf  vorlegen,  durch  welchen  die 
regelmiftsigc  Arbdtszdt  der  Arbeiter  (über  16  Jahre)  in  Fabriken  und  den  dieBea 
gleicbgee teilten  Anlagen  (§  154  der  Reichsgewerbeordnung)  auf  höchste  10  btnndoi 
tilgen  beschrankt  wird? 

Reichsta^ssitzung  vom  7.  Februar  1906,  Sten.  Prot.  S.  4309.  Begrün- 
dung, Beantwortung  und  Besprechung  der  Interpellation  der  Abg.  Trim- 
bom u.  Gen.  —  Erklärung  des  Staatssekretlra  Grafen  v.  Posadowskj: 

Die  Frage,  ob  ein  MaximalarbcitstÄg  einzuführen  i.-(  oder  nicht,  i.-it  innerhalb 
der  Rederung  schon  lange  Geaenstand  dor  £rörtenuig.  Die  verbündeten  Kederongen 
liaben  biaher  atots  auf  dem  BtaDdpankl  gestanden,  da«e  der  weitete  Aviban  de« 
hygienischen  Arbeitstages  unbedingt  notwendig  ist ,  weil  eine  Reihe  von  TnduH^trien 
so  spezifisch  unffünstige  Fabrikationsmethoden  bedingt,  Methoden,  die  im  Laufe  der 
2eit  eine  so  ricntbar  ungünstige  Wirkung  auf  den  Körper  des  Arbeiters  ausüben,  da» 
PS  nnljedingt  nötig  ist,  in  diei^en  gefährlicheD  Industrien  die  Arbeitszeit  gesetzlich  zu 
beschränken.   Die  verbündeten  IteKierungen  haben  aber  gieichzeitie  auf  dem  Stand- 

r>iuikt  gestanden,  das«  da,  wo  solche  spezifischen  Uraacnen  in  der  Arbeit  an  sich 
iegen  und  tiicht  in  deren  Länge,  die  Dauer  der  Arbeit  in  der  Regel  deni  freien  UelxTein- 
kümiueu  der  Beteiligten  zu  überlassen  ist.  Die  Kt^crungcn  wer<leu  «ich  sehr  eingehend 
und  ernst  mit  der  Frage  beschäftigen,  ob  die  Arbeitszeit  für  die  weiblichen  Aroeitcr, 
eventuell  mit  Uebeiganasfristen,  gesetslich  zu  ermässigen  sein  wird.  Aber  auch  hier 
ist  namentlich  für  die  Textiltndnstxie  die  Frage  der  Konkurrenz  des  Auslandes  eine 

ganz  ausserordentlich  wichtige,  und  ich  habe  deshalb  durch  das  AuBw.irfiVr  Amt  bei 
en  Regierungen  von  Itaüen,  der  Schweiz,  Oeeterreich-Ungam  und  Ucigicu  aiifragoi 
lassen ,  wie  ne  aieh  wohl  zu  der  Frage  stdlen ,  auf  draaem  Wege  gleichzeitig  in 
den  beteih'gtcn  fünf  Staaten  vorzugehen  einftchliesslich  Deutschlands  und  ich  kann 
sagen,  dass  von  der  Schweiz  zunächst  eine  wohlwollende  Haltung  in  Bezug  auf  ein- 
snleilende  Veriumdlungen  eingenommen  ist 

Reich.  Drucks.  No.  594,  Antrag  Albrecht  u.  Gea.: 
Der  Reich.stag  wolle  beschliessen,  die  verbündeten  Regierungen  rn  ersuchen,  dem 
Reichstage  baldigst  einen  (JcBctzentwurf  vorzulegen,  durch  den  die  tägliche  regelmassige 
Arbeitt^zoit  für  alle  im  l^ohn-,  Arbeits-  und  Dicriötverhültni-*  im  Industrie-,  Ilaudels- 
uad  Verkduaweeen  beschäftigten  Pecaonen  unter  Feetaetzung  angeffleseener  Uebergangs- 
TOncbriften  anf  längstens  8  Stunden  feetgesetst  and  der  ek>nnabend  NidinrittaK-  fra- 
giflgel)en  wird. 

Id  Betrieben  mit  ununterbrochener  Arbeitszeit,  sowie  in  unterirdischen  Bctneben 
soll  «ne  t%Iidie  rqjehnissige  Arbetaeit  von  län^tens  8  Stondoi  und  in  unterirdi- 
schen BetrieDcn,  in  welchen  die  Tempenitar  28'  C  nbeiateigfe,  von  längstens  6  Standen 
zugelassen  werden. 

Drueks.  No.  652,  Antrag  Dr.  Hitse,  Ihrsberger,  Gröber  n.  Gen. 

Der  Reichstag  wollr  b.    hliV^^  n,  die  rerbündeten  Tifgienuigen  zu  ertlichen: 
l.  tunlichst  bald  einen  Ueeetzentwurf  zum  Zwecke  der  Besiuiränkung  der  regel- 
mässigen Arbeitszeit  der  Arbeiter  (über  lü  Jahre)  in  Fabriken  und  in  den  diesen  gleich- 
sesteirten  Anlagen  @  154  der  Beicha-Qewerbeoidnung)  auf  höclistans  10  Stunden  tlg- 
lich  vorzulegen. 

Im  Falle  der  Ablehnung  dieses  Antrages: 

tanUclwt  bald  einen  Gesetzentwurf  zum  Zwecke  <ler  liegchränkung  der  regelmässigen 
Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  (Ober  1(5  Jahrci  in  Fabriken  imd  in  den  diesen  gleichgc- 
steilten  Anlagen  (§  154  der  Beicbs-Gewarbeordnung)  auf  höchstens  10  Stunden  täglich, 
an  den  ^oranenden  ▼on  Sonn-  and  Festtagen  auf  höchstens  9  Bttmden  vorzulegen. 

IT.  tunlich.-it  bald  einen  ni*setzentwnrfvorzulegen,  durch  welchen  die  regebri:1s?ige 
Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen,  welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  in  Fabriken 
und  in  den  diesen  gleichgestedlten  Anlagen  {§  154  Aba.  1  der  Beiehs-OeweriMordnung) 
auf  höchsten.«  0  Stunden,  an  den  Vocabwden  von  Sonn-  nnd  Festtagen  anf  höchateos 
6  Stundoi  testgesetzt  wird. 

Beiehntagsaitcong  vom  27.  Hlürs  1906,  Stan.  Prot  6685,  Ableimaiig 
der  Resolution  Albrecht  u.  Gen.  (No.  594)  nnd  der  Beaolntion  Dr.  XGtae, 
Erzberger  u.  Gen.  (No.  662). 
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Hamburg.  Sitzung  der  BliisierBehefk  vem  18.  Jennar  1906.  An- 
trag der  Herren  Fr.  Paeplow  u.  Gen.: 

Die  Bürsvrorhaft  beschliesst  und  ersucht  den  Senat  um  seine  Mitg:enehnuguDg : 
1.  In  alten  Staats  betrieben  wird  die  Arbeitszeit  zunächst  auf  höchstens  9  Stunden 
festgesetzt,  lu  ohne  Unterbrechung  arbeitenden  Betriel^en  wird  eine  dreifache  Schicht 
■von  je  8  Stunden  eingeführt.  Der  Schichtwechsel  i.it  i^o  cinzurichtenj  daaa  jedem  Ar- 
T>eit^r  wenigstens  in  jeder  dritten  Woche  eine  3t nstündige  Ruhezeit  mit  Einschluss  des 
Sonntags  zur  Verfügung  steht.  'Z,  Die  Löhne  für  die  Arbeiter  in  den  Staatsbetrieben 
eisd  nundeetena  so  hoch  zu  bememoi,  wie  sie  dnrdi  bestdiende  Vereinbarungen 
zwischen  (Jntemehmcrii  und  Arbeitern  der*  gleichen  Berufs  feetge^  f/t  And.  Unter 
4  Mark  pro  Tag  (24  Mark  pro  Woche)  darf  an  keinen  Arbeiter  in  den  Staatabetiiebeo 
bezahlt  wefden.  fOr  deeerad  beecUfligle  Arbeiter  tot  der  Loliii  in  beetimmteii  Perle« 
den  Sil  eriiOlieo. 

5.  Arbeitekammertty  b.  unter  Arbeiterkammem  und  unter  Beiche- 
arbeitsamt. 

6.  Arbeitsnachweis. 

Reich.    Drucks.  No.  546,  Besolution  der  Abg.  Hitie,  Herold  u.  Qen.: 
Der  Reichstag  wolle  beechliessen,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  den  ge- 
meinnütziiren  Arbeitsnachweisen  in  bestimmten  (Morgen-)  Stunden  die  Benutzung  der 
Ferneprecheinrichtuagen  gegen  ermässigte  Vergütigung  zu  ermöglichen. 

ReiGhstag^eitcnng  vom  6.  April  190&,  Annahme  des  Kommiedone- 
antrages. 

6.i.  Bericht  der  JELommission  für  die  Petitionen,  Drucks.  No.  666. 
Antrag: 

Der  Reichstag  wolle  beschlies^en ,  die  Petition  des  Gresamtverbandee  der  evange- 
lischen Arböterrereine  Deutachhuids,  betr.  die  Errichtung  parifcitisciier  ArN^t-^n^- 
weiee^  dem  Hem  Belehakaader  als  Material  sn  Ikbenreis«. 

Betchstagaeitanng  vom  26.  Januar  1906,  Annahme  des  Antrages  No.  546. 

7.  Arbeitsyerbftitnis,  s.  Gewerbeordnung. 

8.  Bäckereiarbeiter,  Aibeitszeit  der  — . 

Boich.  72.  Bericht  der  Kommission  für  die  Petitionen,  Dnu^. 
No.  696.  Antrag: 

Der  Reichstag  wolle  be?ichliesisen ,  die  Petitionen  der  Handwerk Kkammcm  zu 
Magdeburg,  Nümb^s  uad  luatcrbur^  um  Abänderung  der  Verordnung  des  Bundes- 
rate vom  4.  März  189o,  betr.  den  Betneb  von  Bb^eieien  und  Konditonie&i  dem  Herrn 
Betchskaoaler  als  Matorial  au  fiberweiaen, 

9.  Banarbeiterschuis  (Iii,  S). 

Reich.  Drucks.  No.  590,  Antrag  Albreclit  n.  Gen.: 
Der  Reichstag  wolle  beechliessen,  die  verbündeten  Re|;;ienmjEen  zu  ersuchen,  dem 
Beichetag  baldigst  einen  Geeetcentwutf  vorzulegen,  dmcn  weldiea  der  Sehnte  der 
Arbeiter  des  Baugewerbes  bezüglich  Einrichtnng  der  Banbetrielir,  T'nt.-rknnftsrüumc, 
Bedürfnisanstalten,  Uniaiiverhütiugsvoischriften  und  BaukontroUe  gemäss  dem  Ent- 
warf eines  Cicaetics,  betr.  den  Schnts  der  Arbeiter  dea  Bangewerbee  (Drucke.  No.  80, 
Aner  u.  Gen.),  geregelt  wird. 

Drucks.  No.  654,  Antrag  Schwarze  (Lippstadt),  Euier  u.  Gen.: 
Der  Beidwtag  wolle  beedilieieen ,  die  Terb&ideCen  Begiemngen  sn  ersuchen, 
durch  Erlasfl  rinrr  mtsj^r  -chenden  Verordnung  (§  120c  der  ncwerbeordniuiL:)  die  Bau- 
arbeiter wirksamer  zu  schützen  und  die  Dnrdaführung  durch  Anstellung  oesonderer 
An&iditabeamten  (§  139b  der  Gewerbeordnong)  —  mebeeondere  auch  aus  dem  Arbeiter^ 
Stande  —  zu  sichern. 

Reichstagssitzung  vom  27.  Mftrz  1905,  Sten.  Prot.  S.  5635,  Ablehnung 
der  Besolation  Albrecht  n.  Gen.  ^o.  696).  Annahme  der  Beeolntion 
Schwane  (Lippstadt)  n.  Gen.  (No.  668). 

6* 


Digitized  by  Google 


—  68  - 

Beich.    66.  Bericht  der  KoxnmiBflion  fttr  die  Petitionen.  Antrag: 

r>  r  Kfirh  ta^  wn!lr  1  r  r  hlieBsen,  die  PetitiDnen  des  Verbandes  der  deutschen 
Baugewerksberuti^getK^sF^etiHciiHtten  und  de»  deutschen  Arbeitgeberbundee  für  das  Ban- 

E werbe,  betr.  Bauarbeiterscliutz  uDil  Kontrolle  too  BetunittfQlmillgen ,  dem  Hem 
giclukaiiBkr  aU  Malarial  au  überweiMO. 

10.  Bergarbeiter,  ArbeitsTerhftltnisee  der      (III,  4). 

Reich.    Drucks.  No.  55'»,  Interpellation  Auer  u.  Gen.: 

let  dem  Herrn  'Reichskanzler  bekannt,  dnj-s  die  Werkbesit/er  im  Ruhrkohlen  bezirk 

1)  üyäleuiatiäcli  die  zum  hkihutze  der  Arlnüier  iu  der  Beichsgewerbeordnung  fest- 
gel^ten  und  auch  für  die  Bergarbeiter  gültigen  Bestimmiuigea  amgehen,  nnd  sogar 
eine  förmliche  Organisation  b^nft  VerrofBerklirung  anbeqneiner  Anidter  geachloonen 
haben ; 

2)  die  reichseesetzlichen  Vorschriften  ül)er  den  Arbeitsvertrag  tatsächlich 
Wirkung  setzen,  die  Arbeitaordnangen  durchaua  willkürlich  anwenden  und  dadurch 
irarkseftig  fortgesetEt  Kontraktfaracn  gefibt  wird; 

1)  durch  das  Nullen  der  Kohlenwageo  den  Arbiter  nm  einen  Teil  seinen  Ter* 

dienten  Lohnes  betrügen; 

4)  durch  ihre  'V^kanfflOTganisation,  das  Kohtensyndikat,  ohne  Berfiekaichtigung 

der  Indui^trie  und  dtr  aJlpemeinen  VolksbedfirfuiKse  die  Kohlenpreisc  fjyetemnti-rn 
hinaufschrauben,  uiul  um  di^es  im  höheren  Grade  z.u  erreichen,  ai\m  getan  haben, 
WBB  den  Ausbruch  des  Bergarbeiterstreiks  zur  Volsc  bni>en  musste. 

Welche  Massreeelu  g^enkt  der  Herrr  Reichskanzler  gegenüber  diesen  Voigingen 
zum  Schutze  der  Arbeiter  sowie  der  Kohlen  Verbraucher  zu  ergreifen? 

ReiolistageaitKiing  vom  20.  Januar  1»05,  Sten.  Prot.  8.  3908  ff.,  Begrffn- 
dnng,  Beantwortung  nnd  Besprechung  der  Interpellation  der  Abg.  Auer  a. 
Gen.:  Reichstagssitzimg  vom  21.  Januar  190b,  Sten.  Prot.  S.  3933  ff., 
vom  23.  Januar  1905,  Sten.  Prot.  8.  3967  ff.,  Portsetzung  und  Schluss  der 
Besprechung. 

Reich.    Drucks.  2so.  581,  Antrag  Heyl  u.  Gen.: 

Der  Reichstag  wolle  beBcMieeeen,  die  verbündeten  Rogi«  runden  zn  ersuchen,  die 
arbeitsfitati-^tipche  Kcmmis.'^ion  zn  lie.iuftragen,  tunlichst  bald  Untersuohungen  über 
die  Verhältnisse  des  deut^cheu  Bergbaue^i  aufzustellen,  durch  Vernehmung  von  Berg- 
werkisbeeilBeni  nnd  Bcrgarl)eitern,  nowie  durch  £incieliung  sonstiger  geeigneter  Inrar- 
mationen,  zum  Zwecke  der  Vorbereitung  etwaiger  reidis^eetElicbier  Maasnahmen. 

Drucks.  No.  583,  Antrag  Aner  u.  Gen.: 

Der  Bdchstag  wolle  beschliej^srn,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ert^uoJien,  dem 
Reichstag  noch  in  der  g^nwSrtipeu  Tagung:  ri  n  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vor- 
zul<^n,  welche  für  den  Kohlenbergbau  Bestimmungen  trifft  über 

1)  Festnetzune  <1<  r  >  htcbtdaner  eineeUicselich  Ein-  und  Ausfahrt  mit  besondere 
Berücksichtigung  der  Stbichtdauer  vor  nanapn  »owie  heimsen  Orten  mit  über  C; 
Verbot  der  Sonntag-  und  Ueberscliichten,  mit  Ausnahme  der  Arbeiten  zur  Rettung 
von  Menscbeidebci),  für  :uisserordcntlieh<>  Betriebsstörungen  und  Sebaditrepiintarent 
Lohntoschtog  für  Schachtreparaturen  an  Sonn-  uod  Feiertagen; 

2)  Beeeitieung  des  Wagennullens.  Beseahlung  der  wnUioh  gelieferten  Kohle. 
Eichung  der  V\  agen  nach  Raum-  oder  Gewichtsinhalt ; 

3)  Wahl  und  Besoldung  von  WagenkontroUeurea  bezw.  Wiegemeistern  durch  die 
Belegschaft; 

4)  Rötung  der  Lohnzahlung;  kostenlose  Lieferung  des  Sefaieasnurtenals  und  des 
Geleuchtes  durdi  'iie  Zechenbesitzer; 

5)  Errichtung  von  Arbeiterausschüssen  zur  Erörterung  von  Beschwerden  und 
Missständen,  Bepiung  des  Strafgelderweseos  und  cur  Mitmraltnng  der  Unterstütc» 

ungskassen ; 

6)  Wahl  von  Grubenkontrolleuren  durch  die  Belegschaft; 

7)  Regelung  des  Hietrechts  für  die  den  Zecbenbesitcern  gehörenden  Arbeiter- 
wohnungen. 

Drucks,  No.  684,  Antrag  Gothein  u.  Gen, : 

Der  Reichstag  wolle  befschlie^r-on.  die  verhiindcten  Repiertingcn  zu  crsuehen  dem 
Reichiitag  einen  Gesetzentwuri,  betreffend  Almoderung  der  Gewerbeordnung  vorzu- 
legen, in  dem  die  lobenden  Qrundsätm  anr  Anwendung  gelangen: 
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1)  Der  §  115  der  Oewerbeocdnung  für  des  Deutsche  BMl  eriiilt  folgenden 

ZuMk: 

Im  FiDe  der  AnflfieuDg  des  ArbdteverhaltniMes  muss  dem  Arbeitnehmer  anf 
Mm  Veriaagen  die  ihm  vom  Arl^eitgeber  überlaasene  Wohnung  bis  zum  Schlüsse  de« 
der  Ktudigung  der  Wohoung  folgendeu  Monats  gegen  E^tattuog  der  biaberigeo  Miete 
beluMU  werden.  Emgegengtehemle  Venbfedtuigen  liiid  rediteiuiiiiÄaam. 

2)  Im  §  120»  Abe.^  hinter  «Gewerbe^  einsuechalten:  «ebschlieeeUeh  des  Berg- 
baues 

3)  Im  §  134b  II  hinter  „ifitten  vorktaen-  einzuschalten:  .oder  welche  die  Nicht- 
emeehaong  emee  für  eine  ausbedongene  ArbeitaleietuDg  ▼erdienten  Lohnee  (Nullen) 
auMprefthm*. 

4)  Den  §  134  h  der  Gewerbeurdonng  wie  fcdgt  sn  fiwntm  • 

Für  Fabriken  und  Bergwerke,  in  welchen  mindestens  100  Arbeiter  beschäftigt 
sind,  mass  ein  ständiger  Aroeiterausschuss  von  mindestens  3  Köpfen  durch  geheime 
Wahl  sämtlicher  grossjähriger  Arl)pit€r  bestellt  werden.  Wählbar  ist  jeder  grossjahrige 
Arbeitnehmer  des  betreff^deu  Betriebee,  aofem  er  sich  im  Besita  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  befindet. 

P' r  ArlM^itprausschuss  vertritt  die  Arbeitnehmer  in  alUn  das  Arbeitsverhiltnis 
betrefteodcn  gemeinsamen  Fragen ;  insbesondere  ist  er  belügt,  für  die  Gesamtheit  der 
Aibflitaehmer  Erklärungen  über  Kfindigung  oder  Wiederaufnahme  der  Arbeit  abzu- 
geben; das  Recht  des  oinzelnen  Arbeiter-*.  <>iiie  hiervon  abweichende  Erklänmg  über 
die  Fortsetzuue  des  Arbeitsverhältnisses  abzugel)en,  wird  dadurch  nicht  berührt. 

In  Betrieoen,  welche  mit  einer  besonderen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit 
der  Arbeiter  verbunden  sind,  ist  der  Ausschuss  berechtigt,  aus  der  Zahl  der  Arbeiter 
des  bcLreffeuderj  Betriebes  Delegierte  (.\rbeiterkontrolleure)  zur  Ueberwachung  des 
Betriebes  im  Interesse  von  Lebra  und  Gesundheit  der  Arbeiter  zu  bestdien.  Diese 
Delegierten  sind  nicht  berechtigt,  selbständige  Anordnungen  zu  treffen,  sondern  haben 
ledi^ich  vorgefundene  Mängel  oder  Verstösse  gegen  gesetzliche  und  polizeiliche  Be- 
stimmungen oder  gt'^'on  die  Vorschriften  der  Arbeitsordnung  dem  Ik'triebsleiter  und 
im  Falle  durch  diesen  keine  Abhilfe  erfolgt,  dem  staatlichen  Anfaichtsbeamten  mitzu- 
teilen. WeUie  Betriebe  als  gefiUirliche  annuehen  und,  entacheidet  die  hOhere  Ver- 
waltungsbehördeu  Der  Bundml  kann  allgemein  alle  Betriebe  eimr  Art  ab  gaflOir- 
lich  erklären. 

Die  Del^ertra  können  bei  UeherMdireitung  ihrer  B^ngniaae  durch  die  staat- 
liche Aufsichtsbehörde  aus  ihrem  Amte  entfernt  werden.   Gegen  deren  Entacheiduug 

ist  die  Berufung  an  die  böherf  \'erwaltung8behörde  zulässig. 

Wird  einem  Delegierten  die  Aufeichtobefugnis  entzogen,  oder  verliert  er  sie  dareh 
Ausscheiden  aus  dem  Arbeitsverhältnis,  so  hat  die  Aufeichtebehörde  den  Arbeiterana- 
«chusB  aufzufordern,  eine  Ersatzwahl  vorzunehmen. 

Die  Mitglieder  der  Arbeiterausschüsse  und  die  Delegierten  versehen  ihr  Amt  un- 
entgeltlich; notwendige  Auslagen  und  in  Wahrnehmung  ihrer  Obliegenheiten  ihnen 
eotgangener  Arbefterodienet  mnd  ihnen  zu  ersetzen.  Die  Koeten  werden  tob  allen 
wahlberechtiL'toti  Arbeitern  durch  T'mlage  entwwler  nach  K5pfen  oder  durch  pro- 
zeutualen  Zuschlag  zum  verdienten  Lohne  aufgebracht.  Ucber  die  Uöhe  der  Umlage 
baeehlieaet  die  Versammlung  der  wahlberechtigten  Arbeitndimer.  Die  Werksver- 
waJtung  hat  auf  Verlangen  des  Arbeiteransschusses  die  l)pschlossene  Umlage  von  der 
Lohnung  in  Abzug  zu  bringen  und  an  den  ArL>eiterau»schuss  abzuführen.  Die 
niherai  Bestimmungen  über  die  Wahl  und  Funktionsdauer  der  Arbeiterausschüsse 
sind  von  der  hoboren  Verwaltungsbdiörde  für  alle  glekdiartigen  Betnebe  ihres  Besirks 
einheitlich  /u  ireifen. 

Spätestens  alle  2  Jahre  niuas  eine  Neuwahl  des  Arbeiterausschusses  stattfinden. 

Als  ständige  Arbeiterau-sschOsse  im  Sinne  des  §  134b  Abs.  3  und  des  §  134d 
gdten  auch,  sofern  nicht  nach  Vorstehendem  besondere  Arbeiterausschüsse  gebildet 
werden  müssen : 

1)  diejenigen  Vorstände  usw.  (wie  bisher). 

Beichstagssitzuug  vom  8.  Februar  1905,  Sten.  Prot.  S.  4201,  Bera- 
tung der  Resolutionen  (No.  581,  588,  584).  Ablehnung  der  Resolution 
Ko.  681,  Annahme  der  Resolutionen  No.  583  und  584, 

"Reich.    Drucks.  No.  832.    Antrat^  Graf  v.  Hompesch  u.  Gen.: 
Der  Reichstag:  wullc  beechlieesen,  dem  nachstehenden  Gesetzentwurf  die  verfas- 
Bungsmäiisige  Zustimmung  ZU  erteilen:  Geeets,  betr.  die  Ahindemng  der  Gewerbeord- 
nung vom  26.  Juli  l'JtJÜ. 

Art.  I.  §  115  der  Gewerbeordnung  erhält  folgende  Absätze  3,  4,  5  tmd  & 


Digltized  by  Google 


—   70  — 

(Abs.  3.)  Im  Betrieb  von  BerKwerkeD  bt  es  verboten,  genügend  nnd  vorschrift»- 

noaesig  beladene  Fördcrgefasse  bei  der  Lohnberechnung  in  Abzu^  zu  bringen.  Unge- 
Diigend  oder  vorschriftswidrig  heladene  Fördergefäf»s©  müssen  insoweit  angerechnet 
werden,  als  ilir  Inhalt  vorschrift.smä^sig  ist.  Der  RergwerlcBbeNtsar  ist  verpfuchtet  ta 
gestatten,  da$8  die  Arbeiter  auf  ihre  Kosten  durch  einen  tim  ihrer  >fitte  von  dem 
ständigen  Arbeiterausschusse  oder,  wo  ein  solcher  niclit  be-stelit,  von  iiiuen  gewählten 
VertranenBmann  das  Verfahren  bei  Feststellung  der  ungenügenden  oder  vorschrifts- 
widrigen Beladung  und  des  bei  der  Lohnberechnung  anzurechnenden  Teiles  der  BelAc 
dung  überwachen  lassen;  durch  die  Ueberwachung  darf  eine  Störung  des  ßetridies 
ni<  ht  herbeigeführt  werden  Der  Bergwerksbesitzer  ist  femer  verpfliehtet,  dtn  I,<  hn 
des  Vertnueosmanns  aul  Antrag  des  «tindigen  Arbeiterausechusses  oder  der  Mehrzahl 
der  beteiligteii  Arbeiter  TonchowwelM  so  sdden ;  er  iet  beneoihtigt,  den  Torsdumweiee 
meahlten  Lohn  den  beteiligten  Arbeitern  bei  der  Lohnzahlung  in  Abzug  zu  bringen. 
iMolgt  die  Lohnberechnung  nach  Zahl  und  Kauminholt  der  (ördergefässe,  so  müssen 
diese  geeicht  s«n. 

(Abs.  4.)  Bofern  im  TVtrieb  von  Bergwerken  der  Lohn  nach  Gedinge  l)CinGseen 
wird,  uiu^  die  Vereinbarung  desselben  spätestens  binnen  10  Tagen  nadi  Belegung 
eines  Betriebspunktes  (Uebernahme  der  Aroeit)  erfol^n;  ist  dM  bedinge  nicht  in  der 
vorbczoichnetcn  Frist  bezw.  bis  zu  dem  in  der  Arbeitsordnung  zu  bestimmenden  Zeit- 
punkt abgeschlossen,  so  ist  der  Arbeiter  berechtigt,  die  Feststellung  seines  Lohnes  im 
Falle  der  Fortset/.unv  der  .Vrlieit  vor  demselben  Arbeitsort  narh  Ma.-;8gabe  des  in  der 
vorauBgegaogeaea  Lohnperiode  für  dieselbe  Arbeitsstelle  gültig  gewesenen  Gediagee« 
in  allen  anderen  FSUen  nndi  Massgabe  des  Schichtloiinee  gtetebntigßr  Arbeiter  zn 
rerinngcn. 

(Abs.  5.)  Soweit  in  Bergwerken  Einrichtungen  bestehen,  zu  denen  die  Arbeiter 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  Beitrage  leisten,  mad  von  den  beteiligten  ^rossjährigeo 
Arbeitern  in  geheimer  Wahl  gewühlt«  Vertreter  oder  der  ständige  ArbflltennaecbDSS 
an  der  Verwfutung  eulsprechend  den  Beitriigeu  zu  beteiligen. 

(Abs.  6.)  mrd  im  Beq^iferkibetriehe  das  Arbeitaverhaltnis  infolge  Kflndigimg 
des  Arbeitgebers  aufgelöiit,  no  miiss  dem  Ar1>eitnehmer  auf  iscin  Verlang«'«  die  ihm 
vom  Arbeitgeber  überhiösene  Wohnung  bie  zum  Schlüsse  de«  der  Auflösung  des  Ar- 
beitsverhältnisses folgenden  Monats  gegen  Erstattung  der  bisherigen  llifllo  li^ftw 
Wiarden.  Entg^enst^ende  Vereinbarungen  sind  rechtsungültie. 

(Art  IL  §  1.  In  §  134  b  der  Gewerbeordnung  werden  folgende  Absätze  3  und  4 
eingeschaltet: 

Abs.  3.)  Die  im  Laufe  eines  Kaleudormonats  gegen  einen  Arbeiter  in  Bergwerken 
weeen  nngenü^der  oder  voTeehriftewidriger  Beladung  von  FOrdergeflbwen  veniäagtea 

GeTdfitrafen  diirfen  in  ihrt  rn  Gesamt] betrage  T»  Mark,  Geldstrafen  überhaupt  den  dop|Ml* 
ten  Betrag  teiueß  durchsclmilthchtiu  Tage^arl>eit« Verdienste»  nicht  ülxjrhteigen. 

(Abs.  4.)  In  solchen  Bergwerken,  für  welche  ein  standiger  Arbeiterani^chuss 
vorgeschrieben  ist  (§  134h  der  Gewerbeordnung),  nifif'sen  die  Strafgelder  einer  Unter- 
stützungskasse  zu  Gunsten  der  Arbeiter  überwift^en  wcnlen,  an  deren  Verwaltung  der 
ständige  Arheiterausschuss  mit  der  Massgabe  Iwteiligt  ^ein  muss,  dase  dm  von  den 
Arbeitern  gewählten  MilgUedem  mindestens  zwei  Drittel  der  Stimmen  zustehen.  Die 
Grundsätze  für  die  Verwendung  und  Verwaltung  müssen  nach  Anhörung  der  voll- 
jährigen Arbeiter  oder  des  stän<Tigen  Arbeiterausschu.-ses  in  der  Arbeitsordnung  o<ler 
in  besonderen  Satzungen  festgelegt  und  dem  Oberbergamt  Genehmigung  unter- 
breitet werden.  Eine  Uebevridit  der  Einnalimen  nnd  Ausgaben  nnd  des  Yiennteem 
dieser  Ka— ist  alJjährlich  in  einer  vorn  Olterbergauite  vorgeschrie'i n  li  Form  amzu- 
stellen  und  diesem,  uaihdem  ^<ie  2  Wochen  durch  Aushang  zur  Kenntnis  dar  Beicg- 
BChaft  gebracht  ist,  einzureichen. 

(Ab«.       wie  der  seitherige  Abs.  :i. 

§  2.  §  i;{4e  Abs.  1  erhält  lolgeuUeu  Zusatz:  „Bei  Ikrg werken  erfolgt  die  ESn- 
reidhung  der  Arbeitsordnung  beim  Oberbergamt,  welches  diene  zu  genehmigen  hat." 

Dem  §  1.34 e  Abs.  2  i>t  folgender  Satz  4  anzufügen:  „In  Bergwerken  beschäf- 
tigten fremd.«iprachigen  Arlieitern  i«t  dieselbe  in  ihrer  Muttersprache  zu  l>ehändigen." 

§  3.   §  134  h  der  Gewerbeordnung  erhält  folgende  Absätze  '2— r>: 

(Abe.  Z.)  Vorstehende  Bestimmungen  finden  «ui  Beiwerke  mit  der  Massgal>e 
Anwendung,  dass,  wenn  auf  dieien  in  der  Kegel  mindestens  20  Arbeiter  besdiäft^ 
öind,  ein  ständiger  ArVu  iterausschuss  vorhanden  -ein  muiis.  Für  die  in  Abs.  1  Zlffer3 
genannten  Arbeiterausschüese  ist  für  Bergwerke  der  1.  Januar  1892  massgebend. 

(Abs.  3.)  Die  Mitglieder  des  Arbeiterausschusses  in  Bergwerken  mümoi  minde- 
rten? 2."  Jahre  alt  sein,  mindestens  1  Jahr  auf  dem  Bergwerke  gearbeitet  habon,  die 
bürgerlich«!  Ehrenrechte  und  diu  deutsche  Reichsangehörigkeit  besitzen.  Ihre  Zahl 
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moaB  mindestens  fünf  betragen.   Die  Wahl  findet  nach  den  Grundsätzen  der  Vefliitt' 

niswfthl  statt  derart  dn-'^  neben  den  Mehrheit.«gruppen  auch  <lie  Miii^lorheitsgnippen 
eütcprechend  ihrer  Zahl  vertreten  sind.  Uehcr  die  örgsiniäaüoii,  Wahl,  Zuständigkeit 
und  Oeschäft^fühnmg  des  ständigen  Arbeiterausschusses  sind  in  der  Arbeitsordnung 
oder  in  besooderea  Satzungen  naihere  Beßtinunungien  zu  treffen,  die  das  Oberbargamt 
10  genehmigen  hat.  Bezügliche  Streitigkeiten  entscheidet  das  Oberbergamt. 

(Abs.  4.)  Der  ständige  Arbeiterausschuss  in  Bergwerken  hat  die  in  den  §§  115 
Abs.  3  und  5,  IMh  Abs.  3,  4  und  ö,  134d,  urie  und  137 e  bezeichneten  Aufgaben. 
Et  kann  femer  Vertreter  beeteUen,  wdelie  bef  uet  sind,  die  Grabe  in  Bezug  auf  die 
Sicherheit  zu  befahren  sowie  sich  über  die  daeelbrit  vorgekommenen  Unfälle  zu  unter- 
richten. Die  'näheren  Bestimmungen  über  die  Auhiihung  di^er  Befugnis  trifft  das 
Obarbergamt.  Dabei  findet  die  Vorschrift  den  §  115  Abs.  3  Satz  3  entsprechende 
Anwendung.  Durch  die  Arbeitsordnung  können  ihm  noch  weitere  Aufgaben  zuge- 
wiesen weraen.  Ausserdem  hat  er  die  Befugnis,  Anträge,  Wünsche  und  Beschwerde 
der  Bel^schaft  zur  Kenntnie  des  BergwerksbeaitMn  an  Dringen  und  dch  darttber  gnt- 
acfatlich  zu  äussern. 

CAbs.  5.)  Dem  Bergwerksbesitzer  und  seinen  Angestellten  ist  untersagt,  die  Ar- 
j  lt.  r  in  der  Uebernahiiie  cxler  Ausübung  eines  in  Gemassheit  diese?  Gesetzes  ihnen 
übectragenen  Amtee  [Arbeiterausschuas,  Orubenbeiahrer  (|  134h  Abs.  2  and  4)  oder 
VertwowMimaain  (§  Iw  Ahe.  3)]  zn  beichriolraD.  VertranbeBtinimungen  oder  Arbata- 
ondnimgen,  welche  diesem  Verbote  zuwiderlaufen,  habesi  Keine  rechtliche  WirkaanlHit, 

Art  Iii.  Nach  §  137  werden  folgende  Pazagraphen  eingeschaltet : 

§  137  a  (Abe.  1.)  In  Bergwerken  darf  die  regdmiaBige  tagliche  Arbeitszeit  vom 

1.  Oktobv  1905  ab  87«  6tnnden»  vom  1.  Oktober  1906  ab  8  Stondeii  nicht  üb«w 

iduetten. 

(Abe.  2.)  Die  Oborberglmter  sind  ermfiditigt,  fßr  einwlne  Omben  oder  ümben- 

abteilnnffon  diese  Anfangstermine  um  hikhstrn^  J  Jnhrf  hinans-zmfhieben,  wenn  diaa 
zur  Verhütung  eines  unverhältoismässigen  Schadens  erforderlich  erscheint. 

(Abs.  3.)  Als  Arbeitsaeit  gilt  die  Zeit  TOm  Beginn  der  Hsilfabrt  bis  tn  ihrem 
Wiederbeginn. 

(Abs.  4.)  Die  den  Bergbehörden  in  der  lAndeseesetzgebung  beigelegte  Befugnis 
zum  Eriasee  von  den  ArlieitnfllinMni  gflnstigenn  Anoranungen  bleitM  dorcS  diese  vor- 
tchriften  unberührt. 

§  137  b.  Für  Arbeiter  in  Bergwerken,  welche  an  Betriebspuakten,  an  denen  die 
trewöhnliche  Teiuj-Kiratur  niehr  alf*  +28"  C  beträgt,  sowie  bei  nassen  Arbeiten  nicht 
bloss  Torfibeigehead  beschäftigt  w^eo,  darf  die  Arbeitzeit  6  Stunden,  au  B^ebe- 
pankten  mit  melir  als  +2»*C7  Stimd«i  tigüdi  nieht  flbefataimn.  Als  gewöhnliche 
Temperatur  gilt  diejenige  Temperttnr,  wddie  der  Betriebspunkt  bei  regdiiuMiger  fie- 
legnng  und  Bewetterung  hat. 

§  137  c.   Wenn  im  Bergwerksbetriebe  Gefahr  für  das  Leben  oder  die  Gesundheit 
der  Arbeiter  oder  für  die  Sicnerheit  der  Baue  besteht,  so  ist  auf  Verlangen  der 
thebsieitung  die  Arbeit  über  die  regelmässige  Zeit  hinaus  fortzusetzen. 

§  137d  (Abs.  2.)  Den  Arbeltem  in  Bergwerken  darf  nicht  gestattet  Verden: 

a)  an  Betrieb'^spunkten,  an  denen  die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  ale  +  8b*  0 
betragt,  sowie  bei  nassen  Arbdten  Ueber-  oder  Nebenschichteo  zu  verfahren, 

b)  wöchentlich  mehr  als  eine  8-stfindige  Nebenschicht  oder  mehr  als  2  Ueber- 
«dlichten  bis  zur  (re?^amtdnuer  von  1  Stunden  zu  verfahren. 

(Abs.  3.)  Vor  dem  Beginn  sowohl  einer  regeloiÜHsigen  Schicht  als  einer  Neben- 
idlieht  muss  für  den  ein/olnen  Arbeiter  eine  mindestens  H-titiindige  Bohenit  li^n. 

(.\bs.  4.)  In  der  Zeit  von  S<)nntag  abends  6  Uhr  bis  Montag  morgens  6  Uhr 
dürfen  Uebcr-  und  Nebenschiebten  nur  in  den  Fallen  des  §  105  c  verfahren  werden. 

§  137e  (Abs.  1.)  IMe  Oberbergämter  können  bezüglich  einzelner  Omben  oder 

Gmbenabteilungen  für  einzelne  Arbeiterklassen  eine  Verirmgcning  der  ira  §  137  a  zu- 
gelassenen täglichen  Arbeitszeit  insoweit  gestatten,  alti  dies  zur  VViederaufnahme  und 
Ihirchführune  des  vollen  werktätigen  Betriebes  erforderlich  ist  und  die  Art  dest  zuge- 
IttMnen  Beschäftigung  eine  (Tefilhrdung  der  Gesundheit  ausL'e-i  ^iloHüen  erscheinen  lässt. 

(Abs.  2.)  Die  Oberbergämter  sind  ausserdem  ermäclitigi,  für  einzelne  Gruben 
oder  Gmbenabteilungen  Ausnahmen  von  der  Vorschrift  im  §  137  d  Abs.  1  unter  b  auf 
bestinunte  Zeit  zuziuaseen,  wenn  dies  aus  überwiegenden  Oründen  des  öffentlichen 
Intprawen  geboten  erscheint. 

(Abs.  3.)  Die  vorstehend  in  Abs.  1  und  2  und  in  §  137  a  Abs.  2  erwähnten 
Vetffigaogen  sind  schriftlich  zu  erlassen.  Eine  Abschrift  ist  in  das  Zechenbuch  ein- 
ntra^  und  dnrch  Andiang  auf  dem  Werke  anr  Xenntnia  der  Arbeiter  au  bringen. 
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Eine  XacbwdsuDg  der  bewil^ten  Aoanabmen  ist  «Wjihriidi  d«r  LandcMtantnibdbflide 

einzurcii  hea. 

§  137  f.  Auf  Jedem  Berfwerke  mfiBeeo  Elnrichtoogeo  voriiandai  leln,  wvlAe  dl» 

I'Vrttstellune  di  r  7:ihl  und  Dauer  rlcr  \.iri  <!  n  rinzeinen  Arbdtem  ilk  dw  IfllatCU  12 
Monaten  verfalireneu  Leber-  uud  Nebeuichiehteji  ermöglichen. 

Art.  IV.   §  1.   §  14(J  Ab«.  1  Ziffer  2  erhält  folgende  Fassung : 
2.  r,ewerl>.'tir.nHMi(lp,  wflehc  den  §§  KUh  AIh.  T).  n,--137,  137a,  137b,  137 d, 
139c  oiier  (Jen  auf  (iruud  der       137a, 'lü9,  i:iüa  getroffenen  Verf&gUDgen  zuwider- 
handeln. 

§  2.   §  147  Ai).-^.  1  Zifftr  5  wie  folgt  zu  fassen: 

5.  wer  eine  Fabrik  oiler  ein  Bergwerk  betreibt  oder  eine  offene  Verkauf.-«ritclle 
hält,  für  welche  eine  A riieitäordnung  i;}-ia,  lifjm  odvr  der  in  §  134h  vorgeschriebene 
AxbeiterauAschusa  nicht  besteht,  oder  wor  der  endgültigen  AiuAdDuag  der  BebOlde 
w^en  Ersetzung  od^  Abänderung  der  ArbdtBordnung  nicht  naehkommt. 

§  3.   In  §  I  IS  wird  foljrcinlc  Ziffer  12a  cingeschalkl : 

12 a.  wer  es  unterlässt,  den  durch  §  137  e  Am.  3  Batz2  und  3  und  durch  §  137 f 
für  ihn  b^ründeten  VerpfÜchtungcn  DachmkonimeQ. 

Art.  V.  7t)  §  154«  Abs.  2  die  Worte  »unter  Tage''  au  streichen  nnd  fotfeiidea 

Abs.  :}  eiiizutugen: 

Bestimmungen  von  Reichs-  und  Landflsgnetsen,  wdcbe  für  die  Bergatbritar 
günatiger  sind,  werden  hierdurch  nicht  berflhrt 

Art  VI.  ächlnaa-  und  UebergangaTOrschrif ten. 

Die  durch  di(>s  Gesetz  erforderlich  werdenden  Abändernnp;en  der  Arbeitsordnnnprcn 
mflasen  »iMitetiteDS  3  Monate,  die  Einrichtung  der  ständigen  Arbeiteruaeschöese  muM 
apftleeteoa  4  Monate  nadi  dem  Inkrafttreten  de«  Oflaetees  sfi^  mmu. 

Drucks.  No.  887.   Antrag  D.  Sttfekeir  u.  Gen. : 

Der  Reichstag  wnlle  be^chlirfVii,  die  verbündeten  Regicninp-n  ?.n  cr?Tirhcn,  tun- 
lichst bald  dem  Kcichbtage  einen  Gesjetz^twurf  zur  Er^nzung  (ier  Kejcbs-Gewerbe- 
ordnuDg  rorzoiegeii,  worin  die  Vertragsverhältnime  zwischen  Bei^erksbesitzem  und 
Bergarbeitern  geregelt  werden.  Dabei  sind  folgende  Wfiaache  der  cfarietlidi  nntiimf^ 
gesiunteu  Bergarbeiter  zu  l>erückiiichtigeo. 

I.  W  () h  n  u  n g  8  V  e r  h  ä  1 1  n  i  <  ■<  e. 

Dem  Arljeilnehmer,  detii^cu  Arbeitsverhältnis  gelöst  wird,  musa  auf  sein  Verlangen 
die  TOD  dem  Arbeitgeber  vermietete  Wohnung  zu  dem  bisherigen  Fkeiee  Inb  cum  fidunae 
de«  üai  die  Kündigung  folgenden  üfonato  bolaasen  werden* 

IL  Arbeiteaeit 

In  idlcn  Stein»  und  Braun kohlengruben,  Erz-  und  KaHb^rgwerken  eoll  ein 
Haximalarbcitstag  mit  Einreohnung  der  Ein-  und  Ausfahrt,  tür  die  Gruben  nnd  Berg- 
werke mit  einer  Temperatur  über  22*  C  dn  besonderer  Max imalarbcitstag  von  8 
St  II  leii,  fiir  <iie  Arl'citsstellen  mit  einer  Temperatur  Ober  C  ein  sok^wToii  H 
Ötuuden  eingeführt  werden. 

Die  Oberbergimter  sind  ermächtigt,  ffir  dncebe  Graben  oder  Grahenabteflii^icn 
diese  -AnfaniTHtermine  um  höchsten»  zwei  Jahre  hinauKznschielten,  wenn  dies  xur  Ver» 
hütuui;  eiiiLt*  unvorbüItniAmÜAsigen  Schaden?«  erforderlich  emheint. 

Wenn  Gefahr  für  das  Leb^n  oder  die  Gesundheit  der  Arbeiter  oder  für  die  8idier- 
hrit  der  Baue  besteht,  so  ist  auf  Verlangen  der  Betriebslettung  die  Aiiteit  llber  die 
r^elmässige  Zeit  hinau.s  fortzusetzen. 

Das  verfahrai  von  Ueber-  oder  Neben.schichteo  ist  verboten. 

Zum  Au.sgleich  von  Betriebs-  oder  Alwatz-stönincen  köniien  die  Oberix?rgäniter 
nach  vorheriger  Anhörung  d^  Arbeitcrausschusscis  für  einzelne  Gruben  oder  Gruben- 
abteilungen  auf  bestimmte  Zeit  das  Vertehren  von  Ueber-  oder  NdNnachichten  g»» 
Stetten. 

Die  Oberbergimter  können  bezöglich  einzelner  Gruben  oder  Gmbenabteflnngen 

für  einzelne  Arboittrk lassen  eine  Verlängerung  der  in  §  bestimmten  täglichen  Ar« 
beiu^zcit  in»of(>rn  gestatten,  als  die«  zur  Wiederaufnahme  und  Üun^fohrung  des  vollen 
werktagigtm  Betriem  erforderlich  ist  und  die  Art  der  zugdassenen  Beachfiftigung  eine 
Oefidirdung  der  Gesundheit  auBgciK'hlossen  erscheinen  l.ässt. 

Die  vorstehend  in  Abs.  2,  3  ff.  erwähnten  V^erfügungen  sind  schriftlich  zu  er- 
laiMett.  Eine  Absduift  ist  in-  das  Zechenboch  einsutragen  und  durch  Auahang  auf  dem 
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Werke  zur  Kenntnis  der  Arbeiter  zu  bringtti.  Eine  Nttdiweitung  der  bewUlimteo  Ans- 

nahmen  ist  alljährlich  dem  Keichskanzler  einzureichen. 

Auf  jedem  Benrerke  mümen  Einrichtungen  vorhanden  sein,  welche  die  Fest- 
stellung der  Zahl  und  Dauer  der  von  d*<a  einzelnen  Arb^tcm  in  den  leMw  l2MonalMI 
Terüducnea  Ueber-  oder  Nebenachichten  ermöglichen. 

III.  Arbeitsordnung. 

Die  Arbeitsordnung  des  Bergwerk»  muss  ausser  den  durch  die  Gewerbeordnung 
und  Landesgesetz  voivmchriebenen  noch  Bestimmungen  enthalten : 

ai  iWter  das  Verftdiren  zur  Feststellung  des  bei  der  Lohnberechnung  zu  iK  rin  k- 
aichtigenden  Teiled  ungenügend  oder  vorsauiftawidrig  beladener  F&rdargefieae  und 
Vber  die  Ueberwadran;  dien»  VeriahreoB  dnrdi  einen  VertmaMMBunn  mt  Afbdter 
sowie  filier  die  \'.  rtrc  tfT  !]•  <  Tir^-r-Hcslnvif  ztt-  hei  der  Lolinbenchnmig  ond  fiber  den 
g^en  die  Berechnung  zulässigen  Brnrliwi-rdeweg. 

b)  aofem  iin  randiger  Arbdterausschuss  yoi^^eachrieben  iat:  über  die  BUdnni^ 
die  Znaaaunensctzung  umldie  Aufgahen  (Hese^i;  AuHf»chu!Jf<e>. 

Vor  dem  Erlass  der  AibeiUordnung  t>der  eines  Isachtrags  zu  derselben  ist  auf 
denjenigen  Beiwerken,  für  welche  ein  ständiger  Arbeiterausschuss  besteht,  dieser  Qber 
den  Inhalt  der  Arbtni-^ordnunc:  oder  de.s  Nachtra-js  zu  hören;  auf  den  üVirii'^^n  FJerg- 
werken  ist  den  volljähri^^en  Arlieilern  Gelegenhut  zu  geben,  sich  iilvcr  den  Inhalt  der 
Alheitsordnung  (xler  de^.  Nachtrags  zu  au-bern. 

Die  Arbätsordoung  sowie  jeder  Nachtrag  «a  derselben  ist  unter  Mitteiiui^  der 
eeitens  des  ArbeiteniiiMäiumeB  odir  der  Arbeiter  geftuemrten  Bedenken,  soweit  die 
AeunRenjiigen  schriftlich  oder  zu  Protokoll  erfolgt  sind,  binnen  3  Tagen  nach  dem 
Kriass  in  zwei  Ausfertigungen,  unter  Beifügung  der  Erkliirung,  dass  und  in  welcher 
Weise  der  Vorechrift  des  Am.  1  genügt  ist,  der  Bergbehörde  einzoreidbfln. 

Die  Arlx?itj^ordnung  ist  an  geeigneter,  allen  l>eteiligten  Arl)€itern  zuganrlif  h-^r 
Htelle  auszuh&ngen.  Der  Aushana  muss  stets  iu  lesbarem  Zustande  erhalten  werden. 
Die  Arbeitsordnung  kt  iedem  Arbeiter  bei  aetnem  Eintritt  in  die  Beaehlflignng  m 
beiiindigen. 

IV.  Arbeiterau«schuss. 

Aul  denjenigeu  ßergvverküu,  auf  welchen  in  der  liegel  mindestens  50  Arbeiter 
beschäftigt  \verden,  muss  ein  atinaiger,  mittdeatens  aus  &  Personen  bestehender  Arbeiler* 
nneechuas  vorhanden  sdn. 

Der  stindige  ArbateraneschinB  hat  die  vorfaer  (III)  bezdchneten  Aufgaben.  Durch 

die  ArlH'itsordnung  können  ih:ij  mit  nein»  r  Zustinnnung  noch  weitere  Aufgaben  zu- 
gewiesen werden.  Ausserdem  hat  er  die  Betugnis,  Antrage,  Wünsche  und  Beschwenlea 
der  Belegschaft  cur  Kenntnis  des  Berewerksbesitzers  zu  brin^  und  sidi  dsrftber 

gntachtlich  zu  äussern,  -owie  bei  der  Werkskontrolle,  Hofeni  nicht  aus  unmittelbarer 
und  geheimer  Wahl  hervorgepangetje  Arbeiter  !  irubenkontroUeure  vorhanden  sind, 
nutzu  wirken. 

Der  Arbeiterausschuss  hat  über  ^eine  Wrhandlungen  Protokoll  zu  führen.  Eine 
Abschrift  d&i  I'rotokolls  mus.-*  dem  Hergwerksbesitzer  und  kann  dem  Oberbergamt 
eingereicht  werden. 

Als  ständige  Arbeiteruusschü»i$e  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  nur: 

1)  die  Vorstände  der  für  die  Arbeiter  eines  Bergwerks  bestehenden  Krankenkassen 
txicr  anderer  für  die  Arbeiter  eines  Bergwerks  besUüieuden  Kasseueinriditungen,  deren 
MitgUeder  in  ihrer  Mehrheit  von  den  Arbeitern  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  sind,  sofern 
sie  als  stSndige  Arbeiteniufliichfisse  bestdit  werden ; 

'2i  iie  Knapjwfhaft.-älti'stcti  von  Knappschaft sveroinen  oder  knappechaftlichen 
Krankenkoj^tjen,  weiche  nur  die  Betriebe  eines  Bergwerksbesitzers  umiasseu,  sofern 
sie  aus  der  Mitte  der  Arimter  gewählt  sind  und  als  standige  Arbeitemueedifisse  be- 
stellt  werden ; 

3)  die  bereit'  vor  dem  1.  Januar  errichteten  sCändigi  ii  Arl>eiterausschÜ8se, 
deren  Mitgli*Aler  in  ihrer  Mehnudil  %'Oß  den  Arbeitern  aus  ihrerMitte  gewählt  werden; 

4)  floh^hc  Vertretungen,  deren  Mitglieder  in  ihrer  Mehrzahl  von  den  volljährigen 
Arbeitern  des  Bergwerks,  der  betreffenden  Betriebsabteilung  oder  der  mit  dem  Berg- 
werke vcrinmdenen  Hetrieli-innlagen  aus  ihrer  Mitte  in  uninittelljarer  und  geheimer 
Watü  gewählt  werden.  Die  Wahl  der  Vertreter  kann  auch  nach  Arbeiterklassen  oder 
nach  besonderen  Abteilungen  des  Betriebes  erfolgen. 

Die  Vahlt  Ti  zu  den  .-fändigen  Arbeiteraiisscliü'^-en  oder  zu  den  dazu  bestellten 
Körperschaften  müssen  iu  unmittelbart»r  und  geheimer  Verhältniswahl  von  den  voU- 
jähngen  Aibeileni  «is  ihrer  Uitte  erfolgen. 
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T>ic  Mitglie^ler  der  ständigen  Arbeiterausfichäsae  oder  der  dazu  bestellten  Kurpcr- 
>c'haiteii  oiüääen  mind(«ten?  2.^  Jahre  alt  sein,  mindestens  eiu  Jahr  auf  dem  B^rewerk 

f arbeitet  haben,  die  biir^^erlichen  Ehrenrechte  besitzen  und  der  deutschen  Sprache  in 
ort  und  Schrift  inächfiir  sein.  Mitglieder  der  Arbeiterau.sHchnsHe  dürfen  während 
ihrer  Amu»dauer  uur  aui  Grund  de»  §  123  der  Gewerbeorduung  entlassen  werden. 
Eäne  KfindigiiDg  oder  Rntlnftwitng  am  uidcnn  Gründoi  ist  nicht  geblattet. 

V.  Wagennullen. 

Dem  Beeit/^r  des  Bergwerks  ist  verboten,  genügend  und  vorscbriftsmäBsig  be- 
ladenc  Fönlergcfii^se  in  Abzug  zu  brinp^n.  üngenügfn<!  oler  vorschriftswidrig  be- 
ladenc  Fordcrgefiiisse  müssen  insoweit  aiigere<'hneL  wenii  t;,  als  ihr  Inhalt  vorschriftB- 
m&sig  ist  Der  ßergwerksbesitzer  ist  verpfli  tir  t  /n  L  i  ^tatten,  da«8  die  Arbeiter  auf 
ihre  Kosten  durch  einen  aus  ihrer  Mitte  von  dem  ständigen  ArbeiterauaschoMe  oder, 
wo  ein  solcher  nicht  besteht,  von  ihnen  gewählten  Vertrauensmann  das  Verfahren  bd 
Feststellung  der  ungenügenden  oder  vorschriftswidrigen  Beladung  und  des  bei  der 
JLohnberechnang  «nsaxechnenden  Teiles  der  BeUdung  überwachen  zu  lasaen.  Der 
Bergwerkabesitser  wt  femer  verpflichtet,  den  Lohn  d«e  VertnmenMiuuiiMB  auf  Antrag 
des  ständigen  Arbeit^rausschu-sses  oder  «Icr  ?i!rbrznhl  der  beteiligten  Arbeiter  vorschufls- 
wase  zu  zahlen;  er  ist  berechtigt,  den  vorschusttweise  gezahlten  Lohn  den  beteiligten 
Arbeitern  bd  der  Ijohnwdilong  in  Abcag  zu  bringen. 

VI.  Strafen. 

Die  im  Laufe  eines  JEalendermonate  gegen  einen  Arbeiter  ein»  Bergwerks  vef^ 
hängten  Geldstrafen  dürfen  in  ihrem  Gesamtbetnige  dnen  HmwhMAnitiiliAham  Tagea- 
ar bei  tsverdienst  nicht  übersteigen. 

Alle  Strafgelder  müssen  zum  Bf«ten  der  Arbeiter  de*-  Bergwerks  verwendet 
werden.  Wenn  "für  daa  Bergwerk  ein  ständige  ArbdierauMschuas  vorgeechiieben  iat, 
mfiiHWB  die  Stnd^gdder  einer  TTttterBtBteuDf^Inne  m  Gamlen  der  Arbdter  überwieReB 

werden,  an  deren  Verwaltung  drr  =rrindi:'p  Arbciterausflchuss  dur<  h  min  lrstons  zwei 
aus  seiner  Mitte  gewählte  Mitglieder  beteiligt  tiein  nrnm.  Eine  Ueberbichi  der  Ein- 
nahmen nnd  Angaben  und  des  Vennflgens  dieser  Kasse  ist  aUjIhriieli  in  einer  vom 
Oberbergamt  vorgeschriebenen  Form  aufzustellen  und  diesem,  nachdem  sie  2  Wochen 
durch  Aushane  zur  Kenntnis  der  Beleg»^chaft  gebracht  it»t,  einzureichen. 

Mit  Gddstnfe  bis  zu  300  Mark  und  im  Unvermögenaftdie  mit  Etaft  wird  be> 
straft,  wer  ein  Bergwerk  betreibt,  für  welches  eine  Arbeitsordnung  oder  der  vorge- 
schriebene ständige  Arbeiterausschuss  nicht  besteht,  uder  wer  der  endgültigen  Anord- 
nung (kr  Behfirae  wegen  Enetzung  oder  Abindening  der  ArbdtBOidaang  nicht 
na^iikfHnmtf 

MSt  GddatrKfe  Ub  m  ISO  Hark,  im  Unvermdgenelalle  mit  Haft  Ua  ca  4  Woehen 
wird  bestraft,  wer  den  begr&ndetoi  Verpfüchtungot  sowie  den  Bestinunnngen  nicht 
nachkommt. 

Mit  Gddstraf«  bis  an  2000  Mark,  im  Unvermögcnsfalle  mit  GiAngnis  bis  au 
6  MooateD  wird  bestraft,  wer  oWgen  Vonduiflen  snmderhanddt 

Schluss-  und  Uebergar^rf-vorschriften. 
nie  durch  dieses  Gesetz  erforderlich  werdenden  Abänderungen  der  Arbeit^ord- 
nungcu  luüsäcn  spätestens  3  Monate,  die  EinrichtuuK  der  ständigen  ^VrbeiterauASchüsse 
mose  spftteitens  4  Monate  nach  dem  Inkrafttreten  des  (Gesetzes  erfolgt  sein. 

Preussen.  Haua  der  Abgeordneten.  20.  Legifllatnrperiode,  I.  Session. 

Drucks.  Xo.  747,  Gesetzentmirf,  betr.  die  Abänderung  einzelner  Bestim- 
mungen des  allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  18G5/1892.  vom 
8.  März  l9ül  —  Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  27.  und 
28.  Marz  1905,  Sten.  Prot.  8.  12150£r.  und  S.  12228  fF.,  erste  Beratung 
des  Gesetaentwar&  Der  Entwurf  wird  einer  Kommission  von  28  Mit- 
gliedern überwiesen.  —  Drucks.  Ko.  921,  Beriebt  der  37.  Kommission 
über  den  Gesetzentwurf^  betr.  die  Ab&ndertmg  einselnor  Bestimmungen 
des  allg.  Berggesetzes. 

AnttHge  aar  zweiten  Beratung. 


1)  W4irUant  des  Entwurfes  i.  Ba)jL,  Bd.  IV,  8.  187. 
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Drucks.  No.  961,  Antrag  Dippe,  Dr.  Friedberg  v.  Qeiu: 

Das  Hans  der  A^i^'f  orrJneten  wolle  beschlic-  i  n 

1.  dem  §  80f  Ab^  2  iolgeode  Fassang  zu  geben  :  „Der  ständige  Arbeiterauaachuas 
hat  die  in  den  §^  80c  Abs.  2,  80d  Abs.  2,  3  und  80g  Abs.  1  beMkduieteii  An^gabeo. 

Durch  die  Arbeitsordnung  können  ihm  noch  weitere  Aufgaben  zugewiesen  werden. 
Ausserdem  hat  er  Anträge,  Wünsche  und  Beschwerden  der  Belegschaft,  die  sich  auf 
die  Betriebs-  und  Arbeitsverhältnisse  des  Bergwerks  be^idbien,  zur  Kenntnis  dt«  Berg- 
«crksbeeitzers  zu  bringen,  sich  darüber  zu  äuHsem  und  darauf  hinzuwirken,  d&^i^  das 
rate  Einvernehmen  innerhalb  dcar  Bd^schaft  und  zwischen  der  Belegschaft  und  dem 
Arbeitgebtr  erhalten  bleibt  oder  wiederherj^estellt  wird.  Ein  Arbeiteraua»chii><s,  der 
sdne  gemäss  vorstehmden  Bestimmungen  bejgreDSte  Zustäoduk^t  übetscbreitet  kann 
dnrdi  das  OhsriMtgamt  aufgelOsI  mSaxn,  MuMbcn  kann  aas  Obtcbotigimt  rar  ^ 
b<  troff'  n.  D< TL'n  erk  die  Vonuhrift  dss  Abs.  1  auf  die  Dauer  von  bOdulens  drei  Jahren 
ausser  Kraft  setzen"; 

2.  dem  Artikel  IIb  No.  2  folgende  Fassung  zu  geben:  „Der  Gesundheitsbdrat 
wird  für  den  Umfang  dc^  ohrrbei^amtsbezirkf^  gebilifft  und  bcbtehi  au.n  dem  Berg- 
hauptmann  als  VorniitzeiKien  und  4  Beisitzern,  die  zu  gieicheu  Teilen  aus  der  ^üil  der 
Bergwerksbenity  r  «1er  ihrer  Stdlvertreter  und  der  Zahl  der  aus  den  Arbeitern  ge- 
wählten Knappschaftftältesten  zu  entnehmen  amd.  Die  Auswahl  der  Beinitzer  erfolgt 
durch  den  Provinzialausschues  derjeuigeu  Provinz,  m  der  =ich  der  Sitz  des  Oberberg- 
amte} befindet.  An  den  Verhandlungen  des  Gesundheitobeirates  nimmt  dn  vom  Ober- 
bensamt«"  zu  berufender  Knapp^chaftearzt  mit  beratender  Stimme  teil.* 

Drucks.  No.  962,  Antrag  Brust,  Dinsiage  u.  Gen.: 
Das  Haue  der  Abgeordneten  wolle  besdüieasen : 

1.  in  ^  80  (S.  lo'"  d.  ^  Korntiii  -ioQöbericht«)  die  Abg.  2,3  ttud  4  zu  streirhf  n; 

2.  a)  in  §  80  c  des  bestehenden  Gesetzes  vor  dem  bisherigen  Text  die  folgende 
Bestinmiung  als  ersten  Absatz  einzufügen:  „Soiem  der  Lolin  nach  Uedinge  bemessen 
^nrd,  die  Vereinbarung  de^^M  Iii  n  spätestens  binnen  zdu  Tagen  nach  Bahgong 
«nneti  Betriebtspunktess  (Ueb«'nahine  der  Arbeit)  erfolgen"; 

b)  den  bisherigen  Abs.  1  des  ^BOc  wie  folgt  zu  gestalten:  „Ist  das  Gedinge  nidit 
in  der  vorbezei ebneten  Frist  bezw.  nis  zu  dem  nach  ij  80  b  No.  2  in  der  Arbeitsordnung 
zu  bestimmenden  Zeitpunkt  abgttjchluöhen,  bo  ist  tlcr  Arbeiter  berechtigt,  die  Fc;>t- 
stellung  seines  I>ohues  im  Falle  der  Fortsetzung  der  Arbeit  vor  demselben  Arbeitsort 
nach  Massgabe  des  in  der  vorausgegangenen  Lohnperiode  für  dieselbe  ArfaeitBateUe 
gültig  prewesmen  Gedinges,  in  allen  anderen  Flllen  nach  Massgabe  des  SdücihtlohneB 
gleicnartis.IT  Arl  eit<.r  zu  verlangen"; 

femer  in  Konsequenz  dieser  Bestimmung:  in  §  80  b  No.  2  des  bestehenden  Ge- 
aeteOB  die  Sdilussworte:  ,JM>wie  über  die  Art  der  Bemessung  des  Lohnes  f&r  den  Fall, 
dass  eine  Vercinbnning  üoer  das  Gedinge  nicht  zu  eitande  kommt"  zu  streichen ; 

3.  dem  §  H^e  Ah<.  2  (8.  135  dei*  Kommissionäberichts),  der  R^erun^vorlage 
entsprechend,  die  folgenden  Sätze  hinnusoffigen :  „Der  Beqpverksbesitzer  ist  ferner 
verpflichtet,  den  I^  hu  des  Vertrauensmanns  auf  Antrag  des  ständigen  Arbeiteraus- 
schusdes  oder  der  Mehrzahl  der  iieteiligten  Arbeiter  vorschussweisc  zu  zahlen;  er  ist 
berechtigt,  den  vorschnssweise  genblten  Lobn  den  betdligten  ArbeStom  bd  der  Lohn- 
lahlttng  in  Abzug  zu  bringen"; 

4.  in  §  80f  Abs.  2  (8.  137  des  Kommissionsberichts)  die  sämtlichen  Sätze  von 
den  We  rf!  II     I>  ist  verpflichtet"  bis  zum  Schluös  zu  streichen; 

5.  in  ^  8üf  Abs.  2  (&  137  des  Konimissionsberichtsj  dem  dritten  tiatse  (»«gut> 
aehtlich  so  finseem**)  bttzufflgen:  „sowie  auf  Kosten  der  Arbeiter  Vertreter  m  be> 

stellen,  welrhr  lii  ftifrt  sind,  die  Grube  in  Bezug  auf  die  Sicherheit  zu  befahren  -oviie 
sich  über  die  daselbst  vurgekommeaeu  UaläUe  zu  unterrichten.  JJie  näheren  BeHlim- 
mungen  über  die  Ausübung  dieser  Befugnisse  trifft  das  Oberbei^^amt.  Dabei  findet 
die  Vorschrift  des  S  80c  Abs.  2  Satz  4  entsprechende  Anwendung'; 

8.  in  §  80 f  Ad8.  3  No.  4  (S.  139  den  Kommiüsionäberichtt^)  statt:  „öffentlicher 
Wahl**  au  setzen :  ,4^eimer  Wahl" : 

7.  in  §  8Cf  Abs.  3  No.  4  (S.  139  des  Kommiseionsberichts)  nach  den  Wortaa: 
jjZur  Wahl  berechtigt  :*ind  nur  volljährige  Arbeiter"  den  Nebensatz:  „welche  min- 
destens zwei  Jahre  ununterbrochen  auf  <iem  Bergwerke  gearbeitet  haben'-  zu  strdcheu ; 

&  an  derselben  Stelle  im  zweiten  Satze  statt  d^  Worte  „dreissig  Jahre"  zu 
letaen:  .^Bnfnndswanzig  Jalire"  und  statt  der  Worte  „Tier  Jahre"  —  entspvediend 
der  Rf^ierungsvorlage  —  zu  setzen  „ein  Jahr" ; 

9.  An  aersdb^  Stelle  am  Schlüsse  die  Worte:  „die  Vertreter  überdies  der 
deoladien  SptadiB  in  Wwt  und  Schiift  micbtig  sein"  zu  atrsIclMn; 
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1    in  §  03  a  (B.  143  deg  KommiMloiisbericlits)  stett  dtt  WortM  ^einkoliln- 

bergwerkeu"  zu  »etzen:  „ßt^gwerken" ; 

11.  a)  Hauptaotraff:  §  93b  (B.  143  des  KommiMionsberichts)  wie  folgt  zu  faüwan; 
„Die  regelmäri>ige  tiiglicne  Arbeitfzpit  darf  vorn  1.  Oktober  19tK5  ab  8'/^  Stund^^n,  vom 
1.  Oktober  19oH  ab  8  Stundeo  niclit  übersteigen.  Die  Oberbergämter  amd  ermäcrhugt^ 
für  eiDMÜw  Chruben  oder  Grubenabteilungen  diese  AnfaDgeterminc  um  höchstens  zw« 
Jahre  hinauszuschieben,  weon  diw  zur  Verhütung  eines  unverhältnismassigfoi  Schadens 
erforderlich  erscheint.  Als  Arbeitszeit  gilt  die  Zeit  vom  Beginn  der  Betmdirt  bis  zu 
Umem  Wii.]erl>egino"; 

h)  für  den  Fall  der  Ablehnung  des  vorstehenden  Antrags  den  §  93b  in  der 
FftMung  der  Regierungsvorlage  fuuunduneo ; 

c)  für  den  Fall  der  AMehnung  der  beiden  vorstehenden  Antrage  <!eni  ^  03  b 
Abi^.  1  in  der  Fassung  der  Kommissionsbeschlüsse  folgenden  Batz  beizufügen:  ,^£ine 
Verlängerung  der  in  den  am  1.  Junuur  1905  bestdieiida  Arbeiteordnoiifen  fwtgeaetsten 
Arbeitszeit  ist  nnzulissig"; 

12.  ft)  in  §  93c  (JS.  143  dts  Komuüssiou.'il)€richtä)  iia<;h  dem  Worte  „betragt"  ein- 
KUfügen :  „sowie  io  nassen  Arbeiten" ; 

1>)  in  §  03c  die  folgende  Bestimmung  als  Abs.  2  beizufügen:  ,,Für  Arbeiter, 
welelie  :in  Betriebspunkten,  an  denen  die  gewöhnliche  Temneratur  mehr  als  jr  20^0. 
))etr;t^t,  nicht  Idosn.  vorübergehend  bflsduftigt  imdeD»  auf  die  AriNitBittt  bcImd 
Btunoea  tügUch  nicht  übenteigeii'* ; 

13.  in  den  §  flSf  (6. 145dee  Commieriomiberiolils)  ak  Abe.  1  einctiidif^en: 
darf  nidit  sntattet  werden : 

ft)  an  Belriebepunkten,  an  denen  die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  als  -r  '^S^C 
betritft,  üeber-  oder  Nebensohichten  zu  verfahren, 

n;  W(»f  hentlich  mehr  als  eine  achtstündige  Neben.schicht  oder  mehr  al»  2  U^MT» 
schichten  hi^  zur  Gesamtdauer  von  vier  Stuuuen  zu  verfahren" ; 

14.  ferner  den  §  93  h  der  Regierungsvorlage  (S.  144  des  Kommif«ionsberichte> 
wiederherzustellen  mit  der  Masagabe,  4&as  in  Abs*  2  ttatt  ,^bB.  2"  geaetit  wiid: 
ijAbs.  1". 

Drucks.  No.  961,  Antrag  Issmer,  Krause  (Waldenburg)  u.  Qea,: 
Das  Haus  der  Abgeordneten  wolle  be»^(-h1ic?$;en :  zu  1  des  Antrage*  anf  Dntck- 
aache  No.  Otil  (Dipue  und  Genossen)  zu  §  80  £  Abs.  2 

a)  in  Zeile  6  das  Wott  .^trSge^*  zu  streichen, 

b)  in  Z'^ile      vor  „zu  äu-i-^pni"  t  wi zuschalten :  „mfindlieh" 

c)  am  fti;iiiiiai>e  folgenden  bau  hinzuzufügen:  „Rlitglicder  eines  Arl>eit.>-;itirSi  hus»es, 
welche  die  ihnen  in  dieser  Eigenschaft  hiemach  obliegenden  Pflichten  verl  r/  ii,  gdien 
ihrer  MitgUcdschnft  verliHtiL'    Die  Entscheidung  st«£t  dem  Oberbergamt  zu". 

DruclcH.  Xo.  'J*;ö,  AuTia^  Dr.  Hirsch  u.  Gen.: 
Das  HauM  der  Al)^cordnetcn  wolle  beschliessen  : 

1.  Art.  I  No,  1  der  Komniissionsbeschlüssc  (6.  13:^  dt-s  Kommissionsberichts)  zu 
streichen  (übereinstimmend  mit  dem  Antrag  der  Abgwrdueten  Brust  und  Genossen 
No.  9G2  zu  1): 

2.  in  §  8Öc  (&  135  des  Kommissionaberichts)  am  Schlüsse  hinztuntfügen:  ,43er 
BeigwerksDQsitzer  Ist  ferner  verirflichtet,  den  Lohn  des  Vertrauensauumea  sa  veraoa- 
lagen  und  den  verau-slagten  Lohn  den  betetUgten  Arbeitern  bei  der  Xioluizdüniif  in 
Aosuff  zu  bringen." 

Dmcka.  Wo.  966,  Antrag  Dr.  Hirsch  u.  Gen. : 
Das  Haus  der  Abj:eordneten  wolle  beschlicssen : 

1.  Zu  §  80  d  (Art.  1  No.  4)  [B.  135  des  Kommiaaionsberichts]  hinter  dem  von 
der  Kommifllnon  beantragten  Zusätze  zum  zweiten  Batx  folgendes  hinzuzufügen:  ..Die 

gesamten,  im  Laufe  l  ine-  Kalenderraonats  gegen  einen  Arbt>ii»T  verhängten  GeM:-( rufen 
dürfen  den  doppelten  Betrag  des  durchachnituicheu  Tagcsarbcitsvordieuetes  nicht  üb«ff- 
•teigen*^; 

2.  zu  §  80 f  (Art.  1  No.  7?  fS.  i:;7  des  Koimrn=  lon^herichtÄ] 
n)  in  Abs.  1  Zeile  2  statt  „emhundert"  zu  neUeu  „fünfzig*^; 

b)  in  Abs.  2  Zeile  10  hinter  den  Worten  ,dee  Beq^erkaDeMtaers"  dnanscbalten 
„und  des  Oberberpramts" ; 

c)  in  Ab^.  2  die  Worte  „Er  ist  verpflichtet"  bis  ^^Uberberganile  zu."  zu  streichen 
(übereinstimmend  mit  dorn  Antrage  der  Abgeordneten  Brust  und  Genoaaen  Non  0fö lU  4); 

d)  in  Ahe.  3  Ziffer  4  (S.  130  des  Kommissionsberichts) 

in  Aba.  1  an  Btelle  des  Wortüä  ,  offen  Üicher*^  au  eetzeu  «geheimer'^  (flberein* 
atinimend  mit  dem  Antrage  Brost  No.  962  su  6); 
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in  Abs.  2  Zeile  3  an  Stalle  der  Worte  ,zwd  Jahre"  zu  setzen  „ein  Jahr^ ; 
in  Zeile  5  an  Stdie  dc9  Wortes  „dreissig"  zu  setian  «fönfundswMixig*  (fiberoin- 
«timmend  mit  dem  Antrage  Brust  No.  9fj2  zu  Ö); 

in  Zeile  G  an  Stelle  dte  Wortes  ^vier-'  zu  setzen  „zwei'*; 
in  Abs.  3  an  Stelle  des  Wortes  «drei"  zu  aetien  «fnaf; 
Abs.  5  („Das  Amt  ....  verliert*)  ni  straidien; 

3.  Art.  I  No.  Da  [§  82  Xo.  3a]  (Seite  l-U  <k-8  KommiBHfoiiebericllto) m stnidwn. 

Drucks.  No,  968,  Antrag  v.  Brandenstein : 
Das  Haus  der  Abgeorüueteu  wolle  beBchliet^^^eu : 

1  in  Artikel  IIa  §  192«  Zdto  3  (&  147  der  KomiiiiMioiiebeMsiafiflae)  die  Worte 
«bis  4"  zu  strdchen; 

2.  dcD  gansco  Aftikd  Üb  (8.  147  der  KemmiMioiwbeMiilfiaM)  za  streichen. 
Drucks.  No.  969,  Antrag  IHschbeck  u.  Gen.: 

Da«  Hauf«  der  Alwjieordneten  wolle  bescWies'iPn : 

1.  den  5;  93  b  in  ^r  Fassung  der  R^erung,-; vorläge  (S.  142  de*<  Kommieeions- 
lierichte)  nnzunehnier) ; 

2.  im  den  Fall  d&c  Annahme  des  Antruee  unter  1  in  Artikel  IIb  Ziffer  1 
(8.  147  des  Kemtniseionsberidits)  deo  ersten  8iws,  wie  folart,  zn  fMsen:  „Sie  sind 
verpflichte?!,  zu  prüfen,  ob  ucbrn  den  in  Artikel  II  getroffenen  BestimnmnL'f mit 
BüdcMcht  auf  die  die  Gesundheit  der  Arbeiter  beeinflussenden  Betriebsyer&aitnisae 
weiter»  Mesemhinengeboten  aiiid.* 

Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneteu  am  18.,  19.  und  22.  Mai  1905, 
Sten.  Prot.  S.  13l38ff..  S.  ]32lOff.  und  S.  13306 ff.  Ablehnung  ^er  No.  1 
der  Kommissionäbeäclilüääe,  Auuakme  der  Mo.  1  a,  Ablehnung  des  Antrags 
No.  966  ad  I,  Ajonahme  der  Ziffer  4  der  Kommissionsbeschlüsse,  Ab- 
lehttong  des  Antrags  No.  962  sn  2  a  und  b,  Ablehnung  des  Antrags 
No.  966  zu  2,  Ablehnung  des  Antrag.s  No.  962  zu  3,  Annahme  der 
Kommissionsbeschlnsse  Ziffer  3,  Ziffer  ö,  Ziffer  ;  Ablehnung  des  An- 
trags No.  966  zu  2  a,  Annahme  Ziffer  7,  Abs.  1  der  Kommissionsbescklüsse, 
Ablehnung  des  Antrags  No.  966  zu  2d,  des  Antrags  No.  962  zu  5,  des 
Antrags  962  sa  4,  des  Antrags  966  xa  2  c,  des  Antrags  964  su  a  tmd  b, 
Ablehnung  der  Ziffer  7,  Abs.  2  der  Regierungsvorlage  und  der  Kommissions- 
beschlüsse, Annahme  des  Antrags  No.  961,  Annnlitne  der  Ziffer  4  Abs.  3 
der  Kommi.ssionsbeschlüsse ,  Ablehnung  des  Antrags  No.  962  zu  6  und 
966  zu  2  d  der  Kominisäiousbetichlüäse,  Ablehnung  des  Antrags  No.  962 
zn  7,  No.  966  sn  2d,  No.  962  sa  8,  No.  962  za  8  und  sn  9,  Annahme 
der  Ziffer  4,  Abs.  4,  Ablehnung  des  §  80f  in  der  Fassong  d«r 
Kommissionsbesch] üsse,  und  in  der  Fassung  der  ilegierongsvorlage.  An- 
nahme der  Ziifer  7a,  8,  Ablehnung  der  Zif?'er  9a  und  9b;  Ablehnung 
des  Antrags  No.  902  zu  10,  Annahme  des  ^  93  a  der  Kommiäionäbeschltisse, 
Ablehnung  des  Antrags  No.  962  sa  IIa,  b  und  Annahme  des  §  98b 
dier  Eommissionsbeschlüsse,  Ablehnung  des  Antrags  No.  9(]2  zu  12,  An- 
ixahme  des  §  f>3c  der  Kommission.sbesc  lilüs.se.  Ablehnung  des  §  93c  der 
Regierungsvorlage,  Annahme  des  Antrags  No.  zu  13  a,  Ablehnung  des 
Antrags  No.  962  zu  13  b,  Axiualmie  des  §  li3  f  der  ilegierungsvoriagei 
Ablehnimg  des  §  98  g  der  Begieningsvorlage,  Ablehnung  des  Antrag 
No,  962  zu  14,  des  §  93  h  der  Regierungsvorlage,  Annahme  des  §  9Si: 
Ablehnung  des  Antrags  No.  968  zu  1,  Annahme  des  Artikels  Ha,  An- 
nahme des  Antrags  No.  9til  zu  2.  und  des  Art.  IIb,  ITT  und  IV.  Be- 
sciiluss:  die  zu  dem  Gesetzcuiwuri  eingegangenen  Petitionen  für  erledigt 
m  erküren. 

Drucks.  No.  978.   Zusammenstellung  des  Gesetzentwnifes,  betr.  die 

Ab&tiderung  einzelner  Bestimmungen  des  allgemeinen  Berggesetzes  mit  den 
vom  Hause  der  Abgeordneten  in  der  zweiten  Beratung  gefassten  üeschiüssen. 
Anträge  zur  dritten  Beratung. 
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Drucks.  Xo.  1010,  Antrag  Dr.  Hitze,  Dr.  Spahn  u.  Gren. : 
Dag  Haufl  der  Abgeordneten  wolle  beschließen,  dem  §  80  c  A1)9.  2  folecndcu  Satz 
beizufügen :  Der  ßergwerkebesitzer  ist  ferner  verpflichtet,  den  Lohn  des  v  ertrauena- 
mannes  auf  An&ag  des  etSodigen  Arbeitcrausschossefl  oder  der  Mehrzahl  der  beteiligten 
Arbeiter  vorschussweise  zu  zahlen.  —  Er  ist  berechtig,  den  vonchuBsweifle  geenüuteo 
Lohn  den  beteiligten  Arbeitern  bei  der  Lohnzahlung  in  Abzug  zu  bringen. 

Drucks.  No.  1011,  Antrag  Dr.  Frtedberg  und  Schiffer: 

Da«  Haus  der  Ab^roordncten  wolle  beschlieflsen,  dem  §80f  a  folgeni.  n  ?at/  bei- 
zufügen: ^Diß  Genehmigung  darf  nur  versagt  werden,  wenn  die  Bestimmungen  gegen 
die  OeMtse  ▼entosifln.*' 

Drucks.  No.  1012,  Antrag  Stengel  und  Frhr.  v.  Zedlitz  u.  Neukirch: 
Da.-*  Haus  der  Abgei^nlneten  wolle  bcHchlie^aen,  in  §  031)  Abs.  1  folp;en(len  Satz 

ab  dritten  e»tz  einzufügen :  „Eine  Vcrlän|;crung  der  Arbeitzeit,  welche  zur  Umgehung 

d(ff  Torateheoden  Beatimmwneen  erfolgt,  Mt  unwiHnrig.* 

Drucks.  No.  1013,  Antrup  Stengel  und  Frhr.  v.  Zedlitz  u.  Neukirch : 
Das  Haus  der  Abgeoidneten  volle  beechlieBen,  in  Art.  IV  No.  1  (fi  197)  die  an 
Stelle  des  zweiten  Satses  des  Abaafac  1  getretenen  Beetinummgen  felnndennamai  zn 

fa.s8on:  „Sie  sind  verpflichtet  zu  prüfen,  ob  mit  Rücksicht  auf  die  iten  ("I  -undheit«- 
zustand  der  Arbeiter  beeinfluseeoden  Betriebsverhältnisse  eine  Fesu^etzung  der  Dauer, 
dea  Beginnes  und  des  Endes  der  täglichen  Arbeitszeit  geboten  ist.  Gegebeneofdls 

trifft  das  Oberbergamt  nach  Aiihoning  des  (if^TTndheitsbeirats  die  hierzu  erforderlichen 
Fe»ätsptzunf?en  für  den  Oberbergamubezirk  oder  Teile  desselben  und  erläs.st  die  zur  Durch- 
führung erforderlichen  Anordnungen.  Aus  besonderen  Gründen  können  einzelne  Berg- 
werke auf  ihren  Antrair  durch  da*  Oberbergamt  von  iler  Beobachtung  dieser  VorechlifteB 
ganzlich  oder  teilweise,  dauernd  oder  zeitweise  entbunden  werden.^ 

Draeks.  Ko.  1014,  Antrag  Dr.  Friedberg  und  Schiffer. 

Das  Haus  der  Abgeordneten  wolle  beadilieMen,  den  §  80  f  in  folgander  FaMnng 

wiederher7ti?'teHpn : 

(Abä.  1.)  Auf  denjenigen  Bergwerken,  auf  welchen  in  der  Begel  mindestens  lO) 
Arbeiter  beschäftigt  werden,  muss  ein  ständiger  ArbeiterausschoM  voriumden  sein. 
Ihm  li^  es  ob,  darauf  hinzuwirken,  dass  dan  pite  Einvernehmen  innerhalb  der  Be- 
legschaft und  zwischen  der  Belegschaft  und  acm  Arbeitgeber  erhalten  bleibt  oder 
Wiederhergestellt  wird. 

(Ahe.  2.)  Der  standige  Arbeiterausschuss  hat  die  in  dea  ^  äOc  Abs.  2,  80d 
Aba.  2,  3  nnd  80g  Abe.  I  becdchneten  AvSnbea.  Dordi  die  Axlmteoidniuiff  Knnen 
ihm  noch  '^(^itnre  Aufjrabpn  zugewiesen  werden.  Ausserdem  hat  er  Antnäge,  Wünsche 
und  Beschwerden  der  Belegschaft,  die  sich  auf  die  B^riebe-  und  Arbeitsveriiältnisse 
des  Bergwerks  beekben,  cur  Kenntnis  des  fieigwerkibesitaem  zu  bringen  nnd  aidii 
darüber  zu  äussern. 

(Abs».  3.)  En  Arbeiterausschuss,  der  seine  im  Abö.  2  be^en^te  Zuständigkeit 
überschreitet,  kann  nach  fruchtloser  Verwarnung  aufgelöst  werden.  Die  Auflösung 
erfolgt  diu-ch  das  Oberbergamt.  Nach  wiederholter  Auflösung  kann  dai?  01>erbcrpaint 
für  daa  betroffene  Bergwerk  die  Vorschrift  des  Abs.  1  Sai/.  1  auf  die  Dauer  von 
hödiatenH  einem  Jahr  auAser  Kraft  setzm. 

(Abs.  4.)   Als  ständige  Arheit^rausschÜFse  im  Sinne  dea  Gesetzes  peltf-n  nur: 

1.  die  Vorstände  der  für  die  Arbeiter  eine«  Bergwerks  bestdienden  Krankenka^n 
oder  anderer  fiir  die  Arbeiter  des  Bergwerks  bertahcuder  Kasseneinrichtim^n,  dcrai 
Mitglieder  in  ihrer  Mehrheit  von  den  Arbeitern  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  aiod,  aoleni 
sie  als  ständifrc  ArbciterausschüsKe  bestellt  werden; 

2.  die  KMap}>.s<  haftsälte>ten  von  Knappschaftsvereinen  und  Knappsehaft.skranken- 
kasaen,  wdche  ntu*  die  Betriebe  eines  Bergwerlubeaitzers  umfassen,  sofern  sie  aus  der 
Mitte  der  Arbeiter  gewäldt  sind  und  als  stindi^  AibeitenuuadliflMe  bestellt  werden; 

3  din  brrr-it-  vor  dem  1.  Januar  1802  errichteteii  ständigen  ArbeiterausFrhfisse, 
deren  Mitglieder  in  ihrer  Mehrzahl  von  den  Arbeitern  aus  ihrer  Mitte  gewählt  wcrdoi; 

4.  solche  Vertretungen,  deren  Mit^rlieder  in  ihrer  Mehrzahl  von  den  Arbeftten 
de«  Bergwerk«,  der  betreffenden  Retriehsahteüung  oder  i  r  mit  dem  Bergwerke  Ter- 
bundeucu  Betricbf^anlagen  aus  ihrer  Mitte  in  immittelbarer  und  geheimer  Wahl  ge- 
wihlt  werden.  Die  Wahl  der  Vertreter  kami  auch  nach  Arheitcnclassen  oder  nieb 
besonderen  Abteilungen  des  Beiriehes  erfolgen.   Die  Verhältniswahl  ist  zulässig. 

Ziur  Wahl  ber^Ugt  sind  nur  voUiährige  Arbeiter,  welche  tseit  Eröffnung  des 
Betriebes  oder  mindestens  1  Jahr  un unter brocbeD  euf  dem  OeijgweiEke  ijseirbeitet  ImbeD* 
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Die  Vertreter  müssen  min«! --tens  30  Jahre  alt  sein  und  seit  der  Eröffnung  des  Be- 
triebes oder  mindesteDs  3  Jahre  ununterbrochen  auf  dem  Bergwerke  gabeltet  haben. 
WSbler  und  Yflrtreter  mäasen  die  bOrseiücben  Ehrenrecbto  wkl  «fo  oMtMlie  Bakba- 
angdlÖrigkdt  beflitzen.  <Vw  Vertreter  überdies^  der  dcutscbeil  Spradia  michtlg  aeill. 
Die  Zahl  der  Vertreter  soll  mindesten  3  betragjen. 

Die  ArbeiterausHchösse  sind  mindestens  alle  5  Jahre  neu  wu  irXhlen.  DerWahl- 

tennin  i^t  4  Wochen  vor  d&r  Wahl  bekannt  m  geben. 

Dsä  Amt  eioea  Vertreters  erlischt,  sobald  er  aus  dem  Arbeitsverhaltnisse  aus* 
adieidet  oder  eine  andere  Voraussetcoog  der  Wählbarkeit  verliert. 

Die  Bei^behörde  hat  darüber  zu  wachen,  dass  die  ständigen  Arbeiteraasschüsse 
stets  vorschriftsmässig  besetzt  sind  nnd  dass  die  erforderlich  werdenden  Neuwahlen 
schleunigst  erfolgen,  üeber  die  Gültigkeit  einer  Wahl  und  über  das  Erlöschen  des 
Amtes  eines  Mitgliedes  eines  ständigen  Arbeiterausschusses  entscheidet  das  Ober- 
bei<gunt. 

Ue!)er  die  Organisation,  Wahl.  Zn-ründigkeit  und  Geschäftsführung  des  ständigen 
Arbeiterausschussee  sind  in  der  Arbeiiitordnung  oder  in  besonderen  Satzungen  nähere 
PfliliiniimpgBP  Sil  tfetfen* 

Drucks.  No.  1015,  Antrag  Dr.  Friedberg  und  Sdiiffer: 

Dos  Haus  der  Abgeordneten  wolle  beschliessen : 

1.  dem  §  192a  folgende  Fassung  zu  geben:  „(Abs.  1.)  G^n  die  Ent.'^eidung 
des  Oberbergamts  in  den  Fällen  des  §  Absatz  3  und  Absatz  4,  Ziffer  4  findet 
innerhalb  2  Wochen  von  der  Zustellung  an  die  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren 
bei  dem  Bezirksausschusse  statt.  Die  Anrufung  des  Bezirksansschusses  st^t  dem 
Bcrgwerkf^eigentümer,  meinem  Stellvertreter  und  in  den  Fälli n  de?*  §80f  Absatz  3  den 
durch  die  Entocheidung  betroffoien,  in  den  übrigen  Fällen  des  §  80  f  den  wahlbe- 
rechdgten  Arbeitern  zu. 

(Abs.  2.)  G^eu  die  Entechadong  des  Oberbeigamtes  auf  Grund  des  §  197 
Absatz  I  findet  innerhalb  2  Wochen  von  der  ZusteliuDg  an  die  Klage  im  Verwaltnnga- 

Atreitverfahren  bei  dem  Bergausschusse  statt. 

(Abs.  3.)  (iogeii  die  Entscheidung  des  Bezirksausschusses  sowie  ile-  r.<'r<:;ui-- 
Bchusses  ist  das  Bechtamittel  der  Kevision  bei  dem  Obwverwaltuogiagericht  g^ben." 

2.  folijenden  neaen  §  194»  anatttdudteii:  dem  Oberibia«ttnt  beetdit  fOi 
dessen  Bezirk  drr  niT^aTisschuHg;  er  ist  für  diejenigen  Arl^^^■^r^^lhcit^n  zuständig, 
welche  seiner  Entscheidung  im  Verwaltuneastreit verfahren  gwetzlich  ubervriesen  sind. 

Der  BeiipMisschuiii^  besteht  ftus  Abteilungen.  Für  jede  Provinz,  in  der  innerhalb 
tles  Oberbergamtsbezirks  Bergbau  umgeht.  h.HfoVir  eine  Abteilung.  Jede  Abteilung 
des  Bergausschuflses  b^teht  aus  dem  Beighauptmimu.  bei  Verhinderung  des  Berghaupt- 
nmoDB  de^^^en  amtlichen  BteUvartreter  m  VorritsCDaeo  und  ans  6  Mitgliedern.  Zwei 
dieser  Mitglieder  werden  ernannt,  und  zwar  aus  den  Mitgliedern  des  Oberbergamt« 
durch  den  Minister  für  Handel  und  Gewerbe.  Die  Ernennung  erfolgt  auf  die  Dauer 
dea  Hauptamts.    In  gleicher  Weise  erf^lL  t  lie  Ernennung  je  eine**  Stellvertreters. 

Der  Vorsitzende  und,  sofern  nicht  tür  die  verschiedenen  Abteilungen  besondere 
ErDCommgen  erfolgen,  die  emtDOten  Mitj^lieder  gehören  oOen  Abteilungen  an. 

Die  1  anderen  iNfitglieder  werrlm  fiir  jede  Abteilung  aus  den  EimwohivTn  der 
Provinz,  für  welche  die  Abteilung  t)est«ht,  durch  den  Froviozialausschusa  gewählt. 
Bünes  dieser  Mitglieder  muss  einem  Oberlandesgericht  der  Provinz  uigehören. 

In  gleicher  Wei^e  wählt  der  ProvinzialaiiMchliaa  4  StdlTertBCler,  Aber  denn  Ein- 
berufung das  Gcschäitdreguktiv  Ueätinimt 

Wahlbar  ist  mit  Ausnahme  des  Oberprä.sidenten,  der  R^erunnpiiaidenten,  der 
^staatlichen  Rergbeamten,  der  Vorsteher  der  Königlichen  PolizeliDehölden,  der  Landräte 
und  der  Beauit^'n  des  Provinzialverbandes  joder  zum  Provinziallandtage  wählbare  An- 
gl^lÖrige  des  Deutschen  Reiches. 

Auf  den  Bogausschuss  und  seine  Mitglieder  finden  die^  11,  12,  32  bis  34  des 
OeeotBco  über  die  ulgemeine  LandeaTerwalttmg  vom  30.  Jnli  18%  (Gesetsaamml.  8. 105> 
iin']  auf  das  Verfahren  der  T.  und  II.  Abschnitt  des  dritt.  n  Tniles  im  gleichen  '''e-etze 
oiit  der  Massgabe  sinDgemä»se  Anwendung,  dass  der  BergausBchuss  ao  die  Stelle  des 
Searksaaschnsees,  der  Berghauptmaon  an  die  Stelle  des  R^erungspräsidenteii  mid 
der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Stelle  des  Ministers  des  Innern  tritt. 

In  den  Hohenzoliemschen  lAnden  kommen  die  vorstehenden  Bestimmungen  mit 
der  Ifaaagabe  cor  Anwendung,  dass  die  zu  wahlenden  Mitglieder  von  dem  Landes- 
»iT«-»chtisse  au?«  der  Zahl  der  zum  Kommunallandtage  vrählbareu  Angehörigen  des  Landes- 
komiuunalverbandee  gewählt  werden,  und  dass  auch  die  Oberamtmänn^  und  die  Be- 
«ntan  des  I^deikiHnmanalverbandaa  Ton  der  WiUbKfcait  aaag^adiloaaen  aind. 
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Drucks.  Nn  Antrag  von  Bockelberg  u.  Gen.: 

Das  Haus  der  Abgeordnetes  wolle  beschliesseu :  als  Art  I  No.  6  den  fi9)i  in 
der  Fassung  der  KommiBrioosbesdilflaM  (Art  I  Now?  anf  8^  137,  139|  141  dcrBnicki. 

No.  921)  anznnehmen. 

Drucks.  No.  TM  7,  Antrag  Fischteck,  Kurts  u.  Gen.: 
Das  Haua  der  Abgeordneten  wolle  besclüiesBon :  den  §  80f  in  folgender  Fassung 
-wiederiiamieteUen : 

tAh^.  1.)  ^Auf  denjenigen  Bergwerken,  auf  welchen  iu  fl.r  Uciyl  mindeBtena 
iünizig  Arbeiter  beschäftigt  werden,  muss  ein  ständiger  Arbeiterausschuss  vor- 
huideD  «ein. 

(Abs.  2.)  Der  ständige  Arbeiterausschuss  hat  die  in  den  §S  80c,  Ab8.  2,  80d 
Abs.  2  and  3  und  bOg  Abs.  1  bezeichneten  Aofgnbea.  Durch  die  Arbätaoidaiuig 
können  ihm  noch  weitere  Aufgaben  zugewiesen  werden.   Atueerdem  luit  er  die  Be- 

fugiuB.  Antrüge,  Wünsche  una  BeschTverden  der  Bolegsehaft  zur  Krnntnis  des  Berg- 
werksbeeitzers  und  des  Oberb^giunte  zu  bringen  und  sich  darüber  gutachtlich  zu 

(Abs.  3.)   Als  ständige  Arbeiterausschü»He  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  nur: 
!   die  Vorstände  der  für  die  Arbeiter  eines  Bergwerks  beistehenden  Kranken- 
ka.ssen  oder  anderer  für  die  Arbeiter  des  Beiwerks  bestehender  Kasscneinrichtangen, 
do-en  Mitglieder  in  ihrer  Mehrheit  von  den  Arbeitern  aus  ihrer  Ifitte  «1  wihlen  amd, 

sofern  ?ie  als  .stiindige  Arbeiterausjßchü.t^e  bestellt  werden: 

2)  die  KnappächaftA&ltesteii  von  Knappsch&ftsvereuien  oder  knapp^^Jiaftlichen 
Krankenkassen,  welche  mir  die  Betriebe  eines  Bergwerksbesitzers  umfangen,  sofern  nie 
aus  der  Mitte  der  Arbeiter  gewählt  sind  und  als  ständige  Arbeitemosschüsse  bestellt 
werden ; 

i)  die  hereitB  vor  dem  1.  Januar  lHt>2  errichteten  ständigen  Arbeitcrausschüsec, 
deren  Mitelioder  in  ihrer  Mehrzahl  von  den  Arbeitern  aus  ihror  Mitte  gewählt  werden ; 

4)  aoiclie  Vertretnngen,  deren  Mitglieder  in  ifarar  MehrsaU  von  den  volljährige 
.\rbeitem  des  Bergwerks,  der  bitreffeuden  Betriebsabteilung  oder  der  mit  dem  Berg- 
werke verbundenen  Betriebsanla^en  aus  ihrer  Mitte  in  unmittelbarer  und  geheime 
Wahl  gmrlhlt  werden.  Die  Wahl  der  Vertreter  kann  aueh  nach  Arbeiterklassen  oder 
nach  besonderen  Abteilungen  dc>  Betriebes  erfolrrn.  f>ie  Vwtreter  müssen  mindestens 
fünfundzwanzig  Jahre  alt  nein,  mindestens  ein  Jahr  auf  dem  Bergwerke  gearbeitet 
haben,  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  und  die  deutsche  BctcfasaiiqBei&igkeil  bcMtiBeii. 
Ihre  Zahl  soll  mindestens  fünf  betragoi. 

Die  Arbeiterausschüsse  sind  mindestens  alle  5  Jahre  neu  zu  wählen.  Der  Wahl- 
tennin  ißt  vier  Wochen  vor  der  Wahl  bekannt  zu  geben. 

Die  B^gbehörde  hat  darüber  zu  wacheoj  dass  die  ständigen  Arbeiterauaschüaae 
stets  vwsdirmsmisBig  besetzt  sind  itnd  dass  die  erfordertidi  werdenden  Nenwahlen 

sehlriiniü:5t  erfolgen.  Ucbcr  die  Gfilf i'jkrit  '"inrT  Wrihl  iirsd  üVmt  da--  Krlßachen  des 
Amtes  eines  Mit^lie<les  eines  stimdigen  Ari)€iteraufschu(?.'se8  enf.?cbeidet  das  Ober- 
bergamt. 

üel)er  die  Organisation,  Wahl,  Zustjir  liukoit  und  Geschäftsführung  des  ständigen 
Arbeiterausschusses  sind  in  der  Arbeitsordnung  oder  in  besonderen  Batzangen  nähere 
.  HeBtimmiuigeii  bq  treffen.' 

Sitztmg  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  26.  Mai  1905,  dritt« 
ratung  des  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Abänderung  einzelner  Bestimmungen 
des  aUg.  Berggesetzes,  Sten.  Prot.,  S.  13  443  ff.  Annahmfi  der  Ziffer  1, 
Annahme  des  Antrages  No.  1010,  der  Ziffer  2,  .4,  4,  5,  Ablehnung  des 
Antrages  No.  1017 ,  des  Antrages  No.  1016,  Annahme  dee  Antragee 
No.  1014,  des  Antrages  No.  1011,  der  Ziffer  6,  Ziffer  7,  der  §§  93  a,  93b 
und  des  Antrages  Xo.  1012,  der  §§(»Bc,  9Bd  in  der  Fassung  fies  Antrage« 
No.  1009,  §  93  e.  d*»f«  §  192  a  in  der  Fassung  de?  Antrages  No.  1015  zu  1, 
des  §  194  a  in  der  Fassuug  des  Antrages  Nu.  1015,  des  Antrages  No.  1013, 
des  Art.  IV,  V  nnd  VI.   Annalmie  des  GeeetBentwnrfes  im  gansen. 

DrudcB.  No.  1024.   Zosammenstellong  des  Gesetsentwnrfes,  betr.  die 

Abänderung  einzelner  BeBtimmungen  des  allg.  Berggesetzes  mit  den  vom 
.Hanse  der  Abgeordneten  in  der  dritten  Beratung  gefassten  Besdilttsaeii. 
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11.  Bleihütten  und  Bleifarben  (III,  7,  39),  b.  auch  unter 
„GeÄhrliche  Industrien'". 

Reich.  Ejrklftrung  des  Staatssekretärs  des  Innern  in  der  Sitsnng 
dM  Beidistags  vom  13.  März  10O5: 

Die  Verordnung,  betr.  den  Betrieb  der  Bleihütten,  ifit  bereits  fertiggestellt  und 
wird  in  iillernäcb8ter  Zeit  dem  Bundesrat  zur  Be«>chlu£sfaäsuDg  äberwieseiu  .  .  .  . 
EbeniK>  v^ird  in  allernächster  Zeit  eine  Bunde«nUtTeiordttttng,  bkt,  die  Vcnrendiuig 
von  Bleifarben,  erluMeo  vcfdm. 

12.  Gftrtner,  gewerbliche  (III,  . 

He  ich.  Dra<^a.  No.  611,  46.  Beriebt  der  Kommission  fUr  die  Peti- 
tionen, Antrag: 

Der  Reichstag  wolle  be»chlie**Äon,  die  Petitionen  Jouru.  II,  No.  328  und  4132 
tregen  anderweitiger  Regelung  der  Re<"htsverhältnisge  der  gewerblichen  (Järtner  dem 
Herrn  Reichskanzler  ab  Matoial  zu  überweisen  mit  dem  Eraueben^  tunlichBt  bald  iu 
der  Gewerbeordnung  eine  geeetsUdie  Abgrenzung  zwisdi«)  landwirtBchaftlicher  und 
gewerblicher  Gärtnerei  vorzunehmen. 

Keichstagssitzung  vom  ö.  April  190ö,  Annahme  des  Kommissions» 
anUages. 

13.  Gast-  und  Schank wirtschaften  (HI,  9),  Arbeitszeit  der 

Angpf^telhon  in  — . 

R  e  i  c  Ii.  Drucks.  No.  572,  3».  Bericht  der  Kommission  für  die  Peti- 
tionen.   Autrag : 

Der  Reichstag  wolle  beschlicssen,  die  Petitionen  des  Bezirksverclns  Köni^- 
berg  i.  Pr.  vom  DeutschMi  Kellnerbund  und  des  Deutschen  Kelioarbundei  Union 
Ganymed  u.  Gen.  um  EinfOhivng  der  swölMflndigen  AibeifenMit  für  alle  im  Ctort^ 
wirtflgewerbe  Beachiftigteii  dem  Hemi  Beichskansler  als  Ifaterial  m  fibenraieen. 

14.  Gef&hrliche  Industrien  (III,  18). 

Drucks.  Xo.  595,  Antrag  Albrecht  ti.  Gen.  : 

Der  Reichstag  wolle  beBchUeeoeu,  den  Herrn  ß^cbskanzler  zu  ersuchen,  den 
Bnndefqrat  zu  veramaseen,  bis  zur  nichaten  8ei»ion  fOr  alle  Betriebe  mit  hoher  Ver- 

giftungsgefahr,  in  denen  triftifje  o<ler  infizieren  le  Stoffe  hergestellt  oder  verwendet 
werd»,  Vorschfiften  auf  Grund  der  §§  120  e  und  139  a  der  Gewerbeordnung  zu 
«cfauem. 

Dnuk>.  Xo.  G03,  Antrag  Er/.borger,  Dr.  Hitze  u.  Gen.: 
Der  Reichstag  wolle  beechliewen,  an  Stelle  dea  Antragea  Albrecht  u.  Gen.  zu  be> 
Bchlies8en,  die  verbündeten  Bo^erangen  zu  cnudien,  f8r  die  Versrbdtnog  giftiger  und 
explosiver  Stoffe  ber^ondere  Venidnungen  auf  Omiid  der  ^  120e  und  139a  der  Ge- 
werbeordnung zu  erlassen. 

HeichstagBsitzung  vom  27.  Mftrs  19C^,  Sten.  Prot.  S.  5685,  die  Re- 
solution Albrecht  u.  Gen.  (No.  596)  wird  zu  Gunsten  der  Resolution 
Dr.  Hitze  n.  Gen.  zurtlckgesogen ;  diese  (Ko.  668)  wird  angenommen. 

15.  G-efangnisarbeit  (m,  10). 

Reich.    Dbruckä.  X>.  5H9.    Antrag  Erzberger,  Dr.  Pichler  u.  Gen.: 
Der  Reichstag  wolle  berichliesKcn,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  alljähr- 
lich mit  dem  Reichshaushalt  eingehende  Btatintiache  Mitteilungen  Über  die  Besälif- 
tigUDg  der  Siräflin^^e  vorzulegen,  aus  welchen: 

1)  die  Beechät'tigung  für  den  dgeoeu  Bedarf  der  Anstalt, 

2)  die  Beschäf  ti^ng  für  Hentellung  von  Waren  zum  Verbuif  auf  eigene  Rechnung, 

3)  die  Beschäftigung  für  Lohn  für  Dritte  und  zwar: 

a)  sowohl  auf  gewerblichem  Gebiete  unter  Bezeichnung  der  Industriegruppen, 

ab  auch 
l>  in  der  Landwirtschaft, 
i  der  tagliche  Durchächnitlüverdienst  der  Sträflinge, 
.11  der  Gesarat  wert  der  von  ihnen  havgeefeeUten  Fkodukte 
zahlenmäasig  ersichtlich  ist. 

ArbcitandiaU.  6 
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Beichstagssitzang  vom  16.  Jftnuar  1905,  Steil.  Prot  8.  3815,  An> 
nähme  der  Resolution  Enbwger,  Dr.  Pichler  hl  6en. 

1  ti.  G  e  w  e  r  b  e  n  r  d  n  n  n  er. 

Drucks.  No.  084,  Autrag  Gotbeui  u.  (ien. : 

Der  Reichstag  wolle  beschlieesen,  die  Terbflndeten  Reglern  ngen  zu  enochen,  dem 
ReichBto^  einen  d tsetzentwurf ,  betreffei«!  Ab  in  !■  nir.L'^  N  r  ' 'ewcriwcndnilOg  TOfzu* 
l^gen,  in  dem  die  folgenden  Grundsätze  zur  Auweuduug  gelangen: 

1)  Der  §  115  der  Oewarbeordnnnfir  ffir  das  Dentsdie  Reidi  erikSh  folgenden 
Zusatz: 

Im  Falle  der  Aiiilö.fuug  de«  Arbeiteverhältnisees  rauB»  (ifin  Arhoitnphmer  auf 
sein  Verlangen  die  ihm  vom  Arbeitgeber  überlassene  Wohnung  zum  Schlüsse  des 
der  Kündigung  folgenden  Monat?«  gegen  Erstattung  der  bi^merigen  Miete  betaascn 
werden.  Lotgcgenstchcnde  Verabredungen  sind  rechtsunwirksam. 

2)  Im  $  120  e  Abs.  3  hinter  „Gewerbe"  einraschalten :  t^adtliesalich  dea  Beig> 
baue»*'. 

3)  Im  §  134  b  II  hinter  „Sitten  verletzen"  einzusdialten :  „oder  welche  die  Nichts 
anrechnnng  eines  iät  eine  ansbednngene  Ariieitslciatiing  verdienten  Lohnes  (Nullen) 
aussprechen". 

4)  Den  §  134h  der  Gewerbeordnung  wie  folgt  zu  fassen: 

P^'ür  Fabriken  und  licrgu«  rko,  in  welnhfn  mindestens  100  Arbeiter  beschäftigt 
sind,  muss  ein  ständiger  ArltfiteranMchuas  von  wenigstens  3  Kopfeu  durch  geheime 
Wahl  samtlicher  grossjähriger  Arbeiter  bestellt  werden.  Wählbar  ist  jeder  grossjährige 
Arbeitnehmer  des  betieffeodeo  fietriebea,  sofern  er  sich  im  Besita  der  buigerlichm 
Ehrt'i»reclite  betindet. 

Der  ArbeitemasBohuas  Tertritt  die  Arbeitnehmer  in  allen  das  Arbeitsverhältnis 
betreffenden  gemeinsamen  Fragen;  insbesondere  ist  er  befugt,  für  die  Gesamtheit  der 
ArbtlLuehoier  Erklärungen  über  Kündigung  (xier  Wiederaufnahme  der  Arbeit  abzu- 

§eben;  das  Recht  des  einzelnen  Arbeiter-,  eine  hiervon  abweichende  ErkliinHiu  über 
ie  Fortsetzung  des  Arbeitsverhältnisses  abzugeben,  wird  dadurch  nicht  berührt. 
In  Betriwen,  wddie  mit  einer  besondetcn  QdUir  fSr  Leben  und  Gesundheit  der 
.fVrbeiter  verbunden  sind,  ist  der  Ausschuss  berechtigt-  ans  der  Zahl  der  Arbeit^'r  dts 
betreffenden  Betriebes  Ddegierte  (Arbciterkontrolieurc;  zur  Ueberwachung  des  I^triebes 
im  Interesse  von  Leben  und  Gesundheit  d^  ^heiter  zu  bestellen.  Diese  Delegierten 
sind  nicht  berechtigt,  selbständige  Anordnungen  tu  treffen,  sondern  haben  lediglich 
vorgefundene  Mängel  oder  Verstösse  gegen  gesetzliche  uud  polizeiliche  Bet^tiuininngen 
oder  gegen  die  Vorschriften  der  Arbeitsordnung  dem  Betriebsleiter  und  im  Falle  durch 
diesen  kein'  M  liilfe  erfolgt,  dem  staatlichen  Auf-<icht.-<bcamten  mitzuteilen.  Welche 
Betriebe  als  g.  iahrliche  anzusehen  sind,  entscheidet  cüo  höhere  Verwaituiigsbehördc. 
Du  Bundesrat  kann  allgemein  alle  Betriebe  einer  .\rt  als  gefährlich  erklären. 

Die  Delegierten  können  bei  Uelienchxeitung  ihrer  Befugnisse  durch  die  staatliche 
Aufsichtsbehörde  ans  ihrem  Amte  entfernt  weroen.  Gegen  deren  Entscheidung  ist  die 
Berufung  an  die  höhere  ^'erwa!tung8behörde  zulässig. 

Wird  einem  Delegierten  die  Aufsichtsbefugnis  entzogen,  oder  verliert  er  sie  durch 
Ansscheiden  aus  dem  ArbeitsveiliSltnis,  so  hat  die  AotsichtsbdiSfde  den  Arbeiter^ 
ausschuss  aufzuforden,  eine  Ersatzwahl  vorzunehmen. 

Die  Mitglieder  der  ArbeiterauHHchüsse  und  die  Delegierten  versehen  ihr  Amt 
unentgdtlich ;  notwendige  Auslagen  und  in  Widimehmung  mrer  ObU^enheiten  ihneu 
entgangener  Arbeitsveraienst  sind  ihnen  zu  ersetzen.  Die  Kosten  werden  von  allen 
wamberechtigten  Arbeitern  durch  Umlage  entweder  niieli  Küpfen  oder  durch  prozen- 
tualen Zuschlag  zum  verdienten  Lohne  aufgebraeiit.  l  cber  die  Höhe  der  Umlage  be- 
schliesst  die  Versammlung  der  wahlberechtigten  Arbeitnehmer.  Die  Werkverwaltung 
hat  auf  Verlangen  des  Arociterau8(*chus8C8  die  beschlossene  Umlage  von  der  Löhnung 
in  Abzug  zu  bringen  und  an  den  Arbeiterausschuss  abzuführen.  Die  nälieren  Be- 
stimmungen über  die  Wahl  und  Funktionsdauer  der  Arbeiteraneschüsse  sind  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  ffir  alle  gleichartigen  Belri«^  ihres  Becirks  einhdtiieh 
ttl  treffen. 

Spätestens  alle  2  Jahre  muss  eine  Neuwahl  des  ArbeiterauHschusseH  Hiattfinden. 

Als  ständige  .\rbeiteransschÜ880  im  Sinne  des  ^  134b  Abs.  3  und  des  §  134d 
gelten  nnch,  sofern  nicht  nach  vorstehendem  besondere  Arbdterausschliase  gebildet 
werden  müssen: 

1)  diejenigen  Vorstaade  u.  s.  w.  (wie  bisher). 
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17.  CTlashütten,  Arbeitszeit  und  S'onntagsnihe  in  — -  (lU,  14). 
Broich.    Drucks.  No.  5i^7,  Antrag  Albrecht  u.  Gen.: 

Der  R^dtttar  wolle  beKhlieawii,  die  verbSndeten  RegieninKen  m  ersnohen,  noch 
im  Laufe  dieso.s  Jahres  eine  VerordniiDg  zu  erlahstii,  durch  welche  die  Arbeit  in  Glas- 
hütten an  äonn-  und  FeettagcD,  mit  Ausnahme  der  Uilfaarbeiten,  die  zur  Unterhal« 
tuDg  der  Glasöfen  notwendig  siud,  verboten,  und  die  Dauer  der  Arbeit  in  der  gesamten 
QJaBindustrie  genm.-^s  §  I20f  «kr  Reichßgewerbeordnung  beschränkt  wird. 

Drucks,  üo.  6ü2,  Antiag  £rzbdrger|  Dr.  Pichler  u.  Gea.: 

Der  Bdcfaetag  wolle  beechl^ami,  an  Stelle  des  Antrasee  Albrecht  o.  Gen.  zn 
setzen:  die  verV»ündeten  Kegierungen  zu  er^-uchen,  noch  im  Laufe  dieses  Jahree  eine 
V^rdoung  zu  erhuaen,  durch  welche  in  Glashütten  die  Dauer  der  Arbeit  gemäss 
§  120e  der  (Tüwerbeocdoung  (sanitärer  Maxinuüarbeitstag)  beediränkt  und  die  Arbeit 
an  Sonn-  nnd  Festtagen  verboten  wird  mit  Ausnahme  der  erforderlichen  UUfsarbeiten 
zur  UnterhaltuDg  der  Glasöfen. 

lUiichstagsBitzuDg  vom  27.  M&rs  1905,  Sten.  F^t.  8.  5635,  Ableh- 
nung d«r  Besolution  Albrecht  u.  Q«n.  (No.  597),  Annalune  der  Besolntton 
Ersberger  n.  Gen.  (No.  662). 

18.  Handelegewerbe,  e.  unter  Sonntegsrohe. 

19.  Haus indnetrie,  Arbeiterechnts  nnd  Arbeiterversiohenuig  in 

der  --   ITT.  1G\ 

Reich.    Drucks.  No.  590,  Antrag  der  Abgg.  Gröber,  Dr.  Hitze 

u.  Gen. : 

Der  Reichstag  wolle  beschliesaen,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  tnn- 
lichst  bald  die  Arodterschutzbe-tiinmungen  der  §ö  135  bis  130  b  der  Gewerbeordnung 
auf  die  Hausindustrie  —  insbesondere  mit  Ausdehnung  dt»  Begriffes  der  Werkstätte 
—  durch  ErlasB  entsprechender  Verordnungen  enf  Grund  des  §  154  Abe.  4  der  Ge- 
werbeordnung oder  im  Wege  der  Gesetzgebung  auszudehnen  und  die  Kranken-  und 
Invalidenversicherung  auf  die  Hausgewerbetreibenden  zu  erstrecken. 

Reichstagseitzung  vom  27.  llAn  1905,  Sten.  Prot  S.  5686,  Annahme 
der  Besolution. 

—  der  Cigarrenarbeiter. 

Reich.  Erklärung  des  Staatsseki'etärs  des  Innern  in  der  Sitzung 
dee  Keiehstags  vom  28.  Februar  1905. 

,,Der  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Regelung  der  Heimarbeit  der  Cigarretiarbeiter, 
liegt  dem  preussischen  ätaatsministerium  vor  und  wird,  wie  ich  hoff^  in  nicht  zu 
lerner  Zeit  G^enstand  der  Entschlieeenng  des  preoesiachen  StaatBminiateriams  behnfe 
Instruierung  der  preusni-  fn  n  Stimmen  ^ein." 

Hamburg.  Sitzung  der  Biirgerschaft  vom  3.  Mai  1905.  Dritter 
Bericht  des  Ausschusses  Uber  das  Gesuch  der  Ortskrankenka^se  der 
Sdmeider  und  verwandten  Gewerbe  auf  Aasdefairang  der  Venicherungs- 
pflicht  auf  die  Heimarbeiter  und  Arbeiterinnen.  —  Der  Ausschnas  bean- 
tragt Ablehntinp  rles  Gesuriin.  -  Der  Ausschussantrag  %vlrd  angenommen, 
ehenso  ein  Antrag  Mönckeberg,  den  Senat  zu  ersuchen,  im  Btindesrate 
aui  Beschleunigung  der  Einführung  der  Versicherung  der  Heimarbeiter 
hinzuwirken. 

20.  Invalidenversicherung. 

Reich.  Drncks.  No.  174,  Antrag  v.  Saldem  n.  Gen.r 
Der  Reichstag  wolle  beschliesscn,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  eine 
Abänderung  dee  ersten  Satzee  des  §  48  Ziffer  4  des  InvaUdenversicheruiigägesetaee 
wom  13.  Jnli  1890  ,^olan^e  der  Berechtigte  nicht  im  Inlande  seinen  gewomiliehen 
Aofeothalt  hat"  dahin  zu  newirken,  da*is  diebc  Her-timmung  keine  Anwendung  findet, 
wenn  «n  Rentenberechtigter  zum  Zwecke  der  Erhaltung  oder  Wicderheratellung  seiner 
Geaondhdt  seinen  Anfomtbalt  im  Auslände  zu  nehmen  ge>wnngen  ist. 

Reichstagaeitznng  vom  10.  Januar  1905,  8ten.  Prot.  8. 4636,  Annahme 
des  Antrage. 

6* 
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21.  Knappschaftskassen  (III,  20). 
Drucks.  Xo.  812,  Antrag  Albrecht  u.  Gen.; 

Der  ReichBtag  wolle  bctichlie»»««,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  baldigsit 
einen  (;•  srtz«  iit\vurf  vorzulegen)  flurrb  welchen  das  Knapi>sthuti?ika«Benwe8en  unter 
Beobachtung  folgender  Grundsätze  für  dm  gesamte  Beica  eiuheitlich  geregelt  wird: 

1)  Aumebting  der  sogenannten  Ünstiodigkeit  nnd  der  Rlassoieiiiteuung  der  Mit- 
l^edcr,  Ausschluss  der  Beamten  mit  über  20tJK)  Mm  !:  'iihalt, 

2)  Selbstverwaltujig  der  Kassen  unter  Teilnahme  der  ^irbeiter  in  mindest  gleich 
itarker  Anzahl  wie  d^  WerkHbesitzer  auf  Grund  dea  allgemeineil,  auch  die  freiwuligeo 
tHi'l  invaliden  Miti^llc-tlcr  innsflilifs.-ciKlL'ii  geheimen,  direlcteii  Walilrfrht  ;  Zulaisr^ung 
der  Beamtt'u  nur  uU  Vertreter  der  Werksl>p8itzer,  Fortdauer  der  Amtüperiude  der  Vor- 
Btandemitglieder  trotz  Entlassung  aus  ih  r  Ar))eit, 

ii  Köckzahlung  der  Bciträpio  an  «olche  Mitglif^ler,  welche  länger  als  200  Wot  bcn 
Beitrajre  gezahlt  haben  und  auri  der  Kasse  auRPcheideu,  ubne  freiwillige  Mitglieder  txler 
Mitglieder  ähnlicher  Kassen  zu  werden, 

4)  AuB6chlu&8  der  Aurcchnungtifähigkeit  von  Unfall-  oder  Invalidenrenten  oder 
Mihtärpensionen,  gofem  durch  die  Anrechnung  nicht  der  DurchschnittBlohn  über- 
acbritUii  wird,  ileii  der  Betreffende  in  den  letzte  n  Ii)  Jahren  verdienr  hat, 

5)  Errichtung  von  ÖciüedagericbteD  für  Knapp«chafts8treitigkeiten  unter  Zu- 
ziehung von  mindfeetens  je  zwei  Beisitsen  zu  jeder  e«biedM«riebtemtKnng, 

i>)  Ircie  Wahl  unter  den  Aerzten,  die  sich  bereit  crkl  in  haben,  für  die  vom 
Kuappächaitaverein  mit  anderen  Aerzten  vereinbarten  Öät2e  die  i>ehAudlung  zu  über- 
nehmen» 

22.  Koalitious recht  (III,  41). 
Drucks.  No.  598.  Antrag  Albrecht  u.  Gen.: 

Der  Reichstag  wolle  beschliessen,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersucheu,  dem 
Keifh.'tag  baldigst  einen  Gesetzentwurf  vinzulfgen,  durch  den  ein  Arbeitgeber  oder 
ätelivertreter  eines  aolchen,  der  sich  mit  einem  anderen  Arbeitgeber  oder  deeaen  Steli- 
vertreter  yerabredet  oder  Tereintgt^  am  Arbeiter  desbalb,  well  sie  an  den  im  §  153  der 

Gewerbeordnung  gedachten  VereiniuMinpen  tcili^«  nornrnen  haben  oder  an  denselben 
femer  teilnehmen  wollen,  ihr  ferneres  Fortkommen  oder  die  Arbeit^elegeoheit  zu  er- 
schweren, sie  nicht  in  Arbeit  zu  nehmen  oder  sie  aus  der  Arbeit  zo  enthsMn,  nüt 
Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bedroht  wir<;l,  sofern  nicht  nach  alltremeinem  ^'mf- 
gesetz  eine  höhere  Strafe  eintritt,  und  der  Versuch  solcher  ötrattat  für  strafbar 
eridirt  wud. 

Keichstagssitzung  vom  27.  Hftn  190&,  Sten.  Prot  S.  56S5,  Abieh- 
uimg  der  Eesolution. 

28.  Lehrlingsausbildung  (Bd.  III,  24). 

B  e  i  c  h.    Keichstagssitrang  vom  10.  Januar  1 906,  Steo.  Prot.  8. 8636  ff. 

Beratung  liber  llo  Kesolution  Dr.  Hitze  u.  Gen.  (Brucks.  No.  159,  Wortlaut 
s.  Bull.,  Bd.  III,  y.  04;  und  der  Resolution  Dr.  Dröscher  u.  Gen.  (Dmckü. 
No.  175,  Wortlaut  a.  a.  0.,  S.  G4). 

Erklärung  des  Staatssekietärs  des  Innern  in  der  Sitzung  des  Keichü- 
tags  vom  28.  Februar  1905: 

..Es  ist  die  Frage  an  niit:h  pcrichtet  wonleii,  ob  wir  darüber  unterrichtet  sind, 
welche  Maaeregeln  ergritlen  sind  gegen  die  LehrÜugszüchterei,  mit  anderen  Worten: 
inwieweit  die  betreffenden  lkstimmuhgen  der  Gewerbeordnung^  ausgeführt  sind.  IMe 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  la-^^cn  im  Wege  der  Bnnde>ratsvcrordnung  zu, 
für  die  einzelnen  Gewerbe  Bcstiminudguu  in  I^ug  auf  da«?  VerhültuLs  der  Zahl  d^ 
Lehrlinge  zur  Zahl  der  Gesellen  zu  erlassen,  fiiaher  sind  solche  Bestimniungen  nicht 
ergangen,  und  ieh  kann  keine  Auskunft  geben,  was  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
in  dieser  Beziehung  besonders  veranlagst  ist.  Ich  will  dieser  Frage  aber  nachgehen. 
Angeregt  ist  eine  derartige  Begelung  im  Buchdruckergewerbe,  und  diese  Frage,  inwie- 
weit dort  das  Verhältnis  zwii^chcn  Lehrlingen  und  Gehilfen  durch  BundesrateTomd* 
nung  zu  regeln  ist,  ist  jetzt  (legcustand  unserer  Beratungen.'* 

24,  Maximalarbeitatag  a.  unter  Arbeitsdauer. 
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25.  Hinimallobn. 

Hamburg.   Sitnmg  der  Bürgerschaft  vom  8.  Febniar  1906.  Antrag 

der  Herren  Dr.  •  Wolffson  u.  Gen. : 

Die  Büreerschaft  ersucht  den  Senat,  anzuordnen, 

1)  da.«»»  der  Tagelohn  der  vorübergehend  bei  den  VerwaltuoKsbehördcn  und  den 
Gerichten  im  Bureandieaet  beschäftigten  Hilfsarbeiter,  die  dM  21.  Lebensjahr  VoUeudet 
haben,  auf  nicht  weniger  als  4  M.  teatgestellt  werrle; 

2)  da^s  bei  der  Besoldnoff  aller  im  Burcäudicnst  der  Verwaltungsbehörden  und 
Qerirhtc  ftätulig  besi-hüft igten  Hilf-arhciter  nach  gleichen  Gnindsätzen  verfahren  wonU-; 

3)  dads  das  Mindestgehalt  der  im  Bureaudieoat  der  VerwaltungabehÖrdeo  und 
Oericme  stSndiff  beMshSftigten  HüfBarbeiter,  diedas  81.  Lebensjahr  vollendet  haben,  auf 
1200  M.  im  Janre  nornn'crt  und  dass  dieses  Gehall  bi?<  /u  ilciii  J^eitpunkte,  zu  dem 
der  Hilfsarbeiter  das  zehnte  Dienatjahr  yoUendet  hat,  durch  regelmässige  Alterszulagen 
gesteigert  weide. 

26.  ( I  e  ff  e  II  1 1  i  c  h  e  Arbeiten. 

Hamburg.  Sitzung  der  Bürgerschaft  vom  H.  Februar  1905.  Antrag 
der  Hexren  F.  Famplow  o.  Gen.: 

„Die  Bürgendiaft  beBchUesst  und  enucht  den  Senat  nm  seine  lütgeoelitnigung 

dasu: 

In  slle  seftons  der  Finanzdepntatlon  oder  einer  anderen  SiaatsbeliSrde  absu- 

.«chliessendrii  rtnlgc  iiher  Arbeiten  und  Liefert! ngen  fOr  Bedbnnog  deebambafgjeehett 
Ötaatee  sinU  folgende  Bedingungen  aufzunehmen: 

1)  Die  Uebernehmer  von  Staatearbeiten  dih'fen  ihre  Arbeiter  in  der  Reeel  nicht 
ISnccr  als  0  f^tundon  tnfjlich  beschäftigen.  Ist  zwiscli»  n  rnternehmrm  und  Arbeitern 
bestimmter  I^erufe  eine  kürzere  Arbeitszeit  vereinbart,  so  hat  diese  auch  für  die  Hcr- 
fltdlung  der  StautHarbciten  Oeltang. 

2)  Dil-  rebernehmer  von  Staat^arbeiten  haben  ihren  Arbeitern  die  durch  Ver- 
einbaruug  zvviis.chen  Unternehmern  und  Arbeitern  der  in  Betracht  kommenden  Berufe 
festgestellten  Löhne  zu  zalilen.  Wo  solche  Lohn  Vereinbarungen  nicht  bft*tehen,  ist 
diu^h  Öadi  verstand  ige  aus  den  Kreisen  der  Unternehmer  und  Arbeiter,  eventuell  unt^r 
Zuziehung  des  Gewerbegerichts,  die  Höhe  der  im  fragUdien  Beruf  üblichen  Löhue 
festzustdMQ.  In  keinem  FaUe  darf  ein  Lohn  von  wenige  als  4  M.  täglich  bezahlt 
werden. 

3)  Die  Uebernehmer  von  Staatearbeiten  dürfen  Lehrlinge  nur  in  aner  Zahl 

beschäftiget),  die  nicht  im  Mieeverhiitniese  xtt  dem  Urning  und  der  Art  ihres  Ge- 

werbebetriei>e8  steht. 

4)  Die  Weitervergebung  von  Arbeiten  an  Zwieehenanternehmer  ist  nur  unttt 

Einhaltung  der  vorstehenden  Bf<Iingnngpn  und  nur  unter  an^drüekliehcr  Zn-timmung 
der  ausschrcilieiidcn  Behörde  zuläbhjg.  Arbeiten,  die  in  Weritritättea  hergestollt  werden 
kftnoen,  dürfen  nicht  an  Heimarbeiter  vergelMn  werden. 

5)  Die  T'cberiiehmer  von  Staatsarbeiten  haben  alle  für  dm  Schutz  der  ArbeibT 
gegen  Gefahreu  für  Leben  lud  Gesundheit  erlaäseuun  Vor^hiiften,  sowie  auch  bezög- 
Hche  zwischen  Untemdbmem  nnd  Arbeitern  getroffene  Vereinbarungen  streng  Inne- 
zuhalten. 

6)  Die  Uebemduner  von  Staatearbdten  haben  rar  Bfcherntelliing  der  Arbeits* 
löhne  eine  entsprechende  Kaution  zu  stellen.  Erfolgt  keine  Zahlung  -eitene  dor 
Unteradimer»  so  sind  die  Löhne  zunächst  aus  der  Kaution  zu  bestreiten.  Keicht 
diese  nicht  snr  Deckung  der  fälligen  Löhne  aus,  so  hat  der  Staat  die  Löhne  zu 

Ziihlen  nnd  seine  Ersatzansprüchr-  gegen  die  Unternehmer  geltend  zn  machen,  eventuell 
auch  die  weitere  Fertigstellung  der  Arbeiten  auf  eigene  Kosten  zu  tibernehnieu. 

27.  Poetbeamten,  Arbeitsaeit  und  Sonntagsrnhe  der  —  (HI,  27). 

Reich.    Drucks.  Xo.  .'t?,  Antrnfj  Gröbor,  I>r.  Hitze  u.  Gen.: 
Der  Keich^tag  wolle  besehliessen,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen: 

1)  die  Sonntagsruhe  für  die  I5eanit<  ii  der  KeichspostverwUtung  durch  Einstellung 
des  Geld-,  Nachnahuie-.  Drucksachen-  und  Pakeivrrkehr«  an  Sonn-  und  Festtagen, 
eowie  durch  Verkürzung  fler  ISchalterstunden  für  den  Pakt  iverkelu"  an  den  Vi»rabeuden 
ilicser  Tage  in  erhöhtem  Masse  durchzuführen  ; 

2)  für  die  mittleren  und  unteren  Beamten  der  Reichspoi^t-  und  Telegraphenver* 
waltung  die  wöchentliche  31aximalarbeitszeit  weiter  zu  beschränken; 
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3)  in  dar  Btatifltik  der  Beicluipmt-  und  Tel^raphenTerwaltung  sinf^end«  Htt- 

tf^ilimgcu  über  '?ir  ^'erliältnii^Be  der  Postbeamteu  in  den  Kot  luitn  und  über  das  ausaer- 
halb  des  Beaniteuferhältnisses  stehende  Personal  der  KeicIu>po>>i-  und  Tdegraphenver- 
waltoDg  zu  machio. 

Reichstagssitzung  vom  26.  Januar  1905,  Annahme  des  Antrags 
Gröber  n.  Gen.,  Drucks.  No.  547. 

28.  Privatangestellten,  Pensionsversorgung  der  — . 

49.  Bericht  der  Kommission  ftlr  die  Petitionen,  Drucks.  No.  619. 

Antrag: 

Der  Reichstag  wolle  beechliehHea,  die  Petitionen  w^en  Herbeiführung  einer  ge- 
eetzlicheo  R^elung  der  Pcugioosversotgung  der  Frivatangeetelltad  dem  Herrn  Bei^fa- 
k«)zlnr  nn  Erwägung  zu  überweisen. 

ii&ichstagssitzung  vom  5.  April  1905,  Annahme  des  Konmiissious» 
antrags. 

29.  Reichna  rbf  itsamt  (III,  Tt»)- 

Reichstagssitzung  vom  21.  Februar  1905.  Er.ste  Beratung  des  von 
dem  Abg.  Auer  n.  Gen.  eingebrachten  G^etsentwnrfs,  betr.  die  Errichtung 
eines  Beiohsarbeitsamts,  Ton  Arbeitsämtern,  Arbeitakammem  und  £inigQngs- 

aratern  (s.  Bull.,  Bd.  II,  S.  711  ff.)  in  Verbindung  mit  der  Beratung  des 
Antrages  der  Abgg.  Paaschs,  Frhr.  ITeyl  u.  Gen.  anf  Vorleijung'  eines 
Genetzeiitwurfö,  betr.  Einrichtung  eines  Keichsarbeitsamts  Wortlaut  Bull., 
Bd.  n,  S.  711)  und  der  Beratung  des  Antrags  des  Abg.  v.  Chrsauowski 
tu  Gen.,  betr«  Errichtung  eines  Reichsarbeitsamts  (Wortlaut  Bull.,  Bd.  n, 
S.  711),  Sten.  Prot.  S.  4642— 4G70.  —  Der  Antrag  Dr.  Paasche  u.  Gen. 
wird  angenommen,  ebenso  der  Antrag  Dr.  Pn'  hnicko  u.  Gen.  (No.  630), 
womit  der  Antrag  v.  Ciirzanowski  u.  Gen.  \^2^o,  lotij  erledigt  ist.  —  Der 
Autrag  Auer  u.  Gen.  (No.  67)  wird,  wenn  es  an  der  Zeit  ist,  zur  zweiten 
Beratung  gestellt. 

Drucks.  No.  593,  AntraL-^  Albrecht  u.  Gen.: 

Der  Bfflchfftsg  wolle  beschlieaaen,  die  verbündeten  ßegierungeQ  zu  ersuchen,  dem 
Boidistag  baldigst  «nen  OeBetEentwttrf  ▼orralegen,  dmrdi  weldien  efn  ReidiuitMits- 

amt,  ArocMt^äiiiftT.  Arbeitfkumiiifrn  und  Einigungsarater  goinä.«-  Ann  Entwurf  eine« 
Geeetaee,  betr.  die  Errichtung  eines  lieichsarbeitsamtei  von  Arbeittuiiutern,  Arbeits- 
kammem  und  EinigangsSmtem  <Dnid».  Na  67,  Auer  u.  Gen.)  errichtet  werden. 

Drucks.  No.  678,  Antnii:  Triinljorn  u.  Gen.: 

Der  B^ifhfftfig  wolle  beechlicsseu.  den  Antrag  Auer  u.  Gen.  —  Na  67  der 
Drn<damotMn  —  den  verbflndeten  Regierungen  zu  Ber&ckuchtigung  zu  fiherweisen. 
Beichstagssitzung  vom  4.  März  1905,  Sten.  Ptot.  8.  4967  ff.,  aweite 

Beratung  des  Gesetzentwurfes  dos  Ab;^.  Atier  u.  Gen.  Annahme  des 
Antrags  Trimbom  u,  Gen,  (No.  678),  womit  der  Initiativantrag  Auer  u. 
Gon,  erledigt  ist. 

Reichstagssitzung  vom  27.  M&ra  1905,  Sten.  Prot.  8.  5685,  Besolution 
Albrecht  u.  Gen.  (No.  593)  wird  zurückgezogen. 

30.  Sonntagsruhe  (III,  31). 

Reich.    Drucks.  No.  555,  Antrag  Dr.  Hitze,  Trimbom  u.  Gen.: 

Der  Reicb^tap  wolle  beschliessen,  die  verbündeten  Ke^riennigen  zu  ersuchen,  tun- 
lichst bald  einen  Ges^zentwurf  vorzulegen,  durch  weichen  bestimmt  wird,  dam 

1>  die  den  Arbeitern  zu  cewärende  Buhe  (§  105  der  Gowerbeordnong)  mindesteoa 
für  irden  Sonn-  tmd  Festt8gl)6,  fflr  swei  auf  einander  folgende  Sonn-  und  Festtage 

C(J  Ötundcn  beträgt; 

2)  die  Arbeiti?zeit  der  Ifandhingsgehilfcn,  -Jjehrlinge  und  -Arbeiter,  soweit  sie 
nicht  in  offenen  VerkantV-trlicn  l.r>f  bä?f i;:!  werden  (§  V.lUc  der  Gewerbeordnung),  auf 
höchstens  zwei  Stunden  an  bonn-  und  Fe^lugeu  betächraukt  wird; 
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3)  eine  ort<;gtatutÄrifich''  T*.pgelnng  der  Sonntagsruhe  10.')  b  der  Gewerbeord- 
nung) auch  dahin  ermöglicbi  würde,  dam  die  Zulnh^ung  der  Bcechäftigung  an  be- 
itinniic  Bedingungen  g^nüpft  wird ; 

4i  den  in  Gast-  und  Sciiankwirtschaften  besehüftigten  I'en5onen  tunlichst  an 
jedem  Soun-  und  Feiertag,  inindeetena  aber  an  jedem  zweiten  Sonntag  der  B&tuch  des 
OottcMÜcastas  ümr  gonftwHHw  cmaglicht  wiid  (§  106i  der  G«if«rbeotdi»iiig). 

Drucks.  No.  50f>,  Antrag  Albre(  Lt  u.  Gen  : 

Der  Seicbatajg  wolle  beschUeMeo,  die  verbündeteo  ficigierungen  zu  ^udien,  dem 
Bdcltetage  bald  einen  Geeetisentwarf  YOTZol^n,  dnrdi  den  beBUmmt  wird,  dasa 

1)  die  gewcTbliche  Arbeit  an  Sonn-  und  Ft?rsttagen  verboten  wird;  zwischen  der 
Beendigung  und  dem  Wiederbeginn  der  Arbeit  eine  Ruhepause  von  60  Stunden 
Ikgcn  muss; 

2)  Ausnahmen  }ii  rvon  nur  für  die  Bcechäfti^ng  bei  Verkehrs-  und  Transport- 
anstalten, soweit  die  iiclürdenmg  von  Personen  in  Betracht  kommt,  bei  iiajstwirt- 
achaften,  öffentlichen  Erholungs-  uad  Vergnügungsandtalten  und  bei  Betrieben,  die 
ihrer  Natur  nach  einen  ununterbrochenen  Betriet)  erfordern,  zugeiasnen  werden  dürfen ; 

;»)  Verkauf aatclleu,  in  denen  Nahrung»-  und  Genusamittei  feilgeboten  werde», 
hdchstenfi  drei  Stunden  geöfCnet  sein  dürfen  und  aplteetena  um  12  Uhr  mittAgK 
•dkk)Bden  sein  müssen. 

Ihracks.  No.  658,  Antra«  Ersberger,  Dr.  Hitze  u.  Gen.: 

Der  Reich«tag  wolle  beee^esien,  dre  -verbfindetcn  Hegieningen  m.  enrndian, 

finrcb  Ven.jirt.  I^mg  des  Reichi-anifs  dej<  Innern  bei  den  T^in  -j  In  -i-Tungen  auf  ehia 
i:leirbnKi!^.-igerc  Gt^taltUDX  und  iunschränkung  der  im  Haudelägewerbe  bezügUdl  der 
"loiiuui^'sruhe  (§  105  b  fieidhieewerbeofdaang)  getroffoDen  Aosnahmebestimmnngen 
hinsuwirken. 

Drucks.  No.  690,  Antrag  Itschert  n.  Gen.: 

Der  Beichfitag  wolle  beechliesseu,  an  Stelle  der  Resolution  No.  555  Ziffer  2  zu 
Mtnn: 

,,2)  die  Arbeitszeit  der  Handlungsgehilfen,  -Lehrlinge  und  -Arbeiter,  soweit  sie 
nicht  in  offenen  VerkaufiBstellen  beecmiftigt  worden  (§  139  c  der  Gewerbeordnung) 
auf  höchttena  awei  »afeiiiaiidcrfolgende  Btnoden  an  8onn-  und  Festtagen  beeduinkt 

wird." 

Reichatagssitzung  vom  27.  MiLrz  1905,  Sten.  Prot.  S.  5635,  Ableh- 
nimg der  Beecliitioii  Dr.  Hitze  u.  Gen.  (No.  655)  und  dar  Reoolntion 
Albrecht  u.  Gen.  (No.  599),  Annahme  der  Resolution  Erzborger  u.  Gen. 
(No.  653)  und  Ablehnung  dea  Antragaa  Itschert  u.  Gen.  (No.  690). 

81.  Staataarbeiter,  ArbeitsverhftltmflBe  der  —  (III,  33). 

Württemberg.  Drucke.  No.  103,  Antrag  Berg,  Braungehr  u.  Gen.  : 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  wolle  beechlieaaeo,  die  KöuigUche  Staator^ienmg 
zu  ersuchen,  dem  Landtag  je  mit  dem  Entwurf  des  Hanptfinanzetate  dn^oidi 
statistische  Nachweisungen  über  die  ArbeiLpverhültiuVj^e  der  vom  Staat  be>ichaftiü:ten 
A^Miter,  soweit  über  solche  nicht  adioa  in  dem  Yerwaltungsbericht  der  Verkcms- 
aaatalten  Aubddiun  gegeben  wird,  mitsutdkn. 

Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  Tom  2.  Mai  1905,  Sten.  Prot. 
8.  1789,  Annahme  des  Antrags  Berg,  Braungehr  u.  Gen. 

*  * 

Prenssen«    Gesetzentwurf  [RegierangsTorlage]  snr  Ab&ndemng  des 

Berggesetzes. 

Art  L  Die  nadtsteiiend  beceicluiieten  Voiachriftan  dea  AUgoneinen  Beiggeaetaea 

vom  24.  Juni  1865/18Ö2  werden,  wie  folgt,  abgeändert: 

1)  §  öOb  Ziffer  3  erhält  folgende  Fassung: 

„xioet  Zeit  und  Art  ilcr  Abrechnung  und  Lohnzahlung,  über  das  Verfahren 
zur  Feststellung  des  bei  der  Lohnberechnung  zu  berüek><ichti<renden  Teiles  ungenügend 
oder  vorschriftswidrig  bcladener  Fördergemsse  und  über  die  Uebcrwachung  dieses 
Verfahrenr>  durch  dnen  Vertrauensmann  der  Arbeiter  (§  80c  Abs.  2),  sowie  über  die 
Vertreter  des  Bergwerksbesitzers  bei  der  Lohnberechnung  und  über  den  gegen  die 
Berechnung  zulässigen  Beschwerdeweg." 

2)  9  SOb  eihat  ab  Ziffer  b  folgenden  Zwats: 
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„sofern  ein  slindiger  Arbeiterausschuas  vorgeschrieben  ist  (80f),  ftber  die  Bit«- 
dnng,  cli'^'  Zii!iammrnpct7ung  und  die  Aufgaben  dieses  Auaschiuses." 

3)  §  tiOc  Abs.  2  erhalt  folgende  Fassung: 

„Gimfigend  uad  vüraehiiftsmäseig  beladeDe  FSrdeiKefltose  bei  derLohaberadinung 

in  Abzug  zu  bringen  i  t  verboten.  Ungenügend  oder  vorschriftswidrig  iH-ljuicne 
Förderg^äeae  müßten  in.fuweit  aogerL^hnet  werden,  als  ihr  Inhalt  vorschriftamä^t^ig  i^t. 
Der  Bergwerlabef«itzt'r  ist  verpflichtet,  zu  ^'e.^taticn.  dam  die  Arbeiter  auf  ihre  Kosu-n 
durch  einen  aus  ihrer  Mitte  von  dem  ständigen  Arbeiteraui^schusse  oder,  wo  ein  soklu  r 
nicht  besteht,  von  ihnen  gewählten  Vertrauensmaun  dat>  Verfahren  oei  Feststellung 
der  ungenügenden  oder  vorschriftswidrigen  Beladung  und  des  bei  der  Lohnberechnuni; 
anzurechnenden  Teils  der  Beladung  flb^'wachcn  lassen ;  durch  die  Ueberwachung  durt 
eine  Störung  des  ßetaiebe«  nicht  herbeigeführt  werden.  Der  Bergwerksbesitzer  int 
ferner  verpffichtet,  den  JUilin  <lts  Vertrnufn.Huiannes  auf  Antrag  des  ständigen  Arbeitcr- 
ausschnases  oder  der  Mehrzahl  der  beteiligten  Arbeiter  Torsohuss weise  zu  zahlen;  er 
ist  b«rechtigt,  den  TorsdbiiueweiBe  gezahlten  Lohn  den  beteiligten  Arbeiteni  bei  der 
Lohnzahlung  in  Abzug  zu  bringen." 

4)  §  80d  Abs.  1  erhält  hinter  dem  zweiten  Satze  folgenden  Zusatz: 

„die  im  Laufe  eines  Kalendermonats  gegen  einen  Arbeiter  verhängten  Gcldstrafeu 
dürfe  n  in  ihrem  (b -luutbetragc  den  doppelten  Betrag  dieses  duxdudinilAlidiea  Tages- 

arbeitsverdienstes  nicht  übersteigen." 

ü)  §  SOd  Abs.  2  erhält  lolgende  Fassung: 

,^ie  Strafgelder  müssen  zum  Besten  der  Arbeiter  des  BcH^weAg  verwendet 
werden.  Wenn  nir  das  Bergwerk  ein  .ständiger  Arbeiterausschuss  vorgeschrieben  if^t 
(§  8<)f),  müssen  die  Strafgelder  einer  TJnterstützungskasse  zu  Gunsten  der  Arbeiter 
überwiesen  werden,  nn  der»  i>  Verwaltung  der  ständig  Arbeitcrausschu.-^s  durch  min- 
desten« ein  auB  seiner  Mitte  gewätütes  Mitglied  beteiligt  sein  musa.  Eine  (Jeborsicht 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  und  des  VennlSgene  dieeer  KM6e  ist  aUjXhrÜdk  in  einer 
vom  Oberbergftmte  vorgoebriebenen  Form  aufzustellen  ittid  diesem,  nachdem  sie 
2  W(»chen  durch  Aushang  zur  Kenntnis  der  Belegschaft  gebracht  ist,  einzureichen." 

6)  ^  80d  Abs.  3  Satz  2  erhält  in  seinen  Eugangsworten  folgende  Fassung: 
„mit  Zustimmung  des  ständigen  ArbdtennBBchuneB  n.  e.  w.* 

7)  5  S?>f  erhält  folgende  Fa>pnng: 

„Auf  denjenigen  BergAverken,  auf  welcJien  in  der  Regel  mindestens  100  .\rbeiter 
beschäftigt  werden,  muss  ein  ständiger  Arbeiterausschuss  vorhanden  sein. 

Der  ständige  Arbeiterausschuss  hat  die  in  den  8üc  Abs.  2,  SOd  Abs.  2  und 
3,  80g  Abu.  1  und  93f  Abs.  1  bezeichneten  Aufgai)en.  Durch  die  Arbeitsordnung 
können  ihm  noch  weitcrr  Aufgaben  zugewiesen  werden.  Aus-eniem  hat  er  die  Be- 
fugnis, Antrage^  Wünsche  und  Beschweraen  der  Bei^schaft  zur  Kenntnis  des  Berg" 
werksbeeitsers  m  bringen  nnd  sich  darfiber  gutachtlidi  m  äoeeem. 

Als  ständige  Arbeiterausschfisse  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  nur: 

1)  dir  Vi)n*tände  der  für  die  Arbeiter  eines  Bergwerks  bestehenden  Kranken- 
kassen oder  anderer  für  die  Arbeiter  eiries  Bergwerks  bestehenden  ICassencinrichtun^en, 
deren  Mitglieder  in  ihrer  Mehrheit  von  den  Arbeitern  aus  ihrer  Mitte  sa  wihlen  aind, 
sofern  sie  ala  st&ndige  Arbdtanusschüsse  bestelit  werden; 

2)  die  Knftppechafteältesten  von  Knappeehaftsvereinen  oder  Imappschaltliehen 
Krankenkf\*'5cn,  welche  nur  die  Betriebe  eines  nerirwergsbe^^it/.er«  lunfas^en,  -ofern  sie 
aus  der  Mitte  der  Arbeiter  gewählt  sind  und  als  btündigc  Arbeiteraus<HÜiui^e  bestellt 
werden : 

Iii  dir  bt-rcit-  vor  dem  1.  Jannnr  isr(2  crrirhteten  ständigen  Arbeiterau>schü^-'e, 
«iercii  Mitglieder  in  ihrer  Mehrzahl  von  deu  Arbeitern  aus  ihrer  Mitte  gewählt  werden; 

4)  solche  Vertretungen,  deren  Mitglieder  in  ihrer  Mehrzahl  von  den  volljährigen 
Arbeitern  des  Bergwerks,  der  betr.  Retriebsaljteilung  oder  der  mit  dem  I^ergwerke  ver- 
bundenen Betriebsan lagen  aus  ihrer  Mitte  in  uniuiiiclbarcr  und  geheimer  Wahl  gewählt 
werden.  Die  Wahl  der  Vertreter  kann  auch  nach  Arbeiterklassen  oder  nach  beson- 
deren Abteilungen  des  Betriebes  orfolgen.  Die  Vertreter  mäseen  mindestens  25  Jahre 
alt  sein,  mindestens  1  Jahr  anf  dem  Berigwerke  gearbeitet  haben,  die  bürgerlickm 
Ehrenrecbti'  und  die  deutf-ehe  Keie.hsang«  börigkeit  besitzen  und  der  dent-chf-n  Spradbe 
in  Wort  und  Schrift  mächtig  sein.   Ihre  Zahl  soll  mindestens  drei  betragen.'* 

8)  §  8()g  erhält  folgende  Fassung: 

,.Vor  dem  Erlnss  der  Arbeitsordnung  oder  eines  Nachtrages  zu  derselben  ist  auf 
denjenigen  Beigwerken,  für  welche  ein  ständiger  ArbeiterausecEusa  besteht,  dieser  über 
den  Inhalt  der  ArbdtooidAaii^  oder  des  NachtrageH  za  bOren;  auf  den  übrigen  Bong- 
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werken  ist  den  Tolljährigen  ArMtem  Gelegenheit  zu  (.rrben,  sich  über  den  Inhalt  der 
Aibtitsorduung  oder  des  Nachtra^rtv  zu  riu>M  rn. 

Die  Arbeitoordnuag  sowie  jeder  Nachtrag  zu  derselben  iät  unter  Mitteilung  der 
atttens  de«  ArfaeitemuMchiuwe«  oder  der  Artwlter  geftufiaerten  Bedenken,  eoweft  die 

AeuB.serungen  schriftlich  odrr  zu  Protokoll  erfolgt  siml  binnt-n  '.l  Tatroii  nacJi  «Iciu 
Erlat»8  in  zwei  Ausfertigungen,  unter  Beifügung  der  Erklärung,  tlm^  und  iu  welcher 
Wöi^e  der  Vorsclirifl;  des  Ab«.  1  genügt  ist,  der  Bergbehörde  einzureichen. 

Die  Arluit-sordrmng  ist  an  geeigneter,  allen  bctoiligton  ArbeiKr  ziigäntrlicher 
4>tt.lle  au8zii hangen.  Der  Au<»hang  mui^ä  stets  in  lesbarem  Zustande  erhalten  werden. 
Die  Arbeitaordnang  ist  jedem  Arbeiter  bei  seinem  Eintritt  in  die  Beschäftigung  su 
behändigen." 

Art.  Ii.  Am  i^chlusse  de»  dritlea  Abschnittt*»  dt»  drillen  Titels  de?  AllLreiiieinen 
Berggesetzes  vom  24.  Juni  lS*u/18J)2  werden  folgende  Vorschriften  «nge.<thaltct : 

§  93a.  Für  ilip  Arbc-itf^zeit  «b-r  in  Htpinkonlenbfwwerken  unterirdisch  beschäf- 
tigten Arbeiter  gelten  unbeschadet  der  den  Bergbehörden  in  den  p  19G— 190  beige- 
legten Befugnis  com  Erlasse  weitergehender  Ano^nnngen  die  VorBdbriften  der  93b 
bis 

^  03b.  Iu  Grubcu  oder  Urubenableiluugeu,  iu  denen  mehr  als  die  Hälfte  der 
belegten  Betriebspunkte  eine  gewöhnliche  Temperatur  von  mehr  als  -f  22 "  C  hat,  darf 
die  regelmäßige  tägliche  Arbeitszeit  vom  1.  Oktober  1905  ab  ÖVt  Btimden,  vom  1.  Ok- 
tober 1906  ab  8  Stunden  nicht  Sbersteigen. 

Die  Oberbergäiutcr  r^ind  «■rmachti^'^t,  für  (inzclno  Gruben  iKler  (trul)eimbtciliin<:^n 
diese  Anfangstermine  um  höchstens  2  Jahre  hiaauszuitciüeben,  wenn  dies  zur  Yerhü- 
tUDg  anes  unTerfailtnismäMignn  Sdhadens  erforderlich  erschdnt 

Alri  Arhcit-jzeit  eilt  rlio  Zeit  von  Rrcrtnn  der  Seilfahrt  bis  zu  ihrem  Wiederbeginn. 

Die  Bergbehörde  hat  durch  schriftliche  Verfügung  zu  bestimmen,  ob  für  eine 
Grube  oder  GrabenabteOting  die  in  Abs.  1  beseiclinete  vbranssetBnng  vorliegt. 

§  93e.  Au  <lou  T?(  trir1>spuukten,  au  (leneu  die  gcwöhnhche  Temperatur  mehr 
als  +  28"  C  beträgt,  dürfen  Arbeiter  nicht  länger  als  6  Stunden  tigUcn  bebchäftigt 
weoiden. 

§  9:M  AIh  pinv(*.!inlir'Iie  Temperatur  im  J^iuiie  der  ^§  03b  Ab».  1  und  \r.c  dlt 
diejenige  Temperatur,  welche  der  Uetrieb>j)unkt  bei  regelmässiger  Belegung  untl  Be- 
wetterung hat. 

!*  93e.  Wenn  Gefahr  für  das  Leben  n  lcr  die  Gesundheit  der  Arbeiter  oder  für 
die  Sicherheit  der  Baue  besteht,  su  ist  auf  Verlangen  der  Betriebsleitung  die  Arbeit 
älier  die  regelmissige  Zeit  hinaus  fortsusetsen. 

•  '>3f.  Dureh  die  Arbeitsordnung  könnt^u  die  Arbeiter  verpflichtet  werden,  zum 
Aui^gleieh  von  Betriebs-  oder  AbBatzstöruui^eu  l  eher-  und  Nebenschichton  zu  ver- 
fahren. Auf  denjenigen  Bergwerken,  für  welche  ein  ständiger  Arbeiterausschuss  vor- 
geschrieben ist,  muss  dieser  vor  Einlognng  der  lieber-  and  Nebenschichten  gehört 
werden. 

Den  Arbeitern  darf  indes  nicht  die  Verpflichtnng  auferlegt  werden : 

a>  an  Betriebspunkten,  an  denen  die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  als  -H  28'  C 
beträgt.  Ueber-  oder  Neben  schichten  zu  verfahren ; 

d)  in  den  Gruben  oder  GrulTnabteilungen,  welche  unter  die  Vorschrift  <\<^ 
§  93b  Abs.  1  &iUen,  wöchentlich  mehr  als  eine  ö-stündigo  Nebenschicht  oder  mehr 
ab  zwei  üebersdiichten  bis  smr  Oessmtdaner  von  4  Stunden  zu  verfishren. 

Vor  dem  BeL'iuu  sowohl  einer  rfj^'elinässiLM  ii  S<  lii<  ht  al^  einer  Xebenscbicht  milSS 
für  den  einzelnen  Arbeiter  eine  mindestens  H-stüudige  Ituhezeil  liegen. 

§  93g.  Dan  freiwillige  Verfahren  von  lieber*  oder  Kebenschlchten  darf  nur 
innerhalb  der  Grenzen  des  §  93f  Abs.  2  und  3  ircstatfct  wrnlen. 

Diese  Grenzen  müssen  auch  inn^ebalten  werden,  wenn  teils  freiwillige  Ueber- 
oder  Nelmisdiichten,  teils  soldie  verfehren  werden,  zu  denen  die  Arbeiter  verpflichtet 
sind  (§  93f). 

§  93h.  Die  Oberbergämter  können  bezüglich  einzelner  tiruben  oder  Gniben- 
abteilungen  für  einzelne  Arbeiterklassen  eine  Verlängerung  der  im  §  93b  zugelassenen 
täglichen  Arbeitszeit  insoweit  gestatten,  als  dies  zur  Wieaeraufnahme  und  Durchfüh- 
rung des  vollen  werktätigen  Betriebes  erforderlich  Ist  und  die  Art  der  zugelassenen 
Beschäftigung  eine  (ief:ihnlung  der  ( !r-un(lh»-it  an-'/^e-rhlos'ieu  »T-eh«  inen  i;'iss(. 

Die  Öbcrbergämter  sind  ausserdem  ermächtigt,  für  einzehic  Gruben  oder  Gruben- 
aMeilnngen  Ausnahmen  von  der  Vorachrill  in  §  93{  Abs.  2  anter  b  auf  bestimmte 
7  ii  nzulassen,  wenn  dies  aus  uberwiegenden  OrQnden  des  öffentUchai  Interesses  ge> 
hol^n  erscheint. 


Digitized  by  Google 


-  90  - 

Die  vorstehend  in  Abs.  1  und  2  und  in  §  93b  Abs.  2  erwähnten  VerfSgongen  I 
sind  schriftlich  zu  erlassen.    Eine  Abrichrift  i.-^t  in  das  Zet-henbuch  einzutragen  und 
durch  Auäliüug  auf  dem  Werke  zur  Keuatuiü  der  Arbeiter  zu  bringen.    Eine  Nach- 
vreisun^  der  bewilligten  Aiunafamen  ist  ftiyihrlidk  dem  Minister  fOi  Hand«!  nnd  Ge- 
werbe einzureichen. 

§  93i.  Auf  jedem  Beivwerk  müssen  Einrichtunffen  vorhanden  Bein,  wddie  die 
Feetetcllung  der  Zahl  und  Dauer  der  \on  den  einzelnen  Arbeitern  in  den  letEten 
Vi  Monftten  ver&hren«a  Ueb«r-  und  NebenAchichten  ermögUcheD. 

Alt.  m.  Der  dritte  Absdinitt  de»  nenntai  Tlt^  des  Allgemeinen  Berggeeetsea 
▼om  24.  Jnni  1805 '1802  wird,  vrie  folgt,  geändert: 

1)  In  §  207b  werden  hinter  den  Worten  ,,fUr  welches  eine  ArbeitM>rdnung 
80a)"  die  Worte  eingesclultet:  „wler  der  in  §  8Qf  TOigeflehriebene  atindige  Ar« 

2)  lu  §  207c  Ziffer  1  konuiil  das  Wort  »»Lohnabzüge"  in  Wegfall, 

3)  Hinter  §  207e  werden  folgende  \'()riächriften  eingeschaltet: 

§  207f.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  Mark  und  im  Unvermögensfalle  mit  Ge- 
fängnis bi»  zu  6  Monaten  wird  bestraft,  wer  den  Vorschriften  der  §§  93b,  93c,  93f, 
0^  zuwiderhandelt. 

§  207g.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  löO  Mark,  im  UnTermögensfaUe  mit  Haft  wird 
be8trut,  wer  es  nnterlSsst,  den  durch  §  93h  AI».  2  und  3  und  durch  §  93i  fOr  ihn 
begjrfindeten  Verpflichtungen  nachzukommen. 

Art.  IV.  schluss-  und  Uebergangsvorschiifteu.  Die  durch  dieses  Gesetz  er* 
forderlich  werdenden  Abfinderungen  der  Arbeitsordnungen  mQmen  spätestens  3  Monate, 
die  Einrichtung  clor  ständigen  Arbeit^mueachuage  muse  spfitestens  4  Monate  nndi  dem 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  erfolgt  sein. 

Mit  der  Ansfohrung  dieses  Gesetzes  wild  der  Ministsr  fflr  Handel  nnd  Gewerbe 
beauftragt 

II.  Belgique.  Belgien. 

Sonntagsruhe  und  wöchentlicher  Ruhetag. 
Sitzung  der  II.  Kammer  vom  2.,  3.,  4.,  9.,  10.,  15.,  16.,  22.,  23.,  24. 
und  28.  Februar  1905,  Dialauaioik  der  Gesotzentwürfe,  betr.  die  — . 

III.  Espagne.  Spanien. 

1.  Einigungsämter. 

Senat.  Gesetzentwüii'e  über  Einigungsämter  und  über  Gewerbe- 
gMiohte,  vom  27.  Olctober  1908,  wurden  vorgelegt  (Boletin  del  Inst  de 
refonnas  sociales.   Afio  I  n.  4,  ootubre  de  1904,  p.  288  agg). 

2.  Gewinnbeteiligung. 

Bepntiertenkammer.  Gesetzentwurf  des  Abg.  Piy  Arsuaga  u.  a. 
betr.  Steuerormajibig^Ting  für  Private  nnd  Geno8sens(  liafteii,  die  ihren  Ar- 
beitem  Gewinnanteil  gewähren  (Boletin  I  n.  ö,  p.  336 — 328).  Vorgelegt 
am  10.  Oktober  190-1 

3.  Lohnzahlung. 

8enat.  Gesetzentwurf  vom  11.  November  1903,  vorgelegt  3.  Oktober 
1901,  betr.  obligatorische  Kantinen  und  Lohnzahlung  (Boletin  I  n.  5, 
p.  882-888). 

4.  Strikes. 

Senat.  Gesetzentwurf  über  Versammlungen  und  Streiks  wurde  in 
der  l'assung  der  Kommission  in  den  Sit7nn<:^en  vom  10.  und  13.  Oktober 
angenommen  und  am  14.  Oktober  1804  der  Deputiertenkammer  übermittelt 
(Boletin  I  n.  4,  p.  256 ;  n.  5,  p.  342—855).  Kommissionswabl  am  11.  No- 
vember 1904  (Boletin  I  n.  5,  p.  882). 
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IV.  France.  Fmicreieb. 

A.  Ueb  ersieht  nach  dem  Stande  vom  1.  Januar  1905*). 

1.  AlterBverficherung,  allgemeine,  s.  iSoztiüveraicheruDg. 

2.  Alters versiclieruQg  der  Bauarbeiter. 

UnTerindert  gegenfibcr  d«n  Btende  vom  1.  Januar  1904,  «.  BolL,  Bd.  III,  B.  71. 

3.  Altersversicherung  der  Angestellten  und  Arbeiter  der  Imprimerie  Nationale. 
Unverändert  gegenöhcr  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  s.  Bull.,  Ikl,  111.  S.  70. 

4.  Altersversicherung,  der  Ei.scnbahnarboitcr,  s.  unter  Eisenbalixiarbeiter. 

ö.  Altersversicherung  in  ötnatsbetripH™,  n.  unter  Invaliditätsversicherung, 

6i  Arbeiterinnen,  Versicherung  der —, in  ätaatsbetriebeo,  s. unter  Invaiiditäte* 
iwucherang. 

7.  Arbeitervertreter. 

Unverändert  gegenüber  dam  Stande  vom  1.  Januar  1904,  a.  BulL,  Bd.  m,  S.  71. 

8.  Arbeitsbedingungen. 

Uuveriiudert  gegenüber  dem  Ötandc  vom  1.  Januar  1904,  ».  Bull.,  Bd.  III,  S.  71, 

9.  Arbeitsbedingungen  erwachsener  Männer. 

DnTn&ndert  gageDüMr  dena  Btande  Tom  1.  Januar  lfl04,  a.  Bull.,  Bd.  in,  Q.\7h 

10.  A rbeitfibedingungen  der  Schiffsarbeiter. 

Sitzung  da  Deputiertenkaminer  vom  3.  Juli  1903.  Vorlage  eines  Qesetseatwurfea 
darch  den  lüBrinenmiiBter,  betr.  die  Regelung  der  ArbdfsBbeaingungen  an  Bord  der 

Handelsschiffe  (Doc.  pari.  No.  11R5,  J.  O.  8.  204S).  Der  Marme  koniiiiisKion  über- 
wiesen. —  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  26.  Januar  1904.  Vorlage  der  Proto- 
kolle dar  durch  die  Marinekommission  veranstalteten  Enquete  duvcb  den  Äbg.  Qerville- 
B^he  (Doc.  pari.  No.  1464,  J.  O.  &  433). 

IL  A  r I)  e i  t  >i d  a n er  crwaohf ener  Männer. 

a.i  und  b)  unverändert  gegenüber  tiem  iStande  vom   l.  Januar  1901,  s,  BnU., 

Bd.  III,  S.  72. 

c)  tiitsung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Juni  1904.  Vorlage  eines  Geeetz- 
entwunea  dorcn  den  Handdeminiater,  betr.  die  Kontrolle  der  Arwitsdauer  in  ge- 
werbUchen  BabriebeD  (Doe.  parL  Ko.  1761,  J.  0.  ß.  678).  Der  Arbeitdcommiam 

überwiesen. 

12.  Arbeitsdauer  für  Frau^  and  Jugendliche. 

:ii  und  b)  onverindcrt  gegenflber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  e.  BulL, 
fid.  III,  S.  72. 

c)  Senatfisitzung  vom  29.  Dezember  19<)3.  Vorlage  eine«  Gesetze« Vorschlages  d^ 
Senators  Waddington,  betr.  die  Abanderui^g  des  Gesetzes  vom  30.^  November  1892 
über  die  Arbeit  von  Kindern,  nnmiindigen  Mädchen  und  Frauen  in  Manufakturen 
uud  Fabriken  (Doc.  pari.  Nu.  3t)4,  J.  O.  S.  917).  Drmglichkeithcrklärung.  —  Senats- 
sitzune  vom  8.  März  1904.  Beri'  ht  iles  Senators  Waddington  fll)cr  diesen  Gej^etzes- 
Torachug  (Doc.  parL  No.  66,  J.  U.  S.  14B).  —  Senatisutzungea  vom  18.,  22.  und 
24.  Hin  1904.  Vinlraeiion  und  Annahme  des  Gesetcesvorschlages.  —  Sitzung  der 
Deputiertenkammer  vom  2").  März  lIX^'l.  Zu^fellung  de.-*  vom  Senate  angenommenen 
Qee^zeevorBchlages  unter  dem  Xitel:  Gesetzes von^h lag,  betr.  die  Abänderung  der 
Art  3,  4,  7  umTll  des  Geeetaes  vom  2.  November  1892  and  des  Art»  1  des  Dekret« 
gesetzes  vom  >  September  1648  (Doc  pari.  No.  1639,  J*  0.  &  334).  Der  Arbeits* 
Kommission  üben\'iesen. 

13.  Arbeitsdauer  in  Kergwerkeu. 

a)  Sitzung  der  Deputierten  kammcr  vom  29.  Mfins  1900.  Vorlage  eines  Gesetzes- 
entwurfej*  de;»  Abtr.  Ba^iy,  betr.  den  achtstündigen  !Maximalarbeit«tag  in  Bergwerken 
(Doc.  pari,  No.  15t>4,  J.  O.  S.  780).  —  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  12.  Dezember 
1901.  Bericht  des  Abg.  Odilon-Barrot  über  dift^en  Gcsetzcfentwurf  iDoc.  pari.  No. 
2827,  J.  O.  8.  209).  —  Siuuogen  der  Deputicrt^ammer  vom  29.  Januar  und 
S.  Februar  1902:  Eintreten,  Diskussion,  Annahme  de»  Entwurfes.  —  Ueberwetsung 


1)  VergL  Bulletin,  Bd.  I,  &  80;  Bd.  II.,  8.  54;  Bd.  HI,  S.  70. 
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an  den  Senat  am  (I.  Februar  V.»>'2  (Doc.  pari.  So.  39,  J.  0.  S.  82).  ~  Senatesitzung 
vom  U.  Februar  1904.  Bericht  des  Senators  Boudervrot  aber  den  von  der  Deputierten- 
kammer  angenommeDen  OesetzeseDtwurf  (Doc.  pari.  No.  29).  —  Senatsaitzung  vom 
8.  Xoveml)er  1904.  DringlichkeitPorklänint.'.  Diskussion,  Annahme  in  abecändert-er 
Fassung.  Ueberwebung  des  abgcäodertea  Entwurfes  an  die  Kammer  am  12.  November 
1904  (Doc.  pari.  Na  2052).  Der  Arbeitekommiasioii  fibenrieMO. 

b)  Dnvertndert  gegenflber  dem  Btande  vom  1.  Januar  1903,  a.  Bull^  Bd.  II, 

14.  Arbeitsdauer  der  Sdüffsarbeit«. 

Unverändert  gcgcnül  r  Irm  Stande  vom  1.  Januar  1904,  8.  Bu]L,  Bd.  III,  8.  72. 

15.  A  rbei  t  K  ^  CS  et  z  l)  u  eh. 

Unverändert  gegenüber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  s.  Bull.,  Bd.  III,  JS.  72. 

16.  Arbeitsinspektion. 

Unverändert  g^eofiber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1901,  s.  Bull,  Bd.  lU,  8. 72. 

17.  Arbeitslosenunterstützung, 
a)  bis  ci,  8.  Bull.,  Bd.  III,  S.  72,  73. 

f)  Antrag  Siegfried  vom  4  Februar  1904  ,  200000  fros.  mr  üntentutning 

Arbeitsloser. 

g)  Antrag  Escanyd  vom  9.  Februar  1904,  50000  frcs.  zur  Unterstützung  Arbeits- 
joeer  in  Munt-Ixmis->ur-Tet  und  Saillagousse. 

h)  Antrag  lioeh  und  isibille  vom  19.  Februar  1904,  200000  frcs.  zur  Unter- 
fitütcnng  Arbeiteloaer  in  Nantes. 

i)  Antrag  Oellt-  vom  März  "nriOO  frcs.  zur  Unterstützung  Arlidtsloeer 
von  Saint- Valery-Hur-J5onnne,  Cayeux-fiur-.Mcr,  Le  Crotov,  Dieppe  und  iß^port. 

j)  Antrag  Lcfas  und  Le  H^ssd  vom  U.  Mai  1904,  lOOOO  frcs.  aar  Unter- 
stützung .Arbeitsloi^er  df-  1  >epartomentf«  Ile-et-Vilaiue. 

k)  Antrag  Henau li-Murlir  re  und  DeriU  ro-Deegardes  vom  5.  Juli  1904,  20000 
frcs.  zur  Unterstützung  Arbeitsloser  im  Departement  Mayenne. 

I)  Antrag  Walter  vom  11.  Juli  1904,  tiOOO  Frcs.  zur  Unteratütcung  Arbeltsloaer 
in  St.  Denis. 

uH  Alltrag  H<^ri68^  vom  2&  Oktober  1904  ,  200000  frcs.  aar  Unteratfitanng 

Arbeitsloser  in  Pontp^n. 

n)  Antrag  Baslr  vom  22.  Novwnber  1904,  25O0O  free,  zur  Unterstützung  Arbeits- 
loser in  H/'nin-Lietard. 

ü)  Antrag  Debieve  und  Lepez  vom  17.  Dezember  1904  ,  25000  frcs.  ziu:  Unter- 
statzung Arbeitsloser  in  Fresne-sur-Escaut. 

(Vergl.  Bull.,  Bd.  IH,  S.  72,  208,  290  and  456.) 

18.  Arbeitslosenversicherung. 

a)  Gesetzesvorsehlag  des  Alig.  Dumont  \ 

b)  Get*etzesvorschlag  dos  Abir.  Coutant   J  s.  BuIL,  Bd.  III,  8.  73. 

c)  Gcsctzcsvorscblag  des  AllL^  (Jolliard  ) 

d)  Sitzung  der  DeputitTtenkammer  vom  17.  Mai  1904.  Vorlage  eines  Gesetz&<- 
vorschlages  der  Abg.  Chaumet,  Dormoy  und  Siegfried,  betr.  die  ünterstützmig  der 
Arbeitslosenkassen  (Doc.  parL  No.  1690,'  J.  O.  S.  595).  Der  Kommission  für  Ver- 
sidkeruDg  und  iMMciale  Ffireorge  fiberwieecn. 

e)  Sitzung  der  rti  pmicrtenkamnifr  v  im  20.  ^fai  lOfil.  \'orlairo  eines  Ge>of/cs- 
vorschlages  der  Abg.  Dubief  und  Aiilleruud,  betr.  die  Zuwendung  von  Subventionen 
an  die  Arbeitslotsenunterstfitzungskassen  (Doc.  pari.  No.  1608,  J.  O.  8.  025).  Der 
Kommission  für  Versleheruns:  und  soziale  Fürsorge  überwiesen. 

ad  a)  bis  e).  Beriuht  der  Kommission  für  "Versicherung  und  soziale  Fürstorge, 
erstattet  vom  Abg.  MiUerand,  iiber  die  vorliegenden  Entwflrfe  (Doe.  pari.  No.  19^). 

19.  Arbeits  marken. 

Sitzung  der  Deputiertcnkammer  vom  30.  Mai  15Kt4.  Vorlage  eines  Gesetzt -mt- 
wurfe«  des  Abg.  Vigouroux,  betr.  kollektive  Fabrik-,  Handels-  uud  Arbeilsmurkeu 
(Doc.  })arl.  No.  1712,  J.  O.  S.  631).    Der  Kommission  für  Handel  and  Gewerbe 

überwiesen . 

20.  Arbeitsiniuisteri  um. 

Unverindert  gegenüber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  s.  Bull.,  B.  III,  8.  73. 

21.  .\rbei  ts  rate. 

Scnattisitzung  vom  29.  März  VJOl.  Vorlage  einas  Gesetzes voriichlages  des  SenatoiV 
BöPenger,  betr.  die  Errichtung  von  Arbeitsbeiriten  (Doc.  parL  No.  195,  J.  O.  6.  200). 
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-  ^^enate«itzung  vom  l.  Juni  1901.  Bericht  de?*  Senators  Goiuot  Ober  diesen  Gesttze^- 
voriFchUg  (Doc.  pari.  No.  224,  J.  0.  S.  281).  —  Hcnatsfitzung  vom  IS.  Juni  l'JOl. 
Eintreten.  —  Senatseitzang  vom  19.  Dezember  1901.  Bericht  de«  Senators  Franci;« 
Chiinnes  über  diesen  OfsotzcsvorHchliif;.  —  Senat^Mitzungen  vom  ().,  7.,  11.  iind 
l'd.  November  1902.  Erste  Beratung,  Auoahme.  —  Senataaitzung  vom  5.  Dezember 
\9CfL  Annahme  in  zweiter  Beratung.  —  UebonraieuDg  an  die  Kammer  am  1&  Januar 
IÖ03  (Doc.  pari.  Nr.  Ü34,  J.  0.  B.  1). 

22.  Arbeitsunfall.'. 

Von  der  Kammer  angenommener  OeHetzer»entwurf,  betr.  die  Abänderuiig  ver- 
schiedener Arti|[el  des  Gesetzes  vom  9.  April  1808  (Art.  3,  4,  10,  15,  16,  19,  2l,  25, 

27  und  30)'  ;. 

b)  Axitrag  <les  Abg.  Julien  Goujou,  s.  Bull.,  Bd.  III,  S.  7*),  x. 

c)  Antrag  des  Abg.  Mirman,  s.  ßuU.,  Bd.  III,  S.  7t  ,  v. 

ad  a)  bis  Berichte  der  Ati^.  Demdle  und  Chovet,  a.'  BuU.,  Bd.  III,  S.  75,  ad 
a;  bis  g). 

d)  Antrag  deg  Ab^r.  Mirnmn,  s.  lUill.,  Bd.  III.  S.  7«,  t. 

ad  a)  bis  d)  äenatst$itzuog  vom  I.  Dezember  1908.  Zweiter  JSachtragsbcricht 
des  Senators  Choret  (Doc.  parC  No.  390,  J.  O.  8.  5(0).  Dringlichkeitserkifirung ;  An- 

uahrae  des  HJi?.iir<-n  von  der  Kotnmi<«inn  vortrcschlaconcn  .\rtikf'!'.  —  Scimf.-'siizung 
W(m  17.  März  iliul.   Dritter  Xaciitragsbericht  dets  feeuators  (Jkovet  {Doc.  pari.  84j. 

—  äenatsdtzuDgen  vom  14.,  16.,  17.  und  21.  Juni  1<XU.  Erste  Beratung  und  An- 
nahme. -  J^r-natfsitzungcn  vfim  1?9.  November  lfK)4  und  1.  Dezember  1904.  Annahme 
in  zsveiter  iScratung.  —  üfberweiöuug  an  die  Kammer  am  t>.  Dezember  1!K4  iDoc. 
piirl.  No.  iMIi).  —  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  Dezember  11)04.  Ik rieht 
o>-^  Abg.  Mirman  über  den  Gesetzesentwurf  in  dtr  Fassung  der  ScnatebeschlüsAe 
(Doc,  parL  No.  2181).  —  Sitzung  der  Deputierten  kammer  vom  28.  Dezember  1004. 
DringuchkeitBerklirang  nnd  Annahme  eines  Teilea  des  vom  Senat  ttbenriesenen 
Textes. 

e)  Sitznng  der  Deputiertettkammer  Tom  10.  Juni  1909.  VorInge  onee  Oesetzes- 

voT.-chlaires  des  Ahg.  Mirman,  betr.  die  fnlorstcllung  dir  l<aiitrii;iiHii-;chcn  Betriebe 
unter  die  Bestimmuugea  des  Gesetzen  vom  9.  April  1(598  (Doc.  pari.  Nr.  9,  J.  O. 
6.  454V  —  l^tzung  &e  Deputiertenkaramer  vom  90.  Juni  1902.  Bericht  des  Al^. 
X>ubTiipson  über  diesen  GesetzcBVorschlag  ^Doc  pari.  No.  If>n,  .1.  (}.  S.  683 v  — 
Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  2.  Juli  1903.  NachtragHlMjricbi  Mirman  (l>oc 
pari.  No.  1136,  J.  0.  S.  1041).  —  Sitzung  der  Deputiert^nkiunmer  vom  22.  März  1004. 
Evretter  Xachtragsbericht  Mirm.m  (])o<;-  pari.  No.  It;_'.'),  .1.  (  >  S.  272).  -  Sitztingen 
der  Deputiertenkammer  vom  2.,  7.  uad  9.  Juni  1Ü04.  DnngüciikeiiHerklarung,  Be- 
ratung und  Annahme.  —  Uebarweiaung  an  den  Senat  am  li.  Juni  1004  (Doc  pari. 
No.  157,  J.  O.  S.  23.5}. 

f)  Antrag  Mirman  vom  30.  Oktober  1JK)2,  unverändert  gegenüber  dem  Stande 
vom  1.  Januar  1904,  s.  Unll.,  Bd.  III,  S.  77,  zh. 

10  Antrag  Mirman  vom  1.  Dezmber  1902,  unverändert  gegenüber  dem  Stande 
vom  L  Januar  1904,  a.  BnIL,  Bd.  III,  8.  77,  ze. 

}r  Antrag'  des  Abg.  Paul  Conatan«  vnni  10.  März  1903,  unvetindert  gegenüber 
dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  s.  Bull.,  Iki.  III,  S.  77,  zd. 

i)  Antrag  des  Abg.  Mirman  vom  12.  März  1903,  unverindert  gegenflber  dem 
Stande  vom  1.  Januar  \m,  f«.  Bull,  IM.  III,  S.  77.  7.0. 

1)  Antrag  des  Abg.  Fernand  David  vom  9.  Juni  1903,  unverändert  g^cnübtf 
dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  a*  Boll.,  Bd.  III,  S.  77,  zf. 

23.  Bergarbeiterdolegierte. 

Unverändert  gegenüber  dem  Stanile  vom  1.  Januar  1904,  s.  Bull,  Bd.  III,  S.  77* 

24.  Bergar beiterunteratützung. 

Unverftndert  gegenaber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  s.  BulL,  Bd.  III,  S.  77. 

25.  Berufskrankheiten. 

Unverändert  gegenüber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  s.  Bull.,  Bd.  III,  S.  77. 

26.  Bleiverbindungen. 

Unverändert  g^enflber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  s.  Bull.,  Bd.  III,  8.  77. 

27.  Blindonmnteratfttzung. 

Unvetindert  gagenüber  dem  Stande  vom  t.  Januar  1904.  a.  BuUL,  Bd.  III,  &  7& 


1)  Zur  Batitehnng  dieses  Qssetsentwnrtss  a.  Boll.,  Bd.  III,  8.  75,  ad  a)  bis  g). 
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28.  Droschkenkutscher. 

UDveriodert  gegenfiber  dem  ßtaode  vom  1.  Januar  1901,  e.  Bull.,  Bd.  nl,  B.  70, 


vorHchlage«  des  Abg.  Panl  Constans,  betr.  die  Ofganisatioii  des  ^reikrechtes  (Doc. 
pari.  No.  'SSS,  J.  O.  S.  .->i>.*i. 


Toneblagea  dee  Abg.  itaddle,  betr.  die  friedliche  Schliihiimg  der  KoUektivstreilig- 
keitcn  zwischen  T^ntornebniorii  und  Arbritem  (Doc.  parL,  No.  J.  O.  S.  045). 

ad  b;,  c)  und  dl  f^itzuug  der  Deputiertenkammer  vom  z2.  Dezember  1904. 
Bericht  der  ArbeitikommiH^inii  Aber  die  m  Gesetze« vorschlage,  antattet  vom  Abg. 
CoUiard  (Doc.  pari.,  No.  2172). 

30.  Eisenbahnarbeiter,  Regelung  der  Arbeitsbediogungen  der  — . 
Unverändert  p:egenüber  dein  Staude  vom  1.  Januar  1904,  «.  Bull.,  Bd.  III,  SS.  78. 

31.  Eisenbahnbetrieb,  Ingpektion  im  — . 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Dezember  1903.  Vorlage  eine«  Ge- 
setcaaeDiwurles  des  Mmisteriiuiis  der  öffentlichen  Arbeiten,  betr.  die  Verleihung  der 
Attribute  und  Kompetenzen  der  ATbeit8ius(>ektoren  ao  die  Kimtrdibeamten  d&  Kiaea- 
bahnen,  zum  Zwecke  der  f  Verwachung  der  Durchführung  des  fJeaetzes  vom  12.  Juni 
1893/11.  Juli  1903  in  deu  Betrieben  der  Eisenbahnverwaltungeii  (Doc.  pari.  No.^  1357, 
J.  O.  S.  269)l  —  Der  Arbeitskominis.^ioii  überwiesen.  —  Sitzung  der  Deputierten- 
kammer vom  12.  Dezember  1904.  Bericht  des  Abg.  Mat»  über  dicMn  Gefletateaentwnrf. 

32.  Freiheit  der  Arbeit. 

l'nverändert  gegenüber  dcui  Stande  vom  L  Januar  1904,  g.  BulL,  Bd.  III,  S.  79. 
'6'd.  Gast-  und  Schankwirtschaften,  s.  Lohnsicherujig. 

34.  Gefährliche,  gesundheitesehBdliche  und  lästige  Betriebe. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  13.  Februar  1903.  Vorlage  einea  Gesetzes- 
vorschlagos  des  Ab^.  Chautemps,  betr.  die  Kevision  der  Ges^zgebung  übargefahr» 
liehe,  gesundheitoscSadliche  und  l&ätige  Betriebe  (Doc  pari.  No.  754,  J.  O.  S.  213). 

—  Der  Kommission  für  öffentliche  Hygiene  überwiesen.  —  Sitzung  der  Dcputierten- 
kammw  vom  28.  Februar  190^1.  Bericht  des  Abg.  Chautemps  über  diesen  Gesetzes- 
TondJag  (Doc  pari.  No.  1518). 

35.  Gewerbegericlltc 

a)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  S.  November  1898.  Vorln^  r  i  sne^  Ge- 
setzeevorschlages  der  Aog.  Paul  Beaurc^rd  und  Lannet«  de  Montcbello,  betr.  die 
Beform  der  Gewerbegericht«  (Doc.  parL  No.  324,  J.  O.  8.  230). 

b)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  November  1898.  Vorlage  eines  Ge- 
setzeeentwurf«*  des  Abg.  Dutreix,  betr.  die  Kevision  der  Gewer begericht«gesetzgebuiig 
(Doc  pari.  No.  356,  J.  O.  S.  2W). 

ad  ii)  und  Ii).    T'eberweisung  beider  Anträge  an  die  Arbeit^skommiBsion.  - 
Sitzung  der  Deputiericukammer  vum  9.  Mai  1899.   Bericht  der  ArlxatskommiHsioii 
über  b«idc  Vorschläge,  erstattet  vom  Abg.  Dutreix  (Doc.  pari.  No.  931,  J.  ().  S.  1563). 

—  Sitzungen  der  Deputiertenkammer  vom  11.,  12.  und  14.  Februar  1901.  EintrefeeOf 
Diskussion  und  Annahme  des  von  der  Kommission  vorgelegten  Entwurfes.  —  Ueber- 
weisung  an  den  Senat  am  25.  Februar  1901  (Doe.  ]  irl.  No.  88,  J.  O.  S.  19G).  -- 
Seuat^tzung  vom  4.  Dezember  li)ü2.  Bericht  des  Senators  Savary  über  den  von 
der  Kammer  angenommenen  Entwarf  (Doc.  pari.  No.  372,  J.  O.  8.  597).  —  Senate- 
Sitzungen  vom  3.  März,  2.  .\|»ril,  27.  und  29.  Oktober  und  29.  November  1903,  erste 
Beratung,  Annahme.  —  Stuaisaitzungen  vom  1.,  3.,  4.,  8.  und  15.  März  lyu4,  zweite 
B^tung,  Annahme.  —  Ueberweisung  des  angenommenen  Textes  an  die  Kammer  am 
18.  März  1904  (Doc  pari.  No.  1604|  J.  O.  B.  202).   Der  Arbeitskommission  üb»- 


3ti.  Gewerkschaften. 

Unverihidert  g^enüber  dem  Staude  vom  1.  Januar  1904,  s.  BulL,  Bd.  III,  8. 80. 

37.  <  t  e  w  i  n  n  b  e  t  e  i  1  i  g  u  n  g. 

a)  Unverändert  g^nüber  dem  Staude  vom  1.  Januar  1904,  s.  Bull,  Bd.  III,  8. 80. 


wiesen. 
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b)  Sitzung  der  Deputierteukammcr  vom  17.  Mai  1904.  Vorlage  eiaes  Ucsetzes- 
Torschlages  des  Abg.  Ballande,  betr.  die  FörderuDS  des  Priunpes  der  Qeiriiiobetoi> 
ügniig  Ci>oc.  pari.  Ho.  1689,  J.  O.  8.  598).  Der  AAeitakommieeioD  fiberwieseD. 

38.  Greise  und  Unheil  b  a  r  •    rntcntfitmng  der  — * 
a)  bis  d)  8.  Boll,  Bd.  Iii,  b.  6Ü,  81. 

Benatmtciiiig  vom  23.  Februar  1904«  Beridit  dee  Senaton  Stiania  fiber  die 
foriiegendeii  Entwürfe  (Doc  pari.  Na  43*  J.  O.  &  41). 

39.  Grubenhygiene. 

a)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Dezember  1903.  Vorlage  eines  Ge- 
fl«tzesvor8chlagfs  des  Abg.  Basly,  betr.  die  Meeeaahmeo  gena  die  Wurmbankhett 

(Doc  pari.  No.  1359,  J.  <  ).  S.  281). 

b)  Vorlage  eine«  K<  gicrungscntwurfe*,  betr.  die  Grubenhygiene  (Doc  pari.  2so. 
1519,  J.  O.  S.  171). 

ad  a)  und  b).  Der  Bergwerki*kommi8sion  überwiesen.  —  Sitznng  der  Depa- 
tiertenkanimer  vom  12.  Juli  19(>4.  Bericht  de«  Abg.  I^n  Janet  über  beide  Gesetzes- 
entwiirte  (Doc.  tmrl.  N  •.  18öS,  J.  O.  S.  859).  —  Sitzung  der  DejxititTtettkjuiiiii  r 
vom  12.  JuU  i90i.  DriDgiichkeiteearklänmg,  Duttmaeion  and  Annahme  beider  Ent- 
würfe^ —  Ueberweining  an  den  Senat  am  ^  Oktober  1904  (Doc.  perl.  Nob  874). 

40.  Heizer. 

Sitzung  der  Dcputiortonkammer  vom  28.  Jann.ir  11X')4.  Vorlage  eines  Ocsetzes- 
vorrichlages  dee  Abe.  Charonnat»  betr.  die  R^lementierung  d^  Arbeit  der  Heizer  in 
goworhlichenj  BetriMNo  (Doc  parL  No.  1470,  J.  O.  8>.54).  Der  Arbeitekommiasion 

übenv  lesen. 

4L  H  y  p  i  f>  n  e  .  öffentlichr. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  11).  Januar  1904.  Vorlage  eines  Qesetzes- 
vor^chlagea  <li  -  Abg.  Cazeneuve,  betr.  die  Abänderung  des  Art  2.5  des  Gesetzes  vom 
1&  Februar  liK)2  zum  Bchutse  der  öffentlichen  Hyeiene  (Doc  pari.  No.  14ö0,  J.  O. 
8.  41).  —  Der  Kommisrion  für  SffendiebA  UygicaB  überwieaai.  —  Sitning  der  Depo* 
tiertenkammer  vom  17.  Div.embor  1904.  Beikfit  de»  Abfp.  Ffinm  ftber  diesen  Oeaeteee- 
vOTBchlag  (Doc.  |iarl.  So.  2149). 

42.  Inspektion  der  Arbeitsdauer.  ».  unter  No.  11,  c 

43.  Invaliditätsversicherung  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  in  Staate- 
febriken. 

a)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  9.  Juni  1904.  Vorlage  eines  Gt^ettt^- 
entwurfeß  durch  den  Finanzminister,  betr.  die  Reduktion  der  zum  B«:uge  einer  invaii- 
dititsrente  erforderlichen  Dienstzeit  der  Angestellten  und  Arbeiter  der  Staatefiabriken 
(Doc.  pari.  No.  1897,  J.  O.  S.  9(56).  —  Der  Budgetkommission  überwiesen. 

b)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  23.  Juni  1904.  Vorlage  eines  Gesetzes- 
entwurfes durch  den  Fuuinzininistcr.  betr.  <h'c  Zulassung  des  weiblicnen  Personals  der 
Steatsfabriken  zur  Alters-  und  Invaliditatsvertticherung  (Doc  pari.  No.  ISOl,  J.  O. 
S.  810).  Der  Budgetkommlerion  filMTwieeen. 

44.  Kinderechnta. 

Unvcrnndert  gegenfiber  dem  Stande  vom  1.  Janoar  1904,  s.  BulL,  Bd.  III,  8i.81. 

4.').  Koalitionsrecht  der  Arlieiter  in  Staat«-  und  Eisenbahnbetriel>en. 
Unverändert  gegenüber  dem  Stande  vom  1.  Januar  lln>4,  s.  BulL,  Bd.  Iii,  S.  81. 

46.  L  e  h  r  1  i  ij  g  s  8  c  h  u  t  /.. 

a  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  21.  Oktolxr  1902.  Vorlage  eines  Ge- 
setzesentwurfes durch  den  MiniBter  des  Innern,  betr.  die  Inspektion  der  durch  private 
Wohltätigkeitsanst&lteu  errichteten  gewerblichen  Betriebe  (Doc.  pari.  No.  361,  J.  O. 
Ä  124). 

b)  Sitciuig  der  Deputiertenkammer  vom  18.  Oktober  1904.  Vorlage  eines  C^e- 
eetieBToracUagee  de»  Abg.  Henri  Midiel,  betr.  dae  LebrUngiweeen  (Doc.  pari.  No. 
1973).  Der  ^rtteitskommission  überwieeen. 

47.  LohnauiUpruch  v  rheirateter  Frauen. 

Unverändert  gf^tiülM  i  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  s.  BulL,  Bd.  III,  S.  81. 

48.  Lohn ra i  n  i  tu u  m. 

a)  und  b)  unverändert  gegenüber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  «.  BulL, 
Bd.  lU,  B.  81,  82,  No.  45. 
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c)  Sitzung  der  Dq>utiertenlcaoiiner  vom  4.  März  1904.  Vorlage  dnee  fiew>Iuti(Hi»- 

pnfwtirfe«  des  Abg.  Chauvi^re,  betr.  die  Fixierung  eines  Lohnminimutns  von  5  frc-. 
täglich  für  die  Arbeite,  Arbeiterinnea  und  Angestellte  der  Möbelmagazine  (^L>oc. 
IMurL  Na  11S9,  X  O.  &  '236). 

49.  Lolinpf find« ng. 

Unverändert  gegenüber  dm  Btande  vom  1.  Januar  19(M,  &  BulL,  Bd.  III,  &  82, 

50.  Lohnschutz. 

!5itznng  der  Deputiertenlnunmer  vom  18.  Oktober  1901.  Yorlage  eines  Gesetzes- 

vorHchlages  den  Abg.  Coutant,  betr.  Vorkehnin^rfii  gogcii  diis  Sinken  der  Löhne  und 
gegen  dje  Bchliegsung  von  Fabriken,  Werkstätten,  Werften  und  Magazinen  (Doc  parL 
Na  1971).  Der  Armitakommiseion  übenrieeen. 

51.  LobnzabluiijK. 

Ui) verändert  gegenüber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  a.  Bull.,  Bd.  III,  8.  8^. 

52.  Loh  nsicherung. 

.Sitzung  der  Deputicrtenkammer  vom  2.  Dezember  1903.  Vorlage  eines  Gesetze*- 
Vorschlages  des  Abg.  JuIoh  CoutÄnt,  betr.  die  Sicherung  dea  Lohnes  der  Angestellten 
beider  Genchlochter  in  tiast-  und  Schau k wirtschaften  durch  Verbot  der  bisher  von 
ihnen  unter  dem  Titel  ^KoHtencrBatz"  an  die  Untcrnchnior  entrichteU'U  Zahlungen 
(Doc.  pari.,  No.  1340,  J.  O.  S.  Vj'>\.  Der  Arbeitskoulllli^^•iou  überwiesen.  —  Sitzuiii: 
der  Deputierteukammer  vom  21.  Dezember  1904.  Bericht  dea  Abg.  Chambon  üb^ 
diesen  Gesctzesvoroehlag  (Doc  |)arl.  No.  21fi8). 

53.  Lohuzalilung  in  der  Seiden-Weberei  und  -Aufspulerei. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  0.  Dezember  1904.  Vorlage  eines  Cict^etzei^ 
eotwurfes  durch  den  HandelsminiBter,  betr.  die  Betrauung  der  Fabnkinspektoren  mit 
der  OnrAlQlirnng  der  6e8(k&e  vom  7.  März  1850  und  vom  21.  Juli  lööti  (Doc.  pari. 
Na  2119).  Der  Arbeitekommiaaion  überwiesen. 

54.  Kationale  Arbeit,  Schutz  der  — k 

Unverändert  gegenüber  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  a.  Boll.,  Bd.  lU,  S.  8^. 

55.  Ortseebräuche. 

Sitanng  der  Depntiertenkammer  vom  14.  liezembor  1903.  Vorlage  einen  Ge- 
setzesvorschlagcs  der  Ahe.  Dulau  ntui  L^'trli  ,  lii  ()risg( brämhe  betreffend  (Doc 
pari.  No.  13B.T,  J.  O.  f^.  27»;).   Der  Kommission  für  die  Justizreform  überwiese. 

56.  Ii  u  he  tag,  wöchentlicher. 

Dhverindert  gqi^über  dem  Stande  vom  1.  Januar  1904,  b.  BoIL,  Bd.  III,  S.  83. 

57.  ßchiffsarbeiter,  s.  unter  Arbeitabedingnngen  und  Arbeitadaner. 

58.  S o z i  a  1 V e r  -  i  (•  licr  u  n g. 
a)-j)  8.  Bull.,  Bd.  III,  S.  83, 

k)  Sitzung  der  Deputierten  kam  mer  vom  14.  Jatiuar  l'.Ä>i.  Vorlage  eine.-*  Geteutzc«- 
v(  >rs(  Ijlages  der  Abg.  AJbert  Dornioy,  Charle«  Chauniet  und  Cazeaux-Cazalet,  betr.  die 
Institution  der  Alter»-  und  Invaliditätsrenten  (Doc  pari.  Na  1432,  J.  O.  B.  10). 

1)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  25.  Marc  1904.  Vorlage  einea  Qoeetcea- 
vor^chlagea  des  Abg.  fiancoia  Fonmier,  betr.  die  AitflKBrenten  (Doa  pari.  No.  163tt, 
J.  O.  ö.  329). 

ad  a)— 1)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  22.  November  1904  Beridit  f&r 

VerpichrrniiL'  und  -o/.ialo  Fürsor^jo,  iT-tnltet  dnrch  den  Abg.  Guieysse^  über  die  VOt- 
liegenden  (;eHt'tzr.-v<)rM  hla^^e  (1)<k'.  parL  Ko.  20b3,  J.  O.  S.  1187). 

59.  Staataeisenbahoer. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  4.  MSrz  1904.  Voriage  eines  Gese(M«vor> 

s-rlilatres  de»  Abpr.  Lhopitcnu,  betr.  di«<  TTcltcrwrisuncr  der  nu'*  doin  Arbeite  vcrtrajr- vor - 
hältnisbe  zwischen  der  Verwaltung  und  den  Angosiellten  der  Staat ^eisenbahnen  sich 
ergebenden  Streitigkeiten  an  die  ordentlichen  Gericlitahöfe  (Doo  ])arl.  No.  1612,  J.  O. 
S.  207),  Der  ArbeitekomminHion  übenviesen.  —  Sitzung  der  Deputicrtenkamnncr 
vom  28.  Oktober  UM  VI.  Bericht  des  Abg.  Chambon  über  diesen  GeRCtzesvorM^hlag 
(Doc  pari.  No.  2001).  Sitzung  der  Depntiertenkammer  vom  15.  November  l^K^ 
Dringliclikt  it  (  rklänuig,  Annahme.  —  UeberweisoDg  an  dea  Senat  am  17.  November 
1904  (Doc.  pari.  No.  2Ö8). 

60.  Streiks  s.  unter  Einigung»-  und  Schiedsgerichte. 
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61.  Sabkontrakte. 

Sitzung  der  DeputiirtoDkainmer  vom  23.  Marz  19<>t.  Vorlage  eiiH>  Gesetzes- 
eatwurfes  des  Abg.  Auffray,  betr.  die  Beseitigung  der  ÖchädeOi  welclie  die  Zaiiiuagd- 
Unfähigkeit  de»  Bubuntemehoiers  ffir  die  Arbeiter  tat  Folge  h«t  (Doc.  pari.  Na  IflSO, 
J.  O.  B.  556).  Dar  ArbeitokoinmiBMon  fiberwieBen. 

62.  Truckvorbot. 

bitzune  der  Deputiertenkammer  vom  20.  Janii&r  ]Ü03.  Vorlage  eiae»  Üesetzes- 
vor-rhlage»  des  Abg.  Juie»*  Coatant,  betr.  das  absolute  Verbot  des  direkten  oder  in- 
direkten Verkaufs  von  Nahrungsmitteln  oder  sonstigen  Gf-bruiichsgegenKtündcn  an  die 
Arbeiter  durch  die  Unternehmer  (Doc.  pari.  Ho.  (jbi,  J.  Ü.  S.  76).  Der  Arbeits« 
köiiiiiii.-;:-ion  überwiesen.  —  Sitzung  der  Deputierteukammer  vom  31.  März  1904.  Be- 
richt des  Abg.  Bouveri  über  diesen  G (Kelzes vowchlag  (Doc  parL  Na  16^,  J.  O.  S.  Ö21), 

ti3.  Volkshaus  (Palai»  du  Trovail). 

Vnvcriiidtft  g^cnäber  dem  Stande  Tom  1.  Janoar  1901,  8.  fiulL,  Bd.  III,  B.  HL 

64.  Wohnungen,  billige. 

a)  Unverändert  gegenüber  dem  Stande  vom  1.  .Tanuar  v^il  t^.  Bull,,  !- 1.  TTT,  S.  "-i'. 

b)  tienatäditzuns  vom  21.  Juni  1904.  Vorlage  eineä  Geäclzesvorifcliiage.-^  doa 
tienatOTS  Stranw,  bilBge  Wohnungen  betr.  (Doc.  pari.  Na  176,  J.  O.  S.  241). 

c)  ScnatAsitzung  vom  17.  März  1901.    lioricht,  erstattet  von  der  mit  der  Prüfung 
der  Wüluiutiu'Hfrage  oetrauten  Kommission,  ucbst  einem  vom  Handclsminister  vorge- 
kgten  Ge^otzi  nt würfe,  betr.  die  Abänderung  de»  Art.  0  des  GeMtte»  vom  30.  No- 
vember 1894,  biiliL'c  Wohnnnpon  l)Otr.  (Doc.  pari.  Na  80). 

65.  Wurmkrankhcit  «.  Grubeuhygiene. 

B.  Pariaiuentarische  Arbeiten  iu  den  Monaten  Januar  bis 

April  1906. 

G6.  Achtstundentag  s.  Staatsdienst. 

67.  Altersrenten,  Unabtretbarkeit  und  Unpfändbarkeit  der. 

Sitzung  (If-r  Deputiertenkammer  vom  27.  Februar  19'  >.>.  Vorlage  eines  Gt^etzes- 
aoächlagOB  des  Abg.  Paul  Beaurcward,  betr.  die  Unabtretbarkeit  und  Uopfaudbarkeit 
der  Altosrenten  (Doc.  pari  Na  1^1).  Der  BadgetkommisBioii  überwiesen. 

68.  Altersversicherung. 

Sttzuii^--  (kr  DeputiertenkamniPf  vom  13.  Fe1)rimr  1905.  Vorlage  ein^  Gesetze*- 
vorechlagcö  d&A  Abg.  Maurice  Colin,  betr.  die  bicherung  einer  finanziellen  Beteiligung 
des  Staates  an  der  Oganisation  und  Durchtuhrong  der  Altergvcicichemng  (Doc.  parL 
No.  2247).  Der  Kommission  für  Ver^ichernng  und  sociale  iTünoi^  überwiesen 
{n.  auch  Sozialversicherung). 

69.  Arbeiter-  und  Bauernrenten. 

Sitzung  der  Depiuiertenkammer  vom  l.'j.  Februar  1905.  Vorlage  eines  Gesetzt»«- 
voischlages  des  Abg.  Henri  Michel,  betr.  die  ächaffung  dner  nationalen  Solidarität«- 
kam  ztim  Zwe^e  der  Biklun^  von  Arbeiter-  und  Bausnultanrenteii.  Der  KoiiaiBifl- 
sion  fOr  Versidhemog  und  sociale  FSrsoxge  flberwieeen. 

70.  Arbeiterinnen,  Versicherung  d^  — ,  in  Staatsbetrieben,  8.  btaatsfidwiken. 

71.  Ar heitsdauer  in  Bergwerken  (13). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  21.  April  1905.  Bericht  des  Abg.  L^u 
Janot  über  den  vom  Senate  ang^ommenen  Gesetcesentwurf,  betr.  die  Daner  der 
Arbeitstage  in  Berlcwerken. 

72.  Arbeitsgesetzbuch  (15). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  6.  Februar  1905.  Vorlage  eines  Ge^etze-.- 
entwurfes  durch  den  Handel-niini-ter,  betr.  die  Kodifikation  der  Aroeiterschutzgcsctz- 
gebung  (L,  II.,  LLL  und  IV.  Buch  des  Arbeitiigetiietzbuchesk  Der  Arbdtskommissiou 
üborwifven.  —  Bericht  des  Abg.  Charles  Benoist  über  diesen  Oeseteesentwnrf.  —  Sitzung 

der  D(':i;;tii  rrrr,k;u!iiner  vom  21,  Februar  WTt.  Vorlage  dnes  Getsetzesentwurf.-*  dureS 
den  HaiiUelöujinit?ter,  betr.  die  Kodifikation  der  Arbeiterschuijtgeseizgebuug  (V.  Buch 
w  Arbeitsgesctzbuchefi).  Der  Arbeitskommission  ül^erwiesen  und  zur  Kenntnis  der 
Komreifsion  für  Versicherung  und  soziale  Fürsorge  gebracht.  —  Sitzung  der  Depu- 
tiertenkammer vom  22.  Februar  1905.   Bericht  des  Abg.  Ch.  Benoist  über  Buch  I— V 
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de«  Arb€it*igcj»€tzbuche6  (üoc.  pari.  No.  2Jti2i.  —  Sitzu)  l  i  r  r^eputiertenkammer  vom 
4.  AfNTii  iyU5.  II.  Bericht  des  Abg.  Ch.  Benoüt  über  Buch  I— V  4eB  Arbeiisgesets- 
bncbis  (DoQ.  paiL  No.  2367,  J.  O.  &  375>.  —  SiUtuig  der  DeputMKtenkamiiMr  vom 
15^  April  1906»  DringBchkciteerkianing,  AmuliiiMi. 

73.  ArbeitsloKenunterstützung  (17). 

a)  Senatesitzung  vom  13.  Januar  1905.  l^ebcrwcistinp  an  den  Senat  des  von 
der  Deputiortcukammer  angenommenen  Get^ctzesentwurit»»,  belr.  die  Verlängerung  der 
Geltungsdauer  dea  Gesetsea  vom  5.  März  1902')  um  weitere  i  Jahre. 

b)  Senutsfiitzung  vom  13.  Januar  1905.  llebcrweisung  an  den  i^enat  des  von  der 
Deputiertenkammer  angenommenen  Gesetzesentwurfes,  betr.  die  Eröffnung  eines  au8«er- 
ordtnflii'hen  Krtniitcs  im  Betrage  vou  iriiNM  frcs.  an  den  Minister  des  Innern  zum 
Zwecke  der  UnterstützuDg  dar  arbeitslosen  Glaaarbeiter  in  Üdnio-Ii^tiuxi  (PMHie- 
Calais);  (Doc.  pari.  Na  3).  Der  FfnanzlcominiHÜoii  überwieseo. 

n  Sitzung  dt-r  Deputierten  kam  nicr  vorn  2.  März  lOr^").  Vorlairr  i  in'  -  nesetze«- 
vorschiagca  des  Abg.  Germam  Ferier,  betr.  die  Eröftnuag  eines  ausserordentlichen 
beditea  im  Betrage  von  25  000  frcs.  an  den  Minibtcr  des  Innern,  zum  Zweclce  der 
tTnterstQtzung  der  arbeitslonen  B('rgurl)oiter  von  Polroy  (3«6ne^Loire;  0OC.  parL 
Ko.  2288).   Der  Budgetkommissiou  iiiierwic^sui. 

d)  Sitzung  der  DeputicrteukanniK  r  vom  17.  April  1006.  Vorlage  eines  Gesetzes- 
Ton^hlages  des  Abg.  Balitrnrul,  biir.  die  Er<"iffnimg  eines  ausserordentlichen  Kredite« 
im  Betrage  von  50  000  frcs,  au  den  Miiji(»tcr  des  Innern  zum  Zwecke  der  Unter- 
ttüt/tin^'  der  iirbcitslosen  Arbeiter  vonMlUard  (Av^yion);  (Doc  pniL  NOk2407).  Der 
Budgetkommiwioa  ilberwiesen. 

74.  Arbeitsunfälle 

a)  SenatssitzuDg  vom  13.  Januar  1905.  Ueberweisung  au  den  6enat  des  von  der 
Deputiert^k&mmer  angenommenen  GesetsesentwurfeB ,  betr.  die  Abändming  ver- 
Bchie<lerier  Artikel  dos  Gesetzes  vom  9.  April  1898  <Doc.  pari.  No.  ö).  Einer  bpezial- 
komtuiij^iioQ  überwiesen.  —  Seoatssitzung  vom  23.  Februar  1905.  Bericht  des  Senators 
Chovet  über  den  von  der  Deputierten  kam  mer  angenommenen  Entwurf  (Doc.  parL 
No.  38).  —  Senatssitzung  vom  IH.  3für/.  YM^  iJringliehkeitserklarung,  Beratung, 
Annahme,  —  Sitzung  der  Deputierten kamniur  vom  23.  März  1905.  Vorlage  des  vom 
Senate  mit  Modifikationen  angenommenen  Gesetzesentwurf  es  (Doc.  pari.  No.  2332). 
Der  Kommission  für  Venicbwung  und  eosiaie  Füreoige  überwiesen;  in  derselben 
8ilzung :  Berieht  dea  Abg.  lürman  fiber  den  Oeeetsesentinirf  (Doc.  piurL  No.  2330). 
-  Siuung  der  Depotiertenkammer  vom  24.  Wbz  19Ü&  Beratung  und  Annahme  der 
Entwürfe  *). 

b)  tSteung  der  Depntiertenkammer  vom  14.  A])ril  1906.  Vorlage  eines  Oeeetsee- 
vorschlmres  des  Abg.  de  QKreman,  betr.  die  Abiadenmg  der  Art.  23  und  24  dea  Ge- 
setzen vom  9.  April  1898. 

75.  Aasländiache  Arbeiter  a.  nationale  Arbeit  (Ö&). 
76i.  Bergarbeiterdelegierte  (23). 

SenatBsiteung  vom  19.  Januar  1905.  Bericht  des  Senators  Savary  über  den  von 
der  Deputiertenkammer  angenommeneu  Gesetzesentwurf,  betr.  die  Abänderung  dee 

Gesetzes  vom  S.Juli  1890  iilxT  die  Berpirlieilenleleirierten  i  Doc.  pari.  No.   10).  — 

BeoatsaitEong  vom  24.  März  1905.  DringUchkeitserkäruag  und  Annahme  mit  Modi- 
fikationen. —  Ueberweisung  an  die  Deputiertenkammer  am  30.  Mira  1S05  (Doe.  pari. 

No.  2357).  Der  Bergwerkskommission  überwiesen.  —  Sitzung  der  Deputierteiikanm  r 
vom  Ifa».  April  1905.  Bericht  de»  Abg.  Baslv  über  den  vom  Senat  mit  Modiükaiiouea 
angenommenen  Gesetzesentwurf  (Doc.  parL  No.  2411).  —  SitBung  der  Deputierten- 
kammer  vom  20.  April  1906.  Annahme, 

77.  Bergarbeiterversicherung. 

Sitzung  der  Deputierten  kammer  vom  8.  März  1905.  Vorlage  eines  Gesetzes- 
Torschlages  des  Abg.  de  Bamel  zur  Abänderung  des  Gesetzes,  betr.  Ililfs-  und  Reotco- 
kns<(en  der  Beq^aniciter.  Der  Koauniaaioo  für  Verelchemiig  und  soBiale  FOnöqge 

überwiesen. 


1)  Vgl.  BuU.,  Iki.  1,  S.  VM. 

2}  QflMfts  vom  31.  Min  1905,  ■.  Boll.,  Bd.  IV,  B.  32. 
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78.  Beruf« vereine. 

Sitzung  der  DepatierttMikammer  vom  17.  März  1905.  Vorlage  eine.«*  Gesetzea- 
vorächiages  des  Abg.  Henri  Michel,  betr.  die  Abänderung  AxL  t>  des  (ieeetzes  vom 
21.  Marz  1881  ftber  di«  fierulBveniae.  Der  ArbcitekommiMion  fiberwioBeD. 

79.  BleiTerbindungen  (26). 

Senatesitzung  vom  20.  April  1905.  Beri<  ht  de>  iSenntorÄ  Alcide  Treille  über  don 
▼oa  der  Deputierteakamoier  aagenommeaea  Uedct/.eäentn'urf,  beCr.  die  Verwendung 
foo  BleiTerbindtukgaa  bei  Maknrbeiten  im  fiuigewerbe. 

80.  Gewerbegerichte  (36). 

Sitzung  der  Deputiertonkammer  vijm  6.  April  1905.  Vorlage  eines  (;pnieinsanien 
Gedetzeaentwurfefl  des  Juatiz-  und  des  Handclsministers,  betr.  (Ue  Organisation  einer 
AppellationeiiMtaiuE  f&r  die  Gewwbegenehte  (Doc  pwL  "So.  2373»  J.  O.  8.  889). 
Der  Arbeitskommiasion  übfnvie-ien.  —  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  April 
IWö.   Vorlage  eines  ßericlito  d««  Abg.  Mas  uim  diesen  Gesetzesentwurf  (Doc.  pari. 


Dnnglichkcit?f>rklarung»  Anoahme.  —  Ueberwewung  «a  deo  Seaal  am  15.  Anril  1905 

(Doc.  pari.  No.  120). 

W.  Hygiene,  öffentliche  (42). 

Öitning  der  Depatiertenkammer  vom  10.  April  190?.  Vorlage  eines  Geset.zea- 
vorschlagps  de^  AW.  Ö;izeneuve,  betr.  die  Abfuidfrimg  der  Art.  20  und  25  des  Hygiene- 
gegetzes  vom  15.  Februar  19<J2.  Dringlichkeitgerkläruog,  Annahme.  —  Ueberweisung 
tti  dea  Senat  am  la  April  1905. 

8S.  Inva'liditStevereieheriing  «.  Bozialvereidmaiig. 
83«  Krankenversicherung  e.  SosialveiBicherang. 

84.  Landwirtschaftliche  Arbeitslosigkeit. 

Sitzung  der  Deputiertenkamnier  vom  16.  März  1905.  Vr  rla.n  i-ine.«;  Gesetzes- 
forachUtgea  des  Abg.  Cogerand,  betr.  die  Arbeituloaigkett  und  die  Krisis  in  der  Land- 
nirtaelum  (Doc.  pari.  No.  2312).  Der  Kommission  ffir  Handel  und  Gewerbe  über* 
wiesen. 

8".  Lolinan  Spruch  verheirateter  Frauen  (JSi. 

Sitzung  der  Dopiitiertenkatnmer  vom  27.  Februar  19u5.  Vorlage  eines  Gesetaes- 
Torschlagee  des  Abg.  Georges  Grodjean,  betr.  den  Behüte  der  Mitgift  und  der  I^hne 
ferheirateter  Finnen.     iMr  JuAtiareformkommiesion  dberwiesea* 

86b  Lol^nminimn^m  8.^taatsdieiist. 

87.  Lohnzahlung  in  der  Seiden-Weberei  und  •Aafispulerei  (52). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  27.  Januar  1905.  Bericht  des  Abg.  Paul 
CoiiöUüs  über  den  (5esetzesentwarf,  betr.  die  Betrauung  der  Fabrikinspektoren  mit 
der  Durchführung  der  Gesetze  vom  7.  März  1850  und  vom  21.  Juli  1856  (Doc  pari. 
No.  2207).  Sitsong  der  D<^atiertenkammer  vom  9.  Februar  1Ü05.  DriogUchkeitä- 
«iklirung,  Amuhme.  —  Uebvwdsung  au  den  Soiat  am  21.  Februar  1905  (Doc  perl. 
Ko.  32). 

88.  Kationale  Arbeit,  Schutz  der  —  (55). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  20.  April  1905.  Vorlage  eines  Geaotzea- 
Torachlages  des  Abg.  Lebrun,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetass  vom  4  August  1893 
über  deo  Aufentbalt  von  Ausündern  in  Fmnkreidi  und  cum  Schutze  d«  nationalen 
Arbeit. 

80.  Pa>>;a  gier  boote,  Arbpitor  und  Angestellte  der  — . 


(iemeinderäte  und  der  Arbeiter  und  Angestellten  dersäbea  unter  das  gemeine  Becht 
(Doc.  pari.  No.  2351).  Der  ArbeitskommtBsion  überwiesoi. 

90.  Ruhetag,  wöchentlicher  (57».- 

Senatsfiitzung  vom  21.  Februar  1905.  Bericlit  df  s  Senators  Poirrier  über  den  von 
der  DqputiertenkammCT  uigenommenen  Gesetzesentwuri,  betr.  die  Gewährung  eines 
«QchentUchen  Ruhetages  an  Arbeiter  und  Angestellte  (Doc  pari.  No.  28). 


7* 


Digitized  by  Google 


-   100  - 


91.  Soldaten  -  Unfallversiclicriing. 

a)  Sitzuug  der  Depiitiertenkamnier  vom  1.  März  1905.  Vorlage  pines  Geeetzes- 
vors<  lilages  des  Abg.  J.  L.  Breton,  betr.  die  Anwendung  der  Begtimmuugäü  de«  Ge« 
setzes  vom  (t.  April  i898  auf  die  während  des  aktiven  Dienr^te.-  unfallverleteteli  SoUtotan, 
Der  £[omiui«sicMi  für  Vtfucheniog  und  äoxiale  Fünorge  überwieseu. 

b)  Sitznng  der  Depntierteiünunmer  rom  6.  Min  1906.  Vorlage  eioee 
vorschlaget,  de-  Ab^:.  Mirman,  betr.  die  Anwendung  der  Grundsätze  des  Gesetze.-?  vom 
9.  April        auf  die  Berechnung  der  dea  im  aktiveu  Dienste  unfaUverleuten  Soldaten 
xustehfliiden  Entschädigung  <Doc.  pari.  No.  2905).  ^  Der  KonuniflsioD  für  Voreidie- 
rang  und  aostale  Föiaofge  überwieBen. 

92.  B  OS  iftl  Ter  Sicherung  (59). 

Senat -^itziuig  vom  S.  A]>ril  K)05.  Vorlage  einos  Ge«€t7A>.vor.'i  hinge.- de?  f^enaKirs 
Aatouin  DuboaL  betr.  die  OrganiaatioD  einer  aUgemeineu  Arbeiter-,  Alters-,  Invalidi- 
tfila>  und  ErankenTcrnchefung.  Dringlidikeiteerklining.  Einer  gpagirikommiaaon 
fiberwiesen* 

93.  StaatadienBi. 

Sit/rnnsr  der  Deputiertenkammer  vom  13.  Januar  H)05.  Vorlage  eines  Gi-^c-lzf^- 
vorot  hlages  de»  Abg.  Vaillaut,  betr.  die  Einführung  des  Achtütuudcniagca  und  die 
Fixierung  dnea  Lohnminimunis  für  alle  in  Staatsdiensten  beschäftigten  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  wie  auch  für  die  Staat^angestcllten  beider  Oeechiecbter  (Doc.  parL 
No.  2198).    Der  ArbeitÄkomiBippion  überwi^en. 

94.  ötaateeisenbahneu  (W). 

Senat£sitzuug  vom  16.  Februar  liK>.5.  Bericht  de«  Seuaton»  Thi  odorr  Girard  über 
den  TOD  der  Deputierten kammcr  angenoninicfien  Geeetzenentwurf,  t)etr.  die  Ueber- 
wf^isung  der  auf«  dem  Arbeitsvertrags  Verhältnisse  zwi.Hchcn  der  Verwaltung  und  den 
Angestellten  der  Staati^eii^eubahneu  sich  ergebenden  Streitigkeiten  an  die  oraentUchen 
(.triditr  (Doc.  pari.  No.  24).  —  Seoatasiteung  vcon  17«  Mira  1905.  Dringlichkeila- 
erklärung  und  Annahme'). 

9~.  S  t  a  a  t  -  f  a  b  ri  k  en  ,  Arbeiter  tmd  Arbeiterinnen  in  — Ver«ichening  der  (44). 

Sitzung  der  Deputiertenkaninier  vom  12.  April  iSRö.  Bericht  des  Aljg.  Coautant 
Dnlau  fiber:  .a)  den  Getsetze^entwurf,  betr.  die  Reduktion  der  zum  Bezüge  einer 
Tnvalidität^rente  erforderlichen  Dien.stzeit  der  Angc?*telUen  and  Arbeiter  der  Staat— 
fabriken  ;  b)  den  G&ietzeäentwurf,  betr.  die  Zulassung  des  weiblichen  PenonaU  der 
Staate:  fabriken  zur  Altera«  und  InyaliditäteTerncherung  (Do&  parL  No.  2392,  J.  O* 
a.  405). 

90.  Streikamnestie. 

Sitzung  der  Deputiertenkamroer  vom  21.  April  1Ö05.  Vorlage  eines  Geßetae»- 
▼orachlageä  der  Abg.  Bagnol  und  Aldy,  die  Amnestie  für  Streikroigeheii  und  ver* 
wandte  vergehen  b^.  Der  JaatizkominiaBion  flberwieaen. 

97.  Subkontrakte  (62). 

Sit/iinp  der  Deiaitiertenl:aniiner  vom  2.  ]März  V?''\).  Vorlage  eine«  Ge^etze:-- 
vorschlages  de»  Abg.  Chauviere,  das  Verbot  der  Subkontrakic  betr.  (Doc  parL  No.  22&»j. 
Der  ArbdtakommiaBion  überwiesen, 

98.  Truckayatem  (63). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  19.  April  1905.    Vorlage  eines  G<  .-etz. 
vorschlage«!  de«  Abg.  Flayelle,  betx.  das  Verbot  dea  Xruckäj^t^ti.    Der  Arbeitä- 

kommis^ion  überwiei^en. 

99.  Wohnungen,  billige  (05i. 

Scnatt^bitzung  vom  28.  März  19<>5.  Bericht  des  Senators  Strauss  über:  1)  die 
Vorschläge  des  Senators  l'aul  Slraus.s,  betr.  Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes 
vom  30.  November  lbV<4  über  die  billigen  Wohnungen;  2)  den  Geeetzeeentwurf  «ur 
AbSndening  dea  Art.  6  des  Gesetzes  vom  30.  Noveinber  1894. 


1)  QcMts  Tom  2.  Miit  1&05,  ».  Bull.,  Bd.  IV,  S.  32. 
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V.  Grande-Bretagne.  6ros8britannien  0, 

1.  Altersversicherung  (Bd.  I,  1,  10,  25,  Bd.  II,  86,  48,  Bd. m,  1). 

H.  o.  C.  12.  April  lf*o5.  Entwurf  von  Mr.  Channuig:  A  biU  to  pro- 
vide  pensions  for  persons  over  Gö  vear«  of  age. 

H,  o.  C.  16.  März  1905.  Entwurf  von  Mr.  Coulding:  A  bill  to 
proride  pensions  for  the  aged  deserying  poor. 

2.  Arbeiterw  ohnungen  (Bd.  I,  11,  2t),  31,  Bd.  II,  37,  6U, 
Bd.  ni,  2). 

H.  0.  C.  21.  März  10O5.    Entwurf  von  Mr.  Xannetti:  A  bill  to  amend 

the  law  relating  to  thp.  honsin«,'  of  the  WdikiiiL'  classes. 

H.  o.  C.  22.  Februar  l^Oö.  Entwurf  von  Sir  T.  Wrightson:  A  bill 
to  amend  the  provisious  of  the  Small  Üwelling  Acquisition  Act,  1899. 

8.  Arheitsdaaer  in  Kohlengruben  (Bd.  I,  2,  13,  Bd.  U,  38, 
61,  Bd.  m,  -i). 

H.  o.  0.  17.  Februar  1905.  Entwurf  von  Mr.  Jacocy:  A  bill  to 
auand  tbe  provisions  of  the  Goal  Mines  Begulation  Acts  which  relate  to 
«mploymeiit   1.  LMung.  —  17.  März  1905.  2.  Lesung. 

4.  Arbeitsdauer  in  Ladengeschäften  (Bd.  I,  8,  14,  27,  Bd.  II, 
89,  52,  Bd.  III,  3,  14. 

H.  o.  L.  20.  Febniar  1905.  Entwurf  von  Lord  Avebury :  A  bill, 
eiirirled  the  Shops  Sunda}'  Closing  Bill,  a  moa-^ure  to  stop  the  Hunday 
opeiiiüg  of  shops,  with  provision  for  the  sale  of  perisshable  articles  of  food 
Up  to  9  a.in.  1.  Lesung.  —  14  März  1905.  2.  Lesung.  TJeberweisung 
•n  ein  9eleet  Committee.  —  28.  Mttrs.   Bestellung  des  Select  Conunittee. 

5.  Arbeitslosigkeit  (Bd.  II,  4(». 

Tbronrede  vom  14.  Februar  1905:  „Ein  Gesetzentwurf  zur  Schaffung 
einer  ständigen  Kammer,  die  sich  mit  der  Fraf,'e  der  Arbeitslosigkeit  su 
beschäftigen  haben  wird,  soll  Ihnen  nnterbreitet  worden. 

Mit  tiefem  Bedauern  habe  ich  es  empfimden,  dass  die  Not,  hervor- 
gerufen durch  Arbeitslosigkeit,  in  diesem  Winter  wirklich  abnormale 
Pormen  angenommen  bat 

Es  siud  zwar  v(»rfi hergehend  Schritte  unternommen  worden,  um  diesem 
Uebel  abzuhelfen.  Doch  scheint  die  Zeit  gekommen  zu  sein,  wo  Mass- 
regeln  von  mehr  permanentem  Charakter  getrotien  werden  müssen.'' 

H.  o.  C.  18.  April  1905.  Entwurf  von  Hr.  Gerald  Balfour:  A  biU 
(0  estabUsh  Organisation  with  a  view  to  the  provision  of  employment 
T  assistance  for  unemplojed  workmen  in  proper  cases.  Begründete  Ein- 
bringung und  1.  Lesung.  —  20.  Juni  1905.  2.  Lesung. 

Auswanderer,   Schutz   gegen   Fremde   (Bd.  II,  41, 

ßd.  I  II.  r>\ 

Thronrede  vom  14.  Februar  1905:  ..Ein  GesötÄentwurf  zur  Beti^e- 
nmg  der  Schäden,  die  aus  der  Einwanderung  Fremder  in  die  Vereinigten 
Königreiche  entstehen,  wird  Ihnen  vorgelegt  werden." 

H.  0.  C.  18.  April  1905.  Entwurf  von  Mr.  Akers  -  Douglas :  A 
bill  to  amend  the  law  with  regard  to  aliens.   Begründete  Einbringung 

1)  Yeisl.  Boll.,  Bd.  I,  8. 196, 331, 564;  Bd.  0,  B.  100,  290,  420;  Bd.  m,  8.  86, 352. 
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und  1.  Losung".  - —  '2.  Mai.  Abänderungsantrag  von  Sir  f^h.  Düke:  Das 
Haua  Läit  datUi-,  dass  den  Xachteüeu  der  niedrig  bezahlten  Arbeit  der 
Fremden  am  besten  durch  gesetzgeberisdie  MMmtibsaen  gegen  das  Sdkwitz- 
syatem  begegnet  wt/rdea,  kann,  und  wünschti  bevor  es  dem  Entwurf  zu- 

fitimmt,  dass  bei  ilt  n  vorliegenden  Bestimmungen  genügend  Rücksicht  auf 
die  Fe^sthaltung  des  Prinziiios  dor  Asylgewfthrung  für  die  Opfer  von  Yer- 
folguiip:<^n  genommen  isst.  Abgelehut  mit  211  gegen  59  Stimmeu.  2.  Lesung. 

7.  Fabrik-  i   i  i  We  rkntfttten  ^esef  z  (Bd.  I,  5,  17). 

II.  o.  C.  5.  Mai  1905.  Entwurt  von  Mr.  Cameron  Oorbett:  A  bill  tn 
ameud  tlie  Factory  and  Workshops  Act  (1901)  in  reapect  of  laundnea. 
1.  Lesung. 

8.  Gewerkve reine  (Bd.  I,  18,  29),  siehe  auch  Schiedsgerichte  in 
Lobnstreitigkeiten  (Bd.  II,  47,  Bd,  IH,  11,  17). 

H.  0.  C.  17.  Februar  1906.  Entwurf  von  Mr.  Whittaker:  A  bill  to 
amend  the  law  relating  to  trade  union.si  and   trade  disputes.    1.  Lesung. 

—  10.  März  1905.  2.  Lesung.  T^eberwoisung  an  ein  8eiect  Committee  von 
15  Mitgliedern.  —  26.  Mai.  Zuiückgezogen. 

H.  o.  G.  6.  April  1905.  Entwurf  von  Sir  A.  Hickmann:  A  bill  to 
amend  the  law  relating  to  trade  uniona. 

9.  Haftpflicht  bei  Betriebsunfällen  (ßd  JI,  54,  Bd.  UI,  7;. 
Thronrede  vom  14.  Februar  1906:  „Ein  Gesetsentwurf  aur  Ab&nde- 

nmg  und  Ausdehnung  der  Haftpilichtgesetse  (Workmen's  Oompensation 
Acts)  wird  Ihnen  vorgeleirt  werdeu.'' 

H.  o.  L.  16.  Februar  L5)ü5.  Regierungsentwurf:  A  bill  to  amend 
the  Workmen's  Compensation  Acts.  1.  Lesung.  —  4.  April  1905.  2.  Lesung. 

—  9.  Mai.  In  Committee,  verschiedene  Abänderungen.  —  22.  Hai.  Bericht 
über  die  Abänderungen,  weitere  Abänderungen.  —  29.  ICai.  d,  Lesung 
und  Annahme. 

H.  o.  C.  8.  März  1905.  Entwurf  von  Mr.  Shackleton:  A  biii  to 
amend  the  Workmen's  Compensation  Act,  1897,  I.  Lesimg.  —  5.  Juni. 
Antrag  von  Mr.  Tennant :  „Nach  Ansicht  des  Hauses  kann  kein  Entwurf 
anr  Abänderung  des  Haftpflichtgesetzes  von  1897  als  befriedigend  ange« 
sehen  werden,  der  nicht  Bestimmungen  über  gesnndheitsgefährliche  In* 
dustrien  enthält." 

10.  Heimarbeit  (Bd.  I,  20,  BA.  TT,  55). 

H.  o.  C.  IG.  Mära  1905.  Eistwurt  von  Colouel  Denny:  A  bill  to 
providc  for  the  better  regulalion  ui  home  indtistries.    1.  Le.sung. 

11.  Internationaler  Arbeitersrhntz  (Bd.  ITT,  IH'. 

H.  o.  C.  20.  Juni  10(»5.  8ir  Ch.  Düke  trägt  den  Home  f>ecretary, 
ob  die  Delegierten  der  Regierung  bei  der  letzten  internationalen  Arbeiter* 
Bchutskonferena  keinem  der  beiden  angenommenen  Vorschläge  austimmten, 
ob  sie  von  den  Vorschlägen  betr.  das  Verbot  der  Verwendung  des  weissen 
und  ffolben  Plmspliors-  in  cloi-  Ziiiidholziin] ustrie  ahwifhcn,  die  von  DeuKsoh- 
land,  Frankreich  und  den  meisten  ancieren  vertretenen  flächten  angenommen 
wurden,  ob  sie  die  Zustimmung  aller  vertretenen  Staaten  und  Japans  aar 
Bedingung  machten  und  ob  von  der  Regierung  irgend  welche  weiteren 
Schritte  hinsiclitlicli  der  6  Artikel  der  Konvention  betr.  die  gewerbliche 
Nachtarbeit  der  Frauen  ins  Auge  gefasst  worden  seien? 
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Mr.  Akers-Douglas:  Gemftss  den  erhaltenen  Weisungen  enthielten 

sich  die  Delegierten  'lie.se.':  Landes  der  Abstimmung  Über  beide  Resolntioneny 
als  diese  zum  Schlüsse  der  Ab5?timTnnnj!:  der  Konferenz  nntorlapren.  Was 
die  Nachtarbeit  der  Frauen  anlangt,  bo  scheint  mir,  dass  die  von  der 
Konfereiis  Torgeschlageuen  Beschränkungen  von  den  durch  die  englische 
G^ebBgebnng  schon  auferlegten  nicht  weit  abliegen.  Den  endgültigen 
Bericht  über  die  Verhandlungen  der  Konferenz  haben  wir  indessen  noch 
nicht  erhalten,  und,  solange  ich  keine  Grleg'enhoit  e^ohabt  liabo  ihn  7m 
erwägeu,  bin  ich  nicht  in  der  Lage,  irgendwelche  Erklärungen  über  die 
Stellungnahme  der  Regierung  zu  den  von  der  Konferenz  angenommenen 
Vorschl&gen  abmgeben. 

12.  Lohuilmter  i^d.  I,  9,  23). 

H.  0.  C.  17.  Pebr.  1905.  Entwarf  von  Sir  GL  Düke:  A  bill  to 
proride  for  the  establisfament  of  wages  boards.    1.  Lesnng. 

IB.  Schiedsgerichte  in  Lohnstreitigkeiten  (Bd.  n,  47, 
Bd.  m,  11,  17)  siehe  Oewerkrereine. 

14.  Sonntagsruhe. 

H.  o.  C.  17.  Febr.  1905.  Entwurf  von  Mr.  Herbert  Roberts:  A  bill 
to  amend  the  Sunday  Closing  (Wales)  Act,  1881,  and  to  make  further 
provi-*'  T)s  respecting  the  aale  of  intoxicating  liqnors  in  Wales  and  Mon- 

moutlishue.    1.  Lesung. 

15.  Unfall  vpi  'i  fit ung  (Bd.  TIL  12). 

H.  o.  C.  17.  löbr.  1905.  Entwurt  von  Mr.  J.  Walton:  A  bill  to 
graut  certiücates  to  persons  in  charge  of  steam  engines  and  boüers. 
1.  Lesung. 

16.  Versicherung  der  Seeleute  (Bd.  III,  18). 

H.  0.  C.  8.  Mftrz  1906.  Entwurf  des  Attomey-General :  A  bfll  to 
codify  the  law  relating  to  marine  insnranee.   1.  Lesung.  —  80.  M&rz  1905. 

H.  o.  C.  17.  Tebr.  1906.  Entwurf  von  Sir  H.  Sarauel:  A  bill  to 
enlarjrc  the  remedies  of  persons  injured  hy  the  negligence  of  shipowner.s. 
1.  Lesung.  —  3.  März  1905.  2.  Lesung,  dem  Standing  Committee  ou 
Law  ttberwiesen. 

17.  Wftgevorsclniften  in  Kohlengruben  (Bd.  I,  2,  13, 
Bd.  n,  38,  51,  Bd.  iU,  13). 

H.  o.  C.  17.  Febr.  1905.  Entwurf  von  Mr.  Richert:  A  bill  to 
amend  the  proTisions  of  the  Goal  Mines  Regulation  Act.  1887,  whioh 
relate  to  the  weighing  of  minerals.  1.  Lesnnfr.  —  'U.  M&rz  1906.  2.  Lesung. 
Ueberweisung  an  das  Grand  Committee  on  Trade. 

Vi.  Westaustralien. 

Session  1904  >). 

I.  Bergwerksregelung. 

Regierungsentwurf  einos  Mines  Regulation  Act  Amendment  Act.  1.  Lea. 
L  A.  14.  Sept.  1904.  2.  Leö.  L.  A.  15.  Sept.  1904.  In  Committee  L.  A. 

t)  L.  A.  —  LegblstiT«  Aneinblf ,  L.  C.  »  hepOa&vt  CamuSl. 
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6.  Okt.  1904.  3.  Le8.  dem  L.  U.  tiberwiesen.  L.  A.  12.  Okt.  1904.  — 
1.  Lea.  L.  C.  12.  Okt.  1904.  2.  Lee.  L.  0.  13.  Okt.  1904,  20.  Okt  1904. 
In  Coramittee  L.  C.  20-  Okt,  1904.    3.  Leg.  L.  0.  1.  Nov.  1904.  —  In 

Committee  Abänderungen  des  L.  C.  nicht  angenommen.  L.  A.  3.  Nov. 
1904,  —  In  Committee  Abänderujji,'on  fallen  gela^.sen.  J>.  0.  16.  Nov. 
1904.  —  Zustimmung  des  Gouverneurs.  L.  C.  29.  Xov.  1904.  L.  A, 
29.  Nov.  1904. 

Entwurf  eines  Mining  Act  Amendment  Act,  dingeliracht  von  ICr.  Troy. 
1.  Lee.  L.  A.  14.  Des.  1904. 

2.  Sinigungs-  und  Schiedsepreckung. 

Begierongmntwnrf  eines  Indnetriftl  ConciKation  ftnd  Arbitration  Act 

Amendment  Act.  1.  Les.  L.  A.  15,  Sept.  1904.  2.  Lea.  L.  A.  20.  Sept. 
19C>4,  21.  Sept  1904.  Entwurf  zurückgezogen  und  ein  anderer  eingebracht, 
1.  Lea.  L.  A.  29.  Sept.  1904.  2.  Les.  4.  Okt.  1904,  IJ.  Okt.  1904.  In 
Committee  L.  A.  11.  Okt.  1904.  8.  Les.  dem  L.  C.  überwiesen.  L.  A. 
18.  Okt.  1904.  ~  1.  Les.  L.  G.  20.  Okt.  1904.  2.  Les.  in  Oommittee  L.  C. 
1.  Nov.  1904,  3.  Nov.  1904.  3.  Les.  L.  C.  15.  Nov.  1904.  —  In  Com- 
mittee Abänderungen  des  L.  0.  angenommen  bis  auf  2,  dem  L.  C.  über- 
wiesen. L.  A.  24.  Nov.  1904.  —  In  Committee  besteht  auf  den  Abände- 
rungen.   L.  C.  1.  Bes.  1904. 

F  a  l)  r  i  k  ;r  e  s  e  t  /,  e  b  u  n  g. 
Hegierungsentwurf  eines  Factories  Act  Amendment  Act,  1.  Les.  L.  A. 
9.  Nov.  1904.  2.  Les.  L.  A.  10.  Nov.  1904,  24.  Nov.  1904.  In  Com- 
mittee L.  A.  24.  Nov.  1904,  29.  Nov.  1904.  8.  Lea.  dem  L.  C.  Aber- 
wiesen,  L  A.  30,  Nov.  1904.  —  1.  Les.  L,  C.  30.  Nov.  1904.  2.  Les. 
L.  C.  1.  Dez,  1904,  14,  Dez,  1904.  In  Committee  L.  C.  11.  Dez.  1904, 
15.  Dez.  1904.  3.  Les,  L,  C.  16.  Dez.  1904.  —  In  Committee  Abände- 
rung des  L.  C.  angenommen.  L.  A.  20.  Dez.  1904.  —  Zustimmung  des 
Gonverneurs.   L.  A.  n.  L.  C.  24.  Des.  1904. 

4.  Frühlad  euschluss. 

Kegierungsentwurf  eines  Early  Closing  Act  Amendment  Act.  1.  Les. 
L.  A.  8.  Dez.  1904.   2.  Les.  L.  A.  18.  Des.  1904.   In  Oommittee  L.  A. 

13.  Dez.  1904,  11.  Dez.  1904.  3.  Les,  L.  A.  16.  Dez,  1904.  —  1.  Lea. 
L.  C.  16.  Dez.  1904.  2.  Les.  L.  C.  20.  Dez.  1904.  In  Committee  L.  0. 
21.  Dez,  1904.  3.  Les.  L.  C.  22.  Dez,  19<J4.  —  In  Committee  Abände- 
rungen des  L.  C.  angenommen.  L.  A.  23.  Dez.  1904.  —  Znstimmung  des 
Gonvemenrs.  L.  A.  u.  L.  C.  24  Dez.  1904. 

5.  Hilf skass e  n. 

Regienmgsentwnrf  eines  Friendly  Societies  Act  Amendment  Act. 

1.  Les.  L.  A.  20.  Sept.  1904,  2.  Les,  L,  A.  21.  Sept.  1904,  22.  Sept. 
1904.  3.  Les.  dorn  L.  0.  überwiesen,  L,  A.  27.  Sept.  19ni.  ~  1.  Lea. 
L.  C.  4,  Okt.  19U4.  2.  Les.  in  Committee.  L.  C.  11.  Okt.  liiOl.  12.  Okt. 
1904.  3.  Les.  L.  C.  13.  Okt.  1904.  —  Abänderungen  des  L.  C.  in  Com- 
mittee angenommen  bis  anf  2,  dem  L.  0.  Überwiesen.  L.  A.  19.  Okt. 
1904.  —  In  Committee  besteht  auf  den  2  AlÄnderungen.  L.  0.  1.  Nov. 
1904.  —  In  Committee  die  beiden  Abänderungen  des  L,  C,  angenommen. 
L,  A,  3.  Nov.  1904,  —  Zustimmung  des  Gouverneurs.  L.  A,  22  Nov.  1904, 
L.  C.  29.  Nov.  1904. 
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6.  liolmsfthlang. 

Entwurf  eines  Tnick  Act  Amendment  Act,  eingebracht  von  Hon.  W. 
T.  Loton  für  Sir  E.  H.  Wittenoom.  1.  Les.  L.  C.  1.  Nov.  1904.  2.  Les. 
in  Committee  L.  C.  8.  Nov.  1^04.  3.  Les.  L.  C.  15.  Nov.  1904.  —  1.  Les. 
L.  A.  16.  Not.  1904.  2.  Lea*  L.  A.  24.  Nov.  1904.  in  Committee  L.  A, 
29.  Nov.  1904.  8.  Lea.  L.  A.  1.  Des.  1904.  —  In  Committee  Abftnde- 
nmgen  des  L.  A.  angenommen.  L.  C.  6.  Dez.  1904.  —  Zustimmimg  doB 
GoQvernenia.   L.  0.  13.  Dez.  1904.   L.  A.  IB.  Dez.  1904. 

7.  Unfallverhatung. 

Kerrienrngsentwurf  eines  Inspektion  of  Machinery  Act.  1.  Les.  L.  A. 
14.  tiept.  1904.  2.  Les.  L.  A.  15.  Sept.  1904.  3.  Les.  L.  A.  2(».  Sept. 
1904.  In  Committee  L.  A.  22.  Sept.  1904,  27,  Sept.  1904,  28.  Sept.  1904. 
8.  Lea  dem  L.  C.  flberwiesen,  L.  A.  12.  Okt.  1904.  —  1.  Les.  L.  C. 
12.  Okt.  1904.  2.  Lee.  L.  C.  13.  Okt.  1904,  20.  Okt.  1904,  1.  Nov.  1904. 
In  Committee  L.  C.  1.  Nov.  1904,  2.  Nov.  1904,  3.  Nov.  1904,  8.  Nov. 
1904,  15.  Nov.  1904,  16.  Nov.  1904.  3.  T.es.  L.  C.  29.  Nov.  1904.  — 
In  Committee  Abänderungen  des  L.  C.  bis  aui  4  uugenommeu,  dem  L.  C. 
ftberwiesen.  L.  A.  15.  Dez.  1904.  —  Committee  besteht  auf  den  Ab- 
Bikdenmgen.  L.  C.  16.  Dez.  1904,  20.  Dez.  1904.  —  In  Committee  Ab- 
änderungen des.  L.  C  angenommen.  L.  A.  22.  Dez.  1904.  —  Zaatimmnng 
des  Gouverneurs.   L«  A.  u.  L.  Q,  24.  Dez.  1904. 

VII.  ItaHe.  Italien. 

X.  Arbeit  in  den  Beiafeldern. 

GesetzentwoTf  dee  Abg.  Fracami,  betr.  die  Arbeit  in  den  Reisfeldern. 
Vorgelegt  in  der  Deputiertenkammor  am  22.  Febmar  1905;  in  Betracht 
gezogen  in  der  Sitzung  vom  4.  März  1905. 

2.  Landw.  Institut,  internationales. 

Sclireiben  des  Königs  an  den  Präsidenten  des  Mini.sterratos,  befr. 
iTrnnd'm«:  eines  internationalen  Ackerhaninfititutes  (das  auch  Erriclitun^^ 
einer  Arbeitübürse  bezweckt,  durch  die  die  Wanderzüge  der  Ackerbau 
treibenden  Bevölkerung  zweckmässiger  geleitet  werden  könnten),  vom 
24.  Januar  1905  (Boll.  dell'Uff.  del  lavoro,  Vol  III  n.  8,  p.  652,  558). 

VIII.  Pays-Bas.  Niederlande 

(Mftrz  bis  Mai  1905.) 
1.  Arbeiterschntz. 

Gesetzentwnrf,  enthaltend  Bestimman^on  zum  Schutze  der  Arbeiter 
bei  Bauwerken  unter  grösserem  als  atmosphärischem  Luftdruck  (Caisson- 
&rbeit\  —  Der  II.  Kammer  vorgelegt  am  23.  Februar  1905.  II.  K,, 
beseion  1904-iyu5,  BeiL  161,  Xo.  1 — 3.    An  die  Sektionen  verwiesen. 


1)  Abkümingen.   I.  K.  «=  eratc  Kammer;  nreite  Kammer;  V«A«n<ll.  — 

St«ro)rraphi!K'hca    Protokoll   «ler  Sitziin;.:  (Haadliagen  van  de  Staaten-OfiH-riuil  ;  P.iil. 
Beilagen  zu  den  Stoaogr.  Protokollea;  Bell.  A  »  Staatshaavhaltsetat ;  Beil.  B  ■»  Kolon; 
Hsuhdiwlat. 
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—  Konimissionsbericht  und  weitere  Schriftstücke:  IL  K..,  Seasion 
1904-1906,  BeiL  161,  No.  4—6, 

BftnktnBg  und  Annslmie:  VerfaftudL  IL  K.^  8.  1765—1778. 

[Der  Entwurf  entliftlt  die  Bestimmung,  dasa  im  Vorordnungswege 

Vorschriften  festzustellen  seien,  betr.  das  Alter  der  Arbeiter;  die  Rege- 
hmg  der  Zeitdauer,  nach  welcher  der  Zutritt  zum  Caisson  und  das  Hinaus- 
gehen in  die  freie  Luft  gestattet  ist;  die  Luftreinigung;  die  Maximalzeit 
der  nmintarbrocheiieii  Arbeit  im  Cusson  u.  s.  w.] 

—  8.  auch  Grubenarbeiter. 

2.  A  r  1 » e  i  t  0  r  V  f  r  s  i  c  h  e  r  u  n     im  allgemeinen  (Erörterung  betr.) 

Verhandl.  L  K.,  Session  1904-1  UOö,  S.  309—311,  325—328  ,  335- 
336,  387—388. 

3.  Arbeitsvertrag. 

Gesetzentwurf  zur  Abänderuno^  und  Vervollständigung  der  Bentim- 
mimgen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  betr.  den  Arbeitsvertrag  der 
Dieastboten  und  Arbiter  und  der  damit  susammenhängenden  Artikel 
dieses  Gesetzbuches,  sowie  die  des  Handelsgesetzbuches,  der  btbrgerl.  Pro- 
zessordnung und  der  Gerichtsorganisation  und  Justisverwaltung.  —  Re- 
gienmgsnnte,  Abänderungsantrag  der  Regierung  und  weitere  Sclinftstücke : 
n.  K.,  Session  1904-1905,  Beil.  23,  No.  1—6. 

4.  Gaissonarbeit.   S.  Arbeiterachuts. 

5.  Grubenarbeiter. 

Anträge  der  Abgeordneten  van  Kol,    Nolens  und  von  Bjrlandt, 

beti-.  Festsetmnt^  eines  MaximalarbHltstages  für  die  Grttbenarheiter  unter 
Tage.  ~~  Tl.  K.,  Session  1904-1905,  Beü.  87,  No.  1  (Neue  Kedaktion  No.  4j, 
No.  2  u.  3. 

Beratung  am  28.  Februar  und  1.  M&rx  1905.  —  VerhandL  IL  K., 
S.  1146—1172.  —  Abgelehnt.  (Die  Regierung  beabsichtigt  einen 
Mazimalarbeitstag  durch  Ausführnngsverordnung  festzustellen). 

6.  Sonntagsruhe.  (£inschrAnknng  des  Eisenbahndienstes  am 
Sonntag.) 

Verhandl.  L  K.,  Session  1904-1905,  S.  201,  209,  365,  373. 

7.  Unfall  Versicherungsgesetz  und  Reichs  vers  i  cheruugä- 
bank.   (Bemerkungen  betr.) 

Verhandl.  L  Seesion  1904-1905,  8.  191^192,  216—217,  808,  326 
—827, 

8.  Uniallver Sicherung  der  landwirtschait liehen  Arbeiter.  (Ge- 
setzentwurf betr.) 

Der  II.  Kammer  vorgelegt  am  13.  April  1905.  —  IL  K.,  Session 
1904-1906,  Beü.  187,  No.  1—3.   An  die  Sektionen  verwiesen. 

9.  ZwangS'Invaliditftts-  und  -Altersversicherung  aller 

Arbeiter  und  ilirer  Witwen.   (Gesetüentwurf  betr.). 

Der  II.  Kammer  vorgelegt  am  1H.  April  lf>05.  U.K.,  Session  1904 
1906,  Beil.  188,  No.  1 — 4.    An  die  Sektionen  verwiesen. 
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IX.  Suede.  Schweden. 

Arbeitsamt,  inteniationales. 

Sitzuni?  der  1.  Kammer  vom  8.  März  lf05.  Antrag  des  Freiherra 
ü.  Trolle  und  Genossen,  «lern  internationalen  Arbeitsamte  in  Basel  eine 
Subvention  von  750  Kionoa  zu  bewilligen.  Angenommen. 

Sitzung  der  2.  Kammer  vom  10.  März  1905.  Antrag  des  Herrn 
J.  Centerwall  und  Genossen,  dem  internationalen  Arbeitsamte  in  Basel 
eine  Sabvention  von  750  Kronen  za  bewilligen.  Angenommen. 

X.  Suisse.  Schweiz. 

1.  Arbeiteraus  Schüsse  in  der  Bundesverwaltung.  Kotion  von 
Herrn  Nationalrat  Sulzer,  vom  22.  Mftrz  11M15. 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  prUlen  und  den  eidgenössischen 
BKten  zu  berichten,  ob  nicht  ans  dem  Penutnal  der  einaeln«n  Dienstaweige 
der  Bundesverwaltung  und  der  Bondesbahnen  Vertretungen  bestellt  werden 
sollten,  welchen  die  Aufgabe  zufiele,  Anregungen  und  Wünsche  genereller 
Natur,  •welche  dienstliche  Verhältnisse  beschlagen,  desgleichen  Klagen  oder 
Wünsche  einzelner  Angehöriger  der  Dienstzweige  den  vorgesetzten  Amts- 
steBen  kq  unterbreiten. 

2.  Arbeitsnachweis  und  Schutz  gegen  Arbeitslosigkeit 
^Bd.  III,  13,  S.  4<)5). 

Bericht  des  Bundesrates  vom  8.  November  1904  (BundesbL  V,  717  i, 
bstr.  Mitwirkung  des  Bundes  bei  Institutionen  fiir  Arbeitsnachweis  und 

fttt  Schutz  gegen  Arbeitslosigkeit. 

Beschluss  dos  Xatinnaliates  21.  Mrirz  1905: 

1)  Vom  Berichte  des  Biiudesi  ates,  dass  eine  bundesgesetziiche  Lösung 
der  Arbeitslosenfrage,  speziell  eine  Vorlage  über  Arbeitslosenversicherung 
noch  nicht  möglich  und  sur  Zeit  von  ihr  absusehen  sei,  wird  Vormerk 
genommen. 

2'  Der  Btmdesrat  wird  beanftrao-t ,  din  Frage  der  Arbeitslosenfür- 
Rorge  weiter  zu  prüfen  und  Bericlii  und  Autrag  darüber  vorzulegen: 

a)  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  die  Unterstützung  des  Bundes 
ftür  Bek&mpfung  der  Arbeitslosigkeit  gewahrt  werden  könne; 

b)  ob  und  wie  ein  Zusammenwirken  der  ^'et  waltungen  des  Bunde.^, 
der  Kaiitntio  und  der  Gemeinden  bdlufs  xweckmässiger  Einteilung  der 
Örfeiitlichen  Arbeiten  anzustreben  sei. 

3)  Der  Bundesrat  wird  femer  beauftragt,  Ober  die  Förderung  des 
Arbeitsnachweises  im  Sinne  von  Ziffer  V,  2  seines  Berichtes  beförderlich 
eine  Vorlage  einzulningen. 

3.  Arbeitszeit  bei  den  Nebenbahnen,  Eingabe  betr.  — 
(Bd,  m,  8,  S.  293). 

Bericht  des  Bundesrates  vom  30.  Oktober  1908  (Bundesbl.  IV,  50-2) 
über  die  Eingabe  der  Arbeitenuiion  schwei?;erisrher  Transportanstalteu 
betr.  die  Arbeits-  und  Ruhezeiten  bei  den  Nebenbahnen. 

Nationalratsbeschluss  16.  Juni  1904:  Es  wird  auf  die  Eingabe  nicht 
eingetreten,  dagegen  der  Wunsch  ausgesprochen,  der  Bundesrat  möchte: 
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^^  wif>  bisher  ein  wachsames  Auge  darauf  halten,  riass  nicht  «Inreh 
Uebertretuiig  der  Verordnung  das  Personal  der  Nebenbahnen  in  seinen 
gesetzlichen  Bechten  bdinträchtigt  werde-, 

2)  ixksbeBondere  dftrttber  wscfaen,  dass  nidit  ohne  wirkliches  Bedfirfhis 
die  einstündige  Mittagspause  des  Personals  verkümmert  werde,  und  dase 
dies  jedenfalls  nicht  für  Iftngere  Perioden  za  Ungimsteii  des  nftmJichen 
Personals  geschehe; 

H)  anlftsslich  einer  allfollig  später  notwendig  ersclieiuenden  Revision 
der  gegenwärtigen  Vttrordnxing  vom  9.  Oktober  190d  anch  die  Frage  in 
Erwägung  ziehen,  ob  nicht  fhr  die  verschiedenen  Kategorien  von  Neben- 
bahnen in  einer  neuen  Verordnung  besondere  Bestimmungen  anfzastellen  seien. 

4.  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrt - 
Unternehmungen  (Motion  Brenner)  (Bd.  III,  14,  S.  465).  Bedaktionelle 

Bereinigung. 

Nationalrat,  24  März  1905:  Annahme  des  von  der  Kedaktionskom- 
misaion  bereinigten  Textee  und  des  derart,  bereinigten  Qesetzesentwurfee 
Stftnderat,  28.  Mftns  1905:  ebenso. 

5.  Samstags  arbeit  (Bd.  III,  17,  S.  466). 

Nationakat,  31.  Marz  1905:  Zustimmung  zu  den  Beschltissen  des 

StÄnderates. 

Ständerat,  31.  März  liM.15:  Annahme  des  von  der  Kedaktiouskommission 
bereinigten  Textes  und  des  derart  bereinigten  Gesetzeseutwurfes. 
Nationalrat,  1.  April  1905:  ebenso^). 

6.  Weissphoaphor Zündhölzchen,  lievision  des  Zündhülzchen- 
gesetses. 

Botschaft  und  Beschlusses-Entwurf  vom  3.  Mai  1904  (Bundesbl.  II, 
902),  betr.  TJevision  von  Art.  9  des  Bundesfre^etzes  vom  2.  November 

1898  über  fl^f^  Fabrikation  tind  den  Vertrieb  von  Zündhölzehen. 
Xa1ionuliatsbesclilus>5  21  ,MiVrz  1905  nach  Bundesratseiitwurf. 

7.  Zoll  i'f^rsonal,  Rekurs  betr.  Unterstellung  des Zollpersonals  anter 
das  Ruheta^^^t  setz  der  Verkehrsanstalten. 

Bericht  des  Bundesrates  vom  11.  November  1904  (BundeebL  VI,  392) 
Uber  einen  Rekurs  betr.  Unterstellung  des  Zollpersonals  unter  das  Buhe- 
tagsgesetz  (b  r  Verkehrsanstalten. 

Natioualratsbeächluss  23.  März  1905:  Eh  wird  auf  den  Rekurs  nicht 
eingetreten,  dagegen  ein  Postulat  folgenden  Inhalts  angenommen : 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prfifen,  ob  nicht  im 
Interesse  einer  möglichst  gerechten  und  gleichmässigen  Handhabung  des 

Art.  47  des  Zollgesetzes  vom  28.  Juni  1893  ein  Begulativ  su  erlassen  sei. 

*  * 

Gesetzentwuri ,  betr.  die  KrgäuzuxLg  des  Sutwurles  eines  sQhwei- 
seiisohen  Zlvflgesetibttobes  doroh  Anfügung  det  Obllgatloiienreobtei 

Sfebeaunidrebsir^tor  Artikel.  Der  IHenstfertnif. 

l.'JGO.  Jeder  Vertrag,  wonach  jeiiniiul  als  Arbeiter.  Angestellter  oder  Lehrling 
einem  Dicnfitherm  oder  Arbeitgeber  Dienste  aul  bestimmte  oder  unbestimmte  Z<at  g^gea 
Lohn  BU  entrichten  hat,  ist  da  Dienstvertrag  su  beurtalen. 

I)  Gesetz  xom  23.  Mäirz  1905,  BulL,  Bd.  IV,  S.  53. 
2)  GcwtB  Tom  1.  April  1905,  Bull.,  Bd.  IV,  8.  56. 
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Der  Vertrag  ist  auch  danD  ein  Dienstvertrag,  wenn  dem  Arbettoehmer  der 
nach  MatNsgaWe  der  geleisteten  Arbeit  uixl  nicht  nach  »1er  Zeit  versprochen  wird 
(Stücklohn,  Akkurd),  sobald  er  von  ein  und  deiuBeJben  Arbeitgeber  auf  bestimmte  oiler 
nnbeetimmte  Zeit  angestellt  ist. 

Wer  nicht  angestellt  ist»  atdit  nur  dann  im  Dienatvertrag,  wenn  «r  Bone  Arbdk 
nadi  der  Zeit  vm-ichtet. 

1370.  Der  DienBtvertng  entsteht,  wo  es  nicht  anders  bestimmt  ist,  dttrdi  form- 
lose  mündliche  Yercinbaning. 

1371.  Wer  im  (.xewerbebetrieb  eine  grössere  Zahl  von  Arbeiteni  nach  einer  ein- 
heitlichen Arbeitsordnung  anstellt,  kann  den  einzelnen  auf  deren  Bestimmungen  iiur 
dadurch  rechtsgültig  verpflichten,  dass  er  diese  Ordnung  schriftlich  auisetsEt  und  den 
Arbeitern  vor  ihrer  Anstellung  bekannt  gibt. 

Der  Inhalt  des  Dienstvertrages  kann  durch  Vertrag  des  Arbeitgebers  mit  Berufs- 
geoo8«enschaften  u.  dergl.  festoesteilt  werden. 

1372.  lidirrertrS^  mit  Unmündigen  sind  nur  dann  verbindlich,  wenn  sie  schrift- 
lich al»gefai*st  und  von  u* m  Meister  und  dem  Inhalwr  der  elterlichen  Gewalt  <xler  dem 
Vormund  unter  Zustimmung  der  Vormujidschaftsbehörde  (43Ü)  unterzeichnet  sind. 

In  den  Vertrag  sind  über  die  Daner  der  beruflidien  AosbOdung  und  cUr  Dienst- 
Idstnng,  die  Zahl  der  regelmfu^sigen  Arbeitsstunden,  den  UnteriuUt  oder  andere  Lel- 
sltuigen  die  erforderlichen  HcNtimmungen  aufzunehmen. 

1373.  Der  Vertragsinhalt  kann  innerhalb  der  Schranken  der  guten  Bitte  und  des 
Gesetzes  bdiebig  vcreinWrt  werden. 

Die  zuständigen  kantonalen  Behörden  können  aui  Vorschlag  von  Beru&genossen- 
scJiafteD  und  getnemnützigen  Verbindungen  fiber  einzehie  Arten  von  Dienst^nträgen, 
wie  uanientlicn  über  den  T>ehr1iiic:-vertrag,  Xornial vertrüge  aufsetzen,  deren  Iidialt  als 
Vertragswille  angenommen  wird,  sobald  eine  angemessene  Veröffentlichung  derselben 
itsttgerunden  hat  und  keine  Abweichungen  vereinbart  werden. 

Solohe  Normalvertrtge  unterliegen  der  FrSfung  und  Qenehmignng  des  Bundes- 
rates. 

1374  (339).  Der  Dienstpflichtige  hat,  wenn  sich  niebt  ans  der  Verabredung  oder 
aus  den  Umständen  etwas  andores  ergibt,  die  verspfochenen  Dienste  in  eigener  Pierson 

zu  leisten. 

Die  Uebertragung  der  Bechte  des  Arbeitgeben  auf  dnen  andern  ist  anter  dem 
gleichen  Vorbehalt  au.%geschlo88en. 

1375.  Der  Dienstpflichtige  hat  die  übernommene  Arbeit  mit  Sorg&lt  aoa- 
snfübren. 

£r  ist  für  den  Schaden  verantwortlich,  den  er  aus  Aiglist  oder  Nachlässigst 
den  Arbeitgeber  zufügt. 

Das  Ma.*s  der  Sor^^falt,  für  die  der  Dienstpflichtige  einzustehen  hat,  bc^timiiit 
sich  nach  dem  Anstellungsverhältnis,  unter  BerücKsichtigung  des  Bilduugs^:^es  oder 
der  Fachkenntnisse,  die  zu  der  Arbeit  verlangt  werden,  sowie  der  Kenntnis  von  den 

F-igf-n^cbaff  L'n  des  Aii^'i -t-  llten  odvr  Arbeiters,  die  der  Arbeit irebcr  bt.im  Abschlussdes 
Vertrages  gehabt  hat  oder  bei  schuldiger  Aufmerksamkeit  hätte  haben  müssen. 

1376.  Arbeitet  der  Dienstpflichtige  auf  Stücklohn  oder  im  Akkord,  so  finden 

hin.sirhtlieh  der  Verantworili'  hkr  it  für  den  Stoff  und  der  vertragsniä.<>ig<  ii  Ausführung 
der  Arbeit  die  Bestimmungen  über  den  Werkvertrag  entsprechende  Anwendung  (1408 
bU  1415,  1419.  1426,  1427).  r 

1377.  Der  Arbeitgeber  hat  <lem  Arbtitinlniier  die  als  Lohn  vcreiubartc  (nler  in 
den  für  iim  gülligen  Normalverträgei»  oder  'i  arifen  aufgestellte  ( ieMh  i^iung  in  Landes- 
münze  zu  entrichten. 

Eine  Verjrütung  gilt  al>  in  einem  der  Ui-bung  entsprechenden  Betraere  vereinbart, 
wenn  die  Dienstleistung  nach  den  UniitUindeu  nur  gegen  eine  solche  zu  erwarten  war. 

Ut  neben  dem  Lohn  ein  Gewinnanteil  vereinbart,  so  hat  der  Dienstherr  dem 
Dienstpflichtigen  über  Gewinn  und  Verlust  die  nötigen  Aufschlüsse  zu  geben. 

1378.  Jurheitet  der  Dienstpflichtige  auf  h>tücklohn  oder  im  Akkora,  so  hat  er 
für  die  Dauer  det*  Vertragsverhältnisses  darauf  Ansprneh,  da.ss  ihm  Arbeit  zugewiesen 
oder  der  aus  der  Arbeitslosigkeit  entstehende  Schaden  ersetzt  werde. 

1379.  Solem  Mut  vorgängige  oder  periodische  BecaUung  vereinbart  wurde 
oder  ftUidi  ist,  muss  die  Veigütung  erst  entrichtet  werden,  wenn  die  Dienste  ge- 
lestet sind. 

Bei  der  Anstellung  auf  unbestimmte  Vertragszeit  gilt  der  Termin,  auf  den  von 
^em  Antritt  des  Dienstes  oder  der  lelasten  Zahlung  an  hätte  gekündigt  werden  können, 

vermutungsweise  als  Zahltag. 
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Die  Lohnforderung  wird  ffillig  in  jedem  Falle  mit  der  Beendigung  dee  Dienst» 

▼ertrflc;^. 

13^^).  Der  Arbeitgeber  ist  veqit liebtet,  dem  Dieubipflichtigen  nach  Massgabe  der 
bereite  vorliegenden  oder  hinreichend  gendicrten  Arbeitsleistung  in  jedem  falle  den 
Vorschuss  zu  gewähren,  den  der  Arbeiter  zum  Unterhalt  für  sich  und  seine  FamiÜe 
oder  zur  Abwendung  einer  wirtschaftlichen  Gefahr  nötig  hat  und  den  der  Dienstherr 
ohne  eigene  Not  zu  gewähren  vermag. 

1^1  (341).  Hei  einem  Dienstvertrage  von  längerer  Dauer  geht  dem  Dienstpflich- 
tigen sein  Antiprac^  auf  die  Yergfitung  nicht  verloren,  wenn  er  dardi  Krankheit, 
durch  obligrttorigchfri  Militärdienst  oder  aus  fihiilichcn  Gründen  ohne  eigenes  Ver- 
schulden auf  verhältnismässig  kurze  Zeit  an  der  Leistung  seiner  Dienste  verhindert  wird. 

Die  Dauer  ist  hierbei  nicht  nur  nach  der  Fkist»  auf  die  eine  Kündigung  erfolgen 
kann,  sondern  auch  nach  der  Dauer  der  biahb  dem  Arbdtg^bec  goleiateten  Dienste 
zu  betirteilen. 

Dor  Arbeitgeber  kann  sich  von  dieser  Pflicht  nicht  beCraien,  darf  alx  r  im 
Falle  der  Vcrhinderunf  durrli  Krankheit  Krankeiiirtlder  von  Kassen,  an  die  er  Bei- 
träge leistet,  im  Verhältnis  dieser  Beiträge  zur  (jii3bamtleibiung  in  Abzug  bringen. 

1382.  Wird  gegenüba*  dem  vertraglich  bestimmten  oder  üblichen  Mass  da*  Arbeit 
eine  Mehrarbeit  notwendig,  so  ist  der  Arbeiter  verpflichtet,  sie  zu  übernehmen,  wenn 
er  sie  zu  leisten  vermag  und  die  Weigerung  der  Uebemahme  einen  Verstoss  gegen 
Ttoen  und  Glauben  bedeuten  würde. 

Fär  diese  Mehrarbeit  hat  er  Anspruch  auf  einen  Zuschuss  am  Lohn,  der  nach 
dem  VerhSItnis  mm  vereinbarten  Lohn  und  unter  Würdigung  der  bescmderen  Um- 
stände zu  b*-nifssrn  \-t. 

1383.  Beim  Lchrverirag  hnt  der  Meister  den  Lehrling  nach  bestem  Vermögen 
fachgcmfias  auszubilden. 

Er  hat  ihm  den  Bepnch  des  Unterrichtes  zu  ermöglifhfn,  der  zu  seiner  Au-- 
bildung  dieui,  soweit  dies  mit  der  Haus-  und  Geschäftsordnung  und  der  Ausbildung 
beim  Meister  verträglich  ist. 

1384.  Der  Arbeitgeber  hat  den  Arbeitern,  wo  es  nicht  andfrs  vprabrt>K't  oder 
üblich  ist,  die  Ausrüstung  mit  Werkzeug  und  Material  zu  licferu,  die  der  Arbeiter  zur 
Verrichtung  der  Arbeit  nötig  hat. 

Wird  durch  den  ^Vrbeiter  hieran  etwas  geleistet,  so  it^t  er  dafür  zu  entschädigen. 

1385.  Der  Arbeitgeber  hat  für  angemessene,  gesunde  Arbettsräume  zu  sorgen." 
Er  hat  für  die  Schutzvorrichtungen  zu  sorgen,  die  der  jeweilige  Stand  der  T^nik 

unter  Rücksicht  auf  das  einzelne  An>eitsverhiltnis  und  die  Natur  der  Dienstleistung 
an  die  Hand  gibt 

1386.  Der  DienHtherr  darf  seine  Lohnschuld  mit  einer  Forderung,  die  er  an  d» -n 
Arbeiter  hat,  vrie  nameatlich  auf  Schadenersatz,  insoweit  nicht  vetreclinen,  als  die 
Lohnfofderuiig  nach  Sehnldbetreibunga»  und  Konknrsredit  für  einen  GlXubiger  des 

Arbeiters  nicht  pfändbar  >cin  würde. 

1387.  Der  Dienstherr  hat  dem  Arbeiter  die  landc:^ül)li(•hen  freien  t^tundeu  oder 
Tage  zu  gewähren. 

Er  hat  ihm  vor  Beendigung:  des  Di  tu  sl  Verhältnisses  Zeit  für  die  erforderliche 
Umschau  nach  neuer  Arbeitsgelegeiiheit  zu  geben. 

Der  Dienstpflichtige  hat  in  allen  diesen  Fällen  auf  die  Intcfesson  des  Arbeit» 
gebers  möglichst  Rücksicht  zu  nehmen. 

1388.  Der  Arbeitgeber  hat  dorn  Dienstpflichtigen  auf  sein  Verlangen  über  die 
Art  und  Dauer  des  Dienstverhältnisses  ein  Zeugnis  auszustellen. 

138ü.  Wird  der  Arbeiter  in  die  Hausgemeinschaft  des  Arbeittfebets  au(genommen 
als  Diouitbnte,  L^rling  oder  Oeselle,  so  bildet  der  Unterhalt  im  Hanse  nüt  Nahrung 
und  Wohnung,  wo  es  nicht  anders  \orabredet  oder  üblich  ist,  einen  Teil  der  Löhnung. 

Der  Arbeitgeber  hat  in  diesem  Falle  dem  Dienstpflichtigen  den  Unterhalt  mit 
Inbe|triff  der  Pflefi:«  und  ärztlichen  Behandlung  auch  dann  zu  gewähren,  wenn  er  auf 
verhält  nismn^i^;ig  knrzp  Zeit  durch  lüimlüidt  o&ie  eigenes  Verschulden  an  der  Leistung 
seiner  Dienste  verhindert  wird. 

Im  ü{)rigen  steht  diese  Gemeinsdiaft  unter  den  Vorschriften  über  die  Haus- 
gewalt (338  ff.). 

1390.  Ist  der  Dieiistvertrag  auf  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossen,  so  endigt  er, 
wo  €»  nicht  anders  verabredet  oder  Ablich  ist,  ohne  jede  Aufkflndigttng  nüt  dem  Ab> 
lauf  dieser  Zeit. 

13U1  (342).  Wird  ein  auf  .lahresfrist  oder  auf  eine  kürzere  Zeit  eingegaugeucs 
Dienstverhältnis  nach  Ablauf  der  Dit  n^t/elt  von  beiden  Teilen  Stillschweigend  fort- 
gesetzt,  so  gilt  der  Vertrag  als  erneuert  für  die  gleiche  Zeit. 
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War  die  feeteesetzte  Dienstzeit  länger,  ro  gilt  die  Rrneneriing  für  ein  Jahr. 

Hat  (kr  AutTösung  des  W-rtragea  nach  Verabredung  oder  Ortsülning  eine  Kün- 
digung vomnzugelieaf  gilt  die  beiderseitige  UnterliUBang  deraeibea  Als  Erueueniog 
des  Vertrages. 

1392  (3431.  I-t  ein  Dienstvertrag  nicht  auf  bestimmte  Zeitdauer  eing^angen 
nad  ergibt  sieb  eiue  ^Iche  auch  nicht  aus  dem  angj^ebeDeo  Zwecke  der  Dieuste,  so 
kann  der  Votrag  von  beiden  Teilen  in  den  geeetuiditti  oder  flblidimi  Fristen  ge> 

kän(li::t  :v erden. 

iwj^'ichen  darüber  wetler  beboudere  G&jetze  noch  Abreden  oder  Uebuogeo,  ao  kann 
der  Vertrag'  auf  den  Ablauf  je  einet»  KalendermonBts  dudi  TOrangeliende  nundestens 
14-tägige  Kündigung  nnfcehoben  werden. 

Tallt  der  Anfang  des  Dienstverhaltni&Be»  nicht  mit  dem  Anfange  eines  Kalender- 
mODitos  nuammen,  so  kann  friUnstens  an!  das  Ende  des  nächstfo^anden  gekfindigt 
werden. 

13U3.  Hat  ein  Dienstverhältnis  über  ein  Jahr  gedauert,  eo  kauu  es  von  selten 
de^  Dienstitfliehtigen  wie  des  Arbeiiizebers  uHt  einer  THst  TOD  6  Wooheik  aof  E^e 
des  laofeuaen  Quartals  gekündigt  werden. 

Dnrrli  Abrede  kann  diese  Frist  abgeändert,  jedoch  nicht  unter  eine  14-tägige 
Kündigungsfrist  auf  Knde  di>  Monats  angesetzt  werden. 

^344).  Wird  bei  Anstellung  aut  länger  als  einen  Monat  eine  Probezeit  ver- 
abt<edet,  so  kuin  fftr  die  Daner  von  bSdhstens  2  Monaten,  wenn  lüoht  anderai  ver- 
abredet oder  üblich  ist,  eine  Kündigung  jtxler/.eit  auf  Ende  einer  Woebe  mit  wen^ 
8t«ns  b  Taureu  Kündigungsfrist  vorgeuoiuiuen  werden. 

Bei  dem  Gesellen-  und  Dienstbotenverhfiltnisse  gelten,  wenn  es  nicht  anders  ver- 
abredet oder  üblich  ist,  die  erj-teii  2  Woohen  vom  Antritt  der  Dienste  an  als  Pn)t>ezeit 
in  dem  binue,  dass  es  bis  mm  Ablauf  dieser  Zeit  jedem  Teile  freisteht,  dän  Verhältnis 
unter  Einhaltung  einer  mindestens  3-tägigcu  Kündigungsfirisk  aufzulösen. 

irJOf)  (345).  Ist  ein  Dienstvertrag  auf  die  l^benszeit  einer  Partei  oier  für  ISng^r 
als  5  Jahre  eingegangen,  so  kaiiu  er  vom  Dieustptlichtigeu  jederzeit  durch  G-mouat- 
Uehe  Kündigung  ohne  Entschädigung  gelöst  werden. 

1396  i34tfk  Aus  wichtigen  Qrüiiäen  kann  sowohl  der  Dienstpflichtige  als  der 
Arbeitgeber  jederEeit  und  sofort  vom  Dienstvertrag  zurücktreten. 

Als  wichtiger  Grund  i.st  namentlich  jeder  l  mst«nd  anzusehen,  bei  desseti  V  ii  - 
handensein  dem  Zurücktretenden  aiu  sittlichen  Kücksichten  oder  nach  Treu  und 
Glauben  die  Fortsetzung  des  VerhiUtnisseB  nicht  me^  cneemntet  weiden  darf. 

T'eber  da-s  Vorhandensein  solcher  Fniständo  entscheidet  der  Ki^^hter  nach  seinem 
Krmeeoeu,  duri  aber  in  keinem  Falle  die  Leistung  obligatorischen  Militärdienstes  als 
wüthtigen  Grund  anerkennen. 

1397  (340).  Liegen  die  wichtigen  Gründe  in  schuldhaftem,  vertragswidrigem  Ver> 
halten  des  einen  TciltA,  so  hat  dieser  vollen  Schadenersatz  zu  Ici.sten. 

liu  übrigen  werden  die  vermögensrechtlichen  Folgen  des  Rücktritts  vom  Richter 
nach  seinem  Enuessen  bestimmt,  unter  Wtirdigang  der  Umstände  und  des  ürts- 
gebrauchet*. 

1398.  Besteht  für  den  Dienstpflichtigen  die  Gefahr,  dass  er  wegen  Zahlungs- 
unfähigkeit den  LoJin  am  Zahltag  mcbt  erEalten  werde,  so  ist  er  befogt^  das  Dienst- 
verhSItnis  au&nheben,  sobald  ihm  auf  sein  Bej^ren  nicht  angemessene  äieheilieit 

gideistet  wird. 

13U9  (347).  Das  Dienstverhältnis  erlischt  mit  dem  Tode  des  Dienstpflichtigen. 
Hit  dem  Tode  des  ArbeitgelMrs  fillt  es  dahin,  wenn  der  Vertrag  wesentli^  mit 

Rttckpicht  auf  dessen  Person  eingegangen  worden  ist. 

liei  der  Entrichtung  des  Lohne»«  isi  tu  diesem  Falle  auch  die  iSchädigun^  billig 
zu  l>erück.'iichtigen,  die  der  Dienstpflichtige  aus  der  durch  den  Tod  des  Arbeitgebers 
berbeigeführten  .Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  erfährt. 

1^00,  Bei  Dienst verlüiltniäHcn,  die  dem  Dienstpflichtigen  einen  Einblick  iu  Kundeu- 
IcraiM  oder  Qescb&ftgeheimnisse  gewahren,  kann  in  dem  Dienstvertrag  die  Bestimmung 
aufgenommen  werden,  dass  der  Dienstpflichtige  nach  der  Beendigtmg  des  Verhältnisse» 
wtxfer  auf  eigenen  ^amen  ein  mit  dem  Arbeitgeber  konkurrierendes  Geschäft  betreiben 
noch  an  einem  solchen  sich  als  Anieilhaber  oder  auf  andere  AN'eise  betätigen  dürfe. 

Dieses  Verbot  ist  nur  insoweit  v^bindlicb,  als  es  iu  angemessener  Weise  zeitlich 
und  ftrtUcb  begrmzt  ist  und  der  Dienstpflichtige  durch  die  Verwertung  jenes  Ein- 
blickes den  Arbeitgeber  erh  '  T:  h  schädigen  könnt«. 

1401.  Der  Dienstptlichtige,  der  em  Konkunrenzvwbot  übertritt,  ist  seinem  ehe- 
maligen Dienstherm  zum  Ersatz  alles  Schadens  verpfUehtet,  der  diesem  bienuis  in  der 
Zeit  der  Wirksamkeit  des  Verbots  entsteht. 
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Ist  eine  Konventiomüstrafe  auf  die  Uebertretunf^  de«  Vcrhotea  anf;eMtctt  so  kann 

der  Dienstpflichtige  durch  deron  Entn\'Iitung  sich  von  fl  m   X'erlxjte  iK-freion. 

Die  BefugniB  de»  Kichters  asur  lierabäetzuiig  iibern) aasiger  KoiiventionHlsirafeu 
bleibt  vorbehalten. 

\vy2.  DiLs  Konktirrcnzvcrlxit  fällt  dahin,  wenn  der  Arbeitgeber  nachweisbar  kein 

Intere«8e  an  dessen  Aufrtx:hUirhaltung  bt»itzt. 

Ferner  kann  der  Arbeit^'o!»»  r  wfjren  l'ebertretung  des  Verbotes  nkiht  klagen^ 
wenn  er  daa  Verhältnis  zum  Dienstpflichtigen  ohne  erheDhelien  Atdasti  oler  aua  einem 
AnlatiH,  den  er  «elbet  verantworten  hui,  autj^ehoben  oder  durch  sein  eigenes  Ver- 
schulden dem  Ang^tellten  einen  Grund  zur  Aufhebung  de^  Vertrages  gilben  hat. 

1403  (848).  Die  Vorschriften  diese«  Titel»  finden,  wo  die  Voraussetzungen  des 
DienKtvertrage«  vorliegen,  auch  Anwendung  auf  Dienstverhältnisse,  in  denen  gegen 
Honorar  Arl)eitcn  zu  k'i^ton  sind,  die  besMidere  irisseoBChafttiche  oder  kfinatlensche 
Aasbildung  voraussetzen  (freie  Dienate|. 

1404  (349).  IX«  öffentliehen  Beapten  imd  Angestettten  atehw  unter  dem  Offent- 
Uchen  Recht  des  Bandes  und  der  Kantone. 


III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschliisse  und  Eingaben 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschutz. 

1.  IJosobition  dos  2.  A  .  i  bandstagOB  des  GewerkvereiDS  der  Heim- 
arbeiterinnen De»ut<ehlands. 

2.  Ei^ftrung  des  Delegiertentages  des  Zentralverbandes  deutscher 
Industrieller. 

3.  Re.solutionen  des  5.  Kon;,nes!ses  der  Gewerk.schaften  Deutschlands. 

4.  Eingabe  drs  kaufiii.  Verbandes  für  weibliclie  Ari<;^esiteUt©. 

5.  Eingabe  der  Gewerkschaftskommisäiuu  Oesieneichö. 

6.  Besulutiouen  des  däuiächeii  Gowerkscbaftskongiesses. 

7.  Besolution  des  schweizerischen  Arbeitertages. 

II.  Beruflicher  Arbeitersohutz. 

1.  Bergbau. 

a)  Resolutionen  der  G.  sellschaft  für  soziale  Refonn. 

b)  Erklärung  der  Tlaiidelskammem  des  niederrheinisch-westfklischen 
lud  UH  ti'ie  bezi  rkes. 

c)  KesoIutionaQ  des  1.  preussischeu  Bergarbeitertages. 

2.  Industrie  der  Steine  und  Erden. 

Eingabe  des  Zentralverbandes  deutscher  IndustrieUer. 

3.  H a  n  d  e  1  s ^ e  w erbe. 

ai  Resolution  des  «>.  wUrttembergischeu  Handlangsgehilfentages. 
b)  Resolutionen  des  Kongresses  der  Angestellten-  und  Keisenden- 
vereine  Belgiens. 

4.  Boherberguugs-  und  Erquickuugsgewerbe. 
Petition  des  Verbandes  dentsdier  Gastwirtsgehilfen. 

nii  Haftpflicht  und  Versicherung. 

1.  Vorschlage  der  deutschen  Krankenkassen. 

2.  Petition  des  Verbandes  fortschrittlicher  Frauenvereine. 

3.  Resolutionen  des  15.  ostf  i  i  tut  laschen  Aeiztevereinstages. 

4.  Resolutionen  des  schweizerischen  Aibeitertages. 
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I.  Allgemeiner  Arbeiterschuts. 

1.  Resolution  des  am  21.  und  22.  Marz  1905  abgohaltenon  2.  Vftrbands- 
tages  des  Gewerkvereins  der  Heimarbeiterinnen  Deutsch- 

Der  2.  Vfurbandsta^  des  Oewerlcvareiiii»  der  Heiniubeitariiin«!!  «i^ 
bückt  in  ^eniellea  Vorschriften  Uber  die  gewerbliche  Benutsiilig  Ton 

Wcihii^flmnen  zwar  niclit  lie  mtpf lieidende  Massregel  gegen  das  Elend 
der  Heimarbeit^  wohl  aber  einen  im  Interesse  der  Heimarbeitsfamilien 
und  des  ganzen  Volkes  dringend  nötigen  hygieuibchen  ii.mgriii  und  er- 
wartet daher  von  der  Wohntmgsgefietzgebung,  dam  sie  die  Heimarbeit  nioht 
ausser  acht  Iftsst,  sondern  unter  Schonung  tob  gegenwärtig  an  die  Heim- 
arbeit gefesselten  Personen  Mindestbedingungen  für  die  als  Arbeiteranm 
dienenden  Wohnun^^en  festsetzt,  abgestuft  je  nach  der  Gesundheitsgefkhr- 
lichkeit  der  einzelnen  Gewerbe.  Zugleich  möge  der  Staat  die  gemein- 
nfttoge  Schaffang  billiger  Kleinwohnungen,  die  den  sittlidien  nod  hygie* 
nischen  Anforderungen  geniigen ,  im  Interesse  der  Minderbemittelten  im 
allgemeinen  imd  der  Heimarbeiterinnen  im  beeonderen,  in  die  Wege 
leiten. 

2.  E<rkllrang  des  am  6.  Mai  1905  in  Berlin  abgehaltenen  Belegiertem- 
tBges  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller. 

Der  Zentralverband  deutscher  Industrieller  betrachtet  den  Abschluss 
von  Tarifverträgen  zwischen  den  Arbeitgeberorganisationen  und  den  Or- 
ganiaatioflien  der  Arbeiter  als  der  deiitsch«a  Zndnstrie  und  ihrer  gedeih- 
heben  Fortentwickelnng  durchaus  gelUirlieh.   Die  Tarifrertnga  nehmen 

dem  einzeUien  Arbeitgeber  die  f(ir  die  sachgemässe  FortOthrung  jeden 
Cntemehmens  notwendige  Freiheit  der  Entschliessung  über  die  Vorwen- 
dnng  seiner  Arbeiter  und  der  Lohnfestsetzung,  und  sie  zwingen  die 
Arbeiter  unter  die  Herrschaft  der  Arbeiterorganisationen.  Die  Tarif- 
verträge sind  nach  der  Ueberzengang  des  Zentralverbaiides  deutscher 
lu  ltistrieller,  die  durch  die  Erfahrongen  in  En^and  und  Amerika  voll 
bestätigt  werden,  darüber  hinan«  schwere  Hindemisse  des  technisdifin  und 
Organisator is eben  Fortsclirittes  der  deutschen  Industrie.  Aus  diesen . 
Grtluden  bedauert  der  Zeutralverband  deutscher  Industrieller  insbesondere 
aach  die  EntSchliessung  der  kgl.  bayerischen  Staatsregierung  vom  2.  M&ra 
1905,  die  den  Abschluss  von  Tarifverträgen  als  eine  der  vfMmehmsten 
Aufgaben  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  bezeichnet 

Der  Zentralrerbanti  deutscher  Industrieller  ist  der  Ueberzeugung,  dass 
die  gesetzliche  Festlegung  des  lOstüudigen  Maximalarbeitstages  für  Ar- 

V;  Das  bayerische  Minütcrium  des  kgl.  TTaiist^  uud  dc!^  Aeuswereu  vprscinlci  hierzu 
lant  MiUeilung  im  „Hambai:^.  Korr."  vom  IG.  Mai  folgende  Prcssnotis:  ,,Aui  dem  Dele- 
IßuitaUig«  dtt  Zentnlverbaadet  deotoeher  InduBtrleller  In  Berlin  wurde  dn  Antrag  an- 
genommen, in  welchem  der  Zcntml verband  die  Ent.«fliliessting  der  kpl.  bfiverisohcn  Ptaats- 
regierutig  vom  2.  März  d.  .1.  bedauert,  ,die  dcü  Abschluss  voü  Tarif vei-trugeu  al.«  tine 
der  Tornchmsten  Aufgaben  d<  r  <  i  (  werbcanfsichtsbeamten  bezeichnet*.  Dem  Delegiertentage 
dürfte  der  Wortlaut  dieser  EntiUihliesMnitK  ulclit  vor^elr-L'en  haben,  denn  darin  wird  es 
keineswegs  al^  eine  der  romehmsten  An(gaben  der  Gewerboaufsichtsbcamteu  berciehiiet,  den 
Abochlara  von  Tarifverträgen  schlechthin  lu  fördern,  viidmehr  wird  ihnen  dort  zur  AiifLMb« 
KMtellt,  ,im  Benehmen  mit  den  Organisationen  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  auf  das  Zu» 
•tudekommen  solcher  Tarlfvereinbarungen  hinzuwirken,  die  beide  Teile  zu  befriedigen 
K'-^hiibi  eiwhamen'.   Hiergeigett  vird  wohl  ein  berechtigter  Einwand  lioh  nicht  erheben 
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beiterinnen  zur  Zeit  filr  eine  Anzahl  Industrien  erhebliche  Schwierigkeiten, 
für  die  Textilindustrie  insbesondere  auch  eine  ernste  Bedrohung  ihrer 
internationalen  Wettbewerbsfähigkeit  herbeiführen  würde,  wahrend  er 
andererseits  nicht  anzuerkennen  vermag,  daas  die  jetzt  in  den  einzelnen 
Indostrien  ftbliehen  ArbeitBMit<Hi  zu  irgendwie  weeentliohen  Schädigungen 
der  Arbeiteriimen  geftlhrt  haben.  Im  gegenwärtigen  Zeitpunkt,  wo  die 
Existenzbedingungen  weiter  Elreise  der  deutschen  Industrie  durch  die  neuen 
Handelsverträge  erheblich  schwieriger  werden  wie  bisher,  hält  der  Zentral- 
verband deutscher  Industrieller  eine  neue  Belastung  der  Industrie  durch 
die  Gesetzgebung  für  besonders  unangebracht.  Jedenfalls  ist  die  unbe- 
dingte Voraussetzung  jeder  geaetsliehen  VerkttrBung  der  ArbeitSMit  der 
Frauen  auf  10  Stunden,  dass  diese  gleiche  Verkürzung  auch  in  den  mit 
der  deutschen  Indutitt  ic  koTil^urriereiiden  Staaten,  insbesondere  in  der 
Schwei?:.  Italien,  Belgien  und  Oesterreirh  eini^eführt,  und  dass  namentlich 
auch  von  diesen  Staaten  ausreichende  Garantien  dafür  gegeben  werden, 
dasB  die  Durchführung  dieser  gesetdidien  Vorediriflen  unter  eine  eb«wo 
eorgfilltige  Kontrolle,  wie  sie  in  DeutseUand  besteht,  gestellt  werde. 

3.  Resolutionen  des  nm       -  27.  Mai  1905  in  Köln  a.  Rh.  abgehaltenen 

ö,  Kongresses  der  Gewerkschaften  D  e  u  t  s   h  1  a  n  d  s. 

Der  fünfte  Kongress  der  Gewerkschaften  Deutschlands  erklärt: 
Die  Forderungen  des  Heimarbeiterschutzkongresses  in  Berlin  tin.  die 
Geeetsgebung  sind  das  Minimum  dessen,  was  snm  Schutse  der  Heim- 
arbeiter veilangt  werden  muss.  Es  hat  den  Anschein,  dass  die  Heichs- 
regierunsr  p;ar  nicht  crf^willt  Ist,  diese  Materie  gesetzlich  m  ref^eln,  weil 
sie  trotz  aller  Erhebungen  bis  jetzt  dem  Reichstage  noch  nicht  einmal 
einen  Heimarbeiterschutzgesetzentwurf  unterbreitet  hat.  Die  Arbeiter- 
vertreter im  Reichstage  werden  aufgefordert,  die  Regierung  fortgesetst  an 
ihre  Pflicht  su  erinnern  bexw.  einen  selbstftndigen  Gesetsentwurf  einxu* 
bringen. 

Der  fünfte  deutsche  Gewerkschaftskonirress  erwartet  von  der  Reicha- 
gesetzgebung  die  Schati'ung  von  Arbeiterkammern  als  gesetzlich  anerkannte 
Arbeitervertretung.  Dieselben  sollen  berufen  sein,  in  allen  die  Inter* 
essen  der  Arbeiterschaft  betreffenden  Angelegenheiten  Antrftge  su  stellen, 
Outachten  zu  erstatten,  Beschwerde  zu  führen,  bei  der  Veranstaltung 
von  Enqueten  nnd  arbeitsstatistischerl  Aufnahmen ,  sowie  irc^Vyosnndore 
bei  der  Ausgestaltung,  Durchführung  und  Beaufsichtigung  des  Arbeiter- 
schutzes und  an  der  Förderung  korporativer  Arbeitsverträge  mitzuwirken. 

Der  Kongress  erblicdEt  in  dem  geplanten  Ausbau  der  Gewerbegerichte 
SU  Arbeitflkammem  nur  den  Versuch,  die  Wirksamkeit  selbst  dieser  Or- 
gane zu  verkümmern  und  eine  Vertretung  der  weiblichen  Arbeiterschaft 

anszuschliessen.  Von  der  T'eberzeugiinjr  durch drunsfen.  de«^«?  dici^er  Wegr 
nicht  geeignet  ist,  die  gleichberechtigte  Mitarbeit  der  Arbeiterklasse  in 
Reich  und  Staat  zu  gewährleisten,  verwirft  der  Kongress  durchaus  diese 
wie  jede  andere  LOsung,  die  der  Schaffung  selbständiger  Kammern  ent- 
gegensteht. 

Als  tmerlässliche  Vorbedingung  erachtet  der  Kongress,  dass  das  aktive 
und  passive  Wahlrp<"ht  zu  diesen  Kammern  auf  der  Basis  des  Proportional- 
wahlsystems allen  grossjährigen  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  in  Bergbau, 
Industrie  und  Gewerbe,  Handel,  Verkehr  und  Landwirtsohaft  erteilt  wird, 
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and  dAäti  die  besoldeten  Angeätellten  der  Berufävereiue  ebenso  wie  berulk- 
tfttige  Arbeiter  w&hlbar  sind. 

4.  Eingabe  des  Kaufmännischen  Verbandes  für  weibliche 
Angestellte  an  das  Reichsamt  des  Innern. 

Ew.  Exzellenz  untorbreiteu  wir  die  Bitte,  bei  der  FestJ^tellun^  eines  (Jesetzeut- 
worfr  betr.  die  £innchtUDg  von  Arbeitflkammern  auch  den  erwabstatweD  Frauen  eine 
BetdliguDg  und  Yertretnn^  in  diewr  Einrichtnog  zu  gewShren.  Vom  Standpunkte  der 
HsDdlnngscehilfinnen  hep-ünden  wir  lir^i     Gesuch  wie  folgt. 

0er  Anteil  der  weiblichea  Bevölkerung  an  una««»  Tolkswirtachaftiichen  Leben 
nimmt  dinemd  m.  InsbeMModere  ▼ermehrt  doh  die  Zahl  der  als  ünselbstSndige  be» 
schäftif^f^n  Pranen,  namentlich  in  d^n  Pf^mfnn,  die  für  rbV  -onrnnrnte  bürgerliche 
.'khicht  in  Fra^c  komuien.  Ho  dürften  »iie  llandluugögehiltinnen,  also  m  der  Mehrheit 
qualifizierte  geistige  Arbeit  leistende  Angestellte,  heute  den  dritten  Teil  der  gesamten 
Handlungsgenilfenschiift  bilden.  Die  wei})Iiehen  Handlungsgehilfen  haben  ah  Arbeit- 
nehmer zwar  die  gleichen  Interesnen  wie  die  mannUchen,  al^r  angesichts  der  Feind- 
»fB^kältf  der  die  Ftenenarbeit  vieliwdi  befiegnet,  besteht  die  Gefahr,  dass  die  nur  aus 
Männern  xusammengefietzt^^n  Kammern  versuchen  werden,  die  >>chon  jetzt  nicht  allzii- 
gÜDStige  La^jo  der  erwerbenden  Frauen  in  wirtschaftlicher  und  geaellflchaftlicher  Be- 
ziehung noth  weiter  herabzudrücken.  Durch  die  Umfragen  der  Konmiis-ion  bezw. 
«i«  Bant»  fär  Arbeiterstatistik  ist  nachgewiesen,  dasa  man  den  Frauaa  im  Handel 
itorthichnittMch  iSngere  Arbeitszeiten  zumutet  als  den  Iffinnem,  dasi  die  ihnen  ge> 
efluteo  ürlaubszeiten  eben-^o  wie  die  mit  ihnen  vereinbarten  Kündigungsfrist'  ;!  biroi- 
sduiittlich  kürzer  sind  als  für  die  Häoner.  In  steigendem  Masse  wooen  gerade  die 
Htndlnngsgehilfinnen  der  das  Fortkommen  endiwwenden  KbnkurrensUausel  unter- 
worfen, gerade  ihnen  entzieht  man  am  häufitcften  die  Wohltat  dr?;  ^  (j3  des  H.G.B.  — 
karzum  gerade  die  Betriebe,  die  vorwiegenii  Frauen  Ijeschäftigen,  w^en  durchi^chuiit- 
lich  die  ungünstigsten  Verhältnisse  auf.  üntar  di&^en  Umständen  erscheint  es  ein 
einfaches  GetKit  der  Gerechtigkeit,  die  Frauen  aus  einer  für  den  ganzen  Stand  getrof- 
fenen IntereBsen Vertretung  nicht  auszuschli^en,  damit  auch  sie  ihre  Wünsche  und 
Bwchwerden  ordnungsgemäss  und  friedlich  zum  Ausdruck  zu  bringen  in  der  Lage  sind. 

Da»«  das  Tntere^i'9P  für  die  heniflichen  und  StAudesfragen  bei  den  im  llandel 
tätigen  Frauen  nicht  gering  ij^t,  beweist  schon  der  Umstand,  dass  der  unterzeichnete, 
auf  dem  Grundsatze  der  ^Ibstverwaltung  und  Selbsthilfe  ruhende  Verband!  1S(KH> 
Mitglieder  zählt,  dass  er  den  zweitoröesten  kaufamnnischen  Stellemmchweis  in  Deutach- 
lud  besitzt,  obwohl  er  erst  vor  15  Jshren  sregründet  worden  ist,  dass  er  ehie  Stdlen- 
lo^Tcrsicheruiig  eingeführt  hat.  Inuner  m^ir  beteiligten  sich  die  Handlungsgehilfinnen 
u  den  Wahkn  zu  den  Vorständen  der  KraakcDkaasen,  ihrai  Bemühongen  ut  vielfach 
die  Qrfindnng  von  Handds-  nnd  Forblldangsedralen  (leCctere  teOweise  mit  Ffficht- 
bemch)  zu  danken.  Sowohl  bei  den  Erhnhmi^^m  über  die  Arb-^ir  zeit  der  Angestellten 
in  den  offenen  Verkaufsgeschäften  wie  in  den  Kontoren  des  Grosshandels  sind  auch 
n»  dem  unterzeichneten  Verband  Gutachten  eingefordert  worden,  in  denen  er  reiches 
neues  Material  gebracht  hat,  wie  die  entsprechenden  amtlichen  Veröffentlichungen  be- 
zeugen. Auch  sonst  haben  Bürden  und  Korporationen  den  Verband  um  seine  An- 
ficht bei  TSTidiledenen  CMeS<^«ten  hdngt,  ein  Beweis,  welches  Yertnmens  er  sieh 
erfreut. 

Die  Handluogsgchilfinnen  haben  damit  bewiesen,  da.Hs  sie  sachlich  zu  arbeiten  ver- 
stehen und  dass  sie  gleiche  Behandlui^  mit  ihren  männlichen  Kollegen  verlangen 
dürfen.  Ans  diesem  Gmnde  hoffen  vrir  auf  Berücksichtigung  ansores  gerechten 
Wunsches. 

5.  Eingabe  der  Gewerkschaftskommission  Oesterreichs, 
im  Einvernehmen  mit  den  Zentralfochverbftoden,  an  das  Jnatisminieterinm. 

Die  Eingabe,  die  eine  Gegenaktion  darstellt  gegen  oine  Petition  des 
niederösterreichischen  Gewerbevereins  enth&lt  die  nachfolgenden  For- 
derungen : 

1)  Diese  vom  8.  Februar  1905  datierte  Ebigsbe  stdlta  folgend«  PosDiIste  hindchtlidi 

dir  Reform  des  Oftwf^rheci'erichtspesetTe?  nnf :  diwi 

1)  die  Wahlkür|>er  und  die  Seuate  de»s  Gewerbegerichtes  in  solche  für  handwerks» 
misige  nnd  fabrikmässige  Betriebe  unbeschadet  der  Notwendigkeit  besonderer  Abteilangen 
des  ^verbegniclitos  f&r  die  HandeUgewerbe  im  engeren  Sinne  gesobieden  werden; 

8* 
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1)  Wir  sind  gegan  die  Scbeidung  der  Wahlkffrper  und  der  Smate  des 
GeverbegerichteB  in  solche  für  handwerksmftasige  und  fabrikmissige  Be- 
triebe. Wir  sind  vielmehr  für  die  Beibehaltung  des  gegenwärtigen  Zu- 
stande», insofern  dief?e  Scheidnng  nicht  ohnehin  schrm  besteht.  Wir  sind 
daftir,  dass  diese  Scheidung,  wo  sie  besteht,  aufgeWsen  werde. 

2)  Wir  sind  gegen  die  Vermehrung  der  Fachgruppen  and  verlangen 
yielmc^  eine  Vereinfaehnng.  < 

8)  Was  die  Wahlen  der  B^tser  des  Gewerbegerichtes  betrifit,  so 
schlagen  wir  vor: 

a)  Verlautbarung  der  Wahlansschreibong  doroh  Plakate,  die  in  den 
Arbeitsr&umen  zu  aiüchieren  sind ; 

b)  Verlängerung  der  im  §  2  der  BardiAlhrungsverordnong  fixierten 
achttägigen  Frist  auf  8  Woohen; 

c)  die  Anordnung  der  Beklamationsfrist  in  der  Weise,  dass  swei 
Sonntage  oder  ein  Sonuta«,'  und  ein  Feiertagr  in  diese  Frist  fallen^ 

d)  direkte  Zuseuduug  der  Stimm/Settel  au  die  Arbeiter; 

e)  Androhung  strenger  Strafen  gegen  Unternehmer,  die  diese  Vor- 
schriften (a  bis  d)  verleteen. 

4)  Wir  sind  für  die  Gewfthrung  von  Diftten  fftr  Üntemehmer-Beisitaer, 
die  dem  Handwerkerstande  oder  Kleingewerbe  angehören. 

5)  Wir  sind  entschieden  fxe^e^n  Vovh^ngnnir  von  MutwillonstrafpTi 

6)  Die  Beiatellung  entsprechender  Lokalitäten  für  das  Wiener  U©- 
werbegericht  ist  unbedingt  notwendig. 

7)  Bndliob  wUnschen  wir: 

A.  Aendemng  der  §§  2  Abs.  8  nnd  6  G.«G.^.  dahin,  dass  die  Regierang, 

ohne  irgendwelche  Gutachten  einzuholen,  verpflichtet  sei,  in  allen  Städten, 
in  denen  sich  ein  Kreisgericht  befindet,  femer  am  Sitz<>  hWcv  Bezirks- 
gerichte, in  deren  Sprengel  nach  den  letzten  Volkszähhiiigäergebnissen 
6000  Hilfsarbeiter  leben,  Gewerbegerichte  zu  errichten. 

B.  Ansftülung  der  Lücke  im  Gewerbegerichtsgesetae  betraffend  die 
Wahl  der  gewerblichen  Beisitser  fflr  das  Bemfbngsgerieht  in  dem  ange- 

denteten  Sinne. 

C.  Einschr&nknng  der  Zahl  der  zu  wählenden  BeisitMT. 

D.  Passives  Wahlrecht  für  die  Frauen. 

K.  Aenderung  des  §  25  G.-G.-O.  im  angedeuteten  Sinne  und  Ge- 
bührenfreiheit  da*  Vollmachten,  die  fttr  das  gewerbegeriditlidie  Verfahrsn 
bestimmt  sind. 

F.  Zulässigkeit  der  Br  rufong  in  Streitsachen  Uber  50  Kronen. 

G.  Herabsetzung  der  Zahlungsfrist  von  14  auf  8  Tage. 
Zur  Reform  der      worbeordnun^'^  t  n  lern  wir: 

1)  Novelliemng  der  §§  77  und        der  Gewerbeordnung. 


2)  dass  man  di«  Fachgruppen  Termehre  tind  zweckeuUsprc  tiend  zusammen!«^ ; 

3)  dass  die  Anlegung  der  WiUeilbten  (itircli  Zulnssung  der  Anmeldmig  der  Wibler 
seitens  der  GenoMewiebaftsTocatebangMi  und  der  indastiidlen  KorporatioiMB  Tereiiitoeht 

m-rdc ; 

4)  dn^s  man  den  Unternehmer-Beiflitzem  In  dcD  BenatcQ  fQy  lumdwcifalDiasige  md 
UeiogeirerUidie  Betriebe  Diäten  gewähre; 

5)  dam  itrikte  B«8tiiBinmig«n  Aber  Mntwfflenntnfeii  In  du  Oeeete  «aigeoommm 

werden,  und  d:i.*>  inaii 

6)  für  das  Wiener  Gewerbegericht  entüprechende  Lokalitäten  bei^^telle. 
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2)  Gleichstellung  dar  Lohnarbaiter  der  gemeinsten  Art  mit  allen 

anderen  Arbeitern. 

3)  Abschaffung  des  Arbeitsbuches. 

6.  Resolutionen  des  am  20.  A})ril  1005  in  Kopenhagen  abgehaltenen 
däniächeu  Gewerkschaftskougreäseä. 

Die  Oeneralyersaimnlung  betrachtet  die  VerkflnBung  der  Arbettesseit 
al£  eines  der  besten  Mittel,  die  Arbeiterklasse  sowohl  geistig  als  sozial 
in.  heben.  Daher,  und  weil  die  steigjende  Verwendung  von  Ma.s(  liinen  die 
Arbeitsleistung  stets  einseitiger  und  daher  geistesöder  und  ermüdender 
all»  zuvor  gestaltet  und  da,  was  die  Grossstädte  betrifft,  deren  stets 
wachsende  Atisd^ung  den  Arbeitern  eine  Verbringung^  der  Arbeitszeit 
dorch  die  grösseren  Abstftnde  swischen  Arbeitsstätte  und  der  Wohnung 
aiiferlei^t.  isf  die  Forderung  einer  Verkürzung  der  Arbeitsseit  auf  durch- 
schnittlich  10  stunden  notwendig  und  bereclitigt. 

Die  Generalversammlung  fordert  daher  die  Gewerbe  auf,  welche  eine 
Aibeitsseit  von  10  Btnnden  nnd  darüber  haben,  die  Frage  der  Verkttming 
der  Arbeitszeit  zur  Diskussion  zu  stellen;  namentlich  die  Gewerbe,  in 
denen  die  Arbeit  besonders  gesundheitsschädlich  und  wo  die  Arbeits- 
teilung am  stärksten  durchgeführt  ist,  sollen  hierbei  die  ersten  sein,  welche 
eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  erstreben. 

Um  snfriedenstellende  Auskunft  ttber  die  L&nge  der  Arbeitsseit  in 
den  yerschiedenen  Ländern  an  erhalten,  wird  der  geschftftsfthrende  Ans- 
schuss  aufgefordert,  durch  die  internationale  Gewerkschaftasentrale  m<Jg- 
iichst  vollständige  Angaben  einzuziehen. 

Betreffend  die  Geäundheitsgefahr  und  die  grösser  durchgefühl  te  Aibeits- 
tsUang  in  den  verschiedenen  Gewerben  ist  eine  Untersuchung,  wenn  not- 
wendig, mit  Hilfe  der  Wissenschaft,  unter  den  Tersdiiedenen  Gewerben 
des  Landes  vorzunehmen. 

Dif  Generalrersammlnng  fordert  die  Gesetzgebung  auf,  baldmöglichst 
em  Gesetz  zu  schaffen,  nach  welchem  von  der  Staatskaöse  ein  entsprechen- 
der Betrag  den  Arbeiterorganisationen  zur  Verfügung  gestellt  wird,  die 
tJntentatsungskassen  Air  ihre  arbeitsldsen  Mitglieder  errichtet  haben  oder 
später  errichten.  In  GendbMbeit  dessen,  was  für  andere  G^ellschafbs- 
klassen  geschieht,  die  einen  Zuschuss  des  Staates  zu  üner  Tätigkeit  er- 
halten, muss  auch  ein  Zuschuss  ffir  die  Arbeitslosenunterstützungskadseu 
an  die  eigenen  Organisationeu  der  Arbeiter  geleistet  uud  von  diesen  ver- 
waltet werden,  da  diese  mit  den  eingehenden  Kenntnissen  der  Verii&lt- 
nisse  sowohl  der  Arbeiter  als  des  Berufes  besser  als  andere  in  der  Lage 
sind,  die  Mittel  ihrem  Zweck  entsprechend  zu  ver^'enden.  Die  General-- 
Versammlung  kann,  sowohl  liinsichlich  dieses  wie  aller  übrigen  Punkte, 
welche  die  Grundlage  zu  dem  von  den  Sozialdemokraten  wiederholt  dem 
Folkething  anterfareiteteh  Gesetsentwnrf  bilden,  sieh  dienern  Entwurf  an- 
scUiessen  und  ihren  Wunsch  an^  baldige  Durchführung  desselben  aus- 
sprechen. 

7.  Resolutionen   des  am  24.  April  1905  in  Ölten  abgehaltenen 

Schweizerischen  Arbeitertages. 

Thfü^n  über  die  Revision  des  Fabrikge^eixes. 
Der  Arbeitertag,  in  Erwägung  folgender  Tatsachen: 
1)  Die  Erkenntnis,  dass  der  Arbeiterschatz  eine  der  wiolitigsten  Staats- 
au^ben  geworden  ist»  hat  sieh  in  allen  KultnrlAndem  durohgerungen. 
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Die  L&nder,  die  den  grtfwten  Fortschritt  in  der  sozialen  Gesetzgebung 
aufweisen,  werden  die  kulturell  am  höchsten  stehenden  und  relativ  glttdc- 

lichsten  sein. 

2)  In  der  Schweis  haben  wir  erst  einen  Anfang  der  Arbeiterschutz- 
gesetsgebung  gemacht,  dtar  im  Fabrikgesetz  vom  Jihre  1877  liegt. 

Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zeitverhftltnisse  und  die  Produk- 
tionsarten und  Betriebsformen  haben  sich  seither  gewaltig  geändert  und 
schon  deswegen  ist  die  Revision  des  Fabnkgesetzes  notwendig  geworden. 

3j  Es  ist  aber  femer  auch  nicht  einzusehen,  warum  nur  der  Arbeiter 
in  der  Fabrik  geeehlltst  sein  soll,  nieht  aber  derjenige,  der  im  Hand- 
werks- und  Kleinbetriebe,  in  der  Hausindnstrie  und  im  Wirtsdiaft»»  und 
Hauswesen  die  gleiche  oder  ähnliche  Arbeit  verrichtet. 

Die  ausländische  wie  unsere  kantonale  Gesetzgebung  hat  daher  den 
Arbeiterschutz  auf  weitere  Kategorien  von  Arbeitern  ausgedehnt. 

Die  Weiterentwickelung  des  Schweizerischen  Fabrikgeeetzes  zu  einem 
allgemeinen  Arbeitersdiut^sets  ist  somit  als  notwendig  und  gegeben  an- 
zustreben. 

4''  Die  Verschied enlieit  der  Verhältnisse  in  de?!  -^in/elnen  Industrie- 
und  üerufsgruppen ,  wie  überhaupt  im  ganzen  Gewerbewesen  und  die 
daherige  Schwierigkeit,  den  gesamten  Arbeiterschutz  in  einem  umfassenden 
Ctesetse  su  regeln,  ist  aber  nicht  zu  verkennm. 

Vorerst  spezielle  Geeetse  fOr  die  Tersohiedwen  Bedflifinsze  aufzu- 
stellen und  in  einer  späteren  Zeit  verallgemeinernd  zusammenzufassen, 
was  allgemein  })as8t,  wird  daher  woiil  der  Weg  sein,  den  unsere  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung  einächl&geu  wiid; 

bescblieest: 

a)  Es  ist  die  Revision  der  Bundesverfassung  anzustreben,  in  dem 
Sinne,  dass  der  Bund  die  Kompetenz  erhalt,  das  gesamte  Gewerbewesen 
des  Landes  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zu  regeln  und  es  sind  alle 
daiimgehenden  Begehren  zu  unterstützen. 

b)  Es  ist  ein  Qesets  betr.  die  Hausindustrie  zu  verlangen; 

bis  zum  Erlass  desselben  sollen  sich  die  Organe  des  ArbeiterLundes 
durch  ein  gründliches  praktisches  f^tudium  die  Kenntnisse  über  die  Be- 
deutung, den  Umfang  und  die  Verhältnisse  der  Hausindustrie  verschaffen. 

c)  Für  die  Revision  des  Pabrikgeseti^es  stellt  der  Arbeiterbund 
folgende  aUgemeine  Grandsatze  und  Postulate  auf: 

1)  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  des  Fabrikgesetzes: 

auf  alle  Betriebe  —  ohne  Riicksicht  auf  die  Zahl  der  beschäftigten 
Personen  — ,  welche  Motoren  verwenden,  oder  weibliche  l*ersonen  oder 
Personen  unter  18  Jahren  beschäftigen,  oder  gesundheitsschädlich  sind, 
oder  Gefahren  fttr  Leib  und  Leben  der  Arbeiter  bieten,  oder  den  tmver- 
kennbaren  Charakter  von  Fabriken  aufweisen; 

auf  alle  Betriebe  mit  mehr  als  5  Arbeitern,  bei  welchen  keine  der 
oben  grenannten  Bedingungen  zutrifft ; 

auf  alle  mit  den  Betrieben  im  Zusammenhang  stehenden  Wohlfahrt^- 
einriditungen ; 

auf  alle  industriellen  Armen-,  Erziehungs-,  Lehr-,  Besserungs-  und 

Strafanstalten. 

2)  Aufstellung  besonderer  detaillierter  Vorschriften  über  Beschatten- 
heit  und  Anlage  der  Etablissements,  Einrichtung  des  Betriebes  und  der 
Arbeitslokalitaten  und  Schlafirftume>  SchutzTomehtungen,  unter  llltwiritang 
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von  Unternehmern  und  Arbeitern.  Die  bexttgHchen  Verfttgimgen  der  In- 
spektoren sollen  Rechtskraft  erhalten. 

3j  Auzeigepflicht  bei  allea  ünftllfin  und  Gewerbekrankheiten  und 
sofortige  Untersuchung  der  Lokalitäten,  Mabchiueu  und  Schutz vorrich- 
tangen  und  das  Herganges  dee  Unfallee  durch  Saehveratftndige. 

4)  Regelung  des  gesamten  zivilrechtlichen  Verhältnisses  zwisdien 
Unternehmer  und  Arbeiter  als  völlig  gleichberechtigten  Kontrahenten  im 
Fabrikgesetz. 

5)  Wöchentliche  direkte  Loluiau&zahlun^  au  den  Arbeiter  innerhalb 
der  nonnalen  Arbeitszeit  und  schrifUiehe  Berechnimg  des  Chidiabens  des 

Arbeiters  zu  seinen  Händen. 

Erheblicher  Verzu^rszins  ffir  verspätete  TiOhnanszahlimg. 

Abscbaifung  der  Bussen  and  Verbot  jeglicher  Lohnabzüge  —  oder 
Vorenthalte. 

6)  Gleiche  Ettndigungdnst  fttar  beide  Teile. 
Schriftliche  Ktind^gong. 

7)  ZnlinstiindiiL'er  Maximalarbeltstafr.    Freier  Samstafmachmittag. 
Beschränk uij^'  der  Ueberzeitarboit  nach  Tageszeit  und  Dauer  und  auf 

gaaz  dringende  i  äile.  Verbot  von  Ueberzeitarbeit  für  weibliche  Arbeiter 
imd  Jugendliche. 

Erhebliche  L<^erhShimg  für  Ueberzeitarbttt. 
•      Verbot  der  Mitgabe  von  Arbeit  nach  Hause. 

8)  Gleich  lange  tägliche  Arbeitszeit  für  Hilfsarbeiter  und  genaue 
Aufzählung  der  Hillsarbeiten. 

9)  Besseore  Definiticm  nnd  weitere  Binschrinknng  der  Nacht-  und 
Sounragsarbeit. 

Erheblicher  Lohnzuschlag  für  Nacht-  und  Sonntagsarbeit. 
Für  jeden  Arbeitssonntag  soll  der  Arbeiter  einen  Wochentag  £rei 
erhalten. 

EinllÜinmg  von  8  SchiiihtAn  m  8  Standen  |ni>  Tag  bei  kontinuier- 
Ucbsn  Betrieben  nnd  regehntasiger  SduchtenwechseL 

Ganzlicher  AosschlasB  von  Personen  unter  18  Jahren  von  der  Naoht- 

wbeit. 

10)  Ausschluss  der  iVauen  von  der  Arbeit  in  gewissen,  genau  zu 
lieieichnenden  Industrien  tmd  von  gewissen,  für  die  weibliche  Konstitution 
besonden  gefikhrlidhem  oder  nngeelgneten  Arbeiten. 

Ausdehnung  der  Mittagspause  für  verheiratete  Frauen. 
ZweckoTUsprechendere  Regelung  des  Schutzes  der  Wöchnerinnen. 

11)  Stienge  Aufnahmsbestimmongen  für  Kinder  und  Jugendliche; 
Irztliche  Untersuchung. 

Konere  tigUche  Arbeitseeit  für  Personen  unter  18  Jdhxeti  ale  ftlr 
Erwachsene. 

12)  Erlass  ein^r  »n^reichenden  Vollziehungsverordnung  für  das  Gesetz. 
Erweitenang   l  -  r  Kompetenzen  der  Fabrikiiis|tektoren. 

Ausbau  der  i'abrikinapektiou  durch  ÜciiaiiLUig  besonderer  technibch 
und  hygieniach  sachkundiger  Unterorgane. 
Anstellung  weiblicher  Fabrikins}  t  kr  iren. 

Strengere  Strafbeetinunungen  für  Uebertretung  der  Bestimmungen  des 

Fabrikgesetzes. 

d)  Die  vom  Gewerkschaftsbund  vorgeschlagene  und  einzuberufende 
Kommission  bat  für  die  Beratungen  Uber  die  Revision  des  EabirihgesetBes 
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in  Komniißsioiion  und  "Rflton  nach  Massgabe  der  unter  c  genannten  Grund- 
sätze Uli  1  Postiiliite  die  Forderungen  und  Wtinache  der  Arbaiterschait  im 
einzelnen  weiter  zu  berateu  und  festzustellen. 

Sie  hat  ferner  ftlr  eine  allfftUige  ExpertenkommiBsioii  die  Vertreter 
der  Arbeirersdiaft  yorsuedilageii  und  die  gesamte  Agitation  fbr  die  Bevieion 
des  Fabrikgesetzes  an  Hand  zu  nehmen  und  zu  leiten.  • 

Die  Kommission  soll  unverztlglich  ein  beraten  werden. 

e)  Die  Resolution,  die  der  Gewerksohaftsbund  getasst  hat  und  die 
dahin  geht,  dass  ftfar  die  Beratung  der  Bevision  des  Fahrikgesetxee  ▼om 
Bundenrate  eine  Expertenkommission  einsnbenifen  sei,  in  der  die  Arbeiter 
gleich  stark  vertreten  sein  sollen,  wie  die  Unternehmer,  nimmt  der  Arbeiter« 
tag  ebenfalls  auf. 

f)  Mit  der  Ausführung  dieser  Befehl üsse  wird  der  leitende  Ausachuss 
des  Arbeiterbundes  beanftragt. 

IL  BemlUoher  Arbettersehnta. 

J.  Bergbau. 

a)  Resolution  des  Ausschusses  der  Gesellschaft  für  Soziale 
Beform.   Vom  4.  Febntar  1906. 

1.  In  Erwägung, 

dass,  trotz  dei-  Bei oirv  illiiikeit  der  Vertreter  der  BerirleMto  711  Vor-* 
handlungen  mit  den  Zechenbesitzem  über  die  Beseitigung  der  von  ihnen 
hervorgehobenen  Missstände,  trotz  der  angebotenen  Vermittlung  der  kgl. 
Beh5rden,  die  FOhrer  des  Bergbaulichen  Vereins  jede  Vexlumdliing  vor 
Wiederaufnahme  der  Arbeit  seitens  der  ausstttndigen  Belegschaft  abge- 
lehnt haben, 

in  Erwägung, 

dass,  wenn,  auch  die  Verletzung  des  formalen  Hechts  durch  Xicht- 
einhaltong  der  Ktlndigungsfrist  nidit  sn  billigen  ist,  die  Berechtigung 

dieses  Vorbehalts  nicht  anerkannt  werden  kann  gegenüber  der  ungeheuren 
Wichtigkeit  der  Beilegung  die  e'^  Ausstandes  und  gegenüber  den  vielfachen 
Umstanden,  die  mit  Hecht  angi  t  lirt  worden  sind  als  zu  einer  milderen 
Beurteilung  der  Verletzung  des  iünuaien  Rechts  führend, 
in  BSrwägung  endlich, 

dass  die  in  §§  62  £  des  Oewerbegerichtsgesetses  enthaltenen  Be- 
stimmungen, insbesondere  auch  die  im  §  65  1.  c.  dem  Vorsitzenden  des 
Berggewerlj« '^^erichts  i^ogebene  Befugnis,  auf  die  Anrufung  des  Einigungs- 
amtes hinzuwirken  und  dieselbe  den  Beteiligten  nahezulegen,  sich  zur 
Herbeiftduning  von  Verhandlungen  zwecks  Beilegung  der  entstandenen 
Streitigkeiten  swisohen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  ab  nnsoUknglich 
erwiesen  haljen, 

richtet  liie  (Te.<ell.->cliat>  ftir  soziale  Hetorm  aji  die  Heichsregierung 
das  dringende  Gesuch,  sobald  als  möglich  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung 
Mittel  and  su  sdiaflTen,  um  die  Parteien  vor  Auabruch  eines  Ans- 

Standes  oder  Verhangung  einer  Aussperrung  und  im  Verlauf  derselben  in 
notigen,  vor  dem  Einigungsamt  nicht  nur  zu  erscheinen,  sondern  auch  an 
verhandeln. 

ii.  in  Erwägung, 

dass  nur  eine  Imiftvolle  und  nmfiissende  Organisation  die  Vertretung 
der  Arbeiterinteressen  mit  Ueberiegung  und  Erfolg  in  die  Hand  nehmen 
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kann  und  zngleicli  allein  Bürirscfiaft  bietet  gegen  übereilte  Ausstände  und 
Niederles^iing  der  Arbeit  ohne  Emiiaitung  der  vereinharten  Kiindit^iin^s- 
frist,  sowie  für  den  sachlichen  AbächluäH  und  die  lüiniiaiiung  von  Tarif- 
Tortragen,  die  ak  dfts  wirluunste  Mittel  «or  Walinmg  des  Friedens  im 
Arbeitaveriiftltiiie  anmaehen  sind, 
in  fenio-pr  Erwägpng, 

dass  die  Behauptung,  die  Organisationen  rler  Bergarbeiter  hiltten  iin_ 
Buhrgebiet  vollständig  versagt,  nicht  ai.s  zutreÜ'end  anerkannt  werden  Icauii, 
da  die  bisher  festgehaltene  Ordnung  und  roluge  Haltung  dar  Arbeiter, 
sowie  die  sofortige  Aafstellung  bestimmter  und  klarer  Forderungen  ledig- 
lich don  Organisationen  zw  danken  ist,  deren  i'ehlen  im  Jahre  1889  das- 
Gegenteil  hervoigemfen  hat, 

in  £rwägung  endlich, 

dass  die  Vertreter*  der  Zechen  an  dem  Standpunkt  festhalten,  daas 

„Vereinbarangen  aaf  Ghnind  der  Bestammnngen  der  ArbeitBordnnng  nor 
Sache  der  einzelnen  Zechenverwaltung  und  des  einzelnen  Arbeiters  sind^ 
dass  sie  überhaupt  der  Bildung  von  Arbeiterorganisationen  entgegentreten 
mit  der  Begründung,  dass  die  Gewerkvereine  bei  dem  Mangel  wirklich 
positiver  Ziele  statt  das  Verhftltnis  awisohen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
an  yerbeesem,  dieses  weiter  zu  verf^en  suchen  werden**, 

richtet  die  Gesellschaft  für  soziale  Reform  an  die  Reichsregierung 
das  dringende  Ge.snrb.  sobald  als  möglich  diireh  die  Gesetzgebung  des 
Reiches  die  Hinderuxj:ib6  aus  dem  Wege  zu  räumen,  welche  der  Ausbildung 
and  der  Wirksamkeit  der  Arbeiterbemfsvereine  im  Wege  stehen,  und 
dahei  Bestimmangeo  yorsusehen,  welche  die  Arbeitgeber  ▼eranlassen,  nut 
den  Arbeiterberaftyereinen  als  Vertreter  der  in  ihnen  organisierten  Arbeiter 
m  verhandeln. 

III.  In  Erwägung, 

dass  es  nicht  nur  im  Interesse  der  Parteien,  sondern  auch  im  Interesse 
der  VdkswohlftJirt  und  des  Vaterlandes  dringend  erwünscht  ist,  dem  Aus* 
Stande  so  bald  als  mOglich  ein  Ende  zu  machen, 

•  in  Erwägung, 

dass  bei  der  Ablehnung  von  Verhan<i hingen  seitens  der  Vertreter  der 
Zechou  nur  der  schleunige  Erlass  von  gesetzlichen  Bestimmungen  zur 
Begelung  der  Arbeitsbedingungen,  welche  im  wesentlichen  den  Forderungen 
der  Bergarbeiter  Bechnung  tragen,  aar  Beendigung  des  Ausstandes  fBbren 
kann, 

begri'isst  die  Gesell.scliaft   i'iir  soziale  Reform  die  Absiebt  der  kgl. 
preuss.  6taatsregierung,  einen  entsprechenden  Gebetzeutwiut  in  kürzester 
Frist  dem  Landtage  vorsolegen,  weil  ihre  Soitiative  am  schnellsten  zu 
dem  gewollten  Ziele  flJuren  kann.   Verstärkt  \vürde  der  Eindruck  eines 
solchen  Verfahrens   dadurch  werden,   dass  die  in  Aussicht  genommene 
Reform   sofort   nach    Vorhergeheuder   Verhandlung    mit    der  Siebener- 
konamissiou  der  Bergleute  und  mit  Vortretern  der  Belegschaften  aui  den 
fiskalischen  Graben  eingdtthrt  wttrde.   Dabei  betont  die  Qesellsohait  für 
sossiale  Reform,  dass  sie  an  sich  die  Regelung  der  Arbeitsyerhältnisse  in 
den  Bergwerken  durch  die  l^oichsgcsctzgebung  wünscht,  und  dass  ver- 
fassungsiniissige  Redpuken  gegen  diesen  Weg  nicht  vorliegen.  Dieselben 
Ortlnde,  welche  das  Reich  dazu  geführt  haben,  die  Arbeiterschutzbe»tim- 
mnngen  tOae  die  sonstigen  Arbeiter  durch  seine  Gesetsgebung  einheitlich 
SU  treffen  und  einen  Teil  derselben  auf  die  Bergwerke  aussndebnen, 
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spreciiöii  auch  dalür,  das  ^ame  Ber^'arbeiierverliilltnis  durch  das  Il«ich  zu 
regeln.  Die  Ge^eiltichait  iüi'  soziale  lieform  erwartet  deshalb,  dass  das 
fttar  den  AngeoUidk  in  Aiuwidit  genommene  preuaaiBGhe  Oeeets  nur  einen 
Schritt  bedeutet  auf  dem  Wege  an  einer  nrafeaeenden  Bergarbeitergeeete- 
gebung  dnroh  das  Beieh. 

b)  Erklärung  der  Vereiiiiguug  vouHaudeläkammern  des  nieder- 
rheinisch-weatfftliBohen  Indnstriebezirkea,  voin20.Hftn  1905. 

Die  Vereinigung  von  Handelskammern  dea  niederrheiniach-weetfiüiacben 

Indus*^riebe/.irke.s  erblickt  in  den  Bestimmungen  der  Novelle  zum  Berg- 
gesetz einmütig  eine  schwere  Gefährdung  des  gesamten  ileutschen  Wirt- 
schaftslebens, nicht  nur  der  deutschen  Industrie,  insonderheit  der  Export- 
indnstrie,  aondeni  der  gesamten  deutadien  Arbei^beraehaft  andi  im  Hand- 
werk und,  in  der  Landwirtschaft.  Wenn  die  Preise  der  Brennmatenalien 
die  Gestehungöküsten  der  Betriebe  der  Landwirtschaft  und  der  industriellen 
ünternehuningen  ganz  wesentlich  beeinflussen,  so  müssen  im  Interesse 
weitester  Kreiae  des  Erwerbslebens  alle  firschwerongeu,  welche  die  l'ürder- 
kosten  der  Kohle  an  eriitflien  und  damit  die  Koblenindnatrie  in  ihrer  Kon- 
knrrenzfähigkeit  an  scbiidigen  geeignet  sind,  anf  daa  allemotwendigste 
beschrankt  werden.  —  Durch  nichts  ist  bisher  erwiesen,  dass  die  Mass- 
nahmen, welche  die  Gesetzesvorlage  in  Vorschlag  bringt,  wirklich  not- 
wendig sind.  Dagegen  liegen  die  schädlichen  Folgen  klar  /uiage :  t  ür  die 
£ohlenverlHnMieher  in  aUem  Sdiiditen  dut  Beväkerung  Steigerung  der 
Preiae  und  fär  die  Arbeitgeber  aller  Brwerbatttnde  weitere  Verachlechte- 
rung  ihrer  Lage  gegenüber  der  Arbeiterschaft,  letzteres  vor  allem  deshalb, 
weil  die  Annahme  dieses  Gesetzentwurfes  in  Rücksicht  auf  seine  Ent- 
stehungsgei^chichte  und  die  Entwickelung,  die  der  jüngste  Bergarbeiter- 
anaatand  genommen  hat,  zu  einer  wesentlichen  Stärkung  der  Sosialdemo- 
kratie  fiUiren  musa,  die  in  nenen  heftigen  Lohnkftmpfen  in  weitesten  Kreisen 
unseres  Erwerbslebens  ihren  Ausdruck  finden  wird.  —  Dazu  kommen  für 
al1o  Trulnstrien  die  unübersehbaren  Gefahi*en ,  die  in  der  willkürlichen 
Koubtruktion  eines  sanitären  Maximalarbeitstages  und  in  der  obligatorischen 
BinfÖhrung  von  Arbeiterausschüssen  zu  erblicken  sind;  denn  es  kann  kein 
Zweifel  daran  herrschen,  daas  die  Binftüumng  dieser  beiden  Maamahmen 
im  Bergbau  die  aUgemeine  Einfuhrung  derselben  in  allen  anderen  In- 
dnstr'>7w Aigen  nach  ^\<')\  ylf^hen  wird.  —  Aua  allen  diesen  Gründen  rit  lttet 
die  \  ereiniguag  von  Handelükaimiiem  des  niederrhc  iuiscli  -  westfUiisclieu 
Industriebezirkes  au  den  Landtag  die  Bitte,  die  Novelle  zum  Berggesetz 
abnilehnen. 

c)  Tvosolutionen  des  am  28. — 30.  Mürz  l!:K>ö  in  Berlin  abgehaltenen 
1.  p  r  e  u  H  b  i  t>  c  h  e  II  B  e  r  g  a  r  b  e  i  t  e  r  k  o  n  g  r  e  s  s  e  f^. 

Der  Bergarbeitertag  erkennt  in  der  aui  Grund  der  bisherigen  Statuten 
des  rheanisch-west&lisehen  Kohlensyndikats  angestrebten  StiUlegung  von 
teils  noch  rentablen  Gruben  eine  das  Interesse  der  Gesamtheit  sowohl 
wie  der  Arbeiter  schädigende  Massnahme.  Er  erwartet  von  der  Staats- 
regierung, dass  pie  den  Auswüchsen  Xartellwesens  eventuell  durch 
eine  uuiiussende  Kartellgosetzgebung  begegnet.  Vor  der  Hauu  begrüsst 
der  Bergarbeitertag  das  Bestreben  durdh  Ab&ndemng  des  §  65  des  Berg- 
gesetzes ungerechtfertigten  weiteren  Stilllegungen  von  Gruben  entgegen- 
auwirken.   Der  Bergarbeitertag  ist  der  Ansicht,  daaa  auch  die  geaetaliohe 
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Fet;tlegtincr  eines  Vorbehaltungsrechts  des  Staates  auf  die  noch  nicht  ver- 
liehenen ^Mineralien  bezw.  Felder  im  allgemeinen  Interesse  liegt. 

Die  in  Berlin  tagende  preussisphe  Bergarbeiterkonferenz  als  berechtige 
Veitreterin  von  500000  preussischen  Bergarbeitexn  erklärt:  In  der  dem 
preoBdisehen  I^aiidtage  zugegangenen  Berggesetsnovelle  Uber  die  Berg- 
»rbeiterverhältnisse  sind  die  schon  seit  Jahrzehnten  ausgesprooheiieii 
Wflneclie  der  Bergarbeiter  fast  ganz  unberückaichtigt  geblieben. 

Der  Berg:arbeitertag  hält  die  Durchftthnin<r  eines  Maximalarbeitstages 
statt  des  im  E egierungsentwurfe  vorgesehenen  sanitären  Arbeitstages  ftlr 
dringend  geboLcn. 

Da  aus  betriebstechnischen  Gründen  die  Dauer  der  Arbeitszeit  auf 
einer  Grabe  einheitlich  sein  mwu^  so  wird  ee  Ober  die  Frage:  ob  die 
Grabe  unter  die  Bestimmungen  des  §  93b  f^llt,  zu  fortwährenden  Streitereien 
z^risolien  Betriebsverwaltung  und  Arbeitern  kommeni  falls  obige  Be- 

sUmmungen  Gerfetz  werden. 

Nachweisbar  übt  aber  nicht  nur  die  hohe  Temperatur  aul  die  üö- 
sundheit  der  Arbeiter  einen  nachteiligen  Einfluss  aus,  sondern  in  noch 
viel  höherem  Messe  ist  dies  1)  durch  die  überlange  Arbeitaieit,  2)  durch 
die  niedrigen  Gedingeverhältnisse,  3)  durch  die  schwere  andauernde  Arbeit, 
4)  durch  Nässe,  Kält«  und  Kohlenstaub  der  Fall.  Den  Aveiteren  wird 
durch  den  Gesetzent%vnrf'  mir  ein  kleiner  Teil  <ler  Steinkohienbergai'beiter 
getroifen,  während  die  grosse  Mehrzahl  der  äteinkohlenbergarbeiter,  sowie 
die  Brannkohlen«,  Ers^  und  Ealibergarbeiter  gar  nicht  berfl<^chtigt 
werden.  Nun  geht  aber  aus  den  Knappschaftsberichten  pro  1903  hervor, 
dass  beim  Knappschaftsverein  in  Bochum  von  100  Arbeitern  54 — 55  krank 
feierten,  während  im  Brandenburger  (BraunkohlenreviVr)  Knappschafta- 
vweiu  über  7U  krank,  im  iSiegerländer  (Erzbergbau;  iLuapp^chaltsveiein 
57  krank  waren.  Ee  ist  dies  ein  Beweis  dafdr,  dass  auch  ftr  die  Brann* 
kohlen-,  Erz-  und  Kalibergarbeiter  eine  Yerkfirsmig  der  Arbeitsseit 
dringend  geboten  ist. 

Des  weiteren  ist  es  aber  auch  im  Interesse  des  gesamten  Bergbaues 
dringend  geboten,  dass  die  Arbeitszeit  auf  allen  Gruben  eine  möglichst 
einheitlidie  ist. 

Aasgehend  von  di^er  Erwägnngf  richten  wir  an  die  hohe  königl. 
Staatsregierung  sowie  an  das  Hans  der  Abgeordneten  das  drin^^ende  f.r- 
suchen,  den  §  i^3b  der  vorliegenden  Berggesetznovelle  einer  Verbesserung 
zu  unterziehen  und  dabei  folgende  Forderungen  der  Bergarbeiter  zur 
Grundlage  zn  nehmen: 

L  1)  In  allen  Steinkohlen-,  Erz^  und  Ealibergwerken  tritt  sofort  nach 
Inkrafttreten  des  Gesetzes,  spätestens  aber  vom  1.  Oktober  1905  ab 
eine  Höchstdauer  der  Schicht  von  S^i  Stunden  in  Kraft,  vom  1.  Januar 
1907  ab  8  Stunden. 

2)  In  allen  Braunkohlen-  und  iSchief ergruben  tritt  vom  1.  Oktober 
1906  ab  eine  HOchstdan«'  der  Scdiieht  von  10  Standen  in  Kraft,  vom 
1.  Januar  1907  von  9  Stunden  und  vom  1.  Januar  1910  von  8  Stunden. 

3)  Vor  711  nassen  Arbeitsorten  und  solchen,  die  mehr  als  28^  C 
Wärme  aufweisen,  ist  die  Arbeitszeit  auf  höchstens  6  Standen  zu  be- 
schranken. 

4)  Diese  Schichtseiten  verstehen  sich  fiEbr  alle  Grabenarbeiter  vom 
Beginn  der  Bmfiüirt  des  einseinen  Mannes  bis  za  Beginn  seiner  AnslUhrt 
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(iSeiliahrt).    Diejeuigeu  Tagesarbeiter,  welche  an  der  Förderung  beteiligt 
sind,  sind  in  obige  Schiditeeit  mit  «mgaaoUoiseii. 

Fttr  die  audoren  Tageaurbeiter  «owie  alle  in  Nebenbetrieben  Be- 
schäftigten selinsttUidige  Arbeiteaeit  einschlieaalich  einer  sweisttlndiigeoi 
£tthepatiBe 

Die  Ai  beiter  dürfen  weder  vor  Anfang,  noch  nach  beendigter  Schicht 
zur  Verrichtung  von  Nebenarbeiten  (Eolzauf tragen  etc.)  verpflichtet  werden. 

An  Sonn-  und  geeetslichen  Feiertagen  muss  die  Arbeitseeit  der  Koks- 
arbeiter in  drei  Schichten  eingeteilt  wevden. 

5)  Wo  bereits  eine  kürzere  Arbeitseeit  besteht,  darf  dieselbe  unter 
keinen  Umstänilen  verlkngeri  werden. 

6)  Verbot  aller  Ueberschichten  und  Sonntagsarbeiten. 

Es  sind  soldie  nnr  zur  Settung  von  Mensdienleben,  bei  anaserordent- 
liehen  BetriebaatömngM  oder  Schaehbeparaturen  znlftssig. 

II.  1)  Der  alli^emeiiie  iireus.sische  Bergarbeiterkongress  ist  <ler  Ueber- 
zeugung,  dasö  die  BeBtiumiuugeu  des  §  80c  der  Novelle  zum  Bergget^etz  ' 
niebt  in  genügender  Weise  den  Wünschen  der  Bergarbeiter  Bechnong 
tragen  und  infolge  ihrer  teilweise  unklaren  Formulierung  Streitigkeiten 
vor  wie  nach  als  wahrscheinlich  erscheinen  lassen.  Anderseits  erkennt 
der  Kongress  an,  das.s  in  den  Be.st!inmnnj:jen  des  Entwurfs  ein  Fortschritt 
gegenüber  dem  bisherigen  Zustande  zu  erblicken  ist.  Der  Kougreee  ist 
jedoeh  der  Ansidit,  dass  bei  Vornahme  einer  Aenderung  gleidi  die  Ver- 
hftltniaae  dea  WagennuUens  so  zu  regeln  sind,  daas  die  Erfahrungen  in 
andern  Lindem  und  Revieren  mit  bmiutat  werden,  um  möglichat  dauernde 
Bestimmungen  zu  schalfen. 

2)  Von  diesen  Gesichtspunkten  ausgehend  ersucht  der  Kongres«  die 
Kohe  k(taigl.  Staatsregierung  und  das  hohe  Haus  der  Abgeordneten,  dam 
§  60c  der  Novelle  folgende  Fassung  zu  geben: 

3)  Die  Lohnberechnung  e;eschieht  nach  dem  Gewichte  der  geförderten 
Mineralien.  Andere  Verrechnungsarten  sind  nur  in  AusnahmeikUen  und 
mit  Zustimmung  des  Arbeiterauaschusses  zul&ssig. 

4)  Daa  Leergewicht  und  der  Banminlmlt  jedes  F0rd«wagena  wird 
vor  dem  Beginn  des  Verbrauchs  und  spftter  in  jedem  Jahre  mindestens 
zweimal  und  nach  jeder  Reparatur  von  neuem  festgestellt  und  am  Fördeiv 
wagen  selbst  dauernd  und  deutlich  ersichtlich  angebracht. 

6)  Der  Bergwerkisuuternehmer  ist  verpflichtet,  den  Arbeitern  die  Wahl 
eines  Wagen-  b«sw.  WiegekontroUeurs  zu  gestatten  und  diesem  den  Lohn 
▼orschusaweise  zu  zahlen. 

6)  Wahlberechtigt  sind  sämtliche  an  der  Kohlengewinnung  beteiligten 
HaTier  und  Lehrhauer,  ^^^ählbar  sind  ausser  sämtlichen  grossjibrigen 
Xnappschaftsmitgliedern  auch  Invaliden. 

7)  Dem  Vertrauensmann '  (Wiegekontrolleur)  müssen  aUe  Mittel  zur 
Verfügung  gestellt  werden,  um  ihm  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  au  er- 
mögliditti,  einsdüiesslich  der  Mittel  zur  Prd&ng  und  Untersuchung  der 
Wugemaschinen  und  7.ut  Kont"  lle  des  Tjeergewichts  der  FördergefHsse, 
auch  müssen  alle  die  Einnciituugeu  geschatfen  werden,  welche  die  Durch- 
führung dieser  Bestimmungen  ohue  erhebliche  Betriebsstörungen  voraus- 
setsen. 

8)  Dem  Wiegekontrolleur  bleiben  alle  Rechte  als  Belegschaftsmitglied. 
Seine  Entlassung  kann,  auaaer  in  den  F&Uen  dea  §  82  des  Allgemeinen 
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Ber i^gfcsetzes,  uur  mit  Zustimmung  des  Arbeiteransschnsses  erfolgen.  Ver- 
sagt dieser  seiue  Zustimmuug,  so  kann  der  Bergwerkäimtemehmer  auf  eine 
Bolebe  ua  B«rggewerb^g«ri<£t  klagen.    Seine  EotscheiduBg  ist  endgültig. 

9)  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  den  vorschnsHweise  gezahlten  Lohn 
des  Kontrolleurs  den  an  der  Mineralgewinniuig  beteiligten  Arbeitern  bei 
der  Lohnzahlung  in  Abzug  zu  bringen. 

lOj  Für  unreine  Wagen  dürfen  keine  Strafabzüge  erfolgen,  es  sei 
denn  ein  neehweieber  grob-^khrUUHdges  oder  ebsiehtUdiee  Veneholden  des 
Arbeiters  vorhanden.  Bin  eolehes  nor  als  gegeben,  wenn  ein  Fünftel 
und  mehr  des  Förderwngens  aus  Bernren  besteht. 

11)  Die  Strafbe-stimmungen  des  207b  des  Allgemeinen  Berß;gesetze3 
finden  auch  Anwendung  auf  die  Uebertretung  der  Bestimmungen  des 
§  80c. 

m.  Der  in  Berlin  tagende  Bergerbeiter-Delegiertentag  tOt  Prenesen  ist 

der  Ansicht,  dnss  die  im  Bergbau  gßf^en  die  Bergarbeiter  angewandten 
Straten  zu  hart  sind,  stets  einen  (^rund  zur  Erregung  bilden  und  dringend 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  auf  ein  gerechtes  Mass  herabgesetzt 
werden  müssen. 

Der  im  laufenden  Monat  dem  preussischen  Landtage  vorgelegte  £nt- 
vmvf  entsjiricht  in  dem  auf  diese  Strafe  sich  beziehenden  §  80d  durchaus 
nicht  den  W^iinschen  der  Bergarbeiter.  Insbesondere  setzt  der  Paragraph 
keine  genügenden  Schranken  der  bei  der  Verhftngung  von  Strafen  geübten 
WülkOr. 

Wir  ersuchen  deher  die  preassLBche  Begittung  und  die  preuesiBdien 
gesetzgebenden  Eörpersdiaflten,  dem  §  80d  hinter  dem  ersten  StAz  folgende 

Fassung  zu  geben : 

Geldstrafen  dürfen  im  einzelnen  Falle  50  Pfg.  nicht  überschreiten, 
jedoch  können  Tätlichkeiten  gegen  ICtarbeiter,  erhebliche  Verstösse  gegen 
die  ffitten,  sowie  gegen  die  xnr  Anfrechterhaltuig  der  Ordnung  dee  Be- 
triebes, zur  Sicherung  gegen  Betriebsgefahren  oder  zur  DnrchM)rung  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  der  Reichsgcwerbeordnnng  erlassenen 
Vorschriften  uut  Geldstrale  bis  zur  Hälfte  des  durchschnittlichen  Tages- 
arbeitsverdienstes  des  betreffenden  Arbeiters  belegt  werden. 

Der  Bergaarbeitertag  erbUekt  in  der  dorch  die  BerggesetsnoveHe  Tor- 
geschlagenen  Einführung  obligatorischer  Arbeiterausschüsse  die  Erfüllung 
einer  längst  aiifgegtelUer)  berechtigten  Bergarbeiterforderung.  Er  beantragt 
eine  Erweiterung  der  KegieruugHvorschiäge  in  folgender  Richtung: 

Die  Mindeätzahl  der  Mitglieder  des  Arbeiterausschusses  soll  fünf  be- 
tragen. Anf  grossen  Gruben  sollen  die  Steigerreviere  je  ein  Mitglied  som 
Arbeiterausschnss  stellen;  dei^leichen  die  Arbeiter  über  Tage.  Für  die 
Wahl  des  Arbeiteraus-schusses  sn!l  liberall  das  Proportirinalwahlsystem 
^las^'gebend  sein.  Samtliche  dem  (besetze  genügende  Arbeiterausscliüsse 
müs8eu  durch  geheime  und  direkte  Wahl  aus  den  Reihen  der  Arbeiter 
kervorgehen.  Graben  mit  mindestens  20  Arbeitern  mttssen  einen  Arbeiter- 
ansschoss  erhalten.  Die  den  Ausschüssen  durch  die  Regierungsvorlage 
anerkannten  Befugnisse  sind  auf  fnlgen>le  Punkte  TO  erweitern:  Mitwirkang 

1)  bei  der  Lohn-  und  Gediugereguiierung; 

2j  der  Regelung  des  öiiufwesens; 

8)  bei  der  WerkskontroUe,  sofern  das  Gesetz  die  direkte  Wahl  von 

GJrnbenkontroUeuren  au-  den  Reihen  der  Arbeiter  nicht  vorsieht; 

i)  bei  der  formaliemng  des  Arbeitsvertrages  dorch  Arbeitsordnungen; 
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5)  bei  der  Verwaltung  der  Unterstützungskassen,  wobei  mindestens 
die  Hälfte  der  Verwaltun^niitglieder  Arbeiter  seiu  müssen. 

Im  Falle  des  Widerspruches  der  Arboitorausfclnisse  in  Sachen  der 
Abänderung  der  Arbeitsordnung  mu^d  diesem  Widerspruch  mehr  Einfluss 
beigelegt  werden,  als  die  Novelle  vonieht.  Vorläufig  könnte  in  derartigen 
F&Uen  das  Bergamt  entsclieiden,  auch  dann,  wenn  es  sich  nicht  um  die 
frage  der  gesetzlichen  Zulassung  der  Aendenmg  handelt.  Ueher  die 
Verhandlungen  dos  Arbeiterausschusses  mit  dem  Grubenbesitzer  oder  dessen 
Vertreter  wird  ein  Protokollbuch  geführt,  worin  alle  vorgebrachten  Wünsche 
nnd  Beediwerden  des  AtiBschttsses  an&uflaliren  sind.  Die  Qesdh&ftsleitung 
gibt  in  der  nächsten  Sitzung  Beriohtr  inwieweit  den  WOnsoben,  An- 
regungen und  Begehwerden  Eechnung  getragen  ist.  Dieser  Bericht  wird 
sa  Protokoll  genommen. 

Mitglieder  der  Arbeiterauaschüsse  düriea  während  ihrer  Amtsdauer 
nnr  dann  gekündigt  oder  sofort  entlassen  werden,  weiUL  Ab  ai«^  Ver- 
fehlungen zu  Schulden  kommen  lassen,  die  den  Bergwerksbesitzer  auf 
Orund  des  bestehenden  Berggesetzes  zur  sofortigen  Entlassung  berechtigen. 
Die  Mitglieder  der  Arbeiteranssrhüsse  sollen  auch  als  Bechtsbeistftnde  an 
den  Berggewerbegerichteu  zugelassen  werden. 

Der  Delegiertentag  hält  eine  Kitkontrolle  der  Gruben  ans  den  Reihen 
der  aktiven  Bergleute,  welche  in  direkter  geheimer  Wahl  gewihlt  werden 
oder  durch  die  Arbeiterausschüsse,  für  dringend.  Die  notwendigen  Kostea 
übernimmt  die  Staatskasse.  Derselbe  erblickt  in  dieser  Einf^ihrung  eine 
Institution,  wodurch  die  vielen  UnftlUe  vermindert  würden. 

Der  Delegiertentag  sieht  auch  in  der  MitkontroUe  der  Gruben  eine 
Erfillinng  einer  langjährigen  berechtigten  Forderung  und  wflnsdit  dringend, 
dass  die  königl.  Staatsregierung  und  der  Landtag  dieser  Forderung  in 
der  Ber^ggesetmovelle  gesetsliohen  Eingang  verschaffen  mögen. 

2.  InduHri»  der  «SKMn«  und  Erden, 

Eingabe  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller 

an  den  Reichstag,  vom  14.  Mai  1904. 

Dem  linhoii  Reichstage  i-^^  ■Jo>tf>T>s  dos  Abgeordneten  Alter  und  Ge- 
nossen der  Antrag  uuterbreiter  worden,  die  verbiindeten  Regierungen  zu 
ersuchen,  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  eine  Verordnung  zu  erlassen,  durch 
welche  die  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  in  Glashtttten  verboten  wird 
mit  Ausnahme  der  Hilfsarbeiten,  die  sur  Unterhaltung  der  Olasöfen  not- 
wendig sind. 

Zu  diesem  Antrage  gestattet  sich  der  unterzeichnete  Verband,  die 
Stellung  der  vou  ihm  vertretenen,  in  Betracht  kommenden  Industrie  ge- 
horsamat  zu  unterbreiten: 

I.  Glashütten. 

Von  allen  Fabrikanten,  die  sich  zur  Sache  geäussert  haben,  hat  nnr 
ein  einziger  eine  Einschränkung  der  Ausnahmen  von  der  Sonntagsruhe 
für  möglich  erklärt,  ohne  dass  sich  daraus  wesentliche  Nachteile  ergeben. 

Im  ttbrigen  g^t  die  Ansicht  der  gesamten  Industrie  dahin,  daaa  die 
gestatteten  Ausnahmen  von  der  Sonntagsruhe  auch  fernerhin  bestehen 
bleiben  müssen. 

Die  von  einigen  Tafelglashütten  gemachten  Veisuche,  völlig©  Sonn- 
tagsruhe einzuführen,  also  von  den  gestatteten  Ausnahmen  keinen  de- 
brauch  sn  machen,  sind  sehr  sn  Ungunsten  der  Erseugnisse  aufgefallen. 
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Bei  Weissglasöfen  verliert  das  Glas,,  das  ohne  Unterhaltung  dm  Be- 
triebes vom  8<«n»beiid  bis  mm  Montag  im  offenen  Hafen  bleibt^  dio  gate 
weine  Farbe.  Oefen  mit  aololien  offenen  HJUhui  sind  in  der  Niederlausitz, 
Schlesien  und  dem  Könicreich  Saoh^An,  wo  man  fast  nur  Braunkohlen 
brennt,  die  sich  hierftlr  besondo^^!  ei^^nen,  sehr  viel  im  Gebrauche. 

£s  entsteht  aber  eine  grosse  Gefahr:  wenn  die  Hafen  zu  lange  Zeit 
mit  geechmoltenem  Glase  geAlUt  bleibent  w«rden  sio  aeiir  weidk  nnd 
brechen  bei  der  geringsten  Unregelmässigkeit  auf,  und  das  Glas  ffiesst  in 
den  Ff»!i^rraTini.  Dann  müssen  die  Ersatzschmelztiegel  langsam  aufge- 
teiupert  worden  und  die  Glasmacher  mindestens  4 — 5  Tage  feiern.  Die 
meisten  solcher  Haleubrüciie  ereignen  sich  am  Sonntage,  weil  die  Heizer 
bei  eingeetellteoi  Betriebe  erfahrnngsgemiss  am  wenigsten  anfpassen. 
Durch  die  Hafeobrüche  wird  die  Fabrik  schwer  geediftdigt  und  der  Glas- 
macher verliert  durch  <Ieti  StllL-^taiid  de.^  "Rctriebes  an  Lohn.  Dies  föllt 
besonders  bei  den  Hafenöten  mit  Grünglas  ins  Gewicht,  die  alle  Jahre 
neu  &a%6baut  werden  müssen,  wodurch  schon  eine  Arbeitspause  von  etwa 
4  Wochen  eintritt. 

n.  Anch  die  Industrien,  welche  mit  der  Herstellung  von  Porzellan- 
knöpfen be.schiiftigt  sind,  stehen  dem  Antrag  durchaus  ablehnend  gegen- 
über, sie  sind  der  Ansicht,  dass  der  Betrieb  der  Brennofen,  wie  bisher, 
auch  Sonntags  statttinden  müsse,  denn  die  Muffelöfen,  in  denen  die  Por- 
aeUanknffpfe  nnd  Ferien  gebrannt  wm^en,  mttssen  fortdanwnd  auf  gleich- 
ndSBig  hoher  Temperatur  erhalten  werden.  Jede  ünterlnreohung  des 
Betriebes  zerstört  den  Ofen ;  die  INIuffeln  zerspringen,  und  nach  jeder 
Unterbrechung  mtiss  der  Ofen  erst  wieder  non  hergestellt  werden.  Ein 
Aaslöschen  der  Oefen  ist  daher  auch  an  Sonn-  und  Festtagen  untunlich. 

Der  ehrerbietigst  untenseichnete  Zentralverband  dentsoher  Ludostrieller 
bittet  daher  das  hohe  Haas  des  Reichstages,  dem  Antrage»  dass  die 
Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  in  Glashütten  verboten  wird  mit  Ausnahme 
von  Hilfsarbeiten,  die  zur  T 'Unterhaltung  der  Glasöfen  notwendig  sind, 
nicht  Kaum  geben  zu  wollen. 

a)  Resolution  des  am  6.  Jannar  1905  in  Reutlingen  abgehaltenen 

6.  Wflrttembergischen  Handlnnsf'^L'f^hilfentages. 

Der  6.  würrtembergische  Haudiungsgehiitentag  ersucht  die  württem- 
bergischen Staats-  und  Gemeindebehörden  um  tatkräftige  Förderung  des 
Ansbanee  des  kanftnftnnischen  Fortbildnngssi^alwesens.  Der  Handinngs» 
gehilfentag  sieht  in  der  Durchführung  der  nachstehenden  Leitsätze  die 
beste  Gewähr  fiir  die  sachgem&sse  Auagestaltung  der  kaufmännischen  Fort- 
bildungsschulen : 

1)  Handlungslehrlinge  und  -gehÜfen  bis  zu  18  Jahren  sind  zum  Be- 
suche der  Schule  durch  Ortsstatut  zu  verpfliobten.  Von  dem  Besnohe  der 
Schule  soll  nur  beft*eit  sein,  wer  durch  eine  Prüfung  den  Besitz  derjenigen 
Kenntnisse  nachweist,  die  das  Endziel  des  Unterricht--  bilden.  Jungen 
Leuten,  die  das  besuch spilichtige  Alter  überschritten  habeu,  ist  der  frei- 
^Uige  Besuch  zu  gestatten. 

2)  Bie  Unterrichtsselt  ist  in  die  Tagesstunden  bis  spätestens  6  Uhr 
abends  zu  verlegen. 

3i  Die  Zahl  der  i^kshentUchen  Unterrichtsstunden  hat  mindestens  6 
zu  betragen. 
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4)  Die  Aufötellnnnr  der  Lelir-  und  Stundonpläne  soll  auf  der  Gruni]- 
Irl'o  erfolgen,  daß  jeder  einzelne  Lehr^egenstand  gründlich  gelehrt  werden 
kauu  und  die  £rreichuug  des  Lebrzieles  unter  Berücksichtigung  der  prak- 
tiBohen  BedtirfeiBse  gesidi«rt  ist 

5)  Ein  schiümässiger  Autbau  in  Unter-,  Mittel-  und  Oberstufen  ist 
durchzufiOiren.  Wonn  ein  Scliüler  bei  der  pflichtniüssii^'en  Aufnaliincprüfiing 
den  Nachweis  der  all^'enieineu  Vorkenntnisse  iur  den  Eintritt  in  die  Unter- 
stufe nicht  erbringt,  so  ist  er  in  eine  der  Schule  anzugliedernde  Vorstufe 
•iniareLhen.  Der  Uebergang  in  die  nftchst  höhere  Stnfb  findet  regdmlissg 
durch  Versetzung  statt 

8)  Die  Schüler  sind  zu  verpflichten,  am  Schlüsse  des  Schulbesadis 
eine  Prüfung  abzulegen,  über  deren  £rgebnifl  ihnen  ein.  Prttfungsieiigms^ 
Auszustellen  ist. 

7)  Das  Schulgeld  moss  von  den  Pruuipftlen  geleistet  werden. 

8)  Iii  der  Verwaltung  sollen  onob  die  Vereine  Belbst&ndiger  und  an» 
gestellter  Kaufteute  angemessene  Vertretungen  erhalten. 

Der  6.  württembergische  Handlnngsgehilfentag  hält  die  Einführung 
eines  reichsgesetzlich  eu  8  Uhr -Ladenschlusses  flir  durchführ- 
bar und  dringend  geboten.  Er  stellt  ausdrücklich  fest,  dass  keine  der 
befürchteten  näohtdligen  Folgen  eingetreten  sind,  wie  die  groeee  Zahl 
hleinerer  und  grosserer  Stftdte  mit  8  Uhr-Schluss  deutlich  beweist. 

Der  6.  würrfembergische  Handlungsgehilfentag  begrüsst  den  Erlass  der 
iioheu  württembergischen  Regierung  vom  30.  Dez.  1904  betr.  Aunnahme- 
tage  vom  Ladenschluss  mit  grosser  Eieude.  £r  ersucht  gleichzeitig  eine 
liohe  wttrttembergiedie  Regierung,  die  Herbeiführung  des  8  TThr-Laden» 
sohlnsses  unter  den  heutigen  Verhaltnissen  durch  einen  Erlaß  an  die 
höheren  Verwaltungsbehörden  zu  erleichtern,  letztere  möchten  alle  dahin- 
gehenden RestrebnngeT!  ffirdern.  und  überall  da,  wo  sich  die  j^^esetzlich 
vorgeöchriebeue  Mehrheit  der  Ladeubesitzer  fui-  den  früheren  Schluss  ge- 
fanden  hat,  denselben  anordnen. 

Demgemäss  fordert  der  Handlnngsgehilfentag  die  Bemlsgenossen  im 
Lande  auf,  überall  durch  Sammeln  von  Unterschriften  gemäss  §  139  f. 
der  R.G.O.  die  Einfflhrxing  des  8  Uhr-Ladenschlusses  bereits  unter  den 
heutigen  Verhiiltuisejeii  zu  fördern. 

Der  6.  württembergische  Handlnngsgehilfentag  richtet  an  die  hohe 
württembergische  RegieKuii:  das  Ersuchen,  durch  ihren  Vertreter  im 
Bundesrat  auf  die  schleunige  Vorlegung  des  bereits  in  der  16.  Koinmi.syion 
des  lieichstages  im  Jahre  1890  durch  den  dort  anwesenden  Bundesratsver- 
treter  in  Aussicht  gestellten  Gesetzeatwurfes  zur  Verbesserung  der  Sonn- 
tagsruhe zu  dringen  nnd  dabei  auf  die  Einführung  einer  völligen  Sonn« 
tagsruhe  ohne  irgendw  elche  Ausnahmen  hinwirken  zu  wollen.  Demgemäss 
ersucht  der  Handlnngsgehilfentag,  die  Anwendung  des  §  10r)e  der  K.G.O.,  der 
die  Aufhebung  der  Sonntagsruhe  zur  Befriedigung  besonderer  Bedürfnisse 
der  Bevölkerung  gestattet,  für  da«  Handelsgewerbe  zu  verbieten  und  dem 
•§  106b  Abs.  2  der  R.G.O.  folgende  Fassang  zu  geben: 

„Im  Handelsgewerbe  dürfen  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  an 
•Sonn-  und  Festtagen  niclit  beschäftigt  werden." 

Um  die  Einfiihrung  völliger  Sonntagsrulie  zu  erleichtern  und  um  den 
Uebergang  dazu  besser  bewerkstelligen  zu  können,  hält  der  Handlungs- 
gehilfentag die  sofortige  Scha£Puug  gesetilicher  Beetinunnngen,  unter  Be> 
obachtnng  nachfolgender  Grunds&tze,  fUr  unbedingt  erforderlioh: 


uiyiii^ed  by  Google 


-  129  — 


1)  Gehilfen,  Lehiiiuge  und  Aibeiter  im  HautieliSge werbe  dürfeu  an 
S«m-  und  Festtagen  im  Qroeeluuidel  flberliaupt  nicht»  in  offenen  VerkanfB' 
stellen  höchstens  3  Stunden,  und  zwar  nicht  später  sJs  bis  12  Uhr  mittags 
beschäftigt  -^werden.  Die  iStuuden ,  v/nl.r'^nd  w  elclier  dio  Beschftftiixung 
statttinden  darf,  werden  unter  Beriicküichtiguug  der  für  den  öffentlichen 
Gottesdienst  bestimmten  Zeit  durch  die  Polizeibehörde  einheitlich  fest- 
gestellt. Die  Polizeibehörde  ist  berechtigt,  nsch  Anhörung  der  beteiligten 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  die  Beschftftigang  fUr  alle  oder  eiuzelna 
Zweige  des  KleinhaTidels  einzuschränken  oder  ganz  zu  verbieten. 

2)  Am  ersten  Weihnacht»-,  D.^'pr    und  Phngsttage  dürfen  (rehüfen, 
Lehrlinge  und  Arbeiter  auch  im  Kiemhandel  nicht  beschäftigt  werden. 

S)  Fflr  die  lotsten  2  Sonntage  vor  Weihnaohten  kann  die  Polisei> 
behörde  eine  Vermehrung  der  Stunden,  während  welcher  die  BeBchftftigQng 
im  Kleinhandel  stattfinden  darf,  bis  auf  10  Standen  solassen. 

b)  Resolutionen  des  am  25.  Pebruar  IdOö  zu  Brüssel  abgehaltenen 
Kongresses  der  Angestellten- und  Beieende&Tereine  Belgiens.  » 

In  Eirwftgung,  dass  die  VorsohlHge  d«r  Bsgiemng  und  der  Speiial- 
iKnnmission  die  Festsetmng  der  Rohe  auf  einen  bestimmten  Wochentag 
Tuneihen; 

in  Erwägung,  dass  diese  Absicht  die  Festsetzung  oiner  s'^lchen  Anzahl 
von  Ausnahmen  zur  Folge  habon  wird,  dass  das  Qesctz  unwirksam  bleiben 
imd  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  umgangen  werden  wird: 

in  i^rwägung,  dsam  da»  Gesetz  die  Yei'hältnieise  der  Angestellten  end- 
gültig bestätigen  wtlzde^  auf  welche  es  keine  Anwendung  finden  könnte; 

in  IWftgung,  dass  das  einsige  billige  und  dnrchftthrbare  System, 

welches  die  Angestellten,  welche  die  Bewegung  ins  Leben  gerufen  haben, 
seit  jeher  gefordert  haben,  dasjenige  ist,  welches  den  Arbeitern  einen 
Anspruch  auf  einen  Ruhetag  pro  Woche  gibt; 

verharrt  der  Kongress  auf  seinen  auf  die  Notwcnaigkeit  der  gesetz- 
Uchen  Ordnung  der  Arbeit  und  der  Euhe  der  Angestellten  und  allgemein 
aller  Arbeiter  Besug  habenden  Beschlttssen,  wie  sie  in  der  vom  Kongress 
vom  18«  September  1904  beschlossenen  Besolution  umsdirieben  sind; 

hftit  es  für  notwendig,  dass  das  Gesetz  für  aUe  Arbeiter  unterschieds- 
los nnd  ohne  jede  Ausnahme  den  Gennss  des  Anspruchs  auf  wfichentlich 
36  Stunden  zusammenhängender  Ruhe  oder  mindestens  auf  einen  Tag  pro 
Woche  ungeschmälert  garantiere,  wobei  als  solcher  Tag  vorzugsweise,  aber 
nur  Torsugsweise,  der  Sonntag  bestimmt  werden  soll 

yemrteilt  ausdrfli^ch  jeden  Antrag,  der  wie  beispielsweise  die  Vor- 
schläge des  Abgeordneten  Massen  nicht  der  Uebenseugung  von  der  Not^ 
vendigkeit  gesetzlicher  Regelung  Ausdruck  gibt; 

protestiert  zum  vornherein  j;egen  jede  Gesetzesbestimmun;i,  \\  olcho 
nun  Ziel  oder  zur  Folge  hätte,  dass  entweder  der  Anspruch  auf  Kuhe 
nicht  anerkannt  wifrde  oder  ein  Teil  der  Arbeitw,  möge  er  auch  noch 
so  klein  sein,  Ton  der  Wohltat  dieses  Anspruchs  ausgeschlossen  würde; 

bekräftigt  diese  Postttlate  mit  dei  Gemeinschalt  der  Interessen  und 
der  Emanzipationsbestrebungen  aller  Arbeiter. 

Eine  Abschiift  dieser  Tagesordnung  ist  allen  Mitgliedern  der  Ab- 
geordnetenkammer zugestellt  worden. 

ArbeitencbuU. 


-  im  - 

4.  BABriergungs'  und  Brtpdekungsgewerhe. 

Petttion  d«8  Verbandes  deatseher  Oftflitwirtsgehilfen  an 

den  Bundesrat  und  den  Reichstag,  vom  Febraar  1905. 

Einem  Hohen  Bundesrat  und  Reichstag  gestattet  sich  die  Unterzeichnet«  im 
Auftrage  dos  Verbandes  Deutgchcr  Gaätvvirt&gduLfen  das  Nachstehende  zur  geueig« 
testen  Berück8ichtig;ung  zu  unterbreiten: 

Der  letzte  Verbandstag  (Greneralversammlung)  des  Verbandes  deutscher  Gast- 
wirtsgehilfen beauftragte  die  Hauptverwaltung,  der  Reichsregierung  und  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  in  einer  hingäbe  folgende  Forderungen  aiifzuBtellen : 

Die  ifeBtUigung  des  Buhetacos  durch  Gesetz  für  nümtliche  im  Oaatwirtsgewerlje 
angestelHea  Pänoneii.  Im  beeoocMn»  wiid  bettitragt,  den  §  10!H  der  Beichsgewerb«' 
Ordnung  dahingehend  abzuändern,  dass  allen  Angestellten  im  Gastwirtsgewerbe  an 
Stelle  der  Sonnta^ruhe  ein  ErsatzrobeCag  von  36  btunden  an  einem  Werktage  einer 
jeden  Woche  zu  gewahren  ist. 

Indem  wir  einein  Ilohen  Bundesrat  und  Reichstag  diese  Wünsche  der  Ange- 
stellten im  (Ta.Htwirtägewerbe  unterbreiten,  gestatten  wir  uns  zur  Begründung  folgendes 
anzuführen : 

Die  HiindeHratsverordnung  iUvr  die  Beschäftigung  von  Oehil^  and  Lehriingeo 
im  CTaüiwirtsigewerbe  vom  23.  Januar  1UÜ2  b^timmt  im  Art.  IV; 

,^n  Stelle  einer  der  nach  Ziffer  1  zu  gewährenden  ununterbrochenen  Ruhezeiu» 
ist  den  Gehilfen  und  Lehrlingen  mindestens  in  jeder  dritten  Woche  dnnial  eine  OD* 
unterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens  24  Stunden  zu  gewähren. 

In  Uetneindeu,  welche  nach  der  jeweilig  letzten  Volkszählung  mehr  als  2O000 
Einwohner  hatten,  ist  diese  Euheoeit  mindestens  in  jeder  zweiten  Woche  zu  gewähren. 

In  denjenigm  Wodien,  in  wetebeo  bienach  dne  24<«tBndige  RnheBeit  nidit  ge- 
währt zu  werden  braucht,  ht  ',vi>-(r  der  unnntfrbrochenen  Ruhezeit  von  der  vor- 
geschriebenen Dauer  (Ziffer  1)  mindestens  einmal  eine  weitere  ununterbrochene  Ruhe- 
zeit von  mindestens  h  Stunden  zu  gewShren,  wdohe  in  der  Zeil  zwischen  8  TJbr 
morgens  und  10  Uhr  abends  liegen  tnusi«." 

In  allen  Petitionen  und  Eingaben,  welche  die  verschiedenen  Gastwirte vereiuiguugcn, 
sowie  auf  deren  Veranlassung  eine  AimmKI  Handels-  und  Gewerbekammem,  an  die 
Reichsregierung  und  an  die  Regierungen  mehrerer  Bundf^'-tnrjtf ii  irencbtet  haben, 
wird  mit  grossem  Nachdruck  die  Aufhebung  der  in  obigem  Ariikel  vorgeschriebenen 
SSiHitllndigon  Ruhezeit  gefordert. 

Gegen  die  tägliche  Ruhezeit  von  8  Stunden,  die  nach  d^  Aussprüchen  dar  Herren 
Gastwirte  ehemals  den  Ruin  des  Gastwirt^gcwerbes  nach  sich  ziehen  sollte,  werden 
letzt  kaum  noch  Einwendungen  erhoben  ;  auch  die  tiO  Au^nahmetage  im  Jahre  (Zn- 
jABsigkeit  von  Ueberzeitarbeit)  erwiesen  sich  als  vollkommen  genügena. 

Diene  WandlmijP  erUIrt  deh  ans  der  manaelhaften  Kontrolle,  die  Mitens  der 
hierzu  beauftragten  Behörden  geübt  wird.  Aus  dem  Fehlen  von  Bet*timnuingen  über 
einen  gleichmässigcn  GeechaftssehluHa,  den  Beginn  der  Ruhezeiten  für  jeden  einzehuii 
Geliiiwn  anf  ganz  veiBchiedene  Zeitpunkte  sn  l^n,  ist  eine  sidiere  Kontrolle  aller- 
dingr«  fclbst  fflr  die  eifrigsten  Ueberwachung>«organe  fast  ganz  unmöglich;  die  Er- 
fahruug  der  drei  .Jahre  seit  dem  Bestehen  der  Buudesratsverordnung  hat  uns  gelehrt, 
dass  die  Bestimmung  bezöglicb  der  S-atündigen  Ruhesdt  fest  nirgend»  durchgeführt 
wird.  Die  einzige  Bestimmung  dagegen,  die  einigermassen  kontrollierbar  ist.  int  die 
im  Art.  IV  enthaltene;  sie  hat  sich  als  die  einzig  wirksame  erwiesen.  Daruui  richtet 
«ich  der  Hauotangriff  der  gastwirtschaftUchen  Üntemehmer  gerade  gegen  diese  Be- 
stimmung ;  daiier  das  Bestreoen,  gerade  diese  zu  Fall  zn  bringen,  oder  aie  so  su  ge> 
stalten,  cia^a  auch  bei  ihr  die  Innäaltung  unkontrollierbar  wiin. 

In  den  Kingnbeu  der  Herren  Gastwirte  wird  die  Abänderung  dos  Art.  IV  der 
Buudesratsverurduung  nach  drei  v^nsciiiedeoen  Richtungen  hin  gefordert. 

Einmal  wird  die  äcfaoiduog  zwiichen  kldnen  and  gromen  Betrieben  verlangt  und 
die  Forderung  gej^tellt,  den  Ortj*i)olizeibehördeu  die  ^Machtvollkommenheit  ZU  geben. 
JQr  ihre  kleinen  und  kleinsten  Bezirke  Sonderbestimumngen  zu  erlassen.  Eine  solche 
Bdieidnn^  ist  in  keiner  Wdee  sereditfertigt,  denn  die  Erhebungen  der  Kommission 
für  Arbciterstatistik  haben  erg^eben,  da.ss  die  Ausniitzmig  der  Arbeitskräfte  in  den 
kleinen  Betrieben  oder  in  den  kleiuerüu  Orten  durchaus  keine  geringere  ist,  als  in  den 
grösseren.  Aus  dem  Gewirr  von  Bestimmungen,  das  auf  diese  Weise  entatflnde^  würde 
«ich  kein  Men.-ch  mehr  zureeht  fitiden,  ]»]e  Kontrolle  wäre  ausgeschlossen. 

Die  Forderungen  anderer  Gastwirtevereiuiguugcu  gehen  daniu,  unter  Aufhebung 
der  24-8tündigen  und  der  in  der  zweiten  Woche  platzgreif  enden  6-stündigen  Ruhe- 
aät  aUwöchentUch  eine  lö-atnndige  Buheceit  einzurühren.  Es  wird  lüeraiu  ein  Vor- 
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teil  für  die  Gehilfen  hcrausgcrethnot  insofern,  als  heute  in  den  Städten  mit  über 
20000  Einwohnern  innerhalb  zweier  Wochen  iusffesamt  30  Stunden,  nach  den  Wünschen 
der  Ueneo  Gastwirte  aber  2  X  =  36  Stunden  gegeben  würden.  Die»«  Rechnung 
irt  aber  dorehaoe  unzutreffend.  Bei  dem  hentijrtn  Stande  der  Geeetzgebung  erhält 
der  Gehilfe  \m  Ansohlu^s  an  seinen  24-8tün(li^en  Ruhetag  in  der  Kegel  noch  eine 
ToUe  >achtnih^da  die  Kuhexeit  in  der  B^el  12  oder  1  Uhr  nachts  b^inot,  benr. 
endet  Bei  der  Einffllinin||:  der  IS^tflndigen  fiabeBeit  werde  hSnBg  der  Fdl  eintreten, 
dafs  der  Arbf itr-rher,  der  über  den  Pr  ginn  der  Ruhezeit  eigenmächtig  7.\i  ent.-icheiden 
hat,  diem  etwa  12  Uhr  nachu  beginnen  läest,  so  daas  sie  um  6  Uhr  abends  des  fol« 
geoden  Tages  beendet  sein  würde. 

Schon  rein  zahlenmässi^  würde  d^r  Gehilfe  also  schlechter  etehen,  als  heute; 
die  Versciilechterang  durch  die  Verkürzung  der  24-stündigen  Ruhezeit  wäre  aber  noch 
viel  grOifler,  als  na  den  enten  Bliek  erkeoiitUch. 

Alle  Vorteile  der  24-8tündigen  Ruhezeit,  die  es  ermöglicht,  dn.«is  der  Angestellte 
wenigsten  alle  14  Tage  einmal  vollkommen  frei  ist,  würden  durch  die  neue  Ordnune 
wiedor  verloren  sdieD.  Nachdem  der  CkiiUfe  nindidk  6  Tage  lang  sich  niöht  genügend 
hat  aus.<*<  hlafi  n  Können,  wiirdp  er  dies  nun  zunächst  nachholen  wollen  und  bis  in  den 
späten  Vornuttag  hiueiu  öchlateu.  Nach  dem  Mittagessen  würden  ihm  nur  noch 
«fnige  Stunden  freie  Zeit  bldbeD,  die  er  natstningeol  kaum  mehr  anwenden  kann; 
an  eine  wirklicJie  Erholung,  an  einen  Amiflttg  mit  «einer  Familie,  Theater-  oder  Kon- 
ii'rtbcbuch,  kann  er  nicht  denken. 

Ebenso  abzuldinen  ist  der  dritte  Vorschlag,  nämlich  die  Ruhetage  en  bloc  zu 
ceben,  wie  dies  namratlich  für  Saiaonplätze  gefordert  wird.  Das  Anerbieten,  auch  für 
ateee  Tajo^e  dos  Gehalt  weiter  zn  zahlen,  kann  die  Gehilfen  nicht  veranlassen,  diesem 
VofBchlage  zuzustimraen.  In  vielen  Fällen  erhalten  die  Angestellten  im  Gastwirt^- 
gew^be  überhaupt  keinen  oder  doch  einen  ganz  minimalen  GehalL  Hierzu  kommt 
1^.  die  Beridite  der  Gewerbraerichte),  daai  In  dner  ganz  betriteiitlichen  Ansahl  von 
Fallen  das  x\ rbeitsverhältnis  [Nützlich  infolge  euigetretener  Differenz-  n  zwischen  Ar- 
beitgeba:  und  -nehmer  gelöst  wird;  in  allen  diesen  Fällen  würd^  die  „angesammelten 
Rahetage"  seitens  der  Gehilfen  „fireiwiHig*«  im  Stich  gelaasen,  besw.  mit  einer  Uchnlidi 
garingen  Siimrnp  r.hirrlöst  werden. 

Atter  auch  huTvon  abgesehen,  köun«u  diese  Ferien  den  periodisch  wiederkehrenden 
Ruhetag  nic  ht  ersetzen.  Hier  würde  teilweise  zutreffen,  wai«  die  Gastwirte  von  dem 
regelmässigen  Ruhct-age  Ix^hMHj'ten ;  diese  Ferieiitjig*^  •vvünlrTi  nm  Ii  fliterstandoner  drei- 
ooer  viermonatlicher  Arheitscj^ual,  die  durch  keinen  liuiit  ut^  uuiorbrochcü  wurde, 
unter  Umständen  eher  zu  Ausschweifungen  verschiedener  Art  rühren  können.  Soweit 
<B  überhaopt  richtig  ist,  dass  ein  Teil  der  Gehilfen  seine  Freizeit  in  nicht  ganz  ein- 
waadfräer  Weise  benutzt,  so  ist  nicht  der  Ueberfluss,  sondern  der  I^Iangel,  das  Un- 
gewohnte der  Freiheit  daran  schuld.  Der  Sklave,  der  eintnal  von  der  Kette  loegeiasBen, 
Weiss  von  seiner  Freiheit  nicht  den  richtigen  Gebrauch  zu  machen. 

Und  vom  rein  sanitären  StÄndpuakte  aus  —  jeder  Arzt  wird  uns  hierin  bei- 
chten —  kdnnen  die  nach  langen  Zeiträumen  en  bloc  gegebenen  Ruhetage  niemals 
in  regelmässigen  und  kürzeren  Zwischenräumen  wiederkenrenden  Ruhetag  ersetzen. 
Die  menschliche  Natur  verlangt  eine  vernunftgemässe  Abwechselung  zwischen  Arbeit, 
Riihf  und  Erholung;  gegen  die  Natur  ist  das  ununterbrochene  Arbeiten,  wertlos  die 
Aofepeicherung  einer  Reihe  von  Ruhetagen,  die  dann,  wenn  der  Menadi  entkräftet 
und  entnervt  ist.  anf  einmal  genossen  werden  sollen. 

Aus  allen  aiepen  Erwägungen  heraus  müssen  wir  zur  .\blehnung  aller  von  selten 
der  Unternehmervcreitiigungen  gestellten  sogenannte  Verbeäs^un^vorschläge  kommen, 
und  ersuchoi  wir,  denselben  nicht  stattzugeben,  üm  aber  endlidbi  die  geringen,  in 
allen  Retrieben  wohl  durchführbaren  Schut/.hcstimmungen  gegen  die  fortgesetzten 
Angriffe  sicher  zu  ^ttellen.  ersuchen  wir  einen  Hohen  Bundesrat  und  Reichstag,  ein 
Gesetz  zu  schaffen,  wonach  unter  Aufhebung  des  S  105i  der  Reichsgewerbeordnung 
sämtlichen  Angestellten  im  (Jasiwirtsgcwerbe  an  Stelle  der  Sonntagsruhe  ein  Ersat»- 
rubctag  von  36  Stunden  an  eineiu  Werktage  einer  jeden  Woche  zu  gewahren  ist. 

Eäne  wfichentlich  wiederk^rende  nnnnta'brochene  Ruhezeit  von  mindestens  36 

^^tuiidon  ist  von  zwingender  Notwendigkeit  für  die  Oesundhr  it,  die  Fortbildung  und 
das  Familienleben.  Das  durch  die  Erhebungen  der  Kommission  tür  Arbeiterstatistik  in 
grossem  Umfange  aufgehäufte  Material  hat  ergeben,  dass  die  Arbeitszeit  der  Ange- 
stellten ITH  Gastwirt8gewrr!>e  eine  ungeheuer  langf>  i^L  so  dass  häufig  kaum  die  nötige 
Zeit  zum  Ei«en  verbleibt.  .Vus  den  Berichten  der  Krankenkassen,  den  Untersuchungen 
von  Aerzten  geht  hervor,  dass  diese  Arbeit,  die  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen 
Cdeistet  werden  mnse,  die  achlimmaten  Folgen  iür  die  Gesundheit  der  Betroffenen 
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hat,  ne  krank,  siech,  in  frühem  Alter  arbeStonofShig  macht  und  frühzatög  dem  Tode 
überliefert.  Wie  von  den  Gastwirten  »elbst  ztTpp|^eben  ht,  kann  unter  den  p^n- 
wärtigeii  Arl>cit8vcrhälti]i&sen  an  ein  geordnete»  Fauiilieulcben  uicht  gedacht  weraen. 
Fenier  iet  mildl  der  OaatwirtsgdUlfe  unt«r  den  heutigen  Umstanden  nicht  in  der 
Lage,  auf  eine  weitere  Ausbildung  und  Bereichenuig  seiner  Kenntniee  JSedadit  sn 
nehmen. 

Da.  oben  nachgewiesen,  die  R-slün<liir('  1  "iL'H  ljL  Ruhezeit  fii.«t  jätete  und  überall 
durchbrochen,  eine  KoulroUe  über  ihre  Durchführung  mit  grossen  Schwierigkeiten 
▼eriraüpft  ist,  80  «dien  wtr  im«  Tcnmlaest,  die  gesetzgebenden  EOrperadiaften  za  er» 
Rucben,  unseren  Vortohlägen  gemäss  eine  Sieherstellung  und  gleiehzeitig  eine  Erweite- 
rung der  jetzt  bestehenden  Kuhej£cit  durch  Abänderung  der  Gewerbeordnung  in  die 
Wege  zu  idteo.  Der  Erlaas  eine»  Spezialgesetzes  bezw.  die  Abänderung  der  Qt- 
werbeordnung  nach  der  Richtung  hin,  dass  den  Angestellten  in)  Gastwirtsgewerbe  an 
Ötelle  der  Sonntagsruhe  ein  Ersatztag  an  einem  der  Wochentage  zu  gewähren  ist, 
würde  übrigens  den  in  den  Sitzungen  des  Reichstag»  vom  18.  und  19.  Februar  1801 
seitcnf?  do:^  damaligen  Herrn  Haoddeminiater»  ?on  wrlepach  «h|^gebetten  £rld£ruiigni 
durchaus  entsprechen. 


IIL  HaflpÜioht  und  V ersieh enmg. 

1.  Torschliige  der  Krankenkassen  zur  ZoBammenlegung  der 

Arbeiterversicherungsgftsetzo 

Gegenstand  der  Y c r si r  h erun g  und  Kreis  der  versicherten  Personen. 

Gegen  die  durch  Krankheit,  Unfall,  Invalidität  und  Alter  entstehenden  Schä* 
digungen  »ollen  versichert  werden  alle  gegen  Gdialt,  Lohn,  Natoralbezüge  oder 
sonstiges  Entgelt  heschaftigten  Personen,  deren  Jahre8einkomnir.ji  nna  dem  Arbeits- 
verdienste die  Summe  von  3U0<J  M-  nicht  übersteigt,  mit  Ausnahme  derjenigen  vom 
fieich,  einem  Bundeeataat  oder  einer  Gemeinde  beschäftigten  Personen,  wdchen  ihrem 
Arbeitgeber  g^enüber  eine  dieser  Verncberuiig  entsprechende  oder  gleichwertige  Für- 
feorge  gewährleistet  ist. 

Der  Versicherungspflicht  .sollen  auch  selbständige  Gewurljetreibende  und  Land- 
wirte mit  dnem  Jahrueinkommea  bis  zu  3000  AI.  unterließen.  Für  dieee  gilt  das  zur 
Staataateuer  eingeeehitzts  JahresdnkiHnraen  ab  JafareearbeitsTenliettst. 

Umfang  der  Versicherung. 
Die  IGndeetleistungen  der  Versicherung  sollen  bestehen : 

1)  im  Falle  der  Krankheit,  ohne  Kficksichl  auf  die  UrJ^acbe  derselben,  vom  Er- 
krankungstage ab  biü  zum  Eiutritle  der  Heilung  oder  der  Fes.t8telluug  ein^  dauern- 
den, nicht  mehr  zu  bessernden  Zustandes,  längbteus  al)er  bis  zur  Dauer  eines  Jahres 

a)  in  freier  ärztlicher  Bt  handlung,  Arzntn,  Bnilen,  Bruchbändern  und  sonstigen 
iieiiniitteiii.  soweit  dieselben  zur  Erreichung  detj  Kurzweckes  bezw.  zur  Erhaltung  der 
Arbeitsfähigkeit  erforderlich  sind; 

b)  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  in  änem  Krankengelde  im  Mindestbetnge 
von  Va  des  Tagesdurchschnittsverdienstes; 

c)  im  Toaesfalle  in  einem  SterliL-geld  im  Mindestbetmge  des  dreiMtg6udieil  Tiges* 
durchschnittsverdienetes,  jedoch  nicht  unter  50  M.: 

d)  im  Falle  der  &ankbeit  Ton  Fanulienangeodrigen  in  freier  irztUdier  Beluuid» 
hing  und  Arznei  bis  zur  Dauer  von  sechs  Monaten  und  im  Tbdes£dle  von  Fanailiea' 
angehörigen  in  einem  Sterbegeld ; 

2)  a)  für  versicherungspflichtige  Schwangere  in  einer  der  Wöchnerinnenontar- 
r  viT:'uiig  pleiehen  Unterstützung  wegen  der  durch  die  St^hwangerschaft  verursachten 
Erwerbsunfähigkeit  bis  zur  Gesamtdauer  von  sechs  Wochen.  Auch  sollen  die  erforUer- 
lidien  Hebammeodienst^  und  freie  ärztliche  Behandlung  der  Sehwangecschaftoba- 
schwerden  sowohl  wie  auch  bei  der  Entbindung  gewährt  werden; 


n  Auf  dem  allg.  Münehener  deutaohen  KrankenkaMentage  wurde  Tereinbait,  data 

dir-  i,'r<rli"ift5frihrende  Krankenkn^^'P  tirc'-ijpn  iri  in'Mn~im  mit  der  Zontmlkomtnission  der 
Krankenkiisseu  in  Berlin  die  V"i  - i  lilitgc  lii-r  Krankeuk.uä:seii  für  Aenderuug  der  Arbeiter» 
Teniehening  formalierea  solle.  Eh  ist  darHua  der  folgend«  durch  die  „Deutsche  Kranken« 
küiUünzeituDg"  bekannt  gemuebte  Entwurf  liervorgegangen.  der  als  Petition  der  Rogianuig 
und  daiD  Kcicbstage  unterbreitet  worden  ist. 
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b)  im  Pralle  der  Entbindung  einer  Versieherfeen  in  einer  WddiDerinnenunter* 
»tötexini:  in  Tföhe  de«  Krankengeldes  für  die  Datier  von  sechs  Wochen. 

PcTj^oiien ,  welche  infolge  eintretender  Erwerbslosigkeit  aus  der  Verhicherung 
ausscheiden,  soll  der  rolle  Anspruch  auf  Krankenunterstützung  verbleiben  für  eineo 
Unterstfltzuugsfall.  der  innerhalb  eines  Zeitiaiiniee  von  eechs  Wochen  nach  dem  Ana» 
scheiden  aus  der  Beschäftigung  eintritt; 

3)  im  Falle  eiiu-s  T'iitallcs,  mag  derselbe  «lunh  <lie  Gofahn  ii  der  Erwcrlj^-tätig- 
keät  oder  des  gewühnlichcn  Lebens  verui»acht  &eii),  wobei  chronische  Gewerbekrank- 
bdten  ob  Polgen  von  BetriebsunfUlen  anziueben  aind, 

a)  von  Beendigung  des  enten  Hdlnffehrens  böw.  von  Eintritt  einee  Dntur- 
zostandes  ab. 

bei  vr>llifriT  Frwr  rh-unfihigkeit  für  deren  Daner  in  einer  an  den  Versicherten 
rn  zahlen«  1(11  Rente  in  H<)hc  von  7")  Proz.  de«  letzten  DurcJischnittsverdienetes,  bei 
völliirer  Hilflosigkeit  tle»  Verisiclierien  uber  in  Höbe  von  KM)  i*roz.  des  letzten  Durch- 
edmitts  verd  ienates, 

bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  in  einem  da-  Mass  der  verbliebenen  Erwerb»- 
iähigkeit  berücksichtigenden  Bnicnteile  der  Rente  für  völlige  Erwerbsunfähigkeit; 

b)  in  dem  zur  Bet*eitigung  oder  zur  Linderung  der  T'nfallsfolgen  wiederholt 
erfoiderlich  werdenden  Eeilverfuiren  änschliesslich  der  zur  äichemnjj  dee  Kurcrfolgee 
oder  zur  Wiedertterstellting  und  Erhaltung  der  Erwwbsfähigkat  erforderlichfln 
Hilf-tnitlel ; 

c)  bei  lötung  deä  Versicherten  an  die  Hinterbliebenen 

$m)  «b  Bretts  der  Beerdigungskosten  in  dem  DreieeigfiMiien  dee  anf  den  Arbdte- 

tng  bcrrehneton  Dnrrhschnittsvenlii  nst*'-,  Jedoch  mindestens  CK)  Xf.: 

bhi  vom  Todeötiigc  al)  in  einer  lieui«  für  die  Witwe  bis  zu  denu  Tode  oder 
Wiederverheiratuog  von  Ho  Pro*.,  sowie  für  je<les  hinterl»liebene  Kind  bis  zu  dessen 
zurückpcletrteni  Ki.  Leben-jahre  von  je  20  Pniz.  d«  -  .lidiresdurchschnittsverdienstes, 
jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  iuügesamt  nicht  mehr  äln  70  Proz.  des  Jahresdurch- 
Mtmittdverdienstes  als  Hinterbliebenenrente  gewährt  werden. 

Tni  Falh>  der  Wiederverheiratung  soll  die  Witwe  mit  dem  dreiAuüiai  JahreB- 
betragc  direr  Reute  abgefunden  werden. 

Bei  allen  Unfallentschädigungeo  »oll  mindestens  der  BOOfache  Betrag  des  orts- 
üblichm  Tagelohnes  erwachsener  rnftonlicher  besw.  weiblicher  Taganrbeitec  und  bei 
jugendlidien  ünfaUverletKten  Tom  Eintritte  der  GraesjfihriglKit  ab  der  JahreeariMits- 
▼ardieoet  ^eichartiger  grossjähriger  Arbeiter  der  Hcni  hnnng  zu  Grund*-  gelegt  «  erden. 

4)  Im  Falle  der  nicht  duKh  einen  Unfall  hervorgerufenen  Invalidität  in  einer 
Bente  ton  SO  Pro«,  des  JahreaarbeitBrardienste^,  welche  bei  völliger  fiUfloeukeit  bin 
auf  100  Proz  selben  zu  crb6hMi  ist»  Diese  tteote  musa  mindeelene  800  M.  liir 
das  Jahr  betragen. 

Invalidität  soll  angenommen  weiden»  wenn  nach  Erfüllung  einer  an  bestimmen- 
den Wartezeit  bezw.  n ach gewi« Liener  ver«iehpningspflichtigcr  Beoehaftigung  der  Ver- 
sicherte infolge  seines  körperiicheu  oder  ^«istigen  ^^ustaudes  nicht  mehr  imstande  ist, 
durch  eine  «einen  Kriften  und  FihigkeiteD  entsprechende  Lohnarbeit  mehr  als  die 
Hälfte  des  Betrages  zu  verdienen,  den  ein  gesunder  Arbeiter  des  gleichen  Berufs  in 
derselben  Gegend  zu  dieser  Zeit  jährlich  verdient.  Invalidenrente  soll  aucJh  derjenige 
nicht  dnnernd  crwerhsnnfähige  Versicherte  erhalten,  welcher  während  26  Wochen  nn- 
anterbrochen  erwerbsunfähig  ist,  für  die  weitere  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit. 

5)  Veraicherte,  wddbe  das  65.  Lebensia^  zurückL^elegt  haben,  sollen,  audi  ohne 
dass  es  des  Nachweises  der  Erwerbsunfähigkeit  1)  ; n  r  eine  Altersrente  erhalten, 
welche  20  Froz.  dee  für  die  Versicherung  massgebend  gewesenen  Jahresdiirchsclmitts* 
TcrdieoBtee»  mindeBfeena  aber  150  M.  jXhraelL  betragen  soll. 

Aufbringung  der  Mitte!. 

Die  Mittel  zu  Gewährung  der  von  dieser  Versicherung  vorgesehenen  Leistungen 
BollcD  Ton  dem  Rnche,  rm  den  Aibei^bem  nnd  von  den  Versicherten  aufgebracht 
weiden. 

Das  Keich  soll  zu  jeder  Invaliden-  und  Altersrente  einen  Zuschuss  von  100  If. 
jihiReh  gewähren,  wahrend  die  Arbeitgeber  nnd  Venidierfeen  laufende  BeitrSge  su 
gleichen  Teil  en  zu  zahlen  haben. 

Für  die  Beiträge  sollen  nach  dem  Einkommen  in  Klassen  abgentufte  einheitliche 
Sätze  für  sämtliche  Versicherungsanstalten  gelten.  Diese  Beiträge  sollen  in  etnheit* 
liehen  feststehenden  Beträgen  ft":r  fiie  <ln  i  Vet-ichenmcr^zweige :  Krankheit,  Unfall, 
Invalidität  und  Alter  zu  getrennter  Verwaltung  und  Verwendung  kommen,  so  dass 
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jeder  der  drei  Zweige  R<?f»<?rv«>-  und  Dfr^ktiTitr^fonds  getrennt  aufbringt.  Für  btstimnite, 
mit  erheblich  höherer  ünfallgelahr  verbundene  ßernie  »gll  ein  Zu«±iag  zu  den  Ein- 
li«ite«ätzen  der  betawffenden  VersicherteD  erhoben  werden. 

Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  jeder  einzelnen  Yersielieningsanetalt  sollen  berech- 
tigt sein  zu  beschliesxen :  Mehrleistungen  auf  dem  Gebiete  d^  Krankenverflicherung 
Quim  Venicherten  zu  gewähren  und  zur  Deckung  der  iotaldieiiden  höheren  Auf- 
wcndunpn  EU  den  Beitiigeo  für  die  £iuikeav«nicli8niiig  eotepfechiBiide  Ziuchlige 
zu  erbeben. 

Die  Beitrige  eoUeii  fttr  die  einselnen  SUenderwoehen  bendmet  and  erhoben 
werden. 

Lohnklasseu. 

Zum  Zveck  der  Bemewiing  der  Bdtrto»  eowolil  wie  der  Verticbemngi»tei«tuugeu 

SDÜen  Tx>hnklAfli;en  gebildet  werden,  denen  die  Versicherten  ihrem  durcb^ehniithehen 
Jahre^arbeitfiverdiensi  entsprechend  zuzuteilen  sind.  Dieae  Lohnklassen  soileu  den 
Mindestbetrag  yon  300  M.  und  den  HOchstbetn«  von  3000  M.  ak  Jahreearbelterer» 
dienst  unifassen  und  kleinere  Abstoftmeen  bei  dien  niedrigent  grOeiere  Abetafmigen 
bei  den  höheren  Kla^^-en  ergeben. 

Für  alle  VersicheruDgHzwccke  soll  das  Jalu'  so  SOG,  der  Ifonat  zu  25  und  die 
Woche  zu  6  Arl)eitBtagcn  einheitlich  tirT'  f  hnet  werden. 

Die  zurzeit  üblichen  Quittunffskart^u  »ollen  durch  Sammel karten  ersetzt  werden, 
welche  bei  einem  Wectud  de»  ^beitsplatoee  swisdien  den  VeBBicbenu^sMnsUlten 
auszutauschen  sind. 

Organisation. 

Zur  Durchführung  der  gesamten  Versicherung  sollen  unter  Aufhebung  der  jetzt 
bestehenden  Knuiketikasson,  IJcnif8irenos8ensLliaft€U,  Invalidenversicherungsanrif alten 
und  besonderen  Kasseneinhcbtungcn  ^^nemäne  Versicherungsaiistalteo  errichtet  werdeOi 
welehen  bestimmte,  rSumlich  abgegrenste  Beeirice  mit  nicht  anter  100000  Einwohnern 
7ii7Tnv.  i  .  II  m\d.  Dier^e  Versir-lK-riniir-anstalten  sollen  für  die  Versieherung  sämtlicher 
m  ihrem  Bezirke  besebafiigirr  Personen  zustandig  sein.  Zur  £rleichtaTing  des  Ver- 
kebrs  mit  den  Arbeitgeliern  uikI  Versicherten  sollen  dieselben  gehalten  sein,  in  ihrem 
Bezirke  nach  Bedarf  örtliche  Verwaltungs-itellen  einzuriehten. 

Die  Vcrsieberungeanstalten  «ollen  als  Organe  für  die  künftige  Witwen-  und 
Weiseofürsorge  und  fSt  die  künftige  Arl)eitslosen Versicherung  vorgesehen  werden. 

Die  Versicbenmgvatistaltf'n  colJen  sich  art  der  Beratung  und  Förderung  allge- 
meiner hygienischer  bezw.  die  Arbeiter verBiciicrung  betreffender  Fragen  beteiligen,  so- 
wie Vonclinftflii  Qber  Unfailrerhfitung  eriaeaen. 

Verwaltung. 

Die  Leitung  und  Verwaltung  der  Versicherungsan^italt  soll  dem  Vorstände  and 
der  Generalversanmilunp  zustehen,  welche  l>eide  zu  einem  Drittel  au?*  Vertreicm  der 
Arbeitsgeber,  zu  zwei  Dritteln  aus  Vertretern  der  Versicherten  zu  betstcbeu  haben. 
Der  Vorstand  soll  von  der  Generalversammlung  ^wählt  werden.  Die  Generalver- 
sammlung soll  von  Vertretern  gebildet  werden,  die  von  den  Arbeitgebern  und  Ver- 
sicherten je  aus  ihrer  Mitte  zu  wShlcn  sind  (siehe  ^  34—39  K.V.G.). 

Zur  F<-t.-et/un^  villi  T'rifall-  und  Inralidenrenten  aolien  Kommiseionea  von 
Sachverständigen  gebildet  werden. 

Aufsichtsbehörde. 

Die  Verwaltung  der  Versicho'ungsanstalt  soll  der  Aufsicht  der  höhereu  Verwal* 
tungsbchörde,  in  deren  Bezirk  dieselbe  ihren  Sitz  hat,  untersteheiL  Die  Anfaidita- 
befugniHse  sollen  sich  auf  die  Ueberwaclumg  der  Befolgung  der  gesetzlichen  und 
statu tarigchcn  Vorschriften  beschränken.  G^en  die  Auoranungen  der  Aufsichta- 
behörde  soll  da»  Verwaltungsstreitverfahren  suUbiig  aein,  die  letatinnliPtliche  Eot- 
scbeidang  aber  dem  BeichaTersicsbernngBamt  fibeitngen  werden. 

Streitigkeiten. 

.Auf  da-  Veri^icherungsverbältiu-  ,  i  gliche  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgt  lirrn 
oder  Versicherten  einerseits  und  der  Ver^^icherunssanstalt  andererseits  sollen  durch 
das  Schiedsgericht  für  Arbdtenreraich«iing  (in  seiner  bisherigen  Zosammensetsang) 
entadliedt  Ti  werden. 

FOr  die  Entscheidung  über  Krankenunterstützungsansprüche  soll  ein  abgekürzt««! 
beeddeanigtee  Verlefaren  hei  dem  Schiedageridit  eingeffihrt  werden. 
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Gegen  die  EntHchddung  des  Schiedsgerichte  soll  den  BelaUiglflD  innerhalb  eines 
Monate  melL  dar  Zustellung  der  Bdnua  an  daa  BeichBTenkhenrngiBaint  niefeeiieo. 

U  e  be  r  gan  gab  e  s  ti  m  mit  D  g. 

Dia  anr  Zeit  da*  Einrichtung  der  allgemeineD  Versicherangeanatalten  bereita 

erworhpnen  T"^nterstützting:s-  be7w.  Entschädigungsanspriiche  RoIIen,  poweit  es  sich  um 
KraDkeuuuterätützimir  handelt,  auf  die  Versicherungsanstalt,  in  deren  nunmehrigem 
Becirk  die  zahlungspflichtige  Krankenkasse  ihren  Sita  hatte,  soweit  es  sich  um  Kenten* 
ansprüche  handelt,  auf  die  VerBiehcnmgsanstalt,  in  deren  Bezirk  der  Empfangs- 
bcarechtigte  zu  dieser  Zeit  wohnt,  zur  Weiterzahlung  für  eigene  Rechnung  übergehen. 

Da8  Vermögen  der  aufgehobenen  Krankenkassen  soll  ohne  weiteres  auf  diejeniga 
Veisicborungsaastait,  in  deren  nunmehrigem  Bezirke  sie  ihren  8itz  hatteOt  übecgelien 
md  dieser  sofort  ausgeantwortet  werden. 

Die  Verwaltung  den  Vermögens  der  Beruf sgenoesenschaften,  Landesversi  ht miu^- 
anstalten  und  besondaen  Kaeeeneinrichtungen  soll  mit  dem  Zeitpunkte  der  islrriai» 
tong  der  Versicherungsanatalten  Torlinfig  aof  daa  Reichsvenidierungsamt  übeigeluiL 

Alsbald  nach  fiiesem  Zeitpunkte  soll  ^]siü  Keichsversicherungsamt  feststdleiit 
weiche  laufenden  Kenten  im  Bezirke  jeder  VersicherungsanstcJt  zu  zahlen  sind. 

In  glejchem  Verhältnisae  zu  dem  Kapitalwelt  dieaer  Renten  soll  darauf  das  ge- 
e&mte  verwaltete  Vermögen  vom  ReichsTcrsichcrungsamte  auf  die  einadnen  VersicoA- 
ruuggaustalten  verteilt  und  ihnen  überwiesen  werdeji. 

Unerwartet  dieser  endgültigen  üeberweisung  sollen  aber  die  Versichemngsail- 
stalten  berechtigt  sein,  zur  De<kung  notwendiger  Kentenzahlungen  TeiliJÜllUDgen  auf 
ihren  VermögenBauteil  vom  K^ii-.häverc»icheruugi$amt6  zu  verlangen. 

2.  Petition  deö  Verbandes  Fortschrittlicher  Frau ©nver eine 
tu  das  ReichsRTTit  des  Innern,  staatliche  Mutterschaft HversirliprnTii^  betr. 

Einem  hoheu  iieichsamt  des  Innern  überreicht  der  unterzeichnete  Ver- 
band Fortschrittlicher  Frauemvereine  daa  Gkaadi:  dem  Bundesrate  und 
dem  B«lc]i8tage  entsprediende  Geeetaesvorlaigeii  betr.  Sdrata  der  Wöch- 
nerinnen vorlegen  zu  wollen  in  dem  Sinne,  dass 

1)  §  137  der  Relohsgewerbp-  r  Inung  dahin  erweitert  werde,  dass  den 
gewerblicheü  Arbeiterinnen  die  Aroeit  mindestens  b  Wochen  (davon  2  vor 
und  G  uach  der  Entbindung)  untersagt  wird; 

2)  dieses  Arbeitsverbot  auch  axi  die  Heimarbeitennnen ,  die  kaiif- 
männiscben  Ängestellten,  die  häoalicheii  Dienstboten ,  die  im  Tsgelohn 
stehende  Landarbeiterin  ausgedehnt  werde; 

3)  durch  Ausbau  und  Vereinheitlichung  unserer  Versicheningsgeset^e 
eine  ötaatiiche  Mutterschafts Versicherung  geschaÜeu  werde,  welche  den 
Lohnexisfall  deckt ,  sowie  Geburtshilfe,  freie  Srstliche  Behandlung  und 
HeUmittel  für  Wöchnerinnen  nnd  Säuglinge  umfasst; 

4)  allen  Franon,  bei  denen  das  oirreue  Einkommon  oder  das  ihrer 
Ehemflnner  unter  der  Vennogensgrenze  von  BOA)  M.  bleibt,  analog  ^en 
Bestimmungen  bei  der  Invaliditats-  und  Altersversicherung,  ein  Selbst- 
versichenmgsredit  eingeräumt  werde,  so  dass  ihnen  nach  einer  gewissen 
Karenzzeit  in  EntbindmigsfUlen  gieidifaUs  ein  Anrecht  auf  die  Mutter- 
Bchaftsversicherang  snsteht. 

3.  Eepolutionen  imd  Thesen  des  in  Wien  am  25.  März  1905  ab- 
gehalttiueu  15.  österreichischen  Aerztevereiustages. 

Resolutionen: 

L  Die  Aerzteschaft  Oestcrreich.s  steht  den  sozialpolitischen  Bestre- 
bungen der  Regierung  und  der  gesetzgebenden  Körperschaften  mit  vollem 
Verständnisse  gegenüber  und  weiss  sie  vollauf  zu  würdigen,  wie  es  von 
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einem  Stande,  der,  wie  kein  anderer^  bernfemftssig  mit  allen  Kreisen  der 

Bevölkerung  in  fortwährende  Berührung  kommt,  selbBtver.stilndlich  ist. 

Die  Aerzteschaft  verlaufet  jedoch,  dass  sie.  bezw.  ilire  offiziellen  Ver- 
tretungec,  bei  allen  sozialjiolirisrlien  üntentoliinun^eTi ,  bei  welchen  die 
Interessen  der  Aorzte  in  Betracht  kommen,  nicht  nur  gehört,  sondern  auch 
in  gerechter  Weise  berttdcsiclitigt  werde. 

n.  Die  praktisdien  Aerste  Oesterreie^  betrachten  die  Einfflhrong 
einer  Einkommensgrenze  von  2400  S  im  Jahre  oder  200  K  im  Monate, 
nher  welche  hinaus  das  Vorsichorungsrecht  bei  einer  Krankenkasse  mit 
freier  Srztlicher  Behandlnnf:,  sei  es  nafh  dem  Pauschaisystem,  sei  es  nach 
dein  (iiundsatze  der  „freien  Aerziewahl"  aufhört,  als  Existenzfrage. 

III.  Die  Gewährung  der  „freien  Aerztewahl"  bei  den  Krankenkassen 
liegt  Bowohl  im  Interesse  der  Kaasenmttglieder  als  anch  der  Aerste. 

Darum  wünscht  die  AersteschaUb  Oesterreiehs,  dass  die  freie  Aerzte- 

•walil  bei  allen  Krankenkassen  unter  Schonung  erworbener  Rechte  allmäh- 
lich bei  Schaffunt^  neuer  Kassen  von  vornherein  eingeführt  werde;  dass 
die  Einftihruug  der  freien  Aerztewahl  nicht  allein  von  dem  Willen  der 
Kamenleitongen  abh&ngig  gemacht,  sondern  den  Aerstekammem  die  ge- 
bObrende  Ingerenz  daruif  eingertumt  werde. 

IV.  Die  Aerzteschaft  Oesterreichs  begrüsst  die  Gründung  von  VereinMi 
und  Hilfskassen  Nicütversicliernngspflichtiger,  sn(>>rTie  diese  Kassen  ihren 
Mitgliedern  im  Erkiankun;^'sfalle  nur  Krankengeld  gewähren,  als  Wohl- 
fahrtseinrichtungen unter  der  Bedingung,  dass  die  arztliche  Behandlung 
der  Mitglieder  dieser  Vereinigungen  der  PriTatprazis  Überlassen  bleibt 
nnd  die  arztliche  Krankenkontrolle,  wo  immer  es  mOglioh  ist,  grandsftts- 
lich  Ton  der  Behandlung  getrennt  werde. 

Tfiesen  für  lieform  der  Krankenversicherung. 
A.  Aligemeine  Thesen: 

I.  Eineetzang  eines  &rstlichen  Beirates  bei  jeder  Krankenkasse,  die 
mehr  als  12  Aerste  angestellt  hat. 

1;  T>er  Beirat  hat  sein  Votum  abzugeben  in  allen  Fragen  hygienisch- 
prophylaktisfhor  Natur,  die  das  Wohl  der  Miff^Herlor  der  Kasse  betreffen, 
bezüglich  ihrer  Arboitsverhältnisae,  Ubikati  iion,  der  Art  der  Arbeit,  der 
vorgesehenen  Schutzvorrichtungen  sowohl  gegen  körperliche  Verletzungen 
als  andi  g^en  schftdüche  Einflüsse  auf  die  Atmnngaorgane. 

2)  Der  Beirat  hat  den  ftrztlichen  Dienst  bei  der  Kasse  zu  überwachen 
und  ist  beim  Systeme  der  panschaliorten  Aerzto  die  kassenarzfliche  Orga- 
nisation in  Ausübung  ihrer  Funktion  nur  ihm  allein  verantwortlich. 

8)  Der  Beirat  übernimmt  alle  ihm  von  den  Kassenärzten  über- 
mittelten Anzeigen  ttber  sosiale  und  gewerbehygienische  Kissstftnde  und 
leitet  dieselben,  naoh  Besohlussfassnng,  an  die  vorgeeetste  Sanit&taanf* 
Sichtsbehörde. 

4)  Der  Beirat  hat  die  Verträge  mit  den  Aerzten  zu  schliessen  und 
auf  die  Rayoueinteihing  entscheidend  einzuwirken. 

5)  Dem  ftnstlichen  Beirate  obliegt  die  Regelung  der  SntUchen  Eon- 
trolle der  Kranken. 

6)  Bei  Kassen,  wo  freie  Aerztewahl  einfreffllirt  ist,  hat  er  dieselbe 
zu  leiten  und  be/ii<zlich  der  Behandlung  der  Kranken  und  Bezahlung  der 
Acrzte  das  Notwendige  zu  veranlassen. 
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7)  Der  ftrstliche  Beirat  besteht  «na  6  Mitgliedern.  2  Aerzte  wShlt 
der  Yorstand  der  Kmss,  2  die  Organisation  der  KassenArzte,  1  delegiert 
die  Aerztekammer.  Ah  ständitres  Mitglied  des  Beirates  fungiert  der  landes- 
ftlrsUiohe  Regiernngsarzt,  der  anch  den  Vorsitz  zu  führen  hat. 

n.  Errichtung  einer  Lehikanzel  für  soziale  Medizin  und  gewerbliche 
Hygiene. 

B.  Spesielle  (kaaBen&nstliclie)  Thesen: 

1)  Einen  die  ärztlichen  und  materiellen  Interessen  in  jeder  Beziehung 
berfick.^ichtigenden  Vertrag  zwischen  den  Aerzten  und  dem  Kassenvor- 
stande. 

Ausarbeitung  und  Vorlage  eines  NoimalTertrage.^«  seitens  der  Aerzte- 
kammem. 

2  T''n!il)hängigkeit  vom  Laien  verstände;  in  ärztlichen  Sachen  Verant" 
wortlichkeit  nur  dem  Ri  /tlirlien  Beirare  gegenüber. 

3)  Nach  30-jähnger  Dioiistzeit  Anspruch  auf  eine  Pension  und  im 
PaUe  der  Invalidität  eine  enr. «sprechende  Rente.  Für  Witwen  und  Waisen 
eine  angemessene  Versoigung. 

4)  Einen  alljährlichen  mit  den  Jahren  der  Dienstzeit  steigenden  Ur- 
laab  von  11  Tauen  bis  .rhen  mit  ofiiziolltT  Vertretung. 

5)  Ausgiebigen  Schutz  «egen  renitente  Mitglieder. 

6)  Im  Krankheitsfalle  den  Weiterbezug  des  Gehaltes  bis  zu  einem  halben 
Jshre  tmd  offizielle  Vertretung. 

7)  Einführung  von  kassenärztlichen  Aspiranten  als  Hilfskräften  bei 
itaik  überlasteten  Rayonärzten  und  hol  ennrm  sich  steigerndem  Kranken- 
stände und  behufii  Heranziehung  eines  tüchtigen  Nachwuchses. 

4.  Resolutionen  des  am  24.  April  1905  in  Ölten  abgehaltenen 
Schweizerischen  Arbeitertages. 

Thesen  betr,  die  Krarücenwrsicherung. 
In  Erwägung  , 

a)  dasa  das  Schweizervolk  durch  seinen  Entecbeid  vom  20.  Mai  1900 
nicht  den  Versicherungsgedanken  selbst,  sondern  nnr  die  ihm  misabeliebige 
Form,  in  die  er  gekleidet  wurde,  verworfen  hat ; 

b  dsi.ss  es  iioch  an  der  Zeit  ist,  dass  die  Versicheruugsfrage  endlich 
ihre  Lösung  tinde; 

e)  daas  die  Millionen,  welche  die  nenen  Zölle  eintragen  werden,  in 
erster  Linie  für  eine  grosse  soziale  Aufgabe  ihre  Verwendung  finden  und 
den  breitesten  Vdlkssdiichten ,  welche  diese  Zölle  ZU  bezahlen  haben, 
aach  wieder  zugute  knmmen  seilen; 

d)  dass  die  Delegiertenversammlung  der  schweizerischen  Kraukeu- 
kaasen  vom  80.  November  1902  den  richtigen  Weg  zur  Ldeung  dm*  Ver* 
Sicherungsfrage  gewiesen  hat,  der  Bundesrat  aber  augenscheinlich  zögert, 
diesen  Weg  ZU  betreten,  beschliesst  der  schweizerische  Arbeitertag  von 
Ölten: 

1)  Zustimmung  zum  Beschlüsse  der  Delegiertenversammluug  der 
schweizerischen  Krankenkassen  vom  30.  November  1902  in  Ölten:  „Der 

Bund  richtet  deu  Kantonen  für  die  Krankenversicherung  soweit  möglich 
Beträge  in  gleicher  Höhe  an«,  wie  sie  im  Oeset/rentwni-f  vnm  Jalirr  UHX) 
in  Aussicht  frennmmen  waren.    Es  steht  den  KanTunen  trei.  unier  Berück- 
sicbtigung  der  bestehenden  Krankenkassen  die  liundesmittel,  sei  es  für 
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die  Kiaukengeldveisichoi-uDg,  sei  es  für  die  imentgeltliehe  Arsnimgy  oder 

auch  für  boidos  zugleich  zu  verwenden. 

2)  Der  leitende  Ausschuss  bozw.  der  Bundesvöi-staivl  v.  ird  beauftragt, 
sich  mit  der  Zentralkommisäiou  der  schweizeriäcbeu  Kraukeuka^ssen  in 
Verbindung  su  setzen,  um  gemeineam  im  Laufe  dieses  Jahres  die  Ver- 
fasäungsinitiative  an  Hand  su  nehmen.  Die  Ausführung  dieses  Auftrages 
ist  iodoch  vertafren,  "wenn  es  sich  zelirr,  dass  der  Enfuuif  dos  Bundes- 
rates die  Anbandnahmo  der  Initiative  unnötig  maclit.  In  diesem  Falle 
hat  der  Bundesvorstand  dem  Arbeitertag  1908,  eventuell  einem  ausser- 
ordentUehem  Arbeitertag  über  die  GrUnde  der  Vertagung  Rechenschaft 
zu  geben. 

3.  Es  soll  geprüft  werden,  ob  dt<r  Initiativvoi  s(  bla^.'  so  <jrefas8t  werden 
kann,  dass  er  bei  der  Annahme  durch  das  Volk  und  die  St&nde  sofort 
in  Kiaft  treten  kann  und  nicht  erst  eines  neuen  Bundesgesetzes  zur  Aus- 
f&hrung  bedarf.  Falls  sich  das  als  unmöglich  hwansstellt,  soll  im  Ver« 
fassungsartOcel  ein  Zeitpunkt  bestimmt  werden«  von  dem  an  die  Sub- 
vention an  die  Kantone  ausbezahlt  werden  rauss. 

4.  Dei  Arbeitertag  erklftrt  pnnüpieU  seine  Zustimmung  zu  dem  Vor- 
schlage des  Keierenten : 

An  die  Stelle  des  bisherigen  Art.  34 Wa  der  Bundesverfassung  tritt 
nachfolgender  Artikel: 

„Der  Bund  richtet  an  die  Kantone  für  den  Zweck  der  Kranken-, 
W<i'-lnien'nnen-  und  Invnlidonversirherung  und  der  Krankenpflefro  Snb- 
venn  uen  aus  im  Verhältnis  von  Fr.  250C»  auf  UXX)  Einwohner.  Die- 
jenigen Krankenkassen,  die  die  weiblichen  Mitglieder  zu  denselben  Be- 
dingungen wie  die  mlnnlidiem  aufiiehmen  und  die  Wöchnerinnen  wftbrend 
der  im  Fabrikgesetz  vorgeschriebenen  Schutzzeit  unterstützen,  liabt  n  An- 
spruch auf  erh'ihte  Subvention.  Kantone,  welche  Ansj.rtieh  auf  den  vollen 
Betrag  dieser  »Subvention  machen,  haben  nachzuweisen,  dass  sie  durch 
Staat,  Oemeinden,  Korporationen  und  die  Versicherten  selbst  mindestens 
einen  gleichen  Betrag  für  die  genannten  Zweite  aufwenden.  Sollten 
einzelne  Kantone  weniger  verwenden,  so  erhalten  sie  bloss  einen  ihren 
Leistungen  eutsprochenden  Beitrag. 

Es  steht  den  Kantonen  frei,  die  vom  Bunde  erhaltenen  Subventionen 
entweder  für  Untei^stützung  der  bestehenden  und  noch  zu  gründenden 
Krankenkassen  oder  für  unentgeltliche  Arsnung  su  verwenden.  Nur  solche 
Krankenkassen  haben  Ansjn  u«  li  auf  Subvention,  die  entweder  einem  die 
ganze  Schwei?  umfassenden  Freizügigkeitsvorband  anprehören  oder  ihren 
den  Versicherungskreis  verlassenden  Mitgliedern  die  ünterstützun/:  im 
ganzen  Gebiet  der  Schweiz  gewähren.  Die  unentgeltliche  Arznung  mutis 
allen  Einwohnern,  deren  Einkommen  einen  durch  die  Kantone  su  be- 
stimmenden Betrag  nicht  fibersteigt,  zugute  kommen. 

Die  Kantr.iie  sind  verpflichtet,  über  die  Verwendung  der  Bun<ies- 
subvention  genaueste  Rechenschaft  abzulegen  und  die  subventionierten 
Krankenkassen  zu  uberwachen. 

Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Oesetsgebung  die  Unfallversidie« 
rung  einrichten. 
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leilino  deir  Eraigrazione,  Koma.  —  B.  F.  ™  Bahn  frei !  Wien.  —  B.  f.  V.  «t  Blätter  für 
VolkiigtsuudhcitÄpflege,  München.  —  B.  fl.    -  Blätter  für  GenoAsenschaft^weseu,  Berlin.  — 

B.  H.  S.  =  Zeitechrift  für  das  Berg-,  lluu^n-  und  Salincnweisen  im  prou.s9ischeu  Staate, 
Berlin.  —  Bod.  R.  =  Jahrbuch  der  Bodenreform,  Jena.  —  B.  1.  T.  =  Bulletin  de  l'Iu- 
fpection  du  Travail,  Parin.  —  B.  O.  T,  ~  Bulletin  de  POffic«  du  Travail,  Pari«.  —  B.  K.  S. 
«  Bok'tin  del  Institute  de  Reformas  Sociales,  Madrid.  —  B.  S.  »■  Der  barmherzige  Sama- 
ritan,  Wien.  —  B.  S.V.  —  Blätter  für  Selbstverwaltung,  Brünn.  —  B.  U.  L.  =  Bolletino 
d«U'  Officio  del  Lavoro^  Roma.  —  B.  W.  »  RaolihiUidler>  Warte«  Berlin.  —  C.  »  Conoonlia, 
Bttlln.  —  Cb.'^Gew.  Der  ehriiUiebe  Gewerksehafter,  Wien.  —  Ch.  ->  Monatfiche  Mtt> 
tetlungen  dc^  i  li  tisohen  Amtes  der  Stadt  Chemnitz.  —  C.  I.  C.  -  riit  inikt-r-  und 
Ii)geiuear*CorrespuudeQz  (Zw.  -  -  Zwisohenbeft) ,  Berlin.  —  C.  L.      Cza^opiamo  lekarkie. 

—  C  K.  es  Boletin  dd  Consejo  Nadonal  de  las  Corporariooea  eatoUeo-obreras  de 
Rspana.  Madrid.       ('.  r.  =  <  Cskil  revue,  Prag.  —  C.  Rcv.  «^^  C  i  "i miK.rnr}'  Rrvicw.  — 

C.  <j.  D.  5=  Correspoiidenzlilait  der  Geaeralkumioissioo  der  Gewirkst  hafteu  Deut-'chlands, 
BiAd.  —  D.  —  Dohrobyt  (Organ  des  falirisdieB  Sparknaastiverbajidea).  —  D.  C.  »  Do- 
minion of  Canada,  Tlio  Labour  Gazette,  Ottawa.  —  Dek.  =  Der  Dekontenr,  Wien.  — 
Dev. Le  Devoir,  Paris.  D.  J.  —  Deutflch<>  .Jnristenzeitung.  Berlin.  —  D.  II.  —  Deutsches 
Handelannaeoin.  —  D.  Ind.  —  Deut.sclio  IiHiu>.triezeitnng.  —  D.  K.  =  Deutsche  Kranken- 
Wweaseitong.  —  D.  L.  Der  deutsche  I.«ndwirt,  Prag.  —  D.  S.  Dokument«  des 
84»ialisiniu,  Stuttgart.  —  D.  V.  ö.  G.  =  Deutsche  Vierteljahrsschrift  für  öffentliche  Ge- 
modheitspflege,  Braunichweig.  —  D.  W.Z.  =  Deutsche  Wirtsthaft.-^zcituug ,  Berlin.  — 
S«  £c.  De  ficonomist,  •'Gravenhage.  —  £i.  =  Oesterreidiisdi-uiigarisdies  £iaeobabn- 
Uattt  Wien.  —  E.  J.  *»  Beonomie  Journal,  London.  ^  Eoon.  Rer.  Boonomie  Review, 
London.  —  E.  T.  —  Economi.-k  Tidskrift,  Stockholm.  —  Kk.  ^  EkoTK.rnista,  Warschau. 

—  E.  Z.       Oeaterreicfaiache  Eisenbahnxeitung,  Wien,  —  7.  K.      Fortoightly  Review.  — 

Ber  Glaahflttenarbeiter ,  TepUtc-SehOnau.  —  Gem.  Kg.  GemeindeamtaUatt  der 
i'tftdt  Tlt^er.  —  Gen.  —  Hii^  C('n'r>«rn5?rhaft ,  Wirn.  —  G.I.  (Hsnindhcits- Ingenieur, 
München.  —  (iew.  —  Gewerkschaft,  Berlin.  —  Gg.  Das  Gewerbegericht,  Berlin  und 
Frankfurt  a.  M.  —  Gl.  =  Der  Glasarbeiter,  Tannwald.  —  Giom.  d.  Ec.  =•  (iiomale  degli 
Eoonomisti.  —  G.Soh.  Die  Gewerkschaft,  Wien.  —  G.T.  R.  Gi  w erblich- Tech uisoher 
Ratgeber,  Berlin.  —  G.  V.  =  Genossenschaftliches  Vulk.-hlaii,  liaatl.  —  H.  »  Die  Ileim- 
vbeiteriQ,  Berlin.  —  H.  G.  —  Zeitschrift  für  Handel  und  Gewerbe,  Wien.  —  H.M. 
™  Haadelnmueam,  Wien.  —  H.  S.  »  Huszadik  Szäzad,  Budapest  (Organ  der  ungarischen 
Saktion  der  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz).  —  Harn.  =  Die 
HaniuniUit,  Keichenberir.  —  U-  V.  —  Hyijienisches  Volksblatt.  —  Hyg.  R.  =  Hygienische 
^(UMlichau,  Berlin.  —  J.  «  Die  Jogendfünocge,  Berlin.  —  J.  A.  «  Der  jugendliche 
Arbeiter,  Wien.  —  J.  AJL  Der  Arbeitamarkt  (Jastrow),  Berlin.  ^  J.E.^  Joomal  des 
Economistes.  —  Ind.  =  Die  Industrie,  Wien.  —  .T.  N.  St.  =  .Tahrbücher  für  National- 
ökonomie und  Statistik,  Jena.  —  J.  Z.  Journal  of  the  Department  of  Labour, 
Wellington.  —  J.  P.  E.  —  The  Joomal  irf  Politieal  Eoonomf,  Clbleago.  ~  J.  S.  «•  Journal 
de  la  Sociit^  de  Statistique,  Parb.  —  J.  St.  S.  =  Journal  of  the  Royal  Stati)«fical 
iiocietj.  —  K.  G.  B  YeröffentliohuDgen  dee  Kaiaerlichen  GesundiieiUMuntes ,  Berlin.  — 
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Kfm.  Drr  Kruifniann,  Töplitz.  —  Konx.  =  Der  Konsumverein,  Wifn.  —  K.  S.  ==  Köz- 
guzdasugi  8zeinie,  i^uditpeat.  —  K.  F.  St.  »  Korrespondeoz  der  technischen  St&ode  resp. 
MitteilimgeD  deo  Teohntaeben  Hilfsvereiiia,  Berlin.  ' —  Irtndw.  H.  s  LaadwirtiebaftBdi« 
MitlHlnnt,'»'n  für  Kärnten,  Klatrfnfnrt.  L.  C.  =  Bulletin  do  fociC'tt  d«  LigUlatioD 
Coiupuree,  Paris.  —  L.  F.  ™  Land-  und  Forstw'irt«rhnftlichr  Miit<  iliitiui  u,  Prag.  —  L.  G. 
=ä=  Thf  Liibour  (lazette,  London.  —  L.  G.Bl.  =  J^usihvirt^«  fuiftlic-lu's  iM  iuissinst  haftsblattlBr 
KiederOütenreicb.  —   L.  üen.  =  Oesterreicliisohc  iHudwirt^^cbaftliche  Gcnossenschfifi-j'n-^e. 

—  L.  Mim.  »  Labor  Rulletin  of  the  Commenweulth  of  MaÄ».ichu.sett8,  Boston.  -  Mum  h. 
•=■■  IUt  Mas<>hini.«t,  Wien.  —  M.  Ch.  ----  Monntaschrift  für  chri.'^tlich«-  Sn/iiilrefonn,  Bas«l.  — 
Medd.  -B  Mcddeliiudea  frAn  k.  KommenkoUef^U,  AfdeUng  fdr  Arl>etBstati8tik,  StocklioliP. 

—  M.  O.  «■  Mitteilntigeti  des  OcaMuntverbdiid««  der  ehrbUidien  CtewericBcfaftfteii  Dwtich- 
l.iiids,  Mnnohcn-Ciladbaeh.  —  M.  M.  =  Mitteiluu>;eu  des  gewerbchy^iriiiNchen  Miis»  iini\ 
Wien.  —  H.  P.  Mieaifcxniok  pedagogicziiy,  Teschen.  —  M.  Pr.A.  MiUeiluui^o  des 
teterrricUseh-angarisdieii  Verbüides  der  PriTatvendrhertmetaiiiwtalteii,  Wien.  —  tf .  R. 
Medizinische  Reform,  Berlin.  —  M.  S.  Lo  Mus.'c  ^cH-ial,  Paris.  —  M.  Soc  =  I^c  Moiire- 
meut  Socialiste,  Pari», —  M.  S.  M.  Monat*.fi<.'hritt  für  {«oÜAle  Modizio,  Hamburg.  —  ,M.  S.  0. 
4v  Le  Honit«ur  des  Syndioate  ouTricn«,  Parit«.  —  M.  IL  I.  MonfttB^cbrift  für  Cnfallheil- 
knndc  und   Iiiv:ili'l*'tnvt*^en.  —  Müll.  —  Die   Müllcrstul»«.  —  N.  —  Dir  Nution,  Berlin. 

—  N.  C.  H.  Novä  teskä  rcvue,  Prag.  —  N.  d.  =^  NaSe  doba,  Frag.  —  N.  L.  Gen. 
M  HMäuichten  des  Verbandes  laudwirtsehaftliehcr  Genot^senschaften  in  Schlesien,  BielitS.  — 
N.  R,  «  The  National  Review.  —  N.  Schti.F.  »=  Neues  Sehuhmacherfachblatt,  Wien.  — 
N.  T.  Natioujü^konomisk  Tidsskrift.  —  N.  Y.  =  New  York,  Department  of  Tabor 
Balletin.  —  N.  Z.  -  Die  neue  Zeit,  Stntti^rt.  —  Or.  =  Ogninko,  WanehaiX.  -  O.  L. 
wm  Obchodkilcety,  Prag.  —  On.  «  Ohtor  nlLrodohoe  poditBk]^,  Prag.  —  Oe.  H.  Der  Oater' 
reichisehe  HanddsHnKeatellte,  Wien.  —  Oe.  Ind.  Bond  DaterrddtiMher  ladmtrienef, 
Wien.  —  Oe.  Kond.  ^  D<  i  nstorn  ii  lii-chp  Knnditor,  Prag.  —  Oe.  R.  "  OesterreiehiHche 
HandBcbaa,  Wien.  —  Oest.  Sa.  =  Oesterreichlsehes  SanitAtswcsen ,  Vfim,  —  Oe.  V.  W. 
■B  Oesterreiehlsdiea  VerwaltongsarehiT,  Wien,  Leipzig.  —  Oe.  W.  n.  I.  OeatcrreldiiKhe 
Wollen-  und  Leiueniudustrie,  Reichenberg.  —  Ov.  W.  A.  =  Oesterreiehisches  wirtsobaftli.'li>- 
Archiv,  Wien,  —  Oe.  W.  B.  =  Oesterreicbiachc  Wocheuichrift  für  den  öffentlichen  Bau- 
dienst, Wien.  —  P.A.  R.  ■«  PolitLsch-Anthropologisebe  Berne.  —  Pr.  J.  =  Prea^siscfae 
Jahrbücher,  Berlin.  —  P.  S.  —  Political  Science  Quart<>rly.  —  Q.  J.  -=  The  Quarlcrly 
Journal  of  Econoiuics,  Booton.  —  Q.  P.  Qucstion!«  prntiques  de  l&gislatiou  ouvri^re  et 
d*ieonoBue.  —  Q.  R.  -=  The  Quarteriy  Review.       R  A.  »  Reichsarbeitoblntt ,  Berlio. 

—  Be.  »»  Da»  Recbt,  Wien.  —  R.  Hyg.  •«=  Revue  d'Hygiftne  et  de  Police  luuiitaire.  Pari«. 

—  RSf.  »oc.  ■»  Rfiforme  sociale,  Paris.  —  Rev.  A.  Revue  generale  d'Administniti<ni| 
Pari».  —  Rev.  Bonl.  «=  Revue  ^eonomique  de  Bordeaux,  Bordeaux.  —  Rev.  6c.  p.  » 
Kerne  d'^conomie  politique,  Paris.  —  Rev.  Int,  —  Revue  internationale  de  aooiologie.  — 
Rev.  ftol.  Bewe  politique  et  parlementaire,  Paria.  —  Rev.  Q.  »  Rewe  des  Qneatiou 
sociales  et  ouvri^res,  Pitri^.  —  Ilov.  --  Ilcvuc  sMoijilisto.  —  V-^v.  Slat.  «-^  l'.rvne  de 
Statistiqne,  Paria.  —  Rev.  Tr.  =  Revue  du  Travtiil,  Bruxellcs.  —  BJ.  =  Riviatu  della  bendi- 
eensa  pubUiea  delie  istitusioni  di  previdensa  e  di  igiene  «idale.  —  Btf.  Soc.  «  1« 
l;ir  rma  Sociale,  TurinivKoni;!.  —  Ro.  =■  Rozhledy.  —  Ru.  =-  Rucli  chrzesiciartsko-spolectny. 
Sb,  =  Sbomik  Asthd  nilm  sjiolko  uritelskych  jednot  na  Morave,  Brünn.  —  S.  C.V.  « 
Schweizer  Kon«umvei»  iii.  H;ispl,  —  Schm.  J.B.  ■=  Jahrbuch  für  Gcstrtzgebung,  Verwaltung 
nml  Volk>iwirt«chaft  im  DcuUchcu  Reiche,  reipzicr  (Sehmoller).  —  S.  M.  =■  Sozialistische 
Mnii.itshefte,   Berlin.  —  S.  O.  =  Le  Moniteur  des  Syndicat«  Onvricr»,   Paris.  —  Soc.  M. 

Miui  ihingen  des  sozialen  Muaeuma,  Frankfurt  a.  M.  —  S.  P.  ■=  Soziale  Praxis,  Berlin. 

—  S.  Pr.  =  Sozialärztliche  Presse.  —  S.  R.  —  Soziale  Rundacbau.  —  S.  Rev.  =  Soziale 
Bevne,  Eswn-Rnhr.  —  S.  S.  Social  Service,  New  York.  —  St.  K.  ■=  Statiatische  Korr©- 
spundcuz,  Berlin.  —  St.  M.  «=  Statistische  .Monatjvxchrift,  Wien.  —  8.  Tid.  =  Socia» 
Tidskrift,  Stoekholro.  —  S.  W.  U.  —  Vierteljabnaobrift  für  Sozial-  und  WirticbaAagesehiebte, 
Leipzig.  —  6.  W.  8.  <■  Sebwelseriaehe  Blltter  fftr  Wirtsehafto»  nnd  Bostalpolittlc.  Berd> 

—  T.    --^  Tim.'-..   T^nidon.    —   T.  B.  ^   Technischer  VxAi-  der  Städte,  ncrlin.    —   T.G.  Z. 
Techni^ch-gewerbliclie  Zeitschrift,  Berlin.  —  Tli.  L.  G.      The  Labour,  Gazette,  Ottowa- 

—  Tj.  s  T1|dsehrifl  van  het  Centnud  Bnrean  voor  de  Statistlek,  a'Gnvenhage.  —  T.  U. 
=  Le  Trait  dr  ri^nion,  Li^ge.  —  Um.  =  L'Unianit.iria,  Milano.  —  V.  «=  Die  Volks- 
geaundheit,  Dix-sdcu.  —  V.  .\.  =  Volkitümliche  Zeitschrift  für  praktische  .\rbeiterversiche- 
ning,  Magdeburg.  —  V.  Bl.  =  Volkswirtschaftliche  BIflttcr,  Berlin.  —  V,  M.  S.  Viertel- 
jahrsschrift für  |.'<  ri(  }iiliche  Medizin  und  öffentliches  Sanitätswesen,  Berlin.  V.  St.  = 
Viertcljahrshefte  /.ur  Statistik  des  DeuUnchen  Reiche»,  Berlin.  —  V,  W.  — »  Volkswirt- 
Hchaftliche  Wochenschrift,  Wien.  —  Werkm.Z.  =  Werkmeisteraeitnng,  Düsseldorf.  — 
W.  I.  —  Werkmeister-  nnd  Indu!<triel>eiuutcnaeitnng,  Eeieheuberg.  —  W.  Z.  8>W.  ■» 
Zeitschrift  für  Sozialiriaaenacbaft  (Wolf),  Berlin.  —  T.  R.  «=  The  Yaie  Review,  New  Hut«. 
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—  8.  =  Zeit,  Berlin.  —  Z.  A.  —  Zeitschrift  für  Aimenwesen,  Berlin.  —  Z.  Br.  —  Zeit- 
schrift für  Bergrecht,  Boun.  —  Zd.  =  Zdrowie.  —  Z.Gen.  Zentralgenoeisen^cbaftäbUiti, 
Wien.  —  Z.  G.H.  =  Zeit«clnifr  fur  Gcwerbehyijicne,  Unfall vorliütuiig  und  Arbeiterwohl- 
fahrtst'iurichlungfn.  —  Z.  g.  !m.      Zeitachrift  für  die  gesauilv  ."SUuitsvi  iswensehaft,  Tübingen. 

—  Zm.  =  Zein«'d«M»kaS  politika,  Brünn.  —  Z.  p.  ö.  R.  Zeitschrift  für  dun  private  und 
«CfentUelie  Bccht  der  Gegenwart,  Wien.  —  Z.  Pr.  St.  —  Zeitschrift  des  Kgl.  Preim.  Sta- 
tuOacheii  Botmi»,  Berlin.  —  Zrd.  =  Zeitmd,  Wien.  —  Z.  8.  St.  —  Zeitschrift  des  Kgl. 
Säch».  Statistisch«'!!  Bureaus,  DrcMku.  ~  Zt.  =  Zeit,  Wien.  —  Z.  V.  =  Zentralblatt 
für  VolksbildiiQgKwescn,  Wleu  und  Leipzig.  —  Z.  t.  »  ZiTnoiteusky  vestuck,  Prag. 

—  Z.  y.  E.  Zdtidurtft  des  Verrim  denlnher  ESfwnlMluiTenraltuagen,  Berlin.  — 
Z.  V.  ?.  V,  —  Zeitschrift  für  Volkswirlsfhaft,  Soziiiipolitik  und  Vorwaluing,  Wien, 
Leipzig.  —  Z.  W.  ««  2«eiUM.>luift  für  Wohnungswesen,  Berlin.  —  Z.  W.  B.  Zeitechrift 
lilr  WohniingnraMn  In  Bajeni,  Mfinelien. 

1.  Arbeiter-  und  ArbeiterschutzkougresfW. 
(ß.  a.  unter  ArbeitCTwohnuiigcn  ii.  Clewerbehy^riene.) 
A.  Internationale  .Schutzkongresde. 

1.  Berlepsch,  Frh.  v.    Die  Kf^erungskonferenz  für  internationalen  Arheiter- 
ßchutz  in  Bern.   S.  P.  1905.  XlV.  No.  31. 

2.  Die  amtliche  Einladung  zur  intematioiialeD  Bccienmgakoiifflrau  ffir  Arbedier- 
Ächutz.    S.  P.  1905.  XIV.  Nü.  lü. 

3.  Die  int«mationale  ArtMite^^H:hutzkonferenz.   Ind.  1904.  IX.  No.  43. 

4.  Internatioiiale  Eegianingiikonferenz  für  Arbeitcndiats  in  Bern.  BJl.  1905.  III. 
No.  2. 

5.  Die  ErKobnit^^r  der  internationalen  BesieraiUBlcODfwens  ffir  Arbcitenchutk  In 
Bern.   Ö.  P.  1905.  XIV.  No.  34. 

S.  Von  der  Berner  intornalionalen  ArbeiterflclrataskonfereDS.   8.  P.  1906*  XIV. 

No.  35. 

7.  Internationale  Arbeiterschutzkonlerenz  in  Bern  1905.   Ö.  R.  1905.  L 

8.  in.  General verMunmlung  der  Internat  Vereinigung  für  geeetslidien  Arbeiter- 
Schutz.    S.  R.  11K>4.  10. 

9.  Lä  Conference  internationale  pour  la  protection  den  ouvriers.  Dev.  lyOö.  T.  29. 
F^vrier. 

10.  La  Conference  internationale  ponr  la  protection  des  liavaUleutB.  M.  6.  1906. 

Annales.  X.  No.  2. 

11.  Pic,  P.    Le  quatri^me  congr^  de  Paeeociatioii  intL-nrnttonale  pour la protection 
legale  de«  travailleur«,  Bdle,  »eptembre  1904.    Q.  P.  1905.  No.  2. 

12.  L^BOciation  internationale  pour  la  protection  Ii  kbIo  des  travailleurs :  lecongr^ 
de  Bdle  (st'ptcnibre  r.)U4).    ß.  O.  T.  l\m.  XI.  .No.  11. 

13.  Aseemblea  de  comitato  dell'aäöodazioae  internationale  per  la  proteziooe  l^nle 
dei  lavondwi.  a  U.  L.  1904.  IL  No.  S. 

14.  Conferenxa  intcrnaalonale  per  la  protenone  opend  in  Bema.  B*  (7.  L.  1906.  III. 
No.  5. 

15.  Vom  iiittrnationak'ii  Sozialistenkongresee  in  Amsterdam.  Ind.  IIKM.  IX.  Xo.  37. 

16.  Kaut^,k  y,  K.    Der  Kon^ess^  zn  Amsterdam.  N.  Z.  1904.  XXII.  2.  Bd.  No.  48. 

17.  Le  congrcs  t^ixialwie  iuternatioual  d'Amsterdam.  M.  ö.  1904.  Aunalee  No.  10. 
IS.  Conprei^.-^o  int^^rnationale  del  partito  Aoctalista.   B.  U.  L.  1904.  No.  2. 

19.  Wolff,  H.  VV.  Der  int^nationalc  <  H  tMw^enediaftflkongnM  niBudapeeL  B.  G« 
1904.  No.  48.    AFr.  1904.  XLII.  H.  iii. 

20.  Der  internationale  Genossen schaft»kongre>*8  in  Budapest  L.  Gen.  1904.  I.  No.  11. 

21.  Der  internationale  GenoeeenscbaftekongTeea.  Gen.  1904.  XXXI iL  No.  45.  A.Gen. 
1904.  II.  11. 

22.  Der  internationaleGen(>ssensdiaft-'konL''ri-ss  in  Budapest  und  die nKoomUl^enoawn* 
sdiaftliche  Bundachau".  Gou.  1904.  XXXIIL  No.  4t>. 

23.  Der  VI.  internationale  (SenoeeeDechaftekongreee  in  Budapest.  (L  II.).  Gen.  1904. 
XXXIIL  No.  41.  42. 

24.  Der  internationale  GenoBsenachaftskongresH  in  Bu(la|n'rit  und  eeiue  Resultate. 
S.  e.V.  1901.  IV.  No.  4y-5L  53. 

25.  Zum  VI.  intf^rnatioualen  GenoaaenschaftalrongreM  in  Budapest.  8.  CV.  1904. 
IV.  No.  at>.  37.  38. 

2ß,  Der  internationale  GenoHsensdiaftskongres»  und  seine  Resultate.   8.  G.V.  1904. 
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292.  Btaustica  dcUe  organizzazioni  d«  i  lavoratori  in  ItiUa.  (Uöiooi  niofeasionali  cntlo- 

liche.)    B.  U.  L.  1905.  III.  Xo.  4. 

293.  8tatii4tica  delle  organizzazioni  operaie  in  Italia.   B.  U.  L.  1905.  III.  Xo.  1.  2. 

294.  Auh  der  niwlcrlandihchen  Gewerkftchaftf^ltoweprttnfr.    C.  G.  1).  1905.  XV.  No.  13. 

295.  Jantzen,  A.  Die  Gewerkschaftsbewcguug  im  Jahre  1904  in  den  Niederlanden. 
C.  G.  D.  1905.  XV.  No.  2. 

296.  Arbeiter-Fachorganisationen  im  Aunlandc.  2.  Norwegen.   R  A.  1904.  IL  No.  & 

297.  Die  Gewerkschaltübewegung  in  Non^egen.   S.  H.  19m.  9. 

298.  Nogle  Oplysninger  om  den  Faglige  Arbeid  erbe  vwgel»e  i  Norge.  (Einigle  Angaben 
über  die  fachliche  Arbeiterbeiregang  in  Norwegen.)  A.  r.  m.  1904.  IL  No.  2/3. 

299.  Popowttftch,  Bf.   Die  gewerksdiaftlidie  Arbeiterbewegung  in  Berbien.  G.O. 

T).  l'.'^i.-.  XV.  X-..  4. 

300.  Die  Gewericiichaftwlwwegung  in  Schweden.   S.  E.  1905.  No.  d. 

301.  Arbdter-Fachon^isationen  im  Auslande.   1.  Schweden.  B.  A.  190L  II.  No.  6L 

302.  Fackorgaoiaationer  bland  arbotare  och  med  dem  jämförligc  personor  i  Sverige 
&T  1903  (d.  31. /12.)  (Diu  Fuchorganwut Ionen  der  -ehwedwcnen  Arbeiter  und 
ihnen  gleicbgeätellten  Personen  am  31.  I 'ez.  l'J<),>.j    Mcdd.  Ii*ü5.  Xo.  1. 

303.  Kiemnn,  K.  B.  Fack  Föriningarne  och  lagsaliftningen.  (Die Fachveceine  nnd 
die  Gei*etzgebung.)   S.  Tid.  1905.  No.  2. 
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304.  Die  Arbciterunion  Zürich  1i>03.    S.  R.  1904.  9. 

305.  Aus  der  Schweis.  Qewerkdchaftsbew^ung.  C.  G.  D.  XV.  No.  13» 

3.  Arbeitersekretariate. 

306.  Die  Arbettenekretariate  im  Deatachen  Reiche.  A.8.  1906.  XVI.  No.  3. 
907.  Bentache  Arbettenekretariate  im  Jahre  1903.  J.  A.M.  1904.  Vm.  No.  4. 
308.  Arbeitereekretariate  und  Volksbiireaus.   R.A.  1904.  TT  8. 

3UÖ.  Heid  er.  J.  Ein  Wort  über  die  Aufgaben  der  Arbeiterhekretariate  und  die  Aus- 
bildung der  Arbeiteraekretäre.  b.  M.  1904.  VIII.  (X.)  II.  Bd.  H.  12. 

310.  Daa  Nürnberger  Arbpit,T.*ekretiiriat.    S.  P.  V.m.  XIV.  No.  ü. 

311.  I  a^retariati  opcrai  in  Germania.   B.  U.  L.  1904.  11.  No.  5. 

4.  Arbettenehatz  und  Arbelterschntzieresetzirebiuig  (aUfeMCin)* 

(ts.  auch  unter  Arbeiterwohnungen.) 

312.  ESn  ArbdterBchntEttbereinkommen  im  italionischen  Handelevertrag.  Ind.  1904. 

IX.  No.  41. 

313.  La  coaventiua  franco-itaUeooe  du  15  avril  1904.  Bev.  Tr.  1904.  IX.  Ko.  11. 

314.  Im  miie  en  vigueur  de  la  ooomitioii  dotravafl  franoo-itaUeiuie  du  16  «fiil  1904. 

H  (  V  T.  1904.  XI.  No.  10. 

315.  Le»  lois  du  travaiL  M.  ti.  O.  1904.  No.  599.  60a 

316.  Convenzfone  fnk  l'ItftKA  e  la  Fkuda  per  k  proteriono  de|^  openL  B.  K  1904. 

No.  18. 

317.  F lach 8 bar t,  Q.    Afbeiterschutzgesetzgebung  in  Argentinien.    S.  F.  1905. 
XIV.  No.  14. 

318.  Zur  Abänderung  der  Gewerbeordnung.    A.  0.  Z.  1906.  IV.  No.  9. 

319.  Die  Gevvcrbereform.    A.  G.  Z.  lüüö.  IV.  No.  7. 

320  Die  neue  GewerbenoveUe.   A.  G,  Z.  1905.  IV.  No.  4. 

321.  Zur  GewerbegeBetzieform.  A.  G.  Z.  1904.  IV.  No.  20. 

322.  Daa  spanisdie  BonntafKruhegeeets.  A.  M.  1904.  XIX  No.  42. 

323.  Arbeiterechutzge.set7geDung  in  den  Ver.  Staaten.   A.S,  1904.  XV.  NOb  17. 

324.  Arbeiterschutz  in  Amerika.  AS.  1905.  XVL  Na  1. 

325.  Arbeitersdrats  in  Amerika.  Z.  G.H.  1906.  XTL  Ko.  1. 

326.  Labor  Legislation  in  the  Unitr^l  Pt.itp-    V.  B  T    11^*' M  Nr>.  54. 

327.  Etat  au  1"  janvier  1905  des  proietö  et  proponitiuuö  de  loi  d'int»Tt't  social  soumift 
au  parlement.   B.  O.  T.  1905.  XL  No.  L 

32a  L'applicazioue  d«Ue  Uggi  «nl  iamro  noU'aiuio  1908  (Fcaiicia).  B.  U.  L,  1906. 
III.  No.  1. 

329.  Simon,  H.   Der  englische  Arbeiterechutz.   S.  P.  1905.  XIV.  No.  22. 

330.  Labour  Legißlation  in  Australia.  T.  1905.  April  28.  p.  4. 

331.  Fortschritte  in  Auptralien  (Fabrikjreuetz  vom  1.  Juli  1904  in  Westaustralicn). 
A.8.  1904.  XV.  No.  20. 

332.  Falkeabura,  Dr.  Pk  fortechntte  auf  dem  Gebiete  de»  Arbeiterscbatzei  in 
den  NiederiandeiL  A.  &  B.  1904.  XIX.  (N.  F.  I.)  H.  3. 

383.  Popowitsch,  M.  IHe  esBte  ArbeitecachiitneMtsnibiuig  in  Serbien.  C  6.  D. 
1905.  XV.  No.  a 

384  Arbetslagfltiftning  i  uüandet  (irea  1897  och  1808).    (Arbeitegesetzgebung  im 
Auslande-)   Medd.  1904.  II.  No.  4. 

335.  Arbetslagstiftning  i  utlandet  är  1899.   (Die  ArbeitsgeeetzgebuDg  des  Aubiandee 
im  Jahn  im^MM  1906,  No.  L  --o    -o  o 

6.  Arbeitersehuiz  und  Arbeitersehutzgeüetzgebang,  beruflieh. 

336.  Vom  Banarbeitenchuts.  C.  G.  D.  1905.  XV.  19. 

337.  Arbeiterinnenschutz  im  Bergbau.   A.8.  1905.  XVI.  3. 

öäti.  Fürsorge  für  die  EisenbahnDediensteten.   Z.  V.  E.  1906.  XLV.  No.  14. 

339.  Moldo  V dny i,  St.   A  gyufagyari  munkdsok  vt'delme.  III.   (ArbeitenchiltB  in 
der  Zündhölzchenfabrikation.)    K.  S.  }m\.  XX  VI  IL  32.  Bd.  No.  3. 

340.  Oothein,  G.   Die  preus^ischeu  Berggesetzuovellen.    A.  S.  8.  1905.  XXI 
N  F.  III).  H.  1. 

34J.  Hilbeck,  A.   Die  zweite  Berggesetznovelle.   D.  W.Z.  1905.  1.  No.  8. 

3fi.  Fies  ch ,  Dr.   Die  preussischen  Gesetzentwürfe  zur  Abänderung  des  Berggeeetzee. 

^     Ög.  i<K)5.  X.  No.  7. 

^^.Dewiene.A.  Ein  neues  ßergwerksgesetz.  N.  Z.  1905.  XX III.  IL  Bd.  No.  30. 
fi^'^  ^*  ^  Abinoemng  der  preuaiiedwn  Berggesetigebiing.  D.  J. 

ivOe«  X.  No.  7. 
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345.  Preiw«igcher  Bergarbeiterschut r    r.  (r.  D  1905.  XV.  No.  10. 

346.  Bredenbeck,  A.    Krilisciie  liwridDoniorKungen  zur  ßergarbdtemovelle.   N.  Z. 
HK)5.  XXIII.  1.  Bd.  No.  25. 

347.  Frauüko,  E.  Die  ArbeitecachatcnoveUe  zum  preoas.  Berggesetz.  8.  P.  1906. 
XIV.  No.  24. 

348.  Der  Bergarboit^rechutz.   S.  P.  1901.  XIV.  N.^.  12. 

349.  Pieper,  Dr.  L.  Bennrbeiterscbutz.  S.  P.  1905.  XIV.  No.  26. 

390.  Ber^arbeiterechatz  in  Fteofum  und  Oesterretch.  G.  O.  D.  1906.  XV.  No.  IQ. 
351.  Weitfrgewälirung  der  Löbuc  I>ci  unverftchuldcter  DienstversäumnU  an  ArbeiUr 

der  preu.Hä)8ch-heB8bcbeo  Stoateeiseu bahnen.  Z.  V.  E.  1904.  XLIV.  No.  82. 
358.  Massnidimen  zum  Schutze  der  LohiumBwacbe  der  bei  Unternehmam  benchäfti^^ 

Arbeiter,  Handwerker  und  sonstigen  iBedieneteten  in  äachsen.  Z.  V.  £.  1906. 

XLV.  No.  28. 

3^.  Arbeiternchutz  und  Betriebflaicheilieit  bei  den  ÖBteneidiiediai  Eieenbabnen. 

A.S.  irK>l.  XV.  No.  24. 
354.  P  udur,  H.   Landarbeiterfürsorge  in  Däiieinark.  J,  N.  öt.  1904.  III.  F.  2S.  Bd. 
H.  6. 

35.5.  Brodnitz,  (i.    Die  irische  Agrarreform.   J.  N.  St.  1905.  III,  F.  29.  Bd.  5.  H. 

356.  8chutzraa«8rcgeln  für  die  bei  Bronzierar betten  beschäftigten  Personen  in  England. 
A.S.  r.tii.ö.  XVI.  No.  1. 

357.  Coftl  Mining  Keguiacions,  North-west  lerhtorieB.   D.  C.  1904.  V.  No. 

358.  Coel  Mming  R^ulations,  North-weBt  TenritorieB.  The  L.  G.  1904.  V.  Ko.  «. 

359.  Die  Verstantliehung  der  itatieniechen  BeMibehnbedieneteten.  B.  F.  1905.  XIX. 
No.  12. 


6k  ArbeiterrerbttltnisKe  (allgemein),  Lohn-  und 

(S.  auch  unter  Arbeitszeit  und  Arbeiterwohnungen.) 

300.  Ein  Mctier  Versuch  der  Gewinnbeteiligung.   Soz.  M.  1!»0">.  Xo.  3. 

361.  Die  Gewinnbeteiligung  uh  Lohnform.    C.  1905.  XII.  Nu.  1. 

362.  Wiese,  Dr.  L.  v.  Da- Pn  .1. lern  der  Gewinnbeteiligung.  S.  P.  im  XIV.  No.  30. 
mi.  Fabriksporwesen  und  Gewiunbeteihgung.  Z.  (i.H.  1905.  Xli.  No.  9.  C  190^ 

364.  Emmi'nphaus,  Dr.  Uelter  Z.-iflohn  unrl  StüfVloliii.  A.Fr.  1904.  XLII.  III. 

365.  Bchildbach,  fiernh.  Der  Zunftgedanke  im  Tarifvertrag.  N.  Z.  1904.  XXII. 
1.  Bd.  Now  7* 

366.  S  ch  n  e  tter,  F.  Der  Zonftindanke  im  Tmtnrtng,      Z.  1906.  XXIII.  Bd.  1. 

No.  20. 

367.  Kosten  der  Lebenshahung  der  arbeitenden  Klassen  in  Gro-i?briuinnien,  der 
Union,  Frankreich,  Deatachland,  Belgien  und  der  ttehweia.  W.  Z.  &  W.  1904. 
VII.  No.  K). 

368.  Harvft<t  Wages  in  1904.    L.  (J.  1904.  XII.  No.  10. 

369.  Review  of  Employment  and  Earnings.    L.  MasA.  19Ö5.  No.  34. 

370.  The  Wage  Earner  and  I*Mucatioti.    1...  ^Ia^ss.  lOOö.  No.  35. 

371.  Wages  and  Cost  of  Living.    B.  ß.  L.  1904.  No.  53. 

372.  Changw  in  Wages  and  Uours  in  1<K)3/1904.  L.  U.  1905.  XII.  &  XÜI.  1. 

373.  Antnmn  Chnngeo  in  Baies  of  Wages  and  Honrs  of  Lftbom:.  D.  G.  1905.  V.  Na  7. 

374.  Beview  of  luduf-triu!  rind  Ijiboiir  (  on-lilionH  during  1904.  Theli.0. 1905,  V,  N0b7, 

375.  Industri&I  Agreements.   L.  Mass.  1905.  No.  34. 

376.  Indttstrlal  and  Labour  ConditionB.  D.  G.  1904.  V.  No.  6.  1905.  No.  7.  S.  9. 10. 

377.  Agreements  Im  tweon  cmployers  and  eniployees.    B.  H.  L.  1905.  No.  56. 

378.  Schulz,  M.  V.  Das  Reichsgericht  wider  die  Tarifverträge.  A.  S>.  S.  19<>5. 
XX  (N.  F.  II),  n.  2. 

379.  Neuhan>:,  Pr.  Cr.  Die  ortsüblichen  Tagolöhne  gewAhnlicher  Tagearbeiter  in 
1S92  und  iLiul.    Z.  Pr.  !^t.  VMA.  XIAV.  Abt.  IV. 

380.  Fürth,  U.  Diu  VerhältnisHc  der  Induelriearbeiter  in  17  Landgemeinden  bei 
Karlsruhe.   Ö.  P.  1JKJ5.  XIV.  No.  14. 

aSl.  Zur  Tarifbcwogung  im  Deutschen  Reich.    Dck.  1904.  IX.  No.  4. 
3S2.  Sozialstaii-ti>i  ht  >  ans  I  hlnemark.    S.  R.  Um  »5.  4. 

383.  Mombert,  P.  Die  Ven»chie(^terungder  ErnähruogsverhiUtnisfle  der  Ar  bei  t^- 
klasso  in  den  letzten  Jahren.  Ä.  M.  U.  1904.  I.  II.  1. 

384.  Arbeitslöhnr  und  Eoetcii  der  Lebenshaltung  der  arbeitenden  BSaBsen  in  Amerika. 

s.  R.  i;km.  lu. 

385.  Mayer,  Dr.  Rob.  Industrie»  und  ArbeiteverhiltnlBee  in  den  Vereinigtem  Staaten. 
HJL  1904.  XIX.  Na  48. 
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385.  Coet  of  Living  and  reteil  Prioes  in  the  United  Stales  uid  in  Eom^  B.  B.  L. 

1904.  £io.  54. 

387.  Fehlinger.  Erhebungen  8ber  die  LebenBverhfltnMM  der  Arbdter  in  den  Yer- 

eioigten  Staaten.   C.  G.  D.  1W5.  XV.  No.  10. 

388.  Wagea  in  the  United  Stai^  auU  in  Europe,  lÖiKJ  to  1903.    B.  B.  L.  1904.  No.  54. 

389.  1  salari  e  le  »peee  delle  faiuiglie  operaie  negU  Stati  üniti.  B.  ü.  L.  1904.  IL  No.  3. 
380.  L,*ay>y>1icati()n  eii  1W3  de  la  loi  du  2*  noTembre  lSf>2  sur  le  travail  des  oiifant«  et 

dc>  leniiiies  cl  de  lu  loi  du  9*  septembre  liWb  »ur  la  änrfe  du  travail  des  a^lultes 
(i).   B.  O.  T.  1904.  No.  9.  10. 
3Ö1.  L'application  de  la  loi  de  (jix  Louros  et  Ics  salaires.    B.  ().  T.  V,)f)').  XII.  No.  :i  5. 

392.  Veränderungen  in  den  Löhrjen  und  in  ilen  Arl)eit.-;zeiLeii  iu  Euglmid  im  Juliro 
l'.M  i4.    S.  R.  1905.  2. 

393.  Die  Iiage  der  Arbeiter  in  den  etädtiechen  Bezirken  Englands.  Soc  M.  190ö.  No.  3. 
39t.  Wein  gart«.   Die  ArbelterHasee  Englands  im  Jahre  1904.   a  G.  D.  1905.  XV. 

No.  3. 

iSi^.  Die  Küsten  der  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klassen  in  Groesbritanuiea  und 
einigen  anderen  Lindem.  tS.  xL  1904.  9. 

386.  Katfe»  and  Tendendes  of  Wage«  and  Hoon  of  Laboor,  Oanada.  IheLu  Q.  1904. 

V.  No.  6. 

387.  Rates  and  Tendencies  of  Wages  and  Hours  of  Latx^ur,  Canada— Carpoitera,  Lathen 

aTvi  Flaaterers.    D.  C.  wm.  V.  No.  10.   The  L.  G.  190.'.  10. 
3US.  .Spring  Changt»  in  the  Rutts  of  Wage«  and  Hour^  ai  Lahour,  Canada,  UKH. 

D.  C.  1904.  Vol.  V.  No.  1. 
m  Rates  and  Tendendea  of  Wages  and  Honrs  of  L«boiir,  Canada.  D.  C.  1904. 

V.  No.  5. 

400.  Mötiu,  A.   Le  travail  au  Canada.   M.  8.  1005.    D.x-.  X.  No.  3. 
40L  Bates  and  Tendendea  ol  Wages  and  Hoon  of  Liabour  in  Canada:  The  Building 
TVades.  The  L.  G.  1905.  VTNo.  a 

402.  Fort^^chrittc  der  australisrhcn  Arbeiterbewejcung.   C.  G.  D.  1905.  XV,  No.  4. 
4(B.  Milhaud,  C.   L'application  du  minimiuu  de  salaire  dans  los  industries  i^mi- 
ninee  en  Victoria.   Rex.  pol.  1905.  XIL  T.  XLIU.  No.  127. 

404.  Clark,  V.  S.    Lahor  condition.-^  in  Anstralia.    B.  B.  L.  1005. 

405.  Report  by  Vict^ir  6.  Clark,  l'li.  ]>.,  ua  Labour  Coiiditions  in  New  Zealand. 
J.  N.  Z.  1904.  XII.  No.  137. 

m.  Labor  Conditions  in  flawaii.    H.  B.  C.  1904.  No.  TiL 

407.  Geiacr,  A.  od  iViagriai,  £.   Contribuzione  alla  storia  e  statistica  dei  Haiari 
industriali  in  Itaüa  nella  «eoonda  sottä  del  secolo  XJX,  Bit  aoc.  1904.  XL 

Vol.  XIV.  lO^'U. 

408.  V  liegen,  \V.  H.    üie  soziale  Gliederung  und  Entwicklung  der  Niederlande. 

.M.  190r).  IX  ,XIl.  4.  H. 
40d*  Die  Fabrikindustrie  Bumäniens  nadi  deo  Ergebnissen  der  Betnebsxahluug  vom 
29.  Oktober  1901.  &  K  1906.  2. 

410.  Arbeids  forhoM  i  Sveriga.  (Die  Arbdtsvorhfiltnisse  hi  Schweden.)  Ajr.m.  1904. 
No.  4/5. 

411.  Arbetsf&rfaUlanden  A  olika  ort^r  iriket  8r  1904.   Fjärde  kvartalet.   (Die  Arbats- 
verhältnisse  in  einigen  Orten  öchwedenH  im  4.  Quartal  1904.)    Mtnl  1.  1905.  No.  1. 

412.  Arbetspris  pÄ  Landpbvjrdpn  i  8verige  Ar  11HJ3.    (Der  Arl)t:it.s])rei»  auf  dem 
Lande  in  Schweden  im' .lidin-  r.io3.)    Medd.  1905.  No.  1. 

413.  Arbeits-  und  Lohn  verbal  in  is.<(-  der  «tadUsdien  Arbdter  in  Zürich.    &  B. 

1905.  1.  C.  G.  D.  1905.  XV.  Ii. 

7.  ArbelterrcrhaitulsM»  In  einzelnen  Rcrnfm. 
(S.  auch  untir  .Vrlioit^zoit  nnd  Arbeitorwohnungen.) 

414.  Fink,  K.  Zur  Lage  der  Backereiarbeiter.   N.  Z.  1905.  XXIII.  Bd.  1.  No.  19. 

415.  Fink,  K.  Vom  Mckergewerbe.  S.  M.  1905.  IX.  (XL)  4  H. 

416.  Stieger.    Zwr-i  fCrrnpunltr  in  der  I>andarbeiterfragc.  V.  Bl.  UKTi.  IV.  Xo  0—8. 

417.  FulfT,  Dr.  L.   Zur  Lage  der  BuhneoangestelltMi.   S.  P.  1905.  XIV.  No.  34 

418.  >  a  I  (I  m  o  n ,  Alice.  ArbeitaverhiUtnieae  in  den  Schokoladenfabriken.  8.  P.  1904 
XIV.  No.  13. 

419.  Die  Rechts-  und  Wiriochafl«verhältuis.«i€  der  Bur«jauauirteiellten.   S.  P.  1905. 
XIV.  No.  19. 

420.  Tarifverträge  im  St.'in^ot/onjfwprhp.        P.  UK)5.  XIV.  No.  23. 

^1.  Eine  gärtnereistalioiische  Berufs-  und  Betriebszählung.    N.  Z.  1904  XXII. 
2.  Bd.  Now  49. 
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422.  Albrecht,  (Hto.  Ueber  die BechUverhaltDiBee  der  Gärtner.  N.  Z.  1904.  XXUL 
Bd.  1.  Na  13. 

423.  AI  brecht.   Die  Rechtest  ellurp  drr  Gärtner.   Gg.  1904.  IX.  Xo.  12. 

424.  Btein,  Max.   Bade-  und  HeilanbUiiteu,  Erhol ungästüituu  u.  dergl.  für  EiseD* 
bahnbedienstete.   E.  Z.  1905.  XXVIIL  No.  4. 

42").  Ein  ErlasB  ül)f'r  die  Frauenarbeit  im  Bergbaubetrieb.   lud.  1905.  X.  3. 

420.  Gewinnbeteiliifung  der  Bergleute  an  den  BetridMÜberschüg^n  der  Bergwe^e. 

s.  p.  um.  XI V.  No.  20. 

427.  Ar!>o!tprverhült]ii8h^c  hei  den  kgjL  preoBS.  fiergworken,  Hütten  und  Salinen  im 
Jahre  1903.   Ö.  IL  1905.  2. 

428.  Nochmals  die  Gewinnbeteiligung  der  Bergleute  an  den  Betri^uberechflwcn  der 
Bergwerice.  B.  F.  1905.  XIV.  No.  25. 

429.  Dreher,  H.  Die  neuesten  amtlichen  Erhebungen  im  Handebgewetfae.  N.  Z. 
mif).  XXIII.  1.  Bd.  No.  23. 

430.  Potthof ,  Dr.  ü.  Die  Lage  der  Bureauangestellten.  8.  P.  1904.  XIV.  No.  10. 

431.  dcetlilc,  R  O  dpadku  fivnoeti  barvitä^  (Rückgang  dee  jrarbflfgevrcrbek) 
Z.  V.  1904.  I.  f<eptpnd)erhcft. 

432.  Earnlngs  of  Amcultural  I<abourers.   L.  G.  1905.  Xfll.  No.  3. 

433.  WageelD  tbe  CotUm  Trade.  L.  O.  1905.  XIII.  No  4 

434.  Die  Reformen  im  preiiß.  Bergwesen.    P.  P.  1905.  XIV.  No.  27. 

435.  Die  i^tiiunmng  der  Bergleute  im  Kuiirrevier.   Ö.  P.  i9Uö.  XIV.  No.  30. 

436.  Die  Ikrgarbeiterlöhne  in  den  Hanptbeigbenrlran  PranMene  im  HL  Qnaital  1904» 
R.A.  V.M.  n   No.  (i. 

437.  Die  WohUahrt-seiunebtuii^eii  für  die  Arbeiter  auf  den  Gruben  der  kgl.  ßerg- 
werksdircktion  zu  l^iaarbrücken.   C.  1905.  XII.  No.  5. 

438.  Woblfahrtseinrichtungen  der  prenssiech'heflsiechen  Etoenbalmgemdpecbaft» 
C.  1905.  Xn.  No.  9. 

439.  Die  Bergiirbeiterlöhnc  in  den  HanptbeigbaabeiiAen  Fteuaaens  im  3.  Qoaital 
1904.  EA.  1904.  IL  No.  9. 

440.  Lee  revendicaCione  dee  minean  de  la  Ruhr.  M.  8.  1905b  Annalee.  X.  No.  2. 

4-11.  Lea  revendications  des  minpurn  de  la  Ruhr.    .M.  H  1905.  Anniiles.  X.  No.  4. 

442.  VVohJfahrtseinricbtungen  derkönigl.  Württembergi&then  Verkclirsaiihtaltcu.  A.  E. 

1904.  H.  5. 

443.  Die  neuen  Ldhnofdninigea  der  badiachen  BtaatweiMmbaiinen.  8.  P.  1906.  XIV. 
No.  21. 

444.  Vowchriften  ffir  die  Aufnahme,  Auf<bildung  und  Prüfung  von  Handwerkeleiir« 
linpen  bei  den  bayerischen  Stantsbahnen.   /.  V.  E.  1905.  XLV.  No.  26. 

445.  Rüdlin.  Wuhlfälirtaeinrichtungcn  der  ureus^iscli-hesBischen  Eisenbahngemein- 
schaft im  Jahre  1903.   H.  E.  1905.  H.  1.  2. 

446.  ArbeiterwohläUirteeinriGhtnngen  bei  den  königL  e&chsischen  Staatabaimeo.  S.  B. 

v.m.  10. 

447.  Gros8innrin,  Dr.  Erholungsheim  der  Arbeiterpensionskasse  der  kOnigi. 
Bäcbeiacbeo  btaataeiaenbahnen.  Z.  V.  E.  1904.  XLIV.  No.  7a 

448.  Gilbert,  Dr.    Dae  BettongsweMn  bei  den  sidiaieehen  Staatraeenbalmen. 

Z.  V.  E.  1904.  XLIV.  No.  79. 

449.  Füret,  Dr.  M.  üebcr  die  gesundheitliche  Lage  der  im  Aussendienst  iHschät- 
tigtcn  Strassen bahner  (Führer  und  Schaffner).  (Mit  besonderer  Berücksic  htitjung 
der  VerhÜtoieae  bei  der  Hamburger  StTMBenbeimgceeUgchaft.)  A.  M.  H.  1904. 
I.  H.  1. 

450.  Weherer,  Dr.  Y.  E.  Die  soziale  Lage  der  deutochen  Eiaenbaiinbediensteten. 

S.  W.  ß.  1905.  XIII.  No.  5.  (3. 

451.  Die  Arbeiterverhaltnisse  in  den  Betrieben  der  Marine*  «nd  Heeresverwaltung. 
S.  P.  1905.  XIV.  No.  28. 

452.  Mitteilungen  über  die  wirtachaf  tUchen  Verhältnisse  der  Arbeiter  und  über  Arlieiter« 
wohlfahileeinriebtungen  ane  den  Jahresberichten  der  Oewerbeaufeiditebeamten 
für  da.s  Jahr  1903.   C.  1904.  XI.  No.  24. 

453.  Mitteilungen  aus  dem  Jaiureslterichte  der  technischen  Aufsichtsbeamten  der 
Nalming«>mittelinda8trie-BenifegenOMeiiechafi  ffir  das  Jalir  1903.  (Sdiliiea.) 
C.  1904.  XI.  No.  20. 

454.  Die  Regelung  der  An«tellun«:sl)«lingungen  der  Krankenkafsenheauiteii  in  Deut<5ch- 
land.   A.8.  1904.  XV.  No.  19. 

4&5.  Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der  teehninchen  Aufsichtsbeamten  der 

NahrungHmiltelinduHtxie-Bcrufsgeuossenschaft.   C.  1904.  XI.  Na  19. 
456.  Boom ,  Dr.  E.  van  den.  Die  Lage  der  BSckeniarbeitv  DentMhlanda.  &  P. 

1905.  XIV.  No.  24. 
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457.  Die  VerMItTiisse  in  der  Wupportuler  Tcxtilimlustrie.    S.  V.  1905.  XJX.  No.  27, 
4Ö&  Scbirmacher,  K.   Les  traYailleun  da  bois  de  Daozig.  M.  Ö.  1Ü06.  X. 
Doc  No.  2. 

459.  I  Balari  concordati  fm  inutn-n  litnri  p  njierni  in  frf rnianiti.  B.  T.  L.  1904.  Tl.  No.  2. 
46Ü.  Lohne  und  öchichtdauer  beim  Bergbau  in  UesterreicJa  inj  Jahre  1902.  Ö.  R.  1905.3. 

461.  Statistische  Daten  über  den  Arbeiterstand  im  Berg-  nnd  HSUenweMn  and  in 
den  Salinen  in  Oesterreich  im  Jahre  U>03.       R.  1. 

462.  Winter,  Dr.  F.  Die  mährisch-schlesitjchen  btoiiikühlenarbeiter.  C.  G.  D. 
1904.  XIV.  No.  50. 

463.  Wohlfahrtseinrichtnnpcn  beim  Bergwerksbetrieb  in  Oesterreich.    S.  K.  1905.  4. 

464.  Storch,  E.  SeveroccsLi  horuici.  (Die  uordbühni.  Bergarbeiter.)  N.  d,  l'.>04. 
XXJl.  H.  l. 

465w  Teleky.  Dr.  L.  Die  Kohlenablader  der  k.  k.  priv.  Emboc  Ferdinands  ^ord- 
bahngetellwhaft.  A.  M.  H.  1905.  L  H.  3. 

468.  W inter,  Dr.  Fr.  Die Bennrbeiter von  Ottnn-Kwwm.  O. Scfa.        N.F. VI. 

Na  21. 

407.  DieArbflitsTerbiltniaeebädfloadtiMnOeateRädwim  Jahrel^^  &B.  1904.12. 
468b  ArbeitaverhältniBse  bei  den  fletitwichiechMi  Hmaot'  und  LokultMlmai  im  Jahre 

1903.  S.  R.  im.  2. 

469.  Teuerungsziilapea  der  (kiUmkitMim  Staate^  und  FdvatbedieDeleten.  Z.  V.  E. 

1904.  XLlV.  No.  84. 

470.  Arbeitsverhältnisse  bei  den  österreichischen  Kleinbahnen  und  diesen  gldch- 
zahaltenden  Bahnen  im  Jahre  1903.   S.  R.  1905.  4. 

471.  Die  Personalverhaltnisf'o  in  österreic-hischen  Ei.senhahnen.  B.  F.  1905.  XIX.  No.  10. 

472.  Wohlfahrtseinrichtungcn  bei  den  k.  k.  ü^itcrreich.  Staat.^bahnen  im  Jahre  1903. 
S.  R.  1904.  9. 

473.  Die  Lage  der  in  der  öeterr.  Seeachiffahrt  beechiftigten  Arbeiter,  a  B.  1904.  9. 

474.  B^elung  dee  ArbeitsvnliiltniflBee  der  etidtbdMm  StraMenarMter  in  Onus, 
a  1904  (.)5.  IX.  No.  2/3. 

479,  Die  Lohn-  und  ExiateneverhältDiMe  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter 
Oertemidit.  a  &V.  1904.  XV.  Na  22. 

476.  Li  cht,  Dr.  8t  Die  Lue  der  Brflmur  Schafwollwareoiiidiwtrie.  Ind.  190S.  X. 
No.  9.  10. 

477.  Beteiligung  des  Eisenbahnpenonab  am  Gcechiftsgewinn  bei  den  dSoiacben  Staate- 

bahnen.   S.  R.  1904.  10. 

478.  Lohr,  A.  v.  Die  Beteiligung  de^  Eisen bahnpersonals  am  Gesch&ftsgewtuu  bei 
den  däniflcheD  Staatsbahnen.   £.  Z.  1904.  XXVII.  No.  26. 

479.  Hc^uldnng  und  Peoaion  der  franzöeiacfaen  Bisen  bahn  bediensteten.  Z.  V.  £.  190&. 

XLV.  30. 

4S0.  Le»  mincs  et  les  loineurs  ;  production  houilliere  et  ealaij-e».   Rev.  Ptat.  1004.  No.  26. 

481.  Les  maoaäMturee  de  taoacs  et  d'allumettes  de  TEtat  en  1903.  (Fersonoel  et 
ealairai.)  B.  O.  T.  190K.  XII.  No.  2. 

482.  The  Minimum  Wage  in  tli(>  Hcotti^h  Coal  Trade.    L  r;.  l^'^l.  XII.  No.  9. 

483.  Hayn  au  d,  B.  Les  comit^s  de  salaircs  dauH  les  minee  anglaiecs.  M.  S.  1006. 
Doc  No.  4. 

484.  Rates  and  Tendeneies  of  Wagens  and  Hnnrs  of  Labour,  Canada.  —  Th6  Piinting 
and  AUied  Trades.   D.  C.  11104.  IV.  No.  5;  1905.  No.  6.  7. 

485.  Black,  Cl.   London's  Tailoresse«.   E.  J.  1904.  XIV.  No.  56. 
48r».  Wagef  in  the  Nottingham  Lace  Trade    T  1!»"!   Xovember  21.  p.  7. 

487.  Landwirtschaftliche  Arbeitslöhne  in  Uiigarii  im  Jahre  1902.   S.  R.  1904.  10. 

488.  Majläth,  Comte  J.  de.  Le  progite  social  dee  daaeea  mraks  en  Honnieu 
R^f.  soc.  1905.  XXV.  No.  'J. 

48d.  Majläth,  Josef  Graf.  Magvarvrzäg  roezögazdasÄgi  munkisainak  hdrzet^röl.  I.  II. 
(Die  Lage  der  landvirtechttftlidien  Arbetter  in  Ungarn.)  K.  B.  IWM.  XXVIIL 
33.  Bd/No.  1,  2. 

490.  tJeber  die  VerUütn&ne  der  italieniedien  faienbahnangesteilten.  B,  F.  1904. 

XVIIL  No.  2n. 

4»1.  Das  Elend  der  Reisarbeiter  in  Italien.  A.  S.  1904  XV.  No.  20. 

482.  Die  Foidemngen  der  italienischen  Eieenbahnangeetellten.  B.  F.  1904.  XVIIL 

No.  28. 

493.  Les  ferrovieri  (lUiie).   Dev.  1905.  T.  29.  Avril. 

494.  De  Spoorweg-enqu^te;  uittreksel  uit  de  Statistische  gegevens,  verzameld  door  de 
Staatscommisaie,  benoemod  krachtens  de  wet  van  11.  .\|)ril  1903.  (Die  Eisen- 
babjienquete.  Auszug  den  ntatistischw  Angaben  der  aui  Grund  des  Gesetzes 
vom  11.  April  1908  cniannten  Staatskommiadoo.)  TU  1904.  10; 
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495.  Opgaven  van  Kamen  van  Arbeid  omtreot  „eewooe  loon''  per  week  in  gukiena 
en  ^gevroofilijk  vorlcomeodeii  dagelijkschea  arDadsdunr'  tn  net  2e  Kmurtaal 

UK)4.  f  Angabon  der  Arbeitekamrofrn  über  ^gowöhnH  -hrn  Lohn**  per  Wix-he  in 
Gulden  uu(l  „güwoliDlich  vorkomuiende  tägliche  Arbeitäciauer"  im  2.  t^uartÄl 

T).  v.m.  10. 

486.  ArbL'idsloestandf  n  in  de  baren  van  Amsterdam;  mededeelinirpn  van  de  Vereeni- 
ging  van  de  \S  erkgevers  op  het  Scbeepvaart^ebied«  (Die  Arbeitayerhältnisse  im 
Ualeo  von  Aoistenlain,  .Mitteiiung  dm  V«ram  der  Arbdt^ber  auf  dem  Sdüff- 
fahrtei^ebi»"tp.)    Tj.  lUOi.  m. 

497.  Die  Ford  (TuiiLron  des  iiiederea  Personals  der  ruseischen  Staatäbahneu.  Z.  V.  E. 
1905.  XLV.  So.  22. 

49&  Die  Lage  der  Textilarbeiter  in  Finlaad.  8.  B.  1905.  1. 

480.  tippgifter  om  arbetare,  anstillda  yid  StockholmMtadi  l^rgnadearbeten  Ann 

1899— 1;>03.  (Angaben  über  d'w  bei  .Irii  Raiuirbciten  der  Stadt  BtockboltU  in 
den  Jahren  läU9-1903  beschäftigteu  Arbeiter.)  Medd.  1904.  II.  No.  4. 

60a  ATbdtsverUUtnieee  in  den  medianiaeliett  Werkstlttan  Bchwedeng.  B.  R.  1906. 2. 

601.  ArbotHpri^  p<1  landsl>ygden  i  Sverige  Ar  \W2.  (Löhne  der  landwirteciiaftUcheii 
Arbeiter  in  Schwedeä  im  .T.ihre  11K)2.)    Medd.  1904.  IL  No.  2. 

502,  Buomberger,  Dr.  F.  Kinpute  über  Dienst-  und  Lohnverliäitnisse  der  Kell> 
nmnncn  des  Kantona  Freiburg  i.  Ue.   M.  Ch.  190*).  XXV 11.  No.  III 

503.  ßeeoldungsvcrhaltnisee  und  Aroeiterbeweguug  auf  Bchweizcrischen  Eitfcii bahnen. 
Z.  V.  E.  1801  XLIV.  Ho.  7L 

H.  Ar  heitern  ohnangen. 
(S.  auch  unter  Gewerbehjgicne.) 

601  Bening,  B.   Einige  Gruttdefitse,  die  beim  Ban  nm  Arb«tcnn>hnungen  sn  be- 

ftihton  .^u)d.   Z.  W.  1904.  HL  No.  4. 
505.  BeuiuK,  B.    Eigenhau»  oder  Mietwohnung?       W.  1905.  IIL  üo.  7. 

606.  Sobveotiooierung  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit.  Z.  W.  1905.  III.  No.  14 15. 

607.  Der  unentgeltbtho  VV' oh  nungs  nach  weis.   Z.  \\ .  1905.  IIL  No.  15. 
606.  Freese,  iL    Wohnung  und  Einkommen.    Bod.  R.  1905.  I.  H.  1. 

609.  Ebcr^tadt,  Dr.  Tl.  I>te  Wohnungsfrage  und  ihre  Bdiandliing  in  Wissenschaft 
und  Praxis.    D.  W.Z.  l'.»o5.  I.  No.  3. 

510.  Katscher,  Leopold.  Zur  Steuer  der  Arbeiier Wohnungsnot.  (1.)  Gen.  1904. 
XXXIIL  No.  3«j.  37. 

511.  Li  n  d  e m an  n ,  Dr.  H ugo.  Zur  Literatur  äber  die  Wohnungefrage.  A.  B.  &  1904^ 
XIX.  (N.  F.  1.)  H.  3. 

612.  Mangoldt,  K.  v.  Eine  neue  8tädti8che  Sicdclungsljewcgung  und  die  Befonn 
der  ländlichen  Bauordnungen.   H.  P.  1905.  XIV.  No.  32. 

513.  Lechler,  P.  Die  Anfbringuni^  der  nötigen  Qekhnittel  zur  FSrdemng  den 
Baut'.-  vofi  ArbL'itfTwnhmini:*'!!.    Z.  W.  1;m)4.  II.  No.  2'.''<. 

514.  Hansen.  (Terocinsame»  Eigentum  oder  Einzeleigentum  und  Baugenoeaenschaft. 
Z.  W.  1904.  III.  No.  1. 

515.  Förderung  d<»  Baues  ländlich«  r  Arbritorwohmingen.    Z.  W.  1904.  II.  No.  24. 

516.  Gründung  einer  Banic  zur  lM><.haiiung  von  Hypotheken  für  die  gemeinnützigen 
Bauvcreiuc,    B.  19tJ4.  VIII.  No.  9  10. 

517.  NusHibaum,  Prof.  TT.  Chr.  D\p  Walil  dr-r  Straaseubreiie  in  den  Wohngebieten 
der  Städte.   G.  lug.  1905.  XXVilL  No.  2. 

518.  Mangoldt,  K.  von.  Ein  Vonstoss  in  der  Wofanongsfiage.  N.  1904  XXIL 
No.  2. 

519.  Kaff,  Sigm.    Wohnungsrefonn.   Zt.  1904.  XL.  No.  526. 

620.  Pohle,  Prof.  Dr.  L.  Der  Wohnungsmarkt  unter  der  Hemdiaft  der  privaten 
Bauspekulatioo.   W.  Z.  23.  W.  19o4.  VlI.  No.  10. 

521.  Uinterberfrer,  Dr.  A.  Bemerkungen  über  Hdfe  in  Millionautidten.  Hvg.R. 

190".  XV. 

522.  Fürth ,  H.    Wolinbedarf  und  Kiuderfragc.   A.  ö.  S.  1904 XIX.  N.  F.  1.  H.  3. 

523.  Brand tH.  Dr.  .\L   Wohnungitnachweii»  far  Ledige.  B.  K.  1905.  XXV.  H.  2. 

C.  1905.  XII.  IL  2.  No.  4. 

524.  W.  R.  Uiep.««zenie  poaiic.-kaü.  t VerbLooeruug  der  Wohnungen.)  Ru.  1904. 
Juliheft. 

525.  Seilhac,  L.  de.  I^e«  habitations  ouvrif  reK    Rev.  pul.  H'04.  T.  XLll.  No.  124. 

526.  Application  de  la  .«tatistiijne  ä  la  question  des  peiits  lugcmeats.  Rev.  ötat. 
19t  U.  Vol.  VII.  No.  31. 

527.  La  aoci^tö  de  cr^t  des  habitations  i.  bon  marchä.  Z.  W.  1904.  III.  No.  6. 
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638.  Bran  d  t  s .  Dr.  M.   MunicipalitieB  aad  Houaine.  The  «camnle  of  Oemwiiy. 

Z.  W.  IIXM.  III.  No,  5. 

529.  Gardy  City  Aasociaiiou.  T.  lOO."}.  Janaarv  18.  p.  9. 

530.  Smart,  Prof.  W.   The  Trobtem  of  Housing.    K.  J.  1904.  XTV.  No.  .W. 

531.  Haiupstead-heath  Extensioa  and  a  Garden  buhurb.   T.  l'JCU.  Deoember  27/28. 

532.  K(.rh  H.  von.*  frrulpürdMstiider.  (Garten.-^tadte.)  S.  Tid.  1905.  III.  No.  1. 
b'-i-i.  üijii,  A.  vou.    lJuuq)rijzcn  ea  wuniugwet.   (Mietprei&e  und  WohDung8ge»etz.) 

Ec.  1904.  Juniheft 

Ö34.  f  eilchenfeld,  Dr.  W.   Zur  Wohnuneshygiene.    M.  B.  190&.  XILL.  No.  25. 
-635.  T.  Allg.  deutscher  Wohnungskongres».    B.  IIXW.  IX.  No.  1. 
j536.  Bf'tracntiinj<en  zum  Frankfurter  Wohnungsl;  iilto^s.    B.  G.  lOW.  No.  45. 
537.  Eine  prinzipieUe  Bemerkung  zum  I.  dnitscäeu  Wohnungskonsresfi.  8.  M.  1904. 

Vni  (X>  fi.  Bd.  H.  11. 
■  538.  Der  I.  allg.  deutsche  WohnungskouKress.   C.  1904.  XI.  No.  21.   8.  R.  190L  11. 
V.  A.  1904.  X.  No.  21.   A.8.  hM.  XV.  No.  23.   Z.  W.  1904.  III.  2. 

539.  Die  Wohnungsfrage  auf  dem  preus!,i gehen  Parteitag.   A.S.  1905.  XVI.  No.  2. 

540.  KatBcher,  L.  Der  Stand  der  Woimangerefocm  un  Deatschm  Beidie.  S.  W. 
S.  1904.  XII.  H.  20. 
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1904.  Vni.  No.  1. 

678.  Weingartz,  P.  Arbeit8lo»»enfrage  in  England.  C.  G.  D.  KK>4.  XIV.  No.  50. 
67i).  The  bkilled  I^bour  Markete  of  Great  iiritain.   J.  N.  Z.  1905.  XIll.  No.  146. 

680.  The  Unskilled  Labour  I^larket«  of  Great  Britain.  J.  N.  Z.  1905.  XIII.  No.  146. 

681.  Thf  lyintlcn  Unemployed.   T.  1901.  December  12.  p.  8. 

682.  London  and  the  Unemploved  Problem.    T.  l'Jüö.  January  19.  p.  14. 
6SH.  I>ondon  Unemployed  Fund.   T.  1905.  January  30.  p.  4. 

m.  Emplovement  m  1904.   L.  G.  1905.  XII 1.  No.  2. 

685.  The  Unemploved.  T.  1905.  November  1.  10.  11.  18.  19.  23.  2ö.  .'Ü.  2b.  29.  30. 
Dt-cenilier  1.  'i.  3.  5.  7.  13.  14,  15.  16.  17.  IH.  i'i ii'.  23.  24.  26.  28.  January  2.  3.  4. 
5.  6.  7. 8.  9. 10. 11. 12. 13. 14.  lÖ.  17.  l&  19.  20.  21.  24.  25.  27.  28.  31.  Februarv  2, 
4.  6.  7.  a  10.  11. 13.  17,  18.  20.  22. 23.  25.  27.  March  1.  4.  6.  7.  8.  9.  1 1.  16.  18.'  29. 
April  1.  6.  8.  b). 

686.  The  Unemployed  Workmen  Bill.   T.  1905.  May  9.  p.  4.  May  17.  p.  15.  May  29. 

LI  2. 
cLoinnpo  pn  Anp-kt.rre.   M.  S.  lOn.',  X.  Annale«  No.  2. 
»i8S.  Arbeit**nachweitif!  in  Kanada.   J.  A.M.  JUUl.  VIII.  No.  4. 
ftSt».  Der  Arbcit**markt  in  Südafrika.   U.M.  Um.  XX.  No.  1. 
61»".  ArtK!it8amt  in  Neuseeland.    (;.Sch.  1904.  N.  F.  VI.  No.  19. 
601.  Arbeitsveruiittlungsinstitut  in  Budapest  im  Jahre  1903.   S.  R.  1904.  9. 

692.  Kommunal  Arbeid^anvisning  lSt)8— 1903.  (Gemeindlidie  ArbeitSTennittlnng  1896 
— 11K»3.)   A.  r.  m.  1904.  II.  No.  8. 

693.  Arbeiile*Iedighcd  i  Kristiania  I.  Januar  1904.  (Arbeitslosieki  it  in  ChriBÜauia  am 
1.  Januar  1901.J    A.  r.  ni.  1004.  II.  No.  10. 

604.  Meddeleleer  fra ArbetdaaDviamagsiconiorer.  (Mitteilungen  der  ArbrnteTenuittlunge» 
Smter.)  A.  r.  m.  1904.  D.  Na  8. 9. 10. 11. 12. 
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6ÖÖ.  0|>gaver  fra  Fagforeninger  af  Arbeidere  vedk.  Arbeidsledighed  i  Mai  og  Juni 
IIKU.  (Angaben  der  Arbeiterfach  veraine  Über  die  ArbeitoloBi(^t  im  Mtt  und 
Juni  1904.)  A.  r.  m.  19f>4.  Na  6/7. 

696b  Opgaver  fra  Fagforeninger  af  Arbeidere  vedk.  Arbdddedigbeid  i  Juli  1904  (i 
August  1004).  (Angabeu  der  Arbritcrfachvereine,  betr.  die  ArbeitekMigkelt  im 
Juli  und  AuKust  1U04.)   A.  r.  m.  lUlM.  IL  Ho.  8.  9. 

607.  Opgaver  fra  Fagforeninger  af  Arbeidere  Tedir.  Arfaddeledighed  i  September  (Ok- 
tober) 19<4.  (Angaben  der  Arbciterfaohvercine,  betr.  die  Arbettsloidgkcit  im 
beptember  (Oktober)  A.  r.  m.  11K)4.  II.  No.  10.  11. 

008.  Opgavo*  fra  Fagforeninger  af  Arbeidere  vedk.  Arbeidtilcdighed  i  November  1904. 
(Angaben  der  Arbeiterfachverane  fibcr  die  Arbeildosigkcit  im  Novembor  1901.) 
A.  r.  m.  um.  II.  No.  12. 

690.  Oversikt  af  verksamketen  vid  vima.  nordiska  offontliga  arbetsförmedlingsanstalter 
under  Ar  1904.  (l'eljersicht  über  die  gemeindliche  AriMitovecmittlung  in  Nor- 
wegen 1904.)   Medd.  190.">.  No.  1. 

700.  Die  Arbeitslosigkeit  in  Hamsel  im  Winter  1902/08.  Z.  A.  1906.  VI.  7.  3.  a  B. 

1904.  10.   S.  P.  1904.  XIV.  Ö. 

701.  Hof  mann,  Dr.  Der  ArbeitenachweiB  in  der  Schweiz.  8.  P.  1904.  XIV. 
No.  12. 

702.  Bohny.  £.  Die  öffentlichen  Arbeitanachweiae  in  der  Schweiz.  J.  A.M.  1904. 
VTIf.  No.  3. 

70.'?.  ^Türlti^ches  ArU'itsatnt  Zürich  im  Jahre  1903.   8.  R.  1904.  9. 

704.  Arbeteförmedling  under  ar  1*h  )4  (tredje  kvartalet):  Göteborg,  Helaingborg,  Noige 
Köpenhamm,  Tvskland.  ( Arheitevermittlmig  im  Jahre  1904  (3.  QaartalJ  Gofeeo- 
bürg  etc.)    Mt^k.  VjO\.  II.  No.  4. 

705.  Arlw^taförmedluig  under  ia  1904.  Fiärde  kvartalet.  (Die  Arbeitsvermittlung  im 
4.  Quartal  1904.)  Medd.  1905.  No.  1. 

10.  Arbelt8strelt%keiten. 

7CK>.  Internationale  »treikstatistik.  J.  A.M.  1904.  VIII.  No.  l. 

707.  Streikbewegung  im  Aualande.   (Belgien,  England,  Frankreidi,  Italien,  Jnli  1904 

bis  März  l905i.    S.  R.  11K34.  No.  9.  10.  11.  12.    VM):y.  No.  1.  2.  3.4.  5. 
70a  Gieaberta,  J.  Die  Utopie  des  Generalatreiks.  S.  K.  1905.  XXV.  H.  1. 

709.  Kloth,  EL  Oenerabireik  und  BÜfeier  auf  dem  GtoweriEBchaftskongreBe.  N.  Z. 

1905.  XXIII.  II.  Bd.  No.  .33. 

710.  Umrath,  Z.   Zur  Generalstreikdebatte.    N.  Z.  190.-).  XKIII.  2.  Bd.  No.  27. 

711.  Düwell.    Zur  Frage  des  Generalstreiks.    N.  Z.  IJOl.  XXIII.  1.  Bd.  No.  a 

712.  Fehlinger,  II.    Streikerfolge.        M.  Ii»04.  VIII.  (X.)  II.  IUI.  H.  11. 

713.  Leimpeters,  J.   Zum  Generalstreik.   S.  M.  1904.  Vlll.  (X.)  IL  B<1.  11.  11. 

714.  Kampffmeycr,  P.  Der  General.-^treik  und  die  Erobemng  der  ötamomiefthm 
Macht.   S.  M.  1904.  VIII.  (X.)  II.  Ikl.  H.  11. 

715.  Lcgien,  C.  Die  Streiks  nach  der  amtlichen  und  nach  der  gewerkRchaftlichen 
Streikstatiatik.   C.  G.  D.  19ol.  XIV.  No.  Ö2. 

716.  Zimmermann,  Dr.  W.  Die  Ötreikvensicherung  der  Arbeitgeber.  8.  P.  1905. 
XIV.  No.  33.  34. 

717.  Streik.^  und  .\rmenunter>tiit7.nng.    S.  P.  lf>r»-l.  XIV.  No.  12. 

718.  Beraarbeiteratreik  und  Arbeit^markt.   J.  A.M.  1905.  Vlll.  No.  1. 

719.  StrdkB  ond  Affentliche  Armenpflege.  Z.  A.  1905.  VI.  H.  3. 

720.  Allg.  Lohnbewegung  in  der  Sihiihbranehe.    H.  G.  1904.  X.  No.  12. 

721.  Schulz,  M.  von.  Zur  Lohnbewegung  der  Stukkateure.  8.  P.  1905.  XIV. 
No.  35. 

722.  Zur  I^>hnbewegung  dfT  S;»edition8arbeiter.    Zrd.  UXU.  I.  No.  3. 

723.  Böttcher,  Karl.  Lohnkämpfe  der  Buchdrucker  im  Jiüire  l&i8.  N.  Z.  1904. 
XXIIL  1.  Bd.  No.  ->. 

724.  I.,es  pr^ve8  agricoles.    M.  S.  11KI4.  Annalee.  No.  12. 
72Ö.  La  rcstrictioi»  du  droit  de  jrrcvc.    Dev.  1905.  T.  29.  Mai. 

726.  Graves.    B.  O.  T.  ]9or..  Xll.  l  etc. 

727.  Le  droit  de  grfeve  pour  ies  inacrita  maritime».  M.  8.  1905.  X.  Annales.  No.  1. 
72a  Btrikee  and  Tockonts  (Amrtria,  France.  Germany,  Great  Britain,  Italj,  NeÜber- 

lands).    B.  B.  L.  190,-).  No.  5fl. 
729.  äemi-auual  Becord  of  8trikeä  and  Lix;kout<4.   L.  Maaa.  1905.  No.  34. 
73a  Gonflitti  del  lavoro.  B.  U.  L.  1905.  lU.  No.  1. 2. 3. 4. 5. 
731.  Donvito-Carano,  G.  Contribttto  alla  teorica  generale  delle  acioporo.  Bif. 

feoc.  1905.  XII.  Vol.  XV.  3. 
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732.  Die  AuaitiiidBbaimng  des  Jahn  1904  im  DaatachMi  BeidMi  RA.  1906.  HL 

No.  4. 

733.  Zur  Statistik  der  Streika  und  Aussperrungen.  2.  Vierteljahr  1904.  V.  St.  1904. 

xm.  H.  3. 

734.  Streiks  und  Ausepemwgen  1904  (3.  VierteljahrJ.  V.  Bt.  1904.  XIU.  H.  i. 

735.  BtreikB  und  AnMporaiigen  im  4.  IHertel jähr  1904.  V.  8t  190S.  XIV.  H.  1. 

73G.  Einigungsversuche  im  Ruhrkohleiistreik:.   Gg.  1905.  X«  No.  ö. 

737.  Der  Auiwtand  im  Buhrrevier.  B.A.  1905.  JJl.  No.  2. 

738.  Zimmerrnftim,  Dr.  W.  DieTTnachen  des  Bemurbeitentreilcs.  D.  W.Z.  1906. 

T.  No.  3. 

739.  Kilu(^kv,  K.   Die  Lehre  des  Bergarbeiterstreiks.   N.  Z.  1905.  XXIII.  1.  Bd. 

No.  24. 

740.  Die  Lehren  des  Kampfe«  im  Ruhrrevier,  fll.)   C.  G.  T\  V,m.  XV.  No.  13. 

741.  Das  Ende  des  BergarbeiteTkampfee  im  Huhrrcvier.   U.  (i.  i>.  l^J').  XV.  Na  7. 

742.  Schi ppel,  H.  Bo^ttbeitentreika  imd  FbUiik.  8.  M.  1906.  IX.  (XI.)  Bd.  1. 
H.  2. 

743.  Brust,  A.    Der  Bergarheiterstreik  im  Ruhrrevier.    A.  8.  S.  190.5.  XX.  H.  3. 

744.  Der  ßergarbeiterstreik.   N.  Z.  llKJo.  XX] IL  ii<i.  1.  No.  17. 

745.  Molken  buhr,  H.  Der  Bergarbeitentreik  und  da»  KoblenwuchersyndikaL  N. 
Z.  1905.  XXTfl.  Bd.  h  No.  17. 

746.  Drr  Streik  im  Ruhrkohlenberi:I.!Ui.   C.  G.  D.  1905.  XV.  No.  4. 

747.  Braun,  Dr.  Ad.    Unsadien  und  Ergebnis  des  rlieinisch»ire»li&liscbeQ  Berg- 
arbeiterstreiks. A.  8.  1905.  XVI.  No.  10. 

748.  Der  Streik  im  Ruhrrevier.    S.  P.  15K)5.  XIV.  No.  W. 

749.  Zum  Bergarbciterntreik  im  Ruhrreviere.   Ö.  P.  1905.  XIV.  No.  19. 

750.  Franc ke,  Prof.  Dr.  G.  Saat  auf  Hoffnung.  Ein  Nachwort  com  Bargarbeitar- 
streik.    S.  P.  1905.  XIV.  No.  21. 

751.  Hue,  O,    Üeber  den  Güneralstreik  im  Kuhrpebiet.   S.  M.  1905.  IX.  (XL)  H.  3. 

752.  Pieper,  Dr.  L.  Der  Bergarbeiterstreik  im  Kuhrrevier.  S.  K.  1905.  XXV.  II.  4. 

753.  Weinhauaen»  Fr.    Der  btraikerfok  der  £ahrbeigleut&   N.  1905.  XXII. 
No.  27. 

754.  WeinhHiiHcn,  Fr.   IMa  BflrnxbdtarbaiwaKBBc  im  Ruluravi«.    N.  1904/06. 
XXIL  No.  16w 

756.  Lea  f^ves  dn  bainla  de  1«  Bnlir.  Derr.  1906.  T.  29  mtn. 

756.  We?tpIiHlian  Coal  Strike.    L.  G.  1005.  XIII.  No.  2. 

7.57.  Die  Beendigung  der  Arbeitiikampfe  in  der  Berliner  Holzindustrie.   U.M.  1905. 
XX.  No,  87 

758.  Arbeitskonflikte  in  Oesterreich  (Augoat  1904  bia  April  1906).  8.  B.  1904.  No.  9. 
10.  11.  12.   1905.  No.  1.  2.  3. 4. 5. 

759.  Die  Streikbewecong  in  Oesterreich  im  Jaive  1908.  8.  R.  1904.  12.  Maach. 

1905.  VII.  3. 

760.  Zehn  Jahre  Streikb  iu  Oesterreich.   C.  G.  D.  1905.  XV.  No.  lü. 

761.  Die  Streikbewagong  in  Oesterreich  im  Jahre  1904.   S.  K.  1*J05.  1. 

762.  Die  Auflspeming  der  Tischlergehilfen  in  Wien.    Ind.  1905.  X.  No.  2. 

763.  Ausstand  der  Kohleuarbeiter  der  Kaiser  Ferdinand-Nordbahn.   Z.  V.  E.  1904. 
XLIV.  No.  m. 

764.  Die  Kohlenarbeiterbewegung  bei  der  Kaiser  Fadinands-Nordbahn.   £.  F.  1905. 

XIX.  No.  a 

76'>.  Dor  Streik  <ler  Srhwprfiihrwerkskutscher  in  Wi.  n.    Zrd.  1904.  I.  No.  3. 

766.  Arbeiiskonfükte  iu  Belgien  im  Jahre  1903.   S.  R.  1904.  9. 

767.  Les  grfevee  en  Belgiqueu  Rev.  Tr.  11K)5.  X.  1  ete. 

7()8.  La  grfevo  gdndrale  des  mineurs  beiges.   Rev.  Tr.  1905.  X.  3.  4. 

769.  Verluste  der  Arbeitnehmer  und  -gebcr  bei  den  Streiks  und  Aussperrungen  in 
den  Ver.  Staaten  von  Amerika  von  185>1— 1900.   St.  K.  1904.  XXX.  No.  40. 

770.  Strikes  and  Lock-ouU  in  the  United  States,  1881  to  1890.  B.  B.  L.  1904. 
No.  ,54. 

771.  Strike  of  Cotton  Operatives  in  Fall  River.   L.  Mass.  1905.  No.  34. 

772.  Die  Arl>eitskonfliktc  und  die  Tätigkeit  det  Einigungaftmter  and  Schiedmenchte 
in  Frankreich  im  Jahre  liHj3.   S.  R.  IfKM.  9. 

773.  S(  illiai  ,  L.  de.   La  gr^ve  de  Marscill.-.    Rev.  ixil.  19<34.  T.  XLII.  No.  124. 

774.  Thierry,  J.  Les  gr^ves  de  Maraeille.  Rev.  pol.  1905.  XIL  T.  XLIL  N.  127. 
776.  La  gr<>ve  de  MarseUle.  M.  8.  1904.  Annalea.  No.  U. 

776.  Lar  1  Ii  •'■  -  A  it    .  M.  I^  resoltots  des  gr^vea  agrioolee  daoa  le  midi  da  la  Ftamoe. 
M.  ö.  1904.  Doc.  No.  iL 

777.  La  gr^ve  de  mariniera  de  DwuL  M.  8.  1904.  Annalea.  No.  12. 
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77a  Les  gT^Te>  violMite>  d«  MeoTiUy  et  de  auaei.   M.  &  1904.  IX.  Aniuüai. 

No.  12. 

770.  La  gr^ve  des  porceUi Diera  de  Limngos.   M.  S.  190ö.  X.  Annalet.  N<K  5. 
7*^.  ArbHtskonfliktf»  in  England  im  Jahre  19()4.    S.  R.  1905.  4. 
Tbl.  Das  britibdui  ötreikrecht   G.Sch.  1904.  N.  F.  VI.  No.  23. 
782.  Impending  Strike  in  thc  Nottingham  Lace  Trade.   T.  1904.  Dcceniber  12.  p.  6. 
78ä.  Der  oonriache  EisenbalmenuusUuMi  eiiie  vi»  major.    Z.  V.  £.  1904.  XLIV. 
No.  lOO: 

784.  Arbeitskonnikte  in  Italien  in  den  Jahren  1902  uud  1903.    P.  R.  1904.  10. 
7S&.  Der  Qeneraiatraik  und  die  Eisen  bahnfrage  in  Italien.    B.  F.  1904.  XVIIJ. 

No.  ao. 

7s*l  T>ip  Dh^tmktion  der  italienischen  Eisenbahner.   8.  P.  1905.  XXV.  No.  22. 
7>ir.  Ubstruktiouabewegung  der  itaüenischeu  Eisenbahner.    Z.  V.  EL  löüö.  XLV. 
No.  IS.  19. 

7SS.  Eist.nl)ahner.-?tmk  in  Itnli.^n.    B.  F.  1905.  XIX.  No.  13. 

7bii(.  Was  Itiirt  uua  der  itnliciiiHLhe  Eisen  bahnerstreik.    B.  F.  l'JOö.  XIX.  No.  15. 

790.  Die  Veretaatlichung  und  der  Eisenbahnstreik  in  Italien.   Ei.  1905.  X.  No.  1& 

791.  Olberg,  ().   Der  italienische  Generalstreik.   N.  Z.  XXIII.  1.  Bd.  No.  1. 

792.  Die  Obstruktion  der  italienischen  Eisenbahnbediensteten.    B.  F.  1905.  XIX. 

No.  a 

793.  Thirati,  F.  Lehren  und  Folgen  des  Geaerabtreika  in  Italien.  25.  M.  1904. 
VUI.  (X.)  II.  Bd.  H.  U. 

794.  La  grfeve  g^nörale  en  Itiilie.    M.  S.  lOOJ.  Annale«.  Xo.  11. 

795.  Un  dernier  ^cho  des  gr^ves  des  paysans  eo  Italic.  M.  8.  1900.  Annalee.  X.  No.  1. 
79&  8cioperi,  serrate  e  v«(rtence  fin  capitale  e  lavoro  in  BliUuio  nel  1903.  Bii  Soc 

1904.  Vol.  XIV.  fas,  s. 
797.  Salucci,  A.   Gli  htcioperi  italiani  nel  1904.   Kit.  soc.  1DÜ5.  XII.  Vol.  XV'. 
läse  4. 

796.  Oallina,  F.   Tx>  seiopero  dei  zolfatari  di  CHltAnissottji  o  l'orguiiasasione  la 
voratrice  nelle  zolfare  siciliane.   Rif.  »oc.  19(»ö.  XII,  \'oI.  X\'.  1. 

799.  8cioperi  avvenuti  daran te  gli  anni  1902  e  WU.    B.  ü.  L.  1904.  II.  No.  2. 
801  I  conflitti  del  lavoro  durante  l'anno  1901.    B.  U.  L.  1904.  II.  No.  2. 

801.  Opgaver  vedk.  Arbeidskonflikter.   (Angaben  über  Arbeitskonflikte.)    A.  r.  m. 
1904.  II.  No.  10. 

802.  Generalstreiks  und  Hevolutiou  in  Buaeland.  C.  G.  D.  1905.  XV.  No.  6. 

803.  Le^  gr^ve«  de  Saint  P^terebonri?.   H.  8.  19a5.  X.  Annalee.  No.  2. 

804.  Les  pr(  vf  s  en  Pologne.   Rdf.  soc.  HXJ5.  XXV.  No.  10. 

806.  Zur  Erneuerung  des  Genfer  Tarif-  und  Antistrdkgesetzcs.  C.  G.  D.  1904.  XI V. 
No.  5L 

806.  ArbetAinställelKer  in  Svcrige  Ar  1904,  föruta  kvartaict.  (ArbeitMinatelliingeQ  in 

!;?chwoden,  1.  Quartal  11»04.)    Medd.  UKW.  II.  No.  2. 

807.  ArbetsinställeLser  i  8verige  Ar  1904,  andra  kvartalet.   (ArbeitedneteUnngco  in 

Schwelen.  2.  Quartal  1904.)  Mwld.  1904.  II.  No.  3. 
80B.  VrUiU^iiiHtälleläpr  i  Svcrige  Ar  ltK)4,  tredje  kvartalet.    ^Arbcitseinstellnugeu  iu 

Schweden  li>04,  3.  Quartal).  .VMd.  1904.  II.  No.  4. 
809.  Arbet«in9tlillol<(>r  i  Svcrige  Ar  ]9(J4,  fjärde  kvartalet.   (Arbeitaeinetellungen  in 

tjchweden,  4.  Quartal  1901.)    Medd.  1905.  No.  1. 

11.  Arbeitsanfttlle. 

(iS.  auch  unter  (Tcwcrbehygieue  und  rnfallvcrhiituti-r. i 

yiO.  Lasson,  AI  fr.     Die  Trsachen   der  l'.rwcrb^^unfahigkeit    durch  Invalulität. 

.V.  a.  8.  1905.  XX.  rN.  F.  II.)  H.  2. 
Sil.  Die  Unfälle  von  Kindern  bei  landwirtech.  Maachinenbetrieben.  A.S.  190&.  XVL 

^'o.  5. 

812.  Les  accident«  de  raer  en  1903.    B.  O.  T.  190)5.  XU,  Xo.  3. 

HlS.  LcH  acci  lrnta  de  chaudi^es  et  de  r^piente  k  vapeur  en  1903.  B.  O.  T.  190&. 

bU.  LdH  accidcnt«  sur  \m  chemin««  de  fer  en  ir»02.   B.  O.  T.  1905.  XII.  No.  3. 
S15.  I^c»  accidents  dans  lee  mines  et  les  autres  exploitations  minäralee  en  19(B. 
Ä/fi   2-  ^-      ^^^5.  XII.  No.  3. 

4/6.  rs  iijr;i^t^,.p^  cnij)loyo<i,  Accidents  and  Ontpnt  at  Mine«  and  Qoarries  in  1903. 

f-'-        1904.  XIL  No.  11. 
S'  {n^iastrial  Aoddents.  D.  C.  1904.  V.  No.  6.  1901.  No.  7.  a  9.  10. 

^  «tQl  Indtiatrial  Aoddente  in  1904.  h.  U.  1905.  XIU.  Na  3. 
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819.  Statistik  über  die  Betriebeunfälle  in  Deutechland  im  Jahn  1902.  V.  A.  1804. 
X.  No.  21. 

820:  Ur^u  hcn  der  InvaUditSt  im  Kfinigraidie  S^hsen  180d-1900.  Y.  A.  1904. 

X.  üo.  2ü. 

821.  LeB  acddents  du  tniTaQ  en  Fianoe  et  en  Allemagne.  Bev.  Btat  1904.  VU.  No.  39. 

822.  Kevievr  of  Industrial  Acddent»  in  Cuaadk  duting  1904.  D.  C.  1905.  V.  Na  7. 

Th.  L.  Ü.  1905.  V.  7. 

823.  L'application  de  la  loi  du  0  avril  1808  snr  Im  acddenta  da  travail,  de  1809  k 

]Um  (1"  artK   B.  O.  T.  1905.  XIT.  No.  H. 

824.  Hetriebtiuiifälle  niit  tödlichem  Ausgange  in  England  im  Jahre  1904.  ü.  R.  1905. 
No.  5. 

825.  Industrielle  l^nfäUc  in  den  lÄixd&tn  der  nngariBchen  Krone  in  den  Jahren  1901 
und  1902.    S.  R.  1904.  12. 

826.  KürHchner ,  Jakob.    Die  Fabrikinneltion  und  ünlaUatatietik  in  üngpin. 
A.».  1905.  XVI.  üo,  2.  3. 

18>  AiMlaiwIfag; 

827.  Ott,  Dr.  Ad.  Ttdhät  und  GebandeDhdt  des  Arbeifesvertnu».  8.  £.  190ß. 
XXV,  H.  4. 

fl2&  Befand  baeh,  B.  Der  korporative  Arbeitsvertrag.  S.  M.  1906.  fX  (XlK  H.  3. 

&J9.  Koehnc,  Dr.  K.    Köhlers  Theorie  der  Arbeitsordnung.   Gg.  1^"  '   X.  Xo.  6. 

830.  Die  Af luvten  der  Kaulmannechaft  von  ßerlin  über  kollektive  Arboit>i vertrage. 
Gg.  m').  X.  No.  5. 

831.  Imle,  F.   Tarifcemeinachafien  nnd  OicaniaatiQaatemiriBaraB.    &  P.  1905. 

XIV.  No.  19. 

832.  llitiierlegung  von  Arbeitsbüchern  nach  Auflteong  des  Arbeftsverbilittiaees.  At. 
W.  1904.  IX.  No.  816.  A.S.  1905.  XVI.  1. 

833.  Deponierung  der  Arbeit«dokuraente  bei  Auflösung  de«  ArlKätaverhältnisset!. 
Ind.  HKM.  IX.  No.  53. 

834.  Die  Uinterl^unK  des  Arbeitsbuches  und  der  sooBtisen  Dokumente  eines  gewerb- 
lidien  Hi]l8arfa<«ters  bei  Auflösung  des  ArbdtBrerlilltnisses.  S.  B.  1906.  1. 

837),  Der  korporative  Arlwitavertrag  im  Berliner  Gewerbe.       P.  1905.  XIV.  No.  20. 
bö6.  Verzeichnis  kollektiver  Arbeitsverträge  in  Berlin.   Gg.  1905.  X.  No.  5. 
887.  Pfibram.  Dr.  Kari.  Die  juristisaie  Struktur  des  gewerblichen  Arbeitsver- 
hältniaaaB  nach  SsteReichiachem  Becht  Z.  p.  ö.  B.  1904.  XXXL  H.  ni/IV. 


IS.  ArbeitsrerM  altung. 
(8.  auch  unter  Arbeit«maiki  und  Arbcitänaciiwciä.) 

838.  Die  arbeit?.- tatistischen  Aemter  im  Auf^Iande.    ILA.  1905.  III.  No.  3. 

839.  Die  Reform  der  Arb<  itervcrsichcrung  im  Arbeitsbeint.  At  W.  1905.  XU.  No.  82tt. 

840.  Arbettsbeirat.         1905.  XVI.  No.  6.  22. 

841.  Bmeitemng  des  Wfrkungskretoes  des  Arbeitsbeirates.  Ind.  1906.  X.  No.  3. 

842.  Das  Jubiläum  der  Gewefbeinspektion.    G.Seh.  N.  F.  No.  16. 

843.  Auü  den  Herichtcn  der  Gewerbdospektoren  über  das  Jahr  1903.  S.  £.  1904.  9. 

844.  Aret  und  Techniker  in  der  Oenrerbeaufiicht.  0.  1905.  XIL  Na  2. 

845.  Zwanzig  Jahre  Gewerbeinf-pebtorat.    At.  W.  1901.  XI.  No,  793» 
84(i.  Zwanzig  Jahre  Gewerbeinspcküon.  Ai.Z.  XIV.  No.  18. 

847.  Die  (tewerbefto&icht  in  Ueparatnrwerkstitten  der  PHvatbahoeo.   8.  P.  1905. 
XIV.  N  'V 

848.  Beirat  tur  Aibeitsäiatietik  in  Deutschland.   B.  R.  1905.  4. 

&19.  Die  Gewerbeaufsicht  in  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten.  R.A.  1904.  II.  No.  8. 
8Ö0.  Jahresberichte  der  bayenachen  Fabrikinspcdttion  für  1904.    H.  P.  190&.  XXV. 

No.  34. 

861.  Der  Jahresbericht  der  Gr.  Bad.  Fabrikinapciktion  für  das  Jahr  1904.  BiA. 
1905.  Iii.  No.  4. 

852.  Der  Jahresbericht  der  badischen  Fabrikinspektion  fiir  das  Jahr  1904.  B,  P. 

190;).  XIV.  No.  25. 

853.  Winter,  Dr.  F.   Die  Gewerbeaufsicht  in  Oesterreich.   N.  Z.  1910.  NXllI. 
IL  Bd.  32. 

804.  Jahresbmcht  der  k.  k.  fialenreichischen  Gawerbeinspektoran  1903.  BJL  1904* 

IL  No.  9. 

a^).").  Bern  er,  E.  Die  Berginspektion  in  Oesterreich.  A.S.  UM)4.  XV,  Na  19.  20.  21. 
m.  Vom  österreichischen  Arbeitsbeixat^  &  P.  1904.  XIV.  Na  8. 
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857.  InspecdÖD  hecha  por  la  Junta  local  de  Rcformas  Sociales  de  Gidut,  en  15  de 
Junio  dp  1001,  'i  In  Fabricu  de  Tubaci.:^.    B.  R.  S.  1[K).'.  Tl.  No.  VIT. 

böi».  Auö  dorn  Jabrcsbenclite  dcb  eiigh»cheu  Eloktrikaliiihnektur»  für  das  Jalir  1903. 
Z.  G.H.  1904.  XL  No.  19. 

m.  Tnde  Uniooisto  aod  (he  Boerd  of  Trade.  T.  1905.  f  ebruary  lö.  p.  3. 

BHO.  The  Board  of  Trade  Beton»  for  1904.  T.  1905.  Jannary  9.  p.  6. 

861.  lDcrea»e  in  Staff  and  Joriedictioii  of  Factory  InapeetorB.  Ontaiia  D.  GL  1904* 
Vol.  V.  No.  1. 

SOS.  Inspectioo  of  Indostnal  Etabliahmenta  and  Oonditions  of  EmployineDt  in  Fae- 

tories  in  Canada.    f).  C.  lOM.  V.  No.  .'>. 

863.  The  Work  of  the  Departmeiii  of  l.^L>our.  Canada.  Tlie  L.  G.  1P05.  V.  No.  8. 

864.  Report  of  Chief  Inspeclor  of  Factoriea,  Victoria.    L.  O.  1904.  XI 1.  No.  10. 
äöö.  Die  Arbeitt«ge8et?-.K<°^^iin?  ^on  N'>u-Sct  land  im  .fahre  1903»  spec  die  ü^richttuig 

eines  Department  of  Labour.   <J.  hnM.  XL  No.  20. 

866LLo8ertn,  Dr.  G.  Die  italienische  ArbeitelEanimer  nnd  daa  Arbataamt.  Z. 
ff.  öt.  1905.  LXI.  H.  1. 

867.  Virgilii,  F.  II  prinio  anno  di  vita  dell'  Ufficin  dcl  I^voro  italiaDO.  Bif, 
Roc  1904.  XL  Vol.  XIV.  10/11. 

86a  Ba«8iscbe  Fabrikiospektion  im  Jahre  1902.  S.  B.  1904.  10. 

809.  Wäbliche  Fabrikinitpektoren  in  Rmmiscii-Polen.  HJff.  1906.  XX.  No.  17. 

8T0.  YrkesinHpeklionen  i  Hvori^'«-  iirxlcr  :1r  1003  (jäinte  sanimandrag  rurande  minder 
äri^  arb^are  i  industriellt  vrke  enligt  tili  yrkes-iiiitpektiooen  ingAngna  register- 
bödcer).  (Die  Gewerbeinspekdon  in  Schweden  im  Jahre  1903  Imii  einer  Za> 
sammenstellnnj?  über  die  in  iiidnstridlen  Betrieben  beschäftigten  Minderjährigen 
nach  den  bei  der  Gew.-kiöp.  eingegangenen  Rejri!»tcrbtichernJ.)  Medd.  LüM.  Ii. 
No.  4. 

871.  Dir  Fahriks-  und  B«  rgwerluinspektion  in  der  ächweia  in  den  Jahren  1902  and 

1903.  ö.  K.  1904.  12. 

14.  Arbeltszeit. 

(S.  aiK'h  unter  ArbeiterverhS!tniT»f5e  und  Fraiioriarl>eit.) 

872.  Der  Achtstundenarbeitstag.  S.  W.  &  1905.  XllL  No.  7.  C.  1905.  XII.  6. 

873.  Die  Regelung  der  Arbeitszeit  in  den  Tarifverträgen.  BJL.  1904.  II.  No.  B. 

874.  Die  Regelung  der  Arbeitszeit  in  den  Tarifmtriwen  nnd  der  geaetsliclie  Zehn- 
etundentag.   C.  ö.  D.  1904.  XIV.  No.  48. 

975.  Aenderung  einiger  Vofechriften  über  die  gewerbliche  Sonntagsrahe.  Ind.  1004. 
IX.  No.  -iS. 

876.  Baum,  Dr.  M.,  Ueber  Arbeit  in  der  KoDfektionsindnutrie.  S.  P.  1904.  XIV. 
No.  S. 

877.  Erz  berger,  N.  Die  Arbatsseit  in  gewerblichen  Fuhrwerksbetrieben,  ä.  F. 

1904.  XiV.  No.  7. 

87&  Arbeitszeiten  und  ArbeitSTethiUtnisse  Im  HanddageirartMk   B.  F.  1906.  XIV. 

No.  15. 

879.  Die  Arbeitspausen  in  den  Teigwaren  fabrikeo.   Ind.  lfK)5.  X.  No.  3. 

880.  Der  Ersat/ruhetnK  im  F^äckeruevverhe.    Müll.  UK)5.  XXIV.  No.  133. 

881.  La  journde  de  huit  heurcs  dans  les  minea.  M.  ti.  1904.  Annales.  No.  12. 
88S.  Le  repos  dominieal.  Dw,  1906.  T.  29.  Hai. 

883.  Nicolai,  H.    Le  vBpos  hebdomadain».    Bev.  Bord.  1905.  XVII.  T.  XV. 

No.  100. 

884.  Le  repos  hebdomadaire.   M.  S.  1904.  IX.  Annales.  No.  12. 

885.  Die  Rr;.rehing  der  Arboitszcit  durch  Tarifverträge  in  Deutschland.   S.  R.  190.').  1. 

886.  Die  Regelung  der  Arbeitszeit  in  den  deutschen  Tarifverträgen.  S.  P.  1904. 
XIV.  No.  9. 

887.  Dir  iistdaner  und  Ruhe  des  Personals  der  prenseisch^hessiachen  Staatseisenbahnen. 
Z.  V.  F.  liMJ5.  XLV.  No.  10. 

888.  Die  Arbeitszeit  im  Fleißchergfwerl)c  Im  Deutschen  Tvciche.    S.  R.  1904.  10. 

889.  Lindner,  Fr.  Die  Arbeitszeit  der  Gehilfen  und  Iiehrlinge,  sowie  der  Hilfs- 
arbeiter in  solchen  Rontoren  der  Handels-,  Gewerbe*  und  kaufin.  BeMebe,  die 
nicht  mit  offenen  Verkaufsstellen  vcrlMinden  «ind.         W.  S.  XTTI.  7. 

890.  Arbeitszeiten  und  Arbeitsverhältnisse  io  solchen  Kontoren  des  Handebgewcrbcs 
nnd  in  kaufm.  Betrieben  Deutschlands,  die  nidht  mit  offenen  Verkaufsstellen 
verbunden  sind.    S.  R.  1005.  4. 

891.  Erhebungen  über  die  Arbeitszeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge,  sowie  der  Hilfs- 
arbeiter in  aolcfaen  Kontoico  dee  Handelsgewerbes  und  kanfinXnniaehen  fie- 

11* 
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trieben,  die  nichk  mit  cUmen  VeckamÜMteUn  Tecbmiden  liiid.  B»A.  190Sw  UL 
No.  1. 

862.  Der  Zdknfttttiid«nt«g  und  di«  deutsdie  Industrie.  (I.)  G.  G.  D.  1904.  XIV.  Na  60. 
893.  Sin  zhei  in  <  r    Dr.  L.   We^  uud  Wirkuugea  des  „NeuoettindeiitafeB'*  im 

öeterreich.  Kohlen berebau.   Ö.  P.  1905.  XIV.  No.  20. 
884.  Der  Nennstundentog  im  Qeterreich.  Bergbau.  Oll.  Gew.  1906.  IL  No.  5.^ 
8M*  Arbeitszcitverlän^erungcn  in  den  fahrikmässigen  Betrieben  Ocetesieiclie  im  II, 

III.  und  IV.  quaruie  11K>4.    Ö.  Ii.  VJOi.  9,  12.  do.  1905.  3. 

896.  Sonntagsruhe  für  ganz  Oesterreich.   Ocat.  H.  1905.  Marznuiumer. 

897.  Die  Nachtarbeik  und  die  belgische  UeooMeoeebeftBliiclcereien.  Kona.  1906. 
III.  No.  3. 

898.  Le  repos  hebdomadaire  en  Belgique.   51.  8.  VM').  Ännules.  X.  No»  4. 

899.  Der  Achtstundentag  in  Amerika.   J.  A.M.  1904.  VII.  No.  24. 
90(j.  Dm  spaniäche  Sonntageruhegesctz.    H.M.  1904.  XIX.  4S. 

9: Ii.  L*'  repos  du  dimanchr  (Egpagne).    Dev.  190").  T.  2'.i.  Avril, 

902.  Irapp,  P.   Die  Frage  des  wöcheotlichea  Buhetagee  in  Frankreich.  C.  G.  D. 

1904.  XIV.  Na  49. 

003.  P.  Tr.    Der  Zebnslundentng  in  Frankr.  i.-h.    A.S.  W)4.  XV  \o.  19. 
9U4.  lUorideau,  K.   Le  repoü  du  duuanchc  au  Conseü  auperieur  du  travail.  li^L 
80C  1906.  ÄV.  No.  4. 

906.  L'appUcation  en  19f)3,  de  la  loi  du  2'^  novembre  1S02  sur  le  travail  des  enfant.« 
et  dee  iemmes  et  de  hi  lui  du  9''  «»eptembre  1Ö4Ö  sur  la  dur«^  du  travail  di^ 
adulu«  (I.).    B.  O.  T.  1904.  No.  9.  10. 

900.  .Tournöe  de  huit  heureH  (Inn-       tniTU'H  cn  France.     Rcv.  Tr.  1004,  IX.  No.  12. 

907.  Cainpredon,  E.  Le  triivau  de  nun  de^  adoloaceat«  daus  riiiduäthe  franyatsc 
Q.  V.  lOo.j.  No.  3/4. 

908.  The  Shop  Hours  Act.   T.  1905.  Kebruary  14.  p.  8. 

809.  Piccoiomini-Coli,  £.    II  riposo  feslivo  in  Italia.    Rif.  80C.  1905.  XII. 

Vol.  XV.  3. 

910.  Hückgang  d«c  Arbeitszeit  in  Schweizer  Fabriken.  W.  Z.  b.W.  1904.  Vll.  No.  la 

15.  Aus-  und  Kfimandernng. 

911.  Weifll,  Dr.  E.  Fr.   Das  Audwauderuugsechutzgesetz  und  die  industria  lad. 

1905.  X.  No.  1. 

912.  Die  Kt  gelung  des  Auswanderunggwpsen';.    Ei.  1904.  IX.  No.  48. 

913.  Gesetzliche  liegclung  dee  Auswandercr^chutzes.    Ei.  1904.  IX.  No.  .'>]. 

914.  Die  übereeeische  Auswanderung  1904.  V.  St.  Um.  XIV.  1.  H.  R.A.  190.').  III.  3. 

915.  Volger,  Br.  Internationale  Auh-  und  Einwanderung  im  letiten  Vierteljahr» 
hundert.   S.  W.  S.  1904.  XII.  H.  22. 

916.  KallD,  Otto.    Die  ausländische  Auswanderung.    S.  P.  1904.  XIV.  No.  13. 

9 17.  The  emigration  of  paoper  childrea.  T.  1904.  December  24.  29. 30.  Jaooaiy  4. 

918.  Alien  Immigration.  T.  19f>4.  November  la  p.  12. 

91. Wright,  C.  Influence  of  trade  Union?«  on  ininngrations.  B.  B.  I.».  1905.  No.  56. 
92(1  The  Immigration  and  Oolonixation  Movement.    D.  (J.  1904.  Y.  Na  0.  1905. 
Na  7.  8.  9.  10. 

921.  The  Emigration  of  Wnmen.   T.  100.').  March  2.  p.  15. 

922.  Emigration  and  Immigration.    Board  of  Tnule  Report.   T.  1905.  Maj  1.  p.  7. 

923.  Alien  Immigration.   T.  UM).').  May  27.  \>.  7. 

924.  Emigration  and  Want  of  Eiii[)loyraent.   T.  1!K)5.  .Tanuary  31.  Febnmry  3.  8. 

925.  Emigration  of  Poor  Law  cliildren.  T.  lOOi.  DtstLinl^er  15.  T.  HMi.";.  January 
7.  ifarch  7. 

92t).  The  Emigration  Scheine  for  Poor  Law  children.  T.  1904.  December  8.  p.  10. 
3.  p.  13.  1905.  Januar}'  31- 

927.  Cousorzio  per  1a  tntda  deU'emigrmnoae  temporanea  in  £nn>pu.  üm.  1909.  1. 
No.  2. 

928.  Die  deutsche  übeneeieche  Auswandernngr  fm  Jahre  1904^  6.  R.  1905.  4. 

O'JO.  Martin.  Fr.   Die  Ari^wanilrriirig-Ii.wi  Lrntig  in  Oentorreich.   8.  llcv.  19(J.^.  V.l. 

930.  Die  Zahlungsbilanz  der  ö>torreiriii-'ch-ungari.'>cben  überseeiscben  Auswanderung, 
a  R.  1904.  12. 

931.  Wei^l,  Dr.  E.  Fr.   Der  Entwurf  eines  Gesettes  «um  Sdiutee  Setendeh.  Aot- 

wanderer.   Oe.  R.  1901.  I.  II.  9. 

932.  Niesiolowski.  Pr/yc/ynek  do  sprewy  wrchodzitwa  na^r.ego  ludu.  iCin  Bei* 
tmg  rnr  T  r       ier  Auswanderung  unseres»  Volkas.)   Ru.  1904.  Desemberlwft. 

933.  Auswandervtriiultnidsc  SüdbrasiÜens.    S.  it.  1905.  4. 

934.  Einwandemiig  und  Auewenderong  der  Ver.  Staaten.  HJtf.  1904^  XIX.  Na  37. 
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935.  Die  Einwanderung  in  den  Ver.  Staaten.   H.M.  1Ö04.  XIX.  No.  50. 

936.  Auswanderung  nach  Amerika,   ß.  S.V.  1904.  XV.  No.  18. 

1^7.  Schultze,  fioberfc.  I>as  EiawMkdanuunproblem  in  den  Ver.8tutien.  JÜ,  1904. 
XXn.  No.  4. 

938.  Bt'lebrung  der  Bevölkerung  Qbor  die  strenee  Handhabung  der  uunikauiBOliiBn 

EinwanderunfflgeseUe.  Gem.  £.  1901.  XIX.  Zahl  11. 
930.  Immigration  into  the  United  States  in  1904.  T.  1904.  December  27.  p.  6. 
940.  Emiiiration  to  the  United  SUt<w.    L.  G.  1904.  XTI.  Nn.  10. 
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1903.  (l.j  J.  N.  St.  1904.  m.  F.  Bd.  28.  H.  6. 

1197.  Heese,  A.  Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  Oeeterreicli-üngamB.  J.  N.  Bt 
1905.  III.  F.  Bd.  29.  U.  1. 

1198.  So  m  hart,  W.  (Quellen  und  Literatur  zum  Studium  der  Arbeiterfrage  und  detj 
Soziaiiimas  in  den  Ver.  Staaten  von  Amerika  (1902—1904).  A.  S.  8. 1905.  XX. 
H.  3. 

1199.  Schirroacher,  Dr.  K.  Der  heutige  Stand  der  französischen  Sozialpolitik. 
8.  P.  1904.  XIV.  No.  9. 

1200.  Ije  code  du  travail  et  de  la  rr^voyance  sociale.    B.  O.  T.  1905.  XII.  No.  2. 

1201.  Böhmcrt,  Prof.  Dr.  V.  Cnamberlains  englischer  Zollverein  und  die  Arbeiter- 
fraire.    A.Kr.  l'.tot.  XLII.  H.  3. 

1202.  Ceatraal  Bureau  voor  Sociale  Adviezen.  (Zentralbureau  für  soziale  Auskünfte.) 
Ee.  1904.  Noventberfaeft. 

1--^.  S,.zIalpoIi{i.ches  aus  Knsslanri.    C.  G.  T>.  1901.  XIV.  No.  19. 
1201.  Petterson,  J.  Socialpolitik  vid  IM^  ärs  riksdag.  iL  IL)  (Die  Sozialpolitik 
im  Reichstage  des  Jahiee  1905.  [I.  II.])  B.  Tid.  1906.  Na  2. 

24.  Subniij»si«ns"«s('n. 
1205.  Gesetzliche  Regelung  üob  Submiw^ionswcscns  in  Lku-^el.   S.  Ii.  1904.  12. 
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25.  Terdehenuigr. 

1206.  luteroationaler  Arbeitervereicheruogskongreiis.   lud.  1905.  X.  No.  17. 

1207.  Der  Aiubau  der  Arb«it«rvaBidi«tmg.  0.aclL  1904.      F.  VI,  No.  24.  1906. 

VII.  a 

1206.  Verkauf,  Dr.  Leo.  Reform  der  Arbdterverricherang.  A.B.  1005.  XVl.  No.  3. 
120D.  Der  Aut4b!iu  der  Arbeiterversicherung.   I.  Die  Gruodla^n  der  OrganisatioD. 

IX.  Die  KraakeoJcaseea  uad  ihre  Aufgaben.   IIL  Die  InvalideoverBicfaeniiiK. 

IV.  Sanierung  der  ünfUlTerrichenmg.   0.6eb.  1906.  N.  F.  VII  No.  1.  2.  3. 

4.  f).  0.  7. 

1210.  Unsere  Stellung  zum  E<^eruDgBprogramm  über  die  Arbeiterveraicherung.  A.8. 
1906.  XVI.  No.  6. 

1211.  Programm  für  die  Reform  und  den  AnsbMi  der  Arbettenrarsiduniiig.  A.S.  1904. 
XV.  No.  24.   1905.  XVl.  üo.  1.  4. 

1212.  X  leei  s,  F.  Umbau  oder  Ausbau  der  Arbeiterronidiemiig.  V.  A.  1906.  XI. 

No.  "i. 

1213.  NeuwirLli,  l>r.  LoUmr.    D&ä  Ecfürmprogrnmm  der  Arbeiterveraicherung.  B. 
1904,05.  IX.  No.  2/3. 

1214.  Das  Reformprogramm  dar  Arbeiterv^cherung.  B.  1905.  IX.  Na  2ß. 

1215.  Das  Programm  für  die  Reform  und  den  Ansban  der  Arbeiterversidieniiig. 
Ch.  Gew.  1905.  II.  No.  4.  5. 

1216.  Kaff,  Sigm.  Die  Arbeiterrersicherung  und  ihre  Reform.  Re.  1905.  III.  No.  15. 
16.  17.  18: 

1217.  Beelniann,  H.    Umbau  der  Arbeiterversicherung.   S.  P.  1005.  XIV.  No.  16. 

1218.  Die  Reform  der  Arbeiterversiclicrung  und  die  luaustricllen.   A.8.  1905.  XVI. 
No.  7. 

1219.  ^tinirnen  Aber  das  Programm  für  die  BelüfiB  imd  den  Ausbau  der  Arbeiter^ 
vors i eher ung.   AÄ  1905.  XVI.  No.  2. 

1220.  Die  Agitation  in  Saeben  der  Befbrm  der  Arbeiter?eKBicheniBg.  At  W.  1904. 

IX.  No.  81Ö. 

1221.  Die  wichtigsten  Griuidsälze  dos  Prograinnift  der  Arbeiterversicherung.   Oe.  Ind. 
lliO:..  VII.  1. 

1222.  Statistik  der  ArbeiterversicberuDg.  ISLA.  1905.  III.  Na  4. 

1223.  Statistik  der  rcgietrierten  HOfsIcamen  im  Jahre  1902.  A.8.  1905.  XVI.  Na  6. 
"1224.  Die  registrierten  Hilf.'^kassen  im  Ja2iro  1902.   Gen.  1905.  XXXIV.  No.  7. 
1^.  Zimmermann,  Dr.  W.    ötreikvcraicherung  und  Arbeiteeber.    S.  P.  1905. 

XIV.  Na  33.  34. 

1226.  Kritik  des  Sdwrlscheii  Fribnifln-Spazeysteme.  A.  S.  S.  1906.  XXI.  (N.  F.  IIL) 

Hl 

12-'7.  Ueber  die  Volksvereicherung.  G  G.  D.  1904.  XIV.  No.  51. 

1228.  Die  Volks  Versicherung,  ibr  Wesen  und  ihre  Nachteile  für  die  Arbeiter.  C.  G.  D. 

190.5.  XV.  la  19. 

1229.  Feigenwinter,  Dr.  E.  Die  Bcbamllung  der  Ausliuder  Im  HaftpfUchV  und 

Ven-ichmingsrecht.   M.  Ch.  15)04.  XXVI.  No.  X. 
123ü.  Die  \'er-ii  herungsanstalten  und  Kaescueinrichtungen  im  Jahre  1903.    R.  A.  1906. 
III.  No.  J. 

1231.  Eichboiz,  Julie.    Zur  Versichenmgspflicht  des  unteren  Bühnenp««onala. 

5.  Rev.  1904.  IV.  No.  4. 

1232.  Winter,  Dr.  Ia-o.    A'Iadni  |)rograiij  iKjjistovanf  df'lniclvi''ho  a  nynSjsi  pojiSto- 
t4oS  drazov^.   (Hegicruugsprogramm  der  Arbeiterversicherung  imd  <lie  gegen- 


wirtlge  Unfallvca^ioherunc.)  A.  r.  1906.  IX.  H.  4. 

J.  Win  ter,  Dr.  L.   Vladni  p 


1233.  Winter,  Dr.  L.  Vladni  program  poji.^tovaoi  delnick-'ho  a  nvnejsi  yxijistovaul 
nemocensk«''.  (liegieningsprograjiin)  der  ArlM?iterversi<  hexung  tmJ  die  gegenwärtige 
Krankenversicherung.    A.  r.  1905.  IX.  0. 

1234.  Winter,  Dr.  I*  »oudnictoi  poji.stovaci  ve  virKiaim  programii  reformy  a  vy- 
budovanl  pojist^'ni  d^Inick^ho.  (Judikatur  im  Programm  für  die  Kcturm  uiid 
den  Ausbau  der  Arbeiter vernicherung.)   O.  n.  1905.  X.  Märzheft. 

1235.  Winter,  Dr.  L.  Poji8t<5ni  invalidni  a  utarobni  vc  vliidnim  programu  rcformy 
pojiHtoväni  d^^lnickCfho.  (Die  Invaliden-  und  Altersversurguiigna«^  dem  Recierungs- 

K-ugramm  Hir  die  Reform  der  Arbeitcrver-ioherung.)    A.  r.  1905.  IX.  >"o.  7. 
ase  pojistovuf.  IV.  (Unsere  VersicherungBanatalteo.  IV.)  Ro.  1904.  XVI. 
No.  51. 

1237.  Bellom,  M.  La  mntualit^  et  lea  retnites  ouvri^  R^f.  soc.  1905.  XXV. 
No.  10. 

123a  Lea  letiaites  oovrite  et  la  nutnaUt^  Ii.  &  1904,  Na  8. 
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1239.  Assicurazioni  sociali.   B.  ü.  L.  1905.  III.  No.  1. 

124a  Die  Fortschritte  der  deutschen  Arbeitenrersicherung.  A.  Q.  Z.  1904.  III.  No.  18. 

1241.  IHe  Arbeitenrefsicheruag  und  die  Volkswirtschaft  in  Deutschland.  Arbeiter- 
vers icherun^'  und  Arbeitffeber.    Werkm.Z.  1004.  XXI.  No.  43. 

1242.  Da«  deutsche  Bdchaversicheruagsamt  im  Jahre  1904.  S.  &.  1905.  No.  b. 

1243.  Franken berf,  H.  von.  Der  Oeediiflsbericht  dee  BetchtrerridiemngBaintea 

für  ria.  Jahr  iMfVt.     S.  P.  1905.  XIV.  Xo. 

1244.  fciadtiÄche  Arbeiterversorgungekaa^e  in  Würzburg.   8.  P.  1905.  XIV.  No.  17. 

1245.  Jokiik,  Dr.  Fr.  D5lnicke  pojistoviUli  v  m  nimetM  a  ▼  PrMJitaTaka. 
(Arl>eiterver8idMrang  im  Deotacbfln  BeicJie  mid  in  G&üeithaaifiii.)    0.  n.  1906^ 

I.  Maiheft. 

]246w  DocumeDts  anr  lea  retcaites  onvrikw  (AUemagiie).   II  B.  1906.  Aonalea.  X. 

No.  4. 

1247.  VorticberunManstait  des  OcBterreich.  Eisenbahnbeamteuvereius  in  Wien.  B.  F. 
l'.H  ß.  XIX.  No.  2. 

1248.  Reform  und  Auabau  der  Arbeiterversicherung  in  Oesterreich.   S.  R.  1904.  12. 

1249.  ArbeitenrersichoTing  in  Oesterreich.   N.  Scha.F.  1905.  VL  No.  1. 

125().  Dius  IVogramm  für  die  Reform  und  den  Aueban  der  AxbaiterrerHicbiwiing  in 
Oesterreich.   S.  P,  1804.  XIV.  No.  13. 

1251.  Fehlinger,  Ff.  SSnr  Ausgeetaltang  der  ArbätervanichenuMr  in  Oesterrdeh. 
V.  A.  lltor,.  XI.  Nn.  1, 

1252.  Die  Beform  der  Ari)euerver8icherung  in  Oesterreich.   R.  A.  1905.  III.  No.  2. 

C.  G.  D.  l'.Ki.x  X\'.  5. 

1253.  W  i  n  t  er ,  Dr.  F.  Die  Reform  der  Arbeitermicfaemog  in  Oesteneich.  a  G.  D. 
1905.  XV.  No.  12.  13.  15. 

1254.  Registrierte  Hilfskassen  in  Oesterreich  im  Jahre  1902.   S.  R.  1905.  2. 

1256.  Progetto  per  TeAtensione  e  Ja  rifmnna  deUe  Mnimnurioni  operaie  in  Auatria. 

B.  0.  L.  1905.  III.  No.  2. 
1296.  Dt  r  Kampf  gegen  die  oUigatofieche  Arbeiterveraicbanmg  in  Fntnkrdeh.  A.  S. 

1905.  X\'l.  No.  H. 

12S?.  Gommifision  permanente  d«a  nimm  de  pr^vovaoce  det  onTriec»  minenn.  Modi- 
fications  aux  arröt^  royaox  dee  12  aoAt  et  25  dioembn  1874  (24  octobre  1904). 
Eev.  Tr.  1904.  IJo.  10. 

126a.  Royal  National  Pension  Fond  for  Knnes.  T.  1905.  March  la  p.  4. 

1250.  Insnrancc  und  Benevolemt  Featurea  of  aome  Ontaiio  Labonr  OneaniaationB. 

D.  0.  190.-).  V.  No.  7. 

1260.  M  :i  r  s  c  h  n  e  r .  Hob.  Die  Äibeitermidiflrang  in  Ungwn.  A.  8.  8.  1904.  XX. 
CN.  F.  II.  H<i.)  II.  1. 

1261.  Cmm  nazionaie  di  preridenza  i)or  la  invaliditik  e  per  la  vecchiaia  degii  operaL 
B.  a.  L.  1904.  iL  No.  2. 

1262.  Le  caae  popolari  a  Venezia.   B.  U.  L.  19(>4.  II.  No.  4. 

1263.  Oostru/ioni  di  case  operaie  per  opera  della  Societjl  Umanitaria  di  Milano. 
B.  U.  L.  1905.  III.  No.  2. 

1264.  Oo««truzione  di  case  popoiari  a  Parma.   B.  U.  L.  1905.  IIL  No.  3. 

1265.  L'applicazione  deUa  legge  anlle  eaae  popolart  B.  U.  L.  1905^  III.  19o.  3. 

1266.  Verr-ainiiiliing  der  Kasscnärzta  der  noIlündiBchen  EiMDbflhnen  in  Amatodam. 
B.  F.  1904.  XVIII.  No,  31. 

1267.  Workfnens  Insnranee  iv  Holland.  T.  1904.  Deeerober  3.  p.  5. 

1268.  Jollr-,  Hr  a.    .Arbpitm-fT-iichornnsr  in  Rtr-^s-land.    S.  P.  1905.  XIV.  No.  33. 

1269.  Riki»^lür>^akr)ujgsanBtalten9  verksamhet  ilr  1903.  (Die  Tätigkeit  der  Reichaversicbe- 
nmgaanstalt  im  Jahre  1908.)  Medd.  1905.  No.  1. 

1270.  Statistik  der  Krankenkassen  iiu  Jahre  VA)2.    15.  S.V.  1904.  XV.  Nu.  15. 

1271.  Kleeis,  F.   Krankenversichorungspflichtige  Kinder.   V.  A.  1905.  XI.  No.  7. 

1272.  Kohn,  A.  Die  Krankenkontrolle  bei  den  Krankenkassen.  Vortrag,  gehalten 
auf  der  XI.  Jahresversammlung  des  Zentral  Verbandes  von  OrtskraDkenkassco  im 
Deutschen  Reiche.    V.  A.  1904.  X.  Nr,.  20. 

1273.  tieelmaoD,  H.  Anaprüche  der  Armen  verbände  aua  dem  Kranken  veraicherunga- 

fesetz  tmd  ihre  Geltendmachung.   V.  A.  1904.  Z.  No.  22. 
'riiiikenberg,  H.  von.    Die  KrankenTersicfaerang  der  8tnsRenranignnge> 
arbeiier.   V.  A,  1904.  X.  No.  21. 
1276.  Beelmann,  H.    Die  An.spriiche  der  Armen  verbände  ans  di  m  Krankenver- 
sichern nfrspcvctz  und  ihre  Gfltcudniachung  (II.  III.)   V.  A.  X.  No.  23.  24. 
1276.  äeelmann,  H.   Die  Ansprüche  der  Armeov^bände  .  .  .  (Schluss).   V.  A. 
1905.  XI.  No.  5. 
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1277.  Franken berg,  II.  von.  Inwieweit  mtisscn  die  Krankenkasfen  die  ärztliche 
Behandlung  durch  approbierte  Aerzte  gewähren?   V.  A.  llAiü.  XI.  Nu.  2. 

1278.  Hoch,  G.  In  weicnen  Fällen  sollen  die  Kran kcnkaseen vorstände  den  er- 
krankten MitgUedero  den  nachcmuchten  Urlmb  varweigeni.  V.  A.  Id05.  XI. 
No.  4. 

1279.  WendlandtyE.  Das  8clbttr«rwa)tiiog«ieGht  der  Krankenkassen.  V.  A.  1905. 
XI.  No.  3. 

1280.  Die  freie  Aerztewahl  und  die  Rrankenkasseo.  B.  F.  1904.  XVTU.  No.  23.  24. 
126L  Verkauf,  Dr.  Lw.    Die  Leistungen  der  Krankenkassen  an  die  Mitglieder 

nach  dem  Programm  für  die  Reform  der  Arbeitervereich^img.  A.  Ö.  1905. 
XVI.  No.  5. 

1282.  Fuld.   Die  Aenderangen  des  EnmkenTenicherangBnBctseB.  J.  N.  8t.  1905. 

III.  F.  Bd.  29.  H.  2. 

1283.  Die  ErankenTeniehening  der  iandwirtechaflliehen  Arbeiter.  0.  G.  D.  1904.  XIV. 

No.  46. 

12&4.  Die  Eisenbahn-Verbandskrankenkasae  in  Berlin.   Z.  V.  E.  liK>i.  XLIV.  No.  Ö6. 

1285.  Matt u tat,  H.  Die  deutsche  KrankenTerBidiening  too  1897— 190^}.  N.  Z. 
1905.  XXIII.  Bd.  1.  No.  15. 

1286.  Acrztc  und  Krankenkassen  in  Deutschland.   A.8.  1904  XV.  No.  19.  20. 

1287.  XI.  .Taliresversaramlung  des  ZentralverbuiHles von  Ortskrankeukaeaeo im  Deolaebeo 
Beiche.   V.  A.  1904.  X.  No.  17.  A.25.  1904.  XV.  18. 

1268.  Fehlinger,  H.  Die  Enrebniaee  der  ErankenTcnichenuig  in  Oeeteiveich  tod 
1890  bis  1902.   V.  A.  im.  XI.  No.  8.  10. 

1289.  Die  Wiener  BesirkakrankenkaaaeD  im  Jahre  1903.  8.  B.  1904.  12. 

1290.  Konstituierung  der  Beidukonuniaeioo  der  Krankenkaeaen  Oeatenwicha.  A.6. 
1904.  XV.  Xo.  'J4. 

1291.  Die  Bczirkskrnnkenkafiäen  Böhmens  im  Jahre  1902.  A.  S.  1904.  XV.  No.  22. 

1292.  Verband  der  Arheiterkranken-  nnd  ünteretütauDgakaeaen  Oeaterrdchs  ün  Jahre 

imi.  ^.  Ii.  vj{j:>.  2. 

1293.  ..Vr  heiter-Kranken  Versicherung  in  Oesterreidi  im  Jahre  1902.    Ö.  JL  1£KI5.  4. 

1294.  Die  AUg.  Arbdtcr-Kranken-  und  Unteratütsnngakaaae  in  Wien  im  Jahre  1903. 
8.  R.  190Ö.  3. 

1295.  Verband  der  GenossenBchaftskrankettkaaBen  Wiena  ina  Jahre  1908.  8.  fi.  1905.  1. 

1296.  Die  Delegiertenversamralung  dea  Vorfoandea  der  Oeooaaenachaftakraiikeokaaaeii 
Wiens.  A.&  1904.  XV.  No.  22. 

1297.  Stein,  Max.  Jahfeaberieht  baw.  Auawe^  Aber  die  Gebanme  der  Kranken^ 
kasse  für  daa  Pereonal  dar  k.  k.  Oatemdeh.  Btaatabahnan  im  Juire  1903.  E.  Z. 
190Ö.  XXVf  II.  No.  5. 

1298b  Finanzielle  Ergebnisse  der  ßetriebskrankenkasaen  der  OateiTdichisdien  Privat^ 
bahnen  im  Jahre  1903.   B.  F.  lim.  XIX.  No.  ö. 

1299.  Grcmialkraukcnkasse  der  Wiener  Kaufmannschaft  1903.   S.  K.  1904.  11. 

1300.  Hüfearbeiterkrankenkasse  der  Genossenschaft  der  Friseure,  Basenre und  Perückeo- 
mar hrr  in  Wien  1903.   S.  R,  1904.  12. 

1301.  Ötvor-iikt  öfver  de  registrerade  sjukkassomas  verksamhct  i  Övcrige  &r  1901. 
(Ueli(<r.-<iLht  über  die  Tätigkeit  der  regtatricrten  Krankenkaeaen  in  Schweden  19U1.) 
Medd.  1904.  II.  No.  4. 

1302.  Die  KrankeokasaeD  in  Schweden.  S.  R.  1905.  4. 


1303.  Kaan.  Dr.  J.  Uebcr  die  Erfordernisse  einer  Internat.  Unfallstatistik.  M.  PrJU 
1905.  N.  F.  Bd.  1.  H.  3. 

1304.  Die  Industriellen  g«^gen  die  ünfallveraichernng.   O.Sch.  lOfH.  N.  F.  VI.  No.  21. 

1305.  Hilse,  Dr.  B.    WiederinausprucJinahme  eingestellter  Uniallrente.   V.  A.  1904. 
X.  No.  17. 

1306.  Funke,  E.   Bcrechnnnir  der  Unfallrcntcn  für  Verletzte,  wcichp  vordem  Unfälle 
bereits  teilweise  erwerbsunfähig  waren.   V.  A.  1904.  X.  No.  18. 

1307.  Gemeinnützige  Vermögenslage  der  Träger  der  LiTalidenTeraieiifinmg.  B.  A.  1905. 

III.  No.  4. 

1308.  Heiträge  zur  Invalidenversicherungspflicht  der  Vorstandsmitglieder  von  Genoesen- 
-rhafteii.    II  II.  l'jnl.  No.  [3. 

1309.  K  ög  1er ,  Karl.   Ein  Beitrag  zur  Kenntnis  der  Verwaltungstätigkeit  der  Arbeiter- 
UnfillversicherunKsangtalten.  Oe.  V.  W.  1904.  1.  H.  2.^  4. 

1310.  flilr^e,  Dr.  ß.    Besdüagnahme  der  ünfaüiente  für  Krankfaeitekoalen.  V.  A.. 
1905.  XI,  No.  10. 

1311.  Uitwirknng  der  Becirksgerichte  bei  der  Aufnahme  von  Frotokollklagen  gegeo 
die  ArbeitflnmfBÜTttnidiemngaanatalten.  B.  aV.  1904.  XV.  No.  14. 
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1312.  Haff,  Dr.  K.  Die  Utizulünglkhkeit  der  Unfallrenten  land-  uri.l  for^twirff^tli. 
Arbeiter  ioiolge  ungeuügeod«  Beräcksichtiguiig  ihrer  Katurallöbne.  A.  19o5. 
No,  4. 

1313.  Zur  Reform  der  Unfallversicherung.    B.  F.  19(>5.  XIX.  No.  2. 
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Internationaler  Arbeiterschutz. 

L  Handelsvertrag  swisohen  der  Sohwoii  und  ItalieiL  Abgeschlossen 
am  13.  Juli  UW»4.  Kutifiziert  von  Italien  am  15.  Desember  1904.  Batifi- 
zieri  von  der  Schweiz  am  22.  Dezember  UK>4. 

Art.  17.  Die  vertragschliesseaden  Teile  verpäichten  sich,  die  Behaud- 
long  der  italienischen  ArWter  in  der  Schweis  and  der  schweizerischen 
Arbeiter  in  Italien  mit  Rücksicht  auf  die  Arbeiterversicheruiig  in  gemein- 
samem und  freundschaftlichem  Einverständnis  zu  pnifen,  zn  flem  Zwecke, 
den  Arbeitern  heidor  Nationen,  durch  geeignete  Vereiubaruugen,  im  andern 
Lande  eine  Behandlung  zu  i^ichem,  die  ihnen,  soweit  als  möglich,  gleich- 
wertige Vorteile  gewährt 

Diese  Vereinbarungen  sollen  unabhängig  von  der  Inkraftsetsung  des 
gegenwärtigen  Vertrages  in  eine  besondere  Urkunde  aufgenommen  werden. 

2.  Ereiaaolireiben  des  (sohweiaerfMihen)  Bundeoratea  an  dlqJ^nigMt 

Staaten,  welche  an  der  vom  8. — 17.  Mai  in  Bern  alagelialtenen  inter- 
nationalen Konferenz  für  Arbeiterschatz  vertreten  waren,  nämlich: 
Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frank- 
reich, Qroeabiitannien,  Italien,  Ltucembnrg,  Norwegen,  Niederlande, 
Portugal  und  8<diwedem.   Vom  26.  Juni  1905. 

In  unserem  Ereissch reiben  vom  30.  Dezember  1904  (Bundesbl.  1905, 
I,  80)  hatten  wir  Ihre  Regierung  eingeladen,  sich  an  einer  in  Bern  ab- 
zuhaltenden internationalen  Konferenz  für  Arbeiterschutz  vertreten  zu  lassen. 

Wir  konstatieren  zu  unserer  lebhaften  Befriedigung,  dass  Sie  unserer 
Einladung  Folge  zu  geben  die  Freundlichkeit  hatten,  und  wir  sprechen 
Ihnen  hierfSr  unsem  verbindlichsten  Dank  aus.  Die  hervorragende  Be- 
teilifTung  von  15  Staaten  bewirkte,  dass  die  internationale  Konferenz  in 
liirer  Tagunj?  vom  8. — 17.  Mai  lOO;'  das  in  unsorm  Kreisschreiben  vor- 
geschlagene I^rogramm  erledigen  und  eulaprechoude  wichtige  Beschlüsse 
aufstellen  konnte. 

Es  liegt  uns  ob,  Ihnen  hiermit  die  Protokolle  der  Konferenz  zu  über- 
reichen, wobei  wir  bemerken,  das^s  sie  den  Herren  Delegierten  der  be- 
teiligtoii  Staaten  direkt  zup^ehon  werden. 

Teriier  haben  wir  die  Ehre,  Ihnen  in  Vollziehung  eines  Beschlusses 
der  Konferenz  in  beglaubigter  Abschrift  die  „Schlussakte  der  internatio- 
nalen Konferenz  fttr  Arbeiterschuts"  zu  übermitteln. 

AibdlMicInti.  12 
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In  Ueberemstinunung  mit  Art.  12  des  von  der  Konferens  ange- 
nommenen Oeschftfbregleoients  (Protokoll  No.  1,  8. 16)  setzt  die  SchlusB- 
akte  fest : 

Die  nntersreichueton  Delegierten  sind  übereingekommen,  den  schweize- 
rischen  Bundesrat  zu  erbucheD,  er  müclite  aIh  Ergebnis  der  üeratuugen 
der  Konferens  den  beteiligten  hohen  Staatsregienmgen  beirafs  gatscheinen- 
der  diplomatischer  Verhandlungen  nachstellende  Voraehlftge  für  abzn- 
schliessende  internationalo  Vereinbarnngen  7n?tpllen : 

1)  Grund'/fige  eines  infernatioiuiloii  llebereinkommens,  betr.  das  Ver- 
bot der  Verwendung  von  weissem  t^gelbem)  Phosphor  in  der  Zündholz- 
indnstrie  (Art.  1 — 4). 

2)  Grundzüge  eines  internationalen  Uebercinkommens,  betr.  das  Ver- 
bot der  indu-strielleii  Xaditarbeif  der  Frauen  (Art.  1 — 5). 

Indem  wir  dorn  bezeichneten  Ansuchen  gern  nachkommen,  unterbreiten 
wir  die  Beschlüsse  der  Konferenz  Ihrer  geneigten  Prüfung. 

Es  eracheint  als  nnerlftsslidii  dass  behnfs  Umwandlung  dieser  Be- 
schlflsse  in  Vertrftge  eine  diplomatbch«  Konferenz  stattfinde.  Wir  möchten 
Sie  ersuchen,  uns  mitteilen  zu  wollen,  ob  Sie  mit  diesem  Vorgeben  ein- 
verstanden Heien  ;  bejahendenfalls  erbitten  wir  uns  Ihre  Ansicht  in  Bezog 
auf  Ort  und  den  Zeitpunkt  der  Konferenz. 

Ihrer  gesdifttetm  Antwort  sehen  wir  bis  Bnde  Oktober  des  laufenden 
Jalireg  entgegen.  Wir  geben  der  zuversichtlichen  Hoffnung  Ausdi-uck, 
dass  das  unter  günstigen  Auspizien  begonnene  htonanitftre  Werk  sa  einem 
glücklichen  Abschluss  gebracht  werde. 

Dieses  Kreisschreiben  erhalten  die  Begierungen  derjenigen  Staaten, 
die  an  der  Bemer  Konferens  vertreten  waren.  Gleichseitig  laden  wir  die 
Kaiserliche  Aegiemng  Japans  ein,  nadh  Massgabe  von  Ziffer  4  der  unter 
1)  erwähnten  Gmndzttge  sich  ttber  den  gewünschten  Beitritt  aussprechen 
za  wollen. 

Nationaler  Arbeiterschutz. 
I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 

a)  Releh. 

L  Bekanntmachung,  betr.  die  Bimichtung  und  den  Betrieb  der 
BletQifitten.    Vom  16.  Jnni  1905. 

Auf  Grnml  di  s  l^fic  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  über,  die  Ein* 
richtuag  und  den  Betrieb  der  BIcihütteo  folgende  Vorschriften  erlasseu: 

Allgemeine  VorBchr  i f  t  (-n. 

§  1.  Die  Räume,  iu  denen  Bleierze  jjeröstet,  gesim*;rt  oder  genchniolzeu,  Werk- 
blei gewonnen  und  weiter  verarbeitet,  Keichblei  abgetrieben,  Glätte.  Mennige  od« 
andere  oxvciisehf  Rlt  ivprltiinlniigcn  horge«tcllt,  gemahlen,  ge*<iebt,  gelagert  oder  ver- 
packt werden  oder  Zink^hauat  ab<ie8tilliert  wird,  müssen  geräumig,  hoch  und  dii- 
gerichtet  sein,  dan  in  ihnen  ein  ausreichender  bci«täudigcr  Luftwechsel  stattfindet 

Sie  müssen  mit  einem  el>eiien  und  fetzten  FuH^boden  TCTBebeD  nein,  der  eise  leichte 
Beseitigung  des  Staube»  auf  feuchtem  Wege  gc&tattcU 
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Die  W  ände  mütiseu,  damit  StAubansaiumlunp  venuieden  wird,  eine  ebene  Ober- 
fläche haben  ;  sie  müsäen  mindeAtens  einmal  jährhch  entweder  abgewaschen  oder  mit 
Kalk  ancrestrichen  werden.  Diese  Üestimmuiig  findet  auf  Böateduippen  mit  Holz* 
winden  seine  Anwendung. 

§  2.  Für  die  Arbeiter  an  d  u  Oefen  und  SchnielzIcesHelii  iniiss  in  der  Nähe  der 
Arbeitsstellen  guteB«  gegen  Eindringen  von  Staub  geschütztes  Trinkwasser  in  reich- 
liehen Heogen  derart  bereitgehalten  wefden,  dam  sie  es  jederiEeit  bequem  erreiclieo 
Minnen,  ohne  ins  Freie  /u  treten. 

In  der  Nahe  der  Oefeu  sind  Eiurtchtuuguu  zum  Baipreogen  des  Fut^sbodeuä  an- 
jEnbrinsen. 

Der  Fu.Hsb(Kien  der  im  §  1  beateichaeteQ  Riume  ist  mindesteiM  einmal  tiglich 

feucht  zu  reinigen. 

$  3.  Aufbereitett  I'l  lerze  und  bleihaltige  Huttenprodukte  dürfen,  wenn  sie  nicht 
feucht  sind,  nur  in  Apparaten  zerkleinert  werden,  die  so  eingerichtet  -^iiui.  (la.ss  daa 
Eindringen  von  Staub  in  die  Arl>eit<fräunje  tuuhchst  verhindert  wird.  Aul  eins  liost- 
got  aus  den  Konvertern  findet  diese  Bcfltimmung  keine  Anwendung. 

Säcke,  in  denen  Bleiaze  oder  bleüialtige  Stoffe  verpackt  waren,  dürfen  nur  in 
staubdichten  Apparaten  oder  durch  Wasdien  entstaubt  und  gereinigt  werden. 

§  4.  Die  zun»  Beschicken  der  Schachtöfen  bestimmten  ideihaltigen  Stoffe  mü-ü-en, 
wenn  sie  oxydiscii  aimd  und  stauben,  augefeuchtet  werden,  bevor  sie,  mit  anderen 
BCaterialien  swnuaciht,  auf  dem  Gichtbodeo  gelagot  tind  in  die  SchaditttEan  eingeführt 
werden.  Am  das  Bflstgat  ans  den  -EonTertem  findet  diese  Bestimmung  keine  An- 
wendung. 

§  5.  Staub,  Gase  und  Blei<lämpfe,  die  den  Oefen  und  Konvertern,  den  Abstich" 
riniPH  den  Abätichkcsselo,  dem  Vnr-utapf-,  den  Schlacken  tiegein,  dm  Schlaclcenwngen 
oder  den  Schlacken  triften  und  den  &m  den  Oefen  gezogenen  glühenden  Bück^tänden 
sowie  den  Ba{finierkef>8eln  entweichen,  müssen  mOglichat  nahe  an  der  AustrittssteU« 
abgefangen  und  unschädlich  abpeführt  werden. 

Flugstaubkammeru  und  Flugbtaubkanäle  »owie  autsgcbla^euc  Oefen  sind,  wenn 
sie  von  den  Arbeitern  betreten  wMtden  müssen,  vor  dem  Ausriamoi  abrakOhlen  mid 
za  durchlüfteo. 

Baaondere  Voraehriften  för  die  Batriebaabtailnngen,  in  denen  Blei- 

larben  hergestellt  «erden. 

§  6.  Beim  Mahlen,  Sieben  und  Packen  trockener  bleihaltiger  Stoffe,  beim  Be- 
schicken  and  £nUeeren  der  Glätte-  und  Menuigeöfen,  beim  Mennigebeutelu  und  bei 
sonstigen  Verrichtungen,  bei  denmi  sich  bleihaltiger  Staub  entwickd^  muss  durch  Al>* 
sauge-  und  Abführung^^vorkehrnngen  oder  durch  andere  geeignete  Vortidttmigen  daa 
Eintreten  von  Staub  in  die  Arbeitsraume  verhindert  werden. 

§  7.  Apparate,  wdche  bleihaltigen  Stanb  entwickeln,  mtkssen,  insoweit  nicht 
nach  ihrer  Emrichtung  und  Benutzuntrsart  da»  Austreten  voa  Staub  wirkfiam  verhütet 
wird,  au  allen  Fu^cn  dunh  (iicke  I^gen  von  Filz  oder  Wollzeug  oder  durch  Vor- 
richtungen von  j^eidier  Wirkung  m  abgedichtet  sein,  daas  das  Eintreten  des  Staubes 
in  den  Arbeitsmnm  verhinikrt  wird." 

Apparate  dicj^er  Art  niütisen  mit  Einrichtungen  vergehen  »ein,  welche  eine  Spannung 
dar  Luft  in  ihnen  verhindern.  Sic  dürfen  erßt  dann  geöffnet  werden,  wenn  der  in  ihnen 
entwickelte  Stanb  sich  abgesetzt  hat  und  völlig  abgekühlt  ist. 

Ii e  •>  o  n  d  e  r c  V  o  r c  h  r i  f  t  e u  i  ü  r  die  Z  i  n  k s c h  a  u  m  d  e 8 1 i  1 1  a  t  i  o  n  .s  a n  1  a g e  n. 

§  8.  I^eu  zu  erbau^de  Zinkschaumdestillationsöfen,  für  die  gemäss  §§  16  If., 
§  25  der  Gewerbeordnung  dne  besondere  Genehmigung  erfofderlich  ist,  mflHsen  so  an* 
gelegt  werden,  diiss 

1)  vor  ihren  BesH;hitkuugKiüitiiungen  ein  lichur  Kaum  von  mindesten»  3  m  vor- 
handen igt; 

'_•  (]\f  unter  den  Destiliationsraumen  etwa  vorhandenen  QSnge  (Bflscben)  ge- 
rüuung,  Jiu  Scheitel  miude^teni?  3,.')  m  hocii,  hell  und  luftig  sind. 

f  9.  Staub,  Gase  und  Dämpfe,  die  den  Zinkechaumdestillationsöfen  entweichen, 
Qifi.s&en  »nfiplirhpt  nahe  an  der  Anstrittssteile  abgefangen  and  zum  Uütteniamne  hin- 
aufgeführt werden. 

Durch  geeignete  AbführungBvorkehrungen  mu»s  auch  daa  Eindringen  derFeaemngs« 
gase  in  den  fiüttenraum  tonliduit  verhindert  werdoi. 

12* 
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§  10.  Diis  Sieben  und  Verpacken  der  bei  der  Zink.^chaunidestillation  gewonnenen 
Nebenprodukt«  (PouBsierc,  FlugntAub)  darf  nur  in  einem  be-fiuderen,  von  anderen  Arbdts- 
riiiinen  getrennten  Räume  ausgefOhrt  werden,  dtr  den  Vorschriften  doe  §  1  entspricht. 

Das  Sieben  darf  nur  in  Apparaten  vorgenommen  werden,  die  eo  eiog^Ghtet  sind, 
<iaßs  eine  VerHtäubung  nach  auüsen  nicht  atattfiuden  Icann. 

Beeehifkigttng  von  Arbeilern. 

§  11,  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  darf  in  den  im  §  1  bezeichneten 
Käumen,  in  den  FlugstAiibkammern  und  Fiugstaubkan&lea  und  beiiu  Tranä{x>rte  des 
Flugstaube  ^ne  Besdiäftigung  nicht  gewährt  und  der  Aufentlialt  in  den  genannten 
Bfiiimen  nicht  gestattet  werden. 

fl2.  In  den  im  §  1  bezeichneten  Bäumen,  in  den  Fli^taubkammmi  und  Flug- 
anftlen  sowie  mm  Transporte  des  Flugstaubs  dürfen  rasonen  snr  Besdiiftigung 
neu  nur  eingestellt  werden,  wenn  durch  ein  Zeugnis  eines  von  der  höheren  Verwaltun^- 
bebörde  dazu  ermächtigten  Arztes  bescheinigt  wird,  daßs  weder  ihre  Gesundheit  uocii 
ihre  körperliche  Bntwickelung  zu  Bedenken  gegen  die  Beschäftigung  Anlas»  ^eben. 
Die  Bescheinigungen  ^ind  ;'u  sammeln,  aufzubewahren  und  dem  Gewerbeanfimclit»- 
beEUUten  (§  139b  der  Gewerbeordnung)  nowie  dem  zuständigen  Mcdizinalbeaaiteu  auf 
Verlangen  vorzulegen. 

§  13.  Die  bei  der  Be<licnung  der  Schachtöfen  tätigen  Arbeiter,  abgesehen  von 
den  Arbeitern  auf  den  Gichtbüden,  dürfen  nicht  länger  als  8  Stunden  täglich  be- 
schäftigt werden.  Dasselbe  gilt  für  Arbeiter,  die  im  Inneren  kaltger^teilter  Oefen  be- 
schäftigt aind  oder  b&m  Aiuräamen  von  Flug»taubkammem  und  Flugstaubkanilen, 
welche  nassen  Flugstaob  enthalten. 

Beim  Ausräumen  von  Flugstaubkammern  nnd  Fl  u  -f  i  nbkanäkii,  Iii  frockenen 
FlugHtaub  enthalten,  dürfra  Arbeiter  im  Innern  der  Kaiumem  und  Kanäle  täglich 
lili^tens  4  Stunden,  mit  fiSumungs-  and  Transportarlieltini  dieser  Art,  überhaupt 
aber  nicht  länger  als  8  Stunden  täglich  bctjchäftigt  werden. 

Die  übrigen  Arbeiter,  welche  in  d^  im  §  1  bezeichneten  Räumen  arbeiten,  dürfen 
innerhalb  elne.-^  Zeitraums  von  24  Stunden  nidit  ISnger  als  10  Stunden  ausschliesslich 
der  Pausen  beschäftigt  werden. 

Ausgenommen  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  sind  diejenigen  Arbeiter, 
weJdie  xur  Herbeiführung  des  wöchentlichen  Schichtwemsete  mit  Arbeiten  beschäftigt 
w^cn,  die  nach  den  reichsgesetzlichen  Bestinuuungen  über  die  Ausnahmen  von  der 
Sonntagsruhe  am  Sonntag  erlaubt  sind. 

Arbeitskleidcr,  Waschgelegenheit  und  dergleichen. 

§  14  !  >''r  Arbeitgeber  hat  die  mit  deni  Ai:^r;mmen  der  FIugHtäuhknmmern  und 
Flugstaul'kaiiaie,  die  mit  der  Ausbesserung  ixukgestellter  Ocfea  sowie  die  mit  dem 
Mahlen,  Sieben  und  Verpacken  von  Glätte,  Mennige  und  anderen  Bleifarben  beschäftigten 
Arbeiter  mit  vollständigen  Arbeitsanzügen  einschliesslich  einer  Mütze  sowie  mit  Muod> 
Schützern  (Re«piratoren,  Mundschwämmen  oder  dergl.)  zu  versehen. 

]■).  Arociten,  bei  denen  eine  Berfdiruiig  mit  geln.sten  ßlei^ialzen  stattfindet, 
darf  der  Arbeitgeber  nur  durch  Arbeiter  ausführen  lassen,  welche  zuvor  die  Hände 
entweder  eingefettet  oder  mit  undurcbl&Miigen  Handschuhen  Tenehen  haben. 

i;  Die  in  den  ^ij  II,  b'  bezeichnitcn  Arl)eiteanzügp,  Mundschützer  (Respi> 
ratoren,  Mundr^ehwämme  oder  dergl. i  und  Handschuhe  hat  der  Arbeitgeber  jedem 
damit  zu  verächenden  Arbeiter  besondern  in  ausreichender  Zahl  und  sweckentsprechen» 
der  Beschaffenheit  zu  übfTweisen.  Kr  hat  dafür  S(»rge  zu  tragen,  das?«  diese  Gegen- 
stände stets  ihrer  Bestimmung  gemäss  und  nur  von  denjenigen  Arlieitern  benutj.t 
weiden,  welchen  sie  zugewiesen  ^ind,  und  dass  in  iir.-tiüimten  Zwischenräumen,  und 
zwar  die  Arbeitsanzüge  mindestens  jede  Woche,  die  Mund!»ebüt/,er  (Kcs[)iratort  n.  Mund- 
schwämmo  oder  dergl.)  und  Handschuhe  vor  jedem  Gebrauche  gereinigt  und  während 
der  Zeit,  wo  sie  sich  nicht  im  Gebrauche  befinden,  an  dem  für  jeden  Gfcgenstand  zu 
bestimmenden  Platze  aufbewahrt  werden. 

§  17.  In  einem  staubfMen  Teile  der  Anlage  muss  fflr  die  Arlieiter  ein  Wasch- 
und  AnkIoid<>rauni  und,  g^  tiennt  ilavon.  ein  h^peiscraum  vorbanden  sein.  Beide  Räume 
müssen  sauber  und  staubfrei  gehalten  und  während  der  kalten  Jahreszeit  geheizt 
werden.  An  einer  geeigneten  Stelle  mmm  sich  Gel^enhdt  zum  ErwSrmen  der  Spesen 
befind  rn. 

In  dem  Wasch-  und  Ankleidcraumc  müssen  Wasser  |  Seife  und  Handtücher 
sowie  Etorichtuugen  snr  getrennten  Verwabrung  dar  Arbeitsansilge  und  derjenigHi 
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Kleidungsstücke,  welche  vor  Bcjorinn  der  Arbeit  abgelegt  werdtu,  iti  auferciehender 
M60g<^  vorhanden  sein. 

Der  Arbeilgeber  bat  dea  mit  dem  Auarämuen  und  BeiDigen  der  Flugstaub- 
kammern,  FlugstaabkinSle  und  cl«r  k«ltge«tellten  (Mcn  beedtäftirtm  Arbeltem  täg- 
lich nach  Beeidigung  die^^rr  Arbeit,  (hii  ühri^'on  mit  oxydischcii  niiilialtij^cn  Stoffin 
in  BcrühniDg  kommenden  ArbetU^TU  iutudesten«  einniail  wöchentlich  während  der 
kalten  Jahreizeit  Gelegenheit  zu  eeben,  In  emem  geeigneten,  wfihrend  der  kalten 
JahrcBieit  gehdxten  Baame  innerhalb  der  Betriebitanlage  an  «armes  Bad  sa  nehmen. 

üeberwachung  des  Gesundheitssastandes. 

i$  m.  Der  Arbei^eber  hat  die  Üeberwachung  des  Gesundhcitazugtandca  der 
Arbeiter  einem  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  hierzu  ermächtijrt^-n,  dem  Ot  - 
werbeauf6icht)i«beamten  (§  13%  der  Gewerbwrdnung)  namhaft  zu  matheuden  Arzte 
zu  übcrtrapen,  von  difseni  mindfstciis  einmal  nKniatlich  die  Arbeiter  im  ßetrieb  aul- 
sucheo  und  bei  ihnen  auf  die  Anzeichen  etwa  vorhandener  Bleierkraol^uag  achten  sa 
laBsen. 

Der  Arbeitgeber  darf  Arbeiter,  die  nach  ärztl:  h  k  TTrteil  einer  TJlcicrkrankung 
verdachtig  sind,  zur  Beschäftigung  in  den  im  §  1  bezeichneten  Räumen,  zum  Aus- 
räumen der  FlugBtaubkammem,  Fiaffstattbkanile  und  kaltgentellten  Oefen  und  zum 
Transporte  de-  Flugstauii-^  t  i  zn  ihrer  völligen  Genesung:  nicht  znlassen.  SSolche 
Arbeiter,  die  sich  den  Eiinvirkungfcn  dta»  ßleie«  gegenüber  l)e.--oiiderr5  empfindlich  er- 
weisen, sind  dauernd  von  jenen  Beschäftigungen  ausziischiies.m  n. 

§  19.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  zur  Kontrolle  über  den  Wechsel  und 
Bestand  Bowie  über  den  Gcsundheit8zu><taüd  der  Arbeiter  ein  Buch  zu  führen  oder 
durch  einen  ßetriebsbeamtcn  führen  zu  lassen.  Er  i^t  für  die  Vollständigkeit  und 
Kichtigkcit  der  Eintragongen,  soweit  sie  nicht  vom  Arzte  bewirkt  werden,  venuit- 
wortiiäi. 

Diese«  Kontrollliurh  nintis  enthnheii : 

1)  den  Namen  d<3»en,  welcher  dsA  Buch  führt, 

8)  den  Namen  des  mit  der  Ü<^waehting  des  Gesundhdlsznstandes  der  Arbeiter 
benuftroKten  Arzt«.-, 

3(  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  VVohnurt,  Tag  den  Eintrittd  und  des  Austritts 
jedes  Arbeiters  sowie  die  Art  »einer  ßet^chäftigung, 

4)  den  Tag  und  die  Art  der  Erkrankung  onea  Arbeitern, 

5}  den  Tag  der  Genesunjg, 

6)  die  Tl^e  nnd  £q;ebniaae  der  im  §  16  vorgeechrieboien  allgemeinen  totlidien 

Untersuchungen. 

Das  Kranken  buch  ist  dein  Gcwerbeaubichtsbeamten  (§  139b  der  Gewerbeordnung) 
sowie  dem  anständigen  Uedisinalbeamten  auf  Verlangen  voRulegen. 

Schlnsabeatimmnngen. 
§  20.  Der  Arbeitgeber  hat  für  die  Arbeiter  ▼erbindliehe  Voncfariften  folgenden 

Inhalte  zu  erlaa$:en: 

1)  Die  Arbeiter  dürfen  Nahrung>»mittul  nicht  in  dio  Arbeitsräume  miuiehmen. 
Das  Einncbnien  der  Malil/.oiten  int  nur  ausserhalb  der  Arbeitsräunie  gestattet. 

2)  Die  Arbeiter  diurfen  er»t  dann  den  8peiaeraum  betreten,  Mahlzeiten  einnehmea 
oder  die  Hütte  verlassen,  wenn  sie  zuvor  ihre  Arbeitsanzüge  (!;  14)  abgcl^  und  Händo 
und  Ge**itht  sortitältii:  ua^wa-cheti  haben. 

'd)  Die  Arbeiter  haben  die  ArbciU^auzüge,  Mundnchützcr  (Kespiratoren,  Mund- 
eeliwjinune  oder  dergl.)  nnd  Handschuhe  in  denjenigen  ArbeitsrSumen  und  bd  den« 
jenigen  Arbeiten,  für  wi  lrhe  sie  geliefert  sind,  z\i  benutzen. 

4)  Daß  Hauchen  von  Zigarren  und  Zigaretten  während  der  Arbeit  ist  verboten. 

5)  Die  in  der  Anlage  vorhandene  Bacueinricbtung  8oll  von  den  mit  dem  Au»» 
rännioii  und  Koiiiii;en  r  FbiLr^^tanbkammern,  Flugstaubkanäle  und  k alt^M; stellt*  n 
Oefen  beschäftigten  Ari»eaeni  täglich  nach  Beendigung  dieser  Arbeit,  von  den  übrigen 
mit  oxydiBchen  bleihaltigen  i^toffen  in  Berührung  kommenden  Arbeitern  einm:il 
wrx'hpntlich  benutzt  werden.  Diese  Vors<]irift  findet  auf  diejenigen  Arbeiter  kcice 
Anwendung,  für  welche  das  Baden  von  deui  im  §  18  bezeichneten  Arzte  als  uuz  i- 
tri^ch  erachtet  wird. 

Au88erdem  ist  in  den  zu  erlassenden  Vorschriften  vorzusehen,  dass  Arbeit«)-, 
welche  trotz  wiederholter  Warnung  den  vorstellend  bezeichneten  Vorschriften  suwider- 
handeln,  vor  Ablauf  der  vertragsmSssigen  Zeit  und  ohne  Aufkündigung  entlaeaen 
werden  können. 
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Ist  für  don  Ilüttenbetrieb  eine  ArbeitsordnuDg  crlft.««en  134a  der  Gowerbe- 
ordnuiiK»,       bind  die  vorstehend  bezeichneten  Vorschfiftcii  io  die  ArbciLdordnuDg 

§  21.  In  jedem  Arboitsraunip  ««owio  in  dem  Ankleide-  (nler  dorn  Speiiseraume 
inu88  eine  Abüchrift  oder  ein  Abdruck  dieser  Beetinnuuugeu  und  der  gemäns  §  20 
vom  ArbeitgdMr  erlMseDen  Vonebiifteo  m  emcr  ia  die  Augen  fKlkoden  Stalle  «s- 
hängen. 

Der  Arbdtgeber  iBt  für  die  Handhabung  der  im  8  30  Abe.  1  bezeichneten  Vor- 

ßchrift«n  verantwortlich.  Er  hat  einen  Meister  oder  Vorarl»titer  zu  beauftT^^n,  die 
genaue  Befolguue  der  im  ä  20  Aba.  1  No.  2  und  5  vorgesehenen  Beetimmungen  »tändig 
sn  Qberwadien.  Die  cur  ÜebenrachuDg  beetolHe  Penon  ist  nadk  Maaegabe  de«  $  l&I 

der  (it  wcrbconlnung  für  di<>  Befolgung  der  Vonchliftan  und  für  die  Jjiweodnng  der 

«öligen  Vorsicht  verantwortlich. 

%  22.  Nene  Bleihütten  dürfen  erst  in  Betrieb  gesetzt  werden,  nachdem  ihre  Er- 
richtung dem  zuptändipfn  newurboaiifsichtsboamten  (§  139b  der  Qewerbeordnung)  an- 
gez&pt  ist.  Dieser  Iml  nach  Empfang  der  Anzeige  durch  persönliche  Revision  fest- 
sneteTlcn,  ob  die  Einrichtung  der  Hütte  den  erlassenen  \'orschriften  entspricht 

{}  23.   Die  vorst^'hpiidcri  Bestimmnnjrpn  treten  mit  dem  1.  Januar  1906  in  Kraft. 

Soweit  zur  Durchfüliruug  der  VorBchriltcn  der  1,  5  Abp.  1,  §^  6,  9,  10  uud 
17  bauhche  Veränderungen  erforderlich  8ind,  können  hii  r/u  von  der  höheren  Ver- 
valtuusbehörde  leisten  bis  häcfastene  mm  l,  Januar  1908  gewährt  werden. 

Wenn  es  aus  äberwiegenden  Grfinden  dee  OffentHch«!  Interemee  dringend  ge- 
boten ist,  kann  der  Bundesrat  für  einzelne  nrtrie1)e  diej^e  Frist  bis  zum  1.  Januar  I'.)13 
verlängern,  auch  bia  dabin  Auenahmen  von  den  Vorschriften  dee  §  13  Ab.  1  und  2 
anlasaen. 

2.  Bekanntmachung,  betr.  Betriebe,  in  denen  Maler-,  Anstreicher-, 
Tüncher-,  Weissbincler-  oder  Laokierorarbelteii  auagefährt  werden.  Vom 

27.  Juni  1905. 

Auf  Grund  dee  6  120e  der  Gewerl)eordming  bat  der  Bundesrat  für  Betriebe,  in 
denen  Maler-,  Anntreichor  ,  Tiincher-,  Weiaebinder-  oder  Leddererarbeiteo  auegeC&hit 

werden,  folgende  Von^chritten  erlassen: 

I.  Yorechriften  fflr  die  Betriebe  des  Maler-,  Anstreicher-»  Tünoher-, 
Weiaebinder-  oder  Lackierergewerbee. 

§  1.  Bei  dem  Zerkleinern,  dem  Mengen,  dem  Mischen  und  der  sonstigen  Ver- 
arbeitung Ton  Bieiweiss,  anderen  Bleifarben  oder  ihren  Oenuechen  mit  anderen  ätoifen 
in  trockenem  Zustande  dttrfen  die  Arbeiter  mit  den  Ueilialtinn  Farbstoffen  nidil  in 
unmittelbare  Berührung  kommen  und  mfisaen  vor  dem  eicD  entwfckelnden  Staobe 
ausreichend  geochützt  sein. 

§  2.  Das  Anreiben  von  Bleiweiss  mit  Oel  oder  Firnis  darf  nicht  mit  der  Hand, 
sondern  nur  auf  meehanihchem  Wege  in  Behältern  vorgenommen  werden,  die  so  ein- 
gericlitet  sind,  dai?«  auch  bei  dem  Emfülien  des  Blciweisses  kein  Staub  in  die  Ariveit-.- 
rBume  gelangen  kann. 

Dasselo^  t:ilt  von  anderen  Bleifarben.  Jedoch  dürfen  diese  auch  mit  der  Hand 
an<rcrteben  worden,  wenn  dabei  nur  münulichc  Arbeiter  über  18  Jahre  bei»chäftigt 
W(  rden  und  die  von  einem  Arbeiter  an  einem  Tage  ansuzeibende  Bfeoge  bfli  Mennige 
1  kg,  bei  anderen  Bldfarbeu  100  c  nicht  übernteigt, 

§  3.  Das  Abschleifen  und  AXbimsen  trockener  Oclfarbenaustriche  oder  Spachtel, 
wri(  hc  nicht  oadiwelslich  bleifrei  sind,  darf  nur  nach  voiheriger  Anfenchtung  ausge- 
führt werden. 

per  ädileilsdilamm  und  die  beim  Abedileifien  und  Abbirosen  entstdienden  Ab- 
falle sind,  bevor  sie  trocken  tjeworden  ?ind,  zu  entfernen. 

§  4.  Der  Arbeitgeber  hat  dafür  zu  sorgen,  daj^n  bidi  die  Arbeiter,  welche  mit 
Bleifarben  oder  ihren  Gemischen  in  Berührung  konmien,  mit  Materkilteln  oder  anderen 
voil''tf;ndi(r  deckenden  A rbeitsansfigen  und  einer  Kopfbedeckung  vecedma  und  sie 

während  der  Arbeit  benutzen. 

^  5.  Allen  Arbeitern,  die  mit  Maler-,  Anstreicher-,  Tüncher-,  Weissbinder-  oder 
l.aek  i  erorar  bei  ten  be^^ehäftiift  werden,  Koi  denen  sie  BliifarUcn  oder  denn  Gemische 
vei  weuden,  müsbcu  W  H.>*«  li^eiiiÄ!*e,  Bürsten  zum  Keini{ieu  der  liüude  und  iSagcl,  Sdfe 
und  Handtücher  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
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Wenlcn  solche  Arbeiten  auf  einem  Neubau  oder  in  einer  Werkstatt  ausgeführt, 
«0  muse  des  Arb«itera  Gelegoiheit  gegeben  wecdeo,  uoh  an  einem  froetfEeiea  CMe  m 
wMdten  mid  ihre  Klddtmgsstüelre  «raber  anlnibeiwaliren. 

§  (>.  Der  Arbeitgeber  hat  die  Arbeiter,  welche  mit  Bleifarben  oder  deren  üe- 
mischen  in  BenüuruDK  kommen,  auf  die  ihnen  drohenden  GeeondheitagejUiren  huwu- 
wdsen  nod  Üuien  ba  Antritt  des  ArbeitsTcriiillniMes  dm  ntdateibend  nlbgedniclrte 
Merkblatt,  sofern  «ie  es  noch  nicht  beeitien,  ionie  einen  Abdmdc  dieeer  Bestimmtingen 
a«tg.n  händigen» 

II.  Vorschriften  für  Betriebe,  in  denen  Maler-,  Anstreicher-, 
Tüncher-,  Weiesbiuder-  oder  Lackiererarbeiteu  im  Zusammenhange 
mit  einem  anderen  Oewerbebetrieb  anegefUhrt  werden. 

§  7.  FBr  die  BeBchSfti^ung  von  Arbeitern,  welche  in  ein«n  anderen  Gewerbe< 
betriebe  l>eötSndig  oder  vDrwiegend  bei  Maler-,  Anstreicher»,  Tüncher-,  Weissbinder- 
oder  Lackiererartttiten  verweiidet  werden  uad  dabei  Bleifarben  oder  deren  Chemische 
—  und  zwar  nicht  nur  gelegentlich  —  benutzen,  gelten  die  Bestimmungen  der  §g  1 — 6. 

Findet  eine  solche  Beschäftigung  in  in  t  Kabrilc  oder  auf  einer  Werft  etetti  so 
gelten  ausserdem  die  BestimmuDgen  der  ^i;  h— 11. 

Den  Arbeite  mues  besonderer  Raum  zum  Waschen  und  Ankläden  zur  Ver- 
fiigung  gestellt  werden,  der  sauber  zu  halten,  bei  kalter  Witterung  zu  hoBOl  and  mit 
Einrientungen  zur  Verwahrung  der  Kleidungsstücke  zu  versehen  ist. 

§  Der  Arbeitgeber  hiit  für  die  Arbeiter  verbindliche  Vorr^chriften  zu  erlassen, 
welche  folgende  Bestimmungen  für  die  mit  Bleifarben  und  deren  Gemischen  in  Be- 
ilihmng  kommeDdeo  Arbeiter  enthalten  mfissen: 

1)  Die  Arbeiter  dürfen  Briuri*-v  in  auf  der  Arbeitsstätte  nicht  geniessen; 

2)  die  Arbeiter  dürfen  erst  dann  Öpeisen  und  Getränke  zu  sich  nehmen  od<ff 
die  Arbeitsetitte  Torhssen,  wenn  sie  nivor  die  Arfadtsldeider  abgel^  nnd  die  Binde 
sorgfältig  gewaschen  haben; 

3)  die  Arbeiter  haben  die  Arbeitskleider  bei  deoieoigen  Arbeiten,  für  welche  es 
von  dem  Arbeitgeber  vorgeschrieben  ist.  zu  benntxeD; 

4)  das  Rauchen  von  Zigarren  und  Zigaretten  während  der  Arbeit  ist  verboten. 
AuHt>erdem  ist  in  den  zu  erlassenden  Vorschriften  vorzusehen,  dai>ä  Arbeiter, 

welche  trotz  wiederholter  Warnung  den  vorstehend  bezeichneten  Vorschriften  zuwider- 
handeln, vor  Ablaaf  der  vertrsgsmäaeigen  Zeit  und  ohne  Anfkün^gung  entlassen 
werden  können. 

I>t  für  einen  Betrieb  eine  Arbeitsordnung  erla.ssen  (§  134a  der  Gewerbeonlnung;, 
SO  sind  die  vorstehend  bezeichneten  Beetimmongen  in  die  Arbeitsordnung  aufzunehmen. 

§  10.  Der  Arbeitgeber  hat  die  tJeberwMAnmg  des  Qesnndheitacastandes  der  Ar- 
beiter  einem  von  der  höheren  Ver\valtnr;rs'i- hörde  nierzu  erniiicht igten,  dem  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten (§  139b  der  Gewerbeurdu  uug)  namhaft  zu  machenden  approbierten 
Arzte  xa  ilbertragen,  der  mindestens  ebmai  halbjShriich  die  Arbeiter  ani  die  An- 
seichen  etwa  vorhandener  BIcierkrankuog  zu  untersuchen  hat 

Der  Arbeitgeber  darf  Arbeiter,  die  bleikrank  oder  nach  ärztlichem  Urtöl  einer 
Bieierkrankung  verdächtig  sind,  zu  Beschäftigungen,  bei  welchen  mü  filafarben 
oder  deren  Gemischen  in  Berührung  kommen,  bis  zu  ihrer  völUgan  Qenesong  nicht 

§  11.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  zur  Kontrolle  über  den  Wechsel  und 
Bestand  sowie  über  den  Gksondheitszustand  der  Arbeiter  ein  Buch  zu  führen  oder 
duTtli  einen  Betriebsbeunten  führen  zu  lassen.  £r  ist  fBr  die  VoHstlnd^^t  imd 
Dichtigkeit  der  £intnq;ongen,  soweit  sie  nicht  vom  Afste  bewiikt  werden»  verant- 
wortlicb. 

Dieses  Kontndlbnch  mnss  enthalten: 

1)  den  Namen  dessen,  welcher  da?  Buch  führt, 

2)  den  Namen  des  mit  der  L'eberwachnng  de»  (tesuudheitszustandes  der  Arbeiter 
besnftragten  Arztes. 

3)  vor-  und  Zuname,  Alter,  Wohnort,  Tag  de^  Kiiitritt.«^  und  des  \n'tritt8  eines 
jeden  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Arbeiter  sowie  die  Art  seiner  Beschul üguug, 

4)  den  Tag  und  die  Art  der  £rknnknng  eines  Arbeiten, 

5)  den  Tag  der  Genesung, 

6)  die  Tage  und  Ergebnisi^e  der  im  §  10  vorgeschriebenen  allgemeinen  ärztlichen 
Untersuchungen. 

Das  Kontrollbuch  ist  dem  Gewerbeaufsichtsbeamton  (§  130b  der  Gewerbeordnung) 
sowie  dem  zuständigen  Medizinalbeamten  aal  Verlangen  vorznlq^en. 
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§  12.  Die  vofBtelMiideo  BevCiminaDgen  treten  am  1,  Juiiitr  1906  in  Kndt. 
Anlage. 

Blel-MerkblAtt. 

Wie  efhiitzen  sioh  Maler,  Anstreiclior,  Tüncher,  Wt-issbiuder, 
Lackierer  uud  sonst  mit  Anstr eicberar beiten  befichäftigte  Personen 

vor  Bleivergiffangf 

Alle  Bleifarben  (Bleiwdss,  Bleichrotnat,  Ma^sikot,  Glätte,  Mennige,  Bleisuperoxyd, 
PaUiBonschee  Bleiweit«,  Casseier  Qelb.  v^tr}iafh*m  Q«lb,  Nenpelkub,  Jodblei  a.*a.) 
tind  Gifte;  »  *  / 

Maler,  Anstreicher,  Tüneher,  Weisebinder,  Lackierer  und  son^t  mit  Ansträcher- 
arbeitcn  beschäftigte  Personen,  die  mit  Bleifarben  in  Berührung  kommen,  sind  der 
Gefahr  der  Bldv^pflung  ausgesetzt. 

Die  Blei vergiftune  kommt  gewöhnlich  dadurch  zu  stände,  «lui^s  Bleifarben,  wenn 
auch  nur  in  geringer  Men^,  durch  Vermittlung  der  beschmutzten  Häude,  Lkuthaarc 
und  Klei  kr  Li  uu  Eesen,  Trinken  oder  beim  Hauchen,  Schnupfen  und  Kauen  von 
Tabak  in  den  Mond  an^j^ominen  oder  wilurend  der  Arbeit  als  Stanb  dngeatmet 
werden. 

Die  Folgen  dieser  Bleiaufnahme  machen  sich  nicht  alxbald  benterkbar;  sie  treten 
vielmehr  erst  nach  Wochen,  Monaten  oder  selbat  Jahren  auf,  nachdem  die  in  den 
Körper  gelangten  Blcimcngen  sich  soweit  angesammelt  haben,  dtusti  äic  Vcrgiftungs- 
eiacheiniiiigeii  hervonabiingen  im  stände  ain£ 

Worin  ftnssert  stell  die  Bleivergiftung? 

Die  «rsten  Zeichen  der  BkiTersiftnng  pflegen  in  einem  blaugrauen  8amne  am 

Zahnfleische,  Rleisaum  genannt,  und  in  einer  durch  Blfihse  des  (iCBicht-s;  und  der 
Lii>pen  äich  kundgebenden  Blutarmut  zu  besteh«!.  Die  weitereu  Kran k heitserschei" 
nungen  sind  sehr  mannigfaltig.  Am  hinligsten  tritt  die  Bldkolik  auf :  Der 
Kranke  empfindet  heftige,  krampfartige,  von  der  Nabelgegend  ausgehende  Leib- 
schmerzen (Kohkschmerzen) ;  dor  Leib  ist  eingezogen  uud  hart;  dabei  l^teben  häufig 
Erbrechen  und  i^hl Verstopfung,  selten  Durchfall.  In  anderen  Krankheitsfällen  zeigen 
sich  T>ähmnni!:pn ;  sie  betreffen  f^ewöhnlicli  diejenigen  Muskeln,  durch  welche  da« 
Strecken  <ler  Finger  bcBorgt  wird,  uud  treten  meistenn  an  leiden  Armen  auf:  aua- 
nahms weise  werden  auch  andere  Muskeln  an  den  Armen  oder  Sluskeln  m  den  Beinen 
oder  Kehlkopfe  be^Uen.  Mitunter  äussert  sich  dio  fileivergiftuDg  in  heftigen  Gelenk- 
Bchmerzen;  von  ihnen  werden  meist  die  Kniegelenke,  seltener  Gelenke  an  den  oberen 
Gliedraassen  ergriffen.  In  be<aonder.s  schweren  Fällen  treten  FfHeheinungen  einer  Er- 
krankung des  Gehirns  auf  (heftige  KopCschmerxoa,  ailgemeioe  Krämpfe,  tiefe  Bewnsst- 
losigkeit  oder  groooe  Unmne,  Brblindnng).  Endlich  steht  die  Bleivergiftung  mit  dem 
als  Schrumpfniere  bezeichneten  schweren  Nierenleiden  und  mit  tler  Gicht  in  einem 
umächlichen  Zu^ammeuhange  —  Bei  bleikrankcn  Frauen  sind  Fehl-  oder  Totgeburten 
häufig.  Lebend  zur  Welt  gebraehte  Kinder  können  infolge  von  Bleisiechtum  einer 
erhöhten  Sterblichkeit  in  den  crtitcn  Jahren  unterliegen.  \ou  bleilaranken  fVanen  an 
der  Bnipt  genährte  Kinder  werden  mittels  der  Milch  vergiftet. 

Abgesehen  von  den  schweren,  mit  Gehirnerschfinungen  einbecgdienden  Fillen, 
welehe  nicht  Helten  tödlich  verlaufen,  pflegen  die  BleivfrLnftungcn  meist  zu  heilen, 
wcQQ  die  Kranken  sich  der  weiteren  scluidtKeuden  Einwirkung  des  Bleies  entziehen 
können.  Die  Heilung  tritt  nach  mefaroren  Wochen  oder  in  schweren  Fitten  andi 
erst  nach  Monaten  ein. 

Yerhfltnng  der  Bleierkranknng. 

Die  weit  verl)r(  ilt  te  Annahme,  dass  der  regclmänsipe  Gebrauch  gewisser  Arzeneien 
(Jodkalium,  Glauliersulz  u.  a,)  oder  Milchtrinken  ausreichende  Mittel  zur  Vorbeugung 
der  Bleivergiftung  sind,  ist  nidit  zutoeüend.  Dajgegen  ist  einer  fariftigeo  und  fetU 

reichen  Ernährung  und  in-ofern  autüi  dem  Jfilrhtrinken  ein  gewisser  Wert  beiznleiren. 

Den  wirksamsten  Schutz  vor  Blcicrkraukunccu  verleihen  Sauberkeit  und  Mäs<*ig- 
kcit.  Personen,  welehe,  ohne  gerade  zu  den  Iraikem  zu  gehören,  geistige  Getränke 
in  reichlichen  Mengen  zu  sich  zu  nehmen  pfl^en,  sind  der  Blelrr  rgiftunpsgcfahr  in 
höherem  Mas.se  ausgesetzt  als  Rnthalt8amere.  Branntwein  öulke,  uaiuentlich  wahrend 
der  Arbeitszeit,  nicht  gcnoM^en  werden.  In  Bnog  auf  die  Sauberkeit  müssen  die 
mit  Bleifarben  in  Berührung  kommenden  Personen  ganc  beeondera  peinlich  sein  und 
dabei  vornehmlich  folgendes  beachten: 
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1)  Hände  und  Arbeitekleider  sind  bei  der  Arbeit  tunlichst  vor  VerunreintguDgeo 
mit  BU  ifnrben  SQ  hüten*  Eb  «mpfielilt  «ich,  dieNig«!  stete  mflgUdut kon  geBcEnitteD 
XU  halten. 

2)  Da  YonundnigungeD  der  Hinde  mit  Bleifarben  nicht  gSozlich  za  ?ennddeii 
he'ui  werden,  ist  dt»  BeucEen,  Sdmapfeo  und  Kattoa  von  TaMk  wSkrend  der  Arfa^t 
zu  unterlaesai. 

9>  Die  Arfadter  dfirfen  en«t  dann  Bpeitten  und  €h>trSnlre  m  aidi  ndunen  oder 

die  Arbeitsstätte  verlaaBen,  nachdem  sie  znvor  (Vip  Arbeit  llri  1er  abt^clegt  und  die 
Uäode  mit  Seife,  womöglich  mit  Bimstein-  oder  Marmurseite,  gründlich  gewaschen 
]ltA>en.  Lasst  sich  das  Trinkon  wählend  der  Arbeit  ausnahmsweise  nicht  vermdden, 
90  sollen  die  Ränder  der  Trinkgefäese  nicht  mit  den  Bänden  berührt  werden. 

4)  Die  ArbeitBlileider  sind  bei  denjenigen  Arbeiten,  für  welche  es  von  dem  Arbeit- 
geber TOqjjeßchrieben  ist,  zu  benutzen. 

Um  die  Einatmung  bleihaltigen  Stnube?  zu  vermeiden,  sind  die  in  den  Be- 
stimmungen hierpeiien  enthaltenen  Vorsehrifteu  genau  zu  befolgeu;  Insbesondere  ist 
das  Anreiben  von  ßleiweis^  u.  d(rL'l.  mit  Oel  oder  Firnis  nicht  mit  der  Hand,  sondern 
in  ataobdichtea  BehÄlt«ni  vorzunehmea ;  ferner  «olien  BleüariMnnnatndie  nicht  trocken 
abgebimst  oder  abgeschliffen  werden. 

Erkrankt  ein  Arbeiter,  weleher  mit  Bleifarben  in  Berührt u  l'  kommt,  trotz  aller 
Vorsichtsmattiregein  und  IflrBcheinun^u,  weiche  den  Verdacht  einer  Bleivergiftung 
(s.  oben)  erwecken,  so  soll  er  in  Reinem  nnd  in  seiner  Funüle  Interesse  die  Hille 
ein^  Arztt-s  sogleich  in  Anspruch  nehmen  md  diaem  gleicliseitig  mitteilen,  dais  er 
mit  Blei  für  beu  zu  arbeiten  gehabt  hat. 

3.  Bekanntmachimg,  betr.  die  Logis-,  Wasch-  und  Baderfinme  sowie 
die  Aborte  für  die  Schifbmajiuschaft  auf  KauÜj&hrteisolLLaeii.  Vom 

2.  Juli  imm  /R.Q.Bl.  No.  2'J  ex  1JK)5.  S.  5fi3). 

4.  Bekanntmachung,  betr.  Krankonfürsorge  auf  Trfliiffkhr»^iftnhiflpftn , 

Vom  o.  Juli  li)05  ^R.G.U.  Xo.  29  e.x  1905,  S.  568). 

5.  Bekanntmachung,  betr.  die  Entwertung  der  Marken  und  die 
Sinriehtung  der  Quittungskarton  für  die  Invalidenversicherung.  Vom 

3.  Juli  1905  (R.G.B1.  No.  29  ex  1905,  S.  590). 

b)  Bundesstaaten. 
L  Königreick  Preusseo. 

1.  Gesetas,  betr.  dto  AMndenuig  einzelner  Bestimmungen  des  All- 
ftemetnen  Ber^esetses  vom  24.  Juni  1865/1802.    Vom  14.  Juli  lOo.-,. 

Art.  1.  Die  nnrhstehend  bezeichncte'n  Vnr.'-chrifTeu  dea  AJlgemeiuen 
Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865/1892  werden,  wie  Iblgt,  abgeändert: 

1)  §  80b  Ziffer  S  erh&lt  folf^ende  Fassang: 

Ueber  Zeit  und  Art  der  ALrorlnmng  und  Lohnzahlung,  über  das 
Verfahren  zur  Feststellung  des  bei  d*  r  Lnlmliei  f^ehnunfr  7m  bcrück-sichtigon  li  n 
Teile.s  ungenf}<rend  ndor  vorschritiswidri^'-  iM-ladener  Fnrdprpofhssp  ni;  1 
über  die  Uebeiwacliung  dieses  Verfahrens  üurcli  Vertraueiismäuuei-  der 
Arbeiter  (§  dOc  Abs.  2),  sowie  über  die  Vertreter  des  Bergwerksbesitsera 
bei  diesem  Verfahren  und  über  den  gegen  die  Feststellung  des  LohDauteils 
zuläs.'iigen  Besch we^de^veL^'* 

2)  §  80c  Abs.  2  erhält  fn|n-endo  Fas.sung : 

„Genügend  und  vorachriftsmässig  beladeno  Fördergoftlsse  bei  der 
Loimberecbnung  in  Abzug  zu  bringen,  ist  verboten.  Ungenügend  oder 
vorschriftswidrig  beladene  FördergefUsse  müssen  insoweit  angerechnet 
werden,  al^l  ihr  Inhalt  vorschriftsmäs.sig  ist.  Der  Bergwerksbesitzer  ist 
verpflichtet  zu  gestatten,  dass  die  Arbeiter  auf  ihre  Kosten  durch  einen 
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aus  ihrer  Mitte  von  dem  ständigen  Arbeiterausschuss  oder,  wo  ein  solcher 
nicht  besteht,  von  ihnen  f2;owahlten  Vertratienfsmann  das  Verfahren  l^pi 
Feststellung  der  ungenügenden  oder  vorschriftswidrigen  Beladung  uud  do» 
bei  der  LohnbeFechnnng  ansureohiieiiden  Teiles  der  Beladung  überwachen 
laeoen.  Durch  die  Ueberwaohang  darf  eine  StOnmg  des  Betriebs  nicht 
herbeigeführt  werden;  bei  Streitigkeiten  hierüber  trifft  auf  Beschwerde 
des  Vertrauensmanns  die  Beri,^behörde  die  ontsjnechenden  Anordnnng-en. 
Der  Vertranensmaiin  bleibt  im  Arbeitsverhältnisse  des  Bergwerkes.  Mit 
der  Beendigung  desselben  erlischt  sein  Amt  Der  BergwerksbeaitBer  ist 
femer  verpfliditet,  den  Lohn  des  Vertrauensmanns  anf  Antrag  des  stftndigen 
Arbeiterausschusses  oder  der  Mehrzahl  der  beteiligten  Arbeiter  vorschuss- 
weise  zu  zahlen.  —  Er  ist  berechtigt,  den  vorachnsf?weiHe  gezahlten  Lohn 
den  beteiligten  Arbeitern  bei  der  Lohnzahlung  in  Abzug  zu  bringen." 

3)  §  80d  Abs.  1  erhält  hinter  dem  zweiten  Satze  folgenden  Zusatz: 
„;  die  im  Lanfe  eines  Ealendermonats  gegen  einen  Arbeiter  wegen 

nngenOgender  oder  vorschriftswidriger  Beladung  von  Fördergefässen  ver- 
hängten Geldstrafen  dürfen  in  ihrem  Gssamtbetrage  ö  Mark  nicht  Uber« 
steigen." 

4)  §  80d  Abs.  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Alle  Strafgelder  müssen  smn  Besten  der  Arbeiter  des  Bergwerkes 
yerwendet  werden.    Wenn  für  das  Bergwerk  ein  ständiger  Arbeiteraus- 

schuss  vorgeschrieben  ist,  müssen  die  Strafgelder  einer  Unterstützung^skasse 
zu  Gunsten  der  Arbeiter  überwiesen  werden,  an  deren  Verwaltun;::  ler 
ständige  Arbeiterausschuss  mit  der  Massgabe  beteiligt  sein  uuiss,  dass 
den  von  den  Arbeitern  gewählten  Mitgliedern  mindestMis  die  Hftlfte  der 
Stimmen  ansteht.  Dio  Grunds&tze  für  die  Verwendung  und  Verwaltung 
mÜ8f»en  nach  Anhörnnir  der  volljährigen  Arbeiter  oder  des  st!\ndi;zen 
ArbeiterausschusseH  in  der  Arbeitsordnung  oder  in  besonderen  Salznn^'.'n 
festgelegt  werden.  Eine  Uoborsicht  der  Einnaimieu  uud  Ausgaben  und 
des  Vermögens  dieser  Kasse  ist  alljährlich  in  einer  vom  Oberbergamte 
vorgeschriebenen  Form  aufzustellen  und  diesem,  nachdem  sie  2  Wochen 
dorch  Aushang  zur  Kenntnis  der  Belo^^srhafi  ^'ebiadit  ist,  einzureichen." 

5}  §  dOd  Abs.  3  a&tz  2  erhält  in  seinen  Eingangsworten  folgende 
Fassung : 

„Mit  Zustimmung  des  ständigen  Arbeiteraussdmsses"  nsw. 

(>}  §  80f  erhält  folgende  Fassung: 

(Abs.  1.1  „Auf  denjeni^^en  Bergwerken)  auf  welchen  in  der  Regel 
mindestens  U)0  Arbeiter  beschäftigt  werden,  mnss  ein  ständicrer  Arbeiter- 
ausschuss vorhanden  sein,  liiui  liegt  es  ob,  duraui  hinzuwirken,  dass  das 
gute  EinTemehmen  innerhalb  der  Belegschaft  und  zwischen  der  Beleg- 
schaft und  dem  Arbeitgeber  erhalten  bleibt  oder  u  icderhorgestellt  wird. 

(Abs.  2.)  Der  ständige  Arbeiterausschuss  liat  die  in  den  §§  80c 
Abs.  2,  80d  Abs.  2,  3  und  80g  Abs.  1  bezeichneten  Aufgaben.  Durch  die 
Arbeitsordnung  können  ihm  noch  weitere  Aufgaben  zugewiesen  werden. 
Ausserdem  hat  er  Anträge,  Wünsche  und  Besehwerden  der  Belegschaft, 
die  sich  auf  die  Betriebs-  und  Arbeitsverhältnisse  des  Bergwerkes  be- 
ziehen, /Ml  Kenntnis  des  Bergwerksbesitzers  zu  bringen  und  sich  darüber 
zu  äussern. 

(Ab.s.  3.)  Ein  Arbeiterausschuss,  der  seine  im  Abs.  2  begrenzte  Zu- 
ständigkeit überschreitet,  kann  nach  fruchtloser  Verwarnung  aufgelöst 
werden.   Die  Auflösung  erfolgt  durch  das  Oberbergamt.   Nach  wieder- 


uiyiii^ed  by  Google 


-   187  — 


holter  Auflösung  kann  das  Oberbergamt  ftlr  das  betroffene  Bergwerk  die 
Torsclirlft  des  Abs.  1  Sats  1  auf  die  Dauer  von  höchatena  einem  Jahre 

aoaser  Kraft  »etzeu. 

(  Abs.  4.)  Als  ständige  Arbeiterausschüsse  im  8iune  des  Crosetzes 
gelten  nar: 

1)  die  Vorstände  der  für  die  Arbeiter  eine»  Bergwerkes  bestehenden 
Krankenkassen  oder  anderer  für  die  Arbeiter  des  Bergwerkes  bestehender 
Kasserieinrichtun^pii,  dereti  Mitglieder  in  iliror  Mehrheit  von  den  Arbeitern 
aus  ihrer  Mitte  zu  wähleu  8iiid,  noieru  t^ie  als  stäudige  ArbeildrauäschüsHe 
bestellt  worden; 

2)  die  Knappsdiaftsfiltesten  von  Knappscbaftsvereinen  und  Knapp- 
schaflskrankenkassen.  welche  nur  die  Betriebe  eines  Borf:i;werksbesitzer8 
nmfafiser.,  sofern  sie  aus  der  Mitte  der  Arbeiter  gewählt  sind  und  als 
ständige  ArbeiterauHschüsse  bestellt  werden; 

3)  die  bereite  vor  dem  1.  Januar  1892  errichteten  ständigen  Arbeiter« 
ausHchttsse,  deren  Hitglieder  in  ihrer  Mehrsahl  von  den  Arbeitern  aus  ihrer 
Mitte  gewählt  werden  ; 

4)  solche  Vertretnngeu,  deren  Mitglieder  in  ihrer  Mehrzahl  von  den 
Arbeitern  des  Bergwerkes,  der  beuefFeuden  Betriebsabteilung  oder  der 
mit  dem  Bergwerke  verbnndenen  Betriebeanlagen  ans  ihrer  Mitte  in  un- 
mittelbarer und  geheimer  Wahl  gewählt  werden.  Die  Wahl  der  Vertreter 
kann  anch  nach  Arbeiterklassen  oder  nach  besonderen  Abteilungen  des 
Betriebs  erfolgen.    Die  Verhältniswahl  ist  zuJässifi. 

Zur  Wahl  berechtigt  sind  nur  volljährige  Arbeiter,  welche  seit  Er- 
öffnung des  Betriebs  oder  mindestens  1  Jahr  ununterbrochen  auf  dem 
Bergwerke  gearbeitet  haben.  Die  Vertreter  müssen  mindestens  80  Jahre 
alt  sein  und  seit  der  Eri>ffnnn<r  des  Beti'iebs  odei-  mindestens  3  Jahre 
ununterbrochen  auf  dem  Bor^n\  t  rke  goarbeitot  haben.  Wähler  nnfl  Ver- 
treter müssen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  und  die  deutsche  iieichsan- 
gehörigkeit  besitzen,  die  Vertreter  überdies  der  deutschen  Sprache 
nichtig  sein. 

Die  Zahl  der  Vertreter  swil  mindestens  3  betranken. 

Die  Arbeiterausschnsso  sind  mindestens  alle  f)  .Fahre  neu  zxi  wählen. 
Der  Wahltermin  ist  4  Wochen  vor  der  Wahl  bekannt  zu  geben. 

Das  Amt  eines  Vertreters  erlischt,  sobald  er  aus  dem  Arbeitsverhält« 
Iiis  ausscheidet  oder  eine  andere  Voraussetzung  der  Wählbarkeit  verliert. 

Die  Bergbehörde  hat  darüber  zu  wachen,  dass  die  ständigen  Arbeiter- 
»UHPchiisse  stets  vorschriftsniJIssif::;  besetzt  sind  und  dass  die  erforderlich 
Werdenden  Neuwahlen  schleunigst  erfolgen.  Ueber  die  Gültigkeit  einer 
Wahl  und  Aber  das  Eilöschen  des  Amtes  eines  Mitgliedes  eines  stftndigen 
Arbeiteranssdiusses  entscheidet  das  Oberbergamt. 

Ueber  die  Organisation,  Wahl,  Zuständigkeit  und  Geschäftsführung 
de>s  s»andifi:en  Arbeiteiansschusses  sind  in  der  Arbeitsordnung  oder  in  be- 
sonderen t^atzuugeu  nähere  Bestimmungen  zu  treäen.'^ 

7)  Hinter  §  80f  wird  folgender  §  8Qf  a  eingesehaltet : 

Die  in  den  Arbeitsordnungen  oder  in  besonderen  Satzungen  ent« 
baltf-nen  Bestimmungen  über  die  Verwendung  der  »Strafgelder  und  die 
Verwaltung  der  Unterstützunjrskassen  sowie  über  die  Organisation,  Wahl, 
Zustäütiigkeit  und  öeschäftstührung  des  ständigen  Arbeiterausschusses 
noteriiegen  der  Genehmigung  des  Oberbergamts.  Die  Genehmigung  dai*f 
nur  versagt  werden,  wenn  die  Bestimmungen  gegen  die  Gesetze  Verstössen. 
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8)  §  80g  erhalt  fol^rende  FassuDg: 

(Abs.  1.)  „Vor  dem  Erlasse  der  Arbeitsordnung  oder  eines  Nachtrags 
zu  derselben  ist  auf  denjenigen  Berfjwerken,  für  welche  ein  ständiger 
Arbeiterausschuss  besteht,  dieser  über  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  oder 
des  NftcbtragB  zu  Lören ;  auf  den  flbrigen  Bergwerken  ist  den  voUj&brigen 
Arbeitern  Gelegenheit  xa  geben,  sich  Aber  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung 
oder  des  Nachtra<zs  zu  äussern. 

(Abs.  2.)  Die  Arbeitsordnnnfr,  sowie  jeder  Nachtra*]:;  zn  derselben, 
ist  unter  Mitteilung  der  seitens  dos  Arbeiterausschusses  oder  der  Arbeiter 
geftusserteu  Bedenken,  soweit  die  Aeusserongen  schriftlich  oder  zu  Protokoll 
erfolgt  sind,  binnoi  3  Tagen  nach  dem  l^laas  in  zwei  Aosfertigongen, 
unter  Beifügung  der  Erklärung,  dass  und  in  welcher  Weise  der  Vorsc^ift 
des  Abs.  1  genügt  ist,  der  Bergbehörde  einzureichen. 

''Abs.  3.)  Die  Arboit.<;nrdnnng  isf  an  geeigneter,  allen  beteiligten 
Arbeitern  zugänglicher  Steile  auszuhängen.  Der  Aushang  muss  stets  in 
lesbarem  Zustande  erhalten  werden.  Die  Arbeitsordnung  ist  jedem  Arbeiter 
bei  seinem  Eintritt  in  die  Beachftftignng  zn  behändigen." 

Art.  2.  Am  Schlueee  des  dritten  Abschnitts  d^  dritten  Titels  des 
Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1805/1892  werden  folgende  Vor* 
Schriften  eingeschaltet: 

§  93a.  FUr  die  Arbeitszeit  der  in  Steinkohlenbergwerken  unterirdisch 
bescihftftigten  Arbeiter  gelten,  unbeschadet  d«r  dem  Bei^behürden  in  den 
§§  196  bis  199  beigelegten  Befugnis  snm  Erlasse  weitergehender  An- 
ordnungen, die  Vorscliiifteii  dev       93b,  93c  und  93e. 

^  98h.  (Abs.  1.)  Die  regelniasöifre  Arbeitszeit  darf  für  den  einzelnen 
Arbeiter  durch  die  Ein-  und  Ausfahrt  nicht  um  mehr  als  Stunde  ver- 
längert werden.  Ein  etwaiges  Mehr  der  Ein-  und  Ausfahrt  ist  .aof  die 
Arbeitsxeit  ansorechnen.  Eine  Verlängerung  der  Arbeitsseit,  welche  cur 
Umgehung  der  Torstehenden  Bestimmungen  erfolgt,  ist  unzulässig. 

(Abs.  2.)  Als  Arbeitszeit  gUt  die  Zeit  von  der  Beendigung  der  Seil- 
fahrt bis  zu  ihrem  Wiederbeginne. 

§  93c.  (Abs.  1.)  Für  Aibeiter,  weiche  an  Betriebspunkten,  an  denen 
die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  als  +  28  Grad  Celsius  beträgt,  nicht 
bloss  vorflbei^hend  besdiäftigt  werden,  darf  die  Arbeitsseit  6  Stunden 
täglich  nicht  übersteigen. 

'Abs.  2.)  Als  gewöhnliche  Temperatur  gilt  diejenige  Temperatur, 
welche  der  Betriebspunkt  bei  regelmäfsifrfr  Bele*rnng  und  Bewetterung  hat. 

§  93d.  (Abs.  1.)  Es  darf  nicht  geblattet  werden,  an  Betriebspunkten, 
an  denen  die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  als  -f-  28  Grad  Celsius  beträgt, 
Üeber-  oder  Nebenschichten  zu  verfahren. 

(Abs.  2.)  Vor  dem  Beginn  sowohl  einer  regelmässigen  Schicht  als 
einer  Ncbonschicht  thti^h  ffir  den  einseinen  Arbeiter  eine  mindestens 
8-stündige  Kuhezeit  liegen. 

§  93e.  Auf  jedem  Bergwerke  müssen  Einrichtungen  vorhanden  sein, 
welche  die  Feststellung  der  Zahl  und  Dauer  der  von  den  einzelnen 
Arbeitern  in  den  letzten  12  Monaten  verfahrenen  Ueber-  und  Keben- 
Bchichten  erinnirlichen. 

Art.  3.  Im  arliton  Titel  des  allgemeinen  Borgiresotzes  vom  21.  Juni 
1 805 '1892  werden  hinter  den  §§  192  und  194  folgende  neue  Paragraphen 
eingeschaltet : 
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§  192a.  (Abs.  1.)  Gegen  die  Entscheidung  des  Oberbergamts  in  den 
r&Uen  des  §  80f  Abs.  3  und  Abs.  4  Ziffer  4  findet  innerhalb  2  Wochen 
von  der  Zustellung  an  die  Kla^'o  im  Ver\valtunp:s.««treitverfahreii  bei  dem 
Bezirksausschüsse  statt.  Die  Anruiung  des  Be^irkaausschusäes  steht  dem 
Bergwerkseigentümer,  seinem  SteUvertreter  und  in  den  F&Ileii  des  §  80f 
Abs.  3  den  durch  die  I^tsdieidnng  betroffMien,  in  den  flbrigen  F&Uen 
dee  §  80f  den  wahlberechtigten  Arbeitern  zu. 

(Abs.  2.)  Gegen  die  Entscheidung  des  Oberbergamts  auf  Grand  des 
§  197  Abs.  1  findet  innerhalb  2  Wochen  von  der  Zustellung  an  die  Klage 
im  VerwidtnngestreitYerfeliren  W  dem  Bergausschasse  statt. 

(Abs.  8.)  Gegen  die  Entsdieidung  des  BesirksaiiflschvisseB  sowie  des 
Bergausschusses  ist  das  Bechtsmittel  der  Revision  bei  dem  Ob^nrerwaltimgB* 
gerichte  "[^ef^eben. 

§  iy4a.  (Abs.  1.)  Bei  dem  Oberbergamte  beüteht  für  dessen  Bezirk 
der  Bergauäschuss ;  er  ist  für  diejenigen  Angelegenheiten  zuständig, 
weldie  seiner  Entsdheidnng  im  VerwaltangsstreitTerfa^ren  gesetslich  ttber* 
wiesen  sind. 

(Abs,  2.)  Der  Bt^rjL'atissclinsR  l)esteht  aus  Abteilungen.  Für  jede 
Provinz,  in  der  innerhalb  des  Oberbergamtsbeziikes  Bergbau  umgeht,  be- 
steht eine  Abteilung.  Jede  Abteilung  des  Bergausschu.sses  besteht  aus 
dem  Bergbanptmanne,  bei  Verhinderung  des  Berghauptmanns  deesen 
amtlichen  Stellvertretei  als  Vorsitzenden  nnd  aus  6  Mitgliedern.  Zwei 
die-ä«»r  ^rifglieder  werden  ernannt,  und  zwar  ans  den  Mitgliedern  de.s 
Oberbergaints  durch  <1en  Minister  für  Handel  und  Gewerbe.  Die  Ernen- 
nung erfolgt  auf  die  Dauer  des  HauptHmts.  In  gleicher  Weise  erfolgt 
die  Ernennung  je  eines  Stellyertreters. 

(Abs.  8.)  Der  ^  r  it/.ende  und,  sofern  nicht  für  die  verschiedenen 
Abteilungen  be.«:ondere  Ernennungen  erfolgen,  die  ernannten  Mitglieder 
gehören  allen  Abteilun^ren  an. 

(Abs.  4.)  Die  4  anderen  Älitglieder  werden  für  jede  Abteilung  aus 
den  Einwohnern  der  Provina,  für  welche  die  Abteilung  bestellt,  durch  den 
ProvinzialausseluusB  gewählt.  Eines  dieser  Mitglieder  mnss  einem  Ober^ 
landesgerichte  der  Proviu?:  angehören. 

(Abs.  5.)  In  gleicher  Weise  willilt  <]er  Provinzialausschuss  4  Stell- 
vertreter, über  deren  Einberufung  das  (ieschäftsregulativ  bestimmt. 

(Abs.  6.)  Wählbar  ist  mit  Aosnahme  des  Oberprftsidenten ,  der 
Begiertmgspräsidenten,  der  staatlichen  Bergbeamt«a,  der  Vorsteher  königl. 
Polizeibehörden,  der  Landräte  und  der  Beamten  des  Provinzialverbandes 
jeder  zum  Provinziaiiandtage  wählbare  Angehörige  des  Deutschen  Peichs. 

(Abs.  7.)  Auf  den  Bergausschuss  und  seine  Mitglieder  finden  die 
§§  11,  12,  32  bis  34  deft  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landesverwaltung 
vom  30.  Juli  1883  (Ges.-Samml.  S.  196)  und  auf  das  Verfahren  der  I. 
i^nd  II,  Abschnitt  des  dritten  Titels  im  gleichen  Gesetze  mit  der  Mas.s- 
gabe  sinngemässe  Anwendung,  dass  der  Bergauschuss  an  die  Stelle  des 
Bezirksausschusses,  der  Berghauptniaun  an  die  Stelle  des  Kegierungs- 
prfisidenten  und  der  Minister  ftlr  Handel  nnd  Gewerbe  an  die  Stelle  dea 
Ministers  des  Innern  tritt. 

(Abs.  8.)  In  den  Hohenzollernschen  Landen  kommen  die  vi  rstfhenden 
Bestimmungen  mit  der  Massgabe  zur  Anwendung,  rinnst  die  zu  wählenden 
Mitglieder  von  dem  Landesausschuss  aus  der  Zahl  der  zum  Kommunal- 
laodtage  w&hlbaren  Angehörigen  des  Landes-Kommunalverbandes  gewfthlt 
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werden  und  dsss  auch  die  Oberamtmftnner  and  die  Beamten  dee  Landee- 

Konuttunalverbandes  von  der  Wählbarkeit  aus^reschlossen  sind. 

Art.  4.  Im  ersten  Abschnitt  des  neunten  Titels  des  allgemeinen  Berg" 
gesotzes  vom  24.  Juni  1865/18ir2  wird  §  197,  wie  f'^lgt,  geändert: 

1)  Der  zweit«  öatis  des  Ab.s.  1  wird  durch  iolgeiide  Bestimmung  ersetzt: 
„Sie  sind  yerpflichtet  za  prüfen,  ob  mit  Büeksioht  auf  die  den  Ge> 

sundheitssnstand  der  Arbeiter  beeinflussenden  Betriebsverhältnisse  eine 
Festsetzung  der  Deiner,  des  Beginns  und  des  Endes  der  täglichen  Arbeits- 
zeit geboten  ist.  (.Tegebenenfalls  trifft  das  Oberber^anit  nach  Arilnirung 
des  Gesundheitsbeirats  die  hierzu  erforderlichen  Festsetzungen  für  den 
Oberbergamtebeurk  oder  Teile  desselben  und  erlftsst  die  znr  Durchftihrung 
erforderlichen'  Anordnungen.  Aus  besonderen  GrOnden  können  einzelne 
Bergwerke  anf  iliren  Antrag  durch  das  Oberbergarat  von  der  Beobachtung 
dieser  Vorschriften  g&Qzlich.  oder  teilweise,  dauernd  oder  zeitweise  ent- 
bunden werden. 

2)  Hinter  Abs.  2  wird  folgender  nener  Absatz  eingeschaltet : 

Der  QeBundheitsbeirat  wird  für  den  ümfang  des  Oberbergamtsbezirkes 
gebildet  und  besteht  aus  dem  Bergluuij>traann  als  Vorsitzenden  und  vier 
Beisitzern,  die  zu  gleichen  Teilen  aus  der  Zahl  der  Bergwerksbesitxer 
oder  ihrer  Stellvertreter  und  der  Zahl  der  aus  den  Arbeitern  gewählten 
Enappeehaftsftltesten  m  entnehmen  sind.  Die  Auswahl  der  Beisitzer  er- 
folgt  durch  den  Provinzialausschuss  derjenigen  Provinz,  in  der  sich  der 
Sitz  des  Oberganits  Lefindel.  An  den  Verhandlungen  des  Gesundheits- 
beirats nimmt  ein  vom  Oberbergamte  au  berui'ender  £na|^8chaftsarzt  mit 
beratender  Stimme  teil. 

Art.  6.  Der  dritte  Abschnitt  des  neuntmi  Titels  des  allgemeinen 
Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865/1892  wird,  wie  folgt,  geftndert: 

1)  Im  §  207b  werden  hinter  den  Worten  „für  welches  eine  Arbeits- 
ordnung '§  HOaV  die  Worte  eingeschaltet:  „oder  der  im  §  80f  vorge- 
schriebene ständige  Arbeiterausschuss'^ 

2)  Im  §  207e  Ziffer  1  kommt  das  Wort  „Lohnabzüge'*  in  Wegfall 
8)  Hinter  §  207e  werden  folgende  Vorsehriften  eingeschaltet: 

§  207f.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  2W  Mark  und  im  ünvermfigensfalle 
mit  Gefängnis  hin  rn  (\  Monaten  wird  bestraft^  wer  den  Yorsclirif^en  der 
§§  93b,  Ü3c,  93d  zuwiderhandelt 

§  207g.  Mit  Geldstrafe  bis  160  Mark,  im  Unvemtfgensfalle  mit 
Haft,  wird  bestraft,  wer  es  unterlftsst^  der  durch  §  98e  für  ihn  begründeten 
Verpflichtung  nachzukommen. 

Art.  6.    Schuss-  und  l '  o  b  e  r a n    s  v  o r  s c h  r i f  t en. 

Die  durch  dies  Gesetz  eHbrdorlich  werdenden  AbÄnderungeu  der 
ArbeitmrdDungen  mflssen  spfttestens  3  Monate,  die  Einrichtung  der  st&ndigen 
ArbeiterausschüMse  muss  spfttestens  4  Monate  nach  dem  Inkrafttreten  des 

Gesetzes  erfolgt  sein. 

Mit  der  Ausführnng  dieses  Gesetses  wird  der  Minister  für  Handel 

und  Oowerbb  beanftra^'t. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Bewülignng  weiterer  Staatsmittel  zur  Verbesse- 
rung der  Wobnungverbältnisse  von  x^rbeitem,  die  in  staatlichen  Be- 
trieben bescbiiftigt  sind,  und  von  gering  besoldeten  ätaatsboamten. 
Vom  a  Juli  1905. 
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§  1.  Der  Staatsregieruiig  wird  ein  wmterer  Betrag  von  16  IGllionen 
Mark  zur  Verwendung  nach  Massgabe  des  Gesetsee  Tom  18.  Angosi  1896 

(Ges.-Samml.  S.  521),  betr.  die  Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  "Ver- 
besserung der  WohnungsverhJlltnisse  von  Arbeitern,  die  in  staatlichen 
Betrieben  beschäftigt  sind,  und  von  gering  besoldeten  btaatsboamten,  zur 
Verfügung  gestellt, 

§  2.  Zor  Bereitstellung  der  im  §  1  gedachten  16  MiHionen  Mark 
ist  eine  Anleihe  durch  Verftasserang  eines  entsprechenden  Betrags  von 
Schuldverschreibungen  aufzunehmen. 

An  Stelle  der  Schuldverachreibungen  konnou  vorUbergeLend  S(  batz- 
•aweisQngeu  ausgegeben  werden.  Der  Fälligkeitstermin  ist  in  den  Schatz- 
«nwemmgen  anmgeben.  Die  Staata«gianmg  wird  ermächtigt,  die  Mittel 
zur  Einlösung  dieser  Schatzanweisungen  durch  Ausgabe  von  neuen  Schate« 
anwei^nnpjen  und  von  Schnldvors«  lireibun^en  ii»  ^aiti  erforderlichen  Nenn- 
betra^'e  zu  beschaffen.  Die  tichatzanweisungen  können  wiederholt  aus- 
gegeben  werden. 

SehatsanweiBnngen  oder  Schnldverscbreibungen,  die  zur  Einlösung  von 
ftUig  werdenden  Schatzanweisungen  bestimmt  sind,  hat  die  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  auf  Annrdnnng  des  Finanzministers  14  Tage 
vor  dem  Fälligkeitstermine  zur  Verfügung  zu  halten.  Die  Verj^insuiii:  der 
neuen  Schuldpapiere  darf  nicht  vor  dem  Zeitpunkte  beginnen,  mit  dem  die 
Versinsung  der  einsalttsenden  Schatzanweisungen  aufhört. 

§  3.  Wann,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  Betiftgen,  welchem 
Zinsftispe,  zn  welchen  Bedingurjjen  der  Kündigung  und  zu  welchen  Kursen 
die  kjfhatzaTiweisunfren  und  die  Schuldvei'Schreibungen  verausgabt  werden 
soUen,  bestimmt  der  l'inauzmiuister. 

Im  fibrigen  kommen  wegen  Vei;waltnng  und  Tilgung  der  Anleihe  die 
Vorschriften  des  Gesetze»  vom  19.  Dezember  18G9,  betr.  die  Konsolidation 
Prenssischer  Staatsanleihen  ((Ifs. -Samml.  8.  1197),  des  Gesetzes  vom 
8.  März  1897,  betr.  die  Tilgung  von  Staatsschulden  (Oes.-Samml.  S.  48) 
und  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1903,  betr.  die  iiilduug  eines  Ausgleiehs- 
fonds  ftir  die  Eisenbahnverwaltnng  (Ge8.-SammL  S.  166),  cur  Anwendung. 

§  4.  Dem  Landtag  ist  bei  dessen  nächster  regelmtasiger  Zusammen- 
kunft über  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  Bechenschaft  su  geben. 

3.  Brlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Begierungs- 
präsidenten, betr.  die  Betriebe  des  Maler-,  Anstreicher-,  Tüncher-, 
Weusablndor-  oder  Lackierergewerbes,  vom  15.*  Juli  1905  (M.-Bl.  d.  H.- 
Q.  G.-V.,  S.  232). 

2.  Königreich  Bayern. 

1,  ErlfiRR  des  königl.  StaatsminiBteriums  doR  könip;!  Hauses  und 
des  Aeussem.  An  die  königl.  Begierungen,  Kammern  des  Innern,  die 
Henren  königl.  Fabriken-  und  Gewerbeinspektoren,  die  Distrikts-  und 
OrtspoliMibehördeii  und  die  könlgL  Beigb^örden.  Die  Jidiresbeticihte 
der  königL  Fabriken-  und  Gtowerbeinspektoren,  danii  des  kfolgL  Beacg- 
behörden  betr.    Vom  2.  Mftrz  l?»or)i  . 

Die  demnächst  er«;heincndeu  JahreHbericbte  der  königl.  Fabriken-  und  Gewerbe- 
iospektorcn,  dann  der  königl.  Bergbehörden  für  da«  Jahr  1904  Immn  ergehen,  dsM8 
die  Revi»innf!tätijrkeit  iti  f rfreiilidit  r  Znnahme  begriffen  ist  imd  das«  infolgedessen, 
sowie  bei  dem  vvacii*eudLU  X'critüudiiis  und  £ntgegenkommen  einer  grossen  Zahl  von 

l)  YgL  Boll.,  Bd.  IV,  8.  113. 
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Arbeit^bcTD  die  wünschenswerte  ßessenmg  der  Arbeiterverfaältnisse  nach  allen  JBe- 
ridmnfleD  evwaftek  wrden  dsrf. 

Dazu  i?t  jedoch  unerlässlirh,  da^s  dif  Gewerbc^ufsichtsbeamten  ^cnvic  die  Be- 
amten der  königL  Bergbehörden  dem  ächutr.  der  Arbeiter  vor  Gefahren  da^  BetriebB, 
der  ünftdlmbutang  und  der  Hintanhtdtung  gesundheitsschädlicher  EiDflüsee  ilir 
gtctef»  ernsfpstes  Augenmerk  zuwenden,  daa«  mg  insbesondere  über  Fk-achiimg  der  be- 
sonderen ^chutzvorschriftCQ  für  Kinder,  jugendliche  Arbeiter  und  Arlxittrinnen 
vachen  und  das«  aie  soweit  nur  angängig  zur  Verbesserung  der  Lohn-  und  Arb*  it< 
Verhältnisse,  der  Wohriräumt»  und  dor  seilst  in  Betracht  kommoden  Zuatiude  d«r 
Arbeiterbevöl  kernt  lg  verniitlehid  und  anregend  mitwirken. 

Alt;  einer*  der  erfolgreichsten  Mittel  zur  Besserung  der  Lohn-  und  ArboiUverhält- 
Diese  und  zur  Herbeiführung  des  so  wünschenswerten  guten  Einvernehmens  zwischsn 
Arbeitgebmi  und  Arbeitern  haben  sieh  die  IVnifreiträgc  owiesen.  Die  Gewerbe» 
auf  sich  t8l)eamten  worden  es  deshalb  als  eine  ihrer  vornenmhehsten  Aufgaben  zn  be- 
trachten haben,  im  Benehmen  mit  den  Organisationen  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
auf  das  SSustandekommen  soldkcr  Tarifvc^nbarungen  hinzuwfriren,  welche  bdde 
Teile  zn  befriedigen  geeijrnet  erscheinen.  Die  Beseitipunc:  des  Prämiensyütems,  welcbts 
ohudiiu  im  Abnehmen  sieh  zeigt,  ist  anzustreben.  Die  Verbesserung  d^  Wohnverhäit- 
nisse  der  arbeitendeD  Bevölkerung,  die  vielfach  noch  sn  wünschen  fibrig  lassen,  iat 
im  Zusammengehen  mit  den  Arl)eit^'ebprn  und  den  Bauvcrpinen  unausgesetzt  zn 
fördern  und  aarauf  zu  traehton,  dai*s  allmählich  gesunde  und  wohlfeile  Arl)eiter- 
, Wohnungen  genügend  zur  \  i  rfugung  stehen.  Wo  es  durchführbar  sich  erwdst,  ist 
auf  die  Errichtung  von  Ltiligeäkeimeii  ffir  oilnnliche  und  weibliche  Arbeiter  ge» 
sondert  Bedacht  zu  nehmen. 

Zur  Hebung  der  Verhaltnisse  der  Arbeiter  wird  auch  die  Einriciitung  von  Roeb- 
uod  Arbeitsschulen  für  Arbeiterfrauen  und  Mädchen  batragen  können  und  sind  die 
hierauf  gerichteten  Bestrebungen  tunliebst  va  nntentfiteen. 

I  )cn  Sehäditrungen,  welehe  die  hau.^indnhtriello  BeBohäftigung  teilweise  natnent- 
lich  für  Kinder  mit  sich  bringt,  kann  nimmehr  an  der  Uand  des  Gesetzes  über  die 
Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  wirksam  begegnet  werden. 

Die  weitere  Errichtung  von  Gewerbegenchtcn ,  welche  znr  Schlichtung  von 
BtreitigkeiteD  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  bisher  wesentlich  beigetragen 
haben,  ist  aurii  in  kMneren  Gemeinden  mit  industrieller  und  gewerblidier  BeTQlkenuig 
neuerdings  in  Anregung  zu  l)rin>rcn. 

Den  königl,  Kegieruiigeu,  Kaiiiuiern  des  lauern,  wird  vertraut,  dass  nie  unter 
Horanziebung  der  Distrikts-  und  OrtsiMlizcibehörden  nach  all  den  vorerwähnten  Ridi« 
tungcn  die  Besserung  der  Ar!)eilerverhältin'sse  herbeizu führen  bemüht  sein  und  da^^ 
sie  die  Gewerbeaufsichtebcanitcn  bei  ihrer  aui  den  Schulz  und  die  IHirsorge  für  die 
Arbeiter  gerichteten  Tätigkeit  in  jeder  Weise  unterstützen  werden. 

In  ^chcr  Weise  haben  sich  das  königL  Oberberganit  imd  die  mit  der  Aufeicht 
über  die  B«rgbaue  betrauten  Beamten  der  kftnigl.  Berginspektionen  den  tiebuts  der 
B<  r;:arl>eifer  vor  Gefahren  und  (TCsundheitS8chädi>:unL'en  sowie  die  Hebung  der  Wohl- 
fahrt derselben  vn^h  nWfu  Ceziehimgen  angeleyer:  -^i'<ri  zu  bissen. 

2.  Bekanntmachung,  die  Wahl  ärztlicher  Sachvorständigor  bei  dem 
Sohiedsgericlite  für  ArbeiterveraloheruDg  der  königL  BayeriBchen  ätaatä- 
eisenbalmverwaltiiiig  betremmd,  vom  IB.  Februar  1905  (Oesetoea*  und 
Verordnungsbl.  No.  11  ez  1905), 

3.  Grossherzogtuni  Baden. 

Bekanntmachung  des  Grossh.  Ministe  rnims  der  Justiz,  des 
Kultus  und  Unterrichts,  die  Statistik  der  geworblichon  Streitigkeiten 
betreöfend.  Vom  30.  Juni  19Uö  (Geäetzes-  u.  Verordniujgsbl.  No.  Iti  ex 
1906,  S.  830). 

e)  Vom  JUIehsTcrftlcherniiKSMiit  genehmlirte  ünMlTerhlltttiige- 

Tonelirlften. 

1.  UnftUrerhütungsTorBchrlften  16r  die  Undwlitfldhaftlioheii  Be> 
triebe  der  SoihleBiscdkeii  lamdwirtacihaftliidira  Beruftgenoeaeiiachafti  vom 
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31.  Oktober  lf>04/31.  Janüftr  lÖOö.    Vom  fieichsversicherungsaiute  am 

2.  März  1905  geueimiigt. 

2.  UnfallverhütungsvorBchriften  für  die  landwirtBchaftlichen  Be- 
triebe der  Poseoschen  landwirtschaftlichen  Beroflsgenossenschaft.  Vom 
6.  Dezember  1904.  Vom  Eeidisversicherungaamte  am  4.  März  11K)5  ge> 
aehmigt. 

3.  Unfallvorhütongsvorschriften  für  die  land-  und  iorstwlrtschaft- 
Hohen  Betzlebe  der  landwirtsohaftliclien  BernfttgenoaMvuiobaft  Lo- 
thringen.  Vom  Beicbsyersicheniiigsunte  am  8.  Mtrs  1905  gcaiefamigt. 

4.  Un&llTerhütungayorsohnften  (für  laudwirteohafthche  Neben« 
Iwtriebe)  der  HeMen-Naataulidheii  landwtrtaohaftUohen  Beraftgenossen- 
«cdiaft: 

a)  fflr  Brennerei-,  Molkerei-  und  Starkebereitun^r.s-Boti  iebe ; 
b>  fnr  Ziegeleien,  Qrftbereien  tiber  Tage,  Torfgräbereien,  Kalkbrenne- 
reien, Kalköten; 

e)  fhr  Steintirttche; 

d)  für  Mahl-  and  Oelmflhlen; 

e)  für  landwirtschafUicho  Brauereien  und  M&lzereien. 
Vom  BeichaversicheraiigBamt  am  8.  April  1905  genehmigt. 

6^  UniUlTarliatiiaKSTOtsdhxifteii  dw  Blieiiilaohen  landwbtMdiaft- 
liohen  Beroftgenottensoliaft.  Vom  JEteiclwyersiolienuigsunt  am  22.  Juni 
1906  genehmigt. 

0.  Zweiter  Kadhtng  sn  den  üiijldtveililltangSTorMlkxiften  der 

Brauerei-  und  Milierei-BenillsigenosBenschaft,  vom  28.  Juni  1905.  Vom 
Beiohaversiohenmgsamt  am  19.  Juli  1905  genehmigt. 


II.  Belgique.  Belgien. 

a)  Gesetze. 

* 

1.  Loi,  en  dato  du  25  juin  1906,  prescrivant  de  mettre 
<les  sieges  k  la  disposition  des  employees  4o  mnirasin. 

Gesetz  vom  26.  Juni  1806,  betr.  die  Qewähmng  von  Sitzgelegen- 
heit an  die  weiblichen  LadenangeeteUten. 

Art.  1.  In  jedem  Saal  in  Magaeinen,  Kramläden  und  anderen  damit 
£Oaammenh&ngenden  Uäunien,  in  welchen  Waren  oder  f;nnstip:e  Gegcn- 
fitande  durch  weibliches  Personal  ;^eliandhabt  oder  dem  Publikum  zum 
Verkaufe  angeboten  werden,  tsollen  ebensoviel  Stühle  sich  befinden,  als 
Trauen  darin  beschäftigt  sind. 

Die  Benntanng  dieser  Stühle  soll  den  Angestellten  während  der  Zeit, 
in  der  ihre  Arbeitspflichten  damit  nicht  im  Widerspruehe  stehen,  gestattet 
sein. 

Art  2.  Die  zur  Arboitsiuspekdon  delegierten  Funktionäre  der  Re- 
gierung haben  freien  Eintritt  in  die  diesem  Gesetze  unterstehenden  Loksp 
■litfttea.  Sie  haben  die  DorchfÖhrung  des  Gesetzes  zu  ttberwachen  und 
üebertretungen  durch  Protokolle  festzustellen,  die  bis  zimi  erbrachten 
^tegMtbeweise  beweiskräftig  sind.    Eine  Kopie  des  Protokolls  soll,  bei 
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Ungültigkeit  im  ünterlawungafalle,  innerlialb  48  Standen  dem  FeUbaren 
CQgestelit  werden. 

Art.  3.  Der  Art  15  dee  Gesetzes  vom  18.  December  1889  ist  auf 
dieses  Gesetz  anwendbar. 

Art.  4.  Uebertretongen  des  Art.  1  dieses  Gesetzes  unterliegen  einer 
BuBse  von  1 — 25  free.  Im  Falle  einer  Wiederholung  innerhalb  einer 
Frist  von  12  Monaten  nach  der  lotsten  Verortefliing  wird  die  Busse  ver> 
doppelt. 

Art.  5.  Der  Text  diosos  Gesetzes  soll  in  den  Räumen,  auf  welche 
es  anwendbar  ist,  an  einer  sichtbaren  Stelle  angeschlagen  werden.  Die 
Namen  und  Adressen  der  zur  Lispektion  delegierten  Funktionäre  sind 
unter  dem  Gtesetsestexte  anzuschlagen. 

Art.  6.  Dieses  Gesets  tritt  8  Konnte  naoh  seiner  Fkt>mn]gation  ia 
Kraft. 

2.  Loi,  en  date  du  17  juillet  1905,  sur  le  repos  du  di- 
manche  dans  les  entreprises  indnstrielles  et  commercialea 
Gesetz  vom  17.  Jnli  1906»  betr.  die  Sonntagimhe  In  gew«rblitiheii 

und  kaufmännischen  Botrieben. 

Art.  1.  Den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterstehen  die  gewerb-- 
liehen  und  kauimännischen  Betriebe,  mit  Ausnaiune: 

1)  der  Wassertransportnnternelminngen; 

2)  der  Fi.schereiuntemeLmungen ; 

3)  der  Meas-  und  JahrmarktsuntemehTnunn;©". 

Art.  2.  Es  ist  verboten,  andere  Porsoueu  als  die  mit  dem  Betriebs- 
unternehmer  wohnenden  famiUenmitglieder,  die  Dienstboten  uud  das  Haus- 
gesinde des  Betriebsnntemehmers  mehr  als  wfthrsnd  6  Tagen  in  der 
Wodie  sn  beschäftigen. 

Diese  Bestimmung  betrifft  die  im  Auftrage,  unter  der  Leitung  nnd 
Aufsicht  des  Unternehmers  ausijeführten  Arbeiten. 

Der  wöchentliche  ivuheLay  ist  der  Sonntag. 

Die  Yoratebenden  Bestimmungen  gelten  unter  Berttcksichtigung  der 
un  nachstehenden  vorgesehenen  Ausnahmen  und  Dispensationen. 

Art.  B.  Das  im  ersten  Absatz  des  vorstehenden  Artikels  an^pesprocbeae. 
Verbot  hndet  keine  Anwendnrifr: 

1}  auf  dringende,  durch  einen  l  all  liöherer  Gewalt  oder  durch  eine- 
nnTorhergesehene,  nicht  im  normalen  Betriebe  der  Untemehmnng  liegende 
Notu'endi<;keit  verursachte  Arbeiten; 

2    ntif  die  T'^eherwftchung  der  Arbeit.'srRnme : 

'6)  auf  die  zur  Auirechterhaltuu-:  des  regelmässigen  Betriebes  not- 
wendigen Reinigungs-,  Reparatur-  und  Instaudhaltungsarbeiten  uud  auf 
die  nicht  eigentlichen  Fk^duktionsarbeit«! ,  von  deron  AnsftÜirung  die 
Wiederaufnahme  des  regelmässigen  Betriebes  am  nächsten  Tage  abhängt; 

4'i  auf  die  y.uv  Verhinderung  des  Verderbens  der  Bohstoffe  oder  der 
Produkte  erforderlichen  Arbeiten. 

Die  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Arbeiten  können  entweder  durch 
die  Arbi^ter  des  Betriebes,  in  welchem  sie  verrichtet  werden,  oder  dwch 
die  Arbeiter  eines  fremden  Betriebes  ausgeführt  werden. 

Sie  sind  nur  insofern  zulftssit:.  als  der  normale  Betrieb  der  Unter- 
nehmung ihre  Ausführung  an  einem  anderen  Tage  der  Woche  nicht 
gestattet. 
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Art.  4.  In  den  nachfolgenden  Kategorien  der  Unternehmungen  können 
di«  Arbeiter  und  Angestellten  IS  Tage  innerhalb  14  Tagen  oder  Tage 
innerhalb  7  Tegen  beecJiftftagt  werden: 

1)  in  den  Nahrungsmittelindosülett,  deren  Produkte  ziir  aofortigen 

Konsumtion  bestimmt  sind ; 

2)  in  Betrieben^  deren  üeschätt  im  Detailverkaui'e  von  Esswaren 
besteht; 

S)  in  Hotels,  SpeisewirtBolMfIben  nnd  SofaSakeverkan&stellen ; 

4)  in  TabakverkealesteUen  nnd  in  Handlungen  mit  lebenden  Blnmen; 

5)  in  Apotheken,  Drogerien  nnd  Magazinen  mit  medixiniechea  ond 

chirurgischen  Apjiaraten ; 

6}  in  öffeutlicheu  Badeanätalten  j 

7)  in  ZeitnngBontemehmnngen  nnd  Untemehmungen  rar  AnüRthrung 

jjiffentlicher  Schaustellungen ; 

8i  in  Leihbibliotheken  nnd  üntemehmnngen  xor  Vennietnng  von 
Wagen  und  sonstigen  Transportmitteln : 

9)  in  Beicuclituiigäanlageu,  \V  astierweiken  und  Anlagen  zur  Lieferung 
motorieeher  Elrifte; 

10)  in  Transportuntemehmungen  zu  Lande  und  Betrieben  snun  Yer- 
laden  und  Lösclien  in  Häfen,  Anlegestellon  und  Stationen ; 

11}  in  Stellenvermittlungsbureans  und  Auskunftsagenturen: 

12)  in  Industrien,  in  welchen  die  Arbeit  ihrer  Natur  nach  weder  eine 
Unterbrediung  nocb  eine  Verschiebung  gestattet 

Der  Tag  oder  die  2  halben  Tage,  die  innerhalb  14  Tagen  der  Ruhe 
gewidmet  sind,  brauchen  nicht  notwendig  auf  den  Sonntag  7.n  fallen  und 
brauchen  auch  uiclit  allen  Arbeitern  und  Angestellten  des  Betriebes  gleich- 
zeitig gewährt  zu  werden. 

Der  halbe  freie  Tag  kann  entweder  vor  oder  nach  1  Uhr  nachmittags 
gewihrt  werden;  die  Arbmtsdaw  an  diesem  Tage  darf  6  Stunden  nid^t 
übersteigen. 

Art.  5.  Der  König  kann  die  Grundsätze  des  vorstehenden  Artikels 
aof  andere  gewerbliche  und  kaufmännische  Betriebe  ausdehnen,  welche, 
sei  es  ans  Gründen  des  öffentlichen  Interesses,  sei  es  ans  Ghrttnden  eines 
lokalen  oder  sonstigen  Bedürfnisses  gewohnheit^n&ssig  die  Arbeit  w&hrend 

des  ganzen  Sonntags  oder  während  eines  Teiles  des  Sonntags  fortführen. 

Er  kann  auch  die  Betriebgnntemehmer  oder  die  in  Wechselschichten 
arbeitenden  Arbeiter  ermächtigen,  die  Nachtschicht  bis  6  Uhr  morgens 
am  Sonntag  anffindehnen.  Im  Falle,  dass  die  Arbeit  der  diese  Sdiidit 
bfldenden  Arbeiten  am  Hontagmorgen  nicht  wieder  aufgenommen  werden 
kthmte,  bis  zu  derselben  Stande. 

Art.  6.  In  Betrioben,  in  welchen  Wind  oder  Was^^er  nls  ausschliessliche 
oder  hauptsäcliüche  Betriebskraft  verwendet  wird,  können  die  Arbeiter 
und  Angestellten  12  mal  im  Jahre  am  7.  Tage  der  Woche  zur  Arbeit  ver- 
wendet werden. 

Der  Ermig  kann  dieselbe  Vergünstigung  für  die  gleiche  Anzahl  von 
Wochen  gewähren  : 

1  I  an  Lidustrien,  die  nur  während  eines  Teiles  des  Jahres  oder  die 
während  bestimmten  Saisonzeiten  in  eiuer  intensiven  Weise  betrieben 
werden*, 

2)  an  Industrien,  die  unter  freiem  Himmel  ausgeübt  werden  und  in 
welchen  die  Arbeit  durch  ungünstige  Witterung  verhindert  werden  kann. 

18* 
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Der  Bdtriebsinliftber,  der  von  der  in  dieeem  Artikel  yoi^OBebenen 
Erlaubnis  Gebrauch  macht,  ist  verpiliehtet,  davon  innerhalb  24  Stunden 

den  Arbeitsinapektor  oder  den  Arrondissementskommissar  zu  verständigen. 

In  keinem  Falle  darf  er  von  dieser  Briaubma  l&Qger  Gebrauch  machen 
ak  an  4  aufeinander  folgenden  Wochen. 

Art  7.  Die  Arbeiter  und  Angestellten  in  anderen  Detailgeacfaifteii 
als  den  in  Art  4  genannten,  ebenso  wie  die  Friseurgehilfen  dttifen  am 
Sonntag  von  B  Uhr  morgens  bis  mittags  beschäftigt  werden. 

Durch  Rinen  kf5nigl.  Erlass  kann  für  die  Dotailfjcschilfto  und  Friseure 
oder  für  die  Detailgeschäfte  allein  in  einer  bestimmten  Gemeinde  oder  in 
einer  Gruppe  von  Gemeinden  diese  Erlaubnis  au^ehoben  oder  die  Zahl 
der  bewilligten  Stunden  reduuert  werden. 

Aus  GrQnden  besonderer  Notwendigkeit  kann  ein  königl.  Erlass  die 
Detailmaofazine  und  Frisenre  einer  bentimniten  Gemeinde  oder  einer  Gruppe 
von  Gemeinden  ermächtigen,  ihr  Personal  am  iSonntag,  sei  es  während  anderer 
Stunden,  sei  es  während  einer  gewissen  Ansahl  von  Stunden,  zur  Arbeit 
BU  verwenden. 

Diese  letztere  Errnftchtigang  kann  nicht  fttr  langer  als  6  Wochen  im 
Jahre  erteilt  werden. 

Art.  8.  Die  Botriebsunteruehmer  sind  verpHichtet,  Anschläge  anzu- 
bringen und  Begibter  zu  führen,  die  als  zur  Kontrolle  notwendig  erkannt 
wurden. 

Sie  sollen  allen  anderen  durch  königL  Erlass  ausgesikroehenen  Vor- 
schriften entsprechen. 

Die  Leiter  von  Uuternelimuagen,  die  dem  Gesetze  vom  15.  Juni  1896 
unterstehen,  sind  verpflichtet,  in  ihre  Arbeitsordnungen  die  durch  dieses 
Gesets  vorgesehenen  Bedingungen  des  Buhetages  au&unehmen. 

Art.  9.  Die  vorstehend  vorgesehenen  Ausnahmen  tmd  Dispensationen 
finden  keine  Anwendnn<3f  auf  Kinder  und  .Tngendliche  im  Alter  von  unter 
16  Jahren  und  auf  Mädchen  und  Frauen  im  Alter  von  16 — 21  Jahren, 
die  in  Betrieben  beschäftigt  sind,  welche  dem  Gesetz  vom  13.  Dezember 
1889  unterstehen. 

Nichtsdestoweniger  kann  hinsichtlich  derjenigen  Industrien,  in  welchen 
die  Arbeit  ihrer  Xatur  nach  weder  eine  T'^nterbrochnng  noch  eine  Ver- 
schiebung erleiden  dart,  der  Künifj  die  ßeschäftiguncr  von  Kindei-n  im 
Alter  von  über  14  Jahren  wie  aucii  von  Mädchen  und  iraueu  im  Alter 
von  unter  21  Jahren  während  7  Tagen  in  der  Woche,  sei  es  ftlr  ständig, 
sei  es  für  eine  bestimmte  Zeit,  sei  i)s  bedingungsweise,  gestattMl. 

Die  auf  Grund  des  vorstehendi'ii  Absatzes  erlassenen  Verordnungen 
werden  aber  in  jedem  Falle  diesen  Per.sonon  die  freie  Zeit  zum  uiindest^ns 
einmaligen  Besuche  des  Gottesdienstes  in  der  Woche  und  ausserdem  einen 
halben  freien  Tag  in  der  Woche  oder  einen  gansen  freien  Tag  innerhalb 
14  Tagen  sichern. 

Art.  K).  Kindel-  imd  Jugendliche  im  Alter  von  unter  If?  .Tahren  und 
Mädchen  und  Frauen  im  Alter  von  IH — 21  Jahreu,  die  in  Betrieben  be- 
6chäftigt  sind,  welche  dem  Gesetze  vum  13.  Dezember  188^  nicht  unter- 
etehen,  stehen  in  jedem  Falle  im  Oenusse  der  durch  den  dritten  Abeats 
des  vorstehenden  Artikels  bewirkten  Vorteile. 

Art.  11.  Die  Bestimmimgen  dieses  Gesetzes  sind  unter  denselben 
Bedin;j;ungen,  unter  welchen  sie  auf  Privatbetriebe  Anwendung  findeUi 
auch  auf  die  Staats-,  Privat-  und  Gemeiudebetriebe  anwendbar. 
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In  den  Staatsbethebeu  wiixi  die  Urganiaation  der  vorgeschi'iebenen 
Bohetage  durch  ein  Beglement  arfolgeo. 

DiM6  letztere  Bestimmung  ist  auch  aaf  die  koDzessionierten  Eisen- 
bahnen und  auf  die  Sekuiidilt  bahnen  anwendbar,  insofern  das  die  Ruhe- 
tage organisierende  üeglement  vom  £iBenbahn-|  Post-  und  Telegraphen- 
minister  genehmigt  ist. 

Art.  12.  Zur  Aneflbung  der  Sun  durch  die  Art.  6,  6  nnd  7  sn- 
gewiesenen  Kompetenzen  wird  der  König  Gutachten  einfordern: 

1)  von  den  einscblä^ngeu  Sektionen  der  Industrie-  and  Arbeiterftte; 

2)  vom  höheren  Beirat  filr  öifentliche  Hygiene  j 

3)  vom  höheren  Arbeitsbeirat; 

4)  vom  höheren  Beirat  fttr  Indnetrie  und  Handel. 

Diese  verschiedenen  Kollegien  haben  ihre  Gutachten  2  Monate  nach« 
dem  es  von  ihnen  verlangt  \rarde,  zn  erstatten,  widrigenfalls  ee  über- 
gangen wird. 

Die  Kegierung  kann  jederzeit,  sei  es  aus  eigenem  Antrieb,  sei  es  auf 
Ansuchen  eines  der  eor  Begutachtung  benifiBnen  Kollegien  eine  neue  Be* 
fragung  einleiten  und  die  erteilte  Bewilligung  abtadern  oder  zurfickaiehen. 

Art.  13.  Die  zur  Arbeitsinspektiou  delegierten  Funktionäre  der  Re- 
g^ernni?  haben  freien  Zutritt  zu  sämtlichen  Känmen  in  den  diesem  Gesetze 
unieräieheuden  Betrieben.  Sie  überwachen  die  DurchluliruDg  des  Gesetzes 
und  stellen  dessen  üebertretungen  durdi  Protokolle  ftet,  die  bis  zum  er^ 
brachten  Gegenbeweise  beweistotftig  sind. 

Eine  Kopie  des  Protokolls  soll,  bei  UngtÜtigkeit  im  Unterlassungs- 
falle, dem  Fehlbaren  zugestellt  werden. 

Art.  14.  Betriebsuntemehmer,  die  den  Bestimmungen  des  Art.  8 
Abs.  1  und  3  oder  den  Bestimmungen  der  AuefBhrungserlanMi  tum  Art.  8 
Abs.  2  xuwidergehandelt  haben,  verfallen  einer  Busse  von  26— lOOfros. 

Betriebsnnternehmer  oder  deren  Vertreter,  die  den  anderen  Be- 
stimrann^en  dieses  Gesetzes  oder  der  Ausft&hnmgserlasse  suwidergehandelt 
haben,  verfallen  einer  Busse: 

von  26—100  frcs.,  wenn  die  Zahl  der  im  Widerspruche  smn  Qesetse 
oder  der  AnsfllhrungBerlasse  besohBftigten  Personen  10  nicht  ttberschreitet; 

von  101—1000  frcs.,  wenn  die  Zahl  dieser  Personen  hoher  ist  als  10^ 
ohne  100  zu  tiber^ichreiten ; 

von  1001  — .')(XK)  frcs.,  wenn  nie  höher  ibt  als  100. 

Art.  lö.  Betriebsuntemehmer  und  deren  Vertreter,  die  der  auf  Grund 
dieses  Geeetsee  organisierten  Eontrolle  Widerstand  entgegengesetst  haben, 
verfallen  einer  Busse  von  26— lOOfrcs..  nnbesdiadet  der  event.  Anwen- 
dung der  Art.  2^^9^ — 274  des  Strafgesetzbuches'. 

Art.  16.  Im  Falle  einer  Wiederholung  innerhalb  5  Jahren  nach  einei* 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  gelkilten  Verarteilung  können  die  in  den  bei 
den  vorstehenden  Artikehi  vorgesehenen  Bussen  verdoppelt  werden. 

Art.  17.  Einer  Busse  von  1 — 25  frca  verfallen  Eltern  oder  Vor- 
münder, die  ihr  Kind  oder  Mündel  entgegen  den  Bestimmungen  dieses 
Oe^tzes  arbeiten  laKsen. 

Im  Falle  der  "Wiederholung  innerhalb  12  Monaten  von  der  lotsten 
Verurteilung  kann  diese  Busse  verdoppelt  werden. 

Art.  18.  Kapitel  VII  und  Art.  85  des  I.  Buches  des  Strafgesets- 
bnches  sind  auf  die  Üebertretungen  dieses  Gesetzes  anwendbar. 

Art.  19.    Die  öffentliche  Anklage  infolge  einer  tJebertretung  dieses 
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Gwetses  Taijfthrt  ein  J«lir  nach  dem  Tage,  an  dem  die  Uebertretnng  be- 
gangen wurde. 

Art.  20.  Bei  Uebertretnnpfen  des  Ar*^  17  dieses  Qesetxes  erkennen^ 
selbst  im  Wiederholungsfälle,  die  Poiizeigericiite. 

Art,  21,  Dieses  Gesetz  tritt  ein  Jahr  nach  seiner  VeröÖeutlicliimg 
in  Kraft. 

Art.  22.  Der  Art.  7  dee  Geaetses  vom  18.  Deaember  1889  iat  auf- 
gehoben. , 

b)  VerordmiBgen  und  firlarae. 

1.  Reglement  conoernant  1 'emploi  de  la  cerusedans  les 
travanx  '1  o  ]>eintnro         l>:itimf'nt,  en  date  d'.i  1'-!  t>i  ;!  i  1!>n5. 

Begiement,  betr.  den  Gebrauch  von  Bleiweiss  bei  deu  Maler- 
arbeiten im  Baugewerbe.    Vom  13.  Mai  lUUö. 

Axt.  1.  Bei  den  Malerarbeiten  im  Baogewerbe  ist  das  Kneten, 
Reiben,  die  Handhabung  und  der  Gebrancb  von  Bleiwciss,  sowie  das  Ab- 
kratzen, das  Abreiben  mit  Bimsstein  von  mit  Bleiweiae  bemalten  Fl&chen 
folgenden  Bestimmungen  unterworfen. 

Den  Meistern  oder  Unternehmern  auferlegte  Vorschriften. 

Art.  2.  DiejQnio;pn  Meister  oder  Unternehmer,  die  im  Besitz  von  Vor- 
riclitungcn  für  das  Kneten  von  Bloiweiss  find,  werden  verhahen,  dem  Arbeit.s- 
inspektor  schriftlich  mitzuteilen,  wo  sie  daubelbe  in  Anwendung  bringen. 

Diese  Meldung  soll  im  Verlauf  der  drei  auf  die  VeröffentlichuDg 
dieser  Verordnung  folgenden  Monate  einL  r  icht  werden,  wenn  es  sich  um 
derzeit  schon  im  Oebraucli  .«stehende  Vorriohtungen  bandelt;  andernfalls 
jeweilen  vor  (Jebrauch  derselben. 

Art  S.  Das  Kjieteu  von  Bleiwei.ss  soll  so  ausgeführt  werden,  dass 
die  Arbeiter  mit  der  dabei  entstehenden  Stanbentwiekelung  in  keinerlei 
Berührung  kommen. 

Art.  l.  Der  Transport  von  Bleiweiss  in  Pulverform  wird  vcnnittelat 
^'eschlossener  Behälter  auageflihrt :  das  üinffillen  desselben  soll  mit  der 
Langsamkeit  und  Vorsicht  geschehen ,  die  notwendig  ist,  um  jeglicher 
8tanbentwidkelimg  vonnbeogen. 

Der  Boden  der  B&nme^  in  welchen  die  Arbeiten  vorgenommen  werden, 
soll  häufifj  begossen  werden. 

Art.  ö.  Das  Treiben  sowie  jede  andere  Handhabung,  sei  es  von 
Bleiweiss  in  Form  von  Pulver,  oder  von  geknetetem,  oder  jeder  anderen 
Bleiweiss  enthaltenden  Verbindung  sollen  so  ausgefiOirt  werden,  dass  so- 
wohl die  Berührung  der  Masse  mit  den  Hftnden  yermieden,  als  aueh.  dem 
Aufspritzen  derselben  vor;iebenpt  wifi. 

Die  Meister  oder  Unternehmer  haben  dem  Personal  das  hierzu  nötige 
Werkzeug  zur  Verfolgung  zu  stellen. 

Art.  6.  Die  Meister,  Unternehmer,  oder  deren  SteUvertreter  haben 
darauf  m  achten,  dass  sowohl  das  Material  als  das  Werkseug  im  allge- 
meinen in  reinlichem  Zustande  gehalten  werden. 

Art.  7.  Es  ist  untersafft,  die  vermittelst  Bleiweis.«?  bemalton  Flächen 
trocken  abzukratzen  oder  mit  Bimsstein  abzureiben.  Ausgenommen  sind  je- 
doch Flftchen  mit  frischem  Bewurf,  sowie  Gesimse  und  Fugen. 
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Art.  8.  Die  Meister,  Untameluiier  oder  deren  Stellvertreter  haben 
darfiber  ni  wachen,  dass  die  Arbeiter,  welche  die  in  Art.  10  dieser  Ver- 
ordnung erwahnton  Arbeiten  ausftlhren,  eine  ausschlieselidi  ftr  dieee 
Arbeit  bestimmte  Kleidung  und  Kopfbedeckung  trafren. 

Die  Kleidungsstücke,  die  die  Arbeiter  vor  der  Arbeit  ablegen,  sind 
▼er  jeglicher  giftigen  Stanbentwickelung  zn  eehlitKea. 

Die  Meister  oder  Unternehmer  sollen  sowohl  auf  Banplfttsen  als  in 
Werkstätten  ihrem  Personal  Wasser  and  die  nötigen  Gegenstände  nnd 
ErzeuiXTiisse  zur  Vernipntnir  stolle?),  mn  sich  den  Mund  zu  sptllen,  mit 
jSeife  Gesicht  und  Hände  zu  waschsu  und  sich  abzutrocknen. 

Meister,  Unternehmer  und  ihre  Stellvertreter  haben  zu  Überwachen, 
dass  ihre  Arbeiter  die  vorerwähnten  MasBregeln  anrfbhr^  bevor  sie 
Nahrung  oder  Getränke  sn  sich  nehmen,  oder  bevor  sie  die  Wei^stiltten 
oder  Arbeitsplatze  verla$«sen. 

Nahrungsmittel,  die  auf  die  Ai  beitspiätze  mitgebracht  oder  in  die 
Werkstätten  eingeführt  werden,  sollen  bis  zum  Zeitpunkt  der  Mahlzeiten 
in  wohlverschlossenen  Sdiaehteln  und  Httllen  aofbewahrt  sein. 

Art.  10.  Meister  und  Unternehmer  haben  in  8-monatlichen  Zwischen- 
rStimpn  durcli  einen  dem  Minister  der  Indtistrie  und  der  Arbeit  genehmen 
Aizt  (las  Personal  untersuchen  zu  lassen,  das  die  in  Art.  1  dieser  Ver- 
ordnung erwähnten  Arbeiten  ausfuhrt. 

Die  Koeteo  dieser  Untersndinng,  die  durch  ministeriellen  Beschluss 
«inem  Tarif  nnterstoUt  sind,  iUlen  den  Meistern  oder  Unternehmern 
aar  Last. 

Meister  und  Unternehrner  haben  eudi^ülti£^  von  Arhfliten,  die  der 
Vergiftung  aussetzen,  diejenigen  Aibeiter  auszuschliesseu,  die  au  chronischer 
Bleilcrankbeit  nnd  solche,  die  im  Rttdcfalle  Anseichen  von  heftiger  Ver- 
giftung zeigen. 

Sie  sollen  zeitweilig  diejenigen  aussch  Ii  essen,  deren  allgemeiner 
Gesundheitszustand  zur  Zeit  der  Untersuchung  ein  sclilechtor  ist. 

Sie  werden  ein  besonderes  Register  führen,  das  dem  von  der  Ver- 
waltnng  beigegebenen  Muster  entspricht  nnd  in  welches  der  beauftragte 
Arzt  die  im  Verlauf  seiner  Untersuchungen  ^^emachten  Feststellungen 
eintrÄgrt  und  beznufjt.  Dieses  Tfegister  soll  den  Vertretern  der  Begiemng 
auf  jede  Aufforderung  hin  vorn;e\viesen  werden. 

Meister  oder  Unternehmer  sollen  keine  dem  Trunk  ergebenen  Arbeiter 
verwenden;  sie  haben  d«s  Binflahren  und  den  Genuw  von  gebrannten 
alkoholischen  Oetrinken  in  ihren  Werkstiltten  und  auf  ihren  Arbeits» 
plfttsen  zu  verbieten. 

Den  Arbeitern  auferlegte  Vorschriften. 

Art.  11.  Die  Arbtttar  kOnnen  den  Transport  von  Bleiweiss  in  Pulver» 

form  erst  ansftihren,  wenn  sie  sich  vom  rruten  Verschluss  der  dasselbe 
enthaltenden  Gefjisse  überzeugt  liaben.  Sie  sollen  das  T'mfüllon  dieses 
Stoffes  nur  mit  der  Langsamkeit  und  der  Vorsicht  ausfuhren,  die  nötig 
ist,  um  jeglicher  Stattbentwi<Aeilung  vorzubeugen, 

Art.  12.  Die  Arbeiter,  welche  das  Bleiweiss,  sei  ee  in  Form  von 
Pulver,  sei  es  geknetet  oder  in  irgend  einer  sonstigen  Form  handhaben 
müssen,  sollen  es  so  tun,  dass  sowohl  die  Berührung  der  Masse  mit  den 
fiänden  vermieden  und  ebenso  dem  Aufspritzen  vorgebeugt  wird. 
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Art,  13.  Es  ist  den  Arbeitern  untersagt»  die  vermittelst  Bleiweias 
bemalten  Fll^chen  trocken  abzukratzen  oder  mit  Bimsstein  abjaireiben. 
Aufgenommen  sind  jedoch  JB'iildiieu  mit  frischem  Bewurf,  sowie  Gesimse 
und  Fugen. 

Art.  14.  Arbeiter,  welche  die  in  Art.  1  dieser  Verordnong  erwihnten 
Arbeiten  ausführen,  sollen  eine  ausschliesslich  für  diese  Arbeit  bestimmte 
Kleidnn^  und  Kopfbedeckung  tragen,  sie  sollen  dieselbe  in  reinlirbem 
Zustande  erhalten  und  sie  ablegen,  bevor  sie  die  Werkstfttten  oder  Arbeits- 
plätze  verlassen. 

Die  Arbeiter  haben  die  Kleidungptücke,  welche  sie  vor  d«r  Arbeit 
ablegen,  vor  giftiger  Stanbontwickelnng  an  schützen. 

Art.  lo.  Vor  dem  Genuss  von  Nahrung  und  Getrftnken,  sowie  vor 
dem  Verlassen  der  Werkstätten  und  Arbeitsplätze  sind  die  Arbeiter  ^re- 
halten,  den  Mund  zu  spülen  und  H&nde  und  Gesicht  mit  Beife  zu  waucbeu. 

In  die  Werkstfttten  eüigeftlhrte  oder  anf  die  Arbeit^fttse  mitge- 
brachte Speisen  sollen  bis  zum  Zeitpunkt  der  Mahlzeit  in  wohlTersdilossenen 
Schachteln  und  Hüllen  aufbewahrt  s^ein. 

Art.  1<>.  Die  Arbeiter  aollen  .sowohl  das  Material  als  aucb  das 
Werkzeug,  das  ihnen  anvertraut  ist,  in  gutem,  reinlichem  Zustand  erhalten. 

Art.  17.  Es  ist  den  Arbeitern  verboten,  in  Werkstfttten  nnd  anf 
ArbeitspUktsen  gebrannte  alkoholieohe  Getrftnke  einzuführen  nnd  /u  geniessen. 

Art.  18.  Die  Arbeiter  sind  verpflichtet,  sich  den  ärztlichen  Unter- 
suchungen, die  in  Art.  10  vorgesehen  sind,  zn  unterziehen. 

Art.  19.  Die  Arbeitsinspektoren  und  die  zur  Arbeitsinspekiion  Ab- 
geordneten habm  die  Anafthmng  dieser  Verordnong  sn  fiberwacben. 

Art  20.  Die  Feststellnngen  nnd  die  Bestrafung  der  üebertretnngem 
dieser  Verordnung  finden  nach  dem  Gesete  vom  5.  Mai  1888,  betr.  die 
Aufsicht  über  die  iref^ll  rHchen,  ungesunden  oder  unbequemen  Betriebe  statt. 

Art.  21.  Diese  Verordnung  tritt  3  Monate  nach  ihrer  Verö^'ent- 
lichung  in  Kraft. 

Art  22.  Unser  Minister  der  Indostrie  und  der  Arbeit  ist  mit  der 
Ausführung  dieser  Verordnung  betraut. 

2.  Arr#t4  royal,  en  da*te  du  4  juillet  1905,  concernant 
le  classeuicnt  de  la  fabrication  et  de  l*emmagasinage  dea 

gaz  <■  '>  ir  b  u  s  t  i  b  1  e  P. 

Königl.  Er]f\.«!B  vom  4.  Juli  1905,  betr.  die  Kiassierung  der  Fabri- 
kation und  der  Iiagerung  verderbiiclier  Gase,    (H.  d.  T.,  191)5,  S.  796.) 

3.  Arrete  royal,  en  date  du  8  juillet  1905,  concernant 
le  classement  des  etablissemcnts  oü  l'on  extrait  la  nico- 
tine  du  tabac 

Eönigl.  Erlass  vom  &  Juli  1906»  Iwtr.  die  Klassierung  der  Be- 
triebe, in  welchen  Hikotin  ans  Tabak  g^reest  wird.  (R.  d.  T.,  1905,  ä.  79a> 

4.  Arrßte  royal,  en  date  du  16  juillet  1905,  concernant 
l'applicationil'industrie  du  tissage  de  la  loi  du  3  ( >  juillet 
1901  r^glementant  le  mesurage  du  travail  des  ouvriers. 

Königl.  BdasB  rem  16.  Juli  1905»  betr.  die  Anwendnag  dea  Gt^ 
aetees  TOm  80.  Juli  IBOl,  betr.  die  Btsgeliiiig  der  Arbeitamaaiae  ^)  auf 
die  Weberetindnstrie. 

1)  Verfß.  BalL,  Bd.  I,  B.  V  osd  11. 
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5.  Arifcte  miuisteriei,  eu  date  du  1  aoüt  1905,  pris  en 
exöcation  de  l'article  10,  alinea  6,  de  l*arr6t^  royal  du 
18  mal  1905  concernant  Temploi  de  la  c^rnse  dana  lea 
tra  V  a  11  y  '}  p  ] t  p  i  n  t  n  r  0  c  n  b  A  t  i  m   rt  ♦ 

Mimstcrialorlass  vom  1.  August  1905,  zur  Ausführung  des  Art.  10, 
Aba.  ö,  den  königL  Erlasse«  vom  13.  Mai  190ö,  betr.  die  Verwendung 
TOD  Bleiwein  bei  MUenrbeiteii  auf  Bauten.  (Betrifit:  Form  dar  m 
ftahteadeiL  Begister.)   (B.  d.  T.,  1905,  8.  801.) 

6.  Arrete  ministeriel,  en  date  du  1  aoüt  1Ü05,  pris  en 
exioation  de  article  10,  alin^as  1  et  2,  de  ParrdtJ  royal 
da  15  mai  1905,  concernant  remploi*  de  la  c^rase  dans  lea 
tra V a n X  de  p  e i n  t  u r e  e n  b ä t i m e n t. 

MimstenalerlaBs  vom  1.  August  1905  zur  Ausffihrung  des  Art.  10, 
Abs.  1  und  2,  des  köuigl.  Erlasses  vom  13.  Mai  1805,  betr.  die  Ver- 
Wendung  toq  Bletweiea  b«i  Kalenxbeiten  auf  Bauten.  (Betrifft :  Aerzte- 
lionorare.)   (R.  d.  T.,  1905,  S.  800.) 

III.  France.  Frankreich, 
a)  C^esetae. 

1.  Loi  du  9  mai  1905  portant  med ifieation  de  la  loi  du 
8  jninet  1890  sttr  les  d^legu^s  4  la  s^cnrit^  des  ouvriera 

min  en  rs. 

Gesetz  vom  9.  Mai  1905,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom. 
8.  JtiU  1880  über  die  Delegierten  snr  Bksliertieit  der  Bergarbeiter. 

Einziger  Artikel:  Der  Absatz  4  des  Art  1,  Art.  6,  Art.  18, 
die  Abs.  2,  3  und  4  des  Art.  IG  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1890  über  die 
Delegierten  zur  Sicberlieit  der  Bergarbeiter  werden  abgeändert  und  lauten 
wie  foigt: 

Art  1  Abs.  4,  Der  Frftfekt  Juam  jederseit,  auf  Grund  eines  Be- 
ridites  der  Mineningenieure  und  nach  Aiili<Srang  des  Unternehmers  und 

der  Delegierten,  infolge  einer  in  den  Arbeiten  eingetretenen  Ver&ndening 
die  Zahl  und  die  Gronzen  der  Bezirke  abändern. 

Art,  6.  Wählbar  sind  in  einem  Bezirke,  unter  der  Voraussetzung, 
dass  sie  lesen  und  sehreiben  können,  und  unter  der  ferneren  Voraus* 
setEong,  dass  sie  weder  wegen  einer  Uebertretung  dieses  Gesetzes,  noch 
infolge  einer  Uebertretung  des  Gesetzes  vom  21.  April  1810  oder  des 
Dekretes  vom  B.  Januar  1813,  noch  der  Art.  414  und  415  des  Straf- 
gesetzbuches bestraft  wurden : 

1)  Die  im  Nachfolgenden  bezeichneten  Wähler,  die  das  25.  Altersjahr 
sorachgelegt  haben,  die  s«t  mindestens  5  Jahren  unter  Tage  und  seit 
mindestens  2  Jahren  im  Wahlbezirke  oder  in  einem  benachbarten,  dem- 
selben Unternehmer  gehörenden  Bezirke  arbe  iten ; 

2)  gewesene  Arbeiter,  die  in  Gemeinden  wohnen,  auf  deren  Terri- 
tarium  die  Gesamtheit  der  Wahlbezirke  mit  Einschluss  des  in  f'rage 
stehenden  Wahlbezirkes  sich  befindet,  entsprechend  den  Bestimmungen 
des  Art  1  Absatz  3,  unter  der  Bedingung,  daaa  sie  das  Alter  von 
25  Jahren  ^^iirnckireleL't  haben,  dass  sie  französischer  Xationalifät  sind, 
dass  sie  im  Genüsse  der  bürgerlichen  Ehren  und  liechte  stehen,  dass  sie 
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nundestenfl  5  Jaliro  onter  Tage  gearbeitet  haben,  davon  mindeetene  2  Jahre 

Ün  fraglichen  Bezirke,  uud  endlich,  dass  sie  TOr  nicht  längerer  Zeit  als 
10  Jahren  daselbst  zu  ar}>^ifpn  aufhörten,  sei  es  als  Arbeiter  unter  Tage, 
sei  es  als  Delegierte  oder  \  ertrotor  von  Delegierten.  Gewesene  Arbeiter, 
die  bereits  Delegierte  für  einen  andöreu  Bezirk  sind,  sind  nicht  wählbar. 

Während  der  ereten,  anf  die  EH^ffnung  eines  nenen  Betriebes  folgen- 
den 2  Jahre  können  auch  solche  Wähler  gewählt  werden,  die  überhaupt 
in  irgend  einoiu  Bergwerke  oder  einem  Steinbrache  der  gleidien  Art  unter 
Tago  i^oai-beitot  haben. 

Die  gewählten  Delegierten  dürfen,  fall«  sie  ein  Monatsgehalt  beziehen, 
das  dem  Lohne  fOr  20  Arbeitstage  entspricht,  nieht  gleichzeitig  Ver- 
ikftufer  sein. 

Art.  13  (anzufügen  am  Schlüsse  als;  letzter  Absatz';.  In  allen  Fällen, 
in  wf'lrben  die  Wahl  zn  einer  Zeit  stattfinden  soll,  in  welcher  der  Beti*ieb 
sei  OS  infolge  eines  Unfalls,  sei  es  infolge  einer  durch  das  Gresetz  vom 
25.  Mai  1864  gestatteten  Koalition  unterbrochen  ist,  soll  die  Wahl  auf 
einen  Monat  nach  der  Wiederaufnahme  des  normalen  Betriebes  hinaus- 
geschnben  werden. 

Art.  16  Abs.  2.  Auf  Antrag  der  Minenin^'-onienre  wird  der  Prüfekt 
alljährlich  im  Laufe  des  Monats  Dezember  im  Namen  des  Ministers  der 
(öffentlichen  Arbeiten  fUr  das  nftchstfolgende  Jahr  und  für  joden  Bezirk 
das  Maximum  der  Tage  bestimmen,  die  der  Delegierte  für  seine  Inspektions- 
reise verwenden  darf,  wie  auch  den  für  den  Tag  zu  bezahlenden  Lohn. 
Ebenso  wird  der  Prafokt  das  Minimum  der  monatlichen  Entsohftdigang 
für  die  Betriebe  mit  nicht  mehr  als  250  Arbeitern  bestimmen. 

Abs.  8.  In  anderen  Fallen  wird  die  den  Delegierten  fitr  ihre 
reglementarischen  KontroUbesudie  zu  gewährende  monatliehe  Bntschttdi- 
grirt^  in  der  Weise  berechnet  werden,  dass  die  Zahl  der  von  ihnen  für 
diese  Besuche  effektiv  vorwendeten  Ta<j;e  mit  2  multiplisiert  wird,  ohne 
dass  indessen  das  Produkt  kleiner  sein  dürfte  als  20. 

Abs.  4.  Die  ausserordentlichen  Kontrollbesuche  der  Delegierten,  sei 
es  solche  in  Begleitung  der  Mineningenienre  oder  IGnenkontroUeure,  sei 
es  solche  infolge  von  Unfällen,  werden  ihnen  besonders  und  zum  ^deichen 
Preise  bezahlt,  ohne  dass  indef'sen  die  iresamte  monatliche  Bnt^fih&fligqng 
jemals  höher  sein  dürfte  als  der  Lohn  für  30  Arbeitstage. 

2.  Loi  du  29  juin  1906  relative  &  la  dur^e  du  travail 

dans  les  mines. 

Gesetz  vom  29.  Jtmi  1905,  botr,  die  Arbeitsdauer  in  Bergwerken. 

Art.  1.  b  Monate  nach  der  Promulgation  dieses  Gesetzes  wird  die 
tägliche  Arbeitszeit  der  beim  Abbau  der  Brennstoff- (Kohlen-)  Bergwerken 
unter  Tage  beschäftigten  Arbeiter  die  Dauer  von  9  Stunden  m(£t  über- 
steigen, gerechnet  von  der  Einfahrt  der  letzten  fahrenden  Arbeiter  in  die 
Grube  bis  zur  Wiederankunf*^  f-lier  Tage  der  ersten  aufsteigenden  Arbeiter: 
für  Bergwerke,  in  welchen  der  Kinfano;  durch  (lalorien  erfolgt,  soll  diese 
Dauer  von  der  Ankunft  an  der  Sohle  der  Zugangsgalerie  bis  zur  VVieder- 
ankunft  an  demselben  Punkte  gerechnet  werden. 

Nach  Ablauf  von  2  Jahren,  vom  vorstehenden  Datum  an  gerechnet, 
wirrl  «lie  Daner  -l^osns  Arbeitstages  auf  8^^  Stunden  und  nach  Ablauf  von 
weiteren  2  Jahien  auf  8  Stunden  reduziert  werden. 

In  bestimmten  Betrieben  bestehende  Vereinbarungen  oder  Bräuche, 
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die  eiuen  Vdreinuaruiigscliarakter  liabeu,  durch  welche  der  iSoriiialarbeits- 
tag  in  seiner  Bauer  niedriger  fixiert  ist  ab  die  in  den  vorstellenden  Ab> 
sfttten  fixierte  Daner,  werden  keineswegs  berflhrt. 

Art.  2.   Im  Falle,  dass  dareh  das  ICnenreglemeat  Bnliepaiisen  vor-' 

gesehen  sind,  die,  sei  es  unter,  sei  f?s  fiber  Tage  genossen  wird,  vpr- 
l&ngert  ^ich  die  im  vorstehenden  Artikel  festgesetzte  Arbeitsdauer  um  die 
Dauer  dieaer  Pausen. 

Art  8.  Aasnahmen  von  den  Bestimmongen  des  Art.  1  können  für 
solche  Bergwerke,  in  welchen  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  ge- 
eignet ist,  aus  Gründen,  sei  es  technischer,  sei  es  ßkonninischer  Natur,  <lie 
Fortsetzung'  des  Betriebes  zu  gefUhrdon,  durch  den  Minister  der  ötlent- 
hchen  Arbeiten  auf  Grund  eines  Gutachtens  des  Bergbau- Generairates  ge- 
währt werden.  Die  Anfhebung  dieser  Ausnahmen  wird  in  derselben 
Weise  erfolgen. 

Art.  4.    VorüVergehmde  Ansnahmen,  deren  Dauer  2  Monate  nicht 

(iberstrigen  darf,  die  aber  erneuert  werden  können,  können  dnreh  den 
Cheüngenieur  dr>t  Ber<4^amtsbezirkes  gewährt  werden,  und  zwar  ontweiier 
infolge  von  Unluiiea,  oder  au»  Gründen  der  Sicherheit,  oder  infolge  ge- 
legentlieber  Dringliolikeit,  oder  endlich,  falls  «wischen  den  Arbeitern 
vnd  dem  Betriebsunterneluner  Vereinbarungen  zur  Au  frech terhaltung  be- 
stimmter lokaler  Bräuche  vorliegen.  In  Fällen,  wn  diese  Ausnalnncn  in- 
folge eines  Unfalls  oder  aus  Gründen  der  Sicherheit  verlangt  werden, 
sollen  die  Delegierten  zur  Sicherheit  der  Bergai*beiter  vernommen  werden. 

Der  Betriebsnntemehmer  kann  in  FftUen  einer  bevorstehenden  Gefahr 
auf  seine  eigene  Verantwortung  hin  die  Dauer  der  Arbeitsseit  verlängern, 
doch  nur  in  Erwartung  einei"  Erniilchtigirng  hierau,  die  CT  sofort  beim 
Chefingenieur  zu  verlangen  verpllichtet  ist. 

Art.  5.  Uebertretungen  liieses  Gesetzes  werden  durch  die  l'rotokoile 
der  Ingenieore  und  der  Bergwerkskontrolleure  konstatiert ;  diese  Proto- 
kolle haben  bis  snm  Erbringen  eines  Gegenbeweises  Beweiskraft. 

Die  Protokolle  werden  in  drei  Exemplaren  ausgefertigt;  ein  Exemplar 

wird  dem  Priifekten  des  Departementes  zngestellt,  das  zweite  bei  der 
Staatsanwaltschaft  deponiert,  das  dritte  dem  Gosetzesübertreter  zugestellt. 

Art.  6.  Die  Betriehsnnternehinor ,  Direktoren,  GeigchUt'tsfiihrer  und 
Vorgesetzte,  welche  die  zum  Vorlassen  des  Bergwerkes  innerhalb  der  in 
diesem  Gesetae  vorgesehenen  Zeit  erlorderlidien  Mittel  den  Arbeitern 
nicht  xnr  VerAlgong  gestellt  haben.  n\  erden  vor  das  Polizeigericht  gestellt 
nnd  verfallen  einer  Busse  von  fünf  bis  fünfzehn  Franken  (5 — 15  Frcs.;. 
Diose  Bnsse  ist  so  viel  mal  zu  erlegen,  al«?  wie  viel  Personen  im  Wider- 
spruche zu  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  beschäftigt  wurden,  ohne 
dass  indessen  der  Gesamtbetrag  der  Bosse  die  Snmme  von  filnfhnndert 
Pranken    S'T)  Frcs.    iibersehreiten  dürfte. 

Für  die  den  Direktoren,  Gepchilftsführem  nnd  Vorgesetzten  auf- 
erlegten Bussen  sind  die  Betriebsnnternehiner  zivilrechtlich  iiaitbar. 

Art.  7.  Im  Wiederholungsfalle  worden  die  Fohlharen  vor  das  Straf- 
gericht gestellt  und  verfallen  einer  Busse  von  sechzehn  bis  einhundert 
Pranken  (16 — 100  Frcs.)  fiOr  jede  im  Widerspruche  sn  den  Bestimmungen 
dieses  Geeetses  besdiiftigte  Person,  ohne  dass  indessen  der  Gesamtbetrag 
der  Busse  die  Snmme  von  sweitansend  franken  (2000  Pres.)  Überschreiten 
dürfte. 
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IBm  Wiederholnngsf«]!  liegt  tot,  falb  die  Feblbwren  wfthrencl  der  der 
Uebertrefcung  vorausgegangoaien  12  Monate  einer  gleichen  UebertretDng 
wegen  verurteilt  "wurden. 

Art.  8.  Art.  4()8  des  Straf;:esetzbnches  ist  auf  die  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  geiüliten  Verurteilungen  auu  ondbar. 

8.  Loi  dn  15  jnillet  1905  relative  i  la  composition  des 
bureaux  de  jugement  et  k  l'organiaation  de  la  jnridiction 

d'appel  des  conseils  de  prud*hoinmes. 

Qesete  vom  15.  Juli  1005,  botr  dio  Zusammenfsietztiiig  der  Er- 
kenntnisaenate  uiid  die  Organisation  der  AppellationBinstaxus  der  Ge- 
Werbegerichte. 

Art.  1.  Der  Erkenntnissenat  der  Gewerbegerichte  setst  eich  aue 
einer  judoichen  Anzahl  von  Unternehmer-  und  Ärbeiterbeisitsem  ausanunenj 
mit  Einschlass  des  abwechselnd  versitzenden  Präsidenten  und  Viceprlsi- 
denten.  Diese  Anzahl  sind  mindestens  zwei  Unternehmer  und  zwei  Ar- 
beiter. Beim  Fehlen  des  Präsidenten  und  des  Vicepräsidenten  f^lllt  der 
Vorsita  dem  amtellteaten  Beisitier  su;  im  Falle  einer  gleichen  Amtsdauer 
dem  Altersfiltesten. 

Ausnahmsweise  kann  in  den  im  Gesetze  vom  10.  Dezember  1884 
vorgesehenen  Fällen  das  Gewerbegericht  rechts*^! Itig"  beraten,  bei  .:Vn- 
wesenheit  einer  geraden  Anzahl  von  nicht  weniger  als  4  Mitgliedern,  auch 
wenn  es  nidit  aus  einer  gleichen  Anzahl  von  Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
nehmerbeisatsem besteht 

Die  Entscheidungen  des  Gewerbegerichtes  erfolgen  mit  der  absohiteB 
Mehrheit  der  anwesenden  Mif<^lleder. 

Im  Falle  der  Ötimmeugleichheit  -wird  die  Angelegenheit  iimerhalb 
der  kürzesten  Zeit  dem  unter  dem  Vorsitze  des  Friedensrichters  des  Be- 
sirkes  oder  dessen  Stellvertreters  tagenden  Erkenntnissenate  vorgelegt. 

Wenn  der  GewerbegeriditsbeKirk  mehrere  Kantone  oder  Bezirke  der 
Prieden^richtsbarkeit  mn&ssti  so  soll  zur  Fr<,'cin/uii<T  des  Erkenntnis- 
senates und  zum  Vorsitze  in  demselben  der  amt.sälteste  oder  altersälteste 
Friedensrichter  berufen  werden,  entsprechend  den  vorstehenden  Bestim- 
mungen über  den  Vorsitz. 

Indessen  wird  der  PrSsident  des  Zivilgerichtee  für  den  Kreis,  in 
ätm  das  G^ewerbegericht  seinen  Sitz  hat,  in  allen  Fällen,  in  welchen  er 
hierzu  vom  Justizminister  beanftrafrt  wird,  ftlr  die  Friedensrichter  des 
Gewerbegerichtsbezirkes  einen  Turnus  anfstellen,  nach  welchem  sie  inner» 
halb  einer  bestimmten  Zeit  ihren  Dienst  versehen  werden. 

Auf  ihr  Verlangen  werden  hiervon  die  Friedensrichter  der  ausserhalb 
des  Sitzes  der  Qewerbegerichte  gelegenen  Kantone  befreit. 

Dio  Sitzungen  des  Eikenntnissonates  sind  öffentlich.  Wenn  die  Ver- 
handlungen ihrer  Natur  nacli  zu  einem  Skandal  fuhren  können,  so  kann 
der  Senat  die  Schliessung  der  Türen  anordnen. 

Der  Urteilsspruch  soll  stets  in  einer  Öffentlichen  Sitsnng  erfolgen. 

Art.  2.  Die  Urteile  der  Gewerbegerichte  sind  definitiv  und  inappel- 
label, es  sei  denn  auf  Grund  einer  Kompetenzeinrede,  sofern  die  Streit^ 
Snnune  r-{(  M I  Frcs.  Kapital  niclit  idjerschreitet. 

Die  Gewerbegerichte  erkennen  in  allen  Gegen-  und  Konijjensations- 
klagen,  die  ihrer  Natur  nach  in  ihren  Kompetenzenkreis  fallen. 
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Wenn  jede  einzelne  der  Haupt-,  Gegen-  und  KoDipeüBatiouisklageu 
ianerlialb  der  inappellablem  KompetensgxMiaen  der  Gewerbegerichte  liegt, 
erkennt  dieses  Uber  alle  inappellabel. 

Wenn  eine  Hieger  Klagen  nur  erstinstanzlich  abgeurteilt  wei-den 
kanu,  80  wird  das  Gewerbogericht  Uber  alle  nur  ein  Urteil  erster  Iiistnn:? 
fiülen.  Indessen  wird  es  ein  inappellables  Urteil  in  denjenigen  i  iilieu 
allgeben,  wenn  nur  die  auBsehlieaBÜch  auf  die  Hanptklage  gestutzte 
SehadenerBata-Gegenklage  seine  Kompetenzgrenze  fiberschreitet. 

Die  appellablen  Urteile  können  für  provisorisch  vollstreckbar  erklärt 
werden,  nnd  zwar  mit  Erlat^s  der  Kaution  bis  zu  einem  Vier»  1  1er  Streit- 
sunune,  ohne  dasü  ludesäen  dieses  V  iertel  den  Betrag  von  KHj  res.  tiber- 
steigen könnte.  Darüber  hinaus  kann  eine  provisorische  Vollstreckung 
des  Urteils  unter  Elantionsstellnng  dnrch  den  die  Vollstreckung  Verlangen- 
den angeordnet  werden. 

Art.  3.  Wenn  die  Streitsumme  den  Betrag  von  300  Frcs.  tibersteigt, 
so  kann  gegen  das  TJrtdil  des  Gewerbegerichtes  beim  Zivilgericht  Bs- 
mfung  eingelegt  werden. 

Die  Berufung  ist  weder  vor  Ablauf  von  drei  Tageu  nach  der  Urteils- 
fidlnng,  es  sei  denn,  dass  eine  provisorische  VoUstreokang  stattfindet, 
nodi  nach  Ablauf  von  10  Tagen  nach  der  Urteilsmitteilung  zulässig. 

Die  Berufung  wird  wie  eine  Handelssache  (doch  ohne  obligatorische 
Vertretung  durrli  einen  Anwalt)  eingeleitet  und  abrre'irteilt. 

Die  Parteien  können  einen  Arbeiter  oder  Unteruehnier,  der  denselben 
Baruf  ansflbt,  als  Beistand  und,  im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Kxauk- 
hsit,  als  Vertreter  w&hlen. 

Die  Betriebsimtemeluner  können  sich  durch  den  Direktor  ihres  Be- 
triebes oder  dui'ch  einen  Beamten  vertreten  lassen. 

Der  Bevollmächtigte  soll  sich  im  Besitze  einer  auf  stempelfreiem 
Papier  ausgestellten  Vollmacht  befinden;  diese  Vollmacht  kanu  auch  am 
Finse  des  Originals  oder  der  Kopie  der  Vorladung  atisgefertigt  werden. 

Die  Parteien  können  ihre  Sfttze  sdunftlidi  einreichen,  sie  können  da- 
gegen keine  Klagebeantwortungen  zustellen  lassen. 

Die  Parteien  können  mit  ihrem  Beistand  oder  ihrer  \'ertretung  auch 
einen  Advokaten  betrauen,  der  rite  zur  Advokatur  zugelassen  ist,  oder 
einen  vor  dem  Zivilgerichte  des  Arrondissements  praktizierenden  Rechts- 
anwalt. Der  Advokat  und  Rechtsanwalt  sind  von  der  Verpflichtung  zur 
Vorlage  einer  Vollmacht  befreit. 

Das  2«ivilgerieht  soll  8  Monate  nach  Einlegung  der  Berufung  ent- 
scheiden. 

Art.  4.  Die  letztinstanzlichen  Urteile  der  Gewerbegerichte  können 
im  Weg«  des  Kassationsrekurses  wegen  Kompetmustlberschreitung  oder 
Gesetzeeverletsnng  angefochten  werden. 

Die  Einlegong  der  Nichtigkeitsbeschwerde  soll  spätestens  3  Tage 
nach  Ausfertigung  des  T'rteils  durch  Erklärung  beim  (Terichtssekretariat, 
und  spätestens  innerhalb  8  Tagen^  bei  sonstiger  Unwirksamkeit,  die  Noti- 
fizierung erfolgen. 

Innerhalb  14  Tagen  nach  der  Notifikation  werden  die  Akten  dem 
Kassationshofe  zugestellt ;  keinerlei  Strafgebühren  sind  zu  hinterlegen ;  der 
Bechtsbeistand  eines  Advokaten  ist  nicht  obligatorisch. 

Die  Nichtigkeitsbeschwerde  wird  direkt  an  die  Zivilkammer  geleitet. 
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Der  EasmtioiiBhof  entscheidet  innerhalb  eine«  Monate  nach  Smpfang 

der  Akten. 

Die  Appellation Mnrteile  der  Zivi]t.'enV1ite  können  durch  Ka5»ationB- 
beschwerde  wegeu  Inkompetenz,  Kompetenzüberäciireitung  oder  Geeete- 
verletzung  angefochten  werden. 

Die  Kaaeationsbesdiwerden  gegen  diese  ürteÜe  unterstehen  den  im 
2.|  8.,  4.  und  5.  Absatz  dieses  Artikels  anfge-stellten  Gronds&tzen.  Nur 
milSS  die  Kaseationsanmcldtmn:  beim  Zivilgerichtsschreiber  erfolgen. 

Art.  5.  Die  Gewerbegoriclite  gehören  zum  Beaaort  und  unterstehen 
der  Auföiciit  des  Juötizmmisters. 

Die  Bestimmungen  des  Zivilgesetsbnehes,  der  Zivilproiessordnomg  nnd 
dw  Strafgesetzbuches,  die  auf  die  Disziplin  der  Oerichte  und  der  Richter 
Bezug  haben,  sind  auch  anf  die  Gerichte  und  deren  Mitglieder  an> 
wendbar. 

Art.  6.  Die  Bostimmuugeu  dieses  Gesetzes  tindeu  i^eme  Anwendung 
anf  die  vor  dessen  Promulgation  anhängig  gemachten  Klagen. 

Art.  7.  Alle  Bestimmungen  früherer  Gesetze  sind,  sofsm  sie  mit 
diesem  Gesetae  in  Widerspruch  stehen,  aufgehoben. 

b)  Dekrete« 

1.  D^cret  du  1  mars  1906  relatif  4  Tapplication  en 
Algerio  des  d  i  s  {»  o  s  i  t  i  o  n  s  concernant  l'hygirne  et  la  se- 
curite  dos  t  r  a  v  a  i  i  1  e  u  r  s ,  et  des  mesures  de  protection  Spe- 
ciales ä  l'egard  des  enfants  et  des  femmes. 

Dekret  yom  1,  Mits  1006^  betr.  die  Anwendung  der  Beetimmungen 
fibetr  Hygiene  und  fltelierbeit  dm  Arbeiter  in  Algier  und  die  Spedal- 
massnahmen  zum  Schutze  der  Kinder  und  Frauen. 

Art.  1.  Die  Bestimmungen  dieses  Dekretes  haben  Anwendung  zu 
rinden  auf  gewerbliche  Betriebe,  Fabriken,  Hüttenwerke,  Werften,  Werk- 
stätten, Verlade-  und  Entladenntemehmungen  und  die  zugehörigen  An- 
lagen,  einerlei  ob  dieselben  öffentlicher  oder  privater  Natur,  im  welt- 
lichen oder  geistlichen  Besitze  sind  oder  den  Charakter  gewerblicher 
Unterrichts-  oder  Wohltätigkeitsanf^talten  haben. 

Diesen  Vorschrilten  sind  in  Algier  die  Theater-,  Zirkus-  und  ähn- 
lichen Unternehmungen  unterworfen,  in  welchen  maschinelle  Einrichtungen 
zur  VerwMidung  kommen. 

8io  sind  in  gleicher  Weise  mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  der 
Art,  2,  4,  5  nnd  6  anwendbar  auf  T  aboratorien,  Ktlchen,  Magazine, 
Gewöibe  und  Bureaus  mit  ihren  Nebenanlagen. 

Die  Bergwerke  und  8teiubrUche  sind  den  Bestimmungen  dieses  De- 
kretes nur  hinsichtlich  der  besonderen  Vorschriften  über  die  Xinderarbeit 
unterwiiiTen. 

Dem  Wirkuntjskrriso  die??e5  Dekrete.s  sind  allein  jene  Betriebe  niVht 
unterstellt,  in  welchen  nur  Fumilieniuitglieder  unter  der  Leitung  des  Vaters 
oder  der  Mutter  oder  des  Vormundes  beschäftigt  sind. 

Wenn  bei  der  Arbeit  Dampfkessel  oder  medianiache  Motoren  cur 
Verwendung  kommen  oder  die  betreffende  Industrie  zu  den  gefährlichen 
oder  |resimdheitsschftdli(  lien  ^zehfirt,  so  haben  auf  diese  Betriebe  nichts- 
destoweniger dir  in  dieser  Verordiiuiifc  enthaltenen  Sicherheits-  und  hygi- 
enischen Voisciirifteii  Auwendung  zu  rinden. 
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Art.  2.   Die  Kinder  franxösisoher  Netionalitftt  oder  europllischer  Her- 

kunft  dürfen  vor  erreichtem  13.  Lebensjahre  in  den  im  Art.  1  anf- 
gei&hlten  Betrieben  nicht  be.schäftigt  werden. 

Jene  Kinder,  welche  ein  in  Geraässheit  des  Gesot7:es  vom  28.  März 
1^^2  ausgeöielltes  Elementarsclmlzeugnis  besitzen,  können  nach  vollendetem. 
i'j..  Lebensjahre  beschäftigt  werden. 

Die  eingeborenen  Kinder  dVrfen  vor  vollendetem  12.  Lebensjahre  in 
den  im  Art.  1  Abs.  1  aufgezählten  Betrieben  nicht  zur  Arbeit  zugelassen 
werden.  Im  Falle,  das«  die  Beschaffung  eines  amtlichen  Dokumentes, 
durch  welches  das  Geburtsdatum  nachgewiesen  wird,  nicht  möglich  ist, 
kann  an  dessen  Stelle  ein  von  einem  beeidigten  Arzte  ausgestelltes  Zeug- 
nie  treten,  in  welchem  die  körperliche  Ikktwickelnng  des  Eindee  als  dem 
Alter  Ton  12  Jahren  entsprechend  nnd  dasselbe  als  ftfr  industrielle  Arbeit 
tanglich  bezeichnet  wird. 

Art.  3.  Für  die  jugendlichen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  im  Alter 
von  bis  zu  18  Jahren  daif  die  tagliohe  Arbeitszeit  10  Standen  nicht  über- 
schielten. 

Durch  einen  Erlass  des  Generalgoavernenrs  werden  besondere  Be- 
stimmungen fElr  die  beim  Bergbau  untertags  besohftftigten  Jugendlichen 
unter  18  Jahren  getroffen  werden. 

Art.  4.  Die  Jugendlichen  im  Alter  von  weniger  als  18  Jahren  dürfen 
iu  den  im  Art.  1  bezeichneten  Betrieben  nicht  mehr  als  0  Tag©  in  der 
Woche  und  auch  nicht  an  den  gesetzlich  festgesetzten  Feiertagen  be- 
schäftigt weiden. 

Art.  6.  Die  einschrftnkenden  Bestimmungen  hinsiditlich  der  Arbeits- 
zeit können  im  Falle  festgestellter  Notwendigkeit  durch  den  mit  der  Kon- 
trolle betrauten  Beamten  ausser  Ki  aft  gesetzt  werden ;  es  dürfen  jedoch 
diese  Bewilligungen  im  einzelnen  Falle  nicht  tür  Uber  1  Monat  erteilt 
werden  und  im  Gesamtausmasse  nicht  mehr  als  60  Tage  im  Jahre  be- 
tragen. Die  Verpflichtung  zur  Einhaltung  des  wöchentlidlien  Ruhetages 
kann  in  gleicher  Weise  durch  den  mit  der  Kontrolle  betrauten  Beamten 
in  höchstens  15  Fällen  pro  Jahr  aufgehoben  werden.  Ueber  diese  beiden 
Maxima  hinaus  kann  eine  Bewilligung  nur  durch  eine  besondere  Ent- 
scheidung des  Qeneralgouvemeurs  erteilt  werden. 

Kinder  beiderlei  Geschlechtes  im  Alter  von  weniger  als  18  Jahren 
dttrfen  bei  Offentliehen  Vorstellungen  in  Theatern  und  Varietes  nicht  als 
Schauspieler,  Statisten  u.  s.  w,  verwendet  werden.  Die  mit  der  Kontrolle 
betrauren  Beamten  können  ausnahmsweise  die  Verwendung  eines  oder 
mehreror  Kinder  im  Alter  von  weniger  als  13  Jahren  bei  der  Aufführung 
bestimmter  Stücke  gestatten. 

Art  6.  Die  Betriebsleiter  oder  Arbei^ber  haben  ein  Register  su 
führen,  in  welches  die  Namen  und  die  Vornamen  der  weniger  als  18  Jahre 
alten  jugendlichen  Arbeiter  sowie  das  Datum  des  Eintrittes  derselben  in 
den  Betrieb  nnd  des  Austrittes  einzutragen  sind;  sie  sind  ausserdem  ver- 
piiichtet,  auf  Verlangen  den  Geburtsschein  dieser  Jugendlichen  oder  in 
Ermangelung  eines  solchen  amtlichen  Dokumentes  das  im  Art.  2  vor^ 
gesehene  ftr^che  Zeugnis  Torsuweisen. 

In  den  Unternehmungen,  in  welchen  beim  Betriebe  keine  mechanischen 
Motoren  in  Verwendung  stehen  oder  nicht  mehr  als  10  Arbeiter  beschäftigt 
sind,  ist  die  Führung  des  Registers  nicht  vorgeschrieben. 
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Art.  7.  Die  im  Art.  1  genumten  Betriebe  mttsseii  jederxeit  in  rein- 

lichem  Zustande  gehalten  werden  und  den  für  das  ktftperlicbe  Wohl- 
bofindti)  des  Person^ils  erforderUdieii  hygienischen  and  geciiuidheiUiclieo 
Bedingungen  entsjirechen. 

Sie  müHseu  derart  eingerichtet  sein,  dass  iUr  die  Sicherheit  der 
Arbeiter  Gew&hr  geleistet  ist  In  jedem  Betriebe,  in  weldiem  mechanische 
Apparate  in  Verwendung  stehenf  sollen  die  Bäder,  Treibriemen,  Trieb* 
w^^rke  oder  alle  anderen  Vorrich^^nni^en,  welche  ^efthrlich  sein  könnten, 
derart  von  den  Arbeitern  isoliert  .sein,  daas  eine  Annäherung  an  die- 
selben nur  zu  Zwecken  ihrer  Bedienung  möglich  ist. 

Die  Maschinen,  Apparate,  Transmissionen  und  Werkzeugmaschinen 
mfissen  in  einer  die  grOsstmÖgliche  Sicherheit  bietenden  Weise  eingerichtet 
sein  und  betrieben  werden. 

Art.  8.  Die  Verwendun<2:  von  .Tu <ren Glichen  unter  18  Jahren, 
Mildflien  und  Frauen  zum  Eiiicilen ,  zur  Reinigung,  Untersuchung  oder 
Keparatur  von  im  (iange  behndlichen  Maschinen  oder  Apparaten  ist  ver- 
boten. 

Art.  9.  Die  Besdiftftigttng  von  Jugendlichen  unter  18  Jahren, 
M&dchen  und  Frauen  in  Werkstätten ,  in  welchen  sich  Maschinen  mit 
Hand-  oder  Motorenbetrieb  befinden ,  deren  f^efährliclio  Teile  nicht  mit 
Mänteln ,  Kinnen  oder  anderen  Schutzvorrichtungen  versehen  sind ,  ist 
untersagt. 

Art.  10.  Es  ist  verboten,  Kinder  im  Alter  von  unter  16  Jahren  zum 

Betriebe  von  Apparaten  mittelst  Tretwerk  zu  verwenden. 

In  gleicher  Weise  ist  es  nichi"  rrestatrof,  Kinder  unter  16  Jahren 
mit  dem  Drehen  von  horizontalen  llädeni  zu  bt'scliiifriffen. 

Art.  11.  Kinder  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren  dUrteu  zum 
Drehen  von  vertikalen  Rftdon  nui*  w&hrend  eines  halben  Arbeitstages 
~  unterbrochen  durch  eine  Ruhepause  von  mindestens  einer  halben 
Stande  —  verwendet  werden. 

Ebenso  i^t  es  verboten,  Kinder  unter  l^i  Jahren  zum  Betriebe  der 
sogenannten  Hand  Webstühle  mittelst  Tretwerk  zu  \f'i  wenden. 

Art.  12.  Kinder  im  Alter  von  weniger  als  i*i  Jahren  dtirfen  weder 
bei  Kreis>  nodi  bei  Bandsftgen  beschäftigt  werden. 

Art.  18.   Kinder  unter  16  Jahren  sind  su  Arbeiten  bei  Blechscheren 

oder  anderen  mechanii^chen  Schneidevorrichtungen  nicht  zuzulassen. 

Art.  14.  Es  ist  untersagt,  Kinder  unter  16  Jahren  mit  der  Bedienung 
von  V^entilen  bei  Dampfmaschinen  zu  betrauen. 

Art.  15.'  Es  ist  verboten,  Kinder  im  Alter  von  unter  16  Jahren  bei 
Ausbesswnngs-  und  Beinigungsarbeiten  an  Hftusem,  welche  mit  Hilfe  von 
Hftngegerüsten  ausgeführt  werden,  zu  beschäftigen. 

Ai't.  16.  Die  industriell  hesohäftifrten  jugendlichen  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  unter  18  Jahren  dürfen,  sei  es  inner-,  sei  es  ausserhalb  der 
Fabrikeoi  Hüttenwerke,  Werkstätten  und  ^^■erften,  keine  ihre  Kräfte  über- 
steigende Lasten  tragen,  ziehen  oder  schieben. 

Art.  17.  Die  Verwendung  von  Mttdchen  im  Alter  von  weniger  als 
14  Jahren  bei  Nähmaschinen  mit  Tretwerk  ist  untersagt. 

Art.  18.  Bei  der  Erzeurrnn^  von  Druckschiiften ,  Anzeigen,  Zeich- 
nunfreii,  Stichen.  Malereien,  Emblemen,  Bildern  n>ler  anderen  Ge|2;en.stS?i(lpn, 
deren  Verkauf,  Angebot,  Ausstellung,  Ankündigung  oder  Verteilung  uach 
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dem  Strafgesetze        gegen  die  guten  Sitten  verstossend  verboten  iat, 

düifen  Kiii']t^r,  Mädchen  oder  Frauen  Tiicht  beschäftigt  wor»len. 

Ebenso  ist  ea  nicht  gestattet,  Kinder  unter  16  Jahren  und  Madchen 
in  Werkstätten  zu  verwenden,  in  welchen  Druckschriften,  Anzeigen,  iStiche, 
lUereien,  Embleme,  Bilder  oder  andere  Gegenetftnde  erseugt  werden, 
welche  zw&r  nicht  unter  die  Strafgesetze  fallen,  eber  solcher  Art  sind,  dess 
sie  die  Moral  der  Kinder  pef^hrden  könnten. 

Die  Arbeitgeber  oder  Betriebsleiter  liaben  im  übrigen  stets  für  die 
Wahrung  der  guten  »Sitten  und  die  Beobachtung  deä  Anötandes  borge  zu 
tregen. 

Art.  19.  Die  Atmosphftre  der  Werkst&tten  und  aller  anderen  Arbeits- 
räume  mus-?  tets  gegen  die  Ausdünstungen  von  Kanälen,  Aborten,  Ans» 
güssen.  Sonicgruben  oder  anderen  Infelvtiousquellen  geschützt  sein. 

lu  Schächten ,  Gasabzügen,  Rauchfäugeu,  Senkgruben,  Kufen  und 
Apparaten,  welche  aohftdliehe  Oese  enthelten  konnten,  dttrfen  Arbeiten 
nur  vorgenommen  werden,  wenn  die  Luft  in  denselben  durch  gründliche 
Ventilation  gereinigt  worden  ist.  Die  hierbei  verwendeten  Arbeiter  müssen 
mit  Öicherheitsgflrteln  versehen  sein. 

Die  Aborte  dürfen  nicht  in  direkter  Verbindung  mit  den  geschlossenen 
JR&mnlichkeiten  stehen,  in  welchen  das  Personal  arbeitet 

Art.  20.  Die  Arbeitgeber  haben  ihrem  Personal  Eim  ichtungen  snr 
körperlichen  Reinigung,  insbesondere  Waschapparate^  sowie  Trinkwasser 
sor  V  erfügung  zu  stellen. 

Art.  21.  Der  Staub  und  die  lästigen  gesundheitsschädlichen  und 
giftigen  Oase  sind  nach  Massgabe  ihres  Entstehens  ans  den  Arbeitsr&nmen 
direkt  ins  Freie  zn  leiten. 

Die  Luft  in  den  Werkstätten  muss  stets  derart  erneuert  werden, 
dass  sie  in  einem  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter  genügend  reinen  Zu- 
stande ist. 

Die  geschossenen  Arbeitsrtnnie  dttrfeoi  niemals  Oberfällt  sein ; .  das 
aof  einen  Arbeiter  entfallende  Lnftqnantnm  darf  nicht  weniger  als  8  cbm 

betragen. 

Die  Arbeiter  dttrfen  niemal"  ihre  Mahlzeiten  in  den  üäomen  ein- 
nehmen, in  welchen  giftige  Substanzen  verarbeitet  werden. 

Art.  22.  Die  Dampfmaschinen,  Gas-  nnd  elektnsehen  Uotoren,  die 
Wassevrftder  nnd  Turbinen  dürfen  nur  fttr  die  sn  ihrer  Wartang  be- 
stimmten Arbeiter  sng&ngUch  sein;  sie  sind  durch  Wftnde  oder  Sehnts- 
geländer  zu  isolieren. 

Die  Durchgänge  zwischen  den  durch  diese  Motoren  betriebenen 
Maschinen,  Apparaten,  WerkstUhlen  müssen  eine  Breite  von  mindestens 
90  cm  haben;  der  Fussboden  soll  nivelliert  sein. 

Die  Stiegen  müssen  solid  gebaut  und  mit  starken  OeUndem  ver- 
sehen sein. 

Die  Schächte,  Falltüren,  Kufen,  Behälter  und  Reservoirs  für  ätzende 
oder  heisse  Flüssigkeiten  sind  mit  festen  Barrieren  oder  Geländern  zu 
nmgeben. 

Gerüste  sind  aof  allen  Seiten  mit  festen  Oeltadem  von  90  cm  Höhe 

so  versehen. 

Art.  '23.  Jeder  Unfall ,  welcher  in  den  im  Art.  1  genannten  Be- 
trieben vorgekommen  ist  und  eine  Verletzung  eines  oder  mehrerer  Arbeiter 
Teroxsacht  hat,  ist  vom  Betriebsdirektor  oder,  im  Falle  ein  solcfaw 
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nicht  vorkauden  oder  derselbe  abwesend  ist,  von  dem  Werkmeister  an- 
zuzeigen. 

Diese  Anzeige  hat  den  Namen  nnd  die  Adresse  der  VerletstMi  sowie 

der  Zeugen  des  Unfalles  zu  enthalten  und,  soweit  dies  mOglidi  ist,  über 
die  Ursachen  und  den  Grad  der  Verletzuiii^  Aufschhiss  zu  geben.  Sie  ist 
innerhalb  24  Stunden  vom  Arbeitgebpr  dem  Friedensrichter  zu  tiber- 
mitteln,  welcher  den  Empfang  zu  bescheinigen  und  die  erforderlichen  Mass- 
nalimeii  m  trefPen  hat. 

FallB  im  Umkreise  von  10  km  ein  Arzt  ansässig  ist,  hat  der  Arbeit- 
geber' innerhalb  24  Stunden  vom  Zeitpunkte  des  Unfalles  an  gerechnet 
diesen  rufen  zu  lassen  und  innerhalb  24  Sttniden  nach  seiner  Ankunft 
dem  Friedemirichter  ein  ärztliches  Zertilikat  zu  UbergebeD,  welches  den 
Befund  über  den  Veiietaten  und  die  vahrsdiemliditti  Folgen  des  Unfallea 
sowie  die  Angabe  des  Zeitpunktes,  an  welchem  das  Endergebnis  des  Ün* 
falle»  festgestellt  werden  kann,  zu  enthalten  hat. 

Der  Friedensrichter  hat  den  Erapfanj^  dieses  Zeugnissee  zu  bestätigen. 

Eine  Kupie  der  Anzeige  und  des  ärztUcheu  Zeugnisses  ist  voni 
Friedensrichter  dem  mit  der  Ueberwachung  des  Betriebes  betranten  Berg- 
|>eamten  einzusMiden. 

Art.  24.   Mit  der  Ueberwachung  der  Dorchftlhnuig  dieses  Dekrete» 

sind  die  Bergwerksingenieure  und  -Inspektoren  beauftragt. 

Sie  sind  in  dieser  Hinsicht  dem  Ocneralgonverneur  von  Algier 
unterstellt.    Sie  haben  in  alle  im  Art.  1  genannten  Betriebe  Zutritt. 

Sie  können  sich  die  im  Art.  6  Torgesehenen  Register  und  Geburts- 
scheine vorlegen  lassen. 

Der  Generalgouverneur  kann  jedoch,  im  Falle  ihm  diese  Massivgel 
notwendig  erscheint,  die  Weikstilttcn,  in  welchen  gewisse  einheirnisclie 
Industrien  betriebou  worden,  von  den  anitiichen  Insj>ektiniion  dispensieren. 

Bei  Uebertretungeu  sind  von  den  Ingenieuren  und  Inspektoren  Pro- 
tokolle aufsunehmen,  weldie  bis  tum  Gegenbeweise  Beweiskraft  haben. 

Diese  Protokolle  sind  in  zwei  Exemplaren  auszufertigen,  von  denen 
eines  dem  Generalgouvemeur  au  llbennitteln  und  das  andere  bei  Gericht 

zu  deponieren  ist. 

Die  obenstehenden  Bestimninngen  derogieren  in  keiner  Weise  den  für 
Algier  in  Kiaft  stehenden  Vorschriften,  betrelTend  die  Erhebung  und 
Ahndung  von  Uebertretungeu  dieses  Dekretes. 

Art.  25.  Der  Generalgouvemeur  von  Algier  hat  dem  Minister  für 
Handel  und  Industrie  alljfthrlich  filier  die  Durchführung  dieses  Dekretes 

und  der  etwa  notwendigen  Moditikarionon  desselben  Bericht  zu  erstatten. 

Art.  26.  In  betreff  der  Durclifidirung  der  in  den  Art.  7 — 22 
dieses  Dekretes  ontiiaUenen  und  der  Bestimmungen  <ler  im  Art  27  vor- 
gesehenen Verordnungen  des  Generalgouverneurs  haben  die  Ingenieuie 
und  Inspektoren  vor  Au&ahme  dee  Protokolls  den  Betriebeleiter  zur 
Durchführung  der  VorBchiiften  der  genannten  Dekrete  oder  Verordnungen 
anzuhalteTi. 

Diese  Aufforderung  hat  schriftlich  auf  Grundlage  eines  Registers  zu 
geschehen,  welches  von  dem  In^pektionsamte  zu  lühren  ist;  sie  muss  die 
erhobenen  Hissstftnde  bezeichnen  und  einen  Termin  festsetzen,  nach  welchem 
dieselben  behoben  sein  mttssen.  Dieser  Termin  darf  niemals  unter  1  Monat 
betragen. 
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Innerhalb  16  Tagen  nach  der  Auffordemsg  kann  der  Betriebsleiter, 

wpnn  er  es  für  tviiilich  hält,  heim  Generalgouverneur  Berufung  einlegen. 
Dieser  letztere  kann,  nachdem  er  —  wenn  ano:ftn^ig  —  das  Gutachten 
des  hygienischen  Beirates  des  Bessorts  eingeholt  hat,  die  Aufforderung 
modißsderen  oder  den  DarchfißutingBteniuD  verlftngem. 

Von  der  Entscheidung  ist  der  Unternehmer  im  admimstratiTen  Wege 
in  Kenntnis  zu  setzen  und  der  Ingenieur  zu  benachrichtigen. 

Art.  27.  Falls  sich  die  Notwendigkeit  hierzu  ergeben  sollte,  können 
vom  Generalgouverueur  nach  eingeholtem  Gutachten  der  hygienischen 
Beirate  Verordnnngen  erlamen  weäen,  welche  besondere  Vorschriften  für 
gewisse  Industrien  oder  gewisse  Arbeitsmethoden  enthalten. 

Art.  28.  Die  Betriebsinbaber,  Direktoren  oder  Geschäftsführer  d«r 
in  diesem  Dekrete  genannten  Betriebe,  welclie  i<\oh  gegen  die-se  Bej»tim- 
mungen  vergangen  haben,  sind  vor  dem  Polizoi<jenchte  zu  belangen  und 
mit  einer  Gfeldstrafe  von  5 — 15  Eres,  zu  belegen. 

Falls  es  erwiesen  ist,  dass  der  Unternehmer  in  hetreff  des  Alters 
der  angestellten  Person  irregeführt  wurde,  ist  keine  Strafe  zn  verhängen. 

Die  Betriebsinbaber  sin«]  ffir  (He  über  ihre  Direktoren  oder  Gesohftfts- 
führer  verhängten  Strafen  haftbar. 

Art.  29.  Im  Wiederholungsfälle  ist  der  BetreÜende  stets  zum  höchsten 
Strafausmaasse  zu  verurteilen.  Als  ein  solcher  Fall  wird  es  angesehen, 
wenn  in  den  vorhergehenden  12  Monaten  der  Kontrarenient  wegen  einer 
ähnlichen  f ^^V»ertretung  verurteilt  wurde. 

Sollten  mehrere  üehertretnngen  vorliegen,  \velche  die  Anwendung 
der  Strafen  für  Ivezidiviälle  nach  sich  ziehen,  so  ist  das  Höchstausmaass 
der  Strafe,  falls  der  Kontravenient  in  den  lotsten  12  Honaten  bereits 
we<;en  einer  ähnlichen  Uebertretung  bestraft  wnrde^  so  oft  an  verviel- 
fachen, als  nene  T'ebertretnnjren  erluiben  wurden. 

Art.  30.  Die  in  den  beiden  voiiin^ehenden  Artikeln  festtreset/Jen 
Straten  schliessen  eine  eventuelle  anderweitige  gerichtliche  Verfolgung, 
insbesondre  was  die  Artikel  319  und  820  des  Strafgesetses  betrifft,  und 
die  zivilgerichtliche  Haftung  nicht  aus. 

Art.  31.  Die  Arl)eir<^'el)er  oder  Beti  iebsleitor  ."^ind  verpflichtet,  dieses 
Dekret  in  sichtbarer  Weise  in  ihrem  Betriebe  zu  affichieren;  im  Falle 
der  Ausserachtla.ssuug  dieser  besonderen  Bestimmung  beträgt  die  Strafe 
1 — 5  Fros.,  ohne  dass  sie  aber  diesen  Betrag  —  selbst  im  Wiederholungs- 
fälle —  überschreiten  dttrfte. 

Art.  32.  Dieses  Dekret  tritt  er<?t  3  Monate  nach  seiner  Veröffent-. 
Hebung  in  Kraft.  Nach  Abiauf  dieses  Zeitraumes  erlischt  die  Wirksam- 
keit des  Dekretes  vom  21.  März  1902. 

Art.  88.  Der  Minister  des  Innern,  der  Siegelbewahrer  und  Jnstis- 
minister,  der  Mini.ster  ftlr  Handel,  Industrie,  Post  und  Telegraphen  und 
der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  sind ,  jeder  für  die  nein  TJossort 
betreffenden  Punkte,  mit  der  Durchführung  dieses  Dekretes  betraut, 
welches  im  „Journal  ofhciel",  „Bulletin  des  Lois^'  und  im  „Bulletin  officiel 
du  Gouvernement  g&a^ral  de  PAlg^rie"  zu  veröffentlichen  isf* 

2.  Decret  du  11  acut  10O.''),  moriifiant  le  döcret  du 
17  jnillet  1900,  portant  r^organisation  de  la  Bourse  du 
travail  de  Paris. 

Dekret  vom  IL  Angiut  1009  sur  Abindenuis  des  DaloeCs  vom 

14* 
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17.  Juli  1900,  betr.  die  Beoi^anisation  der  Pariser  ArbeitsböxM.  (J.  0. 
V.  17.  Aug.  1906,  B.  d.  l'O.  d.  T.,  ^o.  S  ex  1905,  S.  780). 

IV.  Grande-Bratagne.  Grossbritannien. 

a)  Ocsetze. 

1.  An  act  to  jnovide  for  tJbie  early  closiug  of  &hops, 
löth  Auguöt  1UU4.    Oh.  31. 

Oeaeti  Tom  IB.  Aagaat  1004,  botr.  dm  FrfthladwiiMihlniiai  Kap,  31. 

1.  Durch  eiuen  Erlasa  einer  liokalbehörde,  der  yon  der  Zentralbdbttrde 
in  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Weise  zu  bestätigen  ist  (in 
diesem  Gesetz  als  Schliesstinfi^serlass,  „closing  order ",  zitiert),  können  die 
Stunden  der  verschiedenen  Wochentage  bestimmt  werden,  an  welchen  alle 
Ijadengeschftfte  oder  diejenigen  einer  beetiminteii  Art  im  gansen  Bediit 
der  LokalbehOrde  oder  in  einem  beetimmten  Teil  desselben  Air  den  Xnoden- 
verkehr  geschlossen  soin  müssen. 

2.  1)  Die  durch  einen  Schliessungserlass  festgelegte  Stunde  (in  dem 
vorliegenden  Gesetz  als  Schlussstuude,  „closiug  hour'',  zitiert)  dart'  an 
keinem  Wochentage  vor  7  Uhr  abends  ftllen,  mit  Ansnabme  eines  be- 
etimmten Wochentages,  an  welchem  sie  nicht  vor  1  Uhr  mittags  fallen  darf. 

2)  Ein  Schlieesangserlass  kann  vollständig  oder  mit  den  Ausnahmen 
und  Bodinganii-on,  welche  in  dem  Erlass  anzuf^eben  sind,  den  Detailhandel 
nach  der  iSchlussstuude  au  jedem  Ort,  der  kein  Laden  ist,  für  den  Bezirk, 
auf  welchen  sich  der  Erlass  bezieht,  und  wo  das  Offenhalten  eines  Laden- 
gesoh&ftes  nach  einer  bestimmten  Stande  nngeeetalich  wftre,  untersagen. 

3)  Der  Erlass  kann 

H   die  Laden  und  Handelsgeschäfte  bestimmen,  auf  welche  der  £rl«as 

sich  bezieht  und 

b)  Verkftui'ö  nach  der  Schlussstunde  im  Notfalle  oder  unter  anderen 
Umständen,  welche  im  Erlass  ansugeben  oder  ansndenten  sind,  gestatten, 

c)  alle  gelegentlidien,  ergänsenden  oder  sidi  «gebenden  Vorkehrungen 

enthalten,  welche  notwenditr  oder  p^eeignet  erscheinen. 

•1)  Keine  BeHtimmun^  eme.s  Schliessnngserlasses  darf  auf  eine  gesetz- 
mäsäig  abgehaltene  Messe  oder  einen  Wohli&tigkeitsbazar  angewandt 
werden  oder  auf  einen  Laden,  dessen  ansschliessliohee  Geschäft  läer  Oe- 
werbe  in  einer  oder  mehreren  Arten  der  in  der  Anlage  dieeee  Gefletsee 
genannten  Ges -h^^fte  oder  Gewerbe  besteht. 

5)  Werden  mohrere  Geschäfte  odei'  Gewerbe  in  dem  gleichen  Laden 
beti'ieben,  und  sind  einige  dieser  Geschäfte  oder  Gewerbe  derart,  daas 
der  Schliessungserlass  fttr  den  Laden  nicht  in  Anwendung  käme,  wenn 
anasohliesslich  diese  Gescliäfte  und  Gewerbe  in  ihm  betrieben  würden,  so 
kann  der  Laden  nach  der  Schlussstuude  lediglich  mit  Beschränkung  auf 
die8e  Go.schälto  und  Gewerbe  offen  bleiben,  doch  kann  der  Erlass  die 
Dauer  und  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Offenhaltung  gestattet  ist, 
näher  bestimmen.  Dodi  soll  die  Dauer  nnd  diejenigen  Bedingungen, 
welche  den  Postdienst  betreffen,  der  Genehmigung  des  Oenwalpostmeisten 
nnterworfen  sein. 

3.  V)  Ist  eine  Lokalbehörde  der  Ansicht,  dass  ein  prima-facie-Ffdl 
für  einen  ^chiiessungt^erlass  vorliegt,  so  hat  diese  Behörde  in  der  vorge- 
schriebenen Art  und  in  der  TorgeiMBhriebenen  Form  ihre  Absioht,  einen  Er^ 
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laäs  zu  geben,  bekannt  zu  machen,  wobei  eie  einen  Zeitraum  (der  nicht 
kflroer  sein  soU,  als  dar  Toi^gosduriebene  Zeitrwun)  «nsngeben  bat,  imierlialb 
dessen  Einwände  gegen  «dsn  beabeichtigten  Erlsas  gemacht  werden  können. 
Ist  die  Lokalbehörde  nach  Prüfung  der  gegebenen  Falls  eingelaufenen 

Einwände  der  Ansicht,  dass  der  Erlass  angemessen  ist  und  dass  wenigstens 
swei  Dritte]  der  LadenbeaitzeTi  welche  der  Erlass  betreffen  würde,  diesen 
billigen,  so  kann  si«  den  Erlass  Terfügen. 

2)  Die  Betftunmangieii  dieses  Erlasses  mlissen  bekannt  gemacht  und 
die  Exemplare  iiiervon  in  der  vorgeschriebenen  Weise  sragestellt  werden. 
Der  Erlasi  imiFis  der  Zentralbehörde  vorgelegt  werden,  welche  die  Ein- 
wände gcgeu  den  Erlass  prüfen  und  den  Erlasa  verwerfen  oder  mit  all- 
f^liigen  Aenderongan  bestätigen  wird. 

B)  Sobald  die  Zentralbehörde  einen  Erlass  bestätigt^  tritt  er  mit  der 
Wirkung  eines  vom  Parlamente  erlassenen  Gesetzes  in  Kraft.  Doch  mnss 
jeder  Schliessungserlass  jedem  Hnn-'e  des  Parlaments  sobald  als  möglich 
nach  seiner  Bestati<^tin<»  vorgelegt  werden.  Wird  von  einem  Hause  des 
Parlaments  iuuerhalb  der  nächsten  40  Tage,  an  denen  das  Haus  nach 
Vorlegung  des  Erlassee  getagt  hat^  an  8.  Hajestat  eine  Adresse  geriofatet, 
welche  um  Aufhebung  des  Erlasses  ersneht,  so  kann  der  Staatsrat  (His 
Majesty  in  Council)  den  Erlass  aufheben.  Jeder  so  «uffrehobene  Erlass 
wird  von  der  Zeit  an  null  und  nichtif?;.  Hierdurch  niclit  bef-iuträchtigf, 
sind  aber  Verfahren,  welche  in  der  Zwischenzeit  auf  Grund  des  Erlasses 
eingeleitet  wurden,  nnd  ebenso  wenig  das  Becht,  einen  nenen  SchUessnngs^ 
erlass  an  veiftagen. 

4.  Die  Zentralbehörde  kann  zu  jeder  Zeit  auf  Anstichen  der  Lokal- 
behörde einpn  Schliessnnn;serlass  vf^lliii;,  oder  soweit  als  er  eine  bestimmte 
Art  von  Laden  inhaberj  betrifft,  widerrufen.  Ist  oine  Lokalbehörde  zu 
irgend  einer  Zeit  der  Ansicht,  dass  die  Mehrzahl  der  Inhaber  einer  Art 
▼on  LSden,  welche  der  LadenschliessnngaerlaBS  betrifft,  gegen  die  Fort- 
datier des  Erlasses  ist,  so  hat  sie  sich  an  die  Zentralbehörde  zu  wenden 
und  den  Widerruf  des  Erlasses,  soweit  er  <'l\f'  brtieiTende  Art  von  Laden- 
geschäften betritFt,  zu  beantragen.  Ein  solcher  Widermf  beeinträchtigt 
jedoch  nicht  die  Aufstellung  eines  neuen  Schliessungserlasses. 

5.  Handelt  eine  Person  gegen  die  Bestimmimgen  eines  Schliessungs- 
erlasses,  90  TeriUlt  sie  gemftss  der  Bestimmungen  der  Summarischen 

Prozessordniing  (Summary  Jurisdiction  Act)  beim  ersten  Male  einer  Busse 
bis  zu  1  Pfund,  im  Wiederholungsfalle  bis  zu  5  Pfund  und  in  weiteren 
Wiederholungsfiillen  bis  zu  20  Pfund.  Dncli  darf  keine  Bestimmung  dieses 
Gesetzes  oder  irgend  eines  Erlasses  eine  Person  einer  Strafe  aussetzen, 
wenn  sie  nach  der  Schlassstnnde  einen  Kunden  bedient,  der  sich  bereits 
vor  der  Schlussstunde  in  dem  Laden  befand. 

6.  Die  Zentralbehörde  kann  zwecks  Durchführung  der  Hechte  imd 
Pflichten  gomäs.q  diesem  Gesotz  eine  Lokalunter^nfh'innr  veranstalten,  dereti 
Kosten  zugleich  mit  ilem  Gehalt  eines  mit  aie^er  Untersuchung  beaui- 
tragten  Beamten,  welches  aber  '6  Guineen  pro  Tag  nicht  übersteigen  darf, 
von  der  betreffenden  LokalbehOrde  getragen  werden  sollen.  Die  Zentral- 
behörde kann  den  Betrag  der  entstandenen  Kosten  bescheinigen.  So  be- 
scheinigte Summen  bilden  eine  Schuld  der  Lokalbehörde  an  die  Krone. 

7.  Die  Zentralbehörde  kann  Ausführungsverordnunfren  erlas.^en 

a)  um  Torsnsohreiben,  was  gemäss  diesem  Gesetze  vorzuschreiben  ist; 
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b)  bestlglidi  der  Form,  in  welchar  die  Meinung  der  Ladenbesiteer 
eingeholt  werden  soll; 

c)  boztiglich  der  Durchführnng  yon  Lokaluntersachongen  ond  der 
hierzu  gehörigen  Anj^elegenheiten ; 

d)  bezüglich  dea  Vertahrenfl  zur  ii^-langung  des  Widerrufes  eines 
Sehliessungserlassee ; 

e)  zur  allgemeinen  DurchfiUhrung  der  Bestiinnmiigen  dieses  Gesetzea. 

8.  I)  Tii  diesem  Gesetze  bedeutet  der  Ausdruck  Lokalbehörde" 
(local  authority  i  in  London  ausserhalb  der  City  eiuen  „Hauptstädtischen 
Gomeinderat'*  t^metropolitan  borough  Council),  sonst  aber  den  Rat  eines 
Stadtdistrikte  (the  ooonoil  of  an  Urban  district)  mit  einer  Beydlkemng 
von  mehr  als  ^000  Personen  gemäss  der  Volks/.ählong  Yon  1901  und 
jeder  „Rat"  (council)  oder  jede  andere  Behörde,  welche  gemäss  der  Laden- 
Htnn  den  besetze  von  IS92  bis  1895  das  Recht  haben,  Inspektoren  zu  er- 
nennen. Die  Verfügungen  dieser  Gesetze  bezüglich  der  Uebertretungen 
und  Ver&hren,  die  Anstellnng,  die  Vollmachten  nnd  die  GehBlter  dei> 
Inspektoren  nnd  die  Ausgaben  der  Lokalbehörde  sollen  angewandt  werdm, 
als  wären  sie  an  dieser  Stelle  wieder  in  einem  diesem  Gesetz  entsprechenden 
Wortlaut  erlassen,  und  als  wären  die  Bezugnahmen  auf  den  Ai  beitn;eber 
einer  jugendlichen  Person  ersetzt  durch  Bezugnahme  auf  den  Ladeuiuhaber. 

2)  Alle  Ausgaben,  welche  ein  hauptstädtischer  Gemeinderat  gemäss 
diesem  Cbaetse  macht,  werden  als  Teil  der  Ausgaben  des  Rates  bestritten. 
Die  Ausgaben  eines  Stadtdistriktsrates  werden  als  Teil  der  Generalan^aben, 
die  bei  der  Durchführung  der  (^ifentlichen  Gesundheitsgesetze  gemacht 
werden,  bestritten. 

3)  In  diesem  Gesetz,  sofern  nicht  der  Zusammenhang  etwas  anderes 
fordert,  nmfasst  der  Ansdruck  „Laden**  jedes  Gmndsttlck  oder  Plats,  wo 
Detailhandel  (das  Geschäft  eines  Barbiers  mitinbegriffen)  getrieben  wiinl, 
bedeutet  der  Ausdruck  „Zentralbehörde"  in  England  den  Sran'ssekretär, 
in  Schottland  den  JSekretär  filr  Schottland  und  in  Irland  den  Loi  tilieutouant. 

9.  Wo  ein  Erlass  gemäss  diesem  Gesetz  in  einem  hauptstudtischen 
Gemeinde-  oder  in  einem  Stadtdistrikt  in  Kraft  steht,  kann  der  Rat  der 
Grafschaft  (the  Council  of  the  county),  in  welcher  die  Stadtgemeinde  oder 
der  Distrikt  gelegen  ist,  der  Stadtgemeinde  (conncil  of  the  borough)  oder 
dem  Distriktrate  seine  Rechte  gemäss  den  Ladenschutzi^esetzen  von  1892 
bis  1895  (Shop  Hours  Acts  1892 — 189ö;  mit  oder  ohue  Einschränkungen 
oder  Bedingungen  überlassen. 

10.  Dieses  Gesetz  ist  als  das  Ladenschutsgeseta  (Shop  Hours  Act) 
von  1904  zu  zitieren.  Die  Ladenschutzgesetzc  von  1892-  ]'~*'*5  (Shop 
Hours  Acts  1892 — 1895),  das  Gesetz  betreflend  Sitzgelegenheiten  für  An- 
gestellten, von  1899  (Seats  for  Shop  Assistants  Act  1899)  und  dieses 
Gesets  sind  zusammen  als  LadenregelungsgesetM  von  1892 — 191)4  (Shop 
Regulation  Acts  1892—1904)  su  zitieren. 

Anlage. 
Postdienst  ^Post  Office  Businessj. 

Der  Verkauf  yon  Medizinen  und  medizinischen  und  chimrgischen 

Kitteln. 

Der  Detail  verkauf  von  berauRchenden  Getr&nken,  die  im  Verkaufs- 

lokal  oder  anders\',"n  o-p^iossen  werden. 

Der  Verkauf  von  iüririschungen,  die  im  Verkaul'slokal  verzehrt  werden. 
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Der  Verkauf  von  Tabak  und  auderen  Rauchuteuäilien. 
Der  Verkauf  von  Zeitungen. 

Der  Verkauf  an  dem  BUchentaad  einer  Siaenbahii  oder  in  den  Er- 
irischaDgsraainen  einer  üiaenbalm. 

2.  An  act  to  establish  Organisation  with  a  view  to  the 
Provision  of  employment  or  assistance  for  unemployed 
workmen  in  proper  cases.    H*t  Aug.  1905.    Ch.  18. 

Oeaeti  Tom  IL  Ang^  1Q06  nur  Mnaetsong  von  VerwaltnngskÖrpem 
mit  dar  Abeioht,  Arbeitaloeen  in  beetimmten  Sellen  fiesdhifUgiing  oder 
Vnteratütrans  wo,  ▼ereohafCbn.   Kap.  18. 

1.  1)  Zur  Durchführung  dieses  Gesetzes  sollen,  durch  Verordnung  dea 
Lokalv^erwaltungsamtfts  (TiOcal  Government  Board)  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes, eingesetzt  werden:  eine  Xotstandskommission  des  Rates  jeder 
hauptstädtischen  Gemeinde  in  London  ^distress  committee  of  the  Council  of 
every  metropolitan  borough),  die  teils  ans  Mitgliedern  des  Gemeinderates 
{borough  Council),  teils  ans  Mitgliedern  des  Armenrates  jedes  Armenbezirks 
fbiiarJ  of  tJiiardians  of  ovcry  poor  law  unifni;,  der  fjanz  oder  teilweise  in 
der  Gemeinde  gelegen  ist,  und  aus  Personen  bestellen  soll,  die  ira  Armen- 
unterstützungswesen  Erfahrung  besitzen;  und  eine  Zentralbehörde  fUr  die 
gaose  Adminiatratir-Qhrafsdwft  London,  die  teils  ans  den  Notstands- 
kommiasionen  angehörenden  und  von  diesen  gew&blten,  teils  ans  dem 
Londoner  Grafschaftsrate  angehörenden  und  von  diesem  gewählten  Mit- 
gliedern, teils  aus  Personen,  die  die  Zentralbehörde  als  Ergänznn<^smit- 
gLieder  (additioual  members)  kooptiert,  teils,  wenn  die  Verordnung  dies 
vorsiebt,  aas  Personen  bestehen  soll,  die  vom  LokalverwaHnngsamt  ernannt 
werden;  doch  darf  die  Ansabl  der  in  dieser  Weise  kooptierten  and  er- 
nannten  Personen  nicht  mehr  als  ein  Viertel  der  Gesamtraity:Hed9rzahl 
der  Zentralbehörde  ausmachen,  und  jede  solche  Verordnung  soll  bestimmen, 
dass  wenigstens  ein  Mitglied  der  Kommission  oder  Zentralbehörde,  die 
durch  die  Verordnung  eingesetzt  werden,  eine  Frau  sein  soll. 

2)  Die  Notstandskommissionen  sollen  sich  mit  den  Arbeitsbedingungen 
innerhalb  ihres  Bezirks  vertraut  machMi  nnd,  auf  Verlangen  der  Zentral- 
behörde, Gesuche,  die  von  Arbeitslosen  an  sie  gestellt  werden,  annehmen, 
nntersuchen  und  sichten. 

Doch  soll  keine  Notstandskommission  ein  Gesuch  irgend  einer  Person 
in  Betracht  aiehen,  so  lange  sie  nicht  erkannt  hat,  dass  diese  Person 
während  der  Pmriode,  die  die  Zentralbehörde  als  Anaftssigkeitsttfordernis 
vorschreiben  wird  und  die  wenig^stens  12  Monate  betragen  mnss,  nnmittel- 
bar  vor  der  Gesuchssteliung  in  London  gewohnt  hat. 

8)  Hat  eine  Notstandskommission  erkannt,  dass  ein  solcher  Gesuch- 
steiler  aufrichtig  Arbeit  zu  bekommen  wtlnsoht,  aber  zeitweilig  aus  aussei^ 
^wohnlichen  Ursachen,  über  die  er  keine  Mar-ht  bat,  unfähig  ist,  solche 
zu  finden,  und  hält  sie  dafür,  dass  dieser  Fall  auf  Grund  dieses  Gosotzes 
eiiif»  zwockraässigere  Behandlung  erführe,  als  auf  (rrnnd  d^v  Armengesetze 
(poor  laws),  so  kann  sie  sieb  bemühen,  fiü-  den  Gosuchsteller  Arbeit  zu  er- 
langen, oder,  wenn  sie  glaubt,  dass  der  Fall  eher  von  der  Zentralbehörde 
als  von  ihr  selbst  behandelt  werden  sollte,  ihn  der  Zentralbehörde  über^ 
weisen.  Die  Notstandskommissionen  haben  jedoch  keine  Vollmacht,  unbe- 
schäftigten Personen  Arbeit  zu  geben  oder  dazu  beizutragen. 
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4)  Die  Zentntbelitfrde  soll  die  Tätigkeit  der  NotBtaadskommisaioneii 
tiberwachen  und  soweit  als  möglich  mit  diesen  zusammenwirken  und  die 

Bemühungen  dieser  Kommissionen  durch  EinrichtiiDg,  Uebernahme  und 
Förderung  von  Arbeitsnachweisen  und  Vermittlungsatcllpn,  durch  die 
Sammlung  von  Informationen  und  auf  anderem  ihr  tauglich  scheinenden 
Wege  ontersttttzen. 

5}  Die  Zentralbehörde  kann  in  jedem  Falle,  in  dem  ihr  ein  Arbeits» 
l(Mser  von  einer  Notstandskommission  .tiberwiesen  wird,  diesem  naeh  Gnt- 
dtinknn  beisrehen,  indem  sie  ihm  oder  einem  seiner  Angehörigen  zur  Ans- 
wauderung  oder  zur  Wegreise  in  einen  anderen  Bezirk  verhiift,  oder  in- 
dem sie  ihm  auf  eine  Weise,  die  nach  ihrer  Ansicht  ihn  am  ehesten  er- 
mOglidit,  regehnissige  Arbeit  oder  andere  Unterhaltsmittel  sn  erlangen, 
vorübergehende  Arbeit  gibt  oder  dazu  beiträgt. 

C>)  Ausgaben  der  Zentralbehörde  auf  Grund  dieses  Gesetzes  und  Aus- 
gaben der  Notötandtskommissionen  auf  Grnnd  dieses  Gesetzes«,  die  mir  Ge- 
nehmigung  der  Zentralbehörde  gemacht  wurden,  sind  aus  einem  Zeutral- 
fond,  der  unter  der  Verwaltung  der  Zentralbehörde  steht,  sn  bestreiten. 
Dieser  Fond  soll  aus  freiwilligen,  zu  diesem  Zwecke  gegebenen  Beiträgen 
und  aus  Beitragen  gespeist  werden,  die  auf  Verlangen  der  Zentralbehörde 
VMi  den  Stadtgemeinderäten  im  Verhältnis  zum  Jalires«?tenerwert  der 
Gemeinde  und  als  Teil  der  Gemeinderatsauslagen  bezahlt  werden. 

Hierfür  gelten  folgende  Bestimmungen  : 

a)  lieber  alle  Summen,  die  von  Beiträgen  der  hauptstädtischen  Ge- 
meinderäte heiTtthren,  soll  besondets  Buch  geführt  werden,  ond  keine  Aus* 
gaben  ausser  den  folgendiMi  dttrfen  ans  diesem  Konto  bezahlt  werden: 

1)  Ausgaben  für  die  Einsetzung  der  Zentralbehörde  und  der  Not- 
standskommissionen, einfehlicsslich  der  Aufgaben,  die  von  diesen  für 
Arbeitsnachweise  und  Vermittlungsstellen  und  für  die  Sammlung  von  In- 
fomationen  gemadit  wurd«[i; 

2)  Ausgaben,  die  von  der  Zentralbehörde  sur  ünterstfitsoDg  der  Aus- 
wanderung oder  Wegreise  der  Arbeitslosen  oder  eines  von  deren  Ange- 
hörigen nach  einem  anderen  Bezirke  gemacht  wurden; 

3)  die  Ausgaben,  die  von  der  Zentralbehörde  mit  Genehmigung  des 
Lokalverwaltungsamtes  zum  Erwerb  von  Land  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
gemacht  wurden. 

b)  Kein  solcher  Beitrag  eines  Gemeinderates  darf  in  einem  Jahre  den 
Betrag  übersrhieiten,  den  eine  .Steuer  voti  einem  halben  Penny  pro  Pfund 
Sterling,  berechnet  vom  ganzen  Jahre^j^teuerwert  der  Gemeinde,  ausmaeheu 
wtlrde.  Wird  ein  höherer  Beitrag  mit  Genehmigung  des  Lokalverwaltungs- 
amtes eingehoben,  so  darf  er  das  Steuerergebnis  eines  Satses  von  einem 
Penny  pro  Pfund  nicht  überschreiten. 

7)  Durch  die  Beschaffung  vonibei  gehender  Arbeit  oder  anderer  Unter- 
stützung auf  Gnind  dieses  Gesetzes  darf  keine  Person  ihres  Perhtes,  als 
Parlaments-,  Grafschatts-,  Kirchspiel-  oder  (Teaieiudewähier  ^burgessj  regi- 
striert au  werden  oder  zu  w&hlen,  verlustig  gehen. 

8)  Dieser  Paragraph  findet  Anwendung  auf  die  City  von  London,  als 
ob  die  City  von  London  eine  hauptstädtische  Gemeinde,  und  der  Bürger- 
meister (mayor),  die  Aldermen  and  Stadtverordneten  (commons)  der  Ci<y 

von  London  im  Plenum  (in  common  counci!  assembied)  der  Hat  einer 
Stadtgemeinde  wären.    Beiträge,  die  für  Zwecke  dieses  Gesetzes  verlangt 
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vrerden,  sollen  aus  der  konsolidierten  Steuer  bezahlt,  aber  bei  der  Bd- 
Ttchnung  dM  Steambetrags  ztua  Zweoi»  der  FeststoUimg  diaaes  Betrags 
nicht  gesfthlt  werden. 

9)  Das  Lokalyerwaltniigsamt  kann  anf  Ananoben  d^  Ratea  einer 

Stadtgemeinde  oder  eines  Distrikts,  die  oder  der  an  London  angrenzt  oder 
uaho  bei  London  gelegen  ist,  diesen  Paragraphen  unter  der  notwendig 
scheinenden  Abänderung  und  Anpassung  seiner  Bestimmungen  auf  diese 
Stadtgemeinde  oder  dieaen  Distrikt  ausdehnen,  als  ob  die  Stadtgemeinde 
oder  der  Distrikt  eine  hanptstsdüsehe  Gemeinde  wfire  tmd  innerhalb  der 
Administrativ-Grafschaft  London  läge. 

2.  1)  Durch  Verordnung  des  Lokalverwaltnngsan  tes  soll  für  jede 
Stadti^cmoinde  (municipnl  borongh)  i)  und  jeden  Stadtdistrikt  (urban  district^ 
die  laut  der  letzten  Volkszählung  zur  Zeit  eine  Bevölkerung  von  wenigstens 
60000  Einwohner  zählen  und  auf  die  nicht  die  Bestimmungen  des  §  1 
dieses  Gesetaee  ausgedehnt  worden,  eine  Notstandskommissioii  des  Rates 
an  Zweeken  dieses  Qesetzee  eingesetzt  werden.  Eine  solche  Notstands- 
kommission  soll  eine  analoge  Znsammensetznng  haben  wie  eine  Notstanda- 
kommission  in  London  und  soll,  soweit  anwendbar,  dieselben  Pflichten 
und  Vollmachten  haben,  wie  die  sind,  die  durch  dieses  Gesetz  den  Not- 
staadskommissionen  nnd  der  Zentmlbebdrde  in  London  verliehen  werden. 

Diese  Bestimmung  soll  anf  jede  Stadtgemeinde  ond  jeden  Stadtdistrikt 
mit  einer  Bevölkerung,  die  laut  der  letzten  Volkszählung  zur  Zeit  weniger 
als  5<HKK)  aber  nicht  weniger  als  10000  Einwohner  7Jlh1t,  Anwendung 
finden,  wenn  der  Stadtgemeinde-  oder  DistriktHrat  dem  Lokalverwaltungs- 
amt  ein  Gesnch  eq  diesem  Zwecke  einreicht  und  dieses  sostimmt. 

2)  Unter  den  vorgenannten  Bedingungen  kann  das  Lokalrerwaltnngs- 

amt  auf  Ansuchen  eines  Grafschafts-,  Stadtgemeinde-,  Distrikts-  oder 
Armenrates,  'der  nach  Gutdünken  nnch  ohne  ein  solches  Gesuch  im  Ver- 
ordiiungswei^e  zu  Zwecken  dieses  Uosetxos  in  einer  Grafschaft  oder  einer 
Abteilung  einer  Grafschaft  eine  Zentralbehörde  und  Notstandskommissioneu 
errichten.  Eine  solche  Zentralbehörde  und  solche  Notstandskommismonen 
sollen  analoge  Zusammensetzungen  haben  wie  die  Zentralbehörde  und  Not- 
standskomraissionen  in  London  und  sollen,  vorbehaltlich  der  in  der  Ver- 
oi-duung  fest  gesetzten  Ausnalimen.  dieselben  Pflichten  und  Vollmachten  für 
ihren  Bezirk  iiaben,  wie  die  sind,  die  durch  dieses  Gesetz  der  Zentral- 
behörde und  den  Notstandskommissionen  beaiehungs weise  fSr  London 
Ubertragen  worden. 

Im  Sinne  dieser  Beatimninng  pnll  eine  Sradtgrafschaft  (county  borongh) 
mit  einer  Bevölkerung  von  weniger  als  5U(.KM_>  Einwohnern  als  zu  der 
Grafschaft  gehörig  betrachtet  werden,  zu  der  sie  gemäss  dem  Lokalver- 
waltungsgesetze Yon  1888  (Local  Government  Act,  1888)  gehört. 

9)  Wo  för  eine  ganse  Grafschaft  keine  Zentralbehörde  nnd  keine 
Notstandskonimissionen  auf  Gmnd  dieses  Gesetzes  eingesetzt  wurden,  soll 
der  Pat  dieser  Grafschaft,  und  wo  für  eine  Stadtgrafschaft  keine  Not- 
Htandskomiuissionen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingesetzt  wurden,  soll  der 
Ktit  dieser  Stadtgi'afschaft  eine  8pezialkoumiission  aus  Ratsmitgliederu  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  mit  der  Vollmacht  einsetzen,  irgendwelche  Personen 


1)  Znm  Untondüede  toh  da  HanpMadtgemeüide  (metropolltui  bonnigh),  die  nur  in 
London  Totkcnmit.  Der  UebecMtMr. 
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«Ifl  kooptierte  Mitglieder  der  Kommission  beisimeiheii.  Doch  darf  die  An- 
zahl der  so  kooptierten  Personen  ein  Viertel  der  Gesamtmitgliedersahl  der 

Kominiösion  nicht  übersteigen. 

In  einem  solchen  Falle  ist  es  Pflicht  des  Kated,  mit  Hilfe  der  Spezial- 
koinmihäion  durch  Einrichtung,  Uebernahme  oder  Förderung  von  Arbeits- 
nadiweisen  und  Vermittlungsstellen  und  auf  andere,  aweckdieilioh  scheinende 
Weise  Informationen  über  die  Arbätsbedingungen  innerhalb  seines  Be- 
zirkes zu  sammeln  und  auf  Verlangen  mitzuteilen. 

Ausgaben,  die  ein  Rat  anl  ü-rund  dieser  Bestimmung  gemacht  hat, 
sollen  von  einem  Grafschat  tat  at  aus  dem  Gi  afschaftsfond  als  Ausgaben 
für  besondere  und  allgemeine  Grafschaftsswecke  je  nach  dem  Erfordernis 
der  Umstände,  und  von  einem  StudtgrafschafltBrat  aus  dem  Fond  oder  der 
Steuer  der  Stadtgrafschaft-  bezahlt  werden. 

4)  Wo  auf  Grund  dieses  Para^^r-i^hon  irgend  eine  Verordnung  für 
ein  Gebiet  erlassen  wird,  sullen  die  üeäiimmungen  dieses  Gesetzes  betr. 
London  auf  dieses  Gebiet  mit  den  notwendigen,  in  der  Verordnung  an- 
zugebenden Abftnderungen  und  Adapti^rungen  Anwendung  finden. 

8.  Wenn  eine  Zentralbehörde  und  Notstandskommissionen  oder  eine 
Notstandskommission  gend^s  diesem  Gesetze  für  ein  Gebiet  eing^etzt 
werden  soll,  dann  kann  nach  Gutdünken  des  Loknlverwaltungsamtes  eine 
Körperschaft,  die  vor  oder  nach  der  Annahme  dieses  Gesetzes  zum  Zwecke 
der  Ai  beitsiosenfürsorge  schon  in  diesem  Gebiete  bestanden  hat,  und  eine 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingesetzte  Spezialkommission  durch  eine  Ver- 
ordnung des  Lokalverwaltungsamtes  zeitweilig  sieb  als  Zentralbehörde 
oder  als  Notstandskommission  konstruieren,  bin  die  Enichtung  einer  Zentral- 
behörde und  von  Notstand^^knramissionen  odei-  einer  Notstandskommi^^sion 
für  dieses  Gebiet  in  Uebereiustimmuug  mit  diesem  Gesetze  vor  sich  ge> 
gangen  ist* 

4.    1)  Bine  Verordnung  des  Lokalverwaltungaamtes  auf  Grund  dieses 

Gesetzes,  die  eine  Zentralbehörde  oder  eine  Notstandskommission  einsetzt, 
kann  Vorkehrungen  treffen :  für  die  Zusammensetzung  und  das  Verfahren 
dieser  Zentralbehörde  oder  Notstandskommission,  wenn  es  sich  um  eine 
Verordnung  zur  Einsetzung  einer  Zentralbehörde  handelt,  iür  die  Elrteiluiig 
der  juristischen  Persönlichkeit  dieser  Behörde  unter  einer  angemessenen 
Benennung;  falls  Aktiven  oder  Passiven  von  einer  anderen  Körperschaft 
tibemommcn  werden,  für  die  rophtskräftige  U^ebernahme  dieser  Aktiven 
und  Passiven:  endlich  für  ir^'end  eine  Angelegenheit,  in  welcher  aut 
Grund  dieses  Gesetzes  Vorschriften  erlassen  werden  können  und  in  welcher 
Wünschenswert  erseheint,  durch  besondere  Massnahmen  lediglich  die  auf 
Grund  dieser  Verordnung  eingesetzte  Zentralbehörde  oder  Kommission  zu 
treffen. 

2)  Eine  Verordnung  des  Lokalverwaltungsamt  es  im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes kann  dnrcli  spätere  Erlaf^sa  dieses  Amtes,  diesem  Gesetze  gemftss, 
abgeändert  und  aufschoben  werden. 

3)  Das  Lokalverwaltungsamt  kann  Ausfuhrungsverordnungen  zur 
Durchführung  dieses  Gesetases  erlassen  und  durch  diese  Au8ftthrung8Ter> 

<»rdnungen  unter  anderem  Massnahmen  treffen; 

u)  in  Uebereinstimmung  mit  den  Bestimranngon  dieses  Gesetzes  mr 
Tlegf^iung  der  Bedingungen,  unter  denen  ein  rxosuch  von  einer  Notstands- 
kummitiäion  auf  Grund  dieses  Gesetzes  in  Betracht  gezogen  werden  kann, 
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imd  der  Beding iingen,  anter  denen  eine  Zeutralbebörde  Auswanderung 
oder  Abreise  fördern  oder  die  Schaffung  von  Arbeit  auf  Grand  dieses  Oe- 
aetiss  besorgen  oder  dazu  beitragen  kann:  und  für  die  anderweitige  Re- 
gelung der  Art  und  Weise,  in  der  von  einer  Zentralbehörde  oder  Not- 
stands- oder  Spezialknmmission  auf  (_Trvind  dieses  Gesetzes  irgend  welclie 
Füiclitea  zu  eriüllen  oder  Vollmacliteu  auHzuübeu  sind} 

b)  sur  Ermftcbtigung  einer  auf  Grund  dieses  Geeetses  eingesetzten 
Zentralbehörde,  mit  Genehmigung  des  Lokalverwaltungsamtes,  Land- 
kolonien zn  Pfründen  und  vorüberc'elinnde  Uiiterkünfio  für  Porsonen,  für 
welche  Arbeit  aui'  dem  Lande  veröchaÜ't  wurde,  mit  gleicher  Genehmigung 
einzurichten ; 

c)  zar  Enn&ohtigung  der  Zentralbehörden,  Land  durdi  Uebereinkanft 
za  Zwecken  dieses  Gesetzes  zu  erwerben,  sur  Regelung  eines  solchen  Er- 
werbs und  für  die  Verfügung  über  das  erworbene  Land: 

d)  für  die  Anstellung  von  Beamtou  und  Einrichtung  von  Bureaus 
und  für  die  Erm&chtigung  d^  Lispektoren  des  Lokalverwaltungsamtes, 
den  Sitzungen  einer  auf  Grand  dieses  Gesetzes  eingesetzten  Behörde  oder 
Kommission  beizuwohnen; 

c":  ztir  ErrnäclitiLruii^  dor  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingesetzten 
Zentralbehörden,  Geld  oder  Gelde-sworr  anzunehmen,  und  zur  Kegelnng 
der  Verwaltung  der  eingegangenen  Gelder  oder  Geldeswerte; 

f)  ftlr  die  Zahlung  der  l&ikflnfte  einer  ZentralbehMe  an  den  Zentral- 
fond  und  für  die  allf>illige  Zuteilung  dieser  Einkünfte  an  das  Konto  der 
freiwilligen  und  der  Steuerbeitrftge  dieses  Fonds; 

g)  ftlr  die  Rechnungslegung  der  auf  Grnnd  dieses  Gesetzes  einge- 
setzten Zentralbehörden,  die  in  gleicher  Weise  und  unter  denselben  Vor- 
schriften f&r  die  damit  sosammenh&ngenden  oder  daraus  sich  ergebenden 
Angelegenheiten  vor  sich  gehen  soll,  wie  bei  Rechnungslegungen  eines 
Gradfschaftsrates ; 

h)  zur  Eintreibungen  der  Beitra<?szahlnngen  von  K!\ten,  die  kraft  dieses 
Gesetzes  zu  solchen  Zahlungen  verptiichtet  sind,  und  zur  Ermächtigung 
der  kraft  dieses  Gesetzes  eingesetzten  Zentralbehörden,  Geld  aufzunehmen, 
und  zur  Regelung  einer  Bol<£en  Geldaufnahme; 

i)  zur  E!rlet(^terung  des  Zusammenwirkens  einer  Zentralbehörde  oder 
Kommission,  die  für  ein  Gebiet  Vollmachten  kraft  dieses  Gesetzes  be- 
sitzt,  mit  einer  anderen  Behörde  oder  Kommission  oder  mit  einer  Lokal- 
behörde, und  für  die  gegenseitige  Unterstützung  solcher  Behörden  oder 
Kommissionen; 

k)  zur  Anwendung  yon  Ausfiihrangsverordnnngen  für  eine  Zentral- 
behörde mit  den  notwendigen  Adaptiernnfjen  auf  eine  Notstaudskommissioni 
die  die  Vollmachten  einer  ZentrallMliüido  inne  hat; 

1)  zur  Anstellung  lokaler  Erhebungen  durch  das  Lokalverwaltungsamt 
zu  Zwecken  dieses  Gesetzes,  und  zur  Einforderung  yon  Beriditen  der 
Behörden  oder  Kommissionen  mit  Kompetenzen  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
an  das  Lokalverwaltun^'samt; 

m'i  fiir  die  Anwendung  einer  Bestimmung'  eines  Parlamentsgesetzes, 
daä  ä-liuliche  Gegeustände  behandelt,  mit  den  notwendigen  Abänderungen 
und  Adaptierungen  zu  Zwecken  dieses  Gesetzes. 

Alle  AnsfUhmngareroi'dnungen,  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  er^ 
Isssen  werden,  sollen  sobald  als  mÖLrlich  dem  Parlamente  Torgelegt  werden. 

5.  Bei  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Schottland: 
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1)  ist  „LokalvarwaltungBaint''  (Local  Oovemment  Board)  dnrcfa 
„LokalTerwaltniigsaiiit  fllr  säottland'*  (Looal  Govenuneiit  Board  for  8oot- 
land)  zu  erBetjson ; 

2)  ist  „Stadtfj;rHfsf  haft  und  Stadtdistrikt"  (municipal  borongh  and 
urbau  district)  und  „k^tadt^emQinde  oder  Distrikt"  (borough  or  diätrict) 
durch  „K' nigliche,  Wahlbesirka»  oder  PolüseiBtadt^Oememde**  (Rojal^ 
parliamentary,  or  police  borough)  zu  ersetzen ; 

3i  ist  ^, Ann 011  bezirk"  (poor  law  imion)  durcli  ..Kirchspiel"  (jmri.sh), 
„Armenrat"  (board  of  guardiansi  diircli  ..Kirclisj)ielrat"  (parish  Council), 
^Kat  der  Stadtgemeinde  oder  des  Distriktes "  und  „Stadtgemeiude-  oder 
DiBtriktsraf*  (cooncil  of  the  borough  or  district)  durch  „Stadtrat**  (town 
coimcil)  zu  ersetzon; 

4)  Lst  ,.Stndt<]:rafscliaft"  rcouuty  boroiif^h')  durch  ..Königliche,  Walil- 
bezirk.s-  oder  Polizeistadt-Gemeinde  mit  einer  Bevölkerung  von  zur  Zeit 
unter  5UCIU0,  aber  über  20000  Einwohnern  laut  der  letzten  Volkszählung'^ 
m  erBeta«n; 

5)  finden  Besugnahmen  anf  besondere  GrafBchaftMweGke  keine  An- 
wendung ; 

6^  ist  „Stadtgemeindefond  oder  Stadtgemeindesteuer"  (borough  fuiid 
or  borough  rate)  durch  „Allgemeine  Gemeindeibrderungsateuer"  (burgh 
general  improvement  aMeeement)  oder  eine  andere  Steuer,  die  im  gleichen 
Verhftltnis  von  Ghirmdbesitsem  nnd  Wohnnngsinhabem  zu  erheben  ist,  m 
ersetzen.  Doch  darf  keine  Steuer  auf  Grund  dieses  Gesetzes  bei  der  Be- 
rechnung' dc<;  StcuerMertes  anun  Zwecke  der  Pestsetzung  einer  solchen 
Steuer  gezahlt  werden ; 

7)  -soll  „Inspektor"  (inspector)  den  Chef  der  Ao&ichtsbehOrde  nnd 
den  An&idhtobeamten  (general  soperintendent  and  visiting  officer)  mit 
einschliessen; 

8)  sind  die  §§  85,  86  und  88  des  Lokalverwaltungsgesetzes  von  1894 
(Local  Government  Act,  1894)  durch  die  §§  47,  52  und  53  des  Lokal- 
verwaltungsgesetzes für  Schottland  von  1894  (Local  Government  Act,  1894) 
za  ersetzen; 

9)  ist  „GemeindewBliler''  (bnrgess)  dnreh  „Itfunislpalwlliler"  (mnnidpal 
elector)  zu  ersetzen ; 

10)  findet  Abs.  3  des  '2  dieses  Gesetzes  nur  mit  der  im  Verordnnngs- 
wege  erteilten  Genehmigung  des  Lokalverwaltungsamtes  für  Schottland 
anf  ein  Gesuch  des  betreffenden  Grafschafts-  oder  Stadtrates  Anwendung. 

6.    Bei  Anwendung  dieses  Gesetzes  in  Irland: 

1)  i.'^t  ..Lokal  verwaltungsamt"  (Local  Government  Board)  durch  „Lokal- 
verwaltungsamt iUr  Irland"  (Local  Government  Board  for  Ireland)  ata  er- 
setzen ; 

2)  ist  hmaichtlich  der  Bevölkerungszahl  „60000"  nnd  „10000"  durch 
„10000**  nnd  „6000"  zu  ersetzen; 

finden  die  Bestimmungen  dieses  Gnsctzes   fflr  die  EinbesiehuDg 
einer  Stadt rrrafschaft  in  pino  Grafschaft  keiiie  Anwendung; 

4;  tiiidot  Abs.  3  dos  §  2  dieses  Geseue«*  nur  auf  eine  Verordnung 
des  Lokalverwaltnngsamtee  für  Irland  bin,  die  »uf  das  Gesuch  des  be- 
trelfenden  Grafsoha^srates  erlassen  wurde,  anf  eine  GraÜMihaft  in  Irland 
Anwendung. 

5)  sind  die  §§  85,  8()  und  ss  df»s  T.n]<!ilverwaltitnfr«ppsetzes  von  lt>\i4t 
(Local  Government  Act  1894)  durch  die  Art.  40,  43  und  45  der  Ankj^o 
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zur  Yerordnong  d€t  Lokal verwaltungMintcs  von  1898  (Durchführung  von 
OesetzesbeHtinimnnLTpn  (Looal  Government  [Application  <^  JEinactmente] 
Order  189H)  zu  eic^etzeu. 

7.  Dieses  Gesetz  ist  als  Arbeitslosengesetz  von  1906  (^Unemployed 
WorlonMi  Act»  1905)  m  sitieren. 

8.  Dieses  Gesetz  soll  3  Jahre  Itng  vom  Datum  seiner  Annahme  ab 
und  nicht  ISno^er  in  Kraft  stehen,  wenn  nicht  das  Parlament  anders  ver- 
fügt. Nach  Ablauf  dieser  Periode  soll,  sofern  tlas  Gesetz  nichr,  wie  er- 
wähnt, in  Kraft  bleiben  soll,  das  Liuii^aiverwaltuugäamt  die  \  erorduuugen 
erlesMn,  die  ee  stir  Auflösung  der  »nf  Gnmd  dieses  Oesetses  eingesetsten 
Zentralbehörden  und  Notstandskommis.sionen  und  zur  Uebemafame  von 
deren  Aktiven  und  Passiven  für  nötig  hält.  Auf  eine  solche  Uebernahme 
sollen  mit  den  AbÄnderunj^en  und  Adaptiernittren,  die  das  Lokalverwal- 
tungsamt im  Verordnungswege  vorschreiben  kann,  die  ^  85,  86  und  88 
des  Lokalyerwaltungsgesetases  von  1894  (Local  Government  Act,  1894), 
die  sich  auf  laufende  Staaem,  bestehende  Kautionen  and  Schulden  and 
schwebende  Kontrakte  ete.  beaiehen,  Anwendung  finden. 

3.  An  ac  t  to  amend  the  Law  with  regard  to  aiiens, 
llth  August  1  905.    Ch.  13. 

GeMfti  vom  IL  August  lOOB,  betr.  die  Abiademog  der  fremden- 
efaiwaaderoiigtgeaetigebmg.  Kap.  18. 

Begelung  der  Fremdeneinwandernng. 

1.  I  i  Ein  Einwanderer  darf  von  einem  EinwanderangsschifF  im  Ver* 
einigten  Königreiche  nicht  anderswo  an  Land  gesetzt  werden  als  in  einem 
Hafen,  in  welchem  ein  auf  Grund  dieses  Gesef/es  besrolltor  Einwande- 
rungsbeamter sich  behndet;  auch  in  einem  solchen  Hafen  soll  der  Ein- 
wanderer nicht  aas  Land  gebracht  werden  dttrfen,  ohne  eine  von  diesem 
Beamten  auf  Grund  einer  von  ihm  auf  dem  Schiffe,  oder,  falls  die  Ein- 
wanderer bedingungsweise  zu  diesem  Zwecke  ans  I^and  gesetzt  wurden,  auf 
Grund  einer  gemeinsam  mit  dem  Medizinalinspektor  vorgenommenen  In- 
spizierung der  Einwanderer  ausgestellten  Erlaubnis;  diese  Inspektion  soll 
so  bald  ebi  möglich  erfolgen,  und  der  Einwanderungsbeamte  soll  die  Er- 
lanbnie  in  allen  FlUen  verweigern,  in  welchen  ein  Einwanderer  ihm  als 
ein  im  Sinne  dieses  Gesetsabschnittes  UBerwttaiachter  Einwanderer  er- 
scheint. 

2)  Wenn  die  Landungserlaubms  einem  iiiinwanderer  dergestalt  ver- 
weigert wurde,  so  kann  der  Kapit&n,  Eigentfimer  oder  Agent  eines  Schifiee, 
oder  der  Einwanderer  dagegen  an  das  Einwanderungsamt  des  Hafens 

Berufung  einlegen,  und  das  Einwanderungsamt  soll,  falls  ihm  der  Nachweis 
erbracht  wird  ,  dft«s  die  Landnngserlaubnis  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
nicht  vorenthaiteu  werden  darf,  die  Landungserlaubnis  erteilen,  und  die 
so  erteilte  Erlaubnis  soll  in  derselben  Weise  gelten  wie  eine  Erlaubnis 
des  Einwandenmgsbeamten. 

8)  Ein  Einwanderer  soll  als  ein  im  Sinne  dieses  Geseties  uner^ 
Wünschter  Einwanderer  betraf  Ii  »  t  werden: 

a)  w&an  er  nicht  nachweisen  kann,  dass  sein  Vermögen  oder  seine 
Lage  ihm  die  Mittel  zur  anstandigen  Erhaltung  seiner  selbst  und  event. 
eeiner  Angehörigen  gibt;  oder 
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b)  wenn  er  geistesschwach  oder  blödfiinni/:,^  ist,  oder  wenn  es  infolge 
einer  Krankheit  oder  Schwäche  als  wahrscheinlich  erscheint,  dass  er  der 
Armeiisteuer  zu  Lasten  fallen  oder  sonstwie  der  Oefi'eutlichkeit  zum 
SohadMi  gereichen  konnte;  oder 

c)  wenn  er  in  einem  answärtigen  Staate,  mit  welchem  dieser  Staat 
in  einem  Auslieferun f^vertrage  stellt,  we^^en  eines  Verbrechens  verurteilt 
wurde,  welches  keinen  poHtisclicn  Charakter  hat,  und  welches  somit  hin- 
sichtlich jenes  Landes  ein  Auslieferuugsverbrechen  im  tiinne  des  Aus- 
liefern ngsgesetses  von  1870  ist;  oder 

d)  wenn  ein  V^bannnngserlass  «at  Oriind  dieses  Oeseties  in  seinar 
Sache  erflossen  ist. 

Indessen  soll  die  Landungserlaiibnis  lediglich  infolge  der  Mittellosig- 
keit oder  der  Wahrscheinlichkeit  einer  Belastung  der  Armensteuers 
nicht  verweigert  werden,  wenn  der  Einwanderer  nadiweist,  daee  er  deo  . 
Eintritt  in  dieses  Land  lediglich  deshalb  sucht,  tun  der  Verfolgong  oder 
Bestrafung  aus  religiösen  oder  politischen  Gründen,  oder  infolge  eines 
politischen  Vergehens  zu  entgehen,  oder  um  sich  einer,  durch  seinen  reli- 
giösen Glauben  verursachten  Verfolgung  zu  entziehen,  die  die  Gefahr  der 
Einkerkerung  oder  eine  Gefahr  für  Leib  und  Leben  in  sich  schliesst.  Die 
Landungserlaubnis  soll  femer  nicht  ▼orenthalten  werden,  wenn  der  Ein- 
wanderer dem  zuständigen  Einwanderungsbeamten  oder  EinwanderuDgs» 
amte  nachweist,  dass  er  seine  Karte  im  Vereinigten  Ki'inigrciche  genoTninen 
hat  und  unmittelbar  nach  einem  Aufenthalte  von  nicht  weniger  als  U  Mo- 
naten im  Vereinigten  Königreiche  nach  einem  Staate  fuhr,  dass  doi-t  seine 
Zulassung  ins  Land  ihm  verweigert  wurde,  und  dass  er  daraufhin  direkt 
nach  einem  Hafen  des  Vereinigten  KlJnigreiclies  snrttckkehrte ;  endHch 
soll  die  T.andungserlaubnis  nicht  ausschliesslich  wegen  Mittellosigkeit 
einem  Einwanderer  verweigert  werden,  der  dem  zuständigen  Einwande- 
rungsbeamten  oder  Einwanderungsamte  nachweist,  datss  er  im  Voreinigten 
Königreiche  geboren  und  sein  Vater  britischer  Untertan  war. 

4)  Der  Staatssekretär  kann  unter  den  ihm  erforderlich  erscheinenden 
Bedingungen  durch  einen  Erlass  ein  EinwandemngsschifT  von  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzabschnittes  ausnehmep.  falls  er  überzengt  i?t. 
das«  ein  besonderes,  zweckdienliches  System  zur  Auwendung  kommt,  uni 
die  Einschiffung  von  unerwünschten  Einwanderern  auf  dieeem  Schiffe  lu 
verhindern,  oder  wenn  ihm  genügende  Sicherheit  dafür  geboten  ist,  dass 
unerwfinsohte  Einwanderer  auf  solchen  Schiffen  im  Vereiniirten  Köni'ncirhe 
nicht  ans  Tjaiul  gebracht  werden,  es  sei  denn  liir  Zwecke  der  Durclduhr. 

Ein  solcher  Ausnahmeerlass  kann  jederzeit  vom  Staatssekretär  kraft 
seiner  diskretionftren  Gewalt  zurOckgezogen  werden. 

r>  Ein  Einwanderer,  der  entgegen  den  Bestimmungen  dieses  Gesets- 
absclmittes  landet,  und  ein  SchiffskapitJin,  der  einem  Einwanderer  eine 
solche  Landung  gestattet,  soll  als  einer  üebertretung  dieses  Gesetzes 
schuldig  beiunden  werden ;  indessen  soll  ein  bedingungsweise  ans  Land 
gesetzter  Einwanderer  so  lange  nicht  als  gelandet  angesehen  werden,  als 
er  den  ihm  gestellten  Bedingungen  nicht  entspricht. 

2.  Ii  Das  Hafeneinwandei  ungsamt  soll  ans  drei  Personen  bestehen, 
die  hierzu  gemäss  der  vom  Staatssekretär  ;i  if  Grund  dieses  Gesetzes  er- 
lassenen Vorschrilten  aus  einer  von  ihm  genehmigten  Liste  berufen  werden, 
welche  ein  Venseichnis  der  hierfbr  geeigneten  Persoiien  mit  xicfateriicher, 
kaujm&nniseher  oder  verwaltungstedbnischer  ErfaJining  enthilt. 
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2)  Der  Staatssekretär  kann  allgemeine  Voreduriften  erlassen  hinaicAt' 

Uch  der  Einwandernngsamter  und  deren  Beamten,  hinsichtlich  der  Be- 
rufungen an  diese  Aemter  und  hinsichtlich  der  bedinf^ungswpisen  Landung 
von  Einwanderern  zur  Inspektion,  der  Berufung  und  zu  uuderen  Zweckeu ; 
er  kann  ferner  Voraeliriften  erlanen  Ober  die  Vorladung  nnd  das  Ver< 
fahren  vor  den  Aemtem,  über  die  Beratungsrftnme  der  Aemter  und  Uber 
die  vom  Schiffskapitan  im  Falle  der  bedingungsweisen  Landunfr  von  Ein- 
wanderern zu  leistende  Sicherheit.  Die  auf  Onind  dieses  Uesetzabschnittes 
eila^senen  Vorschriften  sollen  Bestimmungen  über  die  den  Kapitäueii  von 
EinwandenmgMcfaiffen  wie  auch  den  Einwanderern  sn  erteilenden  Beleh- 
rungen Aber  das  ihnen  zustehokde  Berafungsrecht  enthalten,  wie  auch 
Bestimmungen  darüber,  dass,  wenn  einem  Einwanderer  die  Landnnps- 
erlaubnis  vom  Einwan(ieruno:samto  vor\voi<^f  i  r  virii,  ihm  und  dem  Ein- 
wanderungsschüfskapitän  der  Grund  der  V  erweigerung  der  Laudungs- 
erlanlmie  bekanntaogeben  ist. 

Answeiannf^  anerwttnschter  Fremder. 

S,  1)  Der  Staatssekretär  kann,  falls  ihm  dies  zweckmässig  erscheint, 
einen  (in  diesem  Gesetze  als  Answeisungserlasa  beseichneten)  Erlass  anter> 

zeichnen,  durch  welchen  ein  Fremder  aufgefordert  wird,  innerhalb  einer 
im  Erlass  zu  bestimmenden  Zeit  das  Veii-ini^to  K(ini<fieirh  zn  verlassen 
und  von  da  an  ausserhalb  des  Vereinigten  Küni^neielies  zu  bleiben, 

a)  wenn  ihm  durch  ein  Gericht  (auch  durch  ein  Gericht  mit  suroma- 
riscfaem  Ver£tdiren)  mitgeteilt  wird,  dass  der  Fremde  durch  das  Gericht 
wegen  eines  Blapitalverbrechens,  wegen  eines  Vergehens  oder  einer  ande- 
ren Uebertretung,  fiir  welches  das  Gericht  eine  in  eine  Geldstrafe  nicht 
zu  verwandelnde  Ijiefilntjnissti-afe  aussjireclien  kann,  verurteilt  wurde,  oder 
wegen  einer  Uebertretung  dos  §  22  oder  23  der  Sektion  481  des  (schot- 
tischen) StadtpoUzeigesetxes  (Burgk  Police  [Scotland]  Act)  von  1892,  oder 
wegen  eines  Vergehens  als  Proatitnierte  auf  Grand  der  Sektion  72  des 
irischen  Studtverbesserungsgesetzes  i'Towns  Im])rovement  [Iielanc?]  Act) 
von  1854,  oder  des  §  11  der  Sektion  54  des  hanptHtÄdtischen  Polizei- 
gesetzes  (Metropolitan  Police  Act^  von  183^,  und  dass  der  Gerichtshof 
die  Allsfertigung  eines  Answeienngserlasaes,  sei  es  in  Ergänzung,  sei  es 
an  Stelle  seines  Urteils,  empfiehlt;  nnd 

b^  w^enn  auf  Grund  eines  zu  diesem  Zwecke  innerhalb  einer  Frist 
von  12  Monaten  nach  der  Landung  des  Fremden  im  Ver.  Kfinigreiclie  nnd 
gemäss  den  auf  Grund  der  Sektion  29  der  Summarprozessordnungsgesetze 
▼on  1879  (Soramaiy  Jnrisdiction  Act,  1879)  erlassenen  Vorschriften  durch- 
gefitlhrten  Verfahrens  von  einem  Gmichtshofe  mit  summarischem  Verfahren 
mitgeteilt  wird,  dass  der  Fremde: 

I.  3  Monate  seit  Beginn  des  Verfahren;?  für  diese  Mitteilung  eine 
GemeindeunterstUtzung  empfangen  hat,  deren  Empfang  mit  dem  Verluste 
des  parlamentarischen  Wahlredbts  verbunden  ist,  oder  herumstreifend  nnd 
ohne  siditbare  Subsistenzmittel  vorgefonden  worde,  oder  in  gesundheits* 
widrigen  Verbältnissen  infolge  von  WohnungsflbttrfÜllung  gelebt  hat;  oder 

TT.  nncli  dem  Ver,  Kön'p^reiche  nach  Erlass  dieses  Gesetzes  einwanderte, 
nachdem  er  zuvor  in  einem  Iremden  Lande,  mit  welchem  dieses  in  einem 
AusUeferungBvertragsverh&ltnisse  steht,  wegen  eines  Verbrechens  verurteilt 
worde,  das  nicht  den  Oharaikter  einee  politischen  Verbrechens  hat,  doch 
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jenem  Lande  gegenüber  ein  Auslieferangsvdrbrechen  im  Sinne  des  Aoe- 
lieiVrnni^sgesetzes  von  1870  be<ieutet. 

2  i  Wenu  oiu  iriemder,  gegen  den  ein  Ausweisungserlass  ausgefertigt 
wurde,  irgendwann  entgegen  diesem  Eriasse  m  Ver.  Königreiche  vorge- 
funden wird,  soll  er  einer  Uebertretnng  dieses  Oesetses  schuldig  betrachtet 
wei*den. 

4.  1)  Wenn  ein  Ausweisungserhuss  ^egen  einen  Fremden  ausgefert  ift 
wurde,  »o  kann  der  StaatssekreÜlr,  wenn  dies  ihm  angemessen  erscbemt, 
die  gansen  oder  einen  Teil  der  Kosten  der  Abreise  ans  dem  Ver.  König- 
reiche und  die  Kosten  der  Erhaltung  des  Fremden  und  event.  dessen  An- 
gehöriger während  der  Abreise  bezahlen. 

2)  Wenn  gegen  einen  iVemdon  (sofern  dieser  Fremde  nicht  vor  dem 
Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  im  Ver.  Königreiche  landete  und  nicht  ein 
Einwanderer  ist,  dem  auf  Grand  dieses  Gtawetses  eine  Landungserlaobnis 
erteilt  wurde)  auf  Grund  einer  innerhalb  der  Zeit  von  6  Monaten  nach 
seiner  letzten  Ankunft  im  Ver.  Königreiche  ge|machten  ^fitteilun^f  ein  Aus- 
■weisungserlass  ausgefertigt  wurde,  so  soll  der  Kapitän  des  Schilfes,  in 
welchem  er  nach  dem  Ver.  Königreijche  gebracht  wurde,  oder  der  Kapitän 
eines  anderen,  demselben  Eigentttmer  gehörenden  SchifEes  verpfÜehtet  sein, 
dem  Staatssekretär,  als  eine  Sebald  an  die  Krone,'  die  vom  Staatssekretär 
atif  Grand  dieser  Sektion  aus  Anlass  der  Ausweisung  des  Fremden  be- 
zahlte Summe  zuriickersfRrten,  nrtd  soll  femer  verpflichtet  sein,  auf  Ver- 
langen des  ötaat-ssekrctUis  den  Fremden  und  event.  dessen  Angehörige 
an  Bord  seines  Schiffes  aofzonehmen  und  ihm  kostenfrei  die  Fahrt  nach 
dem  EinschifTongshafen,  nnd  während  der  Fahrt  angemessene  Unterkunft 
und  Verpflegang  zu  gewahren. 

3)  Wftnn  der  SchilTskapitän  sich  weigert,  den  Bestimm iniL'er!  dieser 
Sektion  hinsichtlich  der  freien  Ueberfahrt  des  Fremden  und  semer  Ange- 
hörigen  nachzukommen,  soll  er  einer  Uebertretung  dieses  Gesetzes  schuldig 
sein. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

5.  1)  Der  Kajntän  eines  jeden  in  einem  Hafen  des  Ver.  Königreiebes 
landenden  oder  Passagiere  ans  Land  setzenden  Schiffes  soll  verpflichtet 
sein,  der  yom  StaatasäretSr  beseichneten  Person  nnd  in  der  vom  Staats- 
sekretär angegebenen  Weise  eine  Aufstellung  auszuhftndigen,  die  über  alle 
diejenigen  Pasaagiere,  die  Fremde  sind,  alle  diejenigen  erforderlichen  Xach- 
ricliten  enthält,  die  zur  Zeit  durch  Erlass  des  Staatssekretärs  verlangt 
werden,  und  jeder  Passagier  soll  dem  Schüfskapitän  die  von  ihm  zu  diesem 
Zwecke  verlangten  Anskttnfte  erteilen. 

2)  Wenn  der  SohifEskapitftn  sich  weigert,  die  in  dieser  Sektion  ver- 
langte Aufstellung  zu  machen,  oder  wenn  er  eine  fal-^che  Aufstellung 
macht,  so  soll  er  der  Uobertretun£^  dieses  Gesetzes  schuldig  sein,  und 
wenn  ein  Fremder  sich  weigert,  dem  Schiffskapitän  die  von  ihm  zum 
Zwecke  der  Anfstellnng  im  Sinne  dieser  Sektion  verlangten  AnskOnfte  bb 
erteilen,  oder  ihm  zu  diesem  Zwecke  falsche  Ansknnft  erteilt,  so  soll  er 
im  summarischen  Verfahren  zu  einer  die  Daner  von  3  Monaten  nicht  über- 
steigenden, mit  schwerer    f  heit  verbundenen  Kerkerstrafe  verurteilt  werden. 

S)  Der  iSiaatssekretär  kann  durch  Kriass  von  den  Bestimmungen  dieser 
Sektion  eine  bestimmte  Klasse  von  Passagiersti  oder  Reisen«  oder  ein 
bestimmtes  Schiff,  oder  einen  bestimmten  Hafui  ananehraen,  doch  jeder 
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solcher  Erlass  kann  foderzoit  vom.  Staatssekretär  kraft  seiner  diskretion&ren 
Oewalt  zarückgezogen  werden. 

6.  1)  Der  Staatssekretär  soll  io  jedem  Hafen  des  Ver.  Königreichos, 
ftlr  weldhan  er  dies  notwendig  «rachtei»  Einwandtt'nngBbeamte  und  Hedi> 

sioalinepektoren  anstellen,  imd  kann  ausserdem  Beamte  oder  andw«  Per- 
sonen anstellen  odor  beschäftigen,  die  für  Zwecke  der  FinM-andernngsämter, 
für  Zwecke  der  Berichterstattung  auf  Grund  dieses  Gesetzes,  o<ler  anders- 
wie für  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  notwendig  sind,  uud  die  Gehälter 
nnd  Remunerationen  der  so  angestellten  oder  beschäftigten  Beamten, 
ÜDspektoreu  und  sonstigen  Personen,  sowie  auch  andere  mit  der  Duroh- 
fiahmng  dieses  Ge!^et/e'<  \'erbnndene  Ansgaben  fmit  Einschluss  der  vom 
Schatzamt  zw  genehnii]i^t}nden  Zahlnnpen  an  eine  Person  in  üirer  Eigeu- 
schatt  als  Mitglied  eines  Einwauderuugsamtes  für  die  Anwesenheit  an 
deeaen  Sitmingen)  soll,  aof  Grand  einer  vom  Sdiatsamte  visierten  An- 
weisung, aus  den  vom  Parlamente  bewilligten  Mitteln  zur  Aussahlnng  ge* 
langen. 

2)  Der  Staatssekretär  kann  mit  den  Zolikommiösaren,  ^^ler  mit  einer 
anderen  Regierungsbehörde  oder  einer  Hafensanitätsbehorde  dalxiugehende 
Vereinbarungen  treffen »  daas  die  Zollbeamten  oder  die  Beamten  einer 
anderen  Behörde  als  Beamte  im  Sinne  dieses  Gesetses  angestellt  oder 
beschäftigt  werden. 

3)  Der  Staatssekretilr  soll  in  einer  ihm  /u  diesem  Zwecke  am  ge- 
eignetsten erscheinenden  Weise  diejenigen  Häfen  bekannt  machen,  in 
welchen  Einwanderungsbeamte  im  Sinne  dieses  Gesetses  angestellt  sind. 

7.  1)  Wer  einer  Uebertretung  dieses  Gesetses  sdiuldig  ist,  soll,  wenn 
die  Uebertretung  von  ihm  als  dem  Schiifskapitän  hefjangen  wurde,  im 
summarischen  Verfahren  zu  einer  den  Betrag  von  KK)  Pf'uTid  nicht  fiber- 
steigenden  Basse  verurteilt  werden,  und  wenn  die  Uebertretung  von  ihm 
als  einem  Einwaademr  oder  Fremden  begangen  wurde,  so  soU  er  als 
Landstreicher  und  Vagabund  (a  rogue  and  vagabond)  im  Sinne  des  Vaga* 
bundengesetzOT  (Vagrancy  Act)  von  1824  betrachtet  werden,  und  es  soll 
mit  ihm  ebenso  verfahren  werden ,  wie  wenn  seine  Uebertretung  eine 
Uebertretung  der  Sektion  4  jenes  Gesetzes  wäre. 

2)  Die  Sektionen  684,  685  und  686  des  Eaufiabrteischiffsgesetses 
^Kerchant  Shipping  Act)  von  1894  (betreffend  die  C^ditsbarkeit  der 
Gerichte  und  fiicbter)  sollen  auf  die  Hechtsprochimg  auf  Grund  dieser 
Gesetze  ebenso  anwendbar  sein,  wie  sie  auf  die  Rechtsprechimg  auf  Grund 
Jenes  Gesetzes  anwendbar  sind,  und  die  Sektion  des  Kauffakrtei- 
fichifisgesetzes  von  1894  (betreflfend  die  Erhebung  der  unter  Androhung  der 
Sdiiffsplklndung  sur  Zahlung  angewiesenen  Summe)  soll  auf  die  Busse 
«der  andere  Geldsummen,  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  vom  Schiflßi- 
kapitän  zu  bezahlen  sind,  ebenso  anwendbar  sein,  wie  sie  auf  die  Bussen 
und  andere  Geldsummen,  die  auf  Grund  jenes  Gesetzes  zu  bezahlen  sind, 
«nwendbar  ist. 

3)  Ein  Einwanderer,  der  bedingungsweise  ans  Land  gesetst  wurde, 

und  ein  Fremder,  gegen  den  ein  Ausweisungserlass  ausgefertigt  w^rde, 
IkRvtv..  v.-!\hrend  er  dio  Abfahrt  seines  Schiffes  erwartet,  nrid  wahrend  er 
zum  SciiiiVe  transportiert  wird,  und  während  des  Aufentlialtes  an  Bord 
■des  Schiffes,  solange  das  Schill  das  Vereinigte  Königreich  nicht  definitiv 
verlassen  hat,  und  ebenso  kann  ein  Fremder,  gegen  den  das  Gericht  eine 
.Hitteilung  sum  Zwecke  der  Ausfertigung  eines  Ausweisungserlasses  er- 
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stattete,  soluige  der  StaataaekreOr  darttber  nicht  entscfaieden  bat,  in 

einer  vom  StaatHsekretär  vorzuschreibenden  Weise  unter  Aufsicht  gestellt 
werden,  und  während  er  sich  unter  einer  solchen  Aufsicht  befindet,  aoü 
er  als  unter  gerichtlicher  Aufsicht  befindlich  angesehen  werden. 

4)  W«an  ein  Einwanderer,  Schiffskapit&n  oder  eine  andere  Person 
bei  der  Dardifilbning  dieses  Gesetses  d«n  Einwandemngsbeamten,  Medi- 
zinalinspektor, Einwandemngsamte  oder  Staatssekretär  falsche  Angaben 
oder  Mitteilungen  macht,  so  soll  er  im  summarischen  Verfahren  zu  einer 
die  Dauer  von  3  Monaten  nicht  übersteigenden,  mit  harter  Arbeit  ver- 
bundenen Kerkerstrafe  verurteilt  werden. 

6)  Wenn  bei  Anläse  einer  Untenmehnng  anf  Grand  dieses  Geeetaseft 
oder  bei  iigend  einer  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erfolgenden  oder  vorge- 
schlagenen Handlung  die  Frage  entsteht,  ob  eine  Person  ein  Fremder  ist 
oder  nicht,  hoII  der  Beweis,  dass  diese  Peraon  nicht  ein  Fremder  ist^ 
dieser  reiäou  zu  Lasten  fallen. 

6)  Bei  der  DurcfaitihrQng  der  fiestimmnngen  dieses  Gesetses  sollen 
die  mit  anderen  Staaten  abgeBoiiloesenen  Verträge,  Konventionen,  Yerein- 
baningen  oder  Verpflichtungen  entsprechend  berücksichtigt  werden. 

R.  Ij  In  diosom  Gesetze  bedeutet  die  Bezeichuuni:  „Einwanderer** 
jeden  fremden  Zwischendeckspassagier,  der  im  Vereinigten  Königreiche^ 
landen  will,  mit  Ansnahme 

a)  eines  Passagiers,  der  zur  Befriedigung  des  Einwanderungsbeamten 
oder  de??  zuständigen  Einwandorungsarates  den  Nachweis  erbrachte,  dasa 
er  im  Vereinigten  Königreiche  lediglicli  zu  dem  Zwecke  zu  landen  beab- 
sichtigt, um  innerhalb  einer  angeme«sonen  Zeit  sich  nach  einem  ausser- 
halb des  Vereinigten  Königreiches  liegenden  Bestinunungspunkte  zu  be- 
gebtti,  oder 

h)  eines  Passagiers,  der  im  Besitze  einer  vorausbezulilten  direkten 
Karte  nach  einem  «olchen  Best immungspunkte  sich  belindet,  falls  der 
Kapitän  oder  der  Eigentümer  des  iSchiäes,  auf  welchem  er  nach  den^ 
Vereinigten  Königreiche  gebracht  wurde,  oder  mit  welchem  er  das  Ver* 
einigte  Königreich  zu  verlassMi  beabsichtigt,  dem  Staatesekretftr  eine  hin- 
reichende Sicherheit  gibt,  dass  der  Reisende  sich  im  Vereim'gten  König- 
reiche nur  zum  Zwecke  der  Durchfuhr  oder  unter  anderen  vom  Staats- 
sekretär genehmigten  Voraussetzungen  aufhalten  wird,  und  dass  er,  nach, 
seinem  Weitertransport  nach  einem  anderen  Lande,  nach  dem  Vereinigten 
Königreiche  nicht  sarttckkehren  will  nnd  während  des  Transportes  in 
zweckmässiger  Weise  erhalten  und  beaufsichtigt  wird, 

2)  In  diesem  Gesetze  bedeutet  die  Bezeichnung  „Einwandererschi flf^ 
ein  Schiff,  das  mehr  als  20  Zwischendeckpassagiere  nach  dem  Vereinigten 
Königreiche  bringt,  die  im  Vereinigten  Königreiche,  sei  es  in  einem,  sei 
es  in  mehreren  H&fen  landen  wollen,  oder  ein  Schi£f  mit  einer  anderen 
Anzahl  solcher  Passagiere  wie  sie,  sei  es  allgemein,  sei  es  für  bestimmt» 
Schiffe  oder  Häfen,  durch  Erlass  des  Staatssekretärs  bestimmt  wird. 

3)  In  diesem  Gesetze  bedeutet  die  ßezciclmung  „Passagier"  jede  auf 
einem  Schiffe  beförderte  Person  mit  Ausnahme  des  Kapitäns  und  der  auf 
dem  Schiffe  bescbftftigten  oder  arbeitenden  Personen,  und  die  Beseiehnnng 
„Zwischendeckpassagier"  alle  Fassagiere  mit  Ausnahme  derjenigen,  die 
durch  einen,  sei  es  allgemein,  sei  es  für  bestimmte  Schiffe  oder  HiUen 
geltenden  Erlass  des  Staatssekretärs  als  Kabinenpassagiere  bezeichnet 
wurden. 
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4)  Wenn  bei  einer  Berufung  au  das  Einwauderungsamt  bei  der 
DarobfiUurang  dieses  GeMtees  die  Frage  auftritt,  ob  ein  Schiff  ein  £in> 
wendemiigssdufP  im  Sinne  dieses  Gfesetses  ist,  oder  ob  eine  Person  ein 

Einwanderer,  ein  Passagier  oder  ein  Z wischend eckpassagier  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  ist,  oder  ob  ein  Vei-^ehen  ein  Vergehen  politischen  Cha- 
rakters, oder  ein  Verbrechen  ein  Auslieierungsverbrechen  ist,  so  soll  diese 
Frage  dem  Staatäsekretäx  gem&ss  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  er- 
lassenden Vorschriften  vorgelegt  werden^ '  nod  das  Eiawandwongsamt  soll 
in  üobcrGin?;timmung  mit  dessen  Eotsdieidang  erkennen. 

5;  Der  Staatssekretilr  kriTin  oinen  von  ihm  auf  Grund  dieser  Sektion 
ausgefertigten  Erlat-^s  aufheben  oder  abändern. 

9.  1)  Bei  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Schottland  und  Iiland 
sollen  die  Worte  ^soU  im  summarischen  Verfahren  zu  einer  die  Dauer  von 
3  Monaten  nicht  übersteigenden,  mit  harter  Arbeit  verbundenen  Kerkerstrafe 
verurteilt  werden"  durch  folgfii.lo  Worte  ersetzt  werden :  ..soll  als  ein 
Landstreicher  nnd  VafrJ'biind  im  Sinne  des  Vagabnndengesetzes  von  1824 
betrachtet  werden,  und  es  soll  mit  ihm  ebenso  verfulueu  werden,  wie  wenn 
seine  Uebertretung  eine  Uebertretung  der  Sektion  4  jenes  Gesetses  wftre**. 

2)  Die  Sektion  33  der  schottischen  Summarprozesaordnung  von  1864 
soll  hiiiHii-htlioli  Schottlands  durch  die  Sektion  29  der  Summargerichts- 
ordnung  von  lS7i*  ersetzt  werden,  und  der  Lordkanzler  von  Irland  kann  für 
Irland  Vorschriften  für  diejenigen  Zwecke  dieses  Gesetzes  erlassen,  für 
welche  Vorschriften  auf  Grund  der  Sektion  29  der  Sununargeriohtaordnung 
von  1879  erlassen  werden  können,  und  die  dergestalt  erlassenen  Vorschriften 
soUcn  so  bald  als  möglich  den  beiden  Häusern  des  Parlaments  vorgelegt 
werden. 

10.  1)  Dieses  Gesetz  ist  zu  zitieren  als  Froradengesetz  von  1905 
{AUens  Ac^  1905)  und  tritt  mit  dem  1.  Januar  1906  in  Kraft. 

2)  Das  Fremdenregistrierungsgeaets  von  1886  (Begistration  of  Aliens 
Actf  1S86)  ist  hiermit  aufgehoben. 

b)  Verordnimgeii. 

1.  Regulations,  approved  by  the  Home  Office  and 
applicable  to  factories  in  whieh  is  carried  on  the  distil- 
lation  of  tar  for  the  production   of   naphta,    light  oil, 

Cre  o  s  r  •  p  n  n  ,  an  d   I*  i  1  t- 1:         Dec^iyiVif-r  1      t , 

Verordnung  des  Home  Offlee  vom  Dezember  1804,  betr  Fabriken, 
in  denen  Teerdestillatiou  zur  Herstellung  von  .ITaphta,  BrennÖl,  Kreosot 
nnA  Peeh  betrieben  wird^). 

2.  The  explosives  in  cuai  mines  order  of  the  4^  August 
1905.   Stat.  Rules  and  Orders,  1906,  No.  911. 

Verordnung  vom  4.  Augnat  1906,  betr.  die  Verwendung  von  Bs> 
plosivstoiBan  in  Kotalengmben. 

V.  Hongrie.  Ungarn. 

Verordnung  des  königl.  unf^nrischen  IlandelRininistcrs  vom  18. 
Mai  1905,  Zahl  18  848,  betr.  Schutz  der  Geaundhoit  von  Arbeitern,  die 
in  Anlagen  für  Bearbeitung  von  Tierhauron  beschäftigt  werden. 

1)  Vgl.  BtilL,  Bd.  n,  B.  519. 

15* 
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Zum  Scbntz  der  Gesundheit  von  Axbeitern,  die  in  gewerblichen  Anlagen  xar 

Bcarbt'iiunfr  von  Pfonlo-  und  KindtThanren,  Schweinsborriten  und  Schweinswolle,  al-» 
in  Bürsten-,  Be^eii-,  Pin,<clu]achereien  und  Ro^shiuirhnpiuuercicu  beschäftigt  werdeu, 
sollen  aus^^er  den  ulli^'c meinen  Geeundheiterecebi,  auf  Grund  §  1,  vorletzte  alinea  des 
G.  A.  XXVIII  V.  J.  1903,  noch  folg^de  Bchutzmassregeln  Anwendung  finden. 

§  1.  Die  rohen  Pferdehaare  sowie  die  rohe  Bchweinswolle  mfissen  vor  ihrer 
Bearbeitung  nach  einem  der  unten  angi  fülirtcn  Desinfektion^verfahren,  das  der  Wahl 
dea  BetriebBunteroehiuerB  überlasaeu  wird,  reigeliecht  deaioiiziert  w«a?deii.  Das  Bob- 
material  mtmt 

a)  n  in !'  tcQs  Vs  Stunde  lan^'  der  Einwirkung  stfOrneodeo  Waaserduipfai  bd 
einem  Ueberdruck  von  0,15  Atmosphären  SLunaoAeUt, 

b)  mindMlens  2  Standoi  hindurch  im  Wasser  gekocht  oder 

c)  in  der  LöHUng  eines  do-iTifi:  i  renden  Stoffes  mindr  tma  ^/^  Stunde  lan^  ge- 
kocht w^en.  Zu  meeem  Zwecke  kann  z.  B.  eine  2-pro2.  Lösung  von  Kahum- 
hypmnftngviAt  und  nachhor  cum  Bldchen,  besw.  mm  Entnrben  3— i-pin».  adiwefelige 
ßänre  verwendet  werdeTi 

§  2.  Der  köuigl.  uugariäciie  üandeisn)ini(»ter  kann  auordiien,  dmn  die  mitteb 
WM^c-r<iani])f  vorsoDelimeade  üennfeklion  in  einer  öffentüchea  JDeainfelctioiiaaiMtelt 
auegeführt  werde. 

Sofern  ein  Betriebsunternehmer  die  Demnfektion  des  Rohmaterials  in  einer  Öffent- 
lichen DesinfektiontMinKtalt  au-^führen  iiisst,  so  hat  er  sich  darüber  eine  Bescheinigung 
aoMtelien  zu  lassen  und  dieselbe  ein  Jahr  laug  aufzubewahren.  Diese  Bescheiui^ag 
ist  dem  Gewerbeinspektor  oder  der  GewerbebebOrde  auf  Verlangeo  vonulegen. 

^  3.  Der  königl.  ungarische  Handelsminif^ter  kann  auch  die  Anwendung  eines 
anderen  Desinfektionsverfahrens,  als  iui  |  1  angeführt,  gestatten. 

§  4.  Die  desinfektionspflichtigen  Materialien  dflrfen  nur  solcben  VemditangeD 
unterworfen  werden,  welche  zum  Auspacken,  zur  Prüfung,  zur  Sortierung,  zur  \^r- 
bereitunir  der  Desinfektion,  üowie  auch  zur  \'ürhülui)g  de»  Verderbens  der  Rohhaarc 
erfordcTUch  sind. 

§  Die  Desinfektion  kann  für  solche  Rohmaterialien  nicht  erforHort  werden, 
hinsichtlich  deren  der  Arbeitgeber  den  glaubwürdigen  Beweis  Uefern  ksum,  das»  er 
dieselben  schon  in  regelrecht  deeinftderlein  Zustand  besieht  und  vca  den  übrigen 
nicht  desinfizierten  Materialien  gesondert  aufbewahrt. 

Im  Zweifelsfalle  jedoch  kann  die  Desinfektion  solcher  Materialien  vom  königl. 
nngarischen  Handelsminister  antrcordnet  werden. 

§  tf.  AJs  gleichwertig  mit  der  Desinfektion  ist  das  Blochen  und  ükitfärben  oder 
das  Farben  der  j^wre  za  betraditen,  sofern  dies  mit  einem  desinfhderenden  Biofle, 
als  schwefcliger  Saure.  shIjm  ter^-aurcm  Siltx  r  oder  Ilydrogcnhyperoxyd  au.sgeßUirt 
wird,  oder  sofern  das  Entfärbeu  oder  Färben  mittels  Kochen  zu  stände  kommt. 

Die  Desinfektion  soldier  Materialien  ist  somit  nidit  ^orderücb,  die  der  Bobriebe" 
Unternehmer  in  1  reit»<  gebleichtem  Zustande  bezidit,  oder  dio  er  TOT  der  Weitenn  Be- 
arbeitung einem  Bleich-  t>der  hkitfärbuugsverfahren  unturwirft. 

§  7.  Das  nicht  deeinfisierte,  aber  desinfektionspflichtige  Material  rouss  in  einem 
abgesonderten,  dichten  Raum  unter  Ver.-ächlnss  aufbewahrt  werden.  Dieser  Raum  ist 
stets  rein  zu  halten,  der  auf  dcu  Buden  und  die  Wände  abgeUgerte  Staub  mittel« 
naieem  Besen  sn  beseitigen  und  der  gelegentlich  dtt  Beinignng  gesammelte  Staub  and 
die  nicht  verwertbaren  Abfälle  sind  zu  verbrennen. 

Der  Boden  und  die  Wände  solcher  Räume  ^iud  jährlich  aiindeütcns  zweimal  tu 
deeinfi/ieren. 

Die  solches  Material  entiialtendeD  Säcke  sind  nach  ibror  Entleerang  gleicbfialls 
SU  desinfizieren  oder  tu  verbrennen. 

§  8.  Der  königl.  ungarische  Hiimlelsminister  kann  eine  Aiisnahme  von  der 
Desinfektionspflicht  für  solche  Materialien  zulassen,  welche  keinem  der  oben  an- 
geführten Desinfektionsverfahren  unterworfen  werden  kdnnen,  obne  das«  die  Verwend-^ 
barkeit,  die  Dauerhaftigkeit  oder  der  Wert  dee  Materials  einer  Beechidigung  ans- 
gCf^etzt  sei. 

§  9.  Der  königl.  ur^gari^che  Handelsminister  kann  wdter  eine  Ausnahme  auch 
für  solche  Materialien  f.ulassen,  hin.^ichilich  deren  der  lietrieli-^tintemehmcr  den  glaub- 
würdigen Beweis  erbringen  kann,  das»  dieselben  in  ihrem  ßezugsorto  emem  solcheu 
Verfahren  unten%'orten  waren,  das  mit  der  Desinfektion  als  gleicharUg  anziuwhen  i»U 
10.  Zur  Bearbeitung  nicht  desinfizierter  Stoffe,  sowie  zur  Ausführung  der 
Desinfektion  dürfen  Kinder  und  jugendliche  Arbeiter,  ferner  auch  »olche  Arbeiter  niclit 
verwendet  werden,  die  iin  einem  unhedf'^'kten  Körperteil,  namentlich  am  Oeeieht,  Hala» 
an  den  Uäuden  etc.  wunde  Hautst^en  haben. 
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11.  Die  zur  Mifichung,  Reinigung  und  zum  Hecheln  der  Ilaar«;  dienenden 
Maschiiieu,  bugenauutc  ReiMWÖlfe,  sind  mit  einem  Staubmantel  zu  umhüllen  und  ist 
der  Sttmb  mittels  einer  iUMAttg^orrichtung  in  eine  Slaubkammcr  abzuleiten. 

Der  solchermassen  gesammelte  StniU),  i^oiern  denelbe  nicht  von  deain&üerten 
6ioilou  herrührt,  ist  im  Feuer  zu  verbreu [len. 

§  IL\  Der  .\rt)eitgeber  hat  allL-n,  mit  der  Bearbeitung  nicht  deeinfizierter  Stoffe 
und  b«i  der  AiufiUmmg  der  Desinfektion  beschäftigten  Arbeitern  rn  genügoider  An- 
zahl  besondere  ArbeitsanzQge,  Kitte!  und  Mütce,  zm  Verfügung  zu  stellen. 

Dies«e  Arh<?it.siuizfige  siixl  ausser  der  Arbeit- zeit  in  dem  hoonders  zu  errichtenden 
Ankleidenuim  an  geeigneter  Steile  aufzubewahren,  können  von  hier  nicht  enlferut 
irafden  und  aind  stets  vtm  ein  und  demselben  Arbeiter  cn  tni|;eD. 

Diese  Arhcitsunzüjre  ?ind  wöchentlich  einmal  zu  de-^infizieren. 

Der  Arbeitgeber  hat  ferner  Sorge  zu  trafen,  üubt>  die  mit  der  Bearbeitung  nicht 
desinfizierter  Stoffe  und  bei  der  Außführung  der  Desinfektion  beacfaSftigtan  Arbeiter 
wöchentlich  einmal  ein  warmr*  Rad  pel »rauchen. 

Die  Arbeiter  haben  von  ihren  Mahlzeiten,  bezw.  vor  ihrem  Eintritt  in  den  Spelfte- 
räum,  sowie  vor  ihrer  Etitfemung  von  der  fiemeb8«tattc  den  Arbeiteanzug  absuMgen, 
Hinde,  G»^ieht  und  Hals  mit  Seifp  zu  waschen  und  den  Mund  nu«zunnlcn. 

Zum  Zwecke  der  licinigung  ist  lui  Zusamuienhivug  mit  dem  Aukleideraum  ein 
Waschraum  zu  errichten,  in  welchem  in  genügender  Anzahl  und  Menge  WasefaTor- 
richtnngen,  Seife  und  Handtücher  vorhanden  sein  müssen. 

6  13.  Die  ArbcitsrSnme  müssen  weit  und  Inftig  sein  und  sind  täglich  zweimal 
zu  lüften. 

Zu  diesem  Zweck  sind  die  Türen  und  Fenster  vor  Beginn  und  nach  Beendigung 
der  Arbeit,  sowie  auch  während  den  ArbeitopanMii  täglich  miDdeatoos  zweimal  ja 

' ,  Stund«'  Inj  )ffen  zu  halten,  und  mihwcn  die  Arbeiter  wihreod  dieser  Zeit  anaser 

den  ArtM'it:>ruuiuen  sich  auihaiteii. 

(Gelegentlich  der  Reinigung  idt  die  Staubentwickelung  nach  Möglichkeit  hint- 
anzuhalten;   zu   diesem  Zw*rke  sind  Staul)  und  Abtällc   vom  Fusebodeu  mittels 
feuchtem  Be(«eu  zu  eutferneu  und  zu  verbrennen.   Die  Arbeitatische  üind  mit  einem 
.  ieoditen  Tnch  oder  Besen  tiglioh  zu  feioigen  und  wikdMotlich  mindeateoa  einmal 
abruwft«chpn. 

Die  Wände  jener  lüiumiiciikeituu  der  Iklricböfctätte,  in  deucu  die  zu  dcs- 
infizierenden  Materialien  gelagert  wertlen,  oder  die  Desinfektion  vollführt  wird,  sind, 
sofern  dieselben  nicht  waschoar  sind,  wöcheuthch  mindeeteo»  zweimal  zu  täncheo 
und  die  Böden  dieser  Rfiumlichkeiten  zu  deBinfizieren. 

Bei  Errichtung  neuer  oder  Erw"(  iterung  l)C!> teilender  Anlagen  ist  dafür  Sorge  zu 
trsgen,  dass  in  jenen  Arbeitj^räumen.  in  denen  mit  Staubeiiiwickeiung  verbuwiene 
Arbeiten  ansgc^Iirt  werden,  die  Zahl  der  besdiäftigten  Artteiter  so  bemessen  werde, 
daes  auf  jeden  mindotens  IT)       Luftraum  entfalle. 

Der  Fuseboden  jener  BäumUchkciten,  in  denen  die  zu  desinfizierenden  Materi- 
alien gelagert  werden  oder  die  Desinfdction  vollführt  wird,  müssen  gegen  das  Ein- 
dringen der  NisM  gescbfitzt  aein  und  sind  somit  au»  Beton,  Zement  oder  Asphalt 
herzustellen. 

§  14.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  über  die  Bezugsquelle  der  Rohstoffe  ein 
Verzeichnis  zu  führen  und  dann  tm-nfiitlich  anzuführen,  woher,  wann  und  wieviel 
bezogen,  wann  und  nach  weichem  \  crtuhren  die  Dcsiufekiiou  aungeiilhrt  wurde. 

§  15.  Das  Einnehmen  von  Mahlzeiten  iat  In  den  Arbeitminman  unbedingt  zu 
untersagen. 

In  grö«>Hcren  Anlagen  ist  an  einem  staubfreien  Platze  derselben  ein  besonderer, 
im  Winter  heiziiarer  Speiseraum  zu  errichten. 

Die  Enrichtunir  solcher  Öpeiserftume  kann  nur  bei  solchen  Betrieben  erlassen 
werden,  in  denen  me  iübeiter  während  ihres  dortigen  AufeotlialteB  keine  Mahlzeiten 

zu  si<:h  nehmen. 

§  Iti.  Die  g^enwärtige  Verordnung  muas  m  den  Arbdtäräumea  aushängen  und 
die  Beatimmungen  12>-!5  ausserdem  auch  in  die  Arbeitaoidnnng  angenommen 
werden. 

45  17.  Wer  die  Erfüllung  der  in  der  gegenwärtigen  Verordnung  vorgcschrielxnen 
Verpflichtungen  unterlässt,  im.  sofern  die  Zuwiderhandlung  nicht  nach  dem  Straf- 
gesetzbuch (Wer  dem  (J.  A.  XVll  v.  J.  1884  zu  bcurteilefi  i  t,  flurch  die  in  ?j  lOG 
de«  G.  A.  XVII  V.  J.  lbS4  bezeichueLtu  Gewerbebehörden  uu^h  iMu>-gube  du»  i?  37 
de«  G.  A.  XXVIII  v.  J.  1893  zu  ahnden,  und  zwar  hinsichtlich  der  zuwiderhandeln- 
den ArbeitgpV>er  im  Sinne  des  2.  oder  3.  Abs.  bis  zu  200,  bezw.  bis  zu  4üü  Kronen, 
hinsichtlich  der  Angestellten  aber  bis  zu  200  Kronen  Geldstrafe. 
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§  IR.    Die  pegpnwürtige  Veror<lf)unj;  tritt  ara   1.  Juli  19()5  in  Ivraft.  Gleich- 
zeitig wird  die  Verurduuag  vom  2.  Dc2.  190ii,  Zahl  t>4922  auääer  Wirkung  ge»«izt. 

VI.  Suisse.  Schweiz. 

m)  Bund. 

L  BimdesbesohloBB,  betr.  Bevision  yod  Art.  8  des  Bandesgesetses 
Tom  a.  Hovtir.  1888  Aber  die  n^bfikatton  und  den  VertaEieb  toü  Sflnd- 

Mlzchen.    Vom  1.  Juli  1JX)5. 

Die  BundeaTersaminluog  der  achweiseriechen  EidgeiiosMiuchaft,  nach.  Einaichl 
einer  Botsdiaft  des  Bundesrates  Tom  3.  Mai  1904,  beRcntieast: 

1.  Art.  9  lit.  a  des  Buodesgeeetzos  vom  2.  November  1898,  betr.  die  Fabrikation 
und  den  Vertrieb  von  Zündbölacbeo,  eriiilt  folffeoden  Zusatz: 

in  Finen  geringfügiger  Art  iMon  der  Bicnter  bei  Beatrafong  Ton  Einfuhr  oder 
Verlauf  von  ZündhSbdMD  mit  gelbem  Phoeplior  aadi  Bnaben  von  weniger  ala  Ft.  100 
Terhüii^eii: 

IL  Der  Bundesrat  wird  bcnuftrnet,  auf  Grundlage  der  ßor^timmungen  des  Bumlt 
pesetzos  vom  17.  Juni  1874,  betr.  Volksabstimmung  üi)or  Bundeageaetze  und  Bundes- 
bc6chiü9ße,  die  Bekanntmachung  dieeefl  Beschlusses  zu  veranstalten  und  den  B^inn 
der  Wirinamkdt  deaeelbon  fettznaetzen. 

2.  Ereiflsohreiben  des  Bundesrates  an  sämtliche  Eantonsregieruxigen, 
betr.  Volteag  des  BnndeegeeetMs  über  die  Brginsnng  des  PUbrlk- 

geeetees.    Vom  14.  Juli  1905. 

Die  ReferendttUMfrist  für  das  Buodeageeetz,  betr.  Ergänzung  des  fiundeageeetzea 
▼om  23.  MSre  1877,  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken,  vom  1.  April  1905,  iat  am  4. 
Juli  uiil>etiüt/t  abgeiauleD.  Wir  laaaen  Dmen  eine  Anzahl  vcm  Elzemplaren  dea  neuen 

Gcactzoa  zugehen. 

Die  Frage  seines  Inkrafttreten«  ISeten  wir,  in  TJebereinstimmuiig  mit  einem  Be- 
richt der  eidg.  Fabrikinspoktorcn  vom  17.  Juni,  in  der  Weise,  das»  wir  f!rn  Teruiin 
auf  den  1.  Januar  l!«)ü  fest*etzt«ii.  Da  diu*  CJesrtz  schon  seit  mehr  mehr  als 
2  Jahren  in  JBcharidlunpr  gestanden,  wäre  es  allerdings  wünschenswert  ceweseu, 
den  Vollzuc:  zu  btvchleunigoa.  Einerseits  fällt  al)er  in  Betracht,  das«  die  ICiii- 
führung  der  U-slündigen  Arbeitszeit  und  der  Schluss  um  o  Uhr  au  den  iSams» 
tagen  und  den  Vorabeiulen  gesetzlicher  Fcattme  in  viden  Betrieben  eine  eingreitaid« 
Ncueninpf  bedingten,  und  dass  es  als  anpcmcss^^n  en«chpint,  ihnpn  die  Frist  von  einigen 
Moiuitcn  zu  gewähren,  um  den  Uebercaug  zur  neuen  Arbeilszeil  und  die  entsprechen- 
den goacMftlichen  Dispositionen  zu  erleichtem.  Andererseits  sieht  das  Gesetz  gewis.se 
Auanahmeu  vor,  die  vor  dem  Inkraftä«ten  geregelt  werdeu  mÜMen,  soll  nicht  ein  Zu- 
stand allgemeiner  Unaieherhelt  und  damit  em  eoldier  mangelhafter  QeeetceavoUzfdiung 
geschaffen  wi  rden.  Diese  Regelung  hat  zur  Voraussetzung,  dass  die  Bcdürfni.sse  und 
Ansprüche  der  beteiiigteu  Begebe  und  Betriebsarten  bekannt  seien.  Da  dies  nicht 
genügend  der  Fall,  moaaen  die  dieafa^  nötigen  GrlidsTingcn  gemacht  werden,  woro 
selbstverständlich  eine  gcvvi.sse  Zeit  erforderlich  ist.  Bis  Ende  des  .Tahrr-  ,11t(  •  > 
möglich  sein,  die  Vcrhaltuih&e  zu  ordnen,  und  c^h  ist  hernach  um  so  mehr  aut  genaue 
Kachachtung  des  Gteeetzes  zu  dringen. 

Die  AuHuahmcn.  um  die  es  «ich  hiiudelt.  .sind  im  Gesetze  wie  folgt  umschrieben : 

Art  3.  Die  lia>(tiu)inungen  des  Art  l  finden  auch  Anwendung  auf  solche  Be- 
triebe, weiche  an  Sonn-  und  I<e»ttagen  unterbrociicn  werden  müssen,  nachts  aber  nach 
Ma!^^gabe  von  Art.  18  des  Fabrikgesetzes  fortgeführt  werden  dürfen.  Der  Bundesrat 
ist  jedoch  ermächtigt,  für  solche  Betriebe,  welche  die  Notwendigkeit  der  Nachtarbeit 
an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Fenttagen  nachweisen,  eine  AuHnahme  zu  gestatten. 

Art.  ö,  Abs.  2  und  3.  Der  Bundttrat  wird  ausserdem  diejenigen  Industrien 
bezeichnen,  welchen  in  Würdigung  ihrer  besonderen  Betriebe verhal tuisse  Bewilüguu^ca 
für  Verlängerutig  der  Sanistagsari>eitszeit  auch  aoa  anderen  Gründen  und  fair  euie 
Ungere  Zeitdauer  erteilt  werden  dürfen. 

Die  Erteilung  der  Bewilligungen  ist  Sache  der  in  Art  11  Abe.  4  des  FU>rik« 
gewtzes  bc/.eichncton  kantfmalen  Behörden. 

Im  einen  wie  im  anderen  Falle  ist  eine  Gesuchsiellung  mit  zugeliöriger  Begrün- 
dung erforderlich.  Im  Falle  von  Art  3  entscheidet  der  Bundesrat  ülier  die  BewiUigang» 
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im  Falle  vod  Art.  5  eotscheideu  die  Behördeo  der  Kaotoae.  aber  nur  ioaerlulb  des 
Bahmene  derjenigen  Industiieswage,  die  der  Bandeanit  nach  Maj^8gab6  von  Abe.  2 
iMimchnet  hal)CMi  wird. 

Wir  laden  Sie  oun  ein: 

1)  für  eine  ausgiebige  Bekaontmaehung  des  BnndesgeHetne  vom  1.  Apiil  1905, 
flOwie  dee  Zeitpunkte-  seines  Inkrafttrpt<»n?5  bwnrjrt  711  ^ein, 

2)  diejenigen  Betriebsinhaber,  welche  auf  die  Anwendung  von  Art.  3  oder  Art.  5 
Ahe.  2  Anapnidk  erheben,  aufsafordern,  ihre  entsprechenden  Gesuche  ndiet  Begr&n* 
«lujig  Ihnen  zngrphen  zu  lassen, 

3)  uiisereiii  Industriedepartement  spätestens  bis  Ende  ISeptembcr  uächäthiu  mit 
Ihrer  Berichterstattung  und  Anlragstellung  zu  ühirinittein: 

a^  die  Gesuche,  die  sich  auf  Art.  3  des  Gesetzes  beziehen, 

das  Verzeicluiis  derjenigen  laduatrien,  aaf  die  nach  Ihrer  Ansicht  Art  5 
Abs.  2  anwendbar  ist;  in  awetfeUiafteD  Flllen  sind  die  Gesucho  anr  ßnaleiiinahtne 
beiznteen. 

Vereinigungen  von  Betriebeinhabem  ist  es  nnbMUiinmen»  ihre  Anoidit  Uber' 

dies  gemeln-taru  ^elt(-[irl  zu  nmchen.  Wo  sich  Gelegenheit  bietet,  aoch  Vertretungen 
der  ArbeiteiBctiaft  anzuhören,  boli  dies  gescheiten. 


b)  Kintone* 

1.  Kanton  Basel-Stadt. 

Vollziehrmgsverordnnng  zam  Gesetz,  betr.  doii  BohtttB  der  Arbeite« 

xinnen  vom  27.  Aprü  1905.    Vom  29.  Juli  1905. 

Der  B^eningsrat  dci^  Kantons  Baael-Stadt,  in  Ausführung  von  §  21  Abs.  1 
nnd  2  des  GeHctzes,  betr.  den  Schnts  der  Arbeiterinnen  vom  2T.  April  1906,  eriaeet 

aaciistehende  Vollziohtinp»vprordnunp:: 

§  1.  Die  Aufsicht  über  die  dem  Gesetz  unterstehenden  Betriebe  li^  dem 
D^rtement  des  [[luorn  ob,  dessen  aosführendes  Organ  das  GenrarlieiniiieiktoTat  ist 
<§  2  Ahe.  2  des  Gesetzes). 

Bei  der  Ueberwachune  der  Betriebe  wirkt  das  Polizeidepartement  durch  da« 
Polizeikoromando  mit  dem  Foiizeikorps  tuit  (§  2  Abs.  3  des  ({csrizwi. 

Zur  Vornahme  von  Untersuchungen  (Inspdctionen)  Juuan  das  Departement  des 
Innern  vom  Bandepartement  die  Mitwirkang  der  Baupoh'sd  nnd  Tom  fianititsdqNOte- 
ment  die  MitwIrkmiL'  Ii  r  "^  nrt.I'  1  nlizci  beanspruchen      2  Abs.  1  de.«  Gesetzes). 

Soweit  die  Austuhrunj^  des  Gesetz«s  und  der  Vollziehungsverordnung  nicht  Ver- 
fügungen der  Vorsteher  der  beteiligten  Departemente  oder  des  Rcgierungsrates  er« 
foniert,  <ind  die  zuständigen  Organe  der  Departemente  befugt,  miteinander  diielct  an 
verkehren  und  von  sich  aus  die  giitscheinenden  Anordnungen  zu  treffen. 

^  2.  Die  auf  die  Ausführung  des  Gesetzes  und  der  V<^lsiehun^verordnung 
bezüglichen  Anfragen,  Anmeldungen,  (H  suche  und  Beschwerden  von  Betnclvsinhaborn, 
Arbeiterinnen,  Berufs  verbänden  und  Privaten  sind  au  dajj  Departciucat  des  luuern 
an  richten. 

Beschwerden  gegen  Vorfägungen  dear  beteiliglen  De|)arteaiente  sind  an  den  Be> 

^erungsrat  zu  richten. 

i5  3.  8eparHt«bdrücke  des  Gesetzes  iinl  Ter  Vollziehiui^sverordnung  kciiuien  von 
460  beteUigtea  Betiiebetuliabern,  Arbeiterinnen  und  Berufsverbändea  beim  Departement 
<im  Innern  vnenti^Üich  bsaogen  werden. 

Bei  der  Unterstellung  unter  das  Oenetz  wird  jedem  Betrieb8inhal>er  durch  das 
Departement  des  Innern  ein  tScparatabdruck  des  Gesetzes  und  der  VolbJehungsver- 
ordnung  von  Amtes  wegen  zugestellt;  ebenso  ein  Exemplar  des  Gesetzes  in  Flakat- 
fonnnt,  das  au  sichtbarer  Stelle  im  Arbeitsraum  anzuschlagen  ist  (§  19  de,s  Clesetzp.si. 

§  4.  Diu  luhaber  der  nach  §  1  des  Gesetzes  unter  da.s.-elhe  fallenden  Betriebe 
Mttd  auch  ohne  besondere  Auffortlerung  verpflichtet,  dem  I)cnarteinent  dos  Innern 
rriri  i]om  H»'-'t'-heu  ihres  Betriebes  Kenntnis  zu  ueben  (§  3  .\bs.  1  des  (tosetzes). 
Amtliche  Formulare  für  die  Annieldunu;  >iud  beim  Departement  dca  Innern  zu  beziehen. 

Die  Unterstellung  des  Betriebes  unter  das  Gesetz  erfolgt  durch  Verfügung  des 
Departements  des  Innom,  eventuell  des  KeffterunKarates  (§  3  Aiis.  2  und  3  des  Ge> 
detzes)  und  wird  dem  Betriebeiuhaber  durch  das  Departemant  des  Innern  aduiftlioh 
■angeseigt. 
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Wenn  die  Unter6t4>lluDg  durch  Yerfugung  des  Departementes  des  luoem  erfolgt 
itit,  kann  vom  Betriebsinhaber  während  14  Tagen,  vom  Tape  der  Ziif^tellung  litr  be- 
züglichen Anzeige  an  gerechnet,  der  Rekurs  an  den  HegierungHrat  ergriffen  werden. 

§  5.  Das  Departement  des  Innern  wird  die  §S  1—3  des  Gesetzes  und  die  ^ 
2—4  der  Vollziehungsverordnung  von  Zeit  zu  Zeit  öifeiitliL-h  bekannt  machen. 

§  6.  Die  in  der  VoUziebungsverurdnuQg  vürge8chrieb«>ncn  amtlichen  Formulare 
werden  vom  Defmrtemenk  des  Innern  ftn^erteUt  and  sn  die  fietriebsinhaber  uoent- 
gelüich  abg^eben. 

§  7.  Fiir  die  Anwendung  des  (teeetzes  kommen  alle  ge^u  Lohn  (Gehalt)  oder 
zur  Erlornunj;  eines  Berufe«  im  H  iri  ljf  tR'.s<häfti^'tcii  Arueiterinnen  mit  Inbegriff 
der  weiblichen  Angestellten  und  der  Lcbrtöchter  in  Betracht  (g  1  Abs.  1  und  4  des 
Oesetxesh 

Die  zum  Zwecke  der  Lcrufü  h  ij  Au  l  il  iung  ohne  Lohn  bescb&ftigtail  Arbeite- 
rinnen (Volon tärinucn)  werden  tltu  Lehrtochtem  gleichgestellt 

Unter  den  angegebenen  Voraussetzungen  sind  such  die  weiblichen  Faroilien- 
■Dgehöriprcn  de^  Betrielwinhabers  als  für  die  Gcsetzesanwenduog  in  Betracht  kutmiund 
ansuseheu.  Ougc^n  wird  die  im  Betriebe  beschäftigte  Ehefrau  dos  I^'triehsiuliabers 
nicht  als  Arlx-itenn  im  Sinne  des  Gesetzes  betrachtet. 

§  8.  Die  l'pfrieb  iiihaber  haben  Ober  sSmiiichc  in  ilirrtü  lieiriebe  beschäfti((ten 
Arbeiterinnen  nach  amtlichem  Formular  ein  Verzeichnis  /u  luiireu. 

In  diesem  Verzeichnis  ist  zu  bemerken,  welehe  l't.'r8onen  zur  beruflichen  Aus- 
bildung als  Lehrtöchter  oder  Volontärinnen  beschäftigt  werden.  Bei  Mädchen  unter 
18  Jahren  ist  überdies  das  Geburtsdatum  anzugeben. 

Die  im  Gesetz,  betr.  da-s  Niederlassung«-,  Aufenthalts-  und  Kontrollwesen  den 
Betriebeinbabeni  auferlegte  Verpflichtung  zur  Anmeldung  des  Ein-  und  Austritts  ihrer 
im  Kanton  wohnhaften  Arfadterlonen  bSm  Kontrollbureau  fPolizddepartettient)  bleibt 
ausdrücklich  vorbehalten. 

§  9.  Mädchen  dürfen  im  Betrieb  erst  nach  f^chlusR  de«  Schuljahres  beschäftigt 
werden,  in  dem  sie  das  14.  Allersjahr  snrückgclegt  haben  (§  10  des  Oesetaes). 

Mädchen  unter  18  Jahren  (ij  Ü  Abs.  2  des  (Gesetzes)  dürfen  zur  Arbeit  im 
Betriebe  nicht  zugelassen  werden,  ^)evor  eie  einen  amtlichen  .\ltcrsaubweis  beigebracht 
haben.  Diesen  Ausweis  od^  eine  Iteglaubigte  KofMe  desselben  hat  der  Betriebsinhaber 
aufzubewahren,  nm  ihn  auf  Verhuigen  des  Departements  des  Innern  oder  des  inspi* 
zierenden  Beamten  jeilerzeit  vorweisen  zu  können. 

§  10.  Der  Betrieb^inhaber  hat  die  regelmässige  Arbeitszeit  seiner  Arbeiterinneia 
BO  einzuteilen,  da.s.<  .-ie  den  Vor:^ebrift^>n  der  §§  4  und  5  des  Gesetzes  entspricht. 

Die  Inhaber  von  Betrieben,  die 

a)  durchschnittlich  mehr  als  ö  Arbeiterinnen  besc  liiltigen,  oder 

b)  neben  wenigstens  2  Verkäuferinnen  über  17  Jahren  mindestens  ebenso  viel 
Verkäuferinnen  unter  17  Jahren  beschäftigen  (§  4,  Abs.  *i  des  Gesetzes)  oder 

e)  überlian|it  im  r)nrebselinitt  wenigsten»  4  Arbeiterinnen  mit  verschiedenen 
Arbeitszeiten  beschäftigen  (bchichteo Wechsel ,  mehrere  Kategorien  von  Arbeit^inn^ 
u.  8.  w.), 

haben  die  Arbeits^:«  iteinteilung  (Stundenplan)  nls  Bestandteil  der  ArbeitBOidnuDg  dem 
Departement  des  Innern  zur  ( ienehmigung  vorzulegen. 

Für  andere  Betriebe  kann  das  I)eparten)ent  des  Innern,  wenn  sich  AnsÜndfr 

ergehen  halien,  vom  BetriebHinhaber  verlangen,  dass  ihm  die  Arbcitszeiteinteihmg  ent- 
weder als  Bestandteil  einer  Arbeitsordnung  oder  gesondert  zur  Gcnehnugung  ver- 
gällt wird. 

In  den  Fällen,  wo  eine,  amtlich  genehmigte  Arbeitazeiteint eilung  nicht  den  l\e- 
standteil  einer  Arbeitsordnung  bildet,  ist  die  Arbeitszeitcinteiluug  mit  der  ainilichcn 
Genehmigung  versehen  an  nichtbarer  Stclh-  im  Arbcitslokal  anzuschlagen. 

§  11.  In  Ladengeschäften  hat  der  Betriebsinhaber  über  die  jeweilige  Dauer  der 
Beschäftigung  von  Verkäuferinnen  an  Bonntagen  und  anderen  öffentlichen  Buhetagen 
und  Ober  die  hierfür  an  Werktagen  jeweilen  freigegel>cue  doppelte  Zeit(§  5  Aba.  2  Und 
3  des  Gesetzes)  nach  amtlichem  Formular  eine  Kontrolle  su  führen. 

§  12.  Ueber  die  hoehschwangersB  Personen,  beaw.  die  Wfldinerinnen  (§  7  des 
Ge>^et7e.s)  hat  ih  r  B*^-triel<sinhaher  nach  amtlichem  Formular  eine  Kontmllr  zu  führen, 
aus  der  das  Datum  des  Wcgbleibens  von  der  Arbeit  we^  bevorstehender  Nieder» 
kunft,  das  Datum  der  Niederkunft  und  das  Datom  der  wiederauteahme  der  Arbeit 
eniditiich  ist 

Bei  det  Anmeldung  der  Wöchnerin  zur  Wiederaufnahme  der  Art>eit  hat  sich  der 
Betilebainhaber  eine  Bescheinigung  der  Hcl>amme»  des  AkIcb  oder  des  CSirilttandaaiiitea 
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fiber  das  Datum  der  Niederkunft  vorweisen  zu  lassen,  sofern  sich  dieses  nicht  au8  der 
amtlichen  Publikation  ergibt. 

§  13.  Qflsache  um  BewillkuDgen  zu  vorüberseheador  VerJäognrung  der  retgel- 
niMma  Axbdtueit  (§§  8  und  9  d«s  OcMtm«)  «ind  vom  Betri^lMiiniuiber  redkiiat^ 
dODQ  Gewerbeinspektorat  einzureichen. 

Bei  plötzlichem  Arbeitsandrang  sind  solche  (iesuche.  falls  sie  erst  nach  5  Uhr 
abends  eingegeben  werden  können  and  sieh  auf  den  glachen  Tag  bestdian,  an  das 
Polizei kom III ando  zu  richten. 

$  14.  Die  Bewilligungen  zur  Ueberzeitarbeit  müfisen  auf  eine  bestimmte  Dauer 
von  Tilgen  oder  Wochen,  bestimmte  Tagctigtundcn  und  eine  bestimmte  Aniifthl  voa 
Arbeiterinnen  lauten.  Sie  werden  .^chrifuich  durch  das  Qeirerbönepektorat  anageatdlt, 
das  hierüber  ein  Verzeichnis  führt. 

In  den  Fällen  von  §  13  Abs.  2  der  VdlnahaikgiivenwdntiBg  geediidit  dm  Aub- 
stallnng  der  Bewilligung  durch  das  Polizeikonimando. 

Das  Gewerbeinspektorat  teilt  jeweilen  die  von  ihm  ausgestellten  Bewilligungen 
dem  Polizeikonimando  zur  Ueberwacbung  mit. 

Umgekehrt  teilt  das  Polizeikonimando  die  von  ihm  ausgeetelitea  Bewüligungeo 
dem  Gewerbdnspeklorat  znr  Aufnahme  in  dessen  VeneicbniB  mit. 

.Tede  amtlich«  Bewilligung  zur  reherzeitarbeit  ist  an  sichtbarer  Stelle  im  Arbelt»- 
räum  anzusclilagen  (§  9  Abs.  4  des  Gesetzes). 

§  15.  BewHIigimgeD  bis  zu  3  Tagen  werden  durch  das  Gewerbeinsp^torat, 
eveniuell  in  dri'iL'n  heri  Fällen  für  einen  Tag  durch  das  Polizeikonunando,  von  4 
Taaeu  bis  zu  2  Woi  hen  durch  den  Vorsteher  dc.><  Departement«  de^  Innern  und  von 
mäir  als  2  bis  auf  4  Wochen  durch  den  R*>gi(r\ingsrat  erteilt  (§  n  (k-s  Gesetzes). 

§  It).  Zu  Handtn  der  Staat ■ska.'-so  werden  durch  das  Gewerbeinspcktorat,  bczw. 
das  l'ulizeikouiiaandü  iiir  die  auHg^telltcn  Ik-wiUigungeo  zur  Ueberzeitarbeit  von  den 
Betriebeinhabern  folgende  (iebühren  bezogen: 

a)  Fr.  1,-   für  eine  Bewilligung  bis  zu  H  Tagen, 

b)  i  r.  2y)0  tür  eine  Bewilligung  von  4  IWen  bis  zu  2  Wochen, 

c)  Fr.  5,~  für  eine  Bewilligung  Yon  mdir  als  2  bis  auf  4  Wocben  und  für 
böchstens  5  Arbeitcriunen, 

d)  Fr.  10,—  für  eine  Bewilligung  von  mehr  als  2  bis  anf  4  Wochen  und  för 
mehr  als  5  Arbeiterinnen. 

§  17.  Ueber  die  Entschädigung  für  Ueberzeitarbeit  (g  9  Abs.  3  des  Gesetzes) 
bat  der  Betriebsinhaber  nach  amtlichem  F<MTnu1ar  dne  Kontrolle  zu  ffihren. 

§  18.  Für  die  Beschaffenheit  der  Arbeitsräunie  irnhogriffen  Vorkauff*l()kaIe),  der 
Nebenräume  (Wasch-  und  Ankieideräume,  Aborte),  ferner  der  Schlafräunje  für  die  mit 
dem  Betriebstnhaber  in  hfinslicher  Gemeinschaft  lebenden  Arbateriunen  (§($11  und 
12  des  Gesetzes)  sind  in  erster  Linie  die  einschlägi|2:en  OcMtiinmunp^n  der  (fe^ctze  und 
Verordnungen  Ober  die  H(K"hbauteo,  die  Baupolizei,  das  C^amtätswösen  und  die  Sani- 
tftspolizei,  sowie  die  feuerpolizeiliche  Vorschriften  massgebend. 

Im  übrigen  wird  das  Departement  des  Innern,  soweit  nicht  das  Ikudepartement 
und  das  Sanität^epartenient  oder  deren  Organe  zuständig  sind,  in  Bezug  auf  Be- 
schaffenheit der  verschiedenen  Räume,  80wie  die  Anbringung  von  Schutzmitteln  und 
Sitzgelegenheiten  je  nach  den  Umstanden,  die  zum  Schutze  der  Arbeiterinnen  vor 
körperlichen  Verletzungen  und  anderen  Gc8undhcit88cbndigungen,  desgleichen  die  zum 
Schutze  vf>r  WrUtzung  der  guten  Sitte  und  des  Anstanueni  notwendig  erscheinenden 
Verfügungen  treffen.  Eventuell  wird  das  Departement  des  Innern  vorher  Gutachten 
des  Baudepartements  oder  des  Banititsdepartements  dnholeu. 

§  Ii'.  I^in  die  F.nulhning  und  die  l'nterkunft  di-r  nnt  dem  Prtrirbsinhaber  in 
häuslicher  Genieinschaft  lebenden  Arbeiteriiaien  (§  12  Gesetzes;  gelten  folgende 
Chnmdsfitze : 

Die  Ernährung  mn«s  ein?  ausreichende  und  ge.'iuniiheifsgeinilsse  sein. 

Die  Sehlafräunie  der  nicht  zur  Familie  des  Betriebsinhaliera  gehörenden  Arbeite- 
rinnen dürfen  in  keiner  direkten  Verbindung  eteben  mit  Ränmlidlkeiten,  in  deocn 
Personen  des  ander,  ij  fb-schUvht.-  schlafen. 

Der  Bctrieb><iiihaber  hat  jeder  Arbeiterin  ein  besondere»  Bett  zur  Verfügung  zu 
stellen  und  für  regelmässige  Erneuerung  der  Bettwäsche  zu  sorgen.  Ferner  hat  er 
fnr  regelmässige  Lüftung  und  Reinigung  der  Schlafranme  zu  sorgen  und  die  Fuss- 
böden,  Wände  und  Decken,  so  oft  e»  nötig  ist.  in  stand  stellen  zu  lassen. 

\Vo  sich  hinsichtlich  Ernährung  und  Unterkunft  Mängel  zeigen  ,  wird  daa 
Departement  des  Innern,  bezw.  das  Gewerbeinspektorat  die  zuständigen  Organe  des 
Sanitätsdepartemoota  und  tu  fein  baulieber  Bezidkung  des  Baudepartements  zur  Untar- 
andiung  und  Bcgutaditung  veranlassen. 
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§  20.  Gemäss  §  13  dce  Gesetzes  ist  Ucr  Luliu  bar  in  gesetzlichen  Miiozi^rtcn 
«aazujcahlen. 

Katurallcii<tun^en  sind  als  Lohn  nur  insoweit  zulässig,  alt*  sie  sich  auf  Kost  und 
WohDung  der  mit  dem  Betriebsinhaber  in  Muslicher  Gemeinschaft  lebenden  Arbeite- 
linnm  beziehen.  Der  Betriebsinhaber  soll  den  Abeiterinnen  Koat  und  Wohnung  in 
billiger  Weise  anrechnen  (§  13  Abt.  4  des  Geieises)  and  ihnen  den  entsprechenden 
Betrag  bekannt  geben. 

§  21.  Der  Betriebsinhaber  hat  über  die  ausgt'h|)r(.)oheiU'n  Russen  (§  15  des  0«« 
aetaw)  und  deren  VerwenduDg  nach,  amtlichem  Formular  eine  KontroUe  za  führen. 

§  22.  Für  dk)  im  §  10  Ah».  2  (litt,  b  und  c)  der  TolliidiangiiVfliiirdnang 
genannten  Betriebe  ist  die  Aufstolluiig  einer  ArbeitMrdDiing  durch  den  Betiicteinhaber 
obü^torisch  (§  17  Ab«.  1  des  Gesetzes). 

Bei  anderan  Betrieben  kann  das  Departement  des  Innern,  wann  ea  der  ümfaog 
o  lrr  lip  Xnfiir  des  Betriebes  rechtfertigt,  den  Betriebetuliaber  aam  Grlase  einer  Aibeita* 
Ordnung  Inhalten  (§  17  Abs.  2  de»  GesetzeB)i. 

§23.  I>as  Polizeikommando  teilt  die  Uta  zugegangenen  Meldungen  von  Geeets* 
Äbcrtrctnngrn  jeweilen  dem  Gewerbcinepektorat  zur  Befrutachtunp  mit. 

Das  Gcwerbeinspcktorat  überweist  die  ihm  direkt  oder  durch  das  Polizeikommando 
lagq^genen  Meldungen  von  Ge8etzei)ül>crtretuugen.  soweit  eine  vorläufige  Prüfung  die 
Wahr.scheinliihkoit  des  Tatlicstandea  einer  Uebertretung  ergel)en  bat,  auf  Verfnpiing 
des  Vorfitchers  den  Dejiartcments  de»*  Innern  jeweilen  dem  rolizcikommando  zur  Ver- 
seigung  an  da«  Polizeigericht     20  de«  Gesetzes). 

Das  Polizei kommando  hat  aicJi  jeweilen  vom  Gcrichtsschrciber  eine  Auafertigong 
des  Urteils  geben  zu  laeaen  und  dem  Oewerbdnspektorat  dne  Abschrift  davon  «i< 
Xltt  teilen. 

6  24.  Behufs  ErmÖglichuae  einer  geeigneten  Kontrolle  über  die  Betriebe  (§  21 
dee  Geaetzee)  sind  die  BetrMieimialMr  verpHiditet,  den  mit  der  Vollzidbung  des  Oe> 

setze»  beauftragten  Rohörden  und  deren  Ortranen  ü1»er  alle  auf  das  Gc»»etz  und  die 
VollziehungsvemninniiK  »ich  bezioJicnden  Verhältnisse  auf  Veriangoi  eenaueo  Auf- 
schluss  zu  erteilen  und  den  inspizierenden  Beamten  den  ungehinderten  ISutritt  in  die 
Arbcit^räumc  und  ilie  Sehlafräume  der  Arl>eiterinneu  zu  gestatten. 

Die  inspiziereiideu  Beamten  sind  befugt,  jode  im  Betriebe  beschäftigte  Person 
üh<  r  die  in  ihren  Wirkungskreis  einschlagenden  Angdegenheiten,  soweit  diese  mit 
der  Handhabung  dee  Ge.setzes  und  der  Voiizielittn^fsvnroranung  in  Beziehung;  stehen, 
nötigenfalls  ohne  Zeugen,  jcdotli  wenn  irfiend  iiju^lidi  ohne  Störung  des»  ik-triebes, 
cinzuvernehmen. 

Die  inspizierenden  Beamten  sind  verpflichtet,  die  ihnen  zur  Kenntnis  gelangenden 
Geschäfts-  und  ßetricbsverhältnisse,  sofern  nicht  die  Handhabung  de«  Gesetzes  oder 
der  Vdllzie'hiingsvcrordnung  Ausnahmen  unhedin^  erfordern,  geheim  zu  halten.  Ins- 
besondere haben  sie  Aber  die  ihnen  von  den  Betnebeinhab^n  als  gehöm  bexeicbne(en 
techniedien  fiinrichtuuecn ,  Verfoliren  und  Eigentümlidiiteiten  dee  Betri^tes  die 
strengste  Geheimnis  zu  oewahren. 

§  2.~).  Zuwiderhandlun^u  tregcn  das  Gesetz  oder  die  VoUziehuug^verordunng 
werden  nach  J  37  des  Polizeistrafgesetzes  mit  GeUbttsse  oder  Haft  bestraft. 

§  26.  JJieBe  VoUsiehungsveroidnung  tritt  am  1.  September  1905  in  Kraft 


2.  Kanton  St  Ghdkn. 

1,  Qeaetz,  betr.  die  gewerblichen  Sobied^eiiobte.  Erlassen  am  16.  Mni 
1904.   In  Kraft  getreten  am  27.  Juni  1904. 

I.  Sachliche  Zuständigkeit,  Organisation  und  allgemeine 

Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  gc\verl)!:rln>n  Schiedsgoridite 
er.'.tieckl  fi\oh  auf  die  Zivilstreitigkciton,  welche  zwiöclieii  den  Inhabern 
von  Gewerbau,  Handels-  und  Fabrikationsgoschäfteu  und  den  bei  ihnen 
beschftftigten  mftmüidien  und  weiblidien  Angestellten,  Arbeitern  und  Lehr- 
lingen aus  dem  Dienst-,  beziehungsweise  Lehrverbältnisse  antsteheOi  aofem. 
der  Streitwert  den  Betrag  von        frcs.  nicht  übersteigt. 
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Im  EmverstftndxkiBae  der  Parteien  können  solcho  Streitigkeiten  auch 

vor  die  gewöhnlichen  Oerichte  gebracht  werden. 

Dagegen  ist  es  nicht  gestattet,  die  Anrufung  der  gewerblichen  Schieds- 
gerichte zum  voraus  durch  Vertrag  auszuächliessen. 

Im  IKnyerstftndms  der  Parteien  ist  das  gewerbliche  Schiedsgericht 
auch  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  mit  einem  Sto^twert  von  Aber 
300  frcs.,  aber  nicht  über  t?(>00  frcs.,  znstflndig. 

Auf  Streitigkeiten,  wehho  der  Zuständigkeit  des  Fachirerichtes  für 
die  Stickereiindustrie  unterliegen,  tindet  dieses  Gesetz  keine  Anwendung. 

Art.  2.  Die  Einfklhrong  der  gewerblichen  Schiedegeridite  kann  ffir 
das  Gebiet  einzelne)-  Gemeinden  durch  Beechluss  der  Bttrgervf  rsammlmig 
mit  Genehn  Hig  de;^  Eegieningsratm  fbr  eine  oder  mehrere  Beru£sarten 
oder  Berui"8gni|ijien  ei-folgen. 

Es  können  sich  zwei  oder  mehr  Gemeinden  zur  Einführong  eines  ge- 
meinsamen gewerblichen  Schiedsgerichts  vereinigen. 

Art,  8.    Die  gewerblichen  Schiedsgerichte  bestehen  aus  dem  Prft> 
sidenten  und  zwei  für  jede  Sitzung  in  bestimmter  Kehrordnung  einzu- 
berufenden Schied.sri(  htern,  nämlich  einem  Arbeitgeber  und  einem  Arbeit»  * 
nehmer  der  betretfenden  Beru&arti  bezw.  Beruisgruppd. 

Art.  4.  Das  Besirksgericht  ernennt  fflr  eine  Autsdanw  von  8  Jahren 
den  Piftsidenten,  dessen  Stellvertreter  nnd  den  Gerichtsschreiber.  Die- 
selben dürfen  weder  einer  Arbeitgeber-,  noch  einer  Arbeitergmppe  im 
Sinne  von  Art.  5  dieses  Gesetzes  angehnren. 

Wenn  die  Gemeinden,  welche  sich  zur  Bildung  eines  gemeinsamen 
gewerblichen  Schiedsg^chtes  vereinigt  haben,  nicht  dem  gleidien  Besirke 
aogehdren,  werden  diese  Wahlen  vom  Eantonsgerichte  getrcffen. 

Für  ausserordentliche  Stellvertretung  sorgt  der  Prftaident  des  Besirks* 
gerichtes,  bezw.  dos  Kantnnsi'erichte:', 

Bezüglich  der  Wahlfahigkeit  gelten  die  Art.  104  und  lOö  der  Ver- 
ff^iing. 

Art  5.  Die  Wahl  der  gewerblichen  Schiedsrichter  erfolgt  für  eine 
AmtRdauer  von  B  Jahren  in  der  Weise,  dass  die  GewerbSf  Handels-  nnd 

Fabrikatiuneigeschäfte  in  Gruppen  eingeteilt  werden ,  nnd  d«<s  io  die 
Arbeitgeber  und  die  Arbeitnehmer  einer  Berufsgruppe  in  getrennter  Ab- 
stimmung durch  die  Urne  in  einem  einzigen  Wahlgang  die  gleiche  .Anzahl 
Sdiiedsriditer  wfthlen.  Hierbei  entscheidet  das  relative  Kehr.  Höhere 
Angestellte,  wie  Direktoren,  Prokuristen  nnd  Au&eher,  werden  der  Gmppen- 
abteilung  der  Arbeitgeber  zugeteilt. 

Die  Bildung  der  Berufsgruppen  wird  vom  Begierungsrate  auf  dem 
Verordnungswege  bestimmt. 

Derselbe  iMstimmt  andi  Atr  die  betraffenden  Gemeinden  die  Zahl  der 
von  den  einzelnen  Berufsgruppen  zu  wählenden  Richter. 

Die  Gemeinden  haben  über  die  den  einzelnen  Berufsgruppen  zu- 
geteilten Personen  zwei  Stimmretrister  zu  führen,  von  denen  das  eine  die 
Namen  der  Arbeitgeber,  da.s  andere  die  Namen  der  Arbeitnehmer  ent- 
halten soU. 

Stimmberechtigt  und  wahlfähig  ist  jeder  der  betreffenden  Berufsgruppe 
allgehörige  Arbeitgeber  nnd   Arbeitnehmer,  der  Wohnsitz  im  Gewerbe- 
gerichtskreise hat  in^d  in  eidgenossisclien  Angelegenheiten  das  Stimmrecht 
besitzt.     Die  Wählt ahigkeit  richtet  sich  im  weiteren  nach  An.  104  und 
105  der  Verfassung. 
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lieber  Anstände,  beureffend  die  JTübrang  der  ätinunregister,  entBcJieidet 
der  Begierungsrat. 

Jeder  wehlftliige  Bürger  ist  ptiichtig,  eine  euf  üm  geielleoe  Wahl 
als  Hitglied  eines  gewerblicheii  Sdiiedegericbtes  fHr  eine  Amtsdaner  an> 
snnehmen. 

Die  Anordnung  der  Wahlen  und  Emeoemngswahlen  ist  Sache  des 

Begierungsratey. 

Ersatzwahlen  sind  nor  dann  vorzonehmen,  wenn  die  Zahl  der  Richter 
einer  Qmppenabteilnng  vnter  die  H&lfte  herabsinkt. 

Art.  6.  Die  Gemeinden  beziehen  die  GlerichtsgebUhren  und  Ordnungs- 
bussen; dai.'f'!7en  haben  sie  die  Kosten  der  gewert  lidipn  Schiedsgericlitö 
zu  liostreiten,  soweit  sie  nicht  vom  Staate  übernouimeu  werden,  und  die 
erforderlichen  Lokalit&ten  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Ueber  allflülige  Differenzen,  welche  sich  in  dieser  Beoiehung  twischMi 
Gemeinden  ergeben,  welche  ein  gemeinsames  Gericht  gebildet  haben,  ent* 
scheidet  der  Regierungsrat. 

Art.  7.  Soweit  das  gegenwärtige  Gesetz  keine  abweichenden  Vor- 
'  Schriften  entliält,  kommen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  betreö'eud  die 
Zivilrechtspflege  hinsichtlich  der  Besetzung  des  Gerichtes,  des  Ausstandest 
des  Gerichtsstandes,  der  Beweismittel  und  der  allgemeinen  Grundsfttse 
des  YeiTuhrens  auch  fttr  die  gewerblichen  Schiedsgeridite  zur  sachgemftssen 
Auwendung, 

n.  Verfahren. 

Art.  8.  Die  Einschreibnn;^  eines  Streitfalles  findet  unter  Umgehung 
den  A'ennittleiamteH  beim  Piilsidenton  des  gewerblichen  Schieds^'erichtH 
statt,  auf  Grund  einer  nach  Formiüar  ans-gefertigten  und  nntorschriebeneu 
Anmeldung,  weiche  die  Bezeichnung  des  Streitgegenstaudes,  des  J^treit- 
wertes,  der  Parteien  (inbegriffen  all^ige  8treitbeteiligte)  und  deren  Be- 
mfaklasse  enthalt.  Die  Beweismittel  sind  bei  der  Einschreibung  einsu- 
reichen  oder  in  genügender  Weise  zu  bezeichnen.  Die  für  die  Parteien 
bestimmten  An.sfertl<^nnijen  werden  diesen  ohne  Venrng  zugestellt. 

Wenn  hieraul  eine  Gegenpartei  Beweismittel  oder  Streitbeteiligte  an- 
zumelden hat,  so  soU  dies  schriftlich  und  rechtzeitig  vor  der  Geriohts- 
Verhandlung  geschehen. 

Art.  0.  Die  Vorladungen  zur  gerichtlichen  Verhandlung  sollen  auf 
den  folgenden  Tap.  inul  wenn  solches  nicht  tunlich,  in  der  Regel  spätestens 
am  2.  Tage  nach  Anhängigmachung  der  Streitsache  und  auf  höchstens 
3  Tage  erlassen  werden;  der  Entscheid  soll  mit  möglichster  Beförderung 
erfolgen. 

Die  Sitzungen  der  gewerblichen  Schiedsgerichte  sollen  in  der  Ixe^'el 
auf  die  Abendzeit  verlegt  weiden,  jedenfalls  auf  eine  Stunde,  welche  der 
berulli(hcn  Tätigkeit  der  Parteien  und  Hiciiter  am  wenigsten  hinderlich 
ist.    Es  linden  keine  Gerichtsferien  btatt. 

Art.  10.  Die  Parteien  haben  persönlich  vor  Gericiht  zu  erscheinen. 
Die  Arbeitgeber  können  sich  dnrch  ihre  Angestellten  vertreten  lassen. 
Im  übrigen  ist  Stellvertretung  nur  gestattet  in  Filllen  nachgewiesener  Ver- 
hinderung, wie  Krankheit,  Todesfall  in  der  Familie,  Abwesenheit,  Militär- 
dienst u.  dgl.  Vertretung  durch  Auwäite  oder  Rechtsagenten  ist  aus- 
geschlossen. VerbeistiLndung  ist  nur  solchen  gestattet^  welche  der  dentsohen 
Spradie  nicht  genügend  mftchtig  sind. 
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Art.  11.  Sofern  die  Klage  nicht  auf  eine  bestimmte  Snmme  lautet 
und  über  den  Streitwert  zwischen  den  Parteien  Widerspruch  besteht, 
\nSSt  dtm  Genoht  bierflber  die  Bntscheidaxig  nach  freiem  Ermessen  auf 
«nmmuriBchexn  Wege. 

Art.  12.  Wenn  Kompensationseinreden  oder  Widerklagen  erhoben 
werden,  welr^b«  nicht  in  die  Kompetenz  der  gewerblichen  Schiedsgerichte 
fallen,  so  haben  letzt«re  gleichwohl  über  den  Klageanspruch  zu  entscheiden ; 
dagegen  bleibt  die  Vollstreckung  des  Urteils  eingestellt,  bis  der  zuständige 
Richter  Uber  die  Gegenforderajig  entsdiieden  bat. 

Das  gewerbliche  Schiedegericht  setzt  dem  Beklagten  für  die  gericht- 
liche Anhangigmachnng  seiner  Gegenforderuns;  eine  möglichst  kurze  Frist 
an;  läuft  dieselbe  unbenutzt  ab,  so  ist  das  ^ctAllte  l'ireil  vnllziehbar. 

Diese  Bestmimungen  finden  entsprechende  Anwendung,  wenn  vor  e.inem 
«nderen  Richter  Gegenforderungen  geltend  gemacht  werden,  deren  Beur- 
tetlnng  in  die  Kompetenz  dei*  gewerblichen  Schiedsgerichte  ftllt. 

Al  t.  13.  Das  Oericht  macht  nach  Anhörung  der  Parteien  einen  Ver- 
such zur  gütlichen  Schlichtung  der  .Stroitsache. 

Vorfragen  sind  wenn  möglich  mit  der  Hauptsache  zu  verbinden. 

Art.  14.  Das  Glericht  soll  nötigenfalls  durch  Befragung  der  Parteien 
den  Tatbestand  und  die  Beweismittel  vervollständigen.  Es  würdigt  die 
Beweise  in  freier  Weise. 

Zeufren-  und  Parteieide  sind  ausgeschlossen. 

Aul  das  Beweismittel  der  Expertise  dart  nur  in  Fällen  wirklichen 
Bedflrfsisses  erkannt  werden. 

Art.  15.  Das  Gericht  ist  berechtigt,  wo  nötig,  die  Beibringung 
weiterer  Beweismittel  zu  verlangen,  hierfür  kurze  Fristen  ansusetsen  und 
bis  zum  Abiauf  derselben  dift  Verhandlungen  zu  vertagen. 

Die  mündlichen  Verhandlungen  vor  den  gewerblichen  Schiedsgerichten 
und  die  Eröffinung  der  Entscheidungen  dorselb«!  erfolgen  tFlFentlieb;  die 
Beratung  der  Richter  ond  die  UrteilsALllung  durch  Abatimmung  wird 
bei  geschlossenen  Türen  vorgenommen. 

Art.  16.  Sofort  nach  dem  Entscheid  wird  das  TTrteil  mündlich,  unter 
kurzer  Angabe  der  UrteilsgrUnde,  erötfnet  und  den  Parteien  gegen  Er- 
legung der  Schreibgebuhr  innert  2  Tagen  schriftlich  zugestellt. 

III.  Rechtsmittel. 
Art.  17.  Das  Urteil  erwachst  in  Rechtskraft,  wenn  nicht  binnen 
3  Tageu  beit  dessen  Eröffnung  die  Ergreifung  des  Rechtsmittels  der 
Nichtigkeitsbeschwerde  beim  Präsidenten  des  gewerblichen  Schiedsgerichtes 
angemeldet  wird,  worttber  der  anmeldenden  Partei  eine  Besdieinigung 
ausEUStellen  ist. 

Innert  der  weiteren  Notfrist  von  3  Tagen  ist  die  Niehtifrkf^'tsheschworde 
bei  der  Kekurskommission  des  Kantonsgerichis  unter  Beilage  de«  An- 
meldescheines, des  Urteiles  und  allf&Uiger  Akten  einzureichen,  widrigen- 
fidls  die  Rechtskraft  eintritt. 

Die  Nichtigkeitsbeschwerde  ist  nur  zulässig  wegen  Verletzung  geseta- 
lieber  Vorschriften,  welche  von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Beurteilung 
der  Sache  sind.  In  Streitfällen  mit  einem  Streitwerte  von  unter  25  fies, 
ist  das  Rechtsmittel  ausgeschlossen. 

Die  Nichtigkeitsklage  ist  der  Gegenpartei  ausustellen,  welche  dieselbe 
innflit  der  No£ist  von  8  Tagen  zu  beantworten  hat 
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Die  Rekurskommission  fUllt  den  Entscheid  in  möglichst  kurzer  Frist. 

Wird  die  Nichtigkeit  atugeeprochen,  so  fUlt  die  Beknnkomiiiiflaion^ 
sofern  der  B.ocht8Btr6it  spraohmf  «rBeheint,  ohne  'weitere  Verbandliuig 
anch  das  Urteil. 

Wenn  dagegen  diesö  Bedinguncr  Tiicbt  zutrifft,  so  wird  die  Streir.'^arhe 
zu  neuer  und  abächliesslicher  Beurlmiuug  au  das  gewerbliclie  Scltieds- 
gericht  snrtickge  wiesen.  Der  Reohtssprach  der  Rekun^ommission  ist  jedoch 
ftlr  letzteren  verbindlich. 

Wird  die  Niclitigkeitabest  liv.  er  ]e  abgewiesen,  so  ist  damit  das  Urteil 
des  gewerblichen  Hchiedsgericlites  rechtskräftig  geworden. 

Art.  18.  Das  Bechtsmittel  des  neuen  Rechtem  ist  unter  den  für  die 
gewöhnlichen  Zivilstreitigkeiten  geltenden  Bedingungen  solftssig.  Ftlr  die 
Einleitang  und  DttrchfOhmng  des  Hevisionsverfahrens  finden  Art.  8 — 16 
saohgemftsse  Anwendung. 

IV.  Gebühren  und  Ordnnngstussen. 

Art.  19.  Die  Schiedsrichter  beziehen  ein  Sitsangsgeld  von  2  free., 
bei  mehr  als  zweistündiger  Verhandlung  ein  solches  von  S  frcs. 

Die  Entschädigung  des  Präsidenten,  dessen  Stellvertreters  und  des 

Gerichtsschreibers  ist  Sache  des  Staates. 

Art.  20.  Tür  die  Erledigung  der  Streitigkeit  wird  eine  Gerichts- 
gelrtlhr  von  1— 10  frcs.  besogen. 

Wenn  nach  Art.  1  Abs.  4  im  Einverst&ndnis  der  Parteien  ein  Streit- 
fall von  über  300  frcs.  Streitwert  dem  gewerblichen  Schiedsgericht«  zum 
Entscheide  übertragen  wird,  so  kann  eine  Gerichtsgebtthr  bis  auf  50  £ro8. 
erhoben  werden. 

Bw  der  Einschreibuug  ist  der  Betrag  von  1  frc. ,  und  wenn  der 
Streitwert  100  frcs.  übersteigt,  eine  solcher  von  8  frcs.  sa  hinterlegen. 
Wird  die  Klage  zurückgezogen,  so  fUlt  die  hinterlegte  Gebühr  in  die 

Ctomeindekasse. 

Schreib-  und  Vorladungsgebühren  dürteu  nicht  bosouders  verrechnet 
werden.  Die  Akten  der  Parteien  und  die  Urteile  der  gewerblichen 
Schiedsgerichte  sind  stempelfrei. 

Art.  21.  Der  Vorsitzende  hat  diejenigen,  welche  die  Ruhe  der  Ver- 
handlung stören  oder  sich  unanstAndig  benehmen,  sur  Ordnung  la  mahnen 
oder  sie  aus  dem  Sitzungssnale  r.n  weisen. 

Es  werden  im  übrigen  folgende  Ordnungsbussen  festgesetzt: 

a)  wegen  verspäteten  Ersdieinens  2  frcs. 

b)  wegen  Ausbleibens  ohne  Bewilligung  5  „ 

c)  wegen  Trölerei  5 — 20  „ 

d)  wegen  unnützer  Weitläufigkeit,  nnan.stilndigen  Be- 
nehmens oder  Störung  der  Verhandlung  u.  s,  w.  3 — ^20  „ 

V.  Sehl  uss  best  immun  gen. 

Art.  22.  Die  gewerblichen  Schiedsgerichte  stehen  unter  der  Aufsicht 
de»  Kanloii.sgerichts  und  haben  demselben  jährlich  Bericht  zu  erstatten. 
Beschwerden  wegen  Rechtsverweigerung  u.  s.  w.  sind  bei  der  Rekurs- 
kommission  des  Kantonsgerichtes  anzubringen. 

Art.  28.  Der  Regierungsrat  erlässt  nadi  eingeholtem  Gutachten 
des  Kantnnsgerirhtos  die  fHr  das  Verfaliren  vor  den  gewcrbliclien  Schieds- 
gerichten weiter  erforderlichen  Anordnungen  aui'  dem  Verordnungsw^ge» 
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Art.  24.  Die  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Qesetees  wird  vom 
Regierangsrate  festgesetzt. 

Durch  dasselbe  wird  das  Qesets  betreffend  die  gewerblichen  Schieds- 
gerichte vom  29.  Mars  1897  aufgehoben  und  ersetct. 

2.  Verorduong,  betr.  die  gewerblioben  Bchiedegeriohte.  Vom 

16.  Marz  1905. 

Art  1.  FOr  die  gewerbHehen  Schiedagerichle  werden  folgende  Bemfbgnippen 
gebildet: 

I.  Baugewerbe  (Tief-  und  Hoehbsn)i. 
II.  Holzbearbeitung. 

III.  Metallbearbeitung. 

IV.  Textilindustrie  inkl.  Stickerei. 
V.  Bekleidung  und  Putz. 

VI.  Lebens-  iurI  GcDuaemittelindnetvIeu 
VII.  Graphiftche  Gewerbe. 
VIlI.  Vertehr  und  Transport 
IX.  Handel. 

Durch  ße^chliii»  des  Regierun^sratcs  können  für  einzelne  Gemeinden  swei  oder 
mehrere  dieser  Gruppen  tuiteinander  verschmolzen  werden. 

Art.  2.  Die  ZttteHong  der  verechiedenen  Bknfesiten  sn  dm  Berufsgruppen  ge> 
srbi  ht  durch  den  Gemeinden!  unter  tnnlidister  BerQckBiehtigttng  der  WÜMche  der 
intcre^gierten  Kreise. 

Art.  .3.  Angehörifp  von  Berufsgnipi^^n,  woldhe  In  Art.  1  nicht  voi^esehen  sind, 
werden  derjenigen  Gruppe  sugeteilt,  weiche  der  Natur  des  betreffenden  fiemfee  am 
meisten  entspricht. 

Art.  4.  Niemand  kann  luehr  als  einer  Berufsgruppe  angehören.  Ist  jemand  in 
zwei  oder  mehreren  Berufsarton  tätifr.  welche  verschiedenen  Berufsgruppen  anpfhöreo, 
80  wird  er  derjenigen  Gruppe  zuf;ewie«en,  welche  seiner  Haupttätigkeit  eutspncht. 

Art.  ö.  Leber  die  stimmberechtigten  Angehörigen  der  verschiedenen  Bsnll- 
grupjpeu  sind  Begieter  zu  führen,  weiche  nach  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  ge- 
trennt sind. 

Art.  6.  Fnr  j(Kli  rufsgruppe  sind  von  den  Arhcitu;ebern  und  Arbpitnchmern 
in  gesonderter  Abetiiumung  je  S—lö  Schiedoichter  zu  wählen.  Die  Anzahl  wird 
vom  Begiemngsnite  festgesetzt. 

Der  nrnirinderat  Wzoichnct  für  die  ArboitErehrr  iiri  1  Arl  i  ifnehmer  aus  deren 
Mitte  je  ein  besontlerai  Wahlbureau,  sowie  die  Zahl  der  Wahlurnen. 

Die  Stimm  fähigkdtfischeine  und  Wabllieten  der  verechiedenen  Gruppen  unter- 
scheiden ^ich  durch  die  Farbe. 

Diß  heieiligung  ist  nicht  obligatorisch. 

Im  übrigen  finden  für  das  ^^^tldverfahren,  soweit  solches  in  Art.  5  des  Gesetzes 

betreffend  die  gewerblichen  S<  hir<!'^f<  richte  nicht  geregelt  ist,  die  Bestimmungen  des 
Ge*ietzes  betreffend  die  Volkbivaiilen  und  Volksabstimmungen  vom  2(j.  Juni  1893 
sachgemässe  Anwendung. 

Art.  7.  Wenn  die  Wahl  der  gewerblichen  Schiedsrichter  in  einer  Gemeinde  zum 
oreten  Male  stattgefunden  hat,  so  wird  der  R^ierungsrat  den  Zeitpunkt  bestimmen» 
mit  welchem  das  gewtfbliehe  Schieda|{Hancbt  in  dieser  Gemeinde  seine  Ftinktion  be- 
ginnen wird. 

Auf  den  «letchen  Zeitpunkt  fot  vom  Besirksgericht  beew.  l^ontonegeridit  die 
Wahl  des  Prfoinontcn,  dessen  Stellvertreters  und  des  Schreibers  vorzunehmen. 

Art  H.  Die  Entschddung  der  Präsidenten,  deren  Stellvertreter  und  der  Schreiber 
d^  gewerbSeben  Sdifed^eriebte  ist  Sache  des  Staate»  nnd  wird  anf  dem  Bndgctwege 
festgesetzt. 

Die  Entschädigung  der  Schiedsriebter  und  die  übrigen  Kosten  fallen  zu  Lasten 
der  Gemeinden;  diese  Mzicben  Ite  Gerichtsgebühren  und  die  Ordnungsbuseen. 

Art.  9.  Wenn  zwei  oder  mehrere  Gemeinden  i^ich  zur  Einführung  eine«  gemem- 
samcu  gewerblichen  Si^hiedsgerichtes  verbiuden,  so  tritt  der  betreffende  Kreis  an  die 
Stelle  der  Gemeinden  und  wählen  die  beteiligten  Gemeinderäte  eine  Delegation  sur 
Vornahme  der  in  Art.  2—6  den  Gemeinderäten  zugewiesenen  Aufgaben. 

Die  Kosten  worden,  sofern  über  deren  Renutition  keine  Vereinbarung  besteht» 
unter  die  beteiligten  Gemeinden  nsch  Hsssgabe  der  Berölkernngssahi  vertdlt 
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lieber  die  ZusammenHetzuDg,  die  Orgaaii^utiun  und  die  Aufgaben  der  Delegation, 
«owie  über  die  Kosten  Verlegung  eDttchcidee  strcitieeniaUB  der  R^erungaimtk 

Art.  10.  Boschwerden  gegen  die  in  Auffuhrung  dieser  Verordnung  vom  Cie- 
meinderate  bozw.  von  der  gcmcinderätlichen  Doltgation  getroffenen  Verfügungen 
werden  vom  Re^erungsrate  entschieden. 

Art.  11.  Die  Vecordnuag  tritt  sofort  in  Kraft. 


IL  Parlamentarische  Arbeiten/  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen. 

I.  Allamagne.  Deutsche»  Reicli. 

82.  Arbeitswilligen,  Schutz  der  — ,  s.  Koalitionsrecht. 

33.  Bergarbeiter,  Arbeit sverhaltnisse  der  —  (10). 

Prenftsen.  Herrenhaus,  Drucks.  No.  272,  Vorlage  des  Gosotzent- 
wurfes,  betr.  die  Abänderung  einzelner  Bestimmungen  des  allgemeinen 
Berggeseteea  (BiüL,  Bd.  IV,  S.  87)  in  der  vom  ^oae  der  Abgeordneten 
beacfaloBSenen  abgeftnderten  Faseang.  —  Sitzang  dea  Herrenhaosefl  vom 
2.  Juni  1905,  erste  (allgemeine)  Beratung  des  Entwurfes,  Sten.  Prot. 

977  fr.  —  Drucks.  Xo.  R03.  Bericht  der  XVU.  Kommiadon  über  den 
Gesetzentwurf.    Antrag  der  Kommission: 

Das  Hflrrenhaiis  wolle  beecfalicMen : 

1)  Di'in  r;t-«Äftzoiitwurfe,  betr.  die  Abänderung  finzrlncr  Bestimmungen  des  all- 
gemeinen BerggeseUeis  vom  24.  Juni  1805/ läU2,  in  der  von  dem  Hauüe  der  Abge- 
ordneten  bescmonenen  Fassung  —  No.  272  der  Dradnadien  —  die  rafaMnngsmia^ie 
Zofitimmnng  zu  erteilen; 

2)  die  zu  dem  vorgenannten  UeHetzcntwurf  eing^angcnen  Petitionen  durch  die 
fieschlusafasHung  über  den  (joseteentwnrf  für  erledigt  zu  erklären. 

Sitzun«^  «ins  Herrenhan^^os  vom  28.  Juni  100."),  Generaldiskussion  (Sten. 
Prot.  S.  1047— infJR^  nn.l  Spe^ialdiskussion  i^Sten.  Prot.  S.  10(>8— 1074) 
über  den  Bericht  und  Antrag  der  XVII.  Kommission.  Aunahme  des 
Entwurfes  i). 

84.  K  o  a  1  i  t  i  o  n  s  r  0  c  h  t. 

Prrns.se  u.    Herrenhaus^  Drucks.  No.  307.    Antrag  Dr.  von  Bargs- 

dorff  u,  Gon. : 

Da8  Hcrrcnhava  wolle  bescbUfiBscn.   folgender  Resolation  nuostinunen,  die 

königl.  Htaatsregierun?  711  rr>:iu-h(-n,  r^olmld  als  raOglich  ond  mit  allen  Nachdntcke 
Massregeln  zu  ergreifeu,  welche  giteigneL  «ind, 

1)  die  recbtMwidrige  Auflösung  des  Arbeit» Vertrages,  insbesondve  da,  wo  ein 
Ötfeotlichc!^  Intcrcsi^c  obwaltet,  nntpr  8tr:ifo  zn  st<>llen; 

2)  der  Auftonlerung  durch  Won  oder  brhrift  zu  rechtswidriger  Aufiu!*uug  de« 
Arbeitsverträge»  entgegenzutreten; 

3)  den  Ärh<  it^wiTlisrr^n  denjoniiren  Scbota  su  teil  werden  au  lassen,  auf  weichen 
sie  einen  borechiigien  Anspruch  hauen. 

SitJEung  des  Herrenhauses  vom  28.  Juni  1905,  Sten.  Prot.  8.  1075. 

Annahme  des  Antrages. 

1)  Wortlaut  des  Gcsstscs  *.  BulL,  Bd.  IV,  S.  185. 
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IL  France.  Fnuikrefdi. 

(Mai|  Juni  und  Juli.) 

Inn.  Altersversicherung  der  Arbeiter  in  den  staatlichen  Armee- 

betrioben. 

Sitzung  der  Deputiei  tenkammer  vom  22,  Mai  1905.  Bericht  des  Abg. 
Klotz  über  den  Qesetzesentworf,  betr.  die  Pensionienmg  der  Arbeiter  in 

staatlichon  Armeebetrieben  (Doc.  perl.  No.  245&).  —  Sitsong  vom  5«  Juni  1905. 

Drin;,'liclikeit.serklftninf!;,  Annahme. 

Sonatssitzung  vom  '2i  i.  Juni  IHO").  Vorlage  des  von  der  Deputierton- 
üamiaer  nngenommeuen  Gesetzentwurfes  (Doc.  pari.  No.  171).  Der  i'inanz- 
kommisMon  überwiesen. 

101.  Arbeiter-,  Alters-  und  Invalidit&tsversicheruug 
(6,  ÖS). 

Senatssitzang  vom  22.  Mai  1905.  Vorlage  eines  Gesetzesvorsohlages 
des  Senators  Cocula,  betr.  die  Organisation  einer  auf  dem  Grundsatze 
der  G^^f^nseiti^'kcit  basierenden  Kaase  für  die  Alters-  und  Invaiiditftts- 
versicherung  der  Arbeiter. 

Sitzungen  der  Deputiertenkammer  vom  5.,  8.,  10.  und  11.  Juli  19<)5. 
Erste  Beratung  der  verschiedenen  Gesetsesvorsohlige,  betr.  die  Arbeiter-, 
Alters-  und  Invaiiditätsversichernng.  Generaldebatte.  Beginn  der  arttkel- 
weisen  Beratung  (s.  auch  Sozialversichemng). 

—  Tn  Staatsbetrieben  (95\ 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  11.  Juli  1005.  ij  Gesetzes- 
«itwnrf,  betr.  die  Zulassung  des  weiblichen  Farsonals  der  Staatsbetriebe 

■ar  Versicherung;  2)  Gesetzesentwurf,  betr.  die  Reduktion  der  Dienst- 
jahre der  Angestellten  nnd  Arbeiter  in  Staatsbetrieben,  die  erforderlich 
sind,  um  im  Invaliditätsfalle  eine  Altersrente  zu  erhalten.  Driuglichkeits- 
erkl&rung,  Annaiime. 

Senatssitsong  vom  12.  Joli  1905.  Vorlage  des  von  der  Deputierten- 
Icammer  angenommenen  Gesetzesentwurfes,  betr.  die  Versicherung  des 
weiblicben  Personals,  der  Angestellten  und  Aibeiter  der  Staatsbetriebe 
{s.  auch  Altersversicherung  der  Arbeitei'  in  den  staatlichen  Armeebetrieben). 

102.  Arbeitsdauer  im  Bergbau  (71). 

Sitzung  der  Depufiertonkammer  vom  "21.  Juni  1905.  Vorlage  des 
vom  Senate  mit  Abänderungen  angenomineuen  Gesetzesentwurfes,  betr. 
-die  Arbeitsdauer  in  (Kohlen-)Bergwerken.  Dringlichkeitserklftrung,  An- 
nahme 

Sitsnng  der  Deputiertenkammer  vom  3.  Juli  1905.  Vorlage  eines 
Gesetzesvorsclilai^es  des  Ab»:.  Basly ,  betr.  den  8 -stündigen  Maximal- 
arbeitstag in  Bergwerken  (Doc.  pari  No.  2537).  Der  Bergwerkskommission 
fiberwiesen. 

—  In  Staatsbetrieben. 

Sitzung  der  Do[>utiorrenkammer  vom  6.  Juli  1905.    Vorlage  eines 

Ge8etzo<?entwnrfRfi  durch  den  Finanzmini•^ter ,  betr.  die  ErötTnnn«r  eines 
Nachtrarrskredites  ffir  das  BndfrPtjahr  lyoö  zum  Zwecke  der  Keduktion 
der  täglichen  Arboitüdauer  in  Staatsbetrieben  (Doc,  pari.  No.  2566).  — 

1)  Wortlaut  dM  <i«8etM8,  s.  Boll.,  Bd.  IV,  S.  302. 

16 
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Sitzung  vom  11.  Juli  1905.  Torlage  eines  Bericlitee  der  Abg.  Constant. 
Dlllau  über  diesen  Geset^esentwurf.  —  SitsoDg  vom  12.  Juli  1905* 
Dnnglichkeitserkiärung,  Annahme. 

Senatssitzung  vom  12.  Juli  liM)5.  Vorlage  de»  von  der  Deputierten- 
kammer  angenommenen  Geseteesentworfea. 

103.  Arbeitsgesetzbuch  (72). 

Senatssitzung  vom  15.  Mai  19(»6.  Vorlage  duich  den  Handels- 
minister  dee  von  der  DeptitierteDkammer  angenommenen  Geeetaesentwurfes, 
betr.  die  Kodifikation  der  Arbeitorschutageeetae  (I. — V.  Bndh  des  Arbeita- 
nnd  aozialen  Fttraorgegeeetzbuchea). 

104.  Arbeitsvnf&lle  der  Bergarbeiterdelegierten. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  15.  Mai  1905.  Vorlage  eines 
Gesetzesvorschlairjes  dea  Ah^.  Basly,  betr.  die  Abänderung^  des  GeHet?fs 
vom  9.  April  lb9b  über  die  Entschädigung  von  AibeitsunfäÜen  (Doc.  pari. 
No.  2489).    Der  Arbeitskommiasion  Qberwiesen. 

105   Bergarbeiterdelegierte  (23"). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  15.  Mai  1905.  Vorlage  eines. 
Geaetceevorachlagee  dea  Abg.  Basly,  betr.  die  Abindernng  dea  Gesetzes 
yom  8.  Juli  1890  über  die  Delegierten  der  Bergarbeiter  (Doc.  pari. 
No.  2'140\    Per  Berf^werkskommission  überwiesen. 

Sit/cunf;  der  Dele<:io[  tenkaEimer  vnra  7.  Juli  1905.  Vorlape  eine» 
Berichtes  des  Abg.  Piene  Bodin  über  den  vom  Senate  mit  Abäudermjgen 
angenommenen  Oeeetzeeentwurf,  betr.  die  Beteilignug  der  Delegiertea 
zur  Sicherheit  der  Bergarbeiter  an  den  Enappacbafbakasaen.  Dringlich- 
keitaerklftnmg,  Annahme. 

106.  Bergbau  s.  Arbeitsdaner  and  Bergarbeitwdelegierte. 

107.  Bor  u f  s  k  r  a  u  k h ei  te n  {^o). 

Sitaung  der  Deputiertenkammer  vom  16.  Mai  1905.  Vorlage  eines 
Gesetaesentwurfes  durch  den  Handelsminister,  betr.  die  BemfuhranUieiten 
(Doc.  pari.  No.  2147).  Der  Kommiseion  für  Yeraichernng  nnd  sociale 
Fürsorge  überwiesen. 

108.  Eisenbahnerschutz  und  -Versicherung  (30), 
SenatssifzTiTifr  vom  23.  Juni  1905.  Vorlage  eines  Err^aTii^nDgrsberielitea 

deB  iSenatoi's  Jules  üodin  zu  dem  vom  Senate  mit  Abänderungen  ange- 
nommenen, von  der  Deputiertenkammer  abermals  abg^nderten  Gesetaes- 
entworfOf  betr.  die  Begelnng  der  Arbeitsbedingungen  der  Zngsmaschiniatenv 
-Heizer  und  -Beamten  nnd  die  Versicherung  dra  Peraonals  der  franzfiaisdien. 
Eisenbahnen. 

109.  Pabriks-  und  Arbeitsmarken  no^. 

RitzuTifr   der  Dejuitiertenkammer  vom    15.   Jlai    IJ'05.     Bericht  des. 
Abg.  Vigouroux  über  den  Gesetzosvoisc  lilag,  betr.  den  Schutz  der  gemein» 
samen  Fabrik-,  Handels-  und  Arbeitsmajkeu  (Doo.  pari.  No.  2437}. 

HO.  Goworbegerichte  (80). 

HenatHsitzuug  vom  15,  Juni  1905.  Vorlage  eines  Berichtes  des 
Senators  Savary  über  den  von  der  Deputiertenkammer  angenommeneu 
Gesetzesentwurf,  beü*.  die  Organisation  einer  Appellationsinstana  ftbr  die: 
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Gewerbegerichto  (Doc.  pari.  No.  1671).  —  Senatssitzung  vom  4.  Juli  lyoö. 
BriogUchkeitserfclttrang,  Debatte.  —  Senatssitzimg  vom  6.  Jali  1905.  An- 
nahme. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  6.  Juli  1905.  Vorlage  des  vom 
Senate  mit  Abftndeinngen  anj^enommenen  Gesetzosontwurfes  (Doc.  pari, 
No.  257 6 j.  —  Sitzung  vom  7.  Juli  Ui05.  Vorlage  eines  Berich leö  des 
Abg.  Mas.  —  Sitzung  vom  12.  Juli  1905.  Diskussion,  Vertagung.  — 
SiUang  vom  13.  Joli  1905.  Annahme. 

Sit/cuag  der  Deputiertenkammer  vom  18.  Juli  1905.  Vorlage  und 
erste  LesTinsj  eines  Gesetzesvorfichlafres  des  Abg.  Congy,  betr.  die  An- 
weudbarkeit  der  Gesetze,  dio  die  iiecLtssprrcliTinp  der  Gewerbegerichte 
bestimmen,  auf  Streitigkeiten,  die  sich  aus  Anlass  des  Arbeitsmiete- 
vertrages  im  Handel  und  Gewerbe  «wischen  den  T7ntem<^imern  and 
deren  Vertretern  und  den  Angestelltt  n,  Arbeitern  und  Lehrlingen  beider 
Oescblechtor  or^'eben.    Dringlichkeit serklftrung,  Diskussicn,  Annahme. 

Senatssit/.un vom  13.  Juli  Iftii').  Vorlage  des  von  der  Deputierteu- 
kammer angeuommeuon  GeseUsedentwurfes. 

111.  Invaliditatsversichemng  s,  Arbeiter»,  Alters-  und  Inva- 
liditfttsversicberung  und  Sozialversicherung. 

112.  Knappschaftskassen  s.  Bergarbeiterdelegierte. 
118.  Lehrlingsansbildnn g  (46). 

Sitsung  der  Deputiertenkammer  vom  13.  Juli  1905.    Vorlage  eines 

Oesetzosentwurfes  durch  den  Handelsniinister,  betr.  clie  technische,  ge- 
werbliche und  kanfmannische  Berulsielire,  —  Der  ILomnüssion  ftir  Handel 
uud  Gewerbe  überwiesen. 

1 14.  Ruhetag,  wöchentlicher  —  (90). 

Senatssi tzuDgen  vom  25.  und  26.  Mai  1905.  Erste  Beratung  des 
von  der  Deputiertenkammer  angenommenen  Gesetzesvorschlages,  betr.  den 
wöchentlichen  Ruhetag  für  Arbeiter  und  AngesteUte.  —  üeberweisong  eines 
OegttDYorsohlages  Monis  an  die  Kommission. 

115.  b  c h  1  f  i's a r b e i  t er ,  Aibeitsbedinguugen  der  —  (10). 
Sitsong  der  Deputiertenkammer  vom  18.  Juli  1905.   Bericht  des 

Abg.  Lmiis  Martin  über  den  GesetKesentwm^  betr.  die  Arbeitsbedingnngen 
an  Bord  der  Handelsschiffe^ 

116.  Sosialveraichernng  (92). 

Senats.sitzung  vom  8.  Juli  1905.  Erste  Beratung:  1)  des  von  der 
Deputiertenkammer  angenommen^^n  Gesetzesentwurfes,  betr.  die  Errichtung 
eines  öffentlichen  Dienstes  der  sozialen  Solidarität  in  Form  einer  obli- 
gatorischen Untersttltzung  von  Greisen,  Sieehen  nnd  Unheilbaren;  2)  des 
OesetsesvorsoUages  des  Senators  Onyot  (Rhdne)»  betr.  die  Unterstfitsung 
von  Kranken,  Siechen  uud  Unheilbaren.  —  Senatssitzung  vom  9.,  15.  und 
•16.  Juni  1905.  Fortsetzung  der  Beratung  und  Annahme.  —  Sonats- 
sitzung vom  27.  Juni  1905.  Vorlage  eines  Ergänzungsberichte.s  dos 
Senators  Paul  Straoss  (Doc.  pari.  No.  185).  — >  Senatssitzung  vom 
5.  Jnli  1905.   Zweite  Beratung.  Annahme. 

8it7.ung  der  Deputiertsokunmer  vom  10.  Juli  1905..  Vorlage  des 
vom  Senate  mit  Abftnderangen  angenommenen  Gesetzesentwurfes)  betr. 

16* 
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die  oUigattMifloh«  Untersttttzung  der  mittellosen  Greise,  Siechen  nad  ün> 

beilbaren  (Doc.  pari,  No.  2639).  —  Sitzung  vom  10.  Juli  1905.  Vorlage 

eines  Bericlitos  des  Abg.  Pnoch.  —  Sifznngen  vom  12.  und  13.  Juli  1905: 
Debatte,  Änaahme  (b.  auch  Altersveraicberuug,  Arbeiter-,  Alters-  und 
iDvaliditätsversichenmg.  Arbeitsanfälle  and  Eisenbahnerversicherung). 

117.  Staatsbetriebe  s.  Arbeitsdauer  und  Arbeiter-,  Altera-  und 

luvaliditäLsversichoruug. 

118.  Streikamnesti  0  (96). 

Senatsaitsung  vom  27.  Juni  1905.  Vorlage  durch  den  Minister  des 
Innern  und  den  JastiBminister  einee  OeaetEeaentwnrfes,  betr.  die  Streik- 
«BUMBtie  (Doc.  p«rL  No.  188).  —  Senatssitsimg  vom  7.  Juli  1905.  Be- 
richt des  Abg.  Yiignat  über  diesen  Gesetzeeentworf.  —  SenatesitEODg 

vom  11.  Juli  1905.    Annahmo  des  Entwurfes. 

Sitzung  der  Deputierteukammor  vom  12.  Juli  1905.  Vorlage  des 
vom  Senate  angenommenen  Entwurfee.  —  Sitzung  vom  13.  Juli  1905. 
Berieht  des  Ab^.  Oroppt   DringlidikeitserUftrang,  DiskasBlon. 

119.  Wohnungen,  billige  (99). 

Senatssitsmiig  vom  29.  Mai  1906.   Erste  Beratnn«]^:  1)  der  Geeetaee- 

vorsdhlftge  des  Senators  Faul  Sri  i  iss,  betr.  die  Abänderuno:  und  Er- 
•^Änzung  des  Gesetzes  vom  .^0.  November  1S94  über  billif^e  Wohnungen; 
2)  des  Gesetzes  Vorschlages,  betr.  die  Abäudoruiig  tlos  Art.  6  desselben 
Gesetzes.  —  Generaldebatte.  —  Verschiebung  auf  eine  spätere  Sitzung. 

III.  6nuiile-Br«iagne.  Grossbrilainiieii. 

18.  Arboitsdauar  in  Ladengeschäften  (Bd.  I,  8,  14,  27, 
Bd.  n,  39,  52,  Bd.  HI,  3,  14,  Bd.  IV,  4). 

H.  0.  L.  29.  Juni  1906.  Sunday  Closing  (Shops)  Bill.  Debatte  über 
die  Frar^ro,  ob  der  Entwurf  in  Cknnmittee  beraten  ▼erden  solL  Verneint. 
Entwurf  abgelehnt. 

19.  Arbeitslosigkeit  (Bd.  n,  40,  Bd.  IV,  5). 

H.  o.  C.  4.  August  1905.  Unemployed  Workmen  Bill.  Beratung  in 
Committee.    7.  August  3.  Lesung. 

H.  0.  L.  7.  August  1905.  Unemployed  Workmen  Bill.  1.  Lesung. 
8.  August  2.  Lesung.  9.  Angost  Beratung  in  Committee.  10.  August 
3.  lissung.    Annahme.    11.  Augu.'^t  Küni<rliche  Genehmigung. 

Thronrede  vom  11.  Aui^ust  li^'tö.  ,  Td»  habe  gerne  ein  temporares 
Gesetz  zur  Erri(  litung  von  In.'^titutioncn,  die  sich  mit  der  JiVage  der  Arbeits- 
losigkeit zu  beschäftigen  haben,  sanktioniert." 

20.  Au.s  Wanderer,  Schatz  gegen  fremde  (Bd.  XI,  41,  Bd.  III, 

6,  Bd.  IV,  6). 

H.  o.  0.  27.,  28.  Juni,  3.,  10.,  11.  Juli  1905.  Aliens  Bill.  Beratung 
in  Committee.  5.  Juli  Verfahren  hinsichtlich  der  Beratungen  des  Entwurfes* 

Sehlussresulution.    17,,  18.,  19.  Juli  3.  Lösung. 

H.  o.  L.  20.  Juli  1905.  Aliens  Bill.  1.  Lesun;?.  28.  .Tiili  2  T.esung. 
3.  August  Beratung  in  Committee.  8.  August  3.  Lesung.  Annahme. 
11.  Angost  Königliche  Glenehmigung. 
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Thronrede  vom  11.  August  1905.  „Ich  habe  gerne  den  Massregeln 
sor  BesseniDg  der  Sch&den,  die  ans  der  Einwandenmg  Fremder  in  die 
YereimgteiL  Königreiehe  entstehen,  meine  Oenehmigong  erteilt." 

21.  Fabrik-  und  WerkstÄttengesetz  (Bd.  I,  5,  17,  Bd.  IV,  7). 
H.  0.  C.  6.  Jnli  1906.  Factoiy  and  Workshop  Act  (1901).  Amendment 

Bill.  Zurückgezogen. 

H.  0,  C.  26.  Juli  1905.  Entwiirf  von  Mr.  Tennant:  A  bill  to  amend 
ihe  law  relating  to  factories  and  Workshop».    1.  Lesung. 

22.  Haftpflicht  bei  Betriebsunfftllen  (Bd.  H,  64,  Bd.  III,  7, 

Bd.  IV  9). 

H.  0.  C.  9.  August  1906.  Workmens  Compensation  Bill.  Zurück- 
gezogen. 

23.  Internationaler  Arbeiterschutz  (Bd.  HI,  16,  Bd.  IV,  11). 
H.  o.  C.  2.  Attgnst  1905.   Home  Office  Vote. 

Sir  Charles  W.  Düke  macht  auf  den  Widerspruch  aufniorktjam,  der 
zwischen  den  Klagen  über  die  Belastung  der  englischen  Induatrie  durch  Arbeiter- 
acfattts  nnd  der  abidmenden  Haltung  Englands  gegen  die  BemQhungen,  die  eine 

Gleich.«tellung  de«  Schutzes  mit  dem  anderer  Lander  bezwecken,  b»>t«'ht.  In  Be- 
zug auf  den  Bergarbeitcrschutz  eei  Frankreich,  in  Bezug  auf  gCBundheiU^efähr- 
U<me  Industrien  Imitschland  der  englischen  Bchutzgeetetzgebun^  trat  Überlegen  und 
beide  bemühen  sich  aufs  eifrigste,  andere  Lander  auf  die  eijzene  \im\  die  Höhe 
England«  zu  bringen.  Sie  hätten  in  die^^er  Beziehung  bei  Belgien  und  Italien 
schon  Erfolge  zu  verzeichnen.  Kedtier  bebt  die  Bemühungen  des  französischen 
Arbei*  fiir' ktor-*  M.  Fontaine  hervor;  die  französische  Regieninjr  "fi  eben  im  Bc^i^riffc, 
die  Iiitcniationale  Vereinigung,  die  im  Interesse  dieser  Ik-muhungen  arbeite,  mit 
10000  Frcs.  jährlich  zu  nnterstutzen.  Die  englische  R^enug  «ei  allein  zurück- 
geblieben und  habe  zur  Bemer  Konferenz  Delegierte  mit  geringeren  Kompetenzen  als 
die  anderen  Staaten  entsendet.  Der  englische  Delegierte  habe  crTclirt,  dase  unter  der 
HerrRchaft  der  englischen  {^chutzvorHchnften  sich  kein  Kall  von  Phosphornckrose  in  den 
letzten  Jahren  ereignet  habe.  Im  gedrucktai  Protokoll  muüste  er  als  Fussnote  einen  neuen 
Nekrcxidall  zugeben  und  in  neuester  Zmt  sden  zwei  weitere  Ffiile  konstatiert  worden. 
Der  Appell  der  ungarischen,  deutschen  nnd  bclgiscln  n  Delegirrien  an  Orossbritannien 
sei  vergeblich  gewesen  und  Bcbüessllch  habe  man  sich  darauf  geeinigt,  die  Verblendung 
des  weissoi  Riosphoni  in  der  Zündhölzcbentndustrie  zu  verbieten,  wenn  Japan 
sich  a08ctllösi^(>.  Japan  sei  nun  bereit  sich  anznschlif'»öen.  Was  das  Verbot  der 
Fraaennaditarbeit  anbetreffe,  so  *ad  richtig,  daws  die  englische  Gesetzgebung 
weiter  gehe  als  alle  anderen.  Dies  sei  ab<  r  doch,  wie  Herr  Millcrand  an  der  Kon- 
ferenz sehr  richtig  hervorgehoben  habe,  kein  Grund,  sith  von  einer  internationalen 
R^eiuug  auszuschliesscn.  Eine  diplomatische  Koniferenz  werde  nun  folgen.  Die 
Benutz  Vorschriften  in  der  Tonwarenindustrie  hätten  nach  vorübergehender  Besserung 
eich  als  wertlos  erwiesen ;  die  Zahl  der  Bleivergiftungen  sei  gestiegen  und  die  allmäh- 
liche Abschaffung  de«  Gebrauchs  von  Blei  in  diesem  gefährlichen  Gewerbe  ins  Au^e 
zu  fassen.  Der  Mangel  einer  hinri ichenden  In.sjjektion  eerade  in  dieser  Industrie 
wurde  schUeflsltch  von  iSir  Charles  Dilke  scharf  getadelt  Ebenso  kisgte  der  Deputiorte 
Bicbards  über  den  Mangel  an  Voraichtsmatsn^la  im  Befgban  nnd  Mr. 
P  hackleton  konstatierte,  dass  in  einigen  Baumwollspinnereien  durch  Längerarbeiteit 
aus  den  55'/,  Stunden  60  Stunden  gemacht  werden.  Mr.  Tennant  beklagte  den 
Mangel  an  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Tragen  schwerer  Lasten  durch  Kinder, 
wie  sie  in  Frankreich  hcj^tünden.  Sir  John  Gorst  wies  auf  den  Widerspruch  hin, 
der  darin  bestehe,  wenn  die  Regierung  jetzt  den  Arbeiternchutz  als  Belastung  empfinde, 
während  sie  vor  15  Jahren  zu  Berlin  die  ErkiSrung  abgab,  dass  eine  solche  ßelaj>tung 
nicht  stattgefunden  habe.  Mr.  Emmott  von  Oldham  erklärte,  der  Arbeiterschutz 
habe  einfach  die  schlechteren  rnternehmuugeu  auf  die  Höhe  der  ÄrbeitshtHÜngungen 
der  besten  Untemehmaogen  gebracht,  und  durch  internationale  Vereinbarungen  werde 
sich  dieser  Vorgang  von  Nation  zu  Nation  wiederholen.  Er  hoffe,  dasa  Ofi  der  be> 
vorstehenden  diplomatischen  Konferenz  England  in  der  Lage  sein  WCTde,  in  dieaein 
Sinne  zu  wirken.  Mr.  Keir  Hardie  unterstützte  die  internationale  Aktion. 
£>er  Staatsselnretir  des  Innern  Mr.  Akers-Douglas  erwiderte,  die  Vertreter  E^g- 
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lands  b«  der  Börner  Konferenz  für  Arbeitenschutz  hatten  die  Instruktion  gehabt,  die 
£klgebDime  der  (TOftctzgebang  über  ArbeitatachuU  in  Zündholz iabriken  und  Frauen- 
nAehterbeit  in  EnglancTnritKttteilen  uimI  fiber  die  Ronferenzergebnitte  Mi  die  Regierung 

zu  berichten.  Dagegen  hatten  «ie  kein  liccht,  die  Repiorunji  durch  ihre  Unterr<(  hrift 
zu  binden.  Was  die  Nekrose  betrifft,  so  konnte  zur  Zeit,  ala  der  britische  Delegierte 
sprach,  dieser  nnr  sagen,  ea  sei  im  Jahre  1905  kein  Fall  Torgckoramen ;  eefldein  seten 
allerdintTf'  leiiler  2  Falle  vorgefallen.  W.as  die  Nsiditarbeit  der  Frauen  betrifft,  -  -oi 
die  englische  Ciesi  izgebung  forigetichrittener  als  die  aller  anderen  Staaten,  &o  da^ä 
sich  England  an  Bestimmungen  nattc  binden  mflssea,  die  fdne  Arbeiter  ungünHtiger 
Stollen  würde,  als  sie  ea  nach  der  englischen  (Jesctzgebung  wären.  Er  halte  eine  Ab- 
Hc-luiffung  des  Wei8«pho6j)hor8  für  bedenklich.  Ein  Pha<«phürvcrbot  würde  den  Hest 
der  Zündhölzchenindustrie  vernichten.  iSelb«t  wenn  der  rote  Phosphor  Bich  als  toU> 
etändigefi  Ersjitzmitt.  l  bewälircn  wurde,  müfiHfen  die  Fabrikanten  di-n  neuen  Proresg 
erst  lernen  und  ihre  Arbeiter  duriu  unicrweibcu.  JJie  lierncr  W-rciuburung  in  liezug 
auf  das  Verbot  des  weissen  Phosphors  sei  von  der  Zustimmung  aller  dort  ver- 
tretenen Staaten  und  Japans  abhängig  gemacht  wordra  und  es  wäre  nicht  mehr 
aJff  Englands  Schuldigkeit,  einem  Vertrage  die  Zustimmung  zu  vertagen,  dnrch 
den  eine  der  wichtigsten  Industrien  einer  befreundeten  Nation  gelähmt  «ürda 
(Zuruf.;  Ea  sei  kein  Qrund  zur  Annahme  vorhanden,  dass  Japan  dem  Vcrira^^e 
beitreteo  werde.  Es  wire  nur  dann  ungefährlich,  einem  Vertrag  über  die  Arbdlnseit 
zuzustimmen,  wenn  die  Vertragsländer  hinreichende  Rnrjrt^i  Ii  i ftrn  grwührti  ii.  ia-^  die 
Betstimmungen  auch  durchgeführt  würden.  In  England  werden  die  ArbciterHchuiz- 
gesetze  stxenge  durchgeführt.  Wenn  aber  ein  Staat  die  Bestimmungen  nicht  genau 
einhielte,  so  würde  den  anderen  cjosser  Schaden  zugefi';pt.  Der  iliruHter  erklärte,  die 
Regierung  aei  noch  nicht  entschlossen,  einer  endeültigen  Vereinbarung  beizutreten, 
aofimge  sie  nicht  hinreichaide  Ganuitien  dafür  beilsRe,  dass  die  Be.^timmungen  einer 
«olchen  Verfinbarnng  auch  von  allen  vcrtrap^phlie>«fenden  Teilen  eingehalten  wurden* 
Auch  die  Frage  der  Dauer  einer  solchen  Vereinbarung  sei  noch  zu  erwägen. 

24.  Versicherung  der  Seeleute  (Bd.  III,  18,  Bd.  IV,  IG). 

H.  o.  C.  30.  Juni  iy05.  fcJhipownera  Negligence  (Kemedies)  Bill. 
Vom  Standing  Committee  abgeindert  3.  Lesung.  28.  Juli  Annahme  der 
Abftndeningeii  des  H.  o.  L. 

H.  0.  L.    11.  Juli   1005.     Shipownors   Xegligence   1  "Reniedie.s)  Bill. 
2.  Lesung.    21.  Jnli  ^5.  Lesung.    4.  AuguBt  Königliche  (Tenehmigung. 
H.  o.  C.  28.  Juli.    Marine  Insurance  Bill  zurückge^ugon. 

25.  Wägevorschriften  in  Kohlengraben  (Bd.  2,  13, 
Bd.  n,  38,  61,  Bd.  III,  13,  Bd.  IV,  17). 

H.  0.  C.  7.  Jnli  1905.  Coal  Mines  (Weighing  of  Minerals)  Bill.  Vom 
Standing  Comnuttee  abgeändert.   8.  Lesnng. 

H.  0.  L.  13.  Juli  1905.  Coal  Mines  (Weighing  of  Minerals)  Bill, 
2.  Lesunrj.  1 8.  .Tuli  Beratung  in  Committee  ohne  Ab&ndemngMl.  27.  Juli 
8.  Lesung.    4.  August  Königliche  Genehmigung. 

IV.  Suisse.  Schweiz, 
a)  Biuid« 

8.  Arbeitsnachweis  nnd  Schntz  gegen  Arbeitslosigkeit 
(Bd.  IV,  2). 

Beschluss  des  Ständerates  vom  6.  Juni  lt*n5:  Zustimmung  zum  Be> 
schlösse  des  Nationalrates  vom  21.  März  1905  (Bull.,  Bd.  IV,  8.  107). 

9.  Arbeitsseit  bei  den  Nebenbahnen,  Eingabe  betr.  die  — 

(Bd.  IV,  3). 

Beschluss  des  iStänderates  vom  29.  Juni  1905 :  Zustimmung  zum  Be- 
BChliuae  des  Nationafaratee  vom  16.  Juni  1904  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  107). 
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10,  Ko  1  lekti  vstreitigkei  teu,  Vermittlung  und  Austragung  von — . 
Hotiv9  von  Nationalrat  Scherrer,  vom  20.  Juni  1906. 

Dar  Bimdesrat  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  Bericht  und  Antrag 

einzubringen,  ob  nicht  auf  dem  Rn  len  des  Bundes  Institutionen  /.iir  llnter- 
suchnnj?,  Vermittlung  und  Aiistraguug  von  Knl lekti vstreitigkeiten  zwischen 
Arbeitern  und  Unternehmern  zu  schatfen  »eieu. 

11.  Weissph  osphoriündli^JlEohen.  Beviaion  des  ZOndhÖlzchen- 
geaetzes  (Bd.  IV,  6). 

Beschluas  des  St&nderatea  vom  22  Jtini  1905:  Zustiiamung  zum  Be- 
fichluääe  des  Nationairates  vom  24.  Marz  lb05  (Bull.,  Bd.  IV,  S.  100). 

St&nderatsbesGliliisB  vom  30.  Juni  1905.  Annahme  des  von  der  Ro- 
daktionskommisBion  vorgelegten  Textes  und  des  derart  bereinigten  Be- 
8chluHseseQt\vurfo=!. 

Nationalrat,  1.  Juli  1905.  Ebenso. 


III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingaben 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschntx. 

1.  Resolution  des  Gesamtverbandes  der  evangelischen  Arbeitervereine. 

2.  Postulate  der  französischen  Sektion  der  internationalen  Vereinigung 

für  gesetzlichen  x\rbeiter.schutz. 

3.  Resolution  der  schweizerischen  sozialdemokiatischeu  Partei. 

XL  Beruflicher  Arbeitersohuta. 

1.  Bergbau. 

Resolution  des  Vorbandes  deutscher  Bergarbeiter, 

2.  Textilindustrie. 

Besolationen  äea  S.  internationalen  Kongressea  der  ehristHdiea 
Teztilarbeiterorgaoisationen. 

3.  Industrie  dor  Nahrungs-  und  Ge  nn  ssm  i  ttel. 
Petition  des  Verbandes  der  Lebens-  und  Genussmittelarbeiter  der 

Schweiz. 

4.  Handels«^ewerbe. 

a)  Resolution  des  deutschen  Verbandes  kauimauuischer  Vereine. 

b)  Besolntionen  des  9.  deutsohen  Handlungsgehilfentages, 
o)  Ersuchen  des  Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen. 

d)  Resolutionen  des  1.  deutschen  Handlungsgehilfentages  Oester- 
reichs. 

e)  Resolution  des  »chweizerischeu  kauimaumschen  Vereins. 

III.  Haft  p  f  l  i  rli  t-  lind  Versicherung. 

Resolutionen  des  3.  österreichischen  Krankenkassentages. 
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L  Allgemeiner  Arbeiteraohuts. 

1.  Resolution  der  am  14.  Juni  1905  in  Breslau  abgehaltenen  Dole- 
gierteiivexbauimlung  des  Gesamt  Verbandes  der  evangelischen 
Arbeitervereine. 

Die  berufliche  Or^nisatioii  der  Lohnarbeiter  ist  du  einzig  wirksame 
und  deshalb  unerlässlieb  notw  ondi<^'o  Nüttel,  um  eine  gerechte  Hegelang 
der  Tvohn-  und  Arbeit8verliiUtnis.se  auf  Grund  des  freieri  Arbeitsvertrages 
zu  erzielen,  eine  gedeihliche  Kntwickolun;,'  des  nationalen  Wirtseh aft.s- 
und  Getsellsehaftölebens  zu  sichern  und  dauernd  geordnete  Verhailnisge 
«wischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  auf  dem  Boden  der  anerkannten  Gleich* 
berechtignng  beiderseitiger  Organisationen  anzubahnen  nnd  in  Tarifge- 
nieinschaften  festzuhalten.  Von  dieser  Ueberzeugung  durchdrungen,  fordert 
die  Delegiertenversammnng  alle  noch  unorganisierten  Arbeiter  innerhalb 
des  Qesamtverbandes  auf  zum  Beitritt  zu  jenen  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen, die  nicht  anf  dem  Boden  dee  Klassenkampfes  at^en.  Sie 
fordert  ferner  von  der  Gesetsgebung  Sicherong  nnd  Erweitemng  des 
Koalitionsrechtes  und  zwar:  a)  der  §  152  der  Keichsgewerbeordnung  soll 
nicht  nur  auf  Erlanfrnng  besserer,  sondern  auch  auf  die  Erhaltung  be- 
stehender Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  Anwendung  finden;  bj  der  §  153 
der  Eeichsge Werbeordnung  soll  dahin  erweitert  werden,  daas  nicht  allein 
der  Missbraoch  des  Koalitionsrechtes  tinter  Strafe  gestellt  wird,  sondere 
auch  die  Verhinderung  am  legitimen  Gebrauch,  c)  Wir  wünschen  auch 
ftir  die  Arbeiter  und  Angestellten  des  Staatr.'^  und  der  Gemeinden  das 
Organisationsrecht ,  damit  dieselben  loyal  ihre  öffentlichen  Interessen 
wahrnehmen  und  berechtigte  Selbsthilfe  üben  können.  Sie  sollen  unbe- 
hindert sein  in  der  Anstibung  des  Petitions-  und  fieischwerde-  und  auch 
Versammlnngsrech  ts . 

Der  freie  nnd  fiiedliclio  Ausdruck  ihrer  Wünsche  der  Ver^vaUnng 
gegeniiber  durch  selbstgewählte  Vertrauensm&uuer  soll  dem  Personal  ge- 
stattet sein. 

2.  Postulate  der  fr anadsischen  Sektion  der  internationalen 
Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschnts.  Zur  Bevision 
des  Gesetzes  vom  30.  März  l!MK)i). 

Posiulat  A.  Ausdehnung  des  Geltungsgebietes  des  Ge- 
setses  Ton  1900. 

Die  gesetzliche  Dauer  der  Arbeitsseit  soll  mit  10  Stunden  täglich 
für  alle  Arbeit t-r,  Kinder,  Flauen  und  erwachsene  Mflnner  in  allen  im 
Art.  1  des  Gesetzes  vom  2.  November  189"  genannten  Befriebm  lixieil 
werden,  d,  h.  in  allen  Fabriken,  Bergwerken,  Steinbrüchen,  Bauhöfen, 
Werkstätten  und  deren  Nebenbetrieben,  welcher  Art  sie  aueh  sein  mögen, 
staatlich  oder  privat,  weltlich  oder  religiös,  selbst  dann,  wenn  diese  Be- 
triebe den  Zwecken  der  fachlichen  Auabildung  oder  der  Wohltätigkeit 
dienen. 


1)  Ergebuis  der  in  den  Sitzungen  der  Sektion  vom  16.  und  22.  Deicmber  1904, 
19.  Januar,  2.  Pebrojir  und  1.  Mftrz  1905  stattKefundcnen  Diskussionen,  denen  als  Bj».«»i» 
Rtftrute  der  Herren  Fanget,  Millcrand  und  Strnbl  dienten.  Referate  und  Diskii»- 
Biooen  sind  veröffeollicht  in  den  „Schriften"  der  Sektion,  Mo.  11,  „La  durte  ligale  da 
tfmTtU»  Paria,.  AhMoi,  1905. 
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Dieses  Poetnlat  bertlhrt  nieht  die  Familienbetriebe.  Soweit  die  Arbeit 
erwachseuer  Mftimer  in  Betracht  kommt,  bertthrt  des  Postulet  nioiht  die 
Betriebe  mit  unimterbroGheiiMn  Feuer. 

Postulat  B.    Stufenweiser  Uebergang. 

In  den  i'm  nachfolgenden  genannten  Betrieben,  in  welchen  die  Arbeits- 
dauor  erwachsener  Männer  gefronwftrtig  mit  12  Stünden  fixiert  ist  (Art.  1 
Abs.  1  den  Dekretgesetzes  von  1848),  wie  auch  in  denjenigen  Betrieben, 
auf  welehe  gemftss  der  verwaltungsrechtlicheii  Praxis  das  Oesets  von 
1848  keine  Anwendung  findet,  kann  die  gesetzliche  Daner  der  Arbeits- 
zeit für  die  in  Betrieben  dieser  Art  beschäftigten  erwachsenen  M&nner 
stufenweise  auf  10  Stunden  reduziert  werden,  dergestalt,  dass 
der  ll-8tündige  Arbeitstag  nach  Erlass  des  Gesetzes, 
der  10y,-stQndige  Arbeitütag  naeh  Ablaof  von  2  Jahren, 
lud  der  10-stttndige  Arbeitstag  nach  Ablauf  von  weiteren  2  Jahren 
eingefilhrt  wird. 

Postulat  C.    Wöchentliche  Regelung. 

Als  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  des  10-stiindentages  kann 
durch  ein  Reglement  der  öffentlichen  Verwaltung  für  bestiuunte  In- 
dustrien in  einem  oder  in  mehreren  Betrieben,  oder  auch  in  ganz  Frank- 
reich, eine  wöchentliche  Regelnng  gestattet  werden,  und  swar  unter  den 
folgenden  Bodingungon  : 

■\)  an  5  Tagen  der  Woche  ein  10' /.,-stiindigcr  Arbeitstag,  mit  Aunnahme 
der  Kinder  im  Alter  von  unter  16  Jahren,  deren  Arbeitsdauer  10  Stunden 
nicht  Übersteigen  darf; 

b)  am  6.  Tage  der  Woche  Gy,  ununterbrodiene  Arbeitsstunden  für 
das  ganze  I^orsonal  und  völlige  Arbeitsruhe  am  nächstfolgenden  Tage; 

c'i  das  Reglement  soll  eine  Befragung  der  beteiligten  Arbeiter  vor- 
seht Ftiben,  deren  formen  die  Freiheit  und  Aufrichtigkeit  der  Antworten 
sichern  «ollen. 

Postidat  D.    Frage  der  Reinigungsar  beiten. 

Das  Gesetz  soll  für  die  Keiuigungsarbeiten  keinerlei  Verlängerung 
der  Arbeitsdauer  gestatten,  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  durch  das 
Dekret  vom  28.  H&n  1902  angelassen  ist. 

Postulat  E.   Daner  der  ununterbrochenen  Arbeitszeit. 

In  Uebereinstimmung  mit  dem  vom  Senate  angenommenen  Texte  soll 

die  Dauer  der  Arbeiti^zcit  G  anfcinander  folgende  Stiuidon  nicht  über- 
schreiten, ohne  von  einer  mindestens  halbstündigen  Pause  unterbrochen 
zu  werden. 

Ausnahmsweise  kann  bei  der  wöchentlichen  Regelung  der  Arbeits- 
daner  die  Arbeitzeit  am  6.  Tage  6Vt  Stunden  betragen. 

Aiisnakmetu 

Postulat  F.  Was  die  Ausnahmen  betrifft,  so  wäre  es  von  Vor- 
teil, die  vorläufige  Bewilligung  des  Arbeitsinspektors  durch  eine  einfache 
Anseige  des  Gewerbetreibenden  au  ersetsen,  entsprechend  dem  vom  Senate 
angencmmenMiL  Texte. 

Postulat  G.  Die  Ausnahmen  für  bis  in  die  Nacht  liinein  danerndo 
Ueberstunden  (veül^es)  sollen  schlechthin  and  durchweg  aufgehoben 
werden. 
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Postulat  H.  Die  in  Art.  7  des  Gesetaea  VOn  189'2  vorgesehenen 
Aiisnahmen  von  der  Regeluug  der  Arboitsseit  sollen  aufgehoben  und  dordi 
foigeude  BefiLiinnririi^on  ersetzt  werden: 

iX)  Tage  im  Jahre  lür  Arbeiten  im  f^reien  und  für  Industrien,  die 
verderblidie  Stoffe  Terwenden; 

60  Tage  im  Jahre  für  ausschlieesliche  Saisonindustrien; 

30  Tage  im  Jahre  für  alle  übiigen  Induatiiezu  eif^c. 

Das  Gesetz  soll  diese  Ausnahmen  nur  im  allgemeinen  zulassen  und 
es  im  übrigen  einem  Reglement  der  ütientlichen  Verwaltung  überlassen, 
diese  S  Kategorien  za  definieren  und  die  Industrien  in  diese  8  Kate- 
gorien  einzuteilen. 

Keine  Ausnahme  soll  die  Arbeitsdauer  der  Kinder  im  Alter  von 
unter  IG  Jahren  über  10  Stunden  tätlich  hinaus  verlängern. 

Postulat  L  Die  gegenwärtig  geltenden  Ausnahmen  von  der  Rege- 
lung des  wttclientlieheii  Bi^etages  soUen  nioht  geändert  werden. 

Postulat  J.  In  Fallen  einer  durch  Unfall  oder  durch  hdhere 
Gewalt  verursachten  Arbeitaunterbrechung  soll  das  Gesetz  eine  Verlänge- 
rung der  Arbeitädauer  auf  12  Stunden  tftgUch  w&hrend  der  Dauer  von 
2  Wochen  zulassen. 

Ueber  diese  Frist  hinaus  soll  eine  Verlängerung  der  effektiven  täg- 
lichen Arbaitsdauer  nur  auf  Qmnd  einer  Bewilligung  des  Arbeitsinspektors 
sulftssig  sein. 

3.  Resolution  des  am  5.  August  1905  in  Lausanne  abgehaltenen 
Parteitages  der  Schweiz,  sozialdemokratischen  Partei. 

Der  Parteitag  missbilUgt  die  Tatsache,  dass  der  Beviaionsentwntf 
für  das  Obligationenrechti  welcher  den  fünften  Teil  des  schweizensdien 
Zivi]n;esetzbiiche^  bilden  soll,  nicht  vor  der  endgülti^fen  Pe^tstelbing  ver- 
öffentlicht \vur<ie,  und  dass  kein  Vertreter  der  Arbeiterinteressen  zur 
Mitarbeit  in  die  Kommission  berufen  wurde; 

er  konstatiert  mit  Bedauern,  daas  der  Entwurf,  so  wie  er  der  Bundes» 
versanunung  unterbreitet  wurde,  den  leteressen  der  arbeitenden  Klassen 
nicht  rrenüf^end  Rechnung  tr&^t : 

er  billi^^t  die  Schritte,  welche  die  von  der  Partei  bestellte  Kommission 
unternommen  hat,  um  diesem  Mangel  abzuhelfen ; 

er  erwartet,  dass  die  Bundesversammlung  die  von  der  genannten 
Kommission  vorgeschlagenen  Modifikationen  im  Interesse  der  Arbeiter, 
der  Angestellten  von  Handel,  Industrie,  Transportanstalten ,  Landwirt- 
schaft und  Tlieustboten  annehmen  werde; 

er  eriiiart  ferner,  dass,  wenn  diese  Modifikationen  nicht  angenommen 
Würden,  das  neue  Zivilgesetsbudi  f^r  die  Partei,  welche  die  Arbeiter^ 
Interessen  verteidigt,  unannehmbar  sein  würde* 

n.  BerufUohear  ArbeitersohutB, 

Resolution  der  am  10.  bis  15.  Juni  1905  in  Berlin  abgehaltenen 
16w  Generalversammlung  des  Verbandes  de  titsch  er  Bergarbeiter. 

Die  Generalversammlung  kann  die  Ber<,'ge8etzuovelle,  wie  me  von  der 
Regierung  und  dem  preussischen  Abgeordnetenhause  gestaltet  worden  ist, 
nicht  einmal  als  Abachlagssahlnng  an  die  Bergarbeiter  betrachten,  sondern 
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empfindet  die  Behandlung  der  Bergaibeiteiscbutz-Gesetzgebung  durch  die 
gesetzi^ebenden  Faktoren  als  VerhehnuDg  der  Arbeit  und  wünscht}  dass 
das  Herrenhaus  du  Oesetz  verwirf^  damit  die  Materie  durdi  Beiohsgesets 

geregelt  wird. 

Wir  liaheti  nach  wie  vor  ati  «leii  Forderuugen  fest,  welche  (iie  Emie  . 
März  iii  Berlm  tageuiie  genieiuiiame  preussische  BergarbeiLeikonfereuzi 
aufgestellt  hat  tmd  betonen  aasdrQcklich,  daee  dieee  Forderaogen  — 
niedergelegt  in  dem  Protokoll  des  Bergarbeitertages  —  als  das  mindeste 
bezeichnet  \ver(I<^ii  müssen,  was  wir  Bergarbeiter  jet^t  vnn  der  Gc.-<etz- 
gebung  zxi  verlangen  berechtigt  sind  und  was  ohne  jede  Schädigung  der 
Industrie  bewilligt  werden  kann. 

Die  Bestimmting  Uber  die  Scbiehteeit  Ist  nicht  nur  gans  ungeuUgend, 
sondern  wird  infolge  der  kaatsehakartigen  Fassung  auch  sa  schweren 
starken  Kämpfen  fuhren. 

Das  beschloHsene  VerV)nt  der  1  eborHchicliteii  vor  Orteu  mit  28  Orad 
Celsius  ist  Blendwerk,  denn  es  hält  dort  »o  wie  so  niemand  länger  aus. 

Da  der  WagenkontroUenr  nach  §  80c  jedenseit  durch  Ablegung  seitens 
der  Werksverwaltung  seines  Postens  enthoben  werden  kann,  wird  er  nur 
ein  Spielball  in  den  Händen  der  Werksbeamten  sein. 

Die  Arbeiterausschtisse  hat  der  Landtag  nicht  nur  ganz  rechtlos  ge- 
macht, sondern  sie  sind  au  fiilfstruppen  der  Unternehmer  ausersehen,  wie 
aus  %  80f  hervorgeht. 

Der  „Oesondheitsbeirat'*  ist  nichts  weiter  als  ein  Schaustück. 

Durc^  das  Verwaltmigsstreitverfahren  und  die  Einführung  eines 
^Berganssdinsses"  ist  der  Rinfl^f^yf  des  Unternehmertums  noch  Terst&rkt 
worden. 

Wir  protestieren  gegen  ein  solches  Gesetz  und  verlangen  von  der 
Regiemng,  dass  sie,  um  ihr  Wort  voll  und  gans  einlösen  an  können,  dem 

Reichstag  einen  entsprechenden  Entwurf  vorlegt. 

Auch  in  Bezug  auf  die  Knappschaftskasseureform  verlangen  wir,  dass 
das,  was  die  pronssische  Bergarbeiterkouferenz  in  ihrer  Resolution  beti'etfs 
des.  Knappschaftsweseuiä  niedergelegt,  reichsgesetdich  geregelt  wird, 

2.  ToxtiUndustrie, 

Resolution  de--  im  August  l'JOö  abgehaltenen  3.  internationalen 
Kongrossos  der  ch  r  i  s  1 1  i  ch  e  n  T  e  x  t  i  1  a  r  b  e  i  te  r  o  r  gani  sat  io  n  en. 

1)  Der  Kougress  erblickt  in  der  heute  vielfach,  speziell  in  der  Textil- 
industrie noch  herrschenden  elf-  und  mehrstfindigen  Arbeitsxett  eine  schwere 
Oefthrdung  der  kulturellen  Emporentwicklnng  der  Arbeiterschaft.  Der 
Kongreps  bedauert,  dans  trotz  des  Drängens  der  Arbeiter  seitens  der 
Oesetzgebuug  der  einzelnen  Länder  nnch  so  wenig  geschehen  ist,  diesem 
nicht  nur  die  Arbeiterschaft,  sondern  auch  Industrie  und  Gesamtheit 
schädigenden  Missstande  absnhelfen.  Der  Kongress  beschlieest,  mehr  den^ 
je  darauf  hinsnwirken,  dass  zunächst  einmal  der  zehnstündige  Maximal- 
arbeitstag für  alle  Arbeiter  gesetzlich  eingeführt  werde.  Er  beauftragt 
die  Kommission  der  internationalen  Voreinigting  christlicher  Textilarbeiter, 
Mittel  und  Wege  aushudig  zu  machen,  die  geeignet  sind,  obiges  Ziel  zu 
erreichen  und  event.  duräi  Anregung  imposanter  Kundgebungen  dieser 
Forderung  der  Arbeiterschaft  grösseren  Nachdruck  zu  verleihen.  Im  übrigen 
hält  der  Kongress  an  seinen  vor  zwei  Jaluen  (in  Enschede)  aufgestellten 
Grundsätzen  bezüglich  jugendlicher  Arbeiter  und  verheirateter  Trauen  in 
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der  TextUindoBtrie  fest  und  sucht  nach  wie  vor  deran  Verwirklichung  sit 

erstreben. 

^'i  Die  einzelnen  Landesor^ninisationen  werden  aufgefordert,  in  der 
Oetieniiichkeit  und  bei  den  gesetzgebenden  Kürperschaflen  dafür  einzn- 
treten,  dass  Gksetse  au  stände  kommen,  welche  den  Abadiloss  von  Kollektiv- 
vertrfigen  zu  fSrdem  geeignet  sind  und  die  Sechtsgttltigkeit  dieser  Veir- 
tr&ge  bekräftigen. 

Auch  sollen  diese  Gesetze  die  Errichtung  permanenter  l'eberwachunjrs- 
kommisöioneu  bezw.  Schiedsgerichte  vorsehen  behufs  Kontrolio  der  Durch- 
führung der  Vertrage  und  Beseitigung  der  entstehenden  Schwierigkeiten^ 

3)  Der  Eongress  fordert  von  den  gesetagebenden  Körperschaften  der 
Kulturländer  rreset/li( lie  Bestimmungen  flher  die  Berechnung  des  Arbeits- 
lohnes in  der  Textilindustrie.  Uni  dieses  Ziel  zu  erreichen,  muss  das 
metrische  System  in  der  Textiiiudustiie  eingeführt  werden.  (Internationale 
metrische  Gamnumerierung,  Festsetanng  des  Weblohnes  fBr  jede  Waren- 
qualität pro  Meter  etc.)  Die  Lohnliste  muss  in  den  Fabrikrftomen  aus- 
gehängt sein  und  das  Messen  der  Ware  unter  Kontrolle  der  Arbeiter  mit 
lülfe  einer  besonderen  zuverl&ssigen  maschinellen  Vorrichtong  erfolgen. 

3.  Industrie  der  ^"ahrungs-  und  öenussmittel. 

Petition  des  Verbandes  der  Lebens-  und  Genussmittel- 
arbeiter der  Schweiz  an  den  (schweizerischen)  Bundesrat,  vom 
10.  Juli  1906. 

Die  eidgenÖHBisehcn  Räte  beechlo6«ea  in  ihrer  diesjährigen  Frühjahrsse^Hioo  das- 
Bondeegesetz,  betr.  die  iSoontagsarbeit  in  Fabriken  (vergl.  ßiül.,  Bd.  IV,  S.  öCi). 

8cnon  bei  Beratung  des  QeM/txm  in  d«ii  eidgenöasiscben  B&tea  ist  der  Stand« 
punkt  vertreten  worden,  (fas.s  hei  der  Ausführung  des  GesetKea  ffir  Mühlen  und  BrauS' 
reien  AiutDahmeu  gemacht  werden  können. 

Was  2un5d»t  die  MiUilen  betrifft,  m>  erlauben  wir  uns  «a  bemerken,  dass  selbst 
in  Mühlen,  die  noeh  1  l-stündig(;  Arbcit>-zoit  lialKni,  nur  '?  i-'tiinden  für  die  Tag«- 
arbeiier  fortfalkn  würden,  und  die  übrigiiu  11  btunden  nur  die  Nachtschaf fer 
betreffen  würden ,  deren  Zahl  laut  der  Eingabe  des  Verbandet  Schweizerischer 
Müller  ,,höch.stcn8  200  Mann"  (unter  1500  Fabrikarbfitern  und  1250  Jlühlcnarbeiterrk 
überhaupt)  beträgt;  und  da««  es  deshalb  doch  nichr  wohl  angeht,  wie  der  N'erhand 
8chweizeriH<'her  Müller  es  tut,  die  für  die  Nachlscliaffcr  eventudi  verleten  gr  hcmk>a 
Arbeitsstunden  für  alle  Arbeiter  in  Anrechnung  zu  bringen  iu)d  davon  r.n  reden,  dass 
ca.  10  Proz.  der  gcsamtcD  Arbeitszeit  wegfallen  würden.  (!)  Öie  erlauben  uns  wohl, 
die^o  Alisrechnung  eines  angeblich  verloren  gehenden  vollen  BelridienionatieB**  ab  eia 
nicht  eruHt  zu  nenmendoB  H^henkunatätück  zu  bezeichnen. 

Tm  übrigen  kAnnen  wir  ja  auch  auf  die  Botschaft  des  hohen  BtmdeRrate«  selber 
viTwciscii.  Aber  si  lh^t  woiiii  die  darin  emiifohleiie  VcrStidernng  des  Schichten wechsf«!» 
nicht  durchgeführt  werden  8oUte,  liei«e  sich  ein  Ausweg:  vielleicht  darin  finden,  da»» 
man  da»  Geseta  ▼elUnhaltlieh  anwenden  würde  auf  die  Tagesarbeiter,  derm  Arbint  an 
Samstagen  uur  9  Stunden  Ix  tratrrn  darf  nnd  um  5  Uhr  abends  beendet  werden  miis>, 
dass  dagegen  gestattet  würde,  die  >iachtarbeiter  bis  2  Uhr  nachUt,  also  auch  nur  i> 
Stunden,  arbeiten  zu  lassen.  Es  müpste  dann  allerdings  vorgeschrieben  werden^ 
dn«p  in  der  Sainsüip  Nacht  nicht  mehr  Arbeiter  zur  Nachtarbeit  verwendet  wrrdrn 
dürfen,  als  iu  andenii  Nikhieu.  Auf  diese  Weise  lie»*8e  sich  jedenfalls,  solange  die 
Nachtarbeit  noch  aU  notwendig  erachtet  wird,  die  verkürzte  Arbeitszeit  an  SamHtagen 
auch  in  den  Mülilen  durchführen,  ohne  dass  der  Betrieb  darunter  leiden  nnisstc. 

Wir  Hind  übrigens  der  Aiinicht,  dass  die  Nachtarbeit  durchaus  nicht  notweudi)r^ 
ist  für  die  Mühlen;  und  dass  dieiie  Anncht  auch  in  li&hlenbentaarkrrieen  Eingang 
findet|^mag  Ihnen  folgendes  zeigen : 

Herr  Mühlenbcjsitzer  K.  R.  iu  Matzingen  (Thurgau)  schrieb  am  19.  Nov.  1004 
der  ^T  i:lier;:e>elW'haft  WIl :  „Da  ich  i:niiui>ätzlichcr  (U'^urr  der  Niichtarboit  üUt- 
haujpt  bin  und  es  begrüssen  würde,  wenn  sämtliche  Mühlen  den  Nachtbetrieb  ein* 
steifen  mflsaten,  ao  werde  ich,  wenn  die  Neaehuichtnng  meiner  UüUe  fertiggestellt. 
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ißt.  deu  Betrieb  von  Samstag  Abend  um  ö  oder  6  Uhr  bia  Montag  Morgen  ohne  wd- 
ta«B  eiilBtellen  und  den  Samstag  Nachmitlaig  zu  Keit)i^'unc;sarboiten  verwenden.*^ 

Die  gleichen  Begrün  du  neen ,  die  gegen  die  Anweiuhiiig  dejä  Painstagsarbeits- 
geeetze»  auf  die  Mübleu  vorgebracht  werden,  haben  die  Herren  J^lühlenbeäitzer  auch 
geltend  gemacht  gegen  den  ira  Fabrikgesetz  vorgesehenen  Zehnetundentag  an  äaoon» 
tagen,  n-otzdem  i-^t  in  den  letzten  Jahren  in  verschiedenen  Mühlen  diese  Bestimmung 
■durchgeführt  wonlea,  so  in  den  Mühlen  iu  Bern,  Burgdorf  und  Schlosstalmühle  Wfdi- 
lingen.  In  der  Neumühle  Töss*  uiul  der  Weissmünle  Schaffhausen  wird  Samstage 
10'/,  Stunden  gearbeitet,  in  der  Mühle  Zweibrüggen  in  Brnggen  (Bt.  Gallen)  nur  {i% 
Stunden,  diese  Mühle  bat  auch  die  tägliche  Arbeitszeit  ant  lOV,  Stunden  ▼erfcöizt: 
und  die  Jurassischen  Mühlenwerke  in  Laufen  haben  eine  tägliche  Arbeitszeit  von  10 
btunden ;  ein  Beweis,  dass  der  Zehnstundcntag,  den  uns  die  bevoretehende  Bevision 
•dei  Fabrikgesetzes  bringen  soll,  auch  in  den  HfOden  durchführbar  ist. 

In  der  Mühle  in  Thun  wird  bei  normalem  Betrieb  von  Samstag  Abend  6Vj  Uhr 
bis  Montag  früh  abgestellt.  Herr  Mühlen besitzer  K.  S.  in  Mörikon  bei  MüuchwU^ 
schrieb  am  15.  Nov.  1904  der  Müllcrgewerkr«chaft  Wil,  das«  er  bereit  sei.  den  Zehn- 
stundentag an  Samstagen  einzuführen  und  an  diesen  Tagen  nur  in>eh  bis  G  Uhr 
abends  arbeiten  zu  Iftwen  und  an  Sonntagen  den  Betrieb  am  4  Uhr  mongens  einzu- 
stellen, mn  dadnidi  den  Nidtteduffem  in  gleidier  Weiee  entgegenzuVommen;  eine 
KQrzung  des  Arbeitsloluies  werde  biec^  sdwtredend  nicht  eintreten. 

]^r,..hL'H€hrte  Herren!  Sie  pehen  ati?  diesen  Beispieicti,  dum  heute  schon  manches 
<lurehgciuijirt  ül  von  eiuzelneu  .Vlühlenbej*itzern,  was  nach  der  Meinung  der  roass- 
geboiiden  Mühlenbesitzer  undurchführbar  sein  tsull  und  die  Konkurrenzunfähigkeit 
<ier  schweizerischen  Mühlen  herbeiführen  würde.  Wir  j^Uuiben  nun.  waa  einzelnen 
recht  ist,  kann  allen  billig  sein,  und  sumal  könneo  die  groeeen  Mfiblen  tdir  wohl 
mit  gtitem  Bei^'piel  vorangehen.  Wir  bitfcn  8ie  deshalb,  das  SamstagBarbeiiieeBflte 
«uch  auf  die  Mühlen  anzuwenden* 

Was  nnn  die  Brauereien  betrifft,  so  mnss,  wenn  aadi  nicht  an  bestreifeen  ist, 
doAs  der  BIcrversand  an  den  S;Li!ät,tHgen  grösser  ist  al-»  an  den  anderen  Tagen,  be- 
merkt werdeu,  dass  viele  Arbeiten,  die  nach  Meinung  des  Bierbranervereins  Bamstara 
semacht  werden  müssen,  sdur  wohl  auf  andere  Tage  verteilt  werden  können,  nämlidi 
die  Arbeiten  in  den  Lager  ini  l  Abfüllkellern,  das  Reinigen  der  Tran-^portfässer  und 
■der  Flaschen.  Man  kann  fciir  wohl  »chon  Donnerstags  oder  Freitags  viele  Arbeiten 
Tarrichten,  die  8oni?t  SamstagM  gemacht  werden. 

Die  Arbeiten  in  den  Lager-  und  AbfüUkellern  können  sehr  gut  schon  Tage  vor- 
der ^anaciiE  werden.  Das  Abfüllen  von  Bier  in  kleine  (Vaisand)- Fässer  kann  natür- 
lich jeden  Tag  geschehen  und  es  ist  ganz  gut  möglich,  von  flen  am  Samstag  zu  ver- 
sendenden Fassem  schon  ein  oder  zwei  Tage  vorher  eine  Anzahl  zum  Versand 
herzurichten.  Natürlich  können  dann  auch  die  in  den  La^erfSssem  verUelbeDden 
ßierreste  schon  vorher  ^umgepunipt"  werden,  avo  dies  nötig  ist  —  es  gibt  schon  in 
^den  meisten  Brauereien  Vorrichtungen,  die  es  ermöglichen,  das  Bi^  soweit  abzuziehen, 
daas  so  gut  wie  kein  Rest  im  Lagwfass  \MbL  gabst  wo  es  aber  Torkominen  würde, 
da^^t^  eiri  i'i<  rre>:t  vom  SariHtag  bis  zum  Moutsg  im  LsgeifssB  verbleiben  mfisste,  würde 
«r  keine  vvc&entlichc  Aeuderung  erleiden. 

Wie  nun  das  zum  Versand  am  Samstage  erforderliche  Bier  teilweise  schon  vor^ 
lier  abgefüllt  werden  kann,  !?o  kann  auch  das  Reinigen  der  Transportfässer,  die  dazu 
jDÖtis  und,  sehr  wohl  früher  geticheheu.  Ebenso  kann  die  Arbeit  in  den  Flaschen- 
ge»cMften  früher  begonnen  werden.  Wie  der  fiÜkweiteriadM  Bierbrauerverein  selbst 
anführt,  wird  in  vielen  Brauereien  schon  vor»  Honnerstag  an  vorgearbeitet;  würde 
•die  jetzt  10  Stunden  betragende  Arbeitszeit  um  eine  weitere  Stunde  verkürzt,  so 
wäre  also  nur  nOtig,  Donnerstags  eine  Stunde  fitther  mit  der  Flaschaiieinigang  an 
iMginnen. 

In  becug  auf  das  Gfurkellerpersonal  ist  zu  bemerken,  dass  Hamstags  im  allge- 
meinen weniger  Bier  gesotten  wird  (iu  vielen  Brauereien  gar  nicht),  so  dass  auch 
welliger  Bier  abzukühlen  ist  und  also  die  uewöbnhcbe  Arb^t  des  GärkellerpersonaLs 
eeringer  ist  und  ihm  mdir  Zeit  bleibt  snm  Tassen  des  Bieres  wid  cum  Wasdien  der 
Boitich 

Die  augeblich  vermdirte  Inanspruchnahine  der  Heizer  und  Maschinisten  für  die 
Eismaschinen  trifft  nur  bedingt  zu,  da  der  an  Sanmti^«!  ^abnorm  grosse  Eisverbrauch 
für  die  Kunden''  in  den  nieihlen  Fällen  mit  Natureis  befriedigt  wird,  und  da,  wo  Kh- 
maschinen  zur  Herstellung  dos  Eises  erforderlich  sind,  da«  Eis  nicht  erst  am  CjaiusUig 
erzeugt  zu  werden  braucht  und  die  nötiKOi  ^umlichkeiten  zur  lagsmng  des  Eises 
4etla  vorhanden  sind»  teila  Imcht  hergartellt  werden  Jcannen,  wo  dies  nötig  ist;  nnd 
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für  die  „Erzeugung  des  KältevorraU  für  die  Brauerei  selbef*  für  den  SonnUg  wfilde 
die  ja  so  geringfügige  Verkürzung  der  Arbeitszeit  kaum  in  Betracht  fallen. 

Es  bleibt  also  lediglich  der  vermehrte  Biervereaud  an  tiamstagen,  während  für 

die  übriiicn  ArlK'iten  (ini  J^mlbans,  Garkeller  und  Lapikfür-r)  nicht  nur  keine  Ver- 
mehrung der  Arbeit  stattfindet,  sondern  im  Gegenteil  die  darin  beschäftigten  Arbeiter 
in  vielen  Q^adiifteD  jetst  aebon  cur  Hilfe  beim  Bierversaod  herangezogen  «erden. 
AIkt  auch,  daaa  für  das  Fabrpcrr-onal  (Fuhrleute  und  deren  üoiiilfen)  eine  Hc<]iiktion 
der  Arbeitszeit  unutöglich  sei,  int  uiirichtig.  Wie  vom  bchweizerischen  Bierbrauer- 
verein solh(  r  bemerkt  wird,  kann  auch  eine  Verstärkung  dc8  Fahrper»«onal8  an  Sams- 
tftfrcn  «liirth  .Mirt fuhrwerke  geschehen.    Da«  Betlenken,  das  Mietpersonal  hti  zu  un- 

feübt,  iät  dt'&bulb  unzutreffend ,  weil  ja  in  der  Kegel  jeden  Samstag  die  gleichen 
lieifuhrleute  genommen  werden  können,  die  aich  ebeofe'O  gut  einarbeiten  können,  wie 
st;iii(tiL't'  Fuhrlruto  <s  bei  ihrer  Einstellung  tun  müssen.  Im  übrigen  halt**«  wir  da- 
ffir,  iia.-<H  für  keine  Kategorie  der  Hrauereiarbeiter  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
nötiger  wäre,  wie  für  die  Bierführer,  indem  diese  noch  durchgängig  11  13  fctunden 
und  noch  länger  schaffen  müssen,  wahrend  für  die  übrigen  Braucreiarbeiter  in  den 
meisten  Geschäften  der  Zehnstundentag  besteht.  Die  jetzige  lange  Arbeitszeit  der 
Biertübnr.  in-b(•^(lndLTß  ihre  lange  Benchäftigung  an  Sani.-ta^rabcndin  und  Siuiniagen, 
muM  geradezu  als  ein  öffentliches  Aerj^mis  erregender  Skandal  bezeichnet  weraeo. 
tjelbat  auf  die  Oeftdir  bin,  d«M  dadurdt  etwelche  Mdireinatellung  von  Fahrpenonnl 
notit^'  wurde,  darf  wohl  verlangt  werden,  daw  andi  fftr  die  BienOhrar  das  Geseta 
durchgeführt  werde. 

Aus  alledem  ergibt  sich  aI«o,  das«  die  in  der  Eingiabe  des  Hehweiserischen  Bicr- 

brauervercins  augeführton  Oriinde  prepon  das  Oespt?:  durrhaus  nicht  sticlibtdtig  sind. 
Uebrigens  können  wir  auch  hier,  wie  Ixn  den  Mühlen,  darauf  verweis^eu,  Uass  in  ein- 
selnen  Betrieben  schon  die  verkürzte  Arbciis/eit  an  San)stagen  durchgeführt  worden 
i-^t :  «o  wird  z.  B.  in  der  llnionbraueret  Zürich  und  der  Brauerei  Ueüiberg  in  Zürich 
tutii>t;4£!i  nur  9  Stunden  gearbeitet. 

Wir  bitten  Sie  also,  hochgeachtf'tc  Herren,  auch  die  Brauereien  dem  GeaetEe  an 
untenttellen  und  den  Art.  5  nicht  auf  sie  anzuwenden,  da  dies  zwdfelloe  su  einer 
verschietli-nartigcn  Behandlung  der  Brauereien  in  den  verschiedenen  Kantonen  führen 
würde,  während  doch  die  Betriebpvcrbältnisse  überall  <li'-  L:v'uhcn  sind,  und  zwar 
solcher  Art.  dass  eine  Veci&nMrnng  der  Arbeitsaeit  weder  für  kurze  noch  für  längere 
Zdtdauo'  notwendig  ist,  da  die  Brauereien  eich  eehr  «dil  to  einriditen  kteoen,  wie 
das  Gesetz  es  versöhn  ibt,  w  im  sie  nnr  dasn  veranlasat  werdoi  und  ihnen  kdne 
Ausnahmestclhuii;  ein>rpr:'iumt  wird. 

4.  Hmidclsgetverbe. 

!i;  Kosnlutioii  der  am  24.  und  30.  Mai  19(>5  in  Pfoizheim  ubgohal t  ouen 
Geueralverbammlun^  des  Deutschen  V  er  bände»  kautuiäuuisher 
Vereine. 

vl)  Dif  Hiiuptvcrsaiiitnlutii;  des  Verbandes  dentf^chcr  kutifmnnnipfher  Voroine  halt 
die  bestehende  Invaliditäts-  und  AlterRvert»i<herutig  den  BciJurt niesen  der  Handels- 
angeHt(>llten  für  wenig  angepasst.  tSie  ersucht  deshalb  die  lieichsregierung,  den  Ana- 
bau des  InvnIidität.^vr-rr<irhcrungMgesetzes,  insbesondere  aber  die  Herbcüührnng  einer 
staatlichen  l'eu^ionsversicherung  in  die  Wege  zu  leiten. 

Die  Versammlung  betrachtet  die  zugesagte  Erbebung  der  Reichsregicrung  als 
Mittel  zur  Herstellung  von  einwandsFreieni  Material.  Der  Vorstand  wird  gleichzeitig 
ersucht,  die  weiteren  Scliriite  zur  Forderung  dieser  Angel^enheit  unverzüglich  vor- 
zunehmen. Zu  diesem  /wecke  ist  eine  KommiSBion  an  liilden,  weldie  der  «a^fwt<» 
Uauptversamudung  zu  berichten  hat. 

b)  Der  8  Uhr-Ladenschluss  hat  sich  bereits  in  VCTschiedenen  Städten  des  Deut- 
schen Reitbos  auf  da**  beste  bewahrt.  Das  kaiitf  i  Ii  Publikum  bat  sich  ra.sch  und  ohne 
jede  Schwierigkeit  danach  eingerichtet  und  sich  daran  gewöhnt,  aber  vor  allem  haben 
die  Ladenbeeitzer  selbst  und  ihre  AngeMtellten  die  grosse  Wohltat  dieser  Einriehtong 


wendet  sich  daner  an  die  massgebenden  Kreise  derjenigen  Städte,  in  denen  der  8  Uhr- 
Lndenfichluss  noch  nidit  o1)tiirntnri»irh  int.  mit  dem  dringenden  Erancbeo,  mit  allen 

Kräften  für  seine  baldige  Einfuhrung  eluzulreteo. 

Nicht  minder  notwendig  ist  die  vollständige  SoDutag^ruhe  im  Handelsgewerbe 
für  siiiniliche  Inrnn  Ritciligto,  da  sie  für  die  Erhaltunc  der  Arl>cit.skraft  und  der  f?e- 
suudheit  der  i'nuzipaie  wie  der  Angestellteu  ein  unbedingtes  Bedürfnis  gewurden  ihU 
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(Im  die  ^ootaj^sruhe  aber  allgemein  einzuführen,  muBsen  in  «rster  Unie  die 

Bf<Jciiken  der  Ciescbäftsinhaber,  die  die  Konkurrenz  in  andfr-^n  '^täiirrti  ohne  diese 
Einhcbiuug  fürchten,  beseitigt  werden.  Das  ist  aber  nur  durch  reichsgcseuliche  Ke- 
gdnng  möghch. 

Die  VernnriHi^hing  otBocht  den  Vontaod,  die  erfonkriidMO  Scliriite  luenn  on- 

verzü^iicll  einzuleilea. 

c)  Der  Deutsche  Verband  kaufmännischer  Vereine  spricht  der  Reichsregiening 
«einen  Dank  aus  tur  die  durch  das  Kaiserliche  StatiAtische  Amt  seit  dem  Jahr«  1904 
erfolgende  gesionderte  Zusammeniitellung  und  Veröffentlichung  der  Stellen vermitte- 
lungsL'rgebnis,-*c  kanfaiänni?;chcr  Vereine  und  Verbände.  Er  richtet  an  die  Verbands- 
vereiae  die  Bitte,  die  Besirebunj(ea  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes,  ttn  möglichst 
vollständiges,  übecMtUobe»  und  gmane»  Bild  des  krafiDäimiMiMm  ArbcHamarkte» 
zu  bieten,  dorcli  NgdmliMge  mid  BOigfllti|ce  Beantwortang  der  Fragebogoi  ra  miter- 
stützen. 

d)  In  Erwägung,  dass 

1)  die  Stelienlosigkeit  gerade  für  den  IIundlungsKohilfen  ein  auaserordentHch 
grosses  Uebel  darstellt,  das  bei  öfterem  Eintreten  und  längerer  Dauer  geeignet  ist, 
seine  wirtschaftliche  Stellung  zn  erschüttern  und  sogar  zu  vernichten ; 

2)  eine  reichfige-setzliche  Vei>ic'hminp  gpgen  nie  Folgen  der  St^^tlcnloeigkeit  auf 
rein  TerKichernugstcthuischer  Grundlage  schon  wc^n  des  Fehlens  von  zuverlästtigem 
statistischen  Material  zurzeit  noch  unausführbar  entdieittt) 

empfiehlt  der  Verband  sämtlichen  Verbandsvo-einen  zunächst,  durch  eigene  Stellen- 
vermiiteluiig  oder  zum  Beitritt  zum  Stellenvermittelungsbund  kaufmännincher  Vereine 
den  Rt*'Uenlo8en  oder  in  gekündigter  Stellung  befindlichen  Mitgliedern  die  Erlangung 
anderer  Stellung  so  viel  als  mc^lich  xu  erlmcht^,  ferner  aber  durch  Errichtung  von 
Btelleoverndierungakasstti  die  Hi^idikeit  zn  schaffen,  den  Mitgliedern  bd  längerer 
tJtellungAloHlgkcit  eine  ausreichend«  T :    rstOtzung  zu  gewähren; 

der  Verband  richtet  sodann  au  die  Keicbsregierung  die  dringende  Bitte,  bei  der 
Barafssfihlang  durch  entsprediende  Fragestdlung  für  die  Gruppe  „Handlungsgehilfen* 
insbesondere  darüber,  ob  sie  sich  in  gekündigter  o<ler  ungekündigt^r  Stellung  be- 
iladen, ol)  und  seit  wann  feie  stellenlos  sind,  und  ob,  wie  oft  und  wie  lange  jetlesmal 
IIS  innerhalb  der  letzten  5  Jahre  stellenlos  waren, 

ein  brauchbares  statistisches  Alatenal  über  die  SteUenlosigkeit  bei  den  Hand- 
luugsgehÜfen  beschaffen  zu  helfen. 

b)  Resolutionen  des  am  10.  Juni  1905  in  Hamburg  ab^pohalteilBn 
9.  deutschen  Handluugbgehiliontages. 

X.  Ang^ichts  der  seit  Jahren  von  Vertretern  der  verbündeten  B.6- 
giernngen  dem  Reichstage  wiederholt  in  Aussicht  gesteUten  Keuregelung 
der  roiclisgesetzlichen  Bestimmungen  ttber  die  Sonntagsruhe  erneuert  der 
Handlunj^sgehilfentag  im  Anschluss  an  die  ansführlich  be<rründete  Eingabe 
seines  Vorstandes  vom  27.  JaTinnT-  19(14  sein  dringendes  Verlangen  nach 
einem  entsprechenden  Gesetzentwurf  und  gibt  der  Erwartung  Ausdruck, 
dass  darin  die  Forderong  völliger  Sonntagsruhe  im  Handelagewerbe  Be- 
rfloksichtiguDg  linden  mOge. 

II.  Der  Handlungsgehilfentag  begrflsst  das  Gesetz  über  die  Kauf- 
mannsgerichte als  einen  bemerkenswerten  Portschritt  auf  dem  Gebiete  der 
reichsgeset^lichen  Sozialreibrm  für  das  HandelBgewerbe,  stellt  aber  gleich- 
seitig fest,  dam  die  segensreiche  Wirkung  des  Gefletsee  erst  dann  toU 
sur  Geltung  gelangen  kann  and  wird,  wenn 

1)  die  Wirksamkeit  der  Gerichte  ttber  das  ganze  Beich  ausgedehnt 
wird, 

2)  das  Waiilrechtsalter  auf  das  21.  Lebensjahr,  daa  Alter  für  die 
Wählbarkeit  auf  das  25.  Lebensjahr  herabgesetzt  wird, 

8)  auch  soldhe  Personen  als  Beisitser  sEugelassen  werden,  die  seit 
mindestens  einem  Jalire  im  Bedrke  des  Gerichts  ihre  Handelsniederlassung 
haben  oder  bes-ch;'if'tigt  sind, 

4)  amtliche  Wählerlisten  durch  die  Gemeinden  aufgestellt  werden. 
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m.  Der  B^ndlongAgehüfentag  stellt  mit  BeiHedigung  fest,  dam  auf 
dem  Gebiete  des  kaufmännischen  Fortbildungaecholwesens  in  den  letzten 
Jahren  wesentliche  Foi  tscliritte  im  Sinne  der  von  iJnn  oi  hr.benen  Forde- 
rungen erzielt  worden  sind.  Die  Ergänzung  dieser  Forderunfz;en  dtirch  die 
Anwendung  nachstehender  Grundsätze  wird  den  beteiligten  Behörden  und 
gesetzgebenden  Körperschaften  empfohlen : 

1)  Einführung  von  Aufnahmeprüfungen  und  Zurückwei.sun<.f  unge- 
nügend vorgebildeter  Schüler,  nach  dem  Vorbilde  der  eftcha lachen  ItegP^ 
rungs  verordn  ung. 

2.  Bedingungslose  Einiührung  des  Tagesuuterrichts,  der  im  Sommer  nicht 
vor  7  Uhr,  im  Winter  nicht  vor  8  Uhr  beginnen  darf,  nnd  abends  späte- 
stens 6  Uhr  beendet  sein  muss. 

3)  Einrichtung  von  LandesgewerbcJimlnrn ,  tiacli  dem  Vorbilde  der 
proussischen  Einrichtungen,  bei  denen  zum  Zwecke  der  sachgemÄssen  Be- 
aufsichtigung des  Schulwesens  die  Mitwirkung  von  selbständigen  und  an- 
gestellten Kaoflenten  au  erstreben  ist. 

4)  Verpfliditang  fttr  alle  von  privater  Seite  onterhaltenen  Schulen, 
die  als  Ersatz  für  staatliche  Fortbildungsschulen  in  Betracht  kommen 
sollen,  sich  hinsichtlich  des  T-ehrplans  nnd  des  Lehrzieles,  sowie  der  in- 
neren Einrichtungen  (Tagesunterricht)  den  staatlichen  Anstalten  mindesteoB 
gleichzustellen. 

IV.  Der  Handlnngsgehilfentag  erblickt  in  den  AnsteUnngBvertrftgen 

mit  Konkurrenzklauseln  eine  Beschränkung  des  Kechts  aof  den  freien 
Arbeitsvertrag  der  Handlune^Hprehilfen,  denen  dadur(  h  ohne  irgendwelche 
.  Oeirenleistungen  die  Verwertung  erworbener  Kenntnist^e  und  Fähigkeiten  er- 
schwert und  sogar  unmöglich  gemacht  wird.  Ein  völliges  Verbot  der- 
artiger VertrAge  ist  daher  ansostreben,  nnd  sn  diesem  Zwecke  dem  §  74 
des  Handelsgesetzbaches  die  folgende  Fassung  zu  geben: 

Eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Prinzi;  «'  nnd  dem  Handlungs- 
gehilfen, dnn-h  die  dieser  für  die  Zeit  nacli  lieeudignng  des  Dien«tver- 
hältnisses  in  äeiuer  gewerblichen  Tätigkeit  beschränkt  wird,  ist  ungültig. 
Vereinbamngen,  die  dieser  Vorschrift  anwiderlanfen,  sind  nichtig. 

Der  §  75  des  Handelsgesetzbuches  ist  aufzuheben. 

Oleichzeiti«;  richtet  der  Haudlunij;H^'elnlfentag  an  die  Handlnnr^gehüfen 
das  dringende  Ersuchen,  Verträge  mit  Konkurrenzklauseln  jederzeit  grund- 
sätzlich abzulehnen. 

V.  Der  HandlungsgehilfiBntag  h&lt  eine  bessere  gesetsliche  Begelnng 
des  Lehrlingswesons  im  Handelsgewerbe  für  durchans  geboten ,  da  die 
besitcliendeii  Geset/H  keine  nupreichonde  Handhabe  j^nr  Unterdriick::ni'  •'<^y 
LehrliniTH züchterei  bieten.  Der  Anwendung  der  §§  128  u.  1891  der  (re- 
werbeordnung  stehen  die  unteren  Verwaltungsbehörden  im  aligemeiueu 
ablehnend  gegenüber,  da  sie  sich  cor  Beurteilung  der  Sachlage  auf  die 
Handelskammern  verlassen  müssen,  deren  Gutachten  8 ich  in  dieser  Frage 
durchweg  als  unbranchbar  zur  Bekämpfung  der  Lohrlingszüchtei  ei  eru  iesen 
haben.  In  der  Ueberzeugung ,  dnm  auch  das-  Erijebnis  der  neiu^rdings 
vom  preussischen  Minister  für  Handel  und  (bewerbe  angeordneten  ii^rmit- 
telungen  über  die  Tati^elt  der  nnteren  VerwaltnogsbehOrden  anr  Be- 
kftmpfang  des  Lehrlingannweseos  dieser  Ansehaunng  Recht  geben  wird, 
erneuert  der  Handlungsgehilfentag  sein  Verlangen  nach  klaren,  gesetz- 
lichen Vorschriften  zur  Bekämpfung  der  Lehrlingasttchterei,  und  zwar  unter 
Beobachtung  der  folgenden  U-rundsätze: 
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Ein  Prinzipal,  der  keine  Gehilfen  besckäftigt,  darf  nicht  mehr  als 
«in«n  Lehrling  zu  gleidier  Zeit  «lubUcleii. 

Aasserdem  ktfonen  Prinzipale,  dio  Qnhilfen  beschäftigen,  auch  diese 
mit  der  Anf^büdung  von  Lehrlino:en  betrauen,  indem  GoRi-hnftsbetriebe  bis 
zu  drei  Angestellten  zwei  Lehrlinge  beschäftigen  können  und  auf  weitere 
drei  Gehilfen  je  ein  Lehrling  angestellt  werden  dar£  Volontäre  und 
jugendliche  Arbeiter  unter  18  Jehren,  sofern  diese  mit  kaofmftnniflchen 
Arbeiten  beschäftigt  werden,  sind  fttr  diese  Bestinunnngen  gleich  Lehr- 
lingen 7M  erachten. 

Der  Handlungsgöhilfentag  hält  es  ferner  für  erforderlich,  dass  die 
Oeffentlichkeit  fortdauernd  Uber  die  Missstände  im  Lehrlingswesen  des 
Hftndelsgewerbes  aufgeklärt  wird,  nnd  dass  Eltern  tmd  Yormtlnder  der 
Lehrlinge  Uber  ihre  Rechte  nnd  Pflichten  ausreichend  unterrichtet  werden. 
Als  eins  der  dazu  goei-rneten  Mittel  empfiehlt  der  Handlungsgehilfentag 
die  Verbreitung  des  Lehrvertrages,  der  vom  Deatschnatiionalen  Handlange* 
gehiifenverbande  herausgegeben  worden  ist. 

VL  Der  9.  dentsäie  Handlungsgehüfentag  richtet  an  den  Hohen 
Bundesrat  nnd  das  Beichsamt  des  Innern  in  Berlin  das  höfliche  Ersuchen, 
den  §  18  des  Gesetses  Uber  KaoAnannsgwichte  su  einem  besonderMi  Ge- 
setz über 

Handlungsgehilfenkammem 

aussabanen  derart,  dass  durch  eine  ausreichende  Zahl  von  Kammern  eme 
Ittdcenlose  kai^Binnische  Staadeerertretang  geschaffen  wird. 

Die  Abgren/nT!!?  d^r  Kammerbezirke  nnd  den  Sitz  der  Kammer  be- 
stimmt die  Lande»zentralbehörde  nach  Anhörung  der  Vertretungen  betei- 
ligter selbständiger  und  angestellter  Kaufleute. 

Soll  der  Hesirk,  fhr  weldien  eine  Kammer  errichtet  wird,  ttber  das 
ijfebiet  eines  Bundesstaates  hinaus  erstreckt  werden,  so  ist  hierzu  die  Ge- 
nehmigung der  beteiligten  Landeszentralbehörden  erforderlich.  Wird  die 
Genehmigung  erteilt,  sn  sind  die  den  Behörden  übertragenen  Befugnisse, 
soweit  nicht  eine  anderweitige  Vereinbarung  getroffen  wird,  von  den  Be- 
hnrden  desjenigen  Bundesstaates  wahrzunehmen,  in  welchem  die  Kammer 
ihren  Sitz  hat 

Dif  "^Titgliede^  der  Kammer  sind  zur  Hälfte  atis  den  Kreisen  der 
selbständigen,  zur  anderen  Hälfte  aus  den  Kreisen  der  angestellten  Kanf- 
leute  zu  wählen.  Als  Kaufleute  in  diesem  Sinne  sollen  auch  die  kauf- 
mtnnischen  Angestellten  der  kaufmftnniscben  Berufsyereine  gelten. 

Dem  Wahlverfähren  sind  die  Bestimmungen  über  die  Wahlen  zu 
den  Kaufmannsgerichten  zn  Grunde  zu  legen,  mit  donr  Unterschied,  dass 
4a8  aktive  Wahlrecht  an  die  Vollendung  des  21.  Lebensjahres,  das  pas- 
sive Wahlrecht  an  die  Vollendung  des  25.  Lebensjahres  geknUpft  wird. 

FQr  die  Tätigkeit  der  Kammern  sind  der  Sitsnngsewang  und  der 
Versammlungszwang  gesetslich  festzulegen. 

Der  Vorsitz  der  Kammer  ist  einem  volkswirtschaftlich  and  im  Ver- 
waltungsdienst ausgebildeten  Beamten  zu  überti'agen. 

Die  Kosten  der  Organisation  trägt  das  Beich.  Die  eri'ordorlichen 
Oeechttlbatame  nnd  Einrichtungen  sind  Ton  den  Gemeinden  unentgeltlich 
BOT  Verfügung  zn  stellen. 

Als  Zweck  und  Aufgaben  dieser  Kammern  sind  im  Sinne  der  kaiser- 
lichen Erlasse  vom  4.  ITebruar  1890  u.  a.  anzusehen: 

Arb«itcnchals.  17 
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GatachteiL  und  Anregungen  auf  dem  Oebiete  der  staatlichen  und 
kommtmaleD  Sozialpolitik  fOr  das  Sbrndelsgewerbe, 

fortlanfMd  statistisdie  Erhellungen  Über  die  Lage  der  Handelsange- 
stellten, 

Förderung  und  Unterstützung  gemeinnütziger  Bestrebungen« 
Mitwirkung  bei  der  Kegelung  des  Lebrling»-  und  Handelsscholwesens^ 
Dnteratfttsang  der  Wchnungs-,  Ghsnndheits-  und  Wohlfahrtspflege^ 

Auskunftsstelle       Frarren  dor  sosialpoHtischen  Gesetzgebung, 
Mitwirkung  Lei  der  Schlichtung  von  Lohnstreitigkeiten, 
Förderung  der  Bestrebungen  zum  Abschlusa  von  Tarifverträgen  oder 
zur  Errichtung  von  Tarü^mterUj  zwecku  Festtietsung  und  Einhaltung  ver- 
einbarter Mindestgehälter, 

Mitwirkung  bei  der  Oiganisation  des  kaufinftnnischen  Arbeitanach^ 
weises. 

Der  9.  deutsche  Handlungsgehilfentag  stellt  fest,  dass  die  sdiriftlichen 
Erhebungen  bei  den  Vorbanden  und  Vereinen  über  die  Arbeitszeit  der 
Gehilfen  und  Lehrliuge  in  solchen  Kontoren,  die  nicht  mit  offenen  Ver- 
kaufsstellen verbunden  sind,  die  volle  Berechtigung  der  Uber  vorhauden& 
Missstftnde  erhobenen  Klagen  ergeben  haben.  Das  gleiche  Ek'gebnts  hat 
auch  die  mündliche  Vernehmung  von  Auskonftspersonen  vor  dem  Beirat» 
ftUr  Arboiterstatistik  gezeitigt. 

Der  9.  deutsche  Handliinprsgehilfentag  spricht  sein  lebhaftes  Bedauern 
darüber  au^s,  dass  zu  diesen  Vernehmungen  die  Vorstände  der  kaufmäuni- 
Bcheu  Verbände  nicht  als  Sachverständige  hinzugezogen  worden  sind,  durch 
deren  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  diese  nur  günstig  bednflnsst 
worden  wären.  Der  Handlungsgehilfentag  bedauert  diese  Unterlassung 
um  JJ'>  mohr  als  bei  fnihf^ion  derartigen  Vernehmungen,  insbesondere  auch 
bei  den  Eihebungcn  über  die  Arbeitsverhältnisse  der  Ladonangestellten^ 
solche  Sachverständige  zugezogen  worden  sind. 

Der  9.  deutsche  Handlungsgehilfeutag  ist  der  Ansicht,  dass  die  Er- 
gebnisse der  bisherigen  Erhebungen  eine  gesetdiche  Begelung  der  Arbeits^ 
zeit  in  den  Kontore  gebieterisch  Terlangen  und  erhebt  su  diesem  Zweck 
folgende  Forderungen: 

1)  Völlige  Sonntagsruhe: 

2)  Höchstarbeitstag  von  1>  Stunden  bei  mindestens  zweistündiger 
Mittagspause  in  Kontoren  und  den  dazu  gehörigen  Lagerräumen  mit  ge- 
teilter Arbeitsseit,  von  8  Stunden  in  solchen  mit  ungeteilter  Arbeitsaeit; 
Angestellte  (GMiiifen  und  Lehrlinge)  unter  18  Jahren,  sowie  weibliche 

Arbeitskräfte  je  eiine  Stunde  weniger; 

3)  Geschäftsschhiss  in  Kontoren  und  den  dazu  gehörigen  Lagerräiimon 
mit  geteilter  Arbeitszeit  spätestens  um  7  Uhr,  in  solchen  mit  ungeteilter 
Arbeitsseit  spätestens  um  5  Uhr; 

4)  Ausnahmen  sind  nur  sulftssig  bei  Arbeiten,  die  in  Notfällen  od€v^ 
im  öffentlichen  Interesse  oder  zur  Dnrcbftthrung  einer  gesetzlich  vorge- 
schriebenen Inventur  vorgenonmien  werden  müssen  lOöc  Ziff.  1  n.  ^ 
der  Gewerbeordnung) ; 

5)  geeetslicher,  ununterbrochener  Urlaub  von  mindestens  14  Tagen 
ftr  jedes  Dienstjahr. 

VIII.  Ausgedehnte  Erwerb'-* IHifrkoit  dor  Frauen  in  Männerbenifen  ist 
ein  Zeichen  rückschrittlicher  Xultur.  Im  allgemeinen  lässt  sich  feststellen^ 
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dtts  mit  dem  Fortschreiten  der  Kultur  die  Erwerbetfttiffkttt  der  Frauen 

abnimmt. 

Für  die  Frauenarbeit  im  Handelsgewcrbo  ist  —  abgesehen  von  der- 
jenigen des  Verkanfs  von  Artikeln  für  intime  weibliche  Bedürfnisse  — 
eine  Notwendigkeit  an  sich  nicht  voxhanden,  da  sie  ebensowohl  und  nicht 
ga  ihrem  Nachteile  von  Männern  verrichtet  werden  kann.  Weibliche  Eigen- 
art vermag  dob  in  dieeem  Berafe  nicht  zu  entfalten,  er  widerstreitet  im 
Gegenteil  sowohl  kfirperlich  als  auch  geisti«:  der  weiblichen  Natur. 

Infolgedessen  hat  die  Frauenarbeit  im  Handelsgewerbe  bisher  weder 
der  Allgemeinheit  noch  dem  Kauimannsstande  selber  irgendwelchen  be< 
eonderen  Nntsen  gebracht. 

Hingegen  sind  Schäden  mancherlei  Art  nachweisbar. 

Die  männlichen  Handlungsgehilfen  haben  unter  der  lohndrückenden 
Tendenz  y.u  leiden,  die  jeder  Frauenarbeit  anhaftet.  Der  ganse  Stand  wird 
dadurch  wirtschaftlich  und  gesellschaftlich  herabgedrtlckt. 

Die  weiblichen  Handlungsgehilfen  haben  an  den  Folgen  zu  leiden, 
die  ihnen  ans  der  nngesnnden  Beschiftignag  erwachsen  (körperliche 
Schwäche,  NeiTenserrfittang).  Durch  die  Tätigkeit  im  Handelsgewerbe 
werden  sie  ferner  an  der  Vorbildung  fiir  d«^n  Han-^-halt  vorhindert,  sie 
treten  daher  weniger  gesund  und  weniger  vorbereitet  als  die  Angehörigen 
der  sogenannten  Familien  berufe  in  die  Ehe  ein.  Endlich  di-ohen  ihnen 
im  Haadekgewerbe  infolge  schlechter  Besahlnng  ond  anderer  Umstände 
mehr  sittliche  Oefahren  als  in  anderen  Berufen. 

Erschütterte  Gesundheit,  sittliche  Verdorbenheit,  mangelhafte  Vorbil- 
dung für  den  Haushalt  stellen  Schilden  dar,  die  nicht  individuell  abzu- 
schliessen  sind.  Sie  lächen  »ich  an  der  Nachkommenschaft,  an  der  Fa- 
milie, an  der  Allgemeinheit  des  ganzen  Volkes. 

Die  Allgemeinheit  erleidet  ausserdem  durch  die  Frauenarbeit  im 
Handelsgewerbe  einen  Verlust,  der  darin  liegt,  dass  weibliche  Arbeits- 
kräfte den  Familienbenifen  entzogen  werden. 

Eine  weitere  Ausdehnung  der  Frauenarbeit  ist  daher  nach  Möglich- 
keit jsa  verhindern,  eine  Einschrftnlrang  ansnstreben. 

Beides  kann  erreicht  werden  durch : 

Aufklärung  in  Wort  nnd  Sdirift  ttber  die  Nachteile  der  Fraaenarbeit 
im  Handelsgewerbe. 

Unterstützung  aller  Bestrebungen,  die  geeignet  sind,  die  Familien- 
berofe  für  die  IVauen,  namentlich  in  den  StAdten,  m  vermehren  nnd 
ihnen  die  Arbeit  darin  erträglich  zu  gestalten.  Als  Familienbenife  sind 
solche  anzusehen,  die  den  Oliarakter  der  persönlichen  Fürsorge  an  sich 
tragen  und  dadurch  dem  natürlichen  Beruf  als  Weib  und  Mutter  am 
nächsten  kommen. 

Znsammaischlnss  der  männlichen  Handlongsgehilfen,  am  in  Gemein- 
schaft mit  den  Prinzipalen  (Tarifitanter)  mr  Festsetaang  von  Ifindest- 
gehältem  für  das  Handelsgewerbe  zu  gelangen. 

Von  der  Gesetzgebung  ist  zu  fordern  : 

Ausdehnung  dei-  Arbeiterinneuschutzgesetzgebung  auf  die  weiblichen 
Handelsangestellten. 

Herabsetsnng  der  Axbeitsseit  durch  Einf&hmng  der  Arbeitsseit  von 

8  Stunden,  bei  ungeteilter  Arbeitszeit  von  7  Stunden. 

Verbot  der  Frauenarbeit  in  Betrieben,  wo  die  Beschäftigung  mit  sittlichen 
nnd  aussergewöhnlich  schweren  gesundheitlichen  Gefahren  verbunden  ist. 

17* 
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Obligatorischer  Unterricht  in  staatlichen  Haushaltungs-(Fortbildung8-) 
Schulen  fiir  alle  Angestellte  bis  zur  Vollendung  des  18.  Lebensjahres. 

Freiheitsstrafen  für  Arbeitgeber  oder  deren  Vertreter,  die  weibliche 
Angestellte  durch  Missbraaoh  ilurer  abhftngigeu  Stellung  zur  Boldong  oder 
Verttboag  unsüchtiger  Hradlungen  bestimmen.  (Sogenaimter  Afbeifer» 
pgregr^ih  der  Lex  Hemze.)  Arbeitgebern,  die  wegen  unsittlicher  Hand- 
langen gegenüber  ihren  weiblichen  Angestellten  bestraft  sind,  ist  die  Hai- 
tong  weiblicher  Arbeiter  für  immer  zu  verbieten. 

c)  Srsuchen  des  Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen 
an  flen  Kelcliskanzler  um  eine  Geset/.esvorlage  snr  Aenderung  des  §  6S 
des  Handelsgesetzbuchs.   Vom  SO.  Juni  1905. 

Im  Interesse  fteiner  68(XX)  Mitglieder  wie  in  dem  der  geftamten  deutschen  Hand- 
lungsgehilfetiHchaft  uiu.-h  c*«  der  \'orl)aiKl  Dontricher  Handlungsgehilfen  als  seine 
Pflicht  erachteOt  die  Aenderung  ^nea  unhaltbaren  ZuBtaades  anzuregen,  den  er  in 
§  63  HGB.  erfoueken  muss. 

Dieser  Paragraph  bestimmt: 

Wird  der  lätndlungsgdiilfe  durch  unverschuldetes  Unglück  an  der  Lostnag  der 
Dkauin  verhindert,  so  Mifilt  er  seinen  Ansprudi  auf  Genalt  and  Unterhalt,  jedoch 
nicht  über  die  Dnner  von  ^ofh.-»  Wochen  hinaus. 

I>er  Hanilluiip;j,'chilfe  ist  nicht  verpflichtet,  sich  den  Betrag  anrwhnen  zu  lassen, 
der  ihm  fßr  die  Zeit  der  Verhinderunir  aus  einer  Kranken-  oder  Unfnllversichernng 
sukommt.   Eine  Vereinbarung,  welche  dieser  Vorschrift  ;'iiv-iil(r)iiuft,  i.st  nic-hlig. 

Dazu  gibt  Justizrat  Btaub  in  seinem  Kommentar  ,-uai  llandeUgesetzbuch  (6.  u 
7.  Aufl.,  S.  261)  folgende  ErUltItemDg: 

.^Zulässig  sind  Vereinbarungen  gegen  Abs.  1,  nicht  auch  gegen  Abs.  2.  Das 
bedeutet:  es  kann  vereinbart  werden,  dass  im  Falle  unverschuldeten  Unglücks  der 
Prinzipal  das  (ithalt  nicht  weiter  zu  zahlen  braucht  ode.r  nnr  für  eine  geringere  Zeit 
oder  nur  im  Falle  bestimmter  Unglücksfälle.  Ist  dies  aber  nicht  vereinbart  worden, 
besteht  ahm  der  Anspredi  anf  fxrtzahlung,  dann  ist  ^ne  auf  die  Aprechntin|  tob 
KaKsenl)etr;i£jen  gerichtete  Vereinbarung  ungültig,  auch  dann,  wenn  sie  nuh traulich 
getroffen  wird.  In  letzterer  Hinsicht  macht  das  Gesetz  keinen  Unterschied.  I>asa 
vereinbamngen  gegen  Abs.  1  zugelassen,  gegen  Ab«.  2  aber  verboten  werden,  ist  eine 
grosse  Inkonsequenz,  aber  der  GeMet/(•r^wille  ist  ganz  deutlich  erkennbar,  einnnd  au* 
seiner  Fa^^ung  und  sodann  auä  der  £ut»tehungsgcschichte,  da  ein  Antrag,  auch  Ver- 
einbarungen gegen  Abs»  1  zu  verbieten,  ab^olchnt  wurde  (Koramis8ion8ba>icht  H.  31).^ 

Viele  der  ergangenen  Gerichtsentscheidungen  haben  den  Standpunkt  Staubs  zur 
Grundlage  genommen  und  den  Au»*chlusH  des  Gchaltsanspruchs  b^  Krankheit  fnr 
zuUsBig  erklärt,  hauptsächlich  nni<T  Hinweis  auf  die  EotlMlungigesellichte  nnd  den 
daraus  erkennbaren  „Willen  des  <  J  es  etzgebore*. 

Damit  ist  für  die  Handlung-'^ehüfen  ein  finsserst  nachteiliger  Zustand  einge- 
treten. Gerade  die  umfangreiche  (ifleutliche  Krürterung  dieser  Angelegenheit  hat  zahl- 
reiche selbständige  Kaufleute,  die  sonst  die  Kegeluug  ihres  Verhaltnisaas  zu  dea  An- 
gesteHCen  dem  Gesetze  fiberliessen ,  bestimmt ,  dieses  Verhältnis  dordi  besondere 
schriftliche  Verträge  zu  r^eln;  insbesondere  hal>eri  die  modernen  RIescudetailbctriehe 
diese  Begelung  fust  gänzlich  in  die  gesetzlich  vorgeschriebene  ^Arbeitsordnung*^ 
▼erlegt. 

Ilente  l>pt<teht  der  beklagenswerte  Zustand,  dass  bei  sehr  vielen  Handlungrägehilfqn 
das  Kecht  auf  Gcbaii  bei  Krankheit  beseitig  ist,  ihnen  die  zweifellos  auf  soziaipoUti» 
sdher  Grundlage  aufgebaute  Gesetzes  Vorschrift  den  Schutz  versagt. 

Nun  wird  zwar  die  Ausschlicssbarkeit  des  §  f>H  Ab^.  1  von  beachtenswerN-n 
Stellet!  in  sehr  wirksamer  Weise  l>e3tritten,  und  wir  erlauben  uns.  biet  zuoächüi  unU 

Sanz  besonders  auf  die  Ausführungen  von  Justizrat  Weiwier  (Halle)  in  der  DMilseheo 
uristcn Zeitung  (1901,  S.  405  u.  478)  hinzuweisen. 

Den  Standpunkt  Weisslers  hat  dann  auch  das  Landgericht  I  Berlin  in  mchrercD 
Entscheidungen  eingenoiutnen  i  Rlattcr  für  Kc<  hts|>flege,   1002,  Xo.  S  9,  1909,  No.  2, 
1904,  No.  3).  In  der  ersten  dieser  Entscheidungen  erklärt  das  Gericht: 
„Ttrots  der  Entstehungsgeschichte  des  §  (>3  HGB.  mnss  daher 

werden,  dasfj  der  Ge-etzirebrr,  der  den  AbzuL'  eines  Teiles  des  Gehalt.s  verbietet,  auch 
seibetverständlich  das  l'lus,  in  dem  jenes  Minus  enthalten  iat,  den  Abzug  des  ganzen 
Oefaaltoi  ebenfalls  verboten  hat»  - 


• 
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Zu  dem  gleichen  Urteil  eind  noch  einige  andere  Gerichte  geJangt. 

Auch  wir  beiwdfelu,  das«  BnndeBrat  nnd  Reichstag  in  voller  Absicht  eine  Ge- 
^ft^e-botimmiine  —  sozialpolitischen  Inhalte!  haben  schaffen  wollen,  die  die  Ver- 
kur/ujig  des  Gehalts  der  Angesteilten  um  tiueii  feil  verbietet,  die  Entziehung  des 
gmzen  GehaltH  aber  erlaubt. 

Trotz  aUedem  bleiben  die  Gerichte,  die  dem  §  63  Abs.  1  den  zwingenden  Cha- 
rakter absprechen,  in  der  entschiedenen  Mehrzahl;  selbst  die  bisherige  RecSktsprechung 
der  Xaufniann:igeri(  hte  hat  oidik  Wind«!  geMshiffn,  «neh  hiw  hat  sieh  genigt,  dus 
die  Meioufigen  geteilt  sind. 

Bei  dueer  SadiUwe  mnsa  die  Aenderunp  der  in  Rede  stdieoden  Ocsetse^bestlm- 
mang  als  der  einzige  Ausweg  angeBehen  wcrci«  n. 

Wir  richten  aaher  an  £w.  Durchlaucht  die  ergebene  und  dring^de  Bitte,  dahin 
wirktti  zu  wollen,  daes  von  den  verbQndeten  Regierungen  dem  Beichstage  bald  ein 
Gesetzentwurf  unterbreitet  werde,  durch  Ii  r  /.wiag^de  CliMaktar  des  eraten  Ab* 
tatzee  des  §  63  UGB.  zum  klaren  Ausdruck  kommt. 

Wir  nehmen  uns  die  (Veiheil,  fOr  den  neuen  §  63  HGR  folgende  —  wBrtlidi 
nnr  wenigjrerinderte      Va??ung  vorzuschlagen: 

1)  Wird  der  Uundiuugsgemlfe  durch  unverschuldetes  Unglück  an  der  Leistung 
der  Dienste  verhindert,  so  DefiSlk  er  seinen  Ansprodi  naf  Qdialt  nad  Unterhnit,  je- 
doch nicht  über  die  Dauer  von  sechs  Wochen  hmaus. 

2)  Der  Handlungsgehilfe  ist  nicht  verpflichtet,  sich  den  Betrag  anrechnen  zu 
lassen,  der  ihm  für  me  Zeit  der  Veiiiindeiung  aus  einer  Kranken-  oder  Unlallver- 
ncheruDK  xiikonunt. 

3)  Eine  Vereinbaning,  wddie  diesen  Vondiriftai  sawideriinlt,  ist  nichtig. 

d)  Eesolutioneu  des  am  25.  und  26.  April  1905  in  Prag  abgehaltenen 
1.  deutflehen  Hand Inngs^ehilfentages  Oesterrdichs. 

a)  Der  er.^te  deutsche  Handlunp^gehilfentag  Oesterreichs  erhebt  Fiii-pnich  gegen 
die  Vcnchlechterungen,  die  im  Herrc^JMU«>e  an  dem  Gesetzentwurf  über  die  bonntags- 
mhe  im  Handdsgeweroe  Torgenommen  worden  sind,  nnd  gibt  der  Brwartnne  Ana- 
druck,  dms  die  Hegierung  und  das  Abgeordnetenhaus  den  Beschlüssen  dei^  Herren- 
baosee  nicht  zustimmen,  sondern  im  G^enteil  die  Vorlage  baldmöglichst  zu  einem 
GeselJse  mit  TOIliger  Honntagsrnbe  ansbanen  werden. 

Der  erste  deutsche  Handhinpsgehilfentag  Oesterreichs-  fordert  die  Ret?eitigung 
alier  AusnahmebesLimmnngen,  die  die  Souotagsruhe  der  Handlnugagebilfe»  vor  den 
hohen  Festtagen  Ix-sonderH  einschränken. 

Der  erste  deutsche  Handlung^gehilfentag  Oesterreichs  ersucht  das  Ministerium 
des  Innern,  dringend  dafür  zu  sorgen,  das»  die  Ueberwachung  aller  Bestimiuuogeu  für 
die  Einhaltung  der  i^jonntags-  und  Feiertagsruhe  bis  zur  AnmeUnng  besonderer  Han- 
delsinf}>ektoren  den  Gewerbeinspektoren  mitübertragen  wird. 

b)  Der  ersite  deutsche  iiandlungsgehilfentag  Oesterreichs  fordert  den  Reichsrat 
auf,  für  ischleunigste  Ueberweisung  der  Gesetznovelle  für  die  Pen6ion8ver^^icherung  der 
in  privaten  Diensten  Angestellten  aus  dem  sozialpolitischen  Aussohosse  des  Al^ord- 
netenhaneee  und  ffir  rasdie  Erledigung  im  Plenum  beider  HSnser  des  ReidiBrats  »or^ 
zu  traf,'f  n  \vobei  folgende  VerbetiserungsvorEchläge  fiir  das  zu  erlassende  fJesetz  für 
annmgiäugüch  notwendig  erklärt  werden:  1)  Die  Versicherungspflicht  erstreckt  sich 
anf  sUe  Handlnngsgehiffen  ohne  üntersdiied  des  Qdialts,  die  im  Alter  von  18—50 
Jahren  stehen.  2)  An  jeder  Rente  ist  ein  Reichszuschuss  von  9(>  Kr.  zu  gewahren. 
31  Erhöhung  der  Invalidenrente  auf  70  v.  H.  des  durchschnittliuheu  (Jehaks. 
4j  Das  Recht  der  Belb.stvcrsicherung  in  den  hOchsten  Gchaltskiassen.  5)  Das  Heil- 
verfahren im  Sinne  des  §  93  und  §  193  des  von  der  Regierung  vorgelegten  Entwurfes 
iBr  Belorm  und  Ausbau  der  Arbeiterversicherung  ist  ebenfalls  durchzuführen. 
6)  Schaffung  einer  Zentralverwaltung.  In  der  Errichtung  territorialer  Verwaltuugs- 
körper  wird  eine  Schädigung  der  polittschen  Neutralität  des  humanitären  Zweckes 
des  Gcttctzoä  erbUckt.  Für  die  Witweurente  bt  mindestens  die  Hälfte  der  Rente  des 
Versicherten  aufzuwenden.  7)  Für  jede  Waise  i-^t  ein  Krziehungsbcitrag  zu  leisten. 
—  In  dem  Entwürfe  für  die  Reform  und  den  Ausbau  des  ArbeiterkraoJcenversiche- 
rongsgesetzes  erblickt  der  erste  deutsche  Handlungsgehilfentag  eine  bedeutende  Ver- 
schle<Siterung  seiner  sozialen  (Tliederung,  sofern  die  Handlungsgehilfen  in  ihrer  Ge- 
samtheit dem  künftigen  allgemeinen  Alters-  und  Invalldenversicherungßgesct/.e  anstatt 
dem  sdion  sdt  Jahren  fiir  sie  geplanten  nnd  zur  Beratung  stehenden  Frivatbeamten- 
versichrninr^getietze  unterstellt  wenion.  Die  in  dem  Gesetze  zum  Aufdruck  gebrachte 
Verminderuog  des  Hilbkaseenwesens  wird  als  eine  starke  Beeinträchtigung  des  beibet- 
vorwaltnngsrediteB  fOr  die  vrirtscfaaftlichen  Einrichtnngen  nnseies  Btandes  betfaehtct. 
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Anf  alle  FiUe  rnnss  die  eefordcrto  MindcBtinitgtiedemhl  von  500  für  freie  Hilfe-  tind 

Genn-=rn!^('haftj^ka.'»s.f>n  atn  200  ermiteigt  werden.  Die  AuBdehnung  de*  Bezirk-- Icnssen- 
wcseos  eutopricht  nicht  der  I  jgmiirt  des  Hnudlun^sg|ehilfen8tande8,  für  den  besondere 
benifUolie  Hilfskassen  mit  dein  Rechte  der  Freixügifkeit  über  ^nz  Oesterreich  die 
gr>cig:nctBte  Krnnkenkasäenfnrni  dHr^tellon.  I-^s  niuss  oeq  freien  Hilfskassen  das  Recht 
gewahrt  bleiben,  die  Zwangsleit^tmigeu  im  Verhältnisse  zu  ihrem  Vermösensahechluss 
eibUicn  sn  können.  Der  erst«  deutsche  Handhinp^gehilfentag  wendet  sich  entschiedeo 
gegen  den  geplantf^n  ^^  28.  da  der  erkrankte  HandhinKsgohilfe  auch  bei  gleichzeitigem 
Bezug  von  G^iaU  und  Krankengeld  nicht  okünoiuif+ch  besiser  gestellt  ist,  wie  ein  ge- 
•nilder,  weshalb  ihm  der  bestehende  Gehaltsanspruch  ungeeciunälert  l>ewahrt  l)leil)eri 
mnss.  Den  freien  Hilfskassen  darf  das  Recht  der  Belbstverwaltung  durch  EioselxUQK 
eine«  vom  Btaate  zu  ernennenden  Itters  nicht  beeinträchtigt  werden,  da  bei  genü- 
gender staatlicher  Aufsicht  diese  Kiir^scn  sehr  wohl  den  Anror  StT  i  iL't  ti,  Verwal- 
tungsorgane für  die  gesamte  Versicherung  zu  dieoeOi  oachkoniiuen  können.  Der  erste 
deatwiie  Handlnn^gehtlfentag  vermiait  in  dem  Reformentwarfe  eine  EinbeEieliiiiif 
der  HandlungHgelulfen  ohne  Fnterschic^  der  Stellung  und  der  Art  des  Gewerbe- 
betriebes in  die  L'nfallvensicherungspflicht  und  verlauf  eine  eudliche  Erffillnnt!;  dice«^ 
von  den  Mandl ungsgchilfBO  seit  Jahren  erhobenen  Forderung.  Der  erste  deutache 
Handlungsgehilf  litair  knnn  im  Falle  der  Unterstellung  der  HandhinpsgeJjilfen  unter 
das  allgemein«  .\rfw.iierversichcruiig8gofietz  die  zu  gewuirende  Invaliden-  und  Alten- 
Tenorgong  nicht  für  ausreichend  erkennen  und  erhebt  gi^ebenen  Falles  auch  für 
dießee  Gesetz  die  dafiir  'm  Betracht  kommenden  Forderungen,  die  r.w  dem  (ieoetacnt- 
.  würfe  für  das  rrivaibeaiatenversicheruugsgesetz  heute  erhoben  wurden. 

c)  Der  erste  dentadia  HandlungsgehUfentag  Oesterreichs  erhebt  im  Einverständ- 
nisse mit  vielen  Orfranisafionen  der  selbständigen  Kaufmannschaft  Oesterreichs  die 
Forderung  der  gesetzlichen  Fesilcguu^  des  Befähigungsnacbwetses  für  das  Handels- 
gewerbe, da  der  oisherige  Mangel  diesbezüglicher  liestimraungcn  der  Gcwerbe<irdniing 
nidit  nur  eine  später  aelbetändiite  Existenz  dea  HandluBgsgehiifen  sehr  erschwert, 
sondern  anch  doshalb,  weil  dnrdi  das  Eindringm  von  Elemeot«!,  die  dem  kanfminiii- 
schen  Berufsstande  bisher  nicht  angehörten,  das  StÄtulesbewussteoir]  n  iirrLraben  wird 
und  nachweisbar  die  nicht  gelernten  Handel^owerbsinhaber  ihren  Mitarl>citcrn,  den 
flandlungweibilfen,  gegenüber  es  an  aoztaler  Gereelitigkeit  fehlen  hunen.  Um  die  un> 
abhängige  iVfriiiuui;  tlcr  Handlungsgehilfen  feststellen  zu  können  und  tun  ihru*n  die 
Möglichkeit  zu  gebmi,  ilire  Wünsche  und  Forderuugeu  den  gesetzgebenden  Körper- 
schaften g(^cnüb(  r  ohne  Beeinflussung  von  anderer  Helte,  aber  mit  dem  crforderlicnen 
Nachdrucke  geltend  machen  zu  können,  fordert  der  erste  dcut^rlie  Handlungi=igehilfen- 
lag  an  Stelle  der  (k'hUfenausschüsä«  die  Errichtung  von  Handlungsgehilfcnkammeru, 
deren  Mitglie^ler  aus  frdeir  Wahl  der  beteiligten  Kreise  hervorgehen  mflaacn.  —  Um 
die  Durchfülirung  der  zum  Schutze  der  Handhuig^igehilfen  erIaH.«enen  und  noch  zu 
erlassenden  Gesetze  utid  Verordnungen  zu  gcwfilirleihten,  fordert  der  erste  deutsche 
Handlunpgehilfentag  zur  IJcberwacuung  der  in  Betracht  kommenden  ymetflifhen  Be> 
Stimmungen  die  Anstellung  von  Handebinspektoren. 

d)  Angesichts  der  Tatsache,  dass  der  GcwerbeausschasB  dea  AbaeardnebEfdMUiaeB 
Im  Reichsrate  sieh  mit  ITnigostaltung  der  ganzen  (»ewerbeordnung  b€uasst,  beauftragt 
der  erste  deatsche  HandlungsgehUfentag  Oesterreichs  die  Beichsgewwkachaft  der  deut- 
schen Hand^  nnd  Indnstneangeetellten  Oesteneichs,  den  «Ueutaehnationalen  Hand» 
lungpgehilfcnverband,  Sitz  Wi'n"^  damit,  zu  jeder  cinzelneti  Bestirimuni einer 
Verb«iserung  im  Sinne  moderuer  Sozialpolitik  liir  den  Stand  der  Haudiungsgeiiilfen 
bedarf,  Verbessenuigiivoracfaläge  durch  Eingaben  an  (ipenannten  GewerbeauBs<^uee  za 
unterbreiten.  Der  erste  deutsche  Handlung-gehillentag  ersucht  den  sozialpolitischen 
Aussohusd  des  Abgeordnetenhauses  des  Beichäraioä  dnngend,  endlich  die  in  diosem 
AusRchusae  befindlichen  noch  unerledi^S^  Gesetznovellen :  Begierungsvorlage,  die  Ab- 
änderung und  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  16.  Jänner  181t",  R.G.Bl.  No.  21,  l>f>tr. 
die  l^gclung  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe  im  Gewerbebetriebe;  K^ierungsvorlagc, 
die  Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  8.  März  1885.  betr.  die  Kc^lung 
der  Arbeitszeit  für  Handlungsgchilfon ;  Regierungsvorlage,  die  Abänderung  der  Be- 
stimmungen des  sechsten  Teiles  des  ersten  Buches  des  Ilandelsgesetzbuchns,  betr.  die 
Begelung  des  Anstellungsverhältnisses  der  Handlnng^sgehilfcn  zur  abschlii  >-< mien  Be- 
ratung zu  briugmi  und  schleunigst  dem  Abgcorduetenhause  zur  rionarberatung  zu 
fiberweisen.  Der  cnte  dentsehe  Handiungsgchilfentag  ersndit  dabei  dringend,  den 
sOzialiMilitischon  Ausschuss  mit  ileni  Abscüluss  der  ot)cn  erwähnten  Beratung  nicht 
atlf  den  Abschlusa  der  Beratung  über  Abünderungen  der  Gewerbeordnung  ün  Schosse 
dea  €hnrerbe«isac]iiu«ea  sn  warten^  aondem  ohne  Röoicsiofat  danuif  die  acUmmigste 
Bentnog  durebcoführen. 
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e'i  Resolution  der  am  25.  Juni  1905  in  Wintertlmr  abgehaltenen 
Delegiertenversammlaog  des  Schweizerischen  Kaufmännischen 
Vereins. 

1)  Der  69  Sektionen  und  11800  lütgUeder,  wovon  7600  Huidek- 
flehlllfen  schweizeriscLei   Nationalität  und   1100  BureauangeBiellte,  um« 

iait«:endo  Scliweizorischo  Kaufmännische  Verein  erklärt  sich  von  den  Be- 
stimmungen über  den  Dienstvertra^  im  revidierten  Obligationenreclit  (5.  Teil 
des  schweizerischen  Zivilgesetzbuches)  nicht  befriedigt,  da  diese  Bestim- 
moogBii  seine  dem  eid^nOanachen  Juetisdepartement  vor  zwei  Jahren 
eingereichten  PostoUte  nicht  gentigend  berttcksichtigen  and  fUr  die 
Handelsgehülfen  teilweise  sogar  ungQnstiger  lauten  als  im  gegeawlrtig 
geltenden  Gesetz. 

Der  Art.  1373  des  Entwurfes  kann  die  Postulate  des  S.  K.  V.  nicht 
ersetEen,  da  er  es  dem  Belieben  jedes  einzelnen  Kantons  überlässt,  den 
▼orgeaehenea  Normal-AnatellaiigaTertrag  einznflBliren  oder  nioht  einsuftihren 
nnd  darin  den  Begehren  des  8.  K.  V.  sa  entsprechen. 

Der  .S.  K.\'  v,  ird  auf  die  Verwerfung  jedes  Gesetzentwürfe^^  Einar- 
beiten, der  den  iJienstvertrag  für  das  Handel8gewerl)e  nicht  einheitlich 
für  die  ganze  Schweiz  im  Sinne  seiner  Postulate  ordnet  oder  nicht  Ge- 
wihr  bietet^  dasa  dies  gesehehen  kann  duroh  einen  yon.  den  kaufmftnni^ 
sehen  Berufsorganisationen  aufzustellenden  und  nur  vom  Bunde  lu  ge- 
nehmigenden Normal- AnBtoIluni:.-^  vertrag. 

Die  Delegierten  Versammlung  vom  24.  Juni  lSK)ö  beauftragt  daher  das 
Zentralkomitee : 

a)  In  einer  neuen  Eingabe  von  den  eidgenössischen  Bftten  die  Ver> 
wirklichung  der  von  der  Bspertenkommiasion  abgelehnten  Postulate  zu 

verlangen. 

b)  Ais  Eventaalantrag  (für  den  Fall,  days  die  Pnstnlate  nicht  im 
Obligationenrecht  »elber  berücksichtigt  würden)  bei  den  liäten  gleichzeitig 
daa  Begehren  an  atellen,  die  im  Art.  1S78  den  Kantonen  eingeräumte 
Kompetenz  sei  anasdkUeaslich  dem  Bunde  zu  übertragen. 

2)  Da  der  Ge.setzentwurf  auch  gegenüber  solchen  Artikeln  de.s  fetzigen 
Obiigaiionenrechtes,  die  von  den  Postulaten  nicht  berührt  worden,  ver- 
schiedene Aenderungen  autweist,  beauftragt  der  8.  K.V.  das  Zentralkomitee, 
diese  neuen  Beatimmungen  zu  prüfen  und  den  B&ten  seine  allftUigen  Ab- 
taderungsanträgo  dazu  au  unterbreiten. 

3)  Die  Delegiertenversammlnng  beauftragt  das  Zentralkomitee,  wenn 
möEflich  gemeinsam  mit  dem  Schweizerischen  Handels-  und  Industrieverein 
einen  kaufmännischen  iS'ormal-Anstellungs vertrag  aufzustellen  und  für  seine 
Verbreitung  in  der  Praads  an  sorgen. 

f  Tvesolution  des  am  12.  — 15.  August  1905  in  Wien  abgehaltenen 
8.  österreichischen  Krankenkassentages. 

1}  Das  vom  Ministerium  Koerber  in  den  letzten  Tagen  seiner  Tätig- 
keit vorgelegte  ,,Programm  für  die  Reform  und  den  Anabau  der  Arbeiter- 
veraiehernng"  hat  den  Arbeitern  dne  arge  Bnttikusohung  gebracht.  Mag 
dieses  Programm  technisch  und  legislatorisch  eine  hervorragende  Leistung 
genannt  \re*den  ,  bei  der  Beurteilung  durch  den  3.  österreichischen 
Kaäseutag  kommen  ausschliesslich  sozialpolitische  Gesichtspunkte  in  Be- 
tracht. 

Die  Einftthmng  der  Invaliditftts-  und  Alteraversi<^erung  muaate 
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wohl  im  „Programm'^  Auftiahme  finden ,  weil  die  nachhaltige  Bewe- 
gung in  allen  Arbeiter-  und  vielen  bürgerlichen  Kreisen  bertlrksirlitigt 
werden  miisste.  Die  Vorschläge  des  Regierungsprogramms  leiden  jedoch 
an  dem  GnmdülMl  «asscbliesslicher  BodaoIitnaLlune  auf  die  einseitigea 
Untini«]im«riiitfloraeBan,  die  anch  nur  tob  den  atlerboraierteBten  Vertretern 
der  Untemehmersohaft  verfooliten  werden. 

Dif»  KoL'ii^rnn«;^  isf  in  ihrem  Entwiirf  vor  allem  ängstlicli  bemüht,  'H© 
Invahdeuveröichörung  möglichst  billig  zu  gebtaiien.  Deahalb  werden  di© 
in  Aussicht  gestellten  Renten  durchwegs  in  aelbst  für  österreichische  Ver- 
hlltniflse  beBchtmoid  dttrfbigen  Betragen  gewährt,  bei  denen  von  einer 
Anpaasong  an  irgend  ein  noch  so  bescheidenes  Existenzminimum  nicht 
j^csprochen  werden  kann.  Die  Kenten  zeigen  eine  bedenkliche  Annfthe- 
ruDg  an  die  Ilnterstfitznngen  unserer  Armeuversorgunpr. 

Die  geringe  Zahl  der  in  Aussicht  gestellten  Lohuklabseu  steigert  die 
sdireiende  Differena  swischen  den  Lolmbesfigen  nnd  den  InTalidenrenten 
in  den  ninisten  Lobnkategorien  in  nngewSbnlichem  Masse. 

Eine  Witwen-  nnd  Waisenversicherung  ist  überhaupt  nicht  ^'eplant. 
Das  Surrogat  dafür,  die  jämmerlich  nnbedentenden  Kajiitalsabtertiguni^en. 
können  nicht  verhindern,  dass  Witwen  und  Waisen  bei  Verluöt  ihrös  Kr- 
nfthrers  anch  kfinftig  dem  Eilende  Überantwortet  bleiben. 

Der  projektierte  Staatszuschuss,  der  günstiger  bemessen  ist,  als  er- 
wartet wurde,  w  inl  durc  Ii  die  für  alle  Lohnklassen  gleiche  ITiilie  bewirken, 
dass  den  leistungsfähigsten  Unternehmern,  vornehmlich  aber  den  Gross- 
grundbesitzern, die  BeitragHlaai  für  die  invaiideuvei-aicherung  iast  ganz 
al^enommen  wird. 

Der  Kreifl  der  Versicherten  hat  keine  befriedigende  Abgrensong^ 
erfahren.  Das  odiose  l'rivileg  der  Ausnahrae  von  der  Versicherungspflicht 
bleibt  den  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben,  der  HausinduBtrie 
and  der  Seeschiitahrt,  zum  Teil  auch  den  Betrieben  des  Staates,  der 
Linder  und  Gemeinden  «rbalten.  Die  Regierong  will  sogar  zwei  neue 
Ausnahmen  schaffen  nnd  ewar  für  die  Arbeiter,  die  nicht  lAnger  als  drei 
Tage  bei  einem  und  demselben  Unternehmer  beschikfdgt  sind,  tind  Air 
Personen,  deren  Gehalt  2400  Kronen  tibersteigt. 

Durch  die  Festsetzung  der  Altersgrenzen  (Ausschluss  dei-  Personen 
unter  10  nnd  Uber  60  Jahre)  für  die  Versidkerungspflicht  wird  eine  ba- 
dentende  Zahl  von  in  hohem  Grade  der  Versieherong  Bedürftigen  von  der 
Teilnahme  an  der  Versicherang  ausgeschlossen. 

Die  Wartezeit  ist  in  einem  Ansmasse  festL^esetzt ,  dass  der  Er- 
langung einer  Altersrente  unüberwindliche  Hindernisse  bereitet  werden. 
Selbst  die  Invalidenrente  wird  nicht  leicht  zu  erreichen  sein. 

Ungerechtfertigt  hart  sind  f&r  die  Versicherten  die  Wirknngen  der 
Kiehtabfuhr  der  Beiträge  von  Seiten  der  Untem^mer. 

In  Erwägung  der  zahlreichen  schwerwiegenden  MSugel  des  Regiernngs- 
programms  beschiiesst  der  d.  üsterreichische  Krankenkassen  tag,  die  lie- 
gierung  dringend  aufzufordern,  ihre  Vorschläge  unter  Berücksichtigung  der 
von  den  Krankenkassen  im  Wege  ihres  Gutachtms  an  madienden  Vor« 
sehl&ge,  insbesondere  aber  der  nachstdienden  Forderungen  nmeugest alten: 

1)  Die  Ansdehnwng  der  VersichernnL'''^f  Hiebt  auf  alle  gegen  Lohn  oder 
Gehalt  beschäftigten  Person eu  (Arbeiter,  Betriebsbeamte,  Dienstboten  in 
Industrie  und  Gewerbe,  Uausindustrie,  Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft, 
Handel  und  Transport,  freien  nnd  Öffentlichen  Berufen). 
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2)  Die  Beseitigiixig  jeder  Ausnahme  von  der  YerBiclieruDgspfiicht,  vor 
allem  Beseitigung  der  Altersgrenze  fttr  Pereoneo,  die  das  60.  Lebeiuyahr 
zurückgelegt  haben,  und  Ermöglichung  der  Erreichimg  der  Invalidenrente 

durch  Schaffung  von  Uebergangsbestimmnny-en. 

3j  Ersatz  der  Kapitalsabfertigungen  an  Hinterbliebene  durch  die  Ge- 
wlliraiig  yon  Witwen-  und  Waisenrenten  mindestens  in  dem  bei  der 
Unfallversicherung  bestimmten  Ausmasse. 

4)  Ejrhöhung  der  Kenten  bis  zu  einem  Ausmasse,  welches  die 
Notwendigkeit  der  Arme])ptie<ze  auBschliesst  und  in  annehmbarem  Ver- 
hältnis zum  Lohneinkommen  des  JElentners  steht. 

5)  Vemdirang  der  Lohnklassen. 

6)  Der  Staatscuschuss  ist  in  aufsteigender  Höhe  in  der  Weise 
zu  bemessen,  dass  durch  denselben  in  allen  LiOhnklassen  ein  annfthernd 
gleicher  Teil  der  Kente  gedockt  erscheint. 

7)  Kürzung  der  Wartefrist  und  Zuerkennung  der  Bente  ohne  Bück- 
sieht  auf  das  Verhalten  des  Unternehmers  besttglich  der  Zahlnngspflioht. 

8)  Bei  den  Bergarbeitern  ist  der  staatliche  Rentenanschoss  ans- 
Bchliesslich  zu  Erhöhung  der  Kente,  keineswegs  aber  sn  einer  Minderung 
der  Beitragsleistnngen  zu  verwenden. 

Der  3.  österreichische  Kraukenkassentag  fordert  ferner  die  Kegierung 
anf|  die  Ferfektionierung  der  Invaliditlts-  und  Altersversicherung,  der 
Witwen-  und  Waisenversorgung  mffglidbst  sn  beschleunigen  und  sie  nicht 
von  dem  Zustandekommen  einer  für  die  Arbeiterschalt  unsnnehmbaren 
„Reform*'  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  abhängig  7.n  jw^chon.  Die 
gesetzliche  Fürsorge  für  den  Fall  der  Invalidität  und  des  Alters  ist  eine 
Forderung  der  arbeitenden  Bevölkerung,  die  in  ihren  materiellen  Verhält- 
Dissen,  wie  in  der  schweren  Steuerlast,  die  sie  anfsnbringen  hat,  mehr 
als  ausreichend  begründet  ist.  Der  Versuch,  die  Erfüllung  dieser  Forde- 
rungen von  der  schwer  umstrittenen  Reform  der  übrigen  Versicherungs- 
zweige abh&ngig  zu  macheu,  muss  nicht  nur  von  der  Arbeiterschaft, 
sondern  auch  von  den  Krankenkassen  einmütig  zurückgewiesen  werden. 

Die  vom  Begiemngsprogramm  proponierte  Befonn  der  Krankenver- 
gicberong  entspricht  —  ganz  abgesehen  von  der  Frage  der  Organisation 
—  den  an  diese  Reform  geknüpften  Erwartungen  durchaus  nicht.  Die 
anerkannt  schweren  Mangel  des  geltenden  Gesetzes  werden  durch  den 
Entwurf  nicht  beseitigt,  wohl  aber  wird  eine  Üeihe  neuer  Uebelstände 
geschaffen,  die  der  Durcfaftlhrang  des  Oesetzes  vermefarte  Schwierigkeiten 
bereiten  werden. 

Der  Kreis  der  Yersicherteii  erführt  im  „Programm"  nur  eine  schein- 
bare Erweiterung,  da  die  neu  in  die  Krankenversicherung  einzubeziehenden 
Ai  heiter  (^landwirtschaftliche  und  häusliche  Dienstboten)  als  Teilversicherte 
bduundelt  werden  sollen.  Abgesehen  von  dem  sosislpolitisohen  Unredit, 
das  hier  begangsn  wird,  dürfte  auch  eine  Erschwerung  der  Verwaltung 
aus  r^pf  Schaffung  zweier  Kategorien  von  Versicherten  resultieren. 

Eine  Keihe  von  gegenwärtig  als  Vollversicherte  behandelten  Personen 
soll  künftig  aus  der  Versicherung  ausgeschieden  (Heimarbeiter,  Angestellte, 
fluktuierende  Arbeiter)  oder  nur  als  TeUversidierte  (Lehrlinge,  nicht  voll- 
Stftndig  ausgebildete  Personen  etc.)  behandelt  werden.  Ein  anderer  Kreis 
unselbständiger  Personen  bleibt  nach  wie  von  der  Krankenvejsicheruug 
ausgeschlossen  (Hausindustrielle,  Bedienstete  der  Seeschiffahrt,  landwirt- 
schaftliche Arbeiter  etc.). 
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Wi©  hier  so  geht  das  „Programm"  auch  bezüglich  der  Unterstützungen 
von  den  Grundsfttsten  mrii^liclistor  Billigkeit  ans.  Alle  der  Krankenver- 
8icheniii<j:  im  torliegenden  Tersoneu  bullen  in  seclis  Lohnklassen  eingeteilt 
werden,  wobei  vielfach  der  wirkliche  Verdienst  nicht  voll  zur  Geltung 
kommen  wird  (Behandlung  der  Katoralienl).  Die  ünterottttEon;  wird  ihrer 
Höhe  nach  für  jede  Lohnklasse  im  Gesetz  fixiert,  so  daas  eine  Steigerang 
dorsr'hpr!,  auch  wenn  die  finanziellen  Verbaltnisse  mancher  Kasten  dies 
gestatten  würden,  ausgeschlossen  erscheint.  Es  wird  also  eme  günstigere 
Gestaltung  des  Krankengeldes,  die  heute  möglich  ist,  für  künftig  voll- 
stindig  verhindert.  Nor  im  Wege  der  Sdiaffung  einea  Untentatsiin|pBfoi)dB| 
der  aber  von  den  Arbeitern  allein  dotiert  werden  muss,  wird  xn  verhindern 
sein,  dass  das  liouto  gewährte  Krankengeld  für  Zehntanaende  von  Mit- 
gliedern  keine  Verringerung  edalire. 

Die  geringe  Zahl  der  Lohukia^isen  ist  iUi*  die  Krankenversicherung 
Völlig  onannelmibar.  Noch  onrolBasiger  eraebeint  die  Beseitigung  der  Be> 
wegliohkeit  des  Krankengeldes.  Dagegen  innas  die  E^hOhtmg  der  Unter- 
sttttzungsdauer  auf  ein  Jahr  mit  Freuden  begrüsst  werden. 

Wird  den  Versicherten  durch  das  LohnklassensjBtem  erheblicher 
Schaden  zugefügt,  um  an  den  kranken  Mitgliedern  Ersparnisse  zu  erzielen, 
80  aollen  auf  d«r  anderen  Seite  den  Krankenkassen  sdiwere  Lasten  fttr 
der  Krankenversidherong  fremde  Institutionen  aufgebürdet  werden.  So 
sollen  die  Kassen  zur  Erhaltung  der  Spit&ler  im  weitreichendsten  Masse 
herangezogen  werden.  Vor  allem  sollen  sie  die  Sanierung  der  Unfall- 
versicherongsaustalten  auf  sich  nehmen.  Mit  aller  Entschiedenheit  muss 
dagegen  Protest  erhoben  werden,  daas  die  Krankenkassen,  die  nnr  mit 
grosser  Hflhe  in  ihrer  Verwaltung  das  Gleichgewicht  aufrecht  zu  erhalten 
vermögen,  in  den  Wirbel  der  Defisitwirtschaft  der  Un&llvwsichemng»- 
anstalten  hineingezogen  werden. 

Durch  die  Beseitigung  jedes  ernsthaften  EinÜusses  der  Kasseuvorstände 
aof  die  Eegelung  der  Kratlichen  Verhältnisse,  anf  die  Anstellung  der 
leitenden  Beamten  and  der  anderen  Angestellten,  sowie  dnrdi  die  poUtische 
Gehässigkeit,  die  der  Entwurf  in  dieser  Frage  bekundet,  wird  der  Keim 
zu  zahllosen  Zwistigkeiten  gelegt,  die  eine  sachgemAsse  Verwaltung  der 
Kassen  zweifellos  unmöglich  macheu  werden. 

Lebhalte  Bedenken  müssen  erhoben  werden,  wenn  die  Kraukonkasseii 
eine  nngehenre  Arbeitslast  für  die  Unfall»  und  Invalidenveraichening  auf 
sich  nehmen  sollen.  Die  Erfahrungen,  die  anderwärts  gemacht  wurden, 
haben  gelelaf,  dass  die  Folge  dieser  Arbeitsverteilung  eine  schwere  Be- 
lastung der  Finanzen  unserer  Krankenkassen  sein  diirt'te.  Die  Kranken- 
kassen könnten  mit  Kecht  nur  dann  zur  Ueberiiahme  einer  solchen  Last 
verhalten  werden,  wenn  der  Aufbau  der  Invalidenversicherung  auf  den 
Elrankenkassen  basieren  und  die  Verwaltung  im  sinne  der  BeadilOsse  des 
2.  österreichischen  Krankenkassentages  ans  den  Krankenkassen  selbst 
hervorgehen  wfirde. 

Die  Hinterziehung  der  Beiträge  war  bei  den  Bezirkskaä.sen  bisher 
straflos,  w&hrend  sie  bei  den  Genossenschaftskassen  im  Sinne  einer  oberstp 
gerichtlichen  Entscheidung  die  Verurteilung  \\-egen  V«initreuung  zur  Folge 
haben  konnte.  Der  Entwurf  orkhlrt  die  Xichtabfnhr  der  eingehobenen 
Beiträge  bei  allen  Krankenkassen  als  strailos.  Die  Schwierigkeiten,  welche 
bisher  die  Bezirkskassen  allein  zu  besiegen  hatten,  werden  nunmehr  auch 
den  Genossenschaftskassen  erwachsen. 


üiyiiizea  by  Google 


—   267  — 


Diene  Art  der  Beform  der  Krankenversicherung,  die  alle  zutage  ge- 
tretenen  TJebelst&nd«  nnberttcknichtigt  Vkaat  und  wai  den  bishenffea  nur 
none  und  achwererwiegende  flcba£Ft,  iniiss  der  3.  österreichische  Krankeik- 

kassenta":  auf  das  allerentscbiedenste  ablehnen.  Er  musa  fordern,  dass 
den  Bedenken,  die  vom  3.  österreiclii'jcli^*!)  T\ rankonkn«sonta£]f  80wohl  als 
auch  von  dem  zii  erstattenden  Gutachiou  vorgebracht  werden,  volle  Be- 
aehtimg  imd  BerttckBiehtigung  zatetl  werde.  Dttt  8.  öeteireiehieobe  Sreakeii- 
kttBseiitag  würde  lieber  aaf  die  Reform  vorlftufig  yersiokten  und  die 
rascheste  Durchführung  der  Invalidenversichenuig  flurdem,  wenn  eine  andere 
Art  von  Roform,  als  d'>  ini  Recriemngsprogramm  in  Vorschlag  gebrecbtey 
gegenwärtig  nicht  dui  ciizusetzen  wäre. 

2.  Von  eatecheidender  Bedeutung  für  die  Zukunft  der  gesamten 
Arbeiterverncbenixig  in  Oesterreich  ist  die  Art,  wie  die  Frage  der  Organi- 
sation,  das  Problem  der  Selbetverwaltug  lind  das  Verllftitnis  der  Staats- 
gewalt zu  den  Versi(  lu!rnn;:,'sinstitutionen  gerei:  It  v  prdon  sollen.  Gerade 
gegen  die  hier  in  Betraclit  kommenden  Vorschläge  des  Ke^iei  uugsprogramms 
muss  der  3.  österreichische  Krankenkassentag  den  schärfsten  Wider- 
spruch erheben, 

Av£  dem  Gtobiete  der  Krankenversicherung  lehnt  das  Begierungs- 
Programm  den  vom  2.  österrfif^bi-jchen  Krankenkassentnfr  ans  Gründen 
der  Wirtschaftlichkeit  und  der  ixosteigftrtou  Leistungsftlii^'koit  nachdrück- 
lich geforderten  Uebergang  zur  Einheitskasse  schlankweg  ab.  Nur  die 
«ilerkleinsten  Qebilde  unter  den  Krankenkassen  sollen  direkt  beseitigt,  den 
Genossenschafts-  und  Vereinskassen  durch  eine  Reihe  schtkanttoer  Vor- 
Schriften  der  Weiterbestand  erschwert  oder  unmöglich  gemacht  werden. 
DafTPfrefren  ist  die  Vnrla«^e  bemülit,  die  Betriebskassen  und  Brudorladou 
trotz  ihreh  antisozialen  Charakters,  trotz  des  in  ihnen  angehäuften  Kon- 
fliktstoffes, sorgfältig  zu  konservieren  nnd  ihnen  ihre  Ezistens  sn  sichern. 
Die  Zersplitterung  und  das  unökononüsche  Gebaren  können  auf  diesem 
We^e  wenij  *^iTj^';o.-JchrJlnkf  worden.  Vor  allem  wird  aber  eine  rriirnete 
Grundlage  für  die  gesamte  Zwangsversicherong,  als  welche  nur  die  iianheits- 
kasse  fungieren  kann,  nicht  geschahen. 

Bei  der  üniallversicherung  soll  die  bisherige  wegen  ihrer  Isoliertmg 
kostspielige  Organisation  unverftndert  beibehalten  werden.  Da  überdies 
ein  Teil  ihrer  heutigen  Loi.stnngen  nnd  Verwaltungsaufgaben  auf  !ir 
Krankt'nkassen  überwiUzt  werden,  muss  die  Kostspieligkeit  der  Verwaltung 
eine  relative  Steigerung  erfahren. 

Bei  der  InvalidenTersicherang  wird  sur  Dorchltlhrung  der  neaen 
Aufgaben  eine  Beichsinvalidenkasse,  die  in  Wirklichkeit  nur  eine  Abteilung 
des  Ministeriums  des  Innern  bilden  wird,  berufen  sein.  Die  wiclititre 
Detailarbeit  soll  jedoch  den  Krankenkassen  (An-  nnd  Abmeldungen, 
Evidenzhaltung,  Einhebung  der  Beiträge}  und  Untaliversicheruugsanstaiten 
(Bentenkommissionen  zur  Entscheidung  über  Ansprttdie)  ttbertragen  werden. 

Ans  der  8chaffimg  des  „übertragenen  Wirkungskreises",  wie  aus  dem 
in  Aussicht  genommenen  StaatssaschuHis  leitet  die  Regierung  die  Berecliti^rung 
£ur  Auf?liofernnj»  der  gesamten  Arheiterversichernng  an  die  staatliche 
Bareaukratie  ab.  Nicht  nur  die  Ueberwachung  aller  Versicherungsinstitute, 
sondern  die  mittelbare  oder  unmittelbare  Durchführung  aller  irgendwie 
belangreichen  Verwaltungsanfgaben  der  Kranken-,  Unfall-  nnd  Invaliden- 
versichei-ung  wird  dem  Ministerium  des  Innern  übertragen  (Ernennung 
oder  Zulassong  der  Beamten,  Entscheidung  in  der  Aerztefrage,  Feststellong 
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der  Statntod,  Vorschreibung  der  GeBchlfbieinriohtiuig  etc.).  Diib  Kompetenz 
des  Vorstandes    der  Krankenkassen   wird    auf  die  bedeatnngsloseBteD 

AT)<^'Rlegenheiten  eingeschränkt,  wahrend  bei  der  Tnvalidenkasse  ein  v-  n 
der  Regierung  ernannter  Vorstand  ohne  jeden  emsthaften  Machtbereich 
ein  Scheindasein  fristen  wird. 

Selbst  in  den  am  jede  Bedeatnng  gebrachten  Vorstindeii  der  Kranken- 
kassen soll  der  legitime  Einiluss  der  Arbeiterschaft  vollständig  beseitigt 
werden.  Die  Vorla*:e  beabsichtigt,  ohne  jeden  sarblicheu  Gnind,  lefliü'lirh 
aus  politischer  Voreingenommenheit  und  Engherzigkeit,  die  Zahl  der  den 
Versicherten  in  der  Generalversammlung  und  im  Vorstande  der  Kiaukeu- 
kasse  snfallenden  Mandate  von  swei  Dritteln  auf  die  HUfte  ni  reduzieren, 
üeberdies  soll  der  offenbar  wohlerworbene  Anspruch  anf  Wahlbetrug  und 
Wahlfälschung  unaniretastet  bleiben,  nnehdem  das  „Programm"  eine 
Sicherung  doB  fillgemeinen  geheimen  Wahlrechts  trotz  aller  bisherigen  Er- 
fahrungen nicht  in  Ausbicht  nimmt. 

Trotz  des  gesteigerten  Einflnsses  der  poli^ohen  Bebtfrden  nnd  der 
notwendigen  Vermehr un<i;  der  Agenten  wird  weder  die  Beseitigung  der 
grossen  Ueberlastnng  in  den  unteren  Instanzen,  noch  auch  die  Möglichkeit 
einer  fachlichen  Ausbildung  der  behördlichen  Organe  ins  Auge  gefasst 
Die  neue  Arbeit  soll,  wie  die  bisherige,  von  uugeschnlten,  mit  anderen 
Arbeiten  mehr  als  erwflnscht  in  Ansprach  genommenen  Krttften,  demnach 
in  nnzulänglicher  Weise  ausgeführt  werden.  Nicht  einmal  für  die  un> 
parteiisclio  Handliabung  der  Gcsotzo  bei  den  atitonomen  Behörden  sacht 
das  „Programm"  irgendwelche  Garantien  zu  schaffen. 

Unter  diesen  Umständen  muss  der  3.  österreichische  Kranken- 
kassentag  sich  gegenüber  den  anf  die  Organisation  besiehenden  Vorschllgen 
des  Regiemn^programms  ablehnend  verhalten  und  auf  den  Beschlüssen 
des  2.  österreichischen  Krankonkassentages,  die  allein  die  Gewähr 
flir  eine  sachgemässo  und  wirtschaftliche  Organisation  der  gesamten 
Arbeiterversicherung  bieten,  beharren. 

Insbesondere  mnss  der  8.  österreidiisohe  Krankenkassentag  schftifsten 
Fk-otest  gegen  die  beabsichtigte  Veniichtnng  des  SelbstverwaltungarediteB 
sowie  gegen  die  Vorschläge,  die  den  mas^ebenden  Einflnss  der  Versichertea 
beseitigen  sollen,  erheben. 

Auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  leidet  die  östen-eichische 
BevOlkernng  schwm'  unter  dem  Drucke  bureankratischer  Bevormundung. 
Die  staatliche  wie  die  autonome  Verwaltung  hat  sich  nsfUiig  'erwieseni 
die  zahlreichen  ihr  zugewiesenen  Aufgaben  in  befriedigender  Weise  zu 
lösen.  Ueberlässt  man  trotzdem  der  Bnreaukratie  das  gesamte  Gebiet  der 
Arbeiterversicheruug  zur  uneingeschränkten  Domäne,  so  führt  man  die 
Arbeitwvemichemng  einem  nnvermeidhcheu  Fiasko  entgegen.  Gerade  die 
soziale  Versicherung  wt  speziell  in  Oesterreich  ohne  ehrliche  SelbstTer- 
waltong,  ohne  entscheidenden  Einfluss  der  Arbeiterschaft  unmöglich. 

e  * 

* 

Trotz  der  notorisch  ungünstigen  bisherigen  Erfahrungen  auf  dem 
Gebiete  dee  administrativen  Bechtsverfahrens  bringt  das  Begierungspro- 
gramm hier  keinerlei  Aenderung  in  Vorschlag.  Die  Agenden  der  politischen 
Behörden  werden  aber  '/weifellos  eine  enorme  Steigerung  erfahren.  Da- 
durch wird  auch  die  Judikatui"  dos  ohnehin  iiberbiirdeten  und  in  der 
Arbeiterversicherung  nicht  unterrichteten   Verwaliuugögerichtshofea  eine 
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gtaikd  Erweitamng  anftveiaen  und  die  DnrdifEdiruDg  der  Gbsetse  nsoh* 

teilig,  weil  im  antiflOBialeii  Geist,  beeinflussen. 

In  der  Rechtsprechung  bei  Streitigkeiten  zwischen  Versicherten  und 
Versicheninysinstitnten  soll  dagegen  ein  völliger  Umstürz  eintreten.  Das 
Kegierungsprogramm  verfolgt  bei  seinen  Vorschlägen  mit  grosser  Konsequenz 
den  einen  Gedanken:  die  Judikatur  in  yöUige  Abhängigkeit  von  den 
{»olitiecfaen  Behörden  cn  bringen.  So  hofft  man  die  bedenklichen  lAoken 
zu  beseitigen,  die  durch  Aoeschaltung  der  Selbstverwaltang  und  des  Ein- 
flusses der  Arbeiter  i^f^t^redmngen  entstehen  m'1^5<5PT1.  Von  der  Verwaltung 
ausgeachiorfsen,  haben  eben  Arbeiter  wie  UnterDehmer  an  dem  Prosperieren 
der  Institutionen  der  Arbeiterversicherung  kein  unmittelbares  Interesse, 
ftlr  ihre  Entwicklung  keine  Verantwortong.  Ibi  diese  Lftcke  sacht  die 
Eegienmg  den  Geist  des  offenen  Fiskalismus  einsaftlhren. 

Bei  der  Krfliikr>nv6rsichernng  will  das  Programm  alle  Schiedsgerichte 
beseitigen  und  die  Kechtsstreitigkeiten  in  erster  Instanz  den  politischen 
Behörden  zur  Eutscheidung  im  geheimen,  schriftlichen  und  mittelbaren 
Verfahren  saweisen.  So  unbefriedigend  die  Wirksamkeit  der  Schiedsgerichte 
heute  sein  mag,  weit  ansalftngli<^er  wird  die  Judikatur  der  politischen 
Behfudon  v.  prden,  bei  welchen  keine  einzige  Vorbedinu'ung  fiir  eine  unbe- 
fangene richterliche  Tätigkeit  gegeben  ist.  Aus  gtiton  Grfinden  ist  vor 
wenigen  Jahren  die  Entscheidung  in  Lohn  Streitigkeiten  den  politischen 
Behörden  abgenommen  worden.  Handle  derselben,  insbesondere  die 
aatonomen  Magistrate,  mussten  sich  den  Vorwurf  unverhohlener  Parteilich- 
keit gefallen  lassen.  Auch  die  Zulassung  der  Berufung  an  ein  Schieds- 
gericht ändert  an  der  Sachlage  nichtS|  das  kann  nur  bewirken,  dass  einige 
Mehrarbeit  geleistet  werden  wird. 

Ftlr  das  Gebiet  der  Unfall-  und  Invalidenveraieherang  werden  so* 
genannte  Schiedsgerichte  in  Aassicht  genommen,  deren  Beisitser  jedoch 
nicht  mehr  von  den  Interes.^enten  gewählt,  sondern  von  der  "Regierung 
ernannt  werden  sollen.  Diese  gleichfalls  von  liskalischen  Motiven  ein- 
gegebene Massregel  muss  das  Vertrauen  in  die  Unparteilichkeit  der 
G^chte  von  vOTneiieFein  untergraben.  Die  Vertrauensm&nner  der  materiell 
interessierten  Begiemng  werden  nicht  als  unbefangene  Biditer  angesehen 
werden.  Die  Reduzierung  der  Zahl  der  Beisit.zer  von  4  auf  2  ist  geeignet, 
den  Eindruck  zu  ei*wecken,  dass  es  sich  um  die  Steigerang  des  Einfloasee 
des  Vorsitzenden  handle. 

Vom  Geist  des  Fiskalismus  sind  auch  die  VorsehlKge  erfllllt,  die  die 
Eineetaang  eines  Obergerichtes  beawecken.  Für  dieses  sollen  aussdiliesslich 
Bichter  und  Verwaltungsbeamte  ernannt  werden,  Arbeiter  und  Unternehmer 
dagegen  nnsgeschlossen  Kl^^iben,  Das  Verfahren  ist  ein  Hchriftliches,  ge- 
heimes. Die  Anrufung  des  Obergerichtes  soll  nur  wegen  unrichtiger  recht- 
licher Beurteilung,  nicht  bei  Nichtigkeit  und  nicht  im  Falle  falscher  tat- 
e&chlicher  Annahmen  erfolgwi  dtlrfen. 

Der  8.  österreichische  Krankenkassentag  muss  das  Begierungspro- 
graram,  insoweit  es  sich  anf  die  Fragen  der  Bechtsverfolgung  bezieht, 
als  völlig  vorfohlt  und  die  gesamte  Arbeiterversicherung  gefährdend,  ent- 
schieden ablehnen.  Die  gerügten  Mängel  sind  aus  der  Abneigunj^  des 
Entwurfes  gegen  jede  ehrliche  Selbstverwaltung  und  aus  der  unverständ- 
lichen Wahlscheu  zu  erklären. 

Der  3.  österreichische  Krankenkassentag  muss  darauf  beharren,  dass 
den  Interessenten  ein  entscheidender  Einfluss  auf  die  Beohtsprechung  gerade 
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im  Interesi»e  der  Arbeiterversicherong  einzuräumen  ist.  In  die  für  alle 
Kas5?ciikateo:orieTi  und  Versiehemngsinstitute  bezirksweise  einzarichtenden 
iSchiedtigerichte  Bollen  Arbeiter  und  Unternehmer  gewählte  Beisitzer  ent- 
senden, die  unter  dem  Vorsitze  eines  gelehrten  Kichters  sa  judizierea 
hstten.  Die  Anfeohttuig  der  aehiedafwiditlidieii  Entsdheidongen  und 
die  Schaffung  einer  einheitUohen  Judikator  ist  durdi  BSnichtung  eines 
ReichsversicherungsamteH  zu  ermöglichen,  in  welchem  neben  ricliterlirVion 
Beamten  auch  Vertreter  der  Unternehmer  und  Arbeiter  Sitz  und  Stimme 
haben  sollen.  Das  Reichsv ersicher ungsamt  hätte  auch  als  letzte  admini- 
stratiTe  Instans  za  fungieren  und  so  an  Stelle  dee  Verwaltongsgeriobts- 
hofee  au  treten,  der  nach  seiner  Zneammensetzung  und  Bestaininnng  Anf- 
gaben  sozialpolitischer  Natur  zu  lösen  ausser  stände  ist. 

Die  Deiizitwirtschaft  der  ünfallversichernngsanstalten  ist  so  weit  ge- 
diehen, dass  bei  eiii2elncu  Instituten  iu  wenigen  Jahren  der  Bankerott 
einmtreten  droht.  Angesichts  dieser  Sachlage  verhftlt  eich  die  Begiemnge- 
▼erläge  an  den  Saniemngsfragen  in  ganz  unverantwortlicher  Weise.  Es 
ist  zwar  zn  billigen,  dass  durch  Ersatz  der  Kollektiv- durch  die  IndiN  i  l  ial- 
versichoning  die  betrügerische  Hinterziehung  der  Beiträge  eingeschränkt 
werden  soll.  Die  Regierung  macht  jedoch  jeden  Vorteil  aus  dieser  Mass- 
regel dadurch  au  nichte,  dam  sie  in  unbegreiflicher  KonniTene  gegen  die 
Unternehmer  eine  Kontingentierung  des  Oesamtbeitrages  in  Vorschlag 
bringt.  Dadurch  wird  v(-rliindert,  dass  den  Anstalten  irgend  eine  Mehr- 
einnahme för  die  Zukunft  zuüiessen  kann.  Da  die  Regierung  die  Sanie- 
rung auf  Kosten  der  Unternehmer,  die  allein  rechtlich  und  moralisch 
aolissig  erschont,  ablehnt,  muas  sie  notgedningen  die  Folgen  dee  Defizits 
auf  die  Arbeiterkrttppel  fiberw&lsen. 

Mit  aller  Entschiedenheit  muss  der  3.  österreichische  Kassentag 
pich  sowohl  gegen  dio  Ueberwälzung  der  Heilverfahronskostcn  auf  die 
Kraukenkadsen,  das  heisst  auf  die  Arbeiter,  als  such  gegen  die  Verringe- 
rung der  sogenannten  kleinen  fienten  ebeneo  wie  gegen  die  Binteilang 
der  Arbeiter  in  Lohnklassen  und  die  Bemessung  der  Kenten  nach  fud* 
Onippen  wenden.  Alle  diese  Massnahmen  haben  ausnahmslos  den  Zweck, 
die  }ieMte  schon  albn  bescheidenen  Uniallsrenten  noch  weiter  herabxu- 
drücken. 

Die  Unfallversicherung  ist  hervorgegangen  aus  dem  Schadeneraats- 
nnd  Haltpflichtrecht.   Der  Unternehmer  ist,  insoweit  dem  Arbeiter  nicht 

ein  Verschulden  xnr  Last  f^llt,  nach  bürgerlichem  Becht  wie  nadk  dem 

Haft{)flichtprinzip  zum  Ersatz  dos  voIIot^  Scliadfns  und  zur  LeistmiL'  eines 
Schmerzeuisgeldeö  verpllichiet.  An  Stelle  dessen  setzt  das  geltende  (iesetz 
die  60-proz.  Rente  und  benachteiligt  so  den  Arbeiter  sdion  um  40  Froz.  des 
Schadens  wie  lun  das  Schmersensgeld.  Wenn  noch  weitere  Beduktionen 
der  T^enten  vorgenommen  werden  sollen,  dann  mues  der  Anspruch  der 
Arbeiter  anf  volle  Entschädigung  aufOrunddes  hOrgerlidiea  Oesetabuohes 
neuerdings  aufleben. 

Auf  dieHem  Wege  ist  somit  eine  Sanierung  vüllig  unzulässig,  aber 
audi  nicht  au  erreichen.  Der  8.  Österreichische  Erankmkassentag  spricht 
sich  vielmehr  daftr  aus,  dass  neben  einer  ausreichenden  Unfallverhütung, 
einer  Erweiterung  des  Kreises  der  Vei siclierten  Einbeziehung  der  Land- 
wirtschaft, der  Seeschilfahrt,  des  Handwerks,  der  Hausindnstrie  et(\'i  anch 
noch  durch  eiilschloäseueii  Kampf  g«3gen  betrügerische  Hiuterzieiiungeu 
(^MlividualvOTsicherung^  stnu^gericfatUcbe  Verfolgungen,  Lohnlistenswang), 
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größeres  Massbalten  bei  den  Verwaltungskosten  und  endlich  durch  ent- 
sprechende  Steigerung  der  edahmngsgemass  zu  geringen  Beitrftge  Abhilfe 
goHchaffen  wird.  Insbesondere  ist  das  bisherige  Detkit  ausschliesslich  von 
den  Uiitrmehmeni)  die  ee  yersehiildet  haben,  im  Wege  der  Amortisation 

aufzubringen. 

Wesentliche  Milderungen  sind  durch  eine  entsprechende  Yerwaltungs- 
reform  tu  erreichen.  IHese  Reform  hat  sich  aadi  auf  die  Beseitigung 
oder  Milderung  der  bnreaukratischen  Einrichtungen  m  richten.    Vor  allem 

ist  l)ei  den  RenteTikommissionen ,  ebenso  wie  in  Deutschland  bei  den 
Üenteukommissionen  der  Invalidenvorsichfmn<]r,  die  mündliche  Einverneh- 
mung der  Anspruchswerber  in  Anwesenheit  von  Vertretern  der  Arbeiter 
und  Untenehmer  sn  ermt^i^en.  Auf  diee«n  Wege  werden  die  Interes- 
senten Einblick  in  den  gansen  Organismus  erlangen  und  auf  ihn  grSsseren 
Einflnss  zu  nehmen  in  der  Lage  sein. 

Von  der  Kegierung  mnss  gefordert  werden,  dass-  sie  alle  jene  Leistungen, 
die  sie  zu  Unrecht  bisher  von  den  Anstalten  gelordert  hat,  wie  Entschädi- 
gung für  Gewerbeinspektion,  Tragung  der  Kosten  der  Unfallverhütung, 
Portoaaslagen  etc.,  sowie  die  Kosten  der  Unfallstatistik  anf  sich  nimmt. 

Bezüglich  der  Bentenbemessung  fordert  der  Kassentag: 

1)  Als  entschädigungspflichtig  sind  aucli  jVrr»  UnftLlle  >><^trnrhten, 
die  auf  dem  Wege  von  und  zur  Arbeit  sich  ereignen,  ferner  die  gewerb- 
lichen Vergiftungen  etc. 

2)  Die  Rente  ist  mit  100  Pros,  nnd  bei  Ttflliger  Hilflosigkeit  mit 
120  Proz.  des  letzten  Jahresarbeitsverdienstes  an  bemessen.  Dement- 
sprechend f^ind  auch  die  Witwen-  tmd  Waisenrenten  zn  erhöhen.  Insulrxnfro 
<Jie  Kente  das  gegenwärtige  Ausmass  beibehält,  ist  den  Arbeitern  das  ilmen 
auf  Gruiid  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zustehende  Klagerecht  gegen 
die  UDtemehmer  auf  Schmersensgeld  nnd  den  restlichen  Schaden  Ton 
40  Ptoz.  zn  zu  erkennen. 

3)  Als  Lohngnindlage  hat  der  wirkliche  Jahre.sarbeit8ver<Iien8t  ein- 
ychliesalich  der  Naturalien  zu  ^'elteji.  die  nach  wie  vor  nach  den  örtlichen 
Durchschnittspreisen  bewertet  werden  sollen.  Bei  Personen,  die  einen 
Liobn  von  nnter  700  Kr.  besielien,  ist  als  Jahresarbeitsverdienst  dieser 
Setra^  anzunehmen.  Dasselbe  gilt  fär  Lehrlinge,  Praktikanten,  sowie  für 
jugendliche  Personen,  die  noch  nicht  vollständig  ausgebildet  sind,  mit  der 
Modifikation,  dass  der  Lohn  mit  zunehmendem  Alter  eine  dem  Gewerbe, 

fUr  welches  sie  ausgebildet  werden  sollten,  entsprechende  Steigerung  zu 

erfahren  hat. 

4)  Die  Abfertigung  der  Bentner  hat  prinzipiell  zu  unterbleiben.  So- 
weit sie  bei  Ausländem  notwendig  ist^  soll  sie  nnr  in  Toller  Höhe  des 
Kapitalw^rtes  erfolgen  dürfen. 
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Amt.  Jahrg.  14,  1905,  Heft  t.  s.  Streiks  und  Aussperrungen  im  4.  Vierteljahr 
15)04  und  die  überseeische  Auswanderung  1904.  344  S.  Berlin,  Puttkanuncr 
&  Miihlltr.-cht,  HVa    M.  8,— 

12^  Viertelj&hr«hefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Heiches.  Herausgeg.  vom  K.  Statist. 
Amt  Jahrg.  14,  19(B,  Heft  2.  s.  KnmkeofMtieheraDK  (19(8  ond  1899—1903), 
sowie  Streik:'  nnd  Aussperrunsen  1901  und  I.  Vierte0anr  1905.  Bertin,  Patt> 
kammer  &  Mühlhrecht,  1905.    M.  8,—. 

13.  Vierteljahnihefte  zur  Statistik  de«  Deutschen  Reielies.  Herausgeg.  vom  IC.  Statist* 
Amt.  Jahr;^.  14,  1905,  Heft  'S.  f.  Streike  nnri  Atisi^porrnngon  im  2.  Viertdjahr 
191).'..    4  Taf.   97  S.    Berlin,  Piut  kammer  »k.  Muhihrccht,  1905.    M.  8, — . 

14.  Zeitschrift  des  K.  Statist.  Jinreau-.  Jahrg.  'Ml  1904,  Heft  3,  4.  s.  Wohnung»- 
Statistik  einiger  Mittel-  und  Kleinstädte  nach  den  Krhebnnfi:en  im  Jahre  1904. 
1.  Teil.  Invaliditäts-  und  Stcrbeverhältniäse  bei  den  Mitgliedern  der  allg.  Knapp- 
Schaftspensionskasse  für  das  Königreioh  Sadiseo.  Von  Dr.  G.  Jah  n*  Oreaoen, 
Zahn  X  Jäns<>i). 

15.  Jahresbericht  der  städt.  Arbeitsnachwcinanstalt  Metz  für  das  Jahr  1904/05. 

16.  Städtisches  Arbeitsamt  München.  Haiiptv.  rmiilliinirssielle  de-  lie^rierungst  i /irkos 
Oberbayern.  Neunter  Geschäftsbericht  1904.  45  S.  München,  C  Gerber,  1905. 
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17.  Jahresbericht  der  Qewerbeio«p6ktio&  Bremen.    JkßfcteUung  de»  Seaato  vom 

15.  April  iÜÜJ. 

18.  IMe  Jahresberichte  der  K.  Bayer.  Fabrik-  und  Gewerbeinspektoren,  dann  der  K. 
Bayer.  Bergbehörden  für  das  Jahr  1(M)4.  Mit  einem  Aobang,  betr.  Erhebunzen 
über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Textilindustrie  und  deren  Arbeiter.  XVII— 
380  u.  170  S.    München,  Th.  Ackermann,  1905.    M.  7,-^ 

19.  Jahresbericht  der  (TroBsh.  UeMidcheo  Oewerbetncpektion  für  das  Jahr  11K)4. 
Hwanflgeg.  im  Auftrag  des  Gromh.  Hinlsteriums  dee  Innern.  VIII— S97  8. 
Danurttiult,  L.  C.  Wittichßche  Hofbuchdruckerei   1  ' 

20.  Jahresbericht  der  K.  Freuas.  B^erungs-  und  Gewerberäte  und  Bergbehürdeu 
für  1904.  Amtl.  Au«g.   LVIII-«00  8.   Berlin,  R.  v.  Decker,  1905.  M.  tifiO. 

21.  Jahresberichte  der  K.  S5ohsi-i(  hen  Gewerbeaufsich tsbeamtcn  für  1904.  Neb»t  Be- 
richten der  K.  Säcli-j.  Mi-riririfpektoren,  betr.  die  Verwendung  jugendlicher  und 
weiblicher  Arbtuier  beim  Bergbau,  sowie  die  Beaufsichtigung  der  unterirdisch  be- 
triebeneo  Brüche  uod  Orabea.  Sondcraiugabek  XIV — Mö  &  Berlin  1905. 
M.  3.— 

22.  Jabre^herichte  der  (iewerbeanfaiditsbeamten  im  Königreich  W&rttembefg  ffir 

1904.  IV— 236  8.  Stuttgart,  Biedemann,  1905.   M.  2,—. 

23.  Jahresberichte  der  Handelflkammem  in  Württemberg  1903.  (Nachmittagt^pause 
für  Jnjreiirlluhe  in  tfpinnereion.  S.  70.  AtIh  it,-/'  it  der  Gehilfen  und  Lehrlinge 
in  Konioreo,  71.  Öoautagsruhe  der  Gehilfen,  8.  73.  Arbeiterversicherung, 
8.  70.  Oeirarbennfiellventcherungsgesetz,  8.  77.    Arbeiteveniiittlung,  S.  383.) 

XVII— 43f;  5^.    Stuttgart.  C  nriininger, 
34.  Coodular  Report.  Annual  Seriem.  No.  3333.  Trade  of  Qermany  for  the  year  1904. 
Dearth  of  agricultural  laboor;  etatistics  of  wagea  aod  houia  ol  labour;  workmeo'« 
coni^iilting  board  ;  employen'  «aeociatioiia;  carte!»  and  ^odicate»,  &e.  Cd.  21336 
— 77.   GO  p.   Price  3d. 

25.  —  No.  3342.  Trade  of  Chemnitz  and  Saxony  for  the  year  lfW)l.  Number  of 
liands  employed  in  Factories  in  Öaxony,   Cid.  223ö— 86.   9  p.   Price  Id. 

26.  —  No.  3390.  Trade  of  Germanv,  1904  (Supplemeutary).  Production  o£  ooal 
and  other  minerals,  manufacturea  irun  and  steel,  lextiles,  &c. ;  luimber  of  per» 
sons  employed  m  certain  Industries.   Cd.  2236—134.   35  p.    Price  2V,d. 

27.  —  No.  3393.  Trade  of  the  Consular  District  of  HamnurK,  1904.  Contains 
atatcmcnt  that  the  industrial  establishment-j  of  the  City  of  Hamburg  and  the 
surrounding  distnct,  as  well  aa  the  total  number  of  persona  employed  in  the 
samc,  hav«  trebied  doring  the  last  25  yean.  Od.  228&— 137.  76  p.   Price  4d. 

28.  —  No.  311.'.  Trade  of  Germany  for  the  year  1904.  Wi-stphalian  C<ni]  Strike 
of  1904:  mining  legislation:  houeing  of  Lheworkiug  classee;  pnson  labour,  &c. 
Od.  2236-189.   120  p.  Prioe  6d. 

29.  No.  3456.  Finances  of  the  German  Empire,  1905.  Statistice  cf  cid  age  and 
iufirmity  pensiona,  &c.  Cd.  2236—200.  32  p.   Price  2d. 

dO.  Special  Oonanlar  Bqrart  No.  33.  Indoatrial  Edncation  and  Indnstrial  Oooditioaa 
in  Germ  an  y. 

31.  Oeatarreiolt.  Sitzungsprotokolle  des  standigen  Arbdtsbeirates  1904.  17.  u. 
18.  Öitmno.    Beraung^.  vom  k.  k.  Arbeiteetatiatiacilea  Amt.  Zill— 145  B. 

Wien,  Ho^  und  Staatsdruckerei.   M.  2,—  . 

32.  Protokoll  der  19.  Sitzung  des  Arbe)t«beirates  am  27.  Februar  1905. 

33.  Die  Verhältni-se  im  Sehuhmachergewerbe.  Auf  (  inind  der  dnrehijeführten  V«r^ 
ndiinnng  von  Auskunftspersonen  herausg^.  vom  k.  k.  Arbeitsstatiatiachen  Amte 
im  HandelaminiBteriiim.  181  S.  Wien,  A.  Haider,  UK)6. 

34.  Die  Arbeitervereine  in  Oesterreich  nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember  1900 
samt  den.  in  diesem  Stande  bis  Ende  Ui04  vorgefalleoeo  Veränderungen.  HerauMme. 
vom  k.  k.  Arbeitastatiflttflchen  Amte  im  Handelarainisterium.  En.  T,  Tab.  Teu. 
67—689  S.    Wien,  A.  HÖldor,  V.W).    M.  6,—. 

35.  Ergebnisse  der  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich  im  Jahre  1904.  Herausgeg. 
Torn  k.  k.  Arbeitästatlatiacben  Amte  im  Handelaminiaterittm.  82  B.  Vneo, 
A.  Holder,  1905. 

30.  31.  Bericht  über  die  Tätigkeit  dm  k.  k.  Arbeit-sstatistischen  Amte»  im  Handels- 
ministerium während  des  Jahres  1901.   33  S.    Wien  1905.    Kr.  1.— 

37.  Stcnogr.  Protokoll  der  im  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amte  durcbgefährten  Ver- 
nehmung von  Auäkunftsperaonen  über  die  Arbeitszeit  bei  Banken,  Kredit-  und 
Venicheranipanataltea.  IX-46  8.  Wien,  A.  Hdlder,  1906,  M.  Ofifk 

Arbtednii.  18 
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38L  Die  Arbeit«einiitellniiKen  und  AuHs^rrungcn  in  Oesterreich  während  de«  Jahre» 
lOO  l  Uerousgp^^  vnnt  k.  k.  arbeitastatiatischeu  Amte  im  Haodeismilusteriiim. 
311  S.    Wien,  A.  Hölder,  1004. 

39.  Berieht  der  k.  k.  Ucwerbeinttpektoren  über  ihre  Amtstätigkeit  im  Jahre  1904. 
XI -5 11  a    Wien,  Hof-  und  t?iaat«druckcroi,  11K)5.   M.  5,—. 

40.  Die  (jebährenvorBchriftt-n  für  Ciewerbegenossenschaften,  ihre  Gehilfen versaram- 
lungen  und  M  hie<1figerichtlichen  Aueif^<'inis>c,  fOwie  für  ilic  von  ilinni  errichteten 
M&atest'f  Gehilfen-  und  LehrJingskraukeAkaMeo.  r^strierten  Erwerb«»-  und  Wiit- 
8eliAftBgenom«nBdbAfteii  und  GeW«rb«geiiotii«en»ciiaftevcrbgnde.  ZmmaoeafiieeUXLt 
und  bomti''L:('ir"t>r'n  vom  k.  k.  Hnodel^miniBtcrium  im  EinvenielimeD  mit  dem 
k.  k.  Finanzministerium.    18  S.    Wien  lb05.    M.  0,20. 

41.  SutifitiHcheit  Jahrbuch  des  k.  k.  Ack^baaministeriutns  ffir  das  Jahr  1902. 
Hpft  2.  Der  I^*  rtr>verk8betrieh  Oesterreichs  im  .Tahrr  MK''^.  A.  Lief.  Lohne  und 
i^chichtilauer  beim  Bergbau.  Auf  Grund  von  Erhebungen  der  k.  k.  Bergbehörden 
bearbeitet  vom  ArbettaetfttjBtisdien  Amte  im  k.  k.  JueDdebministeriam.  66  & 
Wien  mb.    Kr.  2,—. 

42.  Oesterreiehischc  Statistik.  Herauegeg.  vou  der  k.  k.  Statiptinchen  Zentral- 
konimißi^ion.  t^tati.-tik  des  t^aniiiitswesene  in  den  im  Reiehsraie  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  für  dm  Jahr  liK)l.  Bearbeitet  von  dem  Bureau  der 
k.  k.  Statistischen  Zentralkommission.  Bd.  LXXII,  Heft  3.  XXXIX— 252  Ö. 
Wien,  in  Kommission  Ix-i  K.  Gerolds  Sohn,  l'.Hir». 

4ä.  —  Ergebniwe  der  gewerblichen  Betriebt^zählung  vom  3.  Juni  1Ü02  in  den  im 
ReicfasrBte  Terlretenen  Königreichen  tind  LSndem.  OberfiBterretch  und  Ulzburg. 
XVIII-43  S.   Bd.  LXX\'^  lieft  4.    Wien,  K.  Gerolds  Sohn,  1W)5. 

44.  —  Statistik  der  buarkaßf*en  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreicheu  und 
Ländern  fflr  das  Jahr  lii02.  Bearbeitet  von  dem  Bureau  der  k.  k.  Statiatiadien 
ZentralkonmuRsinn.  Bd.  LXXli,  Heft  2.  XLLX^73  8.  Wien,  in  Komm,  bei 
Karl  Gerolds  Sohn, 

45.  —  Die  ll^irebnbHe  der  Volkszählung  vom  31.  DezemlHr  t9CiO  in  den  im  Reidn- 

mtc  vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  Hett  1.  Bearlicitet  von  dem  Biir^au 
der  k.  k.  Statißtiechen  Zentralkommiesion.  XXX — 45  S.  Wien,  K.  Gerolds  r^ifhn, 

46.  —  Ergebnifse  der  Volkszählung  vom  31.  Dezember  lÜCX)  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  Heft  ü  (Suppl.).  Die  erweiterte  Wohnung»*- 
aulnahme  und  oie  Aufnahme  der  Häuser  in  der  Stadt  Prag.  IV — 52  8.  Wien» 
in  Kommiaeioo  bei  X.  Gerolds  Sohn,  1905.  Kr.  1,70. 

47.  —  Statistik  dee  Verkebrs  in  den  im  Reichsrate  vertreten eo  ftSnigrejchen  tmd 
lindern  für  die  Jahre  15MK)  u.  1901.  (2.  Abt.)  Bearbeiter  von  dem  Bureau  der 
k.  k.  ÖtaliHtiflcheu  Zeutralkommis^iou.  LXXI— 04  S.  Wien,  K.  Gerold»  Solm» 
190». 

48.  —  Ihr  ö>trrrf irhisrhe  Staatshaushalt  in  den  Jahren  lf>r>l  tind  1902.  Bearbeitet 
von  d(  lu  Bureau  der  k.  k.  Statlstii^cben  Zcntralkoram!>»sinn.  Bd.  LXXIII,  Heft  2. 
XXXI~132  S.    Wien,  K.  Gerolds  Sohn,  1905. 

49.  Mitteilungen  de»  (lemeinderatee  der  Laitdeehauptetadt  Brflan.  s.  6t£dt  ArbeitH* 
Vermittlungsamt.    Mai  1905. 

60.  Revision  der  Nomialerlaase^  hvtr.  die  Bewilligung  gewerblicher  Teb^tiinden. 
Hefi  G  der  Verhandlungen  und  Besehlüsjie  des  IndustrierateM.  Uerauogeg.  vom 
Bureau  des  Industrierate*  im  k.  k.  Handelsministerium.  23  S.  Wien,  Manz, 
1905.    M.  I '.')'). 

51.  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Industrterates.  Wien,  Manseche  k.  k.  Uol- 
Verlag«'  und  ÜnivergitStsbucbbandlung.  Heft  5.  AbSndemng  und  E^ngfinanng 

der  ( ii  wcrheordmuiij:.  I.  19()5.  Kr.  2.—  .  Heft  6.  Revision  !t ;  N  ivniaU  rlaaee, 
betr.  die  Bewilligung  gewerblicher  Ueber-^tunden.    1905,   27  S.   Kr.  U,tiU. 

52.  Protokoll  der  333.  ordeutl.  öffeutl.  Sitzung  der  Reicbenfaerger  Handels-  und  Oe- 
wrrhcknnuTier  am  21.  Oktober  1904  (e.  S.  390:  Oenossenschaltsweien ;  8.  391:^ 

Subinissionsweseii ). 

53.  I'roiokoU  dar  324.  ordentl.  öffeutl.  Sitzung  der  Bdchenberger  Handels-  und  Ge- 
wer be  kam  ni  er.  R.  S.  171:  Gowerbefeeetsgebung;  &  478:  GenoeienachaftaweMO ; 
B.  4b5:  Submissionswtaicu. 

54.  Protokoll  der  325*  ordentl.  Öffentl.  Sitzung  der  Reichenberger  Handels-  und  Ge- 
werbekammer am  10.  Februar  1906  (e.  8.  10:  Genoesenscbaftowesen;  8.  14; 
Arbeits-  und  Lohnverhaltnisse). 
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d5.  Protokoll  der  326.  ordentl.  öffentL  Sitzung  der  Betdien berger  Handd»-  and  Gc- 
werbekammer  vom  22.  März  VJO')  is.  S.  tö:  Oonw^srnscbafiswoon). 

öö.  Verhaadlungen  derUandeb  und  Ciewerbekauiuier  für  Kram  lu  Laibai:h.  1900.  II. 
8.  IX:  Bmintagniüiie  im  FriMurgewerbe. 

67.  B^igUaä,  Minist^re  de  rinduRtrie  et  du  Travail.  Office  du  Ihtvail..  I.  Lea 
salaires  dan»  Tiaduetrie  gaDtDist-.  II.  Iixlu^trie  de  la  filatuie  da  lin.  Par 
Louib  Varlez.  CXLV— 23i>  p.   Hruxelie^  JüOl. 

9&  L'Offioe  dfl  TwnÜ  de  im  I  1905.  Notice  &  Poceaaion  de  l'Expoeitimi  Uni- 
verselle et  IntematioDale  du  Lirir»-  en  1905.  247  p.   Bruxelles,  A.  Le»igne,  1905. 

59.  Notice  concerniog  the  Labor  Office  pnblished  for  the  UniTenal  Exbibition  of 
8aint-Lnai8.   Bmseels  UKM. 

60.  Rapports  annuel«  de  rinf^pectioD  du  Tmvall,  9'  unnSe  (190S).  VTII— 380  n. 

Bruxrllcji.  J.  Loh^^^np  &  Cie,  H>Of. 

61.  Coosular  Beport.  AoDual  Oeries.  No.  3327.  Shipping  iuid  Navigation  of  tbe  Fort 
ot  Antwop,  19(H.  Number  of  warnen  sbipped  and  dbdbarged  dtinng  1903—04, 
Dumber  Ol  men  transmittid  and  Unlance  of  wagee  paid  to  wem  1^7— 1904»  6cc 
Cd.  2236-71.  23  p.,  with  map.   Frice  7V,d. 

62.  Conralur  Reports.  MisceUaneonB  Serie».  No.  634.  The  Diamond  Industry  of 
Antwcrp.  Strike  in  the  diamond  indiistrv,  wages  paid,  numbeiB  employed, 
apjirriiUf  ts,  &c.    Cd.  2237—15.    12  p.    Price  2d. 

63.  Dänemark.   Bcrettiing  om  Arbej(?>i-      Fahriktilüvnctg  Virksomhed  i  Finaneaarel 

1U04— 05.    118  p.    Kjobenhavn,  J.  II.  ^uhulu.  IJJOö. 

64.  DodAaarsagerne  i  Kongerige's  Dunomarkp  Byer  i  Aaret  1003.  (Die  Todesursachen 
in  den  Ötädten  des  KönigreichA  Dänemark  im  Jahre  1U03.)  Udgivct  af  det  Kgl. 
8ttndhedB*KoI1ef{um.  Kjobenhavn,  Ved.  J.  Oarlsen  Dr.  Med.  HIanco  Lunos, 
Boptrykkeri,  15H>4. 

65.  Bcretning  fra  arbejderaadet  for  tiden  fra  aprii  1U04  tU  marta  19Ü5.  34  p. 
Kjobenhavn,  William  Sorup,  1906. 

66.  Consular  Krport.  Anrmal  St-rifs.  No.  3302.  Trade  of  Dcnriiark,  1004.  Priceü 
of  corn,  lyoi— 04;  aeamen  »  accideut  Insurance  law:  ötale-aid  to  co-operation. 
Od.  2236-136.  17  pu  Frice  2V,d. 

67.  CAlaai.  ConBular  Report.  Na  629.  MiMellaneoiw  Serien.  Ootton  Hills  of  China. 
Number  of  S|>iiinitiu  aiid  VVeaving  !\Ti!Is  onerated  bv  -teatii  nia'hiritrv,  with 
nomber  of  spmdles  and  looms,  exports  and  iniporta  of  cotton;  averagc  houra 
wofked  and  vages,  4c.  Cd.  22S7— 7a  15  p.  Price  2d. 

68.  Spanleda.  El  problema  de  las  snbefstenciaa.  Infbrme  del  Ministem  de  Hacienda. 

Disposicione^  que  jukhIph  adoptarse  cncatuinades  a  conseguir  e  abarataniicnto  de 
los  articuloe  de  prlmcra  necessidad.  Madrid,  Impr.  de  la  Fäbnca  Nadonal  do  la 
Mooeda  y  Timbre,  1905. 

60.  Ingtituto  de  Refonnafl  Sociales.  Secc  ioii  primcra.  Legi$tlaoi6n  dd  trabajOw 
358  p.    Madrid,  Sticpsora  de  M.  .Mirmo>a  de  los  Rio«,  190ä.    Pcs.  1,—. 

70.  Conauiar  Report.  Atinual  teene».  ^o.  3352.  Trade  of  Consular  District  of 
BilbaOi  1904.  Price»  of  iron  ore  and  pig  iron;  production  of  iron,  »ted|  aad 
ecke:  Bupply  of  labour,  strike»,  &c  Od.  2236—96.  33  p^  Price  2%d. 

71.  Vereinig-te  Staaten  von  Nordamerika.  Tenfh  Sixx-ial  Koport  of  the 
Commisüiouer  of  Labour,  Washington.  Labour  Laws  of  the  l  nited 
States,  with  decisions  of  Courts  relatiog  theieto,  1904.  Chapter  T:  Appren- 

tice  laws,  convict  labour  laws,  niechanics  Ii<  ii  laus,  and  Ii  ^al  liolidavs. 
Chapter  II:  General  labour  laws.  I — 413  p.  Washington,  Government  Prin- 
ting  Officfc 

72.  Thirty-fifth  ,\nnual  Report  of  the  Bureau  of  Statistics  of  T^bor.  Martli,  1005. 
(Public  Documcot  No.  15.)  XIII— 303  p.  Boston,  Wright  &  Pott«,  Prioting 
Co.,  State  Printers,  1905. 

73.  Consular  Reports.  No.  627.  Mise.  Serie«.  United  States  Railways.  Number 
of  ^fsons  empioyed,  acddents,  safety  l^pslation  etc.  Cd.  2237— ti.  '45  p.  Price 

18* 
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74  —  No.  631.  MiBcellaneous  Beriet.  Coal  luduhlry  oi  the  United  titates  1903. 
StatisticH  of  i)rodiictioii  by  iStatcs,  average  productton  per  man,  avcnge  price  of 
coal  at  the  niinc«.  ftrerat''"  [^rio'i^  in  Utiit(xl  Smtes  for  ii4  jeant  niimben  emploj«d» 
titnkes,  &c.   Cd.  iJ.   ;i6  p.   Price  2*/,U. 

7B.  —  Anouat  Series.  No.  3336.  Trade  of  Ckmanlar  Dfotrict  of  Baltimore,  1904. 

Give-*  ratesi  of  wagcs  of  mon  ongaged  in  rebuilding  the  burnt  distrirfs  aud 
nuiuber  of  persona  cmployed  in  c^tain  iadustriee,  pricea,  &c.  Cd.  2230—70. 
24  p.  Price  17,4. 

78.  —  Annual  Sorio».  No.  3319.  Trade  and  Agriculture  of  the  Consular  Difitrict 
of  Cliicago,  lUOL  Price«  of  varioua  oommoditiea:  strikes,  labour  cooditiooi^ 
AO.  Od.  2m-^  77  p.  Prico  4d. 

77.  —  Annual  Serie«.  Thide  of  Porto  Rico,  1904.  No.  3379.  Strike  of  agricultural 
laboorera  for  wages  eqnal  to  thoee  in  United  States,  after  aroalgamation 

.    with  American  Federatioo  of  Labour.  Od.  2236—123.    18  p.   Price  l",d. 

78.  —  Annual  Beri«.  No.  3489.  Trade  of  Oonsolar  District  of  Boston,  1904.  Im- 
misration,  ^v-v/ps,  cotton  and  woollnn  manufactures,  boot  and  shoe  makiog,  matcb 
and  clock  maiwing,  ühippiug.  6cc.   Cd.  2bS2 — 14.   56  p.   Price  3d. 

79.  Eleventh  Biennial  Beport  of  Ae  Bareaa  of  Labour  Statistics  for  the  State  of 

California,  1904.  The  Appirnticfi  System  in  California;  report  inquiry 
intü  the  conditions  of  Women  and  Children  wageworkert)  in  äan  l'  raaciifco  and 
Oakland  comparative  Btati8ticB  of  occupations  number  and  condition  of  the  on- 
employod  See,  &c.  140  p.   Pacramento,  W.  W.  Shannon,  Stat^»  Printer. 

80.  Consular  Keports.  Annual  Series.  No.  3433.  I^e  of  the  States  of  Cali- 
fornia, Nevada  and  ütah,  and  the  TerritoiT  of  Arisona,  1904.  Btatiatica  of 

unemployod  during  1904.   Cd.  2236—177.  40  p.   Price  2'/,d. 

81.  A  Beport  on  tabor  disturbances  in  the  State  of  Colorado,  frorn  1880  to  1904 
inclusive  with  correspondemje  relating  ther^.  Prepared  under  the  direetlon  of 
Carrol  D.  Wright,  Commissioner  oT  I^bor.  365  p.  (Senate  58th  Congrms» 
3(1  Session,  Dokument  No.  li?2.    Wn-^hinfiton,  Gov.  Printing;  Office,  11K)5. 

82.  Biennial  Report  of  theBurt^au  of  Iiuaii^raUoD,  Labour  aud  StalL-iticü  of  Idaho 
for  the  year  1906—04.   199  p.  Boise,  Idaho,  with  photoginphs. 

83.  Twentv-tliird  Annual  Coal  Rf-port  of  the  Illinoi?  Bnrraii  Tiabor  Statistics 
19Ü4  aW  the  bixth  Annual  Beport  of  the  ülinois  free  Euir>lojuient  Office«  for 
the  year  ended  Oct.  1,  1904.  XV— 425— 71  p.  Sprlncfieid,  State  Printen, 
1905. 

84.  Fourth  Biennial  Report  of  the  Indiana  Labour  Commission  for  the  years 
1903—04.  132  p.  IndlanopoUa,  Barford. 

86.  State  of  Indiana.  Tenth  Biennial  Report  (16th  Volume)  of  the  Indiana  De- 

Srtmeot  of  Statiatica  for  1903  and  1904.  964  p.  Indianapolis,  W.  M.  B.  Bor 
id,  1904. 

86.  Beport  of  tbe  Bnnan  of  Statiettcs  of  Labor  for  the  State  of  Loniainnn,  1902 
—03.  Thomas  Harri.-on,  Cominiasioner.  280  p^  Baton  Bonge,  ^la  Advocate 

Official  jAumal  of  Louisiana,  1904. 

87.  Ei^hteenth  Annual  Report  of  the  Bureau  of  industrial  and  Labour  Statistics 
for  the  Staate  of  Maine  1904.  Strikoi  in  Maine  1881—1900  etc.  239  p. 

Aufi;iista,  Kpnncbee  Journal  Print. 

88.  Maryland.  Thirteenth  Annual  Report  of  the  Bureau  of  Statistics  and  In  for- 
madon  of  Maryland,  1904.  Seoond  Annual  Report  on  work  donc  by  the  fVee 

Eniploynieiit  Agf*ncy,  strikes  and  lock-oufs;  lalnxir  orfranizations;  cost  of  living; 
immigration ;  laws  of  Maryland  affccting  workpeople,  (&c.  331  p.  Baltimore» 
Kohn  &  PoUock. 

89.  MasHachuse  1 1  s.  Thirty-fiflh  .Aiitmal  R<-jHUt  of  the  Bureau  of  Statistics  of 
Labour,  Mutsh  1905.  Actual  Weekly  Earnings  in  various  tradee,  retume  from 
members  of  trade  unione.  The  canaea  of  high  prices.  Labonr  and  tnduatrial 
Chronology,  &c  Zill— 303  p.  Boaton,  Wright  k  Potter,  Printing  Oo. 

90.  T^ahnnr  and  Industrial  chmnology  of  th(>  Comnionwealth  of  Maaaachuaetta 
1904.   159  p.  Boston,  Wright  &  Potter,  1905. 
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M.  Haesacbusetts  Bureau  of  btatistice  of  Labour.  Induatrial  Education  of 
Working  Girls.  Part  I  of  the  Annual  Report  for  1905.  Pages  1  to  Sa  Ohas. 

F.  Pidgin,  Chief.   3ö  p.    Boston,  Wright  &  Potter,  1005. 

92.  Uotton  Manufactures  in  Massachusetts  and  the  Southern  Statoa.  Part  II 
of  the  Annual  Report  for  1905.  Pages  39  to  106.  (Mai«»achusett«  Bnreau  of 
StJiti.-tics  of  I>al)or.)    Bo.-tdii,  Wright  &  Potter,  1905. 

93.  Matüsachusettfi.  Beoort  of  Committee  on  Relationa  betweeu  Employers  and  £m- 
ploved.  Jannary  1904.  118  p.  Boston,  Wright  Potter  Printtnf;  Co. 

94.  f>  unau  of  CensuH.  Bulletin  17.  Telephone»  and  Tele^rrapht^.  liK)2.  Gives  the 
average  aumber  of  wage  earners  and  total  waget»  eamed  in  each  State  in  the 
telepßme  and  telegraphic  indostries.  49  p.  Washington,  Oot.  Ftinting  Office. 

95.  State  of  Michigan.  Twenty  seeond  Anniuil  Report  of  the  Bureau  of  Lnbour 
and  ladu«trial  Statistics  including  ibe  Twelilh  Annual  Report  o£  State  Inspection 
of  Factories.  8t«te  Factory  Inspection.  First  Biennfal  Report  of  the  Btate  Court 

f  Mediation  and  Arhitration;  feniale  wage  earners;  the  coal  inclustry;  elar^si- 
fication  of  labour  and  wagea,  &c  XXII— 512.  Lauiiog,  MiclL.i  Wyncorp  Hallen- 
beck  Cmirford  Co.,  Staate  Printers. 

96i.  State  of  Minnesota.  Ninth  Biennial  Report  of  the  Bureau  of  Labour  19(^ 
— 04.  Vol.  I.  639  p.  Child  Labour,  Women  Wage  Earners,  Factorv  Inepeo» 
tion,  Aocidents,  Stnkes,  Trade  Unions,  Wagee  Statistics,  &C.  Vd.  U.  45o  p. 
Factory  inspection  statisties.  8t  Ftal,  Minn.,  Great  Western  Printing  Gq.,  Btate 

Printers. 

97.  Twenty-seventh  Anuual  Report  of  the  Bureau  of  Statistics  of  Labour  and  In- 
dustries of  New  Jersey  for  the  year  ending  October  Bist,  1904.  Statistica  of 
Manufactures,  numb^  of  persoos  einployed,  and  agEr^;ate  wages  earned,  coet  of 
hving  in  New  Jersey;  tnde  unions,  strikes  and  wt^-onts,  &c.  VIII— 617  p. 
Trenton,  N.  J.  Mac  Crellieh  k  Quigley,  Btate  Frinteia. 

98.  Iruiustrial  Betterraent  Institutions  in  New  Jersey  Mannfactnringr  Ej^tablißh- 
ment<i,  1901.  Prepared  for  the  Ht.  Louis  Exhibition  by  the  Bureau  of  Statistics 
of  K.  Jersey.  163  p. 

90.  Statr  of  New  York.  Eighteenth  Annual  Report  of  the  Bureau  of  Factory  In- 
sp^tioD  for  year  euded  September  30th,  1903.  Statistical  tables;  Classification 
of  Industries  and  produets;  number  of  factories  and  operatives;  causes  of  aeci- 
dentf,  ke.  Appendices  (!)  the  New  York  Factory  Law,  (2)  Paprr?  and  Diri- 
cussious  of  the  SeventfciiUi  Annual  Convention  of  Factorv  Insjxtiurs.  XXXVIJI 
-1103.    Albany,  N.  J.  Oliver  C.  Quayle,  State  Printer. 

100.  Twenty-first  Annual  Report  of  the  Bureau  of  Labour  Statistics  of  the  State  of 
New  York,  1903.  Trade  Unions  in  1903,  state  of  emplovuient,  wages  and  ear- 
niug><,  cbatiges  in  the  houn  of  labour.  1041  p.  Albany,  N.  J.  OUver  O.  Quayle« 
State  Printer. 

101.  New  York  State  Dep.  of  Laboor.  Tbitd  Aaiiiial  Beport  of  the  OommiBsiooflr 

of  Labor  for  the  twelre  montha  ended  Sqit  30,  19(^  BßB  p.  Albany,  OÜver 

A.  Quayle,  IIKM. 

102.  Monocraphs  prepared  for  the  8t.  Loni»  Exhibition  hj  the  N.  York  Department 
of  Labour.  No.  1  Typical  Einployers  Welfare  Institutions  in  N.  Yort.  30  p. 
—  No.  2.  Labour  Legieiatiou  in  I^.  York.  :!0  p.  —  No.  4.  The  growth  of  In- 
dustry  in  N.  York.   bO  p. 

108.  Consular  Report.  Annual  Series.  No.  33  >3.  Trade  of  Conpular  Diptrict  of  New 
York,  1904.  Statistics  of  tcxtUc  and  olher  industries.  36  p.  Cd.  2236—97. 
Price  27,d. 

104.  Ohio.  Twenty-eiphth  Annual  Report  nf  the  Bureau  of  Lal)Our  Statistics  of  the  State 
of  Ohio  1904.  liecent  Labour  [.fi\\>*  of  the  State,  and  Court  Decisions;  statistics 
of  Uaanf^nres ;  showinß  u! nl  1 1  etnployod,  average  wages  earned,  &c.,  coal 
mining  statistics;  Free  Public  tiuployinent  Office«  and  (hronolopy  of  Labour 
Bur^ux.   655  p.   Spnugfield,  Springfield  Publishing  Co.,  t6i&ie  I'hnters. 

IQb*  Seventeenth  Annnal  Beport  of  tfie  Commissioaer  of  Jsdvstrial  Statistics  of 

Rhode  Island  for  IW?,.  Statlstie  of  Toztile  luamifsctures ,  Strikes  etc. 
VII — 223  p.    Providence.  Freeman  .!t  iSoii». 
106b  Fourth  Biennal  Report  of  the  Bureau  of  Labour  of  the  State  of  Washington. 
1903—04^  229  p.  Arbitration  and  condliation  xeports:  statistics  of  acadents, 
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tnde  ooionj,  wage  eu-ners  Report  of  the  State  [nspeetor  of  Goal  Minei 
1003—04.  &d  p.  Olympia,  Blankenahip  tiatlertoa  Gompany. 

107.  rinland.  Meddclariden  fran  InduHtri.-^t \  rcl.Hpn  i  Finlaud.  Trettion  dcfcmte 
iiälit't.  (MitteiluQgen  der  rndti-itriedirektioQ  in  Finlaod,  31.  Ueft,  enthält 
die  Berichte  der  4  Gewerbeins;>ektoren  fiber  1908.)  Helringfon  1904.  1  Fak. 

fV>  pcnni. 

108.  Bi<lrag  tili  Finlandfl  Officjella  öutisiiilc.  XVIII.  Iu<iuitn-l?t«ti8tik.  19  &r  1902. 
Furm  Duleo.  Berf^shandtering  och  Msu-kiiiindustri ;  Myns-  och  Kontrullverket. 
(Beitrag  zu  f'innlami  aiml.  f^tatistik.  XVI II.  Govvcrhejttntiftik.  19.  Jahr  VA12. 
I.  TeiL  Bergweäüu  uuü  MaBchiueniuduslrte,  Münz-  uad  Funzierweeea.)  UeUing- 


109.  Frankreioli.  Ministen  du  ConMiu  iee,  de  Plndustrie,  des  Poste»  et  de»  T^l^ 
graphes.  DirccüoD  du  travaiU  ätatiädqne  des  gr^vc»  et  de»  recours  k  la  con- 
ciliation  et  fl  l'arbitrage  »urvenus  pendant  l'ann<^  1904.   XIX — 778  p.  Paris, 

Impr.  National"',  üiO,'. 

110.  ^rvice  du  ßeceueeroent.  B^ultaU  etati«tique8  du  reccn&etDeot  g6ii^|ral 

de  la  Population  effeetu^  le  24  mars  1901.  Tome  I.  Introductfon.  PopalaJaon 

lejralc  fMi  (If  n'^iilcnco  habitiiflle  pour  la  France  cntifere.  Pop.  pr*^scnte:  R^gioi» 
de  Paris,  du  Nord  et  de  ri':8L   XX1I1~870  p.    Paris,  Impr.  Nat.,  19«>4. 

111.  Oommis.'iion  de  codifieation  dea  lois  ouvri^rcs.   Oode  du  travail  et  de  k 

pr^vovance  »»ociale.  Rapport  mir  les  travaux  de  la  ComnaiRHion  par  M.  L.  Ricard, 

Sr^ideuL  Li  vre  1".  De»  conveDtions  relatives  au  travail.  ll;i[>{H)rteur:  M.  linoul 
ay.  31  p.    Pari»,  Impr.  Nat.,  i91)ö. 

112.  —  -  ic  du  travail  et  dß  la  pr^voyancc  sociale.  Li  vre  II.  De  la  rögleraen- 
taüon  <iu  iravail.    liaiipurteur :  M.  Bourguin.    83  p.    FariB,  Impr.  Nat.,  liKM. 

113.  Code  du  travail  et  de  la  prevoyance  sociale.   Livre  III.  De»  groupe- 

ment»  profeMionnels.  Bapporteur:  M.  A,.  Fontaine.  17  p^  Pari«,  Impr.  Nat.« 


114.  Code  du  travail  et  de  la  pr«'voyanee  sociale.  Livre  IV.  De  la  juridic- 
tioo.  De  la  couciliation  et  de  l'arbitrage.  De  la  repi^seutation  profetwioanella. 
B^>portear:  M.  la  Borde.  34  p.  Paris,  Impr.  Nat,  1904. 

115.   Code  du  travail  et  de  la  prr^voyance  sociale.    Li  vre  V.  nr>  a.s8urancee 

ouvrierea.   Rapporteur:  M.  (i.  Paulet.   05  p.    Paris,  Impr.  Nat.,  1901. 

116.  Btatistique  fr6n^rale  de  la  France   StatiBtique  annuelle  de«  inetitutioDB 

d'assi.Htencc.    Annfio  !f)(J4.    103  p.    Pari.s,  Impr.  Nat.,  1901. 

117.  Office  du  iruvail.  A-socriatioD»  proferi.«iiunnellc8  ouvriferes.  Sil  p.  l'ariä,  lierger- 
Levrault  et  Cie.,  1905.    frc*.  5. — . 

118.  -    Salaire'  et  durr<   du  travail  dans  les  industries  testUes  au  nioia  d'octobie 

1901.    XX— ö'.JI  p.    iiruxelleö,  WeiMHenbruch,  VMh. 


8up4rieur  de»  habitation»  ä  bon  marcnd  ä  M.  le  Ititeideat  de  la  Bi^pobliqae. 
Ann<«c  1904.   69  p.   Pari»,  Impr.  Nat,  HK)5. 
120l       Con^t  il  »(ii)ericur  du  trnvad.   Trcizi^me  Frsslou  (Hovembre  1904|.  Compte 
Beadu.  XVlll— 133  j».   Pari*,  Impr.  Nat.,  1Ü05. 

121.  Sewion  1904.  Le  d^lai-congC   Rapport  de  M.  Manoury  au  nom  de  la 

Commie«»ion  pernianenle.    Td  p.    Paris,  Impr.  Nat.,  IHOl. 

122.  bession  1904.   Le  rejMw  hebdomadaure.    liappt^rt  de  Mlie.  Klondeau  au 

DOm  de  la  Ooromission  pcrmaneote.   73  p.    l'aris,  Impr.  Nat.,  19(>.j. 

123.  Quatorzibme  Session  (Juin  1905).  D^lai-cong«.  Oompte-Bendu.  XVill 

— 135  p.   Parix,  Impr.  Nat.,  190.5. 

124.  Minist^re  dee  Travaux  publio«.  Direction  des  chemine  de  fer.  Statistique  dee 
chemins  d*'  fer  franrni«  au  31  di'-cembre  HH>2.  Docunient'»  diver».  Premifere 
partie.  Interct  gencral.  Franco-AJg^rie  et  Tunesie.  404  p.  Melun,  Impr.  Nat., 
1904. 

125.  Direction  des  routea,  de  la  navigation  et  des  inineB.  Division  des  mincs.  Statis- 
tique  de  Pindustife  inin^rale  et  de«  appareils  ä  vapeur  en  France  et  en  Alg^rie 
pour  rannte  1903.   2<.)6  p.    Pari^.  Impr.  Nat.,  19(.U. 


d'^pargne  ordinaires.  Ann^e  1903.  93  p.  Paris,  Impr.  Nat,  1905. 

Pretf<  iuri'  de  la  h?(!inc.  Diret  tioti  des  affaires  municipale.'*.  Service  de  la  »U\- 
tiütique  municipale.   Annuaire  statistique  de  la  viile  de  Paris.   XX III*  ann6e. 
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1902.  XXXir-368  p.  Paris,  Ma?>on  et  Cie.,  1904.  (V.  En&nta  auiBt^  et  monde- 
meni  abaudunn^s.   Ix>gefue(kiä  iii.->4ilubres.) 
12(1.  Gomptc-Rcndu  de«  travaux  de  la  Chanibre  da  Gommerce  de  Lyon.  Annte  1901. 
Lyon,  Rey  et  Cte.,  I9ü5.  (v.  Soci<ät^H  de  »ecours  matuek  eft  caiflses  de  retnütes 
des  ouvriers  en  soie.    p.  211—214)   CVII— 251  p. 

129.  Consular  Reporte.  Annaai  öeries.  No.  3143.  fradt  ot  Dnokirk,  1904.  Btrikee 
at  Duukirk;  tnnsmis^iion  of  Beameo'a  wage»,  &c  Cd.  2236— 1Ö7.  23  p. 
Price  Id. 

130.  Consular  Reports.  Annual  Serie«.  No.  3482.  Trade  of  Consular  District  of 
MftraeiUes,  itK>L  Strikes;  eflect  of  the  Westph&lian  Ötrike  upoo  the  coal  üuport 
tiade  of  MatseillflB»  ftc.  Cd.  2682—7.  25  p.  Frioe  2d. 

131.  ChforalnltHmlmi.   Eeport  of  th«  <^iidf  Inspeclor  of  Pactories  and  Worirshops 

for  m\.    Part.  I.    R.ports.    2:><>9.    3s.  —  General  Report 
ibti  1  iuUjrv  Ut'pitrtiDeut  lu  19(J4  —  Reuorta  of  Öuperintcndiug  Jnspecture  and 
i^rincipal  Lady  lospector  —  Use  of  Electridty  in  FactorieB  —  Cmnplainto  — - 
Sanitary  Conditions  in  Factories       Danp^roas  Trade«,  fuc. 

132.  Paint8  and  Colours  contaiuiug  Leiui.  lit*pi»ri  ou  Lhe  Atauufacture  of,  as  attecting 
tlif  Health  of  the  Operativem  employed.  By  T.  M.  Legge,  M.D.,  U.M.  Medicu 
Inopector  of  Factoricd.    Wiih  Ilhi-trationis. "  2466.  Is. 

133.  Report  of  the  Chief  Inspector  of  l'actories  and  Workühops  for  1903.  Part.  II, 
Table«.   2324.  6d. 

134.  Saoitary  Inspecton  and  lospecturi«  of  Workshops.  Liat  of  Local  AuthoritieB  who 
bflve  made  appointments  of,  showing  Halaric»,  fte.   87.  Id. 

135.  Board  of  Trade  (Lab.  Dcp.i.  Report  on  Striktes  and  Lock-out8  in  the  United 
Kiagdom  1904  and  ou  Coiiciiiatioa  aad  ArbilrotioQ  Board«.  Cd.  2631.  143  p. 
London  1905.  7d. 

136.  Mines  and  Qiiarries.   Aiinual  Reporte  of  loapecton  for  1904.  Plana  and  Diar 

gramn.   2r>0().    12  i'arto.    7s.  »;<!. 

137.  —  1904.  Part.  I.  btatistirs  of  the  Person«  employed,  Outpnt,  and  Accident» 
nt  Miiies  atid  Quarriea  in  the  United  Kingdom.   Cd.  2')40.    17  p.   Price  6'/,d. 

13b.  —  Report  ot  H.M.  lospectore  for  the  Newcai*tle  Diätrict  (Na  3).  Cd.  250ö— II. 
84  p.  Price  le.  Id.   Durfaam  District  (No.  4).   Cd.  2S06— III.  63  p.  Price  6d. 

Caidiff  District  (No.  10.   Cd.  '        IX.  50  p.    Prieo  7d. 

139.  —  1904.  Report  of  H.M.  Iti-pwiorö  for  Liverpool  an  North  Wales  Di.ntrict 
(No.  7).  Cd.  2506.  74  p.  Price  Is.  Manchester  and  Ireland  District  (Nu.  Ü;. 
Cd.  2506 -V.  .10  p.  Price  1«.  4d.  Southern  Dietrict  (No.  12).  Od.  2506-XL 
76  p.   Price  9d. 

140.  — 1903.  Part.  IV.  Colonial  and  Foreign  Statwtica,  rdatiM  to  persona  emploved, 
Output  and  accidents  nt  niinet^  and  nnarrie»  in  the  fiiitian  Coloniea  and  in 
Foreign  Countries.   Cd.  2(509.    tm  p.  i'nce  is.  Od. 

141.  —  1904.  Report  for  the  Midland  Di.strict,  Contains  Tables  showing  tlio  hour» 
at  whieh  coal  raisiug  is  commeuced  and  diüoontinued  in  the  district«  covered, 
with  reference  fco  the  employement  of  Children  Act,  1903;  Table  ehowing  the 
averairo  number  of  days  worked  in  cach  inonth  of  &c.  Cd.  2506 — V^II. 
61  p.  Price  7V,  U.  Yorkshire  aod  Lincolunhire  District.  Cd.  2506— IV.  58  p. 
Price  6d.  Weet  Scotland  DiBtrict.  Od.  2506— I.  36  p.  Price  3*;^.  SStafford 
Di^itrict.  Cd.  2Ö08--VUL  58  p.  Prioe  7Vtd.  Swanaea  Distriet  Cd.  2506— X. 
29  p.   Price  3d. 

142.  The  23rd  Annuia  Report  of  the  Fishery  Board  for  Scotland,  l'HU.  Part.  L  — 
General  Report.  Numbrr  of  persona  engagcd  in  iScotttah  Fisheries;  injuries 
äu-<tained  by  boats  or  gear  of  fi^hermen;  Toaos  to  fishertneo,  &c.  Cd.  2547. 
LX  il6  p.  Price  Is.  7d.  Part.  IL  Beport  on  Salmon  Fiflheriee.  Od.  2552. 
Xlll-lIO  ]K    Price  Is.  6d. 

143.  bea  I  i.-^hcriivs  of  Sutherland  and  Caithness.  Report  of  Departniental  Committec. 
VoL  II.  Minutes  of  Evidence  and  Appendices.  Number  of  fisherraen  and  boats 
employed;  loans  to  fishernien,  &c.    Cd.  2608.    112  p.,  with  map.    Prien  3d^ 

144.  ^undav  Closing  (Shopn)  Bill  (H.L).  Beport  from  the  Öelect  Committee  of  the 
Hoiise  of  Lords.  With  ProceedingB  and  Miont«  of  Evidenoe.  H.L.  90.  XIII 
—  176  p.    Price  Is.  6d. 

145.  —  Report  from  Select  Coinoiittee  of  the  Ilouse  ol  Lordö,  with  ProceedingB, 
Evidenoe  and  Appendix.  I1.U.  344.  XIV— 176  p.  Frioe  la.  6d. 
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\4&.  Agricoltiiral  Labourers'  Wagea,  Earoiii^,  and  Conditions  of  Emploroicxit  in  the 
United  Kingdom.  8«cond  ffoport  by  Mr.  Wilson  Fox,  Bourd  or  mde  Labour 

Department,  with  Statistical  Tiililes  aiul  Charts.  237fJ.  ?-<.  ik].  —  Systems  of  En- 
gigemcnt  —  Ditfereot  Claascs  of  Labourers  and  their  Duties  —  Picccwork 
&aDiT)g8  —  Harvest  EanUogs  —  Bugaknty  of  Emplovmeot  —  Cottage  Kenta 
—  CooditioDs  of  Labour  in  certdii  oountles  in  190S  «na  1903  ^  Bafees  of  Wagea 
for  a  series  of  years,  &c. 

147.  British  and  Foreign  Trade  and  Induetrial  Conditionp.  Second  Series  of  Memo- 
randii,  Statistical  Tables,  and  Charts  prepared  by  tlie  Board  of  Tmdc.  594  paecs 
aod  Dumerous  Charts.  (A  contiuuatioa  of  tbe  ''Fiscal  Blue-book"  of  J903.) 
3337.  Ss.  6d.  —  Ckinsomption  and  Goet  of  Food  in  Workmen's  Families  in 

Urban  Dislricl-'*  in  the  Lnited  Kingdora  —  Changps  in  thr-  Cost  of  Uvinfr  (>f 
the  Working  Claesea  in  Large  Towns  —  Fluctuations  in  Emplovmcnt  in  the 
United  Kingdom  and  certain  Foreign  Countries  —  Course  of  t*auperiKin  in 
certain  Foreiiro  Countrioi*  —  Kmiprntion  -  t^avings  Hanks  Depositi*  in  the  Prin- 
cipal Countries  —  Wh(»lojsalp  Priie«  —  Ücean  Freights  —  Customs  Dutiee  and 
Tariffs  —  Imports  ami  i:x{><^rtH  of  Manntectured  and  Paitlj  Ifannfactnnd  Qooda 
into  nnd  from  the  l'niteii  Kiiigiioin,  &c. 

148.  Woollen  Wortited  aod  ähoddy  Factorics  (Io»pectioo),  1904.  Returo  of  the  number 
of  WooUen,  Wonted  and  Shoddy  Factoriea  sobject  to  inspection  nnder  the  Fac- 
tory  and  Workshop  Act,  IdOl  and  the  number  of  spindles,  looma,  nnd  Other 
machinc!»  used  in  such  factories.   H.C  293.   IH  p.  Frice  2d. 

1^.  Statntorv  Orden  nlating  to  Factory  and  Workanop  in  forte  Ist  January«  1906. 
Cloth.  2s. 

150.  Boiler  Explnsion«.  Report  of  the  Board  of  Trade  upon  the  wurking  of  the  Boiler 
ExplosioiKs  Act«  1882  and  1890,  during  the  vear  ended  30th  June  1904.  Ab» 
Btract  of  42  preUminaiy  inqniriea  and  18  formal  inveatigationa.  Cd.  2513.  21  p. 
Frice  2V,d. 

151.  Wages.  Memorandum  of  th<  Postmafter-üeneral  sctting  forth  the  ^haIlpe^  a1>out 
to  be  made  in  the  Wages  of  certain  Classes  ol  Post  Office  Bervanta.  9b  p. 
Price  «d. 

162.  Police  fCounties  and  Boroughs,  England  and  Wales).  Report  for  vear  ende«! 
2Uth  September,  1904.  C^nthorieed  Aüreogth  of  FoUce  Forces,  1881—1904;  rank«, 
numben  and  ratea  of  mv ;  number  and  ooat  of  Metropolitan  and  Oily  of  London 

Police,    H.  C.  117.   265' p.  Price  *>s.  2d. 

153.  Beventh  Report  of  the  Coo^e^ted  Districts  Board  for  Scntland,  1904—05.  Appren- 
ticing  büvfl  to  tradea;  tnuning  boys  in  seamanshij);  encouragement  of  Jaome 
Industries,  ,kc.   Cd.  2476.   XXVII— H4  p.    Price  (id. 

154.  Houäiuff  of  the  Working  Clasao».  Xables  snowiog  Acoommodation,  Rente,  Tenants, 
and  cmee  putieotan  rdatiog  to  the  Coumjla  Dwdlings  for  the  ycar  ended 
.Sl:-t  March.  1904.    KJl  p.    IVicc  6d. 

155.  Quartcrly  Time-table  of  Workmen's  Traces  and  Trams,  with  parUcnlan  of  the 
GounciFs  Dwellinga  for  Workmen  and  Eveninf^  Ciassee.  February  1905.  BBO  p. 
Pncr  Id. 

156.  Return  of  Casuallies  tu  H.  M.  ^hips,  VM'd.  Showing  nature  of  accidente  number 
of  per^ons  iujured,  number  of  deatfaa,  result  of  inqniry  into  drcumstancea,  &C. 
H.  C.  116.    II  p.   Price  1'  ,d. 

157.  Railway  Servant  (Hours  of  Labourj.  Keturn  of  Railway  Servants  of  certain 
Classes  «ho  were  on  oue  or  more  occasions  during  Octoher  l'.>()3,  on  duty  more 
than  12  hours  at  a  time,  or  who,  after  being  od  duty  more  than  12  honn, 
were  ailowed  to  resnme  work  with  lese  than  9  honn  res!  Cd.  2344.  53  p. 
Price  5'/,d. 

158.  Haüway  Servants  (Hours  of  Labour).  Report  by  the  Board  of  Trade  respectinsr 
their  froceedings  under  the  Railway  Kqnilation  Act,  1898,  dnring  tbc  year  ended 

27th  July,  imE.   H.C.  323.    14  p.    Price  2d. 

159.  Railways.  Accidents.  Returns  and  Reports  of  Inspecton  of  the  Board  of  Trade 
for  Jnly  to  September  1904.  2369  p.   la.  7d. 

160.  Üudes  Unions  and  Trade  I)if«putes  Bill.  Report  from  the  Btandlng  Comnuttee 
on  Law,  &c.  fl.C.  154.  21  p.  Price  2'  ,d. 

161.  Report  from  the  (teUct  Oommittea  on  Workmen't  Thdna.  Bnort  of  Committee 
appointed  to  enquire  into  the  Working  and  Administration  or  the  Cheap  Traina 
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Act,  1883,  with  ProcctHliiijrü,  Evidtoce  and  Appendix.  H.C.  270.  XXXii— 5ö  p. 
Pricc  9d. 

läiL  Workmen's  Trains.  Quarterly  Time-table  of  Worktnen's  Trains  and  Tram»,  with 
particulars  of  thc  Council'»  Dwellings  for  Workmen  and  Evening  Classes.  February, 
1;h  ü.   aSO  p.   Price  Id. 

163.  Anuy.  ClothinE  Factory.  Acoounts  tot  1903—04.  91  p.  Prioe  4d. 

161.  —  Ordnance  Factoriea.  Aoeonnta  for  1903-04.  86      Frice  de.  lld. 

1(S6.  Boval  ConiniiRsion  on  Coai  Supplioi.  final  Report.  Fait  I.  Gtnenl  Report. 
Od:  2353.  VI— 38  p.   Prioe  4d. 

Iflfti  Royal  Commimon  od  Goal  SuppUea.  Final  Report.  Fart  IX.  Report  of  the 
(ieologioai  Committc"*  lipon  the  n^ourro.-*  of  thn  concpalrd  and  unprofed  COaUifiMft 
of  the  United  Kingdom.   Cd.  2361.   48  p.  with  maps.  Price  28. 

167.  Unempioyed  Workmen  BilL  Copv  showing  how  the  Bill  woald  nm  if 
amcncfinenta  of  whi(  h  Mr.  Qenaa  Balfour  baa  äma  notice  vere  made  in  it. 
Cd.  2t>l2.  8  p.   Price  Id. 

168.  Unempioyed  Kdief  (Work),  London.  Retnm  of  Work  specially  undertakeo  för 
the  purjHif-e  of  providing  Work  for  üneraployed  WorKnicn  by  the  Commoii 
Council  oi  Üie  City  of  London  and  cach  of  the  Metropolitan  Börough  Coundla 
during  »ix  monthä  endcd  Sl.st  March,  1905,  nature  of  work,  nomber  of  men 
employetl,  rate  of  pay,  &c.    M.C.  193.    11  p.   l*rice  T  ./l. 

169.  Londou  Unempioyed  Fund.  Preüminary  Btatcment  las  un  14th  April,  1905) 
preparcd  at  the  requc^t  of  the  President  of  the  Local  Government  Boards  by  Um 
Central  Executive  Committee.   CA.  'J.'fil.    5^1  p.    Price  5'/,d. 

170.  Emi^tion  and  Immigration.  ÖtalieiUcal  Taoles  relating  to  Emigration  and 
Immigration  from  and  into  the  United  Kingdom  in  tlie  year  1904.  H.G.  137. 
77  p.  Price  8  d. 

171.  Emigration  Btatiatica  of  Irland,  1904.  Report  and  Tabke  ilunrUie  niivber,  ^tgpes 
aml  eonjiignl  (-()n<lit!on,  and  destinations  oi  the  cmigfiDta  from  each  port  in  each 
moath  of  the  year.   Oi.  24(>7.  15  p.  Price  2d. 

172.  Local  Goferament  Board  for  Sootland.  Tenth  Annual  Report,  1904.  Od.  2514. 

011-702  p.    Pri 1  IM. 

173.  EzpIoeioD  of  Firework.'',  Lancashire.  lieport  to  Home  Office  on  circumetaoces 
attending  an  Explooion  of  Fireworka  at  a  Factory  near  Uanciieeter,  by  H.  M. 
Inspector  of  Exjtliisive*.    Cd.  2720.    8  p.    Prue  1  d. 

174.  Merchaiit  bhippiug  Act,  18Ü4.  Returii  ut  Ikiti.-h  und  Foreign  Sliip«  provisionally 
detained  by  reason  of  dtfective  condition  of  Huils,  Equipment  Machinerr,  and 
of  Overloading  or  Impvoper  Loading.  Ist  July,  to  dOih  June  1906.  Ca.  2678. 
10  p.   Price  lV,d. 

17fii.  Explosive?".  Twenty-ninth  Rf|)ort  of  H.M.  Inppectora  of  Explosives  for  1904. 
Maoufacturei  storage  aad  paclung  of  exploeives,  inspection  accideat«,  &c.  Cd.  259&. 
241  p.   Price  28. 

176.  Iron  Oro  Def^msita  in  Forri^Mi  Countries.  Etports  conipilf^l  by  the  Board  of 
Trade  from  Information  coUected  bv  U.M.  Diplomatie  and  Conaular  Officers. 
In  eertaln  cat»eH  Table«  are  givcn  of  tiie  eamings  of  labonr  in  oonnection  with 
iron  mining.    Cd.  "  ''^    20:j  p.    Tnco  4(1. 

177.  Alkah,  &c.,  Work;*  Kogulatiüu  Act*,  Ibbl  and  Ibix.',  U»t  Annual  Report  by  the 
Chief  Inapector,  for  19Ö4.    H.C.  173.    155  p.    Price  8d. 

178.  Report  on  the  >riimifnctiire  of  Paint.s  niul  Colmir?«  containin^  I^d  as  affccting 
the  Health  uf  the  OiJeratives  employed.  By  Dr.  1.  M.  Lc^ge,  to  Home  Office. 
Od.  2466^  19  p^  with  photogxaplis  and  diagnune.  Prioe  llVtd* 

179l  Kolonien.  Africa.  South.  Native  Affairs.  Report  of  the  South  African 
Native  Affairs  C^mraiHsion,  19(t:5  0"».  2:W0.  Priet-  lld.  —  Hi^toriml  —  Land 
Teaure  —  Tribal  Syetema  —  Family  Life  and  Habit»  —  Chriatianity  and  Morala 

—  Marriage  Customa  —  Native  Press  —  Edncation  —  Liquor  —  Laboor — Taxation 

—  Representation. 

180.  —  Tranavaal  Minea  Department.  Annual  Report  of  tlic  (Jovernuient  Mining 
Engcneer  for  the  year  ending  June  30th  1904.  Numb»  of  EuOKfpWM  and 
Äativea  Ejnployed,  Average,  Wage«  &c.   Pretoria.   41  p. 

181.  -  Further  Corrcapondence  relating  to  Aifairs  in  the  Transvaal  and  Orange 
Rivr  r  (  olony.  Supply  of  labonr;  co^ipenttTc^  Ac  Od.  2482.  IV— 200  p. 
Price  la.  öd. 
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162.  —  Flirther  Correepondence    relating  to  Labonr  in  the  TranSTAftt  Min«. 

Ckl.  2401.   Vlll-128  p.   Price  Is.  7d. 

183.  Canada.  Fihh  Report  of  the  Bureau  of  Labour  of  the  Province  of  Ontario 
for  the  rrar  pniliiij:  necemlter  31  th.  1904.  Trade  Disputf«  in  1904;  ConciliatioD 
in  Trade  Dinputeb ;  Table  »iiowiug  average  Wages.  Hours  ul  Labour,  &c  Xorooto, 
L.  K.  Cameron,  Kinp'»  Printer.   233  p. 

184.  —  Fonrth  Annual  Report  of  the  Department  of  Labour,  for  the  year  ending 
30th  Juiie  1904.  Refers  to  the  working  of  the  Railway  Labour  Disputes  Ac^ 
1903;  Royal  Comrawsion  to  inquire  into  employmeut  of  AÜens  by  the  (Tnuid 
Trunk  Pacific  fiailway  Company;  Fair  Wag»  on  Public  Oontract  Work,  iac  &c. 
Ottawa,  £.  S.  Dawsoa,  Government  Printer.  107  p. 

185.  New  BruPKwick.   Act«  of  the  Legislative  Asgcmbly.    Paseed  in  tfie  Ifooths 

of  March  awi  April,  HK)".    VUl    :i:>\)    XV  |».   Frederict«n,  N.  K. 

186.  Report  ou  the  Foreign  Trade  and  Comuierce  of  Newfuundland.  Prioe  of 
ood  fi^h;  number  of  vessels  and  crem  eniployed  in  the  fiahing  induetry,  iee. 

Cd.  2480.    1 1  p.    Price  2s  9d. 

187.  A  Year  Book  and  Aloaanac  of  Newf oundland  1905.  John'a  N.  F.  1»05. 
J.  W.  Withera.  292-72— V  p.  (s.  p.  246  ft  Synopsis  of  Legislaticm,  1904.) 

188.  The  Statutes  of  Nova  Scotiu,  pa^-*Pil  in  the  fifth  year  of  the  rdgo  of  HJf. 
Kinp  Edward  VII,  &e.    XV    :m  ^.    Halifax,  King»  Printer,  1905. 

189.  Fifiii  Report  u£  ihe  Bureau  of  I^bor  of  the  l'rovince  of  Ontario  for  the  year 
ending  Decembcr  Slst,  1904.   233  p.   Toronto,  L.  K.  Cameron,  190& 

190.  Conospoiu1*^nre  relating  to  Merchant  Ship])iii<r  I><-^n-iIation  in  Anatralia  and 
N  e  w  Z  e  a  l  a  u  d.   Cd.  2483.   V— 212  p.   Pnce  Ib.  9d. 

191.  New  t^onth  Wales.  Statistical  Register  for  year  ended  31st  December  1903. 

Part  XT.  InduKtrial  Wap.-f.  'f'al  les  ^howinir  nverago  ratr-s  of  wages  paid  in 
19  clasHca  of  industriea  to  workueuple  at  variou»  groups  of  age».  Sydney,  W.  A. 
Gullick,  Government  Printer.  o7  p.   Priee  1«. 

192.  -  Uli-  Industriai  Arbitration  Reporte  and  Records.  Vol.  III,  Pnrt  r>,  1W4. 
R<'portj5  of  16  cases.  VIII— 83— LVI  p.  Sidney,  W.  A.  Gullick.  Government 
PziDtcr*    I^ricf*  08* 

193.  Vol.  III,  Part  6,  1904.   Reports  of  five  caaes.  55— XXIV  p.  Sydney» 

W.  A.  Gullick,  Government  Printer.    Price  5*. 

194.  Vol.  IV,  Part  1,  1906.  Reports  of  17  caaea.  VII— 166  p.  Sydney, 

W.  A.  Giillirk,  Government  Printer.    Price  5». 

195.  Queensland.  Report  of  the  Ufficer  in  Charge,  Gov.  Labour  Bureau,  1U03, 
and  Belief  for  1903-04.  10  p^  Price  «d. 

190.  Bon t  h  Auatralia.  B^nlaUona  under  Factofiea  Acta,  dated  November  22nd, 

1904. 

197.  —  Report  of  the  Sdect  Committee  of  the  Laglfllatlve  Council  on  the  AUeged 
Swcatmg  Evil.  With  Mürates  and  Bvidenoe.  183  p^  Adelaide^  a  E.  Brialoir. 

Govemnjcnt  Printer. 

198L  —  Report  from  the  Public  Worka  Department  (Commiselooer  of  Public  Works 
and  Mini-^tir  of  Tiidustry)  for  tho  year  ending  June  30(h,  1904.  104  p.  Adelaide 
C.  Ö.  BriHUJw,  Croverument  Printer. 

199.  Victoria.  Report  of  the  Chief  Inepector  of  Ftectories,  Work^rooms  and  Shops 
for  the  year  ii  1  <1  Det^ember  3l8t,  1904.  Workinn  of  the  Fatfunes  and  Shops 
Acts;  Litit  uf  öpeciai  VVages  Boards  with  Proceedings  and  Notes  upoii  Det»* 
minations;  Return  of  Factoriea  iwistered  during  1^  and  1904;  Wagen  fixed 
hv  S{)eciHl  Boards,  &C.  89  p.  Inelboume,  EL  d.  Brain,  Government  Printer. 
Price  2.S.  9d. 

200.  —  Statistical  Register  for  1903.  Part  III.  Social  Condition.  37  p.  Melbourae, 

R.  S.  Brain.  Government  Printrr,    Pru-c  1h.  öd. 

201.  Western  Austraiia.  Report  of  Proceedings  before  the  Boards  of  Conciliation 
and  the  Conrt  of  Arbitration.  Vol.  III,  1904.  Reports  of  51  cases.   276  p. 

Perth,  VV.  A.,  A.  Curti.s,  Acting  Government  Printrr. 

202.  India.  Sauitary  Measurae.  Annual  Report  for  1902— Ü3.  VoU  Ht».  2298. 
Prioe  Is.  6d. 

203.  —  Sanitaiy  'Meaam.  Annnal  Report  of  1908-03.  VoL  36b  2298  p.  Prioe  le  6d. 
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204.  Labour  Immigration  Eeport,  Assam.    1903—04.    Price  Xu.  (id. 

006.  AnniuU  Faetory  Report  of  tJie  Ptwößacy  o£  Bombay,  1904.  5— XII  p, 

206b  East  India  (Progrt^s  an  !  Conilition).   Moral  and  Material  Prof^ress  and  Con- 

dition  of  ludia  during  the  year  iüOH — 04.   Furiieili  uumber.   Contains  »tatinticH 

of  cottOD,  jnte  and  woolleo  m'\\h,  paper  raillH,  breweries  and  other  induütries; 

factoriGs  inäpected  (hirinir  \'Mi;  amendmenfr  of  ihe  Factory  Law  of  1881,  &G. 

H.C.  180.   III— lyö  p.   Price  ib.  TU. 

207,  TJngKm,  A  ma^yar  korona  ors/.dgainak  ipari  baleeetet  nz  1903,  i'vbc^n.  Kindja  a 
Kerettkedeiemügyi  ai.  Kir.  luiiiisicr.  (Die  gewerblichen  Unfälle  iu  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone.)   27—408  S.    Budapest  1905. 

208.  A  magvar  Kirälyi  iparfel  figyelök  tev^keDyaä«  az  ISKXi,  ^vbeo.  Kiadja  a  keres- 
kedelemügyi  m.  Kir.  mlnixter.  6.  Budapest  1904. 

209«  Budapest  Özekoi-tüvards  ^tatisztikai  hivataldnak  Köztemriiyfi.  XXXVir.  Die 
Anueupflwe  der  Uaupt-  und  Besidenxatadt  Budapeet  in  den  Jahren  1900— liX)2. 
Von  Dr.  JT    K«rSsy.  63  S.  Berlin,  Pattkammer  A  Mfiblbreebt,  im  M.  2,—. 

210l  GeschaftslMTicht  der  Rudaj)f  !5t(T  gewerblichen  Arbeittivenniltlungfsanetalt  für  daa 
Jahr  l'^A.    Zusamiuengeötelk  von  G.  v.  Lfetoy.    10  Ö.    Budapest  1905. 

21L  Japan.  Consular  Reports.  AnnualSerieg.  Trade  of  Japan,  1904.  No.  3377.  Pricesof 
commoditicd  iu  1U04,  compared  with  1901—03;  rates  of  waget»  in  variouti  induetries, 
&c  Od.  2236-121.  40  p.  Prioe  2V,d. 

212.  Itallan.  Atti  de conaiglio »nperiore dellavoro.  1 V.  aMoioDO owKoati% Mario  1905. 

(Uffii  in  del  lavoro.)  Pubblicnziooi  deU'UffiGio  dd  Lavoro.  Serie  A,  Mo.  4.  180  p. 
Koma,  (t.  Bertero  &  Co.,  1905. 

213.  Broigrazione  italiana  per  l'estero  avvenuta  nell'anno  1904.  (Ministero  di  Agri- 
cnltnra  Iiidiistria  e  Cominen  io.)    F.strntto  diA  Ildllcliiio  Uffioiale.    14  p. 

214.  La  donua  nell' industria  itabaiia.  ätudi  di  demografia  e  di  cconumia  industriale. 
Miniatero  di  Agricoltura,  Industria  e  Commerdo.  Pabblicazioni  dell'üfFicio  del 
Lavoro.   59 — 157  p.   Roma,  Bertero,  iWö. 

215.  Statistica  industriale.  Rias.sunto  delle  Notizic  Hulle  Condizioni  industriali  del 
Regno.  Parte  II.  (Min.  di  Agricoltura,  Induatria  e  Oommercio.  DivecioDe 
generale.)  405  p.  Borna,  Tip.  nazionale,  1905. 

216.  Oonsniar  Reports.  Annual  Seriea.  No.  3323.  Thüle  of  South  Italv.  Strikea, 
indiistrial  future  and  labour  oonditiona  of  Naples  diatrict,  &e.  Od.  2236--67. 
21  p.   Price  l'/-d. 

217.  No.  341<k  Trade  of  Oentral  Italy,  1904.  Strikea  in  Italy  duriog  tbe  laat 

23  y«an.  Cd.  2236—160.  20  p.  Price  1  ■/,<!. 

218.  Horwegen.  Folketjellingen  i  Kon^eriget  Norge  3  Deccmber  1900.  Femtc  Hefte. 
Folkeniffingde  fordelt  efter  Livsstillinsr.  (Hrcenscnient  du  3  döcembre  19(X). 
Population  classJ^e  par  prof€»M*ionH.  (M^^ivet  af  det  »tat.  Centraibureau.  (N. 
offioiaU«  Statistik.)    Fjerde  R«kke  N      11.   20— 339  ö.    Kristiania  1905. 

219.  Norges  officielle  Htati-tik.  Fjerde  Kukke  No,  113.  Tabcllcr  verkommende 
Norges  Bergva^rksdrift  i  Aarene  IWl,  UJU_'  ug  1903.  19  S.  Kristiania,  H.  tische- 
hi>ug,  1905. 

220.  Ck>D8ular  Reporte.  Annual  t^vrim.  No.  3425.  Trade  of  Norway,  1904.  Number 
ol  works,  persona  emploved,  ä^c,  in  the  principal  indwtriaa.  Cd.  ^36—109. 
26  p.  Frice  2d. 

221.  «iadnlMiAa.  Vit  de  veralagen  der  Kamen  van  Arbeid  cn  er  1903.  VIII.  Cob 
lective  arbeidsoverlenknmPtcn.    De  Kanier  van  Arbeid.  1.  Juni  1905.    R.  8.")— SB. 

222.  Bijdrageu  tot  de  ötatintiek  van  Ne<ierland.  Nieuwe  volgreeka.  L'iigcgcven  door 
Oantraal  Bureau  voor  de  StatiHtiik.  No.  XXXII.  Inleiding  tot  de  uitkom^ten 
der  achste  algemeeoc  tienjaarlijksche  Volk^telling  van  een  en  dertisr  December 
1899  en  daarvan  verbontlcn  Beroeptelling  en  \Voning«tati8tiek  in  vergebjkiug 
Zooveel  mogelijk  med  de  uitkomsten  van  vroegere  teilingen.  Aflevenng  II: 
Citkomsten  d(>r  BerocpHtclIing  en  der  Woninptali^tiek.  (Einleitung  zu  den  Er- 
gebniesen der  achten  alig.  zehn|ährieen  Volkszählung  vom  31.  Deconber  1899 
und  der  damit  verbundenen  Herufszähhing  ntui  Wonnungsstatistik,  soweit  als 
möglich  in  Vergieidi  gesetzt  mit  den  Ergeboisaen  früherer  Zählungen.  2.  Iiief.: 
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Die  Ergebnis?«  der  Berufszäliinnj.'  und  Wohnungsstatistik.)  »'Gravenhage,  Grebr. 
Belinfante,  1904. 

^223.  Bijdragen  tot  de  Statistiek  van  Nederland.  Niewe  volgrecks.  g'Gravenhagev 
Gebr.  TSoIlnfantc,  15)05.  LII.  Werkstakingen  en  uitäluitingen  in  Nederland 
Kedurende  1904.    V—,'):^  S.    fl.  0,1  (). 

224.  Jaarciifem  voor  het  Kooinkrijk  der  ^'^eriandeiit  i^ik  in  Europa,  100^  Bewerkt 
door  het  Oentnuil  Bnreiitt  yoor  de  Sutistiek.  e'Grayenhage,  Gelnr.  Bdinfante» 
1901.   (Statistisches  Jahrbuch  der  Niederlande.) 

225.  Bureau  van  titatistiek  der  Gemeente  Amsterdam.  Voorloopige  Jaarciifer»  over 
liet  Jaar  lOOA.  tJitgegeven  &U  Aanhangnel  bij  de  Stati^li.sche  Maandberichteo. 
Amsterdam,  m  oomminie  bij  J.  HQUer,  1905.  (Vorlfiiifige  Daten  aber  da«  Jahr 

226b  Rapport  van  de  Oommissie  tot  ondenoek  iu  bolverre  en  voor  welke  soorten  van 
bedrijven  in  de  Gemeente  Amsterdam  eene  Veordening  weDschtlijk  is  tot  vaat- 
stelliug  van  oen  ««hütingsuur.  II.  Winkelbedrijven  laet  uitzonderiug  viin  hct 
kappera  —  en  hurhif  r^j  —  bodrijf.   VI — 114  8.    Amsterdam,  J.  Müller,  UK)5. 

227.  Consular  Reports.  Annuai  Serie«.  No.  3391.  Trade  and  Navigation  of  Rott^- 
dam,  1904.  Transmission  of  seaman's  wages,  &c.   CM.  2236 — 135.    17  p.  Price 

lV,d. 

228b  ~  —  No.  3331.  Trade  of  Amsterdam,  1904.  Prices  oi  variona  commoditie» 
imported  and  exported.  Od.  2236—75.  15  |».  Prioe  Id. 

229.  Peru.  Consular  Reports.  Annuai  Series.  No.  3491.  Trade  and  General  ConditioDS 
of  Peru,  1904.   Cotton  produetion,  mining,  tEamwEjB,  aupply  of  labooTt  4co> 

Cd.  2082-16.    19  p.   Pnce  l'/,d. 

230.  Portugral.  Ministoro  das  ohras  pnhiicas,  commen-io  e  indiiy.tria.  Dirorno  gcral 
do  conimercio  e  indui^tria.  RcparLiyäo  do  Irabalho  industrial.  4.  Circumeripyao 
doR  servi^ofl  technicos  da  industria.  Estatistica  industrial.  la.  Serie.  DititnctOB 
de  Evora,  Beja  e  Karo.   XXV— 332  p.   Lisboa,  Imprenna  Nacional,  1905. 

231.  —  Monographias  indu^triales.  la.  Circum^eripjäo  dos  servi^oa  technicos  da 

industria.  Pxdtiotuia  social.  Iii.«titTi(;rH»s  de  l>enoficpncia  e  associacöe«  de  previ- 
dencia  no  diatricto  do  Porto,  äituasäo  do  opcrariado.  172  p.  Lisboa,  Imprensa 
Nadonal,  1904. 

232.  Rnaalaad.  Consular  Reporte.  Annuai  Seriem.  No.  3424.  Foreign  Commerce 
of  Ruseia  and  Trade  of  the  Consular  Distriet  of  8t  Petersburg,  1904.  Contains 
statistics  of  tho  number  of  works  and  ntimbcr  nf  pcr^:ons  employed  in  the 
teztile,  miueral  and  certain  othcr  indurttrie-  of  Rusisia,  Cd.  2236—168.  53  p. 
PHce  .Sd. 

233.  No.  3480.   Trade  and  Agricuituro  of  the  CoiuHular  Distriet  of  Odessa, 

1904.  liecent  atrikea;  8ugar  Industry  of  Kieff  disLnct,  &c.  Cd.  2G82 — 5.  50  p. 
Price  3d. 

234.  Schwadan«    K.  Kommertskollegii  Afdelning  för   Arbet^-^tati^tik.  Registrerad» 

siiikka>»KorM  verksanihel  ftr  1901.'   .W Kil  p.    Storkholtn,  K.  L.  Rfckmans,  1905. 

235.  Bidrag  tili  Sverige«  officicUa  Statistik.   D.  Fabriker  och  handverk.  Kommers- 
koUegii  undcrdäniga  beratldae  fUr  Ar  1903.  XXK— 116  p.  StodEholm»  Nord. 
Bonh.   Kr.  1,50. 

236.  Fackorganisationcr  bland  arletare  och  med  dem  jäuiförliga  personei  i  Överige 
är  nm  ((].  31.  Des.).  Meddelandan  frftn  KommerskoUflgli  AlddoiDg  lOr  Arbeta- 
Statistik,  1905. 

237.  Arbetsfl^edUng  nnder  ftr  1904.  Meddelanden  frftn  K.  Kommerskollegii  Afdelning^ 

för  Arl-.'ts^tafistik,  1905. 
23ä.  Arbet»ingtallelser  i  Sverige  är  1904.    Meddeianden  fr&u  K.  Konimerskollegu 

Afdelning  för  Arbetsatatistik,  1905. 
239*  rnn>idar  Reports.    Annuai  Srrip^.    No.  3112.    Tradn  of  Stockholm  and  the 

Easteru  of  ^wedeo,  1904.   Number  of  factories  and  workeis;  emigratiou  statistic». 

Cd.  2236-158.  36  p.  Price  2V,d. 

240.  Seliwals.  Beriebte  der  Kantonsregierungen  Aber  die  AnsfQhrQii|^  d«B  Bnodea- 

gesof/A-,  !)rtr.  die  Arhr-it  in  den  l-'alirikHii,  1903  und  KKM.  \  er('ffor:tl.  vom 
Schweiz.  Industriedepartement.    Kapports .  des  ^uvernements  canlouaox  sur 
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Tex^ution  de  la  loi  f^^rale  concemant  le  travail  daiiH.  les  fabriques,  1903  et 

1904,  Publica  par  le  D6p.  f^dörai  de  l'Industrie.  l  iU  p.  Äarau,  H.  Sauer- 
länder, 1905. 

^1.  Statistischem  Jahrbuch  der  Schweiz.  XIII.  .Falirg,  IDO  l.  Hrsg.  vom  Stflti.stHchcn 
Bureau  de«  eidg.  Departements  des  luueru.  3üü  b.  Ikru,  Kümmisbiousverlag 
\.  Krancke.  190Ö. 

242.  Amtobencbt  dee  Bcgieraonratee  aa  den  Groaaeo  Rat  des  Kantona  St.  GaUea 
über  das  Jahr  1904.  Entattet  im  Mai  1905.  XIV-.'S46-64-45  8.  St.  Galleo 

1905.  (Ohlitr.  Krankenkasse  für  Aufenthalter,  S.  82.  Snnntairsrube,  S.  CiS. 
Gewerbl.  FortbiiduagBschule,  S.  171.  Fabrik-  und  üaftpfücbtwesea,  S.  182. 
Kant  Arbeiterinnenachtttcgesets,  8.  191.  Vermittlnos  bot  Arbdtseinstellungai, 
S.  101) 

243.  V'erwaltungi^ibencht  der  Direktion  des  Innern  dee  Kantons  Berfi  für  das  Jahr 
1904.  28  a.  Bern,  Stampfli  &  Co.,  1905.  s.  Vollsiehang  des  eidg.  Fabrik- 
Gesetze«  und  der  eidg.  HafiijfIi(.l]t^''ef«otzf>. 

244.  Bericht  des  ßegierutigsrHtcs  des  Kantons  Luzern  an  den  Grossen  Rat  desselben 
Aber  die  gesamte  StaaUivcrwaltuug  in  den  Jahren  1902  und  1903.  2fi4  S. 
Luzern,  Rühet  &  Ca.    s.  (iwciififtsl^richt  des  Sanitätsrates. 

245.  45.  Rechenbchaft-ibericht  des  Regierungsrat^  an  den  Kantousrat  vou  Appen- 
zell a.  Rh.  vom  Amtsjahr»  1U08--O4.  278-43  &  Heriaau  1904.  a.  öfientL 
Gee  ondhei  tspfl^e. 

24«.  Stidtiacfaes  ArbeTtaamt  Zfirieh.  Geschiftoberieht  für  das  Jahr  1901  18  & 

Zürich  III,  Conzett  &  Co.,  1905. 

247.  städtisches  Arbeitsamt  Bt.  Gallen.  L  Jahresbericht  1904— 12  a 
Bt.  Gallen,  ZdUikoferache  Bnchdruckeret,  1909. 

248.  Kantonale  berni.'^che  Handel.-5-  und  Gewerbt^kannnpr.  Schweizerische  und  aus- 
ländische bparkassengeseu^ebung  und  8parkas«i«nreiora)eu.  c^crie  der  Berichte 
und  £ntwfiife  No.  13.  92  S.  &»,  Btehkr  &  Oo.,  190&. 


2.  fiuTtpflleht  und  Yersichernng. 

249.  Deuiaohes  Seich.  Amtliche  Nachrichten  des  KeichsversicherungBamtaa.  21.  Jahig. 

No.  1.  15.  Februar  1905.  206  S.  Berlin,  Asher  k  Co.,  1905. 
2S0l  Amtliche  Nacfarichten  dt^  Reichs versicherongsamtes  1905.  I.  Beiheft.  Statistik 
der  Heilbehandlung  bei  dt-n  Versichmmpxanstalteu  und  zugelassenen  Kassen- 
einrichtungen der  Invaliden  Versicherung  für  die  Jahre  UKX),  1901,  1902,  1903, 
1901.  Bearbeitet  im  IMchaveiaicherangMunt  14?  &  Beilin,  A.  Asher  ä  Oo., 
1905. 

251.  Geschäftsbericht  der  Ortskrankenkan«  für  dn  OawarbdwtrM»  der  Kauflmte, 
Handel  knto  und  Apotheker  au  Bcrlhi  fOr  da«  Jahr  1904.  49  8.  Berlin,  „Vor- 
wärts", 1905. 

2B2.  Abge&nderte  UnfaUverhütang^voncfarifleD  der  IfiinenberufsgenosBeBBcfaaft  Aua- 

Sbe  1904.  (Beschlossen  von  der  GenosaenachaflsTenammlung  in  Hamburg  am 
.  Juni  1904.)   32  ö. 

263.  Abgeänderte  UnftdlTerhütungsvorscbriften  der  Sächsi.sch -Thüringischen  Eisen- 

und  StahlbernfsgennHPrnsrhaft.    Austral>o  1904.    57  8.    Gültig  v.  1    1.  THi'.. 
254.  II.  Nachtrag  zu  den  UafailvcrhütnngjjVünschrilten  der  Brauerei-  und  Mälzerei- 

beriifggenossenschaft  vom  19.  Juli  1905. 
254a.  (Teschäfl*bericht  der  Ortskraiikenkasso  für  den  Gcwerbebetriph  der  Kanfleute, 

ILandelsleute  und  Apotheker  zu  Berlin  für  das  Jahr  1904.    l'j  fc». 
259«  OectenviolL.    Bericht  über  die  Tätigkeit  der  Arbeiterunfallversicherungsanstalt 

für  Mähren  und  Schlesien  in  Brünn  für  das  VerwaitnngB|ahr  1903.  64  S.  Brönn» 

Rohrer,  H)05.   M.  2,—. 
268.  IMe  Gebarung  und  die  ErgebnisM  der  Ibunkheitästatistik  der  nach  dem  Gesetie 

vom  30  Mnr-'  1S88  betr.  Krankenversicherung  tkr  .\rl)oiter  eingerichteten  Kxankeo> 

kassen  uu  Jahre  19(])2.  169  S.  Wien,  Hof-  und  ÖUiatsdruckerei,  1904. 
257.  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  der  .5jährigen  Beobachtungsperiode  1697—1901. 

II.  T.  Auf  Grund  der  von  den  Arbeiteronfallvasichenmgaaostalten  TOi]geIa;ten 

Zahlkarten  bearbeitet  im  k.  k.  Ministaium  d<a  Innern.  XIV-4!07  &  Wkn, 

Hof-  und  Staatsdrucfcorai,  1906. 

r 
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258.  Bericht  des  Verbände«  der  OpnfwwGnschaftskrankenkaiwen  samt  der  Statii^tik  der 
Verband8ka88en  für  das  Jahr  1903.  Wien,  Wiener  Volksbuchhandlunir,  l!**'ö. 
M.  . 

259.  Programm  für  die  Kefonti  und  den  Ausbau  der  Arbeitervenicheruog.  Dez.  IIKM. 
200.  Bencht  fiber  die  am  22.  September  1904  4  Uhr  nachm.  al^dudtaae  503.  ofdentl. 

öffentl.  Sitzung.  (Bukowiimrr  Handels  uml  CJevrerbokanimer)  s.  III.  Bericht,  betr. 
das  Pen^ionsstatut  für  die  Bediensteten  der  Bukowiuaer  HandelB-  und  Gewerbe« 
kainmer. 

2/61.  Verhandl.  der  HandH^-  und  Gewerbekammer  für  Krain  in  Liiibaili.  ]W'>.  L 
R.  IX.  Proirrauuii  für  *iio  Koforni  und  den  Ausbau  der  ArbeiiervunsiclKruni:. 

262.  Protokoll  der  ord.  off.  Sitzung  am  5.  De«.  1904.  (Handels-  und  Gewerl»«  karmncr 
für  Srhlf».«it  n  )  8,  X.  XI  XII.  betr.  Sonntagsruhe  un  Handels-  und  Floi>i  ht»r- 
Kewerbe.  -  i'rotokoll  vom  31.  Mai  1905  s.  IX.  Antrag,  betr.  die  Einsetzung  eine* 
Komitipes  zur  i  vont.  Beralung  Über  das  Reg.-Programm  für  die  Beform  und  den 
Ausbau  der  Arbeilervorsichcrune. 

263.  D&nemark.  Beretning  fra  arbejderforsikrings-raadet  für  aaret  I9(H.  Hermed 
2  Bilag:  Bil.  I.  Overnigl  over  lic  ved  Raadets  K'MMi<  l.-r  afgjorte  7t»-l  Invaliditet-s-og 
Dedssauer  verdrerende  Lov  at  7de  Januar  lb96.  Bil.  Ii.  boerlig  Fremdatiliiag 
af  enneTte  Ba^fcr  vardrorende  Lov  af  7de  Janoar  1808.  34—46  p.  KtfbenhaTn, 

J.  H.  Srlmttz,  inO.-, 

26i,  Arbejdeforgikrings-tUiadcta  Beretaiog  für  V.nA.  Bilag  i.  Jhdcholdende  overeigt 
Over  de  ved  nuraeta  kendelse  i  aaret  19u4  afgjorte  under  lov  af  7  januar  18m 

hörende  invalidifrts-  oir  dofisaarsatrcr.  191  p. 
265.  Beretning  Ira  arbejderforsikrings-riiadeis  Hf<li  ling  for  fisken  s  for-ikring  for  aaret 

li)U4.   27  S.    Kobenbavn,  J.  H.  Sehulz,  1905.  ' 
26t>.  Dan!=k  FDi-^ikrings-Aarhog  samt  statistifke  MeddeleUer  om  Fors»ikring<»  raenenet 

i  Datiuiurk  tor  aaret  1903.    Udgivet  af  O.  Rochendorff  for  aaret  lyü3.    I.  Aar- 

«ing.   251  S.    Kjobeiihavn.    Kr.  3,—. 

267.  Beretning  No.  8  fra  Rigsforoikringsanstalten.  Austaltens  Virkeomhed  i  aaret  19(3 
«anit  fc?lalu8op  gj4»r  m.  m.  for  1902.    13  S. 

268.  Franlcreicli.  H(H;ueil  de  document«  sur  la  pr^vovance  sociale  rc^uni«:  par  le  Minist^re 
du  Commerce.  (Diretition  de  l'absurence . . L'asourauce  obligatoire  oonCre  Tin- 
validit^  en  AUemaiirne;  140  p.  Farie  et  Nancy,  Ikrger-Levranlli  1906.  fire«.  1,^. 

269.  —  —  Les  capitaux  des  cais^cH  de  rctraito»«  nll<  inandcs  et  ieur  emploi  par  Ed.  Fuster. 
95  p.   Pari»  et  Naucy,  Bei^r-Levrault,  19Ü5.   frca.  1,20. 

270.  Docuiiient«  nur  le«  retraite«  ouvrifere»  en  Allemagne  par  Ed.  Fueter.  75  p. 

Paris  et  Nancy,  Borgür-Lpvranlt,  100".    frcs.  1, — . 

271.  —  —  No.  lÜ.*  Kuppurt  hiir  rapjiluaiinn,  de  la  loi  du  9  avril  1898  t^Fevrier 
1905).  23G  p.  Parin  et  Nancv,  Bcrger-Levrauh,  lim.'),    frcs.  2,75. 

272.  -  N.  .17.  Jurispruiionot  "r.  V.  (Maw  iiiüö.)  147  p.  Paris  et  Nancy,  Bei]gerw 
Levniult,  ÜK).5.    frcs.  l.T.j. 

273.  Rapport  de  la  Conimi^ion  8up«^rieure  de  la  CaiRee  nationale  de«  Retraitcs  pour 
la  v  ieilleri8e  au  Pn'sidpiit  de  la  R^publique  8ur  lea  Operations  et  la  aituation  de 
ccttc  caissc.    Annöe  190t.    164  p.    Pari?^,  Impr.  Nat.,  19(Ä. 

274.  RA[>jx)rt  de  la  (!!ommi^i*ion  fiup^rieure  des  (Jaissos  d'a.sHurances  en  ca«  de  ded» 
et  cn  cas  d'accidents  ä  M.  le  Pr^ident  de  la  R^publique  aur  les  opemtion«  » 
la  flttnation  de  ces  deux  caisnee.  Atmde  1904.  ßo  p.  raris,  Impr.  Nat,,  1905. 

275.  2'  Con^rT,-.  national  de?;  rrfraites  puur  ia  viril Ii^>e.  raris,  \'\  2  et.  j'uin  V.'^Xi. 
Dcuxi^mc  Commiesion.  Rapport  sur  la  loi  des  pensiooe  de  Rctraite  en  Belgique 
par  L.  Varl».  18  p.  Pane,  F.  Lev^,  190ß. 

271).  Chrossbrltaimien.  Departniental  Comniittf^  on  the  law  rclating  to  Compensntion 
for  Injuries  to  Workmen.  Vol.  II.  Minute»  of  Evidenee  with  Index.  2334.  3s«.  4  d. 

277.  Chief  Registrar  of  Friendly  St>cieties.  Annual  Report  fi»  1903.  Part  B.  — 
Appendix  (L.)  rndustrial  and  Provident  bocietie».  Namcs  and  addresses  of 
BtM-ieties  for  carrying  ou  industries  and  trades;  for  carrying  on  busincss,  land 
tfOi  H  ti-  -,  &c,,  »ocieties  regiftered,  dissolved  or  terminated  during  11K)3;  member- 
ahip,  transactions,  capital,  &c.,  of  Industrial  and  Frovident  Societies  during 
190.S.    H.C.  55-1.    III    231  p.    l'rice  Is.  lld. 

278.  —  Part.  r.  —  Appendix  (M.),  Trade  Unions.  I>ist  of  n-gistcnd  trade  uuions 
by  counties;  merobership,  funda,  inoome,  and  ezpenditure  in  1903  i  uniona 
registered,  diiwolved,  ur  terminated.  H.O.  55—11.  40  p.  Price  4V9d. 

279.  C'>|>y  of  rlif  l-menV  ( 'ornpenf*ation  .Art'*,  1897  and  1T)00,  shomng  the  Amend- 
ments propcx^txl  to  bc  made  by  tbe  Workmeu'a  Compensation  Biß  aa  broi^t 
liom  the  Locda.  1«8L  3d. 
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280.  Departmental  Committee  on  the  Law  relatin|r  to  Compensation  for  Injutiai  to 
Workraeii.    Vol.  U.    Miruifes  of  Evidencc  with  Indcjc.    'J'SM.    3h.  4d. 

281.  Departnu'iital  L'ummittee  on  the  Law  relating  to  Coraponsation  to  Workmen. 
Memorandum  by  the  Chairman  on  Fordgn  and  Colonial  Ljiws.   24ö8.  (kl. 

282.  Ninteenth  Rep.'of  the  Registrar  of  Friendly  Societie:»,  Bulding  t^kKnetie»  and 
Trade  Union».  Liste  of  Societie«  to  September  30th  UKM  and  Financial  and 
Numerieal  Statement.-'  for  the  year  ltX)3.    30  p.    Brisbane,  G.  \.  Vauphan.  Is. 

283.  ZtaliMi.  Nuovoatatuto  orffanicb  delsindacto  obbligatorio  aiciiiaDO  di  inutuaasei- 
cnrazione  per  gl!  {nfortnnrral  la^oro  ndl'  indtiBtna  ddleminior«  di  Zolto:  ▼.  d. 
29.  .sfttotiihrc  lOni.    Milano,  S<k-.  F.ditr.  Liltraria, 

284.  Luxemburg.  Extensioa  de  Tas-suraiu  r-  obligatuire  oonlre  le»  accidcnta.  Loi  du 
23  d^conbro  1904.  Anidehnung  ib^  .\rbeiteranfallveniicheraDgsge8etMi  vom 
23.  l>fv.  V.m.    31  p.    Luxemburg.  V.  Bü.  k.  V.m. 

28.Ö.  (irussherzogl.    Luxemburgische   UnfallvermcherungsgenoMenschaft.  Geschäfts- 
bericht für  da«  Rechnungsjahr  IIKM.   (J9  S.   Luxembtirg,  Tli.  Schroell,  ISMJö. 
28t).  Viederlande.  Jaarbook  van  de  NfKiorlandsche  ongevalien-verzekcring.    Fl.  7,f>0. 

287.  Duyl,  U.  L.  van.  Ucrvormings  vouruteilcn  op  het  gcbiod  der  Hociale  verzekering 
in  Diiitochland  an  Ooütenrijk.  —  (Jawboek  voor  d«  Nederlaodadie  ongevallen- 
verzekcring.   61—78  p.  1905. 

288.  Ver«iag  omtrent  den  8taat  der  Rijk.ivcrzekeringsbank  en  have  werkzaamheden  iu 
het  jaar  11K)3.    V.  22.  Dec.  VMi. 

280.  JforwgMi.  Norgea  Oilicielle  Statistik.  Fierde  Boekke.  No.  U9.  Bigsfonikriiiss- 
uiBtaltenfl  Industnstatiatik  for  Aren«  18^^1809.  (Die  IndintiieRtatistik  der 
Reichsversicherungsanstalt  für  dio  Jahre  1895 — 189().)  Udgivet  af  Ri^'>fnrhik- 
n^ganatalten.    i  KommiBaiou  H.  Aschehoug  &  Co.  29—402  p.  Kriüiiania, 


n.  VeriMftntHrthimgwi  toh  Vsrblndtii,  Vereinen  eto.»  Kongressprotokolle 
nnd  VeraanunlnngslMiiohte,  VeröfibntliiAinzigen  haUMmtUaher  und 

pxiTater  Inetitate. 

1.  Betr.  iem  allgenieiaee  ArbeHenehiite. 

290.  Internationales.  Erster  internationaler  Beridlt  über  die  GewerkfichaftsbeveffODg 
1Ü03.  Uerauag^.  von  dem  Inleniatiooaleii  Bekratär  der  gewerkscbafUidien  Lan- 
deszentralen.  Verlag  der  OeneralkommiMrioD  der  Gewerlediaften  I>eatiM;falandB. 
112  S.    Berlin  1901.    K.  l,r)0. 

29L  Verhandlungfiibericht  der  3.  Gen.- Vers,  des  Koiniteet;  der  internal.  Vereinig,  für 
geaetsl.  Arbeiterschnts,  nebet  Jahreaberichten  der  intemat.  Vereinig,  und  des 
intemat.  Arbdtnmtea.  Henungar.  vom  Boreau.  171  8.  Jena,  O.  Fiwber,  1906. 
M.  3 — 

892.  Der  internatioDale  FhuimkongreB  in  Berlin  1904.   Bericht  mit  aiisgewähiten 

Referaten.  Heran<freg.  im  Auftrage  dei»  Vorr^tAiulcH  den  Bundes  deulj-cher 
Fraueuvcreiue  von  Marie  Stritt.  XII  (il'J  8.  Berlin,  C.  Habel,  1905. 
M.  6,—. 

293.  Compte-rendu  officiel  du  8ixi^rae  Congr^  de  ralliaooe  ooop^ratiTe  internationale. 

711  p.    Pari«,  Guillaumin  &  Co.,  1905.   fn».  6,50. 

294.  Deutsches  Reicli.  Arbeitersekretariat  Nürnberg;.  10.  .Jahresbericht "für  da«  Ge- 
8chäft0jahr  1904  uebst  Rückblick  auf  die  zetiojähnge  Tätigkeit  dea  tiekretariata. 
144  B.  N&mbeig,  Seibetverlag,  1905. 

295.  .lahrivbcricln,  7k,  des  Arbeiter^rkrefariats  Bremen,  nelint  Berichten  über  Stand, 
Leidtungeu  und  wirtsch.  Kämpfe  der  Gewerkschaften,  das  Gewcrkschaft«kartell 
und  das  Oenrerbeeericht  für  das  Oeschäft^ahr  1904.    104  S.    1905.   M.  0,50. 

296.  Jahresbericht,  1.,  ao*  Arbeiter'^ekrotariat.s  LeipziL'-  für  das  Jahr  HH»|,  nebst  einer 
Uebcröicht  über  die  Leipziger  Gewerkschaften  und  den«  Geschäft.sl)ericht  des  Ge- 
werkschaftÄkartells.    VI-  9(j  8.    Leipzig,  Leipz.  Buchdruckerei,  1905.    M.  030. 

297.  Jahresl»ericht,  6.,  für  1901  nebst  Jahresbericht  des  Gewerks<liaft>->'kretärs  u.  e. 
Abliandl.;  Dreissig  Jahre  I'rankfurter  Fabrik-  und  ( tewcrbeiii.-iiektion.  170  ö. 
Frankfurt  a.  M.,  Arbeitersekn  iariat,  1905. 

296.  Jahresbericht,  4.,  des  Arbeiterdekretariats  in  Lübeck  nebst  Jahresberichten  der 
Aufsichtskommlseion  und  des  Gewerkschaftskartells.  Selbetverlag  des  Arbdter- 
8«kntariatB  in  LilbedL 
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^99.  Deutscher  Handelstag.  Boricht  über  die  Biuuug  des  Ausschusaee  t.  13.  u.  14.  Febr. 
1906.  t.  8.  23  Buhezeit  im  Handel. 

300.  Bericht  über  den  I.  allg.  deutachen  Wohnungsknin^ress  in  Fninkfurt  a.  M. 
16.— 19.  Okt.  1U04,  IV— 434  ö.   GöttiuReu,  Vandenhoeck  &  Kuprecht.  M.  5,—. 

301.  Vo'luuidlttnffen  des  1.  allg.  deutschen  WdinungskongreMes  za  Frankfurt  a.  Bf. 
Göttirippn,  Vandenhoeck  &  Ruprecht,  1!K)5.    M.  6,  . 

302.  Jahr-  1111(1  Adressbuch  der  Erwerb»-  und  Wirtachaftsgenosseiischaften  im  DeutadieD 
Reich  l'.tOä.  Ucrausgeg.  von  der  preuOiM^en  ZeiitralgenoflsenschaftdkaBse  unter 
Mitwirkung  des  kgl.  bayer.  Statist.  Hureaup,  des  kgl.  württprub.  stafist.  Laiidee- 
aiiites,  des  groHsh.  bad.  »tat ist.  Lande^janitc-i  und  der  groseh.  he»si.  ZcntralAicUe 
für  die  LaDdesBtatistik.   XXVIII— 520  S.    Berlin,  C.  Heymann,  1905.    M.  2,—. 

303.  NachweiHung  über  die  Tätigkeit  der  öffentlicheo  ArbeitsvenniÜlungnteUea  dea 
rheiu-mainischen  Verbandes  im  .Juni  1{K)5.    1  S. 

304.  Crüger,  Ür,  H.  Jahrbuch  de*  Allp.  Verbandes  der  anf  Selbsthilfe  beruhenden 
deutsobeD  Erwerbe-  uod  Wirtschaf tsgenos^enBchalten  für  1903.  VXI.  Jahrgang. 
LV— 254  &  Beriin,  X  Quitenta^,  1§04.  M.  10,-. 

305.  Oeaterreick.  Neunter  Jahresbericht  der  Kaiser-Franz  I.  Jiihiläumestiftung  für 
Volks wohAungen  und  WohllahrtaeiDrichtangeD  übo: das  Jahr  1U04.  433.  Wien  lüOö. 

SOS.  Statuten  der  OHterrdchischfla  Geeelbehaft  zur  Bekimpfung  des  äCraesenatanbeB. 
16        Wien,  Selbstverlag,  1905. 

307.  Frankreioh.  Almanach  national  de  la  mutuahte  fraii9ai.H>  pour  1905.  (3*  ann^) 
En<  yelon^ie  populaire  des  trafaUlenrs  des  champs,  ouvrien,  employäs  et 
traitVs  dü  France.    192  p.   Coquemard  &  C!o.    fn».  0,50. 

308.  Almauach  de  la  coop<^ration  francaiso  et  suisee  pour  1905,  publik  par  le  cotnit^ 
central  de  l'Union  coo^^iatiTe  des  socidtte  fhOw^iMs  de  consommation  et  le 
si'c  retariat  de  l'Uoion  »uuee  dee  «ocidtäe  de  ooDsommaljoii.  Paria,  Maogeot,  1905. 
frciä.  Ü,4ü. 

309.  QuatriJime  Qongres  de  la  F^d^ration  nationale  de:*  travailleuri-  reuuis  <\v  la 
maiiae  de  l'Etat  (France  et  Colonies),  tenu  ä  Faris  lea  25—30  juia,  1—4  juillet 
1903.    Oompte-rendn  des  procte-verbaiix  et  rerendications  adopt^    71  p. 

Tnuli.ai  T>"", 

310.  Orossbritaimien.  The  papcra  read  at  a  Conference  of  W^omeo  Workers  beld 
at  York.  NoTerober  190£  le. 

811.  Ungfarn.  A  sznkpzcrvczcti  moxgalom.  A  magyarorszÄ«  Bzak8:ar'  (  7et:  tnri  u  s  j  lr n- 
t^e.  A  III  szakszervezeti  kongresszus  jegyzökönyoe.  (üie  GewerkseJiattHtx  wegung. 
Bericht  (1  ^  iij ij^ar.  Gewerkscnaftsratcs.  Prot,  des  III.  Gewerkschaftskoogresses, 
abK' halten  in  Budapeat»  Des.  1904.)  46  B.  Budapest,  Verlag  d«  Uewerkachalte- 

rales,  1905. 

312.  Italien.  Camera  del  Lavoro  di  Miluno.  Belazione  morale  e  finaiiataria  e  Bilanci 
dell'anno  1903.   35  p.   Milano,  Tip.  d^li  onerai,  1904. 

313.  Ufficio  del  lavoro  della  Bocietä  Umaoitaria  oi  Milauo.  Contro  la  diäoccupazione : 
le  caaae  di  auaeidio  ai  duoccopati  e  di  nffici  di  ookicameoto  all'  esiero.  Milano 

314.  Sodetft  ümanitaria.  Oasa  di  Lavoro.  Tem  Beladone.  48  p.  Milano  1905. 

315.  Niederlande.  Be^chonwingen  nver  her  otitwerp-arbeidswet  1904.  Rapport,  uit- 
sehracht  door  de  Commissie  in  zake  arbeidswetgeving  uit  de  äociaal-techniacbe 
Veceeniging  van  demokratiecbe  ingetfieun  m  ardmecten.  Rotterdam,  W.  L. 

k  J.  BruHSc.   frcs.  —,60. 

316.  Ceutraal  Bureau  voor  Sodale  Adviezen.  Tweede  Supplement  op  het  Rapport  over 
geachiedenis  inhour  en  werking  van  bepalingen  betr.  iniininum-Ioon  en  imUEi* 

ti)>i(^i-f\rlHMiisdniir  in  BfiHtekk»'n  vor  Bouwwcrken.  42  p.   Juni  1904. 
.Sil.  Schwedeu.    Kational  füreniiigen,  Svensku,  niot  tnbcrkidüs.  Stocklioira,  Före- 
ningen.    Ore  50. 

318.  Schwei«.  Schweiz.  Va"einigung  zur  Förderung  de«  Internat.  Arbeitf>rschut/.ers.  H.  10. 
Eingabe  des  Vorortes  an  die  Kantonsr^erangeo  und  Gemcindeverwakungeo 
vom  10.  März  190.~>.  betr.  Ersetzung  den  Bieiweigaea  im  Maletgewef be  dwfch  luei> 
freie  Farben.  Bern,  Neukomm  &  Zimmermann« 

319.  —  Bericht  dee  Vorstandes  über  die  Tätigkeit  dee  Vereins  im  Jahre  1004.  29  S. 
ni-rn,  Xeukoinni  k  Zimmermann,  19<}5. 

320.  Jabre»beriehi  der  Arbeiterunion  St.  Gallen  für  das  Jahr  1904.  40  S.  St.  Gallen, 
Buchdr.  Merkur,  1905. 

821.  18.  Jahresbericht  des  leitenden  AussrhuwHes  der  Schweiz.  Arbeiterbundet»  und  des 
Schweiz.  Arbeitcrsekretariats  für  das  Jahr  1904  nebet  dem  i^otokoU  der  Sitzung 
des  BundMTontaode».  109  B.  Zfiiich,  Buchh.  des  Gr&tUTenins,  19GS.  M.  l^S 


iJigiiizea  by  Google 


—  289  - 

322.  Verband  schwciz.  Kousunivcreiuc.  ßecbenschafteberichte  über  die  Tätigkeit  der 
VerbandsoTgane  nebst  Rechnung  pro  1904.   38  S.   Basel,  H.  Krebs,  1905. 

323.  Jahrbuch  des  Verbandes  Schweiz.  Konsumvereine  für  1905.  1X1.  Jahlg.  Hemusg. 
vom  Verbandssekretariat.   9()  S.   Basel,  A.  Geering,  1905. 

9S4.  Schweiz.  Orütliverein.  Jahresbericht  f.  das  Jahr  19<>-4.  Zusammengestellt  und 
bearbeitet  vom  Vereins-  resp.  Parteisekretariat  in  BieL  174  8.  Zörich  1905. 

^5.  XV.  Berieht  und  fiechnaoe  der  QenOfleensehaftsbnehdniekeKi  des  Schwrfs. 
Grürlivm  in-  an  das  Zentralkomitee  zu  HSiidon  der  DelepertenverBaramlung 
über  den  (i«schaftafl»uig  im  Jahre  1904  nebst  Bericht  der  Kechnungsievisoreo. 
25  B.  Zürich  190S. 

3.  Betr.  den  bernfliehen  Arbeiter^hutz. 

326.  Zntematioiial«».  Jahresbericht  des  internat.  BuchdruckerBekretariats  für  1^K>4. 
Kapport  annuel  du  8ecr<!tariat  tvpograpbiqiitt  intttmatioiial  pour  1904.    78  S, 

Bft.~el,  Schweiz,  Typogr.  Bund,  lOOf). 

327.  Deutsches  &aioii.  15  Jahre  sozialer  Arbeit.  V'erwaltungabericht  des  kaufui. 
Verbandes  für  weibl.  Angestellte  für  da»  Jfthr  1904  mit  Btlekblick.  Schrift 
ÜQ.  5.  12  ä.  Berlin  1905. 

32S.  Bericht  fiber  den  9.  allg.  deutschen  Bergmannstag  m  St.  Johann-Saarbrücken 
▼cm  7.— 10.  September  1904.   TT! -  ISO  8.    Berlin,  J.  Springer,  1005.   M.  4,—. 

329.  Jahrbuch  1905  des  Verbandes  deutscher  Haadluugsgehilfea  Leipsig.  ö.  Jahrg. 
331  8.  Ödbetverlag. 

330.  Jahrbuch  für  deutsch  nationale  Handitinpsprehilfen.    G.  Jalirjr.   248  8.  1905. 

331.  Acht  (rutachten  über  die  Sonntagorube  im  Handelsgewerbe,  erstattet  von  kauf- 
männischen Crehi  Ifen  vereinen  auf  Ansuchen  des  Vorstandes  der  (ieselbcbaft  für 
soziale  Reform.  Sehriften  der  Gcsellsch.  lür  sociale  fieform.  Heft  6  des  iL  Bd. 
m  S.   Jena,  G.  Fischer,  JÜ05.    M.  0,50. 

332.  Protokoll  der  9.  Generalversammlung  des  Zentral  Verbandes  der  Schitfsziramerar 
Deutschlands.  Abgehalten  vom  14.— 17.  Mai  1906  im  Kristallpalast  in  Rathe&aw. 
122  S.   Hamburg,  W.  Müller,  UK)5. 

SSÜ.  Oesterreich.    Verband  der  Vereine  der  Buchdnicker  und  Schriftgicsser  und 

wandten  Berufe  Oesterreichs.  Bericht  über  die  Tätigkeit  des  VerbandcR  für  dieZdt 
Tom  1.  Jänner  bis  zum  31.  Dezember  1904  netMt  einer  statistischen  Uebersicht  über 
die  Wirksamkeit  des  Verbandes  wahrend  des  zehnjähri^'en  Bestehen-*  von  ]ST»5 
bis  1904  und  einem  Eückblick  auf  die  Gesamtgebarung  der  Verbandsorgane  seit 
deren  Orfindung.  83  S.  Wien,  Fr.  BdfmflUer,  1905. 

334.  Jahresbericht  des  Vereins  reisender  Kaufleute  Oesterreich  rngams  au  Wien  ftbor 
das  XIX.  Vereinsjahr  1904.    10  S.    Wien,  Selbstverlag,  lÖUü. 

335.  Italien.  Una  pa^'ina  storica  dcirorganizzazione  dei  Contavini.  Lo  Sciopero  dol 
II.  Mandomento  di  Manlova.  (Pul)1).  deU'Ufficio  del  lavofo  deUa  Soc.  Umanitaria 
No.  11,  1905.)   50  D.    Roma  lüUö. 

336.  Schweis.  Verein  scnwciz.  Eisenbahn-  und  Dampfschi  ff  angestellter.  Jahresbericht 
des  Zentral  Vorstandes  in  Ba^el  über  die  Tätigkeit  des  Verein«  Schweiz.  Ei?»enbahn- 
uud  Dampfschiff  angestellter  pro  19(>4.    34  fe.  Baeül,  iSchwei/..  Typ.  Bund,  1905. 


nL  PXivate  PnbUkattonen  qneUemnissigea  Otaanktenk 

337.  Abraham,  B.  May  and  Davfes,  A.  liewelyn,  Barrister«t-Law.  The  Law 
rdating  to  Factories  and  Workshops,  including  Laundrlc^i,  Railways  and  Dodks. 
With  FuU  Text  of  Acts  and  Regulations.    Fitth  Edition,  1905.  5s. 

338.  Abbott,  L.  The  indiistrial  prohlem  being  the  William  Levi  Boll  lectaree  fbr 

1W5.    m  p.    Philadelphia.  W.  Jacobs  &  Co.,  1905.   Doli.  1,  . 

339.  Accidetits  uu  travail.  Reäsponsabilit/'  des  accidents  dont  les  ouvrierH  sont  vic- 
times  dans  leur  travail.  Loi  du  0  avril  ]89S  modifi<^e  par  la  loi  da  22  njars  19<)2. 
D^rets  du  23  nutts  1902  rehtttf  A  la  dädaration  des  accidents.  44  p.  Paris, 
Bousseau,  1005. 

340.  —  Loi  du  9  avril  mS  modifi^e  par  les  lois  du  22  mars  1902  et  31  mars  1905 
et  d^crets  d'administration  publique.  Loi  du  30  juin  1899  ooncemant  les  acci- 
dents caus^  dans  \(^  exploitations  agricoles.   35  p.  Paris,  Chevaber  et  Rivi^re, 

IPÖ.'). 

341.  Adams,  T.  S.  etöumuer,  H.  L.  Labor  Problems.  A  Text-Book.  579  p. 
Mew  York,  MacmiUaa  A  Ck).,  1905. 

AxbdMneblriS.  19 
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342.  Agahd,  K.  n.  v.  Schulz,  M.  Gesetz,  belr.  Einderarbeit  in  gewerblidiMk 
Betriebrn.  V.  III.  11^)3.  Nebet  den  dazu  gehörenden  Bekanntmachun^et) 
de8  ßuiuleHratee,  den  Au^ffihruDgsaDweümogeD  d.  dtsch.  Bundesstaaten  und 
Elsit^-  Lothringwa,  n,  4  Anh..  3.  Anfl.  XVI>-4Ü8  ».  Jena,  G.  Flacher,  1906w 

M.  3,  . 

343.  Agnelli,  A.  Coinnieiito  alla  legge  sugU  infortuni  del  lavoro.  'J2Ü  ^j.  Milano, 
Soc.  Editr.  Libr.  19a'j.    L.  20,—. 

344.  —  Oommeuto  alla  logt»  sugU  infortuni  del  lavoTOb  FasCi  16  a  2(X  MiUuKv 
Soc.  Editr.  tibmia,  1905.  L.  1,—. 

346.  AI d e  n ,  P.  The  UnemplOTed  a  national  qnestion.  190  p.  London,  King  &  SoOh 
1905.  1». 

346.  Andersen,  H.  Re^leme  om  AlderdomsondentottidM  bel3rBte  ved  nünkto» 

rielle  Afgovelser.  Forschriften  xihor  Alterriunterstötzuntr.  erläutert  an  mini- 
steriellen  Entscheidungen.)   250  Ö.   Kopenhageu,  Gyldendal,  1905. 

347.  Ander88on,  Th.  Om  fiskarea  olycksfalbförsäkring.  (Die  üniallvenidieniiif 
der  Fischer.)    12  8.    Stockholm,  Nord-bokh.    10  Oere. 

348.  Andr^ ,  L..  G  u  i  buurg,  L.  Le  code  du  travaü,  annot^  d'aprcä  ia  jurisprudeoce 
et  les  circulairos  miniateridlea.  XVI— 688  p.  Brazelle»,  JPfchon  &  Durand- 
An'/,i,i.s  1005.    frc».  6,-. 

311».  An.xiaux,  M.  Que  faut-il  faire  de  nos  industries  u  domicile?  VII— 130  p. 
Bruxelles,  Leipzig,  Mittch  &  Thron,  1904. 

350.  Arend.  Gesetz,  betr.  die  KaufmnnnHgerichte.  Vom  &  März  1904.  Kommoi* 
tiert.   VII— .54  S.   Leipzig,  Wiepud,  1905.   M.  0.75. 

351.  Arsii  laiix,  M.  ().  Kwueil  de  documeiit.'^  .snr  la  pn'voyatice  sociale,  iviinis 
uar  k  Minist^re  du  Commerce.  Lea  retraitca  ouvri^res  en  itaiie.  Paria,  Bergex- 
Leritralt,  1905. 

352.  A.^hley,  W.  .T.    Tho  Tariff  Problem.    Pooond  Fxlition.  ,3p.  Od.  lu  t. 

ij53.  Aubineau,  £.  Lm  aecidents  oculairt»  du  travaii.  Etüde  niedicu-leirnh  loi 
dn  9  avrU  1898).   64  p.   Angers  1904. 

354.  A 11  binonii,  Olli  VC,  Le  M  eignen.  Pröcis  dea  acddento  du  travaii.  M^decine 
legale.   Jiiri>|)rudeuce.   Paria,  Uudeval,  1905. 

355.  Aubry  P.  et  Follin  H.  L'offioe  central  du  travaii  dana  le  port  du  HAvra^ 
71  p.    Le  Hfl  vre  1900. 

356.  Autsälze  über  den  Streik  der  Bergarbeiter  im  Ruhrgebiet.  (Sehr.  d.  Ges.  f.  Soz. 
Reform)  5.  H.  d.  II.  Bd.   108  S.  Jena,  G.  Fischer,  1905.   M.  0,80. 

357.  Auvillain,  L.  Les  ouvriers  ^trangers  en  France  et  lea  acctdeots  du  travaii 
(th&«e).   213  ü.   Paris,  Pldion  et  Durand-Auziai»,  1905. 

358.  Barh,  L.  lA^  acc'idents  du  travaii.  Loi  du  8  avril  ISOS,  modifi.V  [irir  la  loi 
du  22  mars  1902.  Demier  dtat  de  la  iurispnidence.  84  p.  Paris,  Pedone,  190d. 

369.  Baeon,  A  Bl  Japanese  Girls  and  Women.  EnL  ed.  490  p.  London,  Oay^ 
v\  B..  11K)5.  5«. 

360.  Barrault,  II.  La  coiiföreuce  de  B^ne  du  8  juin  1905  et  la  id&^lation  inter- 
nationale du  travaii.  Ebctrait  Annalea  dea  Sdeocea  PoHtiquea.  iV.  15  juillet 
100'.    Paris,  F.  Alcan. 

.361.  Barry,  W.  F.  M.  D.  Tho  hvgiene  of  the  achool  room.  2d  al.  N.  Y.  Silver, 
Bardett  &  Co.,  1905.   Doli.  1,50. 

362.  Baumert.  Der  prenaaiadie  WohnimgsgeeetMniWQrE.  JBcclin,  C  Heymaim, 
liK)5.    M.  1,—. 

363.  Bauer,  L.  Die  Schularztf rage.  ^  S.  München,  Freistattverlag,  1905.  M.  0,2a 

364.  Baur,  A.  Schulgesundheitapflege.  „Der  Arzt  als  Erzieher."  Heft  lUd.  BaounL 
gemeinverständl.  £rztL  AUiandl.   100  8.   München,  O.  GmeHn,  1905.  M.  1^ 

365.  Beaufrcton,  M.  Lea  acddenta  du  travaii.  76  p.  Paria,  Perroox,  1905. 
frca.  0,40. 

366.  Beckmann,  A.  n.  Niebour,  H.  Tafeln  zur  Brmittdung  der InvaUden*  und 

Altor-^ronten.    Im  anjtl.  Auftrag  hrag.  L  Nachtrag.  III-~16.  B.  OnuMwald* 
Berlin,  A.  Troachel,  1905.  M.  0,75. 
367*  B^haüue,  U.  liea  meuneries  et  lea  boulangeriea  ooop^tivea,  oommunication 
aii  qnn1ri^me  con^rNs  des  i^yndicata  agrioolca»  ft  Arne,  le  10  juin  1904.   26  p^ 

Bailleui,  Ficheroiill»  Bclleydt,  liX).'). 
368.  Belli  di  Pino,  F.  von.    Die  ethische  Bedeutung  der  Frauenbewegung.  Ein 

Wort  an  die  jrflnld.K'  l'rau.    16  S.    München,  ('.  Hcrk,  V.vr,,    M.  0,30. 
3(j9.  Bellum,  M.    Le»  luin  li  assuraucc  ouvrifere  k  Itiirauaer.   T.  11.  Aäsurancea 

contre  lea  acddenta.  Öixi^me  partie.  Paria,  Bonaaean,  1905.  frca.  12,—. 


iJiyiiizea  by  Google 


-   291  - 

370.  BelEunc.  K-  Cour»  616meiitairc  (rhvpicne.  VIII--180  p.  Faris,  Alcan,  1900. 
frc«.  2,-: 

371.  Benoit-L/vy,  G.   an-  jardiDB  d'Amö-ique,    108  p.   Pari»,  Uh*'     frrs.  t.;/). 

372.  Berendt,  Otto.  Der  kaufmännische  Arbeitsnachweis,  seine  Bcdiuguiigeu  und 
Formen.  138       I^pwg,  C.  C.  Hirschfeld,  lü05.  M.  4,—. 

373.  Bcren stein,  S.  Fr.    De  Haageche  Arbeiilsbean.   De  Kamer  vin  Arbeid. 

L8ö— 87.    1.  Juni  1905. 
rieht  der  Rettuiigsgesellschaft  Samariter- Verein  zn  LdUBig  auf  dM  23.  Ver- 
einqA^r  1904.  53  &  Leipsu;,  Fr.  Uröbeo,  1905. 

375.  Bertrand,  L.  Almanacn  den  coopäratemra  Bmxelles,  1905. 

376.  ßille-Top,  H.  Nogle  Bidrag  til  dr>n  sodale  Axbqid«rtatiBtik.  2.  (aidste) 
Uefte.  22  p.  Aug.  Bang,  1905.  50  Ucre. 

377.  Bille,  A.  ünemployed  Worfanen,-  Id  Highways,  id  Local  Government  Pro- 
visional  Orders.   (So.  4.>   2' ,  d.    London,  Wyman,  1905. 

378.  Bittroann,  K.  Die  badische  Fabrikinspektion  ina  ersten  V^iert^ljahrhundert 
ihrer  Tätigkeit  1879—1903.  Ein  RoekbUek  anf  die  Entwickeiung  der  ludustrie, 
Arbeiter8(3iaft,  ArbeiterschiitzgpHOtrgebung  und  Ocfrerbeaufuebt»  ^l^i — 452  S. 
Karlsruhe,  MackloU'-ohf  Biichh.,  lUiö.    M.  (i, — . 

379.  Bleivergiftungen  in  hüiitiiniiinnischen  und  gewerblichen  Betrieben.  Ursachen 
und  Bekä'llp^mg.  1.  Teil.  Bericht  üt>er  I'^heb.  in  Blei-  U.  Zinkhütten.  VUi, 
51  H.    Wich,  A.  llülder,  r.i05.    Kr.  3,—. 

380.  Bohny,  E.  Die  ArbeitsIoKenfürsorge.  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Vorbeugung 
der  Arbeitslosigkeit  uod  zur  Unteratützang  der  Arbeitalown.  Zflricsh,  Ffin 
*  Beer,  1905.    M.  0,6a 

381.  Bo i s j OS ! i n  J.  da  Lea  femmei  et  le  travuL  68  Paria,  GuOlanmin  St  Ca^ 
19(X}.   frcs.  2,50. 

382.  Bollag,  M.    Ztrai  Kampfe  gegen  die  Langensdiwindeiicht.   5.  Attfl.  48  S. 

Liestal,  guter  &  Cic.  fr  ! 
3fö.  Bonsignori,  G.  Le  insidie  del  positivismo  e  del  socialisoio  svelate  al  popoio. 

250  p.    Brescia,  tip.  Queriniana,  1905.   L.  1,50. 
384.  RoHBtirgi,  M.    I  biljuu'i  t(H'nici  e  la  risprva  matcnmtica  relativi  nüp  istitu- 

zioui  di  cassc  di  ai^ocuraztoue  per  la  maternit^   44  p.    Messina,  A.  i  runarchi, 

1905. 

3%.  Bourget,  E.  Ck)nsid<5ration8  anr  qaciqnea  affeotiona  palmonaiies  dee  oavriera 

houilleurs.   Montpellier,  1905. 

386.  Brundt,  AI.  Zur  sozialen  Entwi^elnng  im  Baaiigebiet.  XU— 182.  Leipaigf 
Duncker  k  Humblot,  1905. 

387.  Braun,  Ad.   Die  Lohn-  und  ArMtararliiltniMe  in  den  Siemeui-SciliiekBrt- 

W  rken  Nürnberg,  Wien,  Berlin.  2.  AnlL  32  &  Nflznbe^g,  Dentscher 
MetallarbeiterverbMid,  1905.  M.  0,30. 

388.  Bredt,  J.  V.  Die  Lohninduetrie,  dargestellt  in  der  Garn-  nod  Testiündaatrie 

von  BarMM  n.    TX-2()2  S.    Berlin,  Brunn  Ä  Co.,  1005.    M.  1,—.^ 

389.  Brugtjre,  (Jlouvel  et  Parain.  La  niutualite  au  congrf-s  de  Nantes.  (IG — 24 
mai  1904.)   Rapport.   82  p.  1905. 

380.  Bueck,  H.  A.  \  Leidig,  Dr.  Per  Au^^stand  dej  Bergarbeiter  im  Ruhrkohlen- 
rcvier  Januar— Februar  1905.  Berichte  und  Betrachtungen.  (Schriften  der 
HauptsteHedeataeherArlieitgeberverUiide.  I.)  64  8.  Berlin,  J.  Gntteotag,  190&. 
M.  1,-. 

391.  Büsch  er,  G.  Eine  Steuerreform  zu  Gunsten  der  Arbeit,  Ein  Wort  nun 
Nachdenken  an  daa  arbeitende  Volk  der  Schweis.  Zfiiicfa,  GrätliTCvetn,  1905. 

frc.  0,40. 

392.  B u o  ra b er  ger ,  F.  Enquete  über  DieDa(>  und  Lohnveiliiltniiae  der  KcUnerisDeii 
des  Kantons  Freiburg  im  Ucchtland.  Aua  Mtschr.  f.  dtriatL  SoziaLneform  1905. 
16  8.   Basel,  Basier  Voiksblatt. 

398.  Buyla,  Ad.  A.  El  obren»  j  laa  Uiym  eatocUo  de  la  legisladön  protectora del 
trabajo  en  loa  prindpalee  paiaee.  373  p.  Madrid,  „Beriata  de  l4gialaci6n",  1905. 

394.  Kl  wer,  Rieh.  Das  Wirtschaftsjahr  1903.  Jahieabericfat  über  den  Wirtschafts- 
und Arbeitsmarkt.  Für  Volkswirte  und  Geschäftsmänner,  Arbeitgeber-,  Arbeiter- 
organisation^. 2.  T.  Jahrbuch  d.  Weltwirtschaft.  Vlll  283  S.  Jena, 
(i.  Fischer,  1905.   M.  8,— . 

395.  C  >i  ni  p  n  g  n  o  1  e .  IM  I  /Hssistance  aox  viciUaxda,  ans  infinsea  et  anx  incarables. 
Fans,  Berger-Lcvrauit  et  Cie.,  1905. 

19* 


üigiiizeü  by  Google 


306.  Canaleias  (Excnio .  Sr.  D.  .ToBi').  Real  Acatleinla  de  Jurisprudeocia  y 
lidKialaciÖD.  Diacurso  letdo  por  el  l:^esideote  .  .  .  .  en  lU  aeciön  inaugunü  de 
1004—1905,  eelebrada  el  28  o«  Mano  de  1905.   (8inte«is  de  la  obm  de  oonacr- 

va  i''n  V  reforma  i*ncial  realizada  en  el  mundo  por  lo«  Estados  y  sus  Jcfcs,  por 

las  (Jorporatioueri  t  let  tiva.s  localta»,  por  ei  a$fuerzo  obrero  y  por  la  aoci<Sn  patronaL 

Madrid,  Hijoa  de  M.  G.  Hemandez.   8.  f. 
397-  Casapnnvas,  Fr.    Emigraciön  '  iiiTTiigraciiSn.  I..eves  y  reglaraentos  de  Italia, 

Edtados  UniUas,  Ecpüblica  Argentma.    Barcelona,  Ilcnrich  &  Co.,  1904. 
39B.  Gerneton.  J.   Leg  soci^Ue  oooperatives  anglaines.   Paris,  Rousseau,  1905. 

399.  Chapman,  A.  M.,  Sydney,  J.  The  Lancaahiie  OoUan  Industiy.  A  Study 
in  BicoDomic  Development,  1904.    78.  6d. 

400.  —  Work  and  Wagca:  in  contiouation  of  Lord  Brassey'ti  „Work  and  Waees"  aixi 
•Foreign  Work  and  English  Wagee".  Voi  1.  Foralgn  Competition.  Witb  au 
Introdoction  by  Lord  Brassey,  K.C.B.,  1904.  7«.  fSA. 

401.  Cheysson.  E.    Le  cnmfort  <iu  logenunt  popnlalro.    18  p.  Paris,  Cbaix,  1905. 

402.  Clouveli  Farain  et  Brug^re.  La  mutualit4  au  congr^  de  ^iantea.  (lÖ 
—24  Mai  1904.)  Bapport.  (8  p.  1905. 

4XB.  Cogliolo,  P.  II  uisa  van/.o  dclle  casae  pcnsioni  dd  ferrnvieri  6  le  relatiTe 
reepOQsabilitä  giuridicbe  i  considerazioni.    2H  p.    GeuovH  1905. 

404.  Contro  la  disoccupazione.  L<-  ra.^c  di  suhsidio  ai  disoccupati  e  gU  nffiei  dt 
collocament",  all"  f^tero  e  in  Italia.  (rubbiicazioni  dell'  Ufficio  del  wvoro  della 
SocietA  umau Itaria,  No.  10.)  8b  p.  Editore  l'üfficio  del  lavoro,  Milano  1916. 
L.  2, — . 

405.  Coppyn,  R.  Supplement  au  commentaire  It'gislatif  de  la  loi  du  21  d.'cembre 
1903  üur  la  rtjparauuü  des  dümiuages  rÄjuliaut  deü  accideate  du  truvail.  140  p. 
Bruxelles,  E.  Bruylaut,  1905.   frcs.  2,50. 

4ü6.  Cotelle,  T.  Le  Öweating-flyatem,  ätude  sociale.  in-l&  AogeiSi  J.  binuideaUf 
1905.  fircs.  3,50. 

407.  Courtney,  L.  Workin^  Oin^iitntion  of  ÜDited  King^om  aod  ita  Oatgrovtlu. 

192  p.  London,  Deut.  1905.  la. 
40&  Cree,  T.  B.  Der  kolMctive  ArbeiteTertrag.  (So«,  wies.  Zeitfragen,  H.  1.)  428. 

BerÜn,  O.  ElHner,  1904. 
400.  Cr  es  well,  F.  H.  P.    Tbe  Chinese  Labour  Queetion  from  within.    128  pb 
London,  P.  ü.  King  6i  Son,  1905.  4d. 

410.  Oick,  D.  Le  proc^s  du  librc-dchange  en  An^lcterre.  Avec  un  app*Mi'l!<  e  i^m 
la  bibüographie  de  la  question  douani^re  en  Angleterre  par  D.  \S  aruolte. 
21*7  p.    Bruxelles,  Leipzig,  Pari.*«,  Misch  &  Thron,  1904. 

411.  Cur;nington,  H.  f.  Acoouiit  ot  Oharities  and  Charitable  fienefactions  of 
Brauitree.    Lütidou,  G.  JiLock,  1905.  5». 

412.  Daiuez,  A.  Jje  libre  ealaire  de  la  femiBe  inaiiäe  et  le  nouveoient  ffimmiate, 
486  p.   Paris,  A.  liousscau,  1905. 

413.  Daremberg,  Dr.  0.  Le»  diff^^rents  fbrmee  diniquee  et  social eß  de  la  taber> 
culoho.    Paris,  Masson       Co.,  190.". 

414.  Delcourt,  K.  Lea  r^aultats  de  Tasaurance  contre  les  accidenta  du  tnivaü. 
^tade  de  droit  eom|MU«1.  Pari«  1905.  frs.  8,— 

415.  Demont  y,  M.   Les  acridents  du  travail.  120  p.  ßruxelk^,  Dory,  1905.   fr».  2, — 

416.  De  M  ()  rillon ,  C.  Le  droit  üe  gri^ve  et  le  contrat  de  travail.  152  p.  Dijon, 
Iiiipr.  regionale,  1905. 

417.  Der  Krinunit^ohaoer  Kampf  um  den  Zehnstundentag.  101  8.  Berlin,  C.  Hitedi, 
1905.   AL  ^,üO. 

418.  Der  rheinisch-weHtfaliache  Bergarbeitcrausstand  und  die  Forderungen  der  Berg- 
leute.  Beleuchtet  von  einMi  unbeteiligten  FachmaniM.  Aachen,  Jaoobi  &  üo., 

1905.   M.  0,20. 

419.  Der  Streik  der  Bergleute  und  du^  Sozialdemokratie.  Briefe  aus  dem  rheinisch- 
weatfäÜBchen  Induetriebeeirk.  40  8.  Kaiserelautem,  Thicme,  1905.  M.  0,öO. 

420.  Der  Streik  der  Boigarbeller  auf  ()mbe  Maria  1  bei  Henftenberg,  N.-L.  43  S. 
Gros-ifnhain,  Starke  «.S:  Sach-f',  IDO". 

421.  Descote«.  La  li^gitime  d^fenne  eo  temps  de  gr^ve.  Lo  drauie  de  CluMS« 
affaire  CretUez,  plaidoirie.  In-8*.  F.  Piehon  et  DttrandoAoaiaa.  fn.  8,—. 

422.  Die  bremische  Zinimererbewefunir.  Kino  Darstelinnfr  der  Entwickluntr  mid 
Kämpfe  der  brcmiachen  Zimmcrcrorgauii^ation,  verbuudcn  mit  einer  Abrechnung 
ycm  Anastande  im  Jahre  1904.  88  o.  Bremen,  BuchhandL  der  Bramer  Boigor- 
«eituag,  1905. 


iJiyiiizea  by  Google 


-  293  — 


423.  Doehow,  Dr.  Fr.  Die  Arbeitai8tati»tik  md  ihr  Wort  für  die  Kriminalpolitik. 

Aus:  MonatsHchr.  f.  KriniinalpychdLi^  and  Strafinditiielo^  Jahf^2,  Heft  2, 

1905.   Heidelberg,  C.  Winter,  1905. 

424.  Dop,  L.   Rapport  »iir  les  aod^t^n  coop^rativefl  en  AUeniagne.  37  p.  Pens  1905. 

425.  Dratje.    Tral-  Unione.   2lH  p.    Loudon.  Methuen,  1905.    LV.  ö<\. 

426.  Dubicf ,  F.    A  travers  la  l^Kislation  du  travail.    Farw.  E.  (Jornöiy  &  Co.,  Il/Uö. 

427.  Dubron.  V.  Lea  ceuvrc««  d  hygi^ne  sociale  daos  le  fTord  et  diuu  le  Ffee-d^ 
Calair«.    o2  p.    Brug^^p,  Dabheimer  &  Co..  1905. 

428.  Dubourg,  M.   La«  retraites  ouviiferes.   7ö  p.   Paris  1905. 

429.  DuchesneoFoiirnet,  J*  La  mein  d'<)eii?re  da»  le»  Qvyum,  XII— 207  p. 
Pari»  1905. 

490.  Düttmann,  A.  und  Gebhard,  U.  Nachtrag  zum  Kommentar  und  zur 
Handausgabe  dr-:"  InvalulrnversicheruagwesetMe  vom  13.  Juli  1899.  11  8. 
Altenbaig,  St.  Geibel,  1906.  iL  0^25. 

431.  DqI Ii  D ,  A.  L'hvei&ne  et  Ift  t€eamt  dee  IravalUeura  dan»  la  l^gMadon  hmfüet. 

Paris,  Rousseau,  1905. 

432.  Diivl»  van  H.  L.  HenrormingH  voors teilen  op  het  gebied  der  sociale  verzeekering 
in  DnitsdUaiid  an  Ooeteuijk.  Jaarboolc  Toor  de  nederlandeche  oniRivaUenvcne- 

kering  1905  ,  3.   S.  61—78. 

433.  Duyn,  A.  van.  Ontwerp  landbouw  ongevailenwet  1905,  toegelicht  voor  land- 
bouwers,  grondeigenareti,  werklieden  cn  verdere  belangik^benden.  68  8.  e'Ofaven« 
hagc,  Gebr.  Brlinfanto,  IW..    fl.  0,7.". 

434v  Eijk,  C.  v.  liapixjrt  omtrent  bet  wouiugoiiUcr?A»ek  ingt^tcid  Uuur  de  afdecling 
Bredu  van  den  Volksbouadr  vereeniging  tegen  drank  misoruik.  135  S,  Ameter- 
dam,  Breda  —  en  Uitg.  —  mij  vh.  Broe«e  &  Co.,  1905.   FI.  0,35. 

435.  Elsäs^er.  Ueber  die  Hog.  Bergmanaskrankhcitcn.  Abzehrung  und  Wurm* 
kraiikhrit  mit«  r  di  n  Bergleuten,  auch  mit  Rücksicht  auf  ihre  Gefahren  für  die 
Allgemeinheit  behandelt.  2ö  ö.  Amsbeig,  F.  W.  Becker,  19(^.  0,tiO. 

436.  Ely,  R  Th.  Tlie  labor  movement  in  America.  New  ed.,  tev.  und  enl.  16. 
390  p.   New  York.  Macmiilan,  1905.    Doli.  1,2'. 

437.  Eucyklopädic  der  Hygiene.  Hrsg.  von  R.  Pfeiffer  und  B.  Proakauer  unter 
Mitwirkung  von  L.  Oppen  heim  er.  23.— 2S.  LIet  2.  Bd.  S.  433-4460. 
Leipzig,  F.  C.  W.  Voj:cl,  innr,.  Jn  >r.  2.-. 

438.  Emboula^;,  H.  La  umiualit*''  et  lo>  retraites  ouvriferes.  Thfese.  li>4  p.  l'aria, 
Giard  &  lU!  r  1905. 

439.  Engel.  Zum  Ausstand  der  Bergarbeiter  im  Buhrreriw.  87  &  BerliUt  J.  Bpringor, 
1905.   M.  0,50. 

440.  £nglert,  Ferd.  Die  bayerische  Bauordnung  vom  17.  Februar  1901.  (Mit  Ei^ 
ISnterungen  imd  einem  Anhang  der  Wohnungs Verordnung.)  2.  neobearb.  Aufl. 
XVI— 23«  8.    München,  C.  H.  Beck,  1905.    z\L  2,50. 

441.  EnmirtP  nr  Ifs  offet^  de  la  loi  du  30  mars  I'.mhi,  r^lcmentant  la  dOTde  l^|ale 
de  Ja  journee  de  travail.  47  p.  Paris,  Guiliaumin  &  Co.,  1905. 

442.  Erkelens,  A.  Kraftprobe  im  Bnln^biet  (OewoIrvereinL  Agitationsbibiiothek.) 
1— r>.  Tausend.   75  S.    DiisM-Mörf.  Ruehhandl.  Gewerkverein,  I9<35.   M.  0,30. 

443.  Erzberger,  M.  Die  lnduätrie-(Arheit8-)Kammern  im  Reichstage.  Ein  ge>. 
aehiebtüder  Deberbliclr  über  die  seitherigen  Bestrebungen  im  Reichst^  auf  Er* 
richtung  einer  Interessenvertretung  für  nie  Industrie,  zugleich  eine  ]lukleirialtea> 
Sammlung.   V— 106  ö.   Jena,  G.  Fischer,  1905.   M.  1,—. 

444.  Esche,  A.  Der  «Mtatiche  Arbeiterschutz  der  gewerblich  beschäftigten  Jugend. 
Vortrag.  (Nene  Zeit-  nnd  Btreitfragen.)  Dresden,  v.  Zahn  &  Jansch,  1905b 
M.  1,~. 

445.  Escoffier,  L.   Les  grfeves  et  l'arbitrage.   31  p.   Douai,  Crepin  frferes,  1905. 

446.  Evert,  G.  Taschenbuch  des  Gewerbe- und  Arbeitsiechts.  3.  Auf  1.  VII— 191  & 
Berlin,  C.  Heymann,  1905.    M.  I,ö0. 

447*  Fabarius.  Viel  Häu-rr  und  kein  TTeini.   Zur  NatBigascfaichte  des  »tftdtjsdien 

Wohnungsbaues.  30  S.   Cassel,  M.  hieviog,  1905. 
448L  Faber.  J.  H.  Woningnood  en  Woningwet  IV— 82  p.  Zwolle,  De  Emen 

J.  J.  Tijl,  190,-.  0,75. 

449.  Fagniez,  G.   Corporations  et  syndicats.   VIII — 19S  p.   Paria,  Locoffre,  1905. 

450.  Fasq  uel ,  H.  De  la  revision  des  indemnit^  temporaires  en  mati^  d^aoddents 
du  travail.   In-'"^".    L.  Laroso  et  L.  Trnin.    fr?.  2,50. 

451.  Faulhaber,  C.  Der  kaufmännische  Lehrvertrag.  Mit  einem  Anhang:  Die 
rechtlichen  Grundlagm  dee  kaufm.  Ldirverhlltnisses,  20  8.  Leipgcig,  Iwlmer, 
1905.  M.  0,30. 


üiguizeü  by  Google 


—   294  — 


462.  FailZi  H.  Ijcm  BOci^t<^s  coop^ratives  de  consommation  en  Angleterre,  duis  1* 
classe  ouvrifere.  (Th^8e.)  VI i— 170  p.    Rennw,  Cri'pin-Lcblond,  1905. 

453.  Fei«.  Die  Walderholungsslülteij  luid  üire  vulkt^livjijiuiüsclie  Bedeutung.  Berlin, 
O.  Coblentz,  190:».   M.  '2,  -. 

454.  Feuerstein,  H.  Lohn  und  Uaualult  der  Uhrenfabrikarbeiter  dce  badiacfaeo 
Bchwmnwaldes.  Eine  eonaVHcononiiadie  üntanndnug,  Earinnihe,  G.  Bnnn« 
1005.  Bd.  VII.  ErgänznngslMft  der  «VoUnw.  Abtumdlangeo  der  badisdiMi 
HochiKÜiulen^.  M.  3, — . 

465.  Finster,  K.  Die  dentMlie  Bdchepoet  in  IMenete  der  Arbeitervenidbenuig. 
68  S.   Berlin,  Selbstvcring.  1905. 

45U.  Floyd,  F.  C.  Elevator  accident.s  and  how  to  preveut  theai.  45  p.  F.  Clark 
Floyd,  1905.  Gratis. 

467.  Fleury,  P.   Blanc  de  zinc  Rt  blanc  de  c^use.    Historiqoe  eomplct  de  la 

aucstion.    R<$futation  du  rapport  <le  la  comraiseion  It^gislative.    Critique  rainonnfe 
u  projct  de  loi  voUS  par  la  chambre  le  30  juiu  1903.   Coulommiers  l'.Mi.".. 
45b.  Foilin,  H.  (t  Auliry,  P.    L'officp  central  du  travail  dans  le  port  dtt  Hävie. 

Notice  .^sur  la  foDdaiioii  et  son  oi^^i»ation.    71  p.   Le  IJ&vre  1905. 
460.  Forest,  K.  W.  de  et  Weillier,  JL  The  tenement  hoose  problem.  2  Vol. 
New  York,  MaciuiUan,  1905. 

460.  Forguc,  E.  et  Jeanbrnn.  Onidc  pratique  da  mMecin  dura  lee  aoeidents  dn 
travail.    VII-  :;71  p.    Paria,  Masflon  &  Cie.,  1905. 

461.  Forttattniüffar,  M.  .M.  An^^ade  medivinalva^endet  i  Sverige,  omfauandc 
ar  1903.  Senm  de  och  utgijna  £t  D.  M.  Pontin.  (Verofdunngen,  u.  a.  betr.  du 
Medizinafwison  In  Schweden.    185  p.   Stockholm.  Xordstadt.    Kr.  4.—. 

462.  Fournifere,  E.  La  I<?gi.slation  du  iravail.  2'  Edition.  HO  p.  Paris  1905. 
fr«.  2,-. 

4^53.  -  -  OiivrkTf  et  pntrons.    403  S.    Paris,  K.  Fasquclle,  l'JOö. 

461.  Frau  che,  F.    Habitation»  ä  büii  uiarchc.  Lllemeutji  de  construction  intKierne. 

514  p.  PariB,  V.  Oh.  Dunod,  19<>ö.   fre.  10,25. 
405.  Frees e,  H.   Die QewinnbeteiUsanffder  AngeeteUten.  70  8.  Gotha,  £.  Ferther, 

1905.    M.  1,-. 

466.  Frisch,  W.  Die  Organieationsbestrebungen  der  Arbeiter  in  der  deatechen 
Tabakindastri&  (Abechn.  1  u.  2,  Kap.  2.)  46  S.  Düs.  Berlin  1905. 

467.  Front ont  de  Bouaille,  C.  de.  Ck)ndliation  et  arbttraga  222  p.  Paris, 
Lec*)ffre,  lf)0.'.    fr».  2,~. 

468.  —  De  l'arbitrage  obh^toire.  La  loi  Z4landaiae  et  le  projet  Millerand.  Lyon  1905. 
460.  FCUhror  doreh  die  AasBtellang  Kinderacliats.  Hiw.  vom  LelinrveKUuMnuschiiM 

ffir  KuDst^^ge,  Dreed«D.  40  8.  Dresden,  A.  MfiUer,  FröbelliMia,  1906. 
M,  0,50. 

470.  Ffirth,  Dr.  K.  von.  Wohnuae^ämter  und  Wohnung^inspektion.  Schriften  der 
Österr.  Ge-.elNchaft  für  Ar}>eit.>r>(  htit7,.  Heft  R.  r,7  S.    Wien.  Fr.  Douikke. 

471.  Fu  e.san  La  de  Palma.  Pro  Hinpania.  El  problema  uiigraiorio.  Kstudiob  [»or 
— .   Madrid,  Asllo  de  Huerfanos  del  Sagrado  Covjizoo  de  J6s\ih,  1905. 

472.  Funke,  K.  u.  Herin<?,  W.  Buch  der  Arbeiterver-iichmmg  (Kranken-,  UnfaU- 
und  InvalidenverHidierung).    XVI— 3.5(3  S.    BerUn,  Frz.  Vahlen,  1905.    M.  6,—. 

473>  Fustcr,  E.  Rapport  »ut  un  projet  de  Rtatistique  franyaise  des  aocidents  du 
travail,  pn!««eutc  a  rassociation  fran$aide  des  aneurances  sociales.  IB  p.  Paris, 
Contaot-Laguerre,  1905. 

474.  —  Documenta  mit  h:-*  retraite.*  oiivrir-res  on  AHenmirne.    77  S.    Xaney  190."i. 

475.  —  I^  capitau.x  dos  caLj.HCü  de  retraitea  allemandeti  et  leur  emploi.  Avec 
graphiqucs.  95  p.  Pari»,  Berger-Lemult,  1906.  frs.  1,20. 

476.  —  Le.  .  ta}i[M^  de  la  lutte  oontre  l'ankylostomasie  en  Ailemigne.  82  p.  Bsris, 
Contaut-Lagucrre,  1905. 

477.  Oabriel,  H.  Die  gewerblichen  Genossenschaften.  Ein  Handbuch  für  die  ge- 
werblichen G(;QOH8en8chafteu,  (tenfw-senschaftsverbritide.  (ieiiossen?chaft.skranken- 
kat^scn  und  iuBtitutc,  mit  Erläut.  der  gesetzlichen  L^iimuiungen,  Muet^tatuteo, 
Formularien  u.  «.  w.   312  S.    Wien,  Manz,  1L*05.    M.  6, — . 

478.  Gallois,  G.  Code  annnt^  des  lois  .-.ur  1<*  m-cident«  survenu»  par  le  fait  du 
travail.  (Lois  des  9  avnl  18!>S  et  22  inars  1902,  loi  du  30  ]uin  mMJ  214  p. 
Chatcauroux  1904. 

47d.  Gebhard,  U.  Die  Gremein-  und  äonderiast,  dasGemein»  und  SoodervermÖgd) 
der  LandesvenicherungBanstalton  iiacli  dem  InvmlidenvsnidieningsgeBets  vom 
31.  jrnU  1899.  VII— 74  8.  Dise.  LübeclE,  Lflbcke  &  N«hring,  1906.  M.2,-. 


üiyiiizea  by  Google 


-   295  - 

•480.  Gercenstciu.  Groeaudarst  vennoje  etrachovanije  rabocich  v  Gemianii.  (Die 
staatUche  Arbeitervwudieriuig  in  DeutschlADcl.)  46  S.  Moskau,  Golubäv,  idOö. 
Bnb.  030. 

481-  Geschichte  der  Gesellschaft  zur  Förderung  des  Guten  und  Gcuieinnfitzigen  in 
Baad.    1903.   Bd.  LXXXVII.  Schweighauftersche  Buchdruckerei,  1904. 

482.  G«aetzentwurf,  betr.  Abänderung  einzelner  Beetimmungen  des  allg.  Bcrageseties 
vom  24.  Juni  1865/1892.  BergarbeiterTeriiiltniMee.  28  ».  Berlin,  a  ^nuuiD. 
M.  0^. 

4Sß,  Ghent,  W.  J.    Mam  and  dam.    A  Survey  of  Social  DirMons.  London, 

Maciuillan,  1905.  V. 

484.  Gide,  Oh.  Les  soci6Uä*  cooperative«  de  conaommation.  VII — 192  p.  Pari», 
A.  Colin,  1905. 

485.  Godinet,  L.    Ia^  ronfpil^  rlii  travail  en  France.   IGI  p.  Dijon,  Inipr.  n'p.,  1905. 

486.  Götze,  E.  und  Schindler,  l\  Jahrbuch  (früher  Xascheakalender)  der  Ar- 
beiter7emdi«rane  1906.  Jahrg.  17,  Teil  2.  lovaUdetiverBidiarun^.  ICrsnkeo> 
Versicherung  uDfiorthübliche  TagelÖhue  etc.   IV — 774  S.    Berlin  1905. 

487.  Gonzilea- Besada,  A.  La  emigraci<'in.  (Discurso  inaugural  de  las  con- 
fofvndaa  del  Centro  Gallego  de  Maidrid,  pronondado  en  la  nodie  del  22  de 
Diccembre  de  1904.)   Madrid,  M,  Romen,  1905. 

488.  Graziani,  Q.   La  emignusione  italiana  nelle  Bqiublica  Argeutina.  192 
Torino  1905. 

489.  Gra//.et,  J.  L'hvgi^ne  sociale,  neuvre  de  idenoB  et  de  morala  24  8.  Moat> 

pUier,  Coulet  et  tils,  lOOö.    fr.  0.75. 

490.  Grüshan^^,  S.  Vrnuwenarl>eid  in  den  geiueentelijkcii  telefoondieu»t  in  Nt^er- 
land.  Over/.ic-ht  vaii  de  iiitkomsten  van  een  ouderzoek  door  he(  National  Buieau 
van  vronwenarbeid.  Aiuaterdam,  W.  Versluvs,  1905.   fl.  0,15. 

401.  Guglielmetti,  Dott  B.   La  donna  salanata  in  Roma.    102  S.   Roma  1906. 

482.  Gnibourg,  L.  et  Andr^,  L.  Le  cotle  du  travail,  annot4  d'apr^s  la  juris- 
prudence  et  les  circulaires  miniatärieUea.  XVI — (i88p.  Bnizdlea,  Fidioo  &  Dorand- 

Aiizia»<,  UKX5.    frs.  6, — . 
493.  Guida  dell' cmi^ante  italiano  in  Fnncio.    Milano  1905. 

484.  Gutachten,  8,  über  die  Sonntagsruhe  im  Handelsgcwerbe,  erstattet  von  kaofin. 
Gehilfenvereinen  auf  Ansuchen  des  Vorstandes  der  Gesellschaft  für  soziale  Be- 
torni.   (Schriften  d.  Gesell.cii.  f.  boz.  Ref.,  Bd.  II,  Heft  6,  Heft  18 d.  g.  Bdhe) 

b<')  S.   Jena,  G.  Fischer,  i'JOö.   M.  0,r>o. 

406.  Gvula,  M.  bsocialpolitikai  prcu^ramni.   Kulönleoyomat  a  Kck^^zdasugi  Szemle 

1906.  14  ».  Bodapwt  1906. 
498.  Kaase,  FT.    Gesundheit>widrip:e  Wohnungen  und  deren  Begutachtung  vom 

Standpunkte  der  ötfentlichcn  Gesundheitspflege  und  mit  Berücksichtigung  der 

deutschen  Reicha-  und  nreasB.  Landeegca^^ebung.  102  8.  Berlin,  J.  Springer, 

1905.    M.  1,60. 

487.  Haber i and,  G.  Der  preuas.  Gesetzentwurf  zur  Verbesserung  der  Wohnuaga- 

vctiiUtniRee.  Berlin,  A.  Unger,  1906.  M.  1,20. 
486.  Hahn,  .Tul.    Das  KrankenversicherungHgesetz  mit  den  Abänderungsgesetzen  und 

den  die  Krankenversicherung  betr.  Bestimmungen  der  übrigen  Reichsversieherungs- 

fesctze,  sowie  der  wichtigen  Ansführun»bestiuununKen.   Mit  Einleitung  und 
Kommentar.    \.  verb.  11.  Term.  AofL  vIII— 488  8»   Berlin-Gmnttirafä,  H. 
Troschel.  1905.  M.  6,50. 
489.  Hall ,  Ch.  Die  Wiikangen  der  Zivilisation  auf  die  Massen.  Ana  dem  Englischen 
übersetzt  von   R.  Oldenberg.    Mit  einer  P'inleitung  von  Georg  Adler. 
(Hauptwerke  des  Sozialibmus  und  der  Sozialpolitik.   Hrsg.  von  Dr.  Georg 
Adler.  Heft  4.)  62  a  Leipzig,  0.  L.  HiracU^,  1906.  M.  IfitK 
900.  Hardegg,  G.    Arbeil nehmer-  und  Arbeitgeberverbände.    (Zwei  VortrÜLi  -o- 
halten  am  22.  Februar  und  1.  Marz  1905  im  Württ.  GÖthcbund.J   75  S.  btutt- 
gart,  K.  Witwer,  1906.  M.  1,50l 
801.  Hardy,  J.  Keir.  The  unemployed  problem,  «ith  wom»  anggestlOttB  for  aolving 
it.    Indejwndcnt  Ial)or  pnrty. 

ÖO2.  Hellem  ans,  E.  Eiiqut'te  sur  les  habitations  ouvri^res  en  1903,  1904  et  1905. 
T.  I,  Scct.  6.  Rapport  pr^ntö  au  comit^  de  patronag»  de  la  Tille  de  BnizeUes. 
78  p.  Bnizell«,  A.  Wormhoat,  1906.  fr.  1,—. 


üiguizeü  by  Google 


-   296  — 

903.  Herzenstei  n  ,  M.  Nacionfllizacijji  zemli  krcstjanskij  bank  i  vykapnaja  mf^^rnriia. 
(Die  Nalionaliäierungdes  Uniod  und  Bodens,  die  bauembank  und  me  Lu»kauf- 
opentkMi.)  190  S.  r«ter»buig,  Otwtat  yeniuija  Foln,  1906.  Bab.  OfiO, 

604.  HerzfeId,J.  Ludvbeiter  in MecUenbmg.  70  &  Berlin,  ,yorwirtoM905. 

505.  Het  ATbddBoontract.  GewijKigd  ontwerp  van  tot  wijcising:  en  un  vuUing 
vari  de  hrjmlinjim  in  het  B.  \V.  umtrerit  huur  van  dienstboden  en  wcrklicden 
ea  van  daarmede  samenhaoKeode  wettelijke  bepalin^eD,  £oala  bij  de  ötaat^au- 
ffenenal  it  ingesonden.  27  &  Haariem,  Tjenk  WiUienk  &  Zoon,  1905. 

506.  Het  cnüe  tief  arbeitaeontract  in  de  Joristanvoreeniging.  De  Kamer  van  Arbdd, 
15.  Juüi  1S>05.  &  93—95. 

507.  Higs,  M.  How  to  Deal  with  the  Unomptoyed.  London,  8.  a  Bramn,  1905.  6d. 

508.  Hitze,  F.  Die  Arbeit  er  fra^'e  niul  die  Bestrebungen  zu  ihrer  Lösung.  Nebfjt 
AolfiAe*  Die  Arbeiteiinige  im  Lichte  der  Ötati&tik,  bonderaasgaben  für  boziale 
üntemditoknm.  209-^22  8.  U.-G1adbaeh  1905.  H.  1^. 

509.  Hr  ffniann,  F.  Invaliden veriiicherunwgesetz  vom  10.  Juli  1899,  nob«t  Aus- 
führuD^beetinimuDgea.  Erläutert.  3.  Aufl.  XI— ö38  Ö.  Berlin,  C.  Ueymaon,, 
19(K^  S|^~> 

510.  Hoffmann,  F.  KrankenverHicherung.<^t>etz  und  Geeetz  über  die  einge- 
Bchriebenen  HilfakaBaea  nebst  AusführungsbestimmuDgen.  5.  Aufl.  XXIV — 403  &. 
Beilin,  0.  Hermann,  1905.  M.  2,—. 

511.  Hoek ,  V.  d.  Verzekering  tegen  de  gdddjjke  gevolgen  van  werkdosheid.  IV — 
20  B.   Rott^dam,  J.  de  Joug,  1905. 

512.  HouHing  of  the  working  claMes  acta;  three  papen  rdating  to  Glotlng  otdexa» 
London,  Wymann,  1005.  3(1. 

513.  fiovell,  (i.  Labour  L^islation,  Labonr  MoTemeuta,  and  Labour  Leadeia. 
2  VoL  Sfnd  ed.  272,  254  p.  Untvin  Fiaher,  1905.  7a. 

514.  How  to  T!ui1d  or  Bug  a  Country  Cottag«  and  fix  np,  Bj  *Hoine  OountieBi*. 
242  p.  London,  Hetoemann,  1905.  6s. 

515.  H neppe.  Zm  SoefaIhTgiene  der  Taberkolosew  Wien,  W.  BranmfUler,  1906b. 
M.  Ojt)0. 

51Ü.  Jagwitz,  F.  von.  Soziale  G^etzasbung  und  Sozialdemokratie.  II.  TeiL  Ge- 
werbliche IntereaaenTertretang  nnd  Bechtepredinng.  144  S.  Berlin,  A.  W.  Hegn» 

Erben,  190.". 

517.  Jahresbericht  über  d.  Fortschritte  und  Leistoogen  auf  dem  Gebiete  der  sozialen 
Bypeae  und  Demogra^e.  4.  fid.:  Beridtt  aber  das  Jahr  1904.  Heranagag» 

von  A.  Grotjahn  u.  F.  Kriegel.  VIII— 434  S.  Jena,  G.  Fischer,  1905.  M.  10,—. 

518.  Jansson,  W.  Zur  L^e  der  arbeitnehmenden  Gärtner  in  Deutschland.  Auf 
Grund  von  Erhebungen  de»  Allg.  deutschen  Obtnerrereins  und  anter  Benutzung 
älteren  Materials  im  Auftrage  aW<  Hauptvorstandes  des  A.  D.  G.V.  bearbeitet. 
52  ä.  mit  5  Tab.  Berlin,  Vo-lag  des  Allgemeinen  dmitschen  G&rtnet^Vereimk 

■   M.  0,75. 

519.  Jcanbran  et  E.  Forgue  Onidc  pratique  dn  mädedn  dana  lea  acddenl»  dn 
iravail.   VII— 371  p.    Paris,  Masson  k  Cie-,  1905. 

520.  Jgicr,  Des  retenues  sur  les  salaires  op6r^es  pour  le  comple  du  jMtroD 
(Imputation»  sur  le^  salairet«.  Amendcs  et  i^pementa  d'atelier.  Betennea  indem- 
nitaircs).   208  p.    Dijon,  Venot,  1905. 

621.  Inania-Sternegg,  K.  Th.  v.  Städtische  Bodenpolitik  in  nenernnd  alter  Zeit. 
65  8.    Wien,  W.  BraumüHer.    K.  l.tiO. 

522.  Ingwer,  J.  Das  Arbeitsverhältnis  nach  Österreich.  Recht.  IV— 207  i?.  Wien, 
.Tg.  Brand,  1905.   K.  1^). 

523.  Institut  für  Gemeinwohl  m  Frankfurt  a.  H.  fiber  daa  9.  Oeachiflajahr  1904/05. 
Frankfurt  a.  M.,  Selb? tvcrlntc. 

524.  Jourdan,  G.   L^gisLiti  n  ie-  logements  insalubrea.   Commentaire  prati<iu> 
lois  du  15  f^-vrier  1902  et  du  7  avril  1903,  relatiTea    la  protection  de  ia  sentit 
publique.   6*  edilion.   500  p.    Paris  1905. 

525.  Iranzo  Goizueta,  R.  Las  asooiacionea  professionales  industrialea olneraa. — 
Tradc-Unions.  (Inglaterra— JSatadoa  Unidoa.)  De  la  Bibüoteca  de  Bconomia  SodaL 
Madrid.  Sujirez,  1905. 

526.  lätcl,  P.  L'assurance  cootre  la maladie en  Allemagne.  348  pu  Paria,  C.  I^nae 
et  Im  lenin.  fre.  0, — . 


iJiyiiizea  by  Google 


—   297  — 


527.  KaufmaoD,  C.   Arbeiterwohlfahrteeiorichtuageo.   In  krititeher  Bdeucihtiuig. 

32  S.   Zürich,  Schweiz.  Oriitliverein ,  190,-..    M.  0.25. 

528.  Kayserling  u.  Pütter.  Die  £rr>chtuii|'  uud  V'erwaltung  von  Auükunfts-  und 
Fürsorgestellen  für  Tuberkulose.   63  S.    Berlin,  A.  Hirschwald,  1905.   M.  IJM. 

529.  Keen,  F.  V.  Urban  Police  and  Sanitan-  Li'^rii^lntion  1904.  (Collwiion  of  pro- 
risions  contained  iu  local  improvementü  acto,  ubtained  i^ter  consideratioo  by  tbe 
police  and  sanitary  commiltee  of  tbe  House  of  Oommoiu.)  316  Loodon.  P« 
a  King  k  Son,  1905. 

530.  Keidel,  J.  Die  Handhabiuig  der  Medisioalpolizd.  (8«mmluiig  von  Oesetsen, 
Verordnungen  und  IfiniflteiulerlaMeD.)   630  S.  Ansbacb,  C  Brfigel  &  Sohiit 

1906.  M.  6,50. 

991.  Kefser,  J.  OiiftftiiJiemclIjkf  Beedioniringen  orer  bei  ontwerp  Hlbddflcontracl. 

ni;  T).    Mt'irulert  I^oogaerdt  jun.,  1905.   fl.  0,40. 
■'>31.'.  Keiler,  Frtir.    Beurlaubung  von  Industriearbeitern  in  landwfatsch.  Betriebe 
unter  Mitwirkung  der  sozialen  Versicberungsanstalten.  (Ein  Vorbeugungs-  and 
Volksheilmittel.)   VI— 5(5  8.    J.  Anil»r.  Barth  1905. 

533.  Kellor,  F.  A.  Out  of  work;  Btudy  of  emplovment  agencies:  their  treatment 
of  the  iinernployed  and  their  influence  upon  homis  jind  businetis.   Pateani.  m. 

534.  Kf  It  i  rborn,  E.  Die  angebliche  Nolwendi^keit  des  ZolHif*tiiiidentnpes  für  die 
Faljnkarbeiterin  im  Wä»chereige werbe.  1.  bis  10.  Tau».  FlugHchrifteii  de»  I. 
W.-C.  (Internal.  Wäscherei -Genlndblnttee)  in  Qdttingen.  31  &  Gttttingeii, 

E.  Kelterborn.  M.  0,5<J. 

535.  Klus«,  Frz.  Die  älteste  deutsche  Gewerkschaft,  die  Organisation  der  Tabak- 
uii  l  Zitrarrtnarbeiter  bis  zum  Erlai>se  des  öorialistengesetres.  GS  S.  Volksir.  Abb. 
der  bad.  Hochschulen.  Bd.  VIIL  2.  Karlsruhe,  G.  Braun,  1906.  M.  2,—. 

d96w  Knoop,  Douglas.  Indnstrial Gonciliation  and  Arbitration.  Witb  an  IntrodnctiMi 
by  Sydney  J.  Chapman.  Content*.  Indtistrial  Disputes:  their  Cauf«es  and  their 
öettlement.  —  Conciliation  versus  Arbitration.  —  Private  versus  GovernnMOt 
Oondlintion  and  Arbitration.  —  Private  Gondlfation  and  Arbitntion.  —  Volun< 
tary  versus  fornpulj^ory  State  CnnriÜntion  and  .\rbitration.  —  Voluntary  State 
CkMicillation  and  Arliitration.  Conipulhur^-  Arbitration.  —  Conclusion.  —  Note 
to  Bection  6  of  the  Indu^trial  Conciliation  and  Arbitration  Amendment  Act, 
1903.  ^-  Wapofl  and  rrice-  in  New  Zealnn-I-,  1S02  and  1902.  —  I>ettpr  of  Mr. 

F.  G.  Ewington,  of  Auckland,  to  the  *'Aui  klaini  Star"'.  —  Note  to  Bibliography. 
—  Bibliograpbv.  —  Index.   7«h.  6d. 

537.  Kehn,  M.  Das  Erbbaurecht  nach  dem  B.G.B.  V1II->114S.  Berlin,  Strappe 
k  Winkler,  1905.    M.  3,-. 

538.  KcliD  A.  Unsere  Wolii  11  III L^'senquete  im  Jahre  1904.  Im  Auftr.  di-s  Vorstandes 
der  Ortekrankenkasse  für  den  Gewerbebetrieb  der  Kaufleute,  Handelsleute  und 
Apolbeker  berausgcgeben.  31  S.  Bertin  1905. 

539.  Koska,  M.  Förderung  der  Wohnungsfrage  durch  I^ugeno««eiMdkallen.  20  8. 
1905.   (Flugachr.  de»  deutschen  Mieterverlwndes.)   U.  0,30. 

540.  IKritische  Betraehtnngen  fiber  die  Tätigkeit  der  Konsumvereine.  Heft  23  der 
erewerbl.  Zeitfragen.   Bern,  Bü  f.l  r  vi  Co.    fr.  1, — . 

541.  Krüger,  Dr.  Emil  (Bibliothekar  der  Internat.  Arbeitsamtes).  Die  ungarische 
Gewerbeinepektion.  Historischer  Ueberblick  über  die  bisherige  Entwickelung, 
<n\yii>  J  »nr-telliititr  dcB  Umfanges  und  der  Resultate  der  ungarischen  Oewerbe- 
aui.-su-ht  iin  Jahm  1902,  nach  Hauptgesichtapunkten  g&jrdnet  auf  Grund  des 
1904  veröff.  amtl.  Berichten.  Ans  »^nalen  des  Deatsenen  Beicbes'*  1905,  H.  8. 
Mttnchen,  J.  Schweitzer,  1905. 

642,  Krnkenberg,  E.  Die  Frauenbewegung,  ihre  Ziele  und  ihre  Bedeutung. 
(Lebensfragen,  Schriften  und  Baden,  bMausgur.  von  H.  Weinel.)  V1II--295  o, 
lübiogen  1905.  M.  3,—. 

543.  Sabonr,  Goloniee.  Wbat  are  tbcy?  Wfaat  can  they  do?  London,  C.  J.  Lewis,  190S. 

544.  Lacombe,  £L  et  M.  Les  retiaites  onvri^  VJU— 538  8.  Pftita  1905. 
frs.  10,—. 

54Ö>  La  div^e  l<^rale  du  travaiL  Des  modifications  a  apporter  iL  la  loi  de  1900* 

Bapports  de  AI.  M.  Fapnot,  Millerand  et  Strohl.  (A«.«.  nat,  frangaiee 
pour  la  protection  legale  des  travailleura.)  300  b.   Paris,  F.  Alcan,  1905. 

546.  Lafargtie.  G.   L'orj^isation  de  la  Intte  oontie  la  tuberenloe«.  11  p.  Paris, 

547.  Lagardelle,  II.  La  gr^ve  g^n^rale  et  le  sociahsmc.  Encjuete  internationale. 
Opinlone  et  Documenta.  433  p.  Paris,  Ed.  OanulLj  &  Cie.,  1905.  frs.  3,50. 


iJigiiizeü  by  Google 


—  298  — 


548.  Lahor,  J.    Le^  habitations  ;1  bon  tniircb>^  et  un  art  nouTwa  pour  Je  people. 

lÜU  p.  avcx:  39  grav.   Parie,  Laroussc.  r.'O...    frs.  2. 

549.  Laronxe,  G.  De  U  repr^cntatiun  des  iiu«'rrt.s  colloctifs  et  joridiqaes  dos 
ouvriere  dans  la  CT&adc  industrie.  (Th&»e.)   448  p.   Paris,  A.  Rmispcaii,  1005. 

550.  Laurent,  E.  ImpressionH  de  grfeve  avec  preface  de  K.  l'uiucari'.  71  p. 
Paris.  Charles-Lavanzetlc,  1905.   frs.  2,—. 

551.  Le  cnarbon  daiis  Ic  NorJ  tle  Iii  I)i'li;ique.  Lo  ]voint  de  vue  techniquc;  (».  de 
Leener.  Lt-  puiul  de  vue  ecuuoiuiqut;  jurtdiuue:  L.  Wodoo.  Le  point  de  vue 
^nomique  et  social:  El  Waxweiler.  VII— 217  n.  Bruxelles  el  Leiiicig,  Miadl 

Thron,  1904. 

592.  Leidig  vu  Bneck.  Der  Anfetand  der  Bergarbdter  im  Ruhrkohleorevier  Jaouar 
bis  Februar  1905.  Berichte  und  Fietnu-htungen.  (Sehr,  der  HauptsleUe  dBOtedicr 
Arbeitgebarverbaud&)       &  Berlin,  J.  (iutteatag,  1905.  M.  1,—. 

663.  Lei oa vier,  C.    Etüde  enr  la  mutaalitl    MaiMm  et  caieeee  de  retraitM. 

Eosoiircfs  et  d^^pens«;  en  vue  de  leur  cr^tion.  Paris,  Lnint',  lO*').'.  fr.  n,3(\ 
554.  Le  .M ei g D  e n ,  0 11  i  ve ,  A.  u  b i  n  e a u.  Precis  des  accideim  du  travail.  Medecine 

l<^gala  JariHDrudence.   Pari»,  Rudeval,  190'. 
655.  Lepreux,  ö.    De  la  rdparalion  des  acridfriis  du  travail  confnniu'incnt  A  la 

loi  du  24  d^cembre  1903.    Critique  d'uii  prujel  de  cainse  comiuiuie  dco  iiuluslries 

du  baasin  de  Li^ge.   40  p.   Bruxellt»,  E.  Bruylant,  1906. 
55(5.  T  in/r  n.  Krnst  (1.    Die  Arbeiterin  und  die  Arboitskaminom.  (So/..  Fortschritt. 

iifitc  u.  Flughdlir.  f.  Volk««',  u.  Sozialpolililc.)    15  S.    Leiping,  i'.  Diclnek, 

1905.   M.  0,15. 

557.  Lcvesque,  G.  H.  La  protection  de  la  premi^re  eufancc  dans  les  cit^  in- 
dustrielles.  Lea  cr^ches  industrielles.   324  p.   Lille,  Morel,  1905. 

558.  Linden  borg,  F.  Det  sociale  iSckretarint  titid  I^ibliothidc  i  Femaaret  1900— Ol 
4ö  p.  Kopenhagen,  Jobannsen  &  Jorgen^en,  1Ü05. 

559.  Llnisiadya  del  re  d'Italia  e  Piatitato  uitemMdonale  d'agriooltura.  Studi  e  docQ* 
UM nfi.    X    7.^2  ji.    Roma,  G.  Bertero,  19*T). 

5<}0.  LI«  welvü,  A.  and  May,  E.  Abraham.   The  law  relatins  to  Faclories  and 

Workshops,  including  Laundriee,  Bailway»  and  Docke.   Willi  Füll  Test  of 

Davie«,  Barrister-at-law.    FifLh  edition,  ]'.¥)f).  .'js. 
5tU.  Löhnert,  Carl.    Impfzwang  oder  Imptverbut.   54  S.   Leipzig,  Knapp.  1883. 
508.  Lei  et  arr^t^  royaux  »m  la  r^paration  des  domroages  r^sultant  des  accidents  du 

trnvnil.   Avec  In  cireulaire  ministerielle  do  31  aoüt  1004.  22S  p.  Gand,  Ad. 

Huste,  190.").    frs.  2,—. 
668.  Loi  et  rr-Lciciuents  sur  la  rt^'paration  des  dotniiiugi^  r^ultant  des  aoddentB  da 

travail.    löb  p.    Bruxelles,  O.  Schepens  et  Cie,,  15*05.   fr.  0,50.  • 
564.  Lois  concemant  les  rosponsabilitds  des  accidents  dont  les  ouvri^  sont  victimeB 

dans  loor  tiavaiL  (1898,  190e,  1905.).  20  p.   Paris,  Musard  &  £biii,  1905. 

fr.  0,6a 

566.  —  D^cret  du  28  ffivrier  1898  portant  T^ement  d'adminiatration  publique; 

Dt'crot  'lu  1"  mar»  1899.  Dderet  du  2:'  nmrs  10()2  accoiniiagiir  des  modales  de 
declaratioDs  d'accidents.  Circnlaire  du  Miniatre  du  C^onunerce  du  23  maro  190S. 
63  p.   Paris,  A.  Chalamcl,  1905. 

566.  London  Unemployed  Fnad,  Fteliminary  Statement.    London,  Wymeo,  1906^ 

5V,d. 

567.  Löria,  A.   Raboc«  dvizenije.  (Die  Arbeiterbew«nuiff.)  179  p.  St  Peteiabiin^ 

Kureneff,  im,    Rub.  l.fA 
5GS.  Louis,  P.    \jm  lois  ouvriurcs  daus  les  deux  mondes.    Paris,  Aicaii,  ItMi^j. 

569.  Maaß,  W.  Die  deutsche  ArbeiterverHichcrung  al«  Leteetolf  ID  dw  Scholen* 
48  S.    Leipzig.  J.  Klinkhardt,  1905.   M.  0,80. 

570.  Mac  CosteTlo,  E.  Plan  general  de  rctormas  agrarias.  Torao  L  Madrid, 
Sui'irez.  190,-). 

571.  Magyarorzägi,  A.  szakszervezeti  Tanäc«  jelentiSse  az  1904.  XIL  25.  6s  26. 
Bpesten  tar  tott  III.  Bzakszerrezett  KongreH!<>zur6e.  (Bencht  dee  nugarUndfaclieo 

Gewerkgchaftsrate«  über  den  am  2.').  und  2{}.  XIL  1901  ab^rebalteoeo  GefWk- 
schaftakongrese.)   Budapest,  Verl.  de»  Gewerk»chaftsrates,  UXtö. 

572.  Manfredi,  V.  La  oondisione  dello  Btraneero  nelle  leggi  suUe  assicuraidoni 
contro  gl'infortuni  e  suUa  rcsponsal)ilit;i  prufeH^ionale.  Lstratt.«!  delia  Riviata 
Inlcriiaziunale  di  scieoze  s<Hiuh  e  dinciplinc  aosiliarie.   27  p.   Roma,  1905. 

573.  March,  C.  Recensement  indutstriel  et  statistique  de  diAmage.  38  pu  IttteiD. 
etat.  Inst  Bericht  für  die  9.  Seeeioo. 


iJiyiiizea  by  Google 


—   2^  — 


574.  MeOnrdy,  R.  M.   HoHdftj»:  a  bibliographj  of  arttdes  relaifng  to  h<rfida}rs. 

48  p.    Boston,  Buok  Co.,  l{K>f).    iri  c. 

575.  Meiöi>geier,  O.  Wuhuungsfrugi-  und  Erbbaureuht.  (Fiugi>clirift  deutschea 
Mieterverbandes.   Heft  2.)  24  ^.   Leipng,  O.  Zöphal»  1905.   M.  0,dOi 

576.  Mr  rcadal,  J.  B.    El  moviemeiito  obrem  en  Vizcaya.  Bilbao. 

.577.  Metlii>d8  of  Social  Advance.  Öbort  Ötu«li<^  in  Social  Practice  by  various  Authoru. 
Edited  by  C.  S.  Loch,  B.A.  im   3ß.  <icJ. 

Miliar,  T.  J.  Bailding  Finance  and  Statistics.   (For  officiala  and  memben, 
of  Building  Sodetiee.)    HO.  p.   London,  T.  k  T.  Clark,  HN>5. 
679.  Millot.    Qu^  debe  hacerse  por  el    puoblo?    Bostjuj"  <:r  nu  progrania  i!e 
eetadioa  aooaleB.   Vecsiön  caatellana  de  G.  Gaozalez  Cavreuo.  Madrid,  Jubaia 
Hflnnano«,  1906. 

380,  Mitchell,  J.  Organisierte  -\rboit.  Ihre  Aufgaben  und  Ideale.  init«r  T^erück- 
■Uditiguiie  der  g^enwärtigen  und  zukünftigen  Lage  der  amerikanischen  Lohn- 
arbdtenchaft  in  Indianapolis,  Ind.  L'.  S.  A.  Einzige  autoririerte  deutsche  Ueber- 
setzuug  von  Dr.  H.  Ha  -i     205  S.    Leipzitr,  V.  O.  Bohmcrt,  UK)").    M.  X,  . 

581.  Mises,  L.  v.    Zur  (if^^chu-htp  der  Österreich.  Fabrikgesct^ebung.  Au<:  ZUckr. 
für  Volkfjwirtf^cliaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.   Bd.  }QV. 
Mi  t  eher  I  ich ,  W.   Ent'>tehung  der  deutschen  Frauenbewegung.   Eine  WNSiO' 
lagist  he  Betrachtung.   95  ö.    Berlin,  Puttkammer  &  Mflhlbr^t,  UH.'5. 

583.  luttoilungen  fibor  den  0*  Kongres«^  <ior  Internat.  GenossenschaftHaliianz,  Buda- 
pest 1904.  Herausgeg.  vom  ZcntralauK.Hchuflae  der  AUiaoz.  667  &  Berlin,  Putl- 
Kammer  k.  Mühlbrocht,  1905.   M.  ."),—. 

584.  Molt  ,  C.  (1.  Die  Kreditversicherung.  Auh :  Zeitschr.  1  die gc«.  Ventdienings- 
wifisen^ft.   \\\  S.  Berlin,  Mittler  L  täohn, 

966.  Montenegro,  F.  L.    El  probiems  agtioola  en  Ee])«fia.    Eitndio  sociaL 

Madrid.  Fortanet,  1905. 
560.  Morin,  L.   Uistoire  corporative  des  artisans  du  Ii  vre  ä  Troyes.  1905. 
5B7.  Moser,  M.   Beiträge  znr  Wohltäti|;keit  und  eonalen  Hilfelastnng  in  iliter 

uraktisohen  Anwendung.    49  S.    Ziinoh.  Schultheis  &  Co.,  1905.    fr.  1,20. 
5bb.  Müller.  Dr.  H  ans.    Der  interaatiunale  Genosseuschaftt^koiigre^»  BuUapäHt  .  .  . 

lind  seine  Resultate.    VII— 100  S.    Ba-nel,  A,  Gecring,  190').    fr.  1,50. 
5SB.  Müll  r   O.    Die  christl.  Gewerkscbaft^^bew^ung  Deutachlands,  mit  besonderer 

Berlicksiehtigung  der  Bergarbeiter-  und  TextiUu-beiterorganisationeu.  XIII— 

256  S.   Volksir.  Abh.  d«r  tad.  HodiMbuleD.  Bd.  VIII.  Karlsmlie,  6.  Bnuin, 

1905.  M.  3,—. 

690.  —  Katholische  Arbeiterinnenvereine.  (Soziale  Tageefragcn.  Herausgeg.  vom 
Volksverein  für  daa  kaih.  Deatedüand,  Heft  32.)  M.-OlMlbMh,  »eUMtmlag, 

1906.  M.  0,50. 

091.  Mündt,  J.  PraktiBche  Fragen  fiber  die  Arbdtervenidierung  dee  DentsdieD 

Reiche».   25.  AufL    1«)  S.   Köln,  J.  P.  Bachem,  1905.    M.  0.15. 
^92.  Vau  mann,  F.   Wohnungsfrage  and  Volkswotd.   Göttingen,  Vandenhoeck  k 

Ruprecht,  1906.  M.  1,—. 
693.  Neville.  R.  Gaideo  Gitiee.  Warbnrton  Lectun on  Oetober 24,  1904.  London» 

Sh*»rratf  A-  H.,  1905.  6d. 
594.  Nicolai,  A.  Ix>  refK»s  hebdomadaire.    Bordeaux,  1905. 

696.  Niebour,  H.  u.  A.  Beekmann.  Tafeln  zur  Ermittdnng  der  Invaliden-  und 
Altersrenten.  Im  amti.  Auftrage  herausgeg.  I.  Nachtrag.  III — 16  S.  Berlin, 
H.  IVofldifl,  1905.   M.  0,75. 

696.  Obers.  Etüde  m6dico-l<^'gale  sur  la  relation  entre  les  maladiea  profewioneUes 
et  le«  aceident«  du  travail.   Thfese.    Lille  1905. 

597.  Ogee,  P.  Accidents  de  travail.  Memento  de  dcK^ii&e  et  de  jurisprudeiioe^ 
Paris,  Laroee  &  Teoio,  1905.  te.  10,—. 

598.  OlliTe,  Le  Meignen,  Aabinean.  Prfcis  des  aceidenta  dn  travaii.  MMe- 
eine  legale.   Jurisprudence.   Paris,  Rudevnl,  190,'. 

699.  Olmo,  La  oeneficMiza  preventiva.  Studio  gturiüico-socialu.  Turmu,  Bag- 
Kotte>Morno,  1906. 

eoa  Ortel,  W.   Die  Bekämpfung  der  Scbvindaofiht^fahr.  23  8.  Flöha,  A.  Peits 

böhne,  1905.   M.  <>,50. 
dOl.  Ortiz  y  Ramirez ,  A.   Las  enferiiie<^lal.!S  profesionalea  y  la  le^  de  aoddentes 

del  trabajo.  Tesis  doetoral.    Alniodnvar  del  CHin[>o  10O5. 
60c^.  Page.    Manuel  pratique  des  accideuUs  du  travail  et  de  l'ai^urtuict^-act'identä. 
Paiu  1906. 


iJigiiizeü  by  Google 


—   300  - 

603.  Pagliani,  L.  IWitUto  di  igiene  e  di  sanitA  pubblica,  colie  applicudooi  allln- 
gognerifl  p  alla  vidlanza  sanitaria.  Vol.  I.  (D«  terreni  e  delle  acque  in  rapporto 
colla  saniiä  pubbfica).  Parte  I.  (Notizioni  preliminari  e  parte  generale.)  303  p. 
MUano,  F.  Vallardi,  1905.   L.  9 -  . 

604.  Pantaleoni,  M.  A  propouto  di  ud  inetituto  iotemazioDale  jpermaD^te  dt 
ftCTicoltanu  (BBtnto  dsl  „Qiomale  deeli  Eoonomuti'',  VoL  XXX,  Serie  2», 
Febltraio  1905.)   42  p.   'Rotna,  Tij».  «IclrUnioTie  oooi>erativa  aditrice,  1905. 

606.  Faraf ,  G.  Q.  Hjgi^e  et  söcuritö  du  travail  industriel.  622  p.  Pari«,  CiL  Dunod, 
1906.  in.  ao, — 

606.  Parain,  Clouvei  et  ßrug^re.  L«  mntiiaUttf  an  oongrte  de  Nantes  (16—24 

um  1904.)   Rapport.  82  p.  1905. 

607.  Parin enti er,  £.  Droi^^'  de  la  famille  sur  nndemnit^  en  cae  d'aecidcnt 
146  p.    Paris,  Laroee  et  Tenin,  1904 

606.  Pas ca Uli,  H.  De  Torganisation  de  lu  tutelle  des  miueuiB  et  d^  modifications 
l^plea  au 'n fit)  <ie  mieux  Ic  protze  peut  suggCMT  l'^de  des  l^gblatioiie  teaa- 
pVps.    21)7  p.    Paris,  A.  Fontemoing,  1905. 

609.  Paulei,  G.  Lcb  ast^urance«  sociale»  en  France  de  1889  ä  1905,  rapjport  au  con- 
gr^  international  de  Vicnne  1905.   28  S.    Parih,  Bergcr-Levrault,  1905. 

610.  Peres,  8.»  Fedor,  Ii.,  £xner,  L.,  Irore,  J.  V^gärkdnyo  ax  4liaad6  gyer« 
mek  mened^k  kicanat  TeeetönSk  os^llra.  Kiadja  a  valUs  4b  kOsoktat  asü|i 
minii^/torinm.  199  8  ^  18  miktalaj-  Haadbudi  für  Leiter  Ton  Kinderbe1^dl^ 
anatalten.)   Budapest,  Sziklai,  1905.   K.  4, — . 

611.  Perron  cito,  £.  T  frigoriföfi  all  est«n>  ed  in  ftalla  dal  nunto  di  vista  deO'Iglene 
e  (leirec'ononiia  sociale.    Cafanin,  N.  GiannottM.  1!K  5.  — . 

612.  Peternilie,  Dr.  A.  Mitteilungen  zur  dcutdcliea  Oenoaeeoschaftantatisttk. 
(Sonderabdruck  ans  dem  XXII.  Ergänzungsbefte  inr  Zeitschr.  des  Kgl.  PnaB. 
Statistist  heil  Bureaus.)  84—59  S.    Berlin  1905. 

613.  Pf  leghard  t,  A.  Das  Verhältnis  der  Hausindustrie  zur  Kranken-  und  Unfall- 
versicEcrung.    XVI— 170  S.   Zürich,  Couzrtt  &  Co.,  1905.   fr».  l/K). 

614.  Pigou,  H.  C.  Principle»  and  Müihods  of  Indostiial  Peaoe.  260  p.  Londoo, 
Macmillan,  1905. 

615.  Poels,  Dr.  et  Warnotte,  W.  I><^gisIation  compar^  des  accidents  du  travail 
au  point  de  vue  m6dicaL  2**  partie.  La  i^gislation  anglaiBe.  40  p.  BmxeUet, 
Ifouoo  Herereyns,  1906. 

616.  Pohle,  L.  Die  neuere  RntwicVt-Iung  der  Wohtninjrsvorhültnist»c  in  I>eutj*ch- 
land.  Erweiterte  Au^be  des  Kcfcrate  auf  dem  1.  alle,  deutschen  Wohnunn* 
kon^ress  mit  einem  l^MdiworC  über  SostairefoTm  mid  wiweneehaft  IV— 34  ti. 

Oöttinc:en,  Vandenhoeck  k  Rupr(H  lif  ,  1905.    M.  1,40. 

617.  Poor  i  .aw  Conferences  held  in  thc  year  1904—  05.  London,  King  k  Son,  1905. 
l2^.  (The  Kiiiik;ra(ii)n  of  PtX)r  Law  children.  By  Miss  Mary  C.  Miles.  — 
The  Working  of  Rccoti-  l>egislation  affodiii^  the  r)et«  n?ir  n  ot  Children.  By 
Mr.  H.  A.  Powell.  Training  Shipä  for  l'oor  Law  B<jyB.  By  Captaia 
Brem n er  and  G.  Drage.  —  Workhouse  Children,  tbeir Training  and  Reumne' 
ration  when  first  going  mto  Service.  By  Mr».  Battcri».  —  Emigration  of  Poor 
Law  Childruii.  By  Aiiss  Mary  C.  Miles.  -  The  Workinp;  of  R«c«ns  Legis- 
lation affecting  the  Detetition  of  Children.    By  .Mr.  H.  A.  Powell.) 

618.  Porter,  Ch.  and  W.  Kob-ertson.  baoitaiy  Jair  andpractice.  Londoo,  äaoi* 
tory  PubL,  1905.  M.  12,ea 

619.  Pottcr-Webb,  B.  La  ooopäiatton  en  Gnmde-ßretagne.  PHiri«,  Ed.  Conidr 
&  Oie.,  1905. 

620.  Poithoff.  Heinz.  Die  Vertntnngen  der  Aogestellten  in  Arbcitskarnmcn. 
(Sehr,  der  Ges.  tisch.  fOr  soziale  Beform.  II.  Bd.  B.  7.)  47  &  Jena,  O.  Fischer, 

190.-1.  i\L  o;iu. 

621.  PraiiMiits,  W.  Grund7!üge  der  Hygiene.   234  Abb.  7.  Aufl.  Mttnduo, 

.1.  F.  Lehmann,  1905.    M.  8,~. 

622.  Prinzing,  Fr.  Die  heutige  Bfnitutung  der  medizinischen  Statir*tik.  Vortrag. 
Aue:  Württ.  Med.  Korrcspondenzlilatt.   15  8.  1905. 

623.  Prokopowitsch,  ^.  N.  K.  vat»o<  cmn  voprotsfia  v.  Rossii.  (Zur  ArbeiterfiSige 
ia  JiuHsland.)   208  S.    .^t.  PcUrr^hurg.  E.  D.  Kus»koff,  1905.    Rjib.  1,50. 

624.  Protokoll  der  Verhandbingen  der  nationalrätlicbcn  Kommission,  betr.  Arbeits« 
nachireia  and  Schutz  gog^  Arbeitslosigkeit.   21  S.   Bern,  K.  J.  \Vvs8,  ]9t}X 

625.  Pudor,  H.  Fideikommisschutz  in  Deulächland  verans  Landarbeitiä^heimschats 
in  Däne  mark.  Zur  Agrarpolitik  in  Dinemaric  und  Ueatschland.  52  8.  Leipng, 
F.  Dietrich,  1905.  M.  1,50. 


iJiyiiizea  by  Google 


—   301  — 


föü.  Fütter  u.  Kayserling.  Die  Errichtung  und  Verwaltung  von  Auäkunfte- 
und  Fnnoigertallcn  für  TolMrkaiase.  ttä  &  Berlin,  A.  HindiwAld,  1905. 
M.  1^. 

627.  Querton,  L.  Assunmce  et  assistance  mutuelles  au  point  de  vue  imMical. 
XI 1-145  p.    Paris,  V.  (Jiani  <S:  E.  Brifere,  11«)').    frs.  2,-  . 

628.  Sadtke,  A.  u.  v.  Woedtke.  Unfallveraicherunj^OBetz  für  Laad-  uud  Forst- 
wirtaehaft  Tom  90.  Juni  1900.  XXx627  8.  BerUn,  J.  Gnttentag,  1905.  M.  4,50. 

689.  Rameri,  avv.  Ö.   Guida  j  r  itii  a  per  le  inchieete  negli  infortuni   del  lavoro, 

fiuBta  la  nuova  l^ge  31  geuaaiu  1904^  No.  51  (teste  unico)  il  nuovo  r^lameoto 
3  Marao  1904,  No.  141.  Torino  1905.  62  p. 

630.  Raynaud,  B.  Une induatrie Moa gAvea.  JLea mine» aaglAisea,  PariBf  Bomseu, 
1905.   frs.  3,—. 

631.  Rebatein,  J.  und  Schärtlin,  G.  Befiiuien  fiber  die  Pensions- und  Hilfs- 
kae^e  ilor  S<  hwiiz.  Bundeebahuen,  vom  30.  NoTODber  1904.  II — IV— 77  6. 
Hern,  Xeukoinni  &  Zimmermann,  1905. 

632.  Becueil  de  documents  surla  pr^'^voyance  sociale.  L'aaaurance  oblinloire  contra 
l'invalidit^  ea  AUemagne.  in-S**.  1  VoL  tuiBf  Bafsr-Levrault  &  Oi«L,  1905. 
frs.  1.75. 

633.  Reith  OS  borg.  N.    Beftrebungen  und  Erfolge  der  internal.  Voreinitrung  für 

fesetslicben  ArbeitencbutB  and  aea  inteniafc.  Aroeitaamtea.  (Heft  XI  der  Bchriften 
er  Veretnigung  cur  FOrderaDg  dea  intemat  ArbotersdiutBeB.)  46  8.  Bon, 
Scheitlin  &  Sprinc,  1905.    M.  'I, 

634.  Reininghaus,  Fr.  (jcrcebliKkeit  und  wirksamen  £«cht88chutz  achadfe  daa 
Schweizerische  Zivilgesetz  für  die  außereheliche  Matter  und  ihr  Kind,  ünau" 
länglichkeit  des  achten  Titels  der  bundesrätl.  Gesetzes  vorläge  und  Qeaidttapunktie 
für  einen  neuen  Entwurf.   IV— 75       Zürich,  O.  Füssli,  1905. 

635.  Reiswitz.  W.  G.  H.  Frhr.  v.  Generalstreik?  Ein  Rückblick  auf  den  Hafen- 
arbeiter-trr:k  in  Marseille.   V— a5  8.    Bf  rün  <).  EUner,  19(J5.   M.  1,^. 

636.  Relief  wurk  for  ünemployed.    Ix)ndon,  \\  ymau,  1905.  lV,d. 

637.  Ribes-Christofle,  F.  de.  L'ap|nentissage  et  l'enseignemeAt  profeaeionnel  en 
France,  rapport  pr^aent^  ä  la  Fcklämtion  des  indnatiiela  et  oonmiersaotB  fnmjaia. 
72  p.   Paris,  Larose  &  T^nin,  1905. 

638.  Rivas  Moreno.    B(xlegas  y  destilerias  cooperativas.    Valencia  1905. 

<j39.  —  Lecheriaa  j  qaeaerias  cooperativaa.  beguio  del  g^mado.  XV— 206  p.  Valoacia, 
Imp.  de  Vivee  Mon,  1905.  Pea.  3,—. 

640.  Robertson,  W.  and  Porter,  CL  Sanitwy iaw and practioe.  Loodon,  Sani- 
tary  Publ.,  1905.   M.  12.60. 

641.  Roller,  A.   Der  soziale  Generalatrdk.   Berlin,  Gladaach,  1906.  M.  0,10* 

612.  Romci,  Oius.  I  comuoi  riirali  oniiliani  e  l'emigrazione  agricoüt  alla  Bcpabblica 
Argeutiua:  alcune  note.  73  p.   Bologna,  L.  Audreoli,  19u). 

613.  Bomeri,  Arr.  S.  Guida  pratica  per  le  iDchiaate  negU  infortnoi  del  lavoro. 
Torino  1905. 

644.  Bohiu,  11.  Daa  Recht  der  Arbeiitrvt'r?<ieherung.  Für  Theorie  und  Praxis 
nretematisch  dargestellt.  Bd.  11.  Das  Itecht  der  Invaliden»  and  Altenver- 
Bicherung.   XIV— 1151  S.   Berlin,  J.  Guttentag,  1905.   M,  25,—. 

645.  Bnegg,  A.  H.  The  Laws  rcgulating  the  Relation  of  Employers  and  Workiueu 
in  England.  A.  cour^e  of  I^t-tiiro-H  delivered  at  the  request  of  the  Conndi  of 
legal  Educatioa  donng  Michaelmaa  Term.  LtMidon«  Ülowee,  1905. 

646.  Sabini,  C.  A  Propoailo  dl  nna  novdla  teoria  francese  nilie  «olidaTietä  aodale: 
note  cn\  appuiiti.    89  p.    Torino-Roma,  Roux  e  \''Iarfii<io.  VJO').    L.  2, — . 

647.  8ai n t- A u bert ,  de.  A^sistance  obligatoire;  Retraites  ouvri&rea,  mntoalit^ 
Oompte-rendu  du  congr^«  national  des  retraites  oiiTriäüi  tena  \  Pana  an  Mltiä« 
social,  les  1",  2  et  3  juin  1905.    JS  8.   Paris,  Fdron-Vrau,  1905, 

648.  ISanitary  Inspoction  of  Workblioppi.   Ketum,  Wynian,  1905.  Id. 

619.  San  Romän  e  Hidaleo.   A  obrero»  y  patronos  6  la  verdadera  proteccite  del 

operaric.    (  Previsioii  de  m-*  accidentes.)    Bilbao,  Viuda  de  E.  Calle,  1904. 
650.  iSchat  ten  f  roh  ,  A.    Moderne  Tuberkulosebekämpfung.  45  S.    Wien,  W.  Brau- 

müller,  1905.   Kr.  1,—. 
661.  8cherer,  V.  E-   Die  Haftpflicht  dea  Unternehmers  auf  Grund  des  Fabrik- 

haftpflichtgesetzes  nnd  des  Ausdehnunapgesetzes.    VII— 284  ö.    Basel,  Helbing 

&  Lichtellhahn,  100.^.    M.  4,  . 
6ö2.  Öchirrmacher,  K.  Die  moderne  Frauen bewegiuig.  Ein  geschichtlicher  Ueber- 

blicL  (Ana  Matar-  und  Geiateandt.  67.  BncL)  VI-lS)  8.  Leipzig,  B.  G. 

Teubner,  1905.  M.  1,-. 


iJigiiizeü  by  Google 


—  302  — 


663.  8chlofl8,  D.  F.  La  compAnuRon  internationale  des  sahum  dea  onrriere  (snch 

enelisch).   4  S.    Zirkular  für  die  10.  Bc>r*ion  d.  Int.  Tnst.  i^t&t. 

654.  Öciimid,  C.  Die  Aufgaben  and  die  Tätigkeit  der  deutscben  Invalideuver> 
«icheningBansUlten  in  der  ArbeiterwfÄnaonfnure.  Vllt— 217  8.    KtHo,  P. 

Noiibnor,  1000.    M.  a.r-O. 

655.  öchiieider,  H.  Der  praktische  Ratgeber  fttr  die  Krankeu-,  Unfall-  udcI  In» 
validenreni<^«raDg.   Unter  Mitwirkung  von  Sachverständigen  hrrg.   Jalifg.  3. 

21  Nnmmern  (No.  1.  8  S.)   Singen,  H.  Stbnridrr.  19a*j.    M.  1,7;"). 

656.  Schulz,  V.  Das  liciclif>gesetz,  oetr.  KaufmanuHgerichte,  vom  b.  Juli  liXH,  nplv^t 
zwei  Anhängen.   XIll  -  3Hf)  S.   Jena,  G.  Fischer,  1905.    M.  4, — , 

657.  Schulz,  M.  v.  un.i  Agahd,  K.  Geaei/,  h<tr.  Kinderschutz  in  gewerhlirhen  Be- 
trieben, \  om  uU.  März  190.3.  Nebst  «ieti  tlii7u  gehörenden  Bekannt  nmchungen 
de«  Bundesrate«,  den  AuBführungsanwciguogr-n  ilt  r  «loutscheii  Hiiiulc>.'-taatcn  und 
Elsasa-Lothringena  und  4  Anh.  3.  AulL  XVI— 406  S.  Jena»  G.  Fisdier, 
190.5.   M.  3,". 

668>  öchwartz,  K.  Lcilfinlcti  zur  Haiitlhahiifiir  des  T'nfallven«icherunjr-<:<-sctze8  für 
die  Vertrauenamänncr  und  MitgUeder  der  land-  uud  forstwirtachafiUchen  Beruis- 
geno«8eiMchaft  für  das  Königreich  Sadura.  4.  AnfL  124  B.  Leiprifr,  P.  Beyer, 
1905.   M.  2,-, 

ÖÖ9.  Schweizerischer  Gevverbekalender.  18.  Jahrg.  28:^  8.  Bern,  Hü(  hier  «&  Co..  1900. 
660.  Seemann,  C.    Ueber  die  Einrichtungen  zur  Entstaubung  <lor  Br.iunkuliläi- 

brikettfabriken.  23  S.  Mit  IH  Abb.  Fr.üx  rg,  Graz  <V  (Jerlach,  1905.  M.  1,-. 
(561.  Segesser,  Fr.    Die  Sonn tagggwetze  in  der  Schweiz.    Basel,  Walz  &  Mievillc, 

lOOf).    fr.  0,0.'). 

662.  Seiihac,  L.  de.  Lea  marinien  du  notd     kar  dernifere  gthve.  169  p.  i^uu» 

Kou>«8eau,  19U5. 

668.  ScnhouBe,  W.   Workmen's  Oompenafttion  Cases.   Voi  VL  London,  W. 

Glowes.  6k. 

664.  Sennett,  A.  R.    Garden  citiea  in  theory  and  practfoe.  2  VoL.  London, 

Bcmro^e,  UH)5. 

666.  Sherard.  Ghild-Slavea  of  Britain.  292  p.   London,  Uarpor,  1905.  6a. 
66a  Nikkei,  J.  0.    Het  loon  der  werklieden.  34  8.  Amsterdam-Pretoria-Pot- 

cli.  fsfrom,  Höreker  &  Wormscr,  1005.    fl.  V-'  V 
tHi7.  Sieb  eck,  Dr.  G.    Der  Frondienst  als  Arbeit  snVKteui.   Seine  Entfiti^ung  und 
Beb»  Ausbreitung  im  Mittelalter.  92  S.   Tübingen,  Laupp,  lOOii  (Zeitfldir.  L 
die  geeamten  Staat«wissenschaften,  Erpfm7.tinp«hnti  XIII.) 

668.  Sinoir,  E.    L'assistance  par  le  travaü.        p.    Parif*,  Laval,  1905. 

669.  Bkarzinskij,  L.  ß.  Zabaatovki  i  rabocija  soto  ri^ccstva.  rStraiks und  ArboiM^ 
vereine.)   .399  S.   St.  Peterburg,  Vin.  k.-.  IttO,".    Ruh.  2,r,0. 

670.  Soci^t^s  de  secours  mntuelB.  Loi  du  1"  avril  lb9b,  modifi^e  et  complöt^e  par 
leo  lois  des  31  mars  1903  et  2  juiUet  1904  et  dtoret  du  26  man  1901.  20  p. 
Paris,  ChcvaUier  &  Riviöre,  1905. 

671.  Solvay,  E.  Principe»  d'orfentation  sociale.  2*  ^tion.  VII— 92  B.  Bnxdlfli, 
Leipzig,  Misch  &  Thron. 

672.  Sommerfeld,  Th.  Der  Uewerbearzt.  (Handb.  der  soz.  Medizin  v.  M.  Fürst 
n.  F.  Windfi«heid.>  Bd.  VI.  VIII— 194  8.  Jena,  G.  Fiwher,  1906.  M.5.-. 

673.  Pomo^'vi,  P  Av  ipari  .-/övetkizrtck.  (T>ip  peworblichen  Genossennchaften.) 
Iparo.Hok  olva-<'t:irii.  iLesehallc  der  Gewerbetreibenden.)  55  B.  Budapest 
Lampel.  19(J5. 

674.  Snurhr  >,  .T.   L'hygitoe  des  travailleun adultea,  428 pb  Ih^  Paiia,  Laraee 

&  Tcnin,  rjn.>, 

67&  Spann,  Dr.  G.  Untersuchonflen  über  die  uneheliche  Bevölkminj:  in  Frank- 
furt a.  M.  178  S.  23  Tab.  Dresden,  0.  V.  BÖhmert,  1905.  (i^bleme  der 
Fürsorge,   Abhandl.  der  Zetitrale  für  private  Fürsorge  in  Frankfurt  a.  M.)^ 

676.  Spiotti,  K.  Rcpubblica  Argcutina:  annuano  daU'emignnU»  italiaa<^ 
Anno  I,  1905.   629  S.  Gappdii  19Ü9.  L.  2,^. 

677.  Soziales  Museum  zu  Frankfurt  a.  M.  Jahmlmidit  für  1904.  Frankfort  a.  M., 

Sell>>tv<TlaL'. 

ti78.  Suck,  U.  Fürsorge  für  die  schulentlassene  Jugend.  Jena,  G.  Fischer,  1905. 
M.  2,80. 

679.  Sunirner,  H.  L.  anH  Adam^.  T.  8.  Labor  Probien».  A  Text-fiook.  579 
New  York,  Macmillati      Co  ,  11X>5. 

680.  Suttcr,  Julie.  A  Call  U>  Action:  being  "Britain's  Next  Gampaign"  and  "A 
CkiloDy  Ol  Uacy".  llliMtnted.  1904.  2s.  6d.  Pi^facw  by  Ber.  Heory  äooa 


üiyiiizea  by  Google 


Holland  atui  Rev.  R.  J.  C^iipbeU — Citizenship  —  How  tbeC'ity  of  Leipzig  "Keep«" 
its  Baby  Brother :  and  Women'e  Work  at  ^borisld  —  Vmoes  fnm  Slamland  — 
Honielessnees :  It«  Cause  and  Cure  —  The  Cankerwwiu  in  Oonelvea  —  A  Colony 
of  Mercv,  or  Soeial  Chriptianity  at  Work. 

681.  Stiehler,  G.  Do.^  Knufmannsgerieht  VI— 128  8.  Halle,  BodilMadL  des 
Waiöeiihau&c.*  lim.  M. 

«i82.  Stiel,  W.  i)ie  (Gewinnbeteiligung  der  Arbeit.  114  S.  Dresden,  O.  V.  Böhmert, 
1905.   M.  2,-. 

683.  Military  lospector's  Handbook.  468  p.  London,  H.  K*  LewiSi 

661.  The  Papen  md  at  a  Conferonce  of  Womon  Worken  bald  at  York,  Noranlicr 
1004.  Is. 

685.  Till  man  na,  Joe.  Die  wahre  LSennf  der  itorfale«  Frag«»  nnd  murum  wir  trotc 

unsierer  sozialen  Gesetzgebung  ^dem  UntcrtraTjLrr  in  reineiHlem  Teinpo**  cnlgctrcn- 
gehen.  Unter  MitArbeit  ▼on  Kauim.  Xh.  Oehmeu  für  den  prakU  TeiL  S. 
Coblens  a.  Rh.,  C.  Th.  Oelunen,  1905.  H.  2,40. 
686«  Tillwg  til  TTaandbog  for  Bestyrelser  af  Sygekasser.  OverflTtningH-reglfme. 
üdgivet  paa  in>ranfttaltning  af  Sygekai^HenieToet.  (Suppl.-Bd.  2unt  iituKib.  l.  die 
Verwaltunfir  der  Krankenkassen.)'  46  p.   Tillge  1905.   50  Oere. 

687.  Torrenh«^  Coder,  J.  In^iiimione«  de  economia  «mial.  Cooperativas, 
mutimlidade^  y  »indicato«.   243  p.    Karedona,  Iinp.  de  Baeicxla,  IliOO.  pes.  2, — . 

688.  Towardß  a  Social  Policy;  or,  Su<:ir<sti()n«  for  Conrtructive  Refonn.  Cloth  2b. 
Repre^ent»  the  conclusion«  of  a  Conimittec  conj*i!«tinfr  of  C.  R.  Buxt<>n,  H.  C. 
Fairfax  Cholmelcy,  J.  L.  Hanimond,  K.  W.  Hirsl,  L.  T.  Hobhouse,  J.  A.  Hobson, 
C.  F.  G.  Ma.sternian,  J.  fl.  Morgan,  and  Vfiu;.'liaii  Nash. 

b8d.  Trüper,  J.  Zur  fVace  eine«  Kongre^^ea  für  Kinderiorachung  und  Jugendför- 
soTKe.  Bericht  ittr  die  VorbeepKchung.  26  &  Langenaalza,  Beyer  A  Böhne,  1905. 

690.  Valenti,  V.  La  sanidad  social  j  loa  obren».  2  VoL  mrcdona,  Henridi 
y  Caropania,  1905. 

691.  Varl  es,  L.  L'orsaniaation  delabourge  da  travail  de  Oand.  Bapport  pr^sentö 
a  la  ( onniiission  de  rforganisation  de  la  boorse  da  travalL  66  p.  Uand.  F^. 

Vercautercn,  1905. 

692.  Verkauf,  Dr.  L,  Beförm  und  Ausban  der  Österreich.  Arbeiterrersicfaeninff. 
Kritische  Studien  tum  B^erungsprogramm.  Wien,  Volksbuchhandlung,  1905. 

M.  2,—. 

693.  Viaud,  G.    Introduction  d  ThygilMie  •ocial&  12  p,  Fiiie,  Soc  fhuifaiie 

d'imprimerie  et  de  librairic,  1905. 

694.  Vincent,  S.  J.  De  la  agrcmiacion  dentro  y  fuera  de  los  circulon  cat(*licoe 
de  obreraa.   Madrid,  Imp.  df  .Sau  Fratirir-cn  de  Sales,  V.iO'). 

V&b.  Yogi,  O.  Die  Vorteile  der  InvalidenTeraicherang  und  ihr  Eiofiuse  auf  die 
deutsche  Volkswfrtechaft.  XV— 452  8.  Berlln-Oranewald,  A.  Troechel,  1905. 
M.  r.  - . 

biM}.  Warnotte  et  Poels.  L^isUtion  cuinuaree  accidcnts  du  travail  au  point 
devuem^ical.  2.  TL  La  l^slation  anglaise.    )up.  Bnixellee.Severeyns,  1905. 

687.  Wohf  r.  A.  Le*  rotraitrs  ouvri^re«  en  Italie  et  en  France.  Etuue  coraparalive  de 
l'etat  acluel  de  la  (]iiestir>ii  et  des  n'^ultat«  acquis  ä  ce  jour  dans  le«  deux  paye. 
103  p.    Paris,  Vene/.iaiii,  l'.Ki.'i. 

698.  Wf  jrweisr  r  für  Arbeiterinnen.  L'ttti  r  Mitarbeit  von  Frl.  Lili  Jannasch,  VA'.rh 
Klausner,  Dr.  med.  K.  l^nnhut,  Frl  Alice  Meyer,  Alice  Salomon,  Rechtsanwalt 
Selig  und  Frau  Prof,  Straus».  Herausg^.  vom  Komitee  zur  E«mchtung  TW» 
Arbcitrrinnenhf inien.   24  S.    Grunewald,  A.  Troftchel,  1905. 

(Ht.  W  iitlpley ,  J.  1).  The  problem  of  the  Immigrant.  (Immigration  and  erai- 
gration  laws  of  Europe.)   ^95  p.    London,  Chapman  ami  Hall,  IOuj. 

700.  Weidner.  Aus  den  Xielo)  der  fierliner  Arbeiterbewegung.  Berlin,  H.  See- 
mann Nachf.  M.  1, — . 

701.  Weill,  G  Die  Lage  der  KaiialHchiffer  in  Ehnee^Lothiingeo.  X-'191  8. 
Strasaburg  i.  E.,  J.  Singer,  1905.   M.  4,—. 

702.  Weillier,  L.  et  Forest,  B.  W.  de.  The  tenement  houee  problem.  2  VoL 
N.  York,  Macmillan,  1905. 

703.  Wille,  M.  Enqußte  «ur  la  Situation  des  habitatiou»  uuvriöres  de  la  commune 
de  Seraing.    112  n.    Lit'  ^o,  A.  Benard,  1905. 

704.  Wiliiiark,  E.  Die  Fraiunfrairf-.  Eine  ükoti.-f<ozia!.  Untersuchung,  unter  spez. 
Berücksichtigung  des  schwed.  Bürgertums.  Vill — 2U3  iS.  Halle,  C.  Machold, 
1905.  M.  3,-. 


üigiiizeü  by  Google 


—  304  — 


705.  Woedtke,     n.  Radtke,  A.  UiiMlTinkteang6{;e8ets  fftr  Luid-  o.  Font* 

Wirtschaft  vom  30.  VI.  1900.  Textausg.  m.  Anraerk,  u.  Sachrc^^  2.  d«r  nenn 
Bearbeit.   1.  Aufl.  XXII— (i27  S.   J.  Guttentag,  1905.   M.  4m 

706.  Woedtke,  von.  KnmkenTenicherungRgesets.  (GnttcDtags  SammL  deutscher 
Reidisgeeetze,  Textauspabe  mit  £iDleitung  etc.)  11.  Aufl.  Herauszeg.  voo  G. 
Kucken-Äddenliau^en.   526  &   Berlin,  J.  Outlentag,  1905.   M.  3,— . 

707.  Wohnungsfrage  und  Volksmdd.  5  Vorträge  von  M.  Neieeer,  Greeer, 
Dalmatius,  Frdr.  Naumann.  Hrsg.  im  Auftrag«*  «los  1.  all?,  deutache» 
WohnungKkongregses.   46  8.   Göttingen,  Vandenhoeck  ä:  Ruprecht,  luOf).  M,  0^0. 

708.  Wokurek,  L.  Die  Unfälle  von  Kindern  bei  laiidwirtschaftlicheD  .Ma^chinea* 
betrieben.  Separatabdruck  aus  dem  Jahrasbericht  f&r  1903/04  dee  VereiiM 
deutscher  Juristen  in  Brunn.   18  8. 

709.  W  ()  1  f  r  i II  ir ,  L.  Was  ist  Kinderschutz?  Mit  einom  Anliaiig:  Srbutz  flw 
Kiodes  durch  die  Tierreich.  Jugtüverwaltuuff.  59  Ö.  Wiea,  Fromme,  1905. 
Jl  0,20. 

710.  Wonten  and  Wi^^dom  of  Japnn.  Inteo  bj  Shingqco  IkkiiBhi.  64  p.  London, 

J,  Murray,  1905. 

711.  Ineher.  Die  Arbeiterversichming  im  Aualande.  Heft  9a:  Die  Arbdter- 
versichcrung  in  Russland.  1.  Nachtrag  zu  Heft  9,  b«irV>.  von  L.  Skarzynski. 
83  S.  M.  3,—.  —  Heft  10a:  Die  Arbeitervaraicherung  in  Finnland.  1.  Nach- 
trag zu  Heft  10,  bearb.  von  Aug.  Hjelt  15— 2öU  M.  i;2a  Otunewald- 

Berh'n.  A.  Trowhel  lfK")5. 

712.  Zwei  I>L>nkH(  hrifLeu  zur  Vorbereitung  einer  interuat.  Arbeiterschutzkoufereuz. 
Herauag.  vom  Bureau  d.  int.  Vereinigttng  t  gea.  Arbeitenchuts.  IL  34  n.  49  8. 
Jena,  O.  Fischer,  1905.  M.  2,—. 


Digitized  by  Google 


Internationaler  Arbeiterschutz 


1.  CoiiTentioii  sign^e  le  16  avril  1905  entre  le  Grand- 
Dttche  d e  Lnxemboii rg  et  laBelgique  an  Sujet  de  la  repari^ 

tio  Ti  ;!  r-  <  I?  '1  m  n;  n  .l'    ^"  r    -  n  i  r  n  n  t  Ans  ;i  r  r-  i  d  r>  rt  t     An  t  r  a  V  a  i  1 , 

Vertrag  vom  15.  Apnl  1905  zwTsciieii  dem  Grosshorzop^tum  X«i]xeia- 
hwcg  und  Belgien  über  Kntsciiadigung  von  BetnebsunfaUeu. 

äetne  Kgl.  Hoheit  der  Grossberaog^  von  Lnzemburg  und  Seine  Migeat&t 
der  König  von  Belgiea,  gleichm&seig  von  dem  Wunsche  beseelt,  ihren 
Staatsan;^rehörigen  ge;:onsc'iti<;  die  Vorteile  der  Arbeiternnfallvorsirbernngs- 
gesetzgebung  zu  sichern,  haben  besclilossen,  zu  diesem  Zwecke  einen  Ver- 
trag abzuschliessen  und  haben  zu  ihren  Bevollmächtigten  ernannt: 

Seine  Kgl.  Hoheit  der  Grosshersog  von  Luxemburg  den 
Grafen  de  Marchant  d'Ausembourg,  Kammerherrn  Sr.  KgL  Hoheit  des 
Grossherzogs  von  Luxemburg  und  Ihrer  Majestät  der  Königin  der  Nieder- 
lande, Kommandeur  erster  Klasse  des  Ordens  Adolph  von  Nassau  mit 
dem  Stern,  Offizier  de«  Ordens  der  Eichenkrono,  Kommandeur  des  Leopolds- 
ordens  eto.  etc.,  Seinen  Geschftftstrftger  bei  Seiner  Majeet&t  dem  König 
der  Belgier,  und 

Seine  Majestüt  der  König  der  Belgier  den  Baron  de  Fa- 
vereau,  Mitglied  des  Senats,  llitter  des  Leopoldsordens,  Ritter  des  Ordens 
der  Eichenkrone  etc.  etc.,  Seinen  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, 

welche,  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger 
Form  befundenen  Vollmachten,  die  nachfolgenden  Artikel  vereinbart  haben: 

Art.  1.  Tjuxemburgischf  Arbeiter,  die  in  Beli^ien  von  einem  Arbeits- 
unfälle betrotlen  werden,  wie  aucli  deren  Angehorii^^e,  sollen  dieselben 
Entschädigungen  und  dieselben  Garantien  dieser  En tscliädigiingen  gemessen^ 
wie  belgische  Staatsangehörige.  Anderseits  sollen  belgische  Arbeiter, 
die  im  Qrossherzogtum  Luxemburg  von  einorii  Arbeitsunfälle  betroffen 
werden,  wio  auch  deren  Angel lörige,  dieselben  Entschädigungen  und  Ga- 
rantien genie.s*<en  wie  luxemburgische  Staatsangehörige. 

Art.  2.  lüdessen  soll  von  der  vorstehenden  liegel  eine  Ausnahme 
gemacht  werden,  falls  es  sich  um  Arbeiter,  ohne  Unterschied  der  Natio- 
nalität, handelt,  die  nur  voriiberi^^ehend,  d.  h.  höchstens  sechs  Monate,  auf 
dem  Territorium  (Icsjenii^en  «ier  l)eiden  vertragschliessendon  Staaten,  in 
dem  der  Unfall  sicli  ereii:;iiett',  beschitt'tifjt  find,  die  aber  von  einer  auf 
dem  Territorium  das  anderen  Staates  gelegenen  Lnteruelimaug  be^chaitigt 
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werden,  in  welchem  Falle  allein  die  Geeetagebimg  dieeea  letsteren  Staates 
Anwendung  findet. 

Art.  3.  Die  BestiTnnumtren  des  Art.  48,  No.  2,  und  des  Art.  49, 
Abs.  4  des  luxeinburt^iscijeri  Gosctzes  vom  5.  A[)ril  1902^)  sind  zu  Uunsten 
der  Angeiiörigeu  belgincher  Naüoualität  auigelioben. 

Art.  4.  Die  Beetiinmiuigen  der  Art  1,  2  und  3  dleaes  Vertrages 
sollen  ebenro  anwendbar  sein  auf  diejenigen  Personen,  -welche  die  GesetS' 
gebung  jedes  der  beiden  vertragschlie.ssenden  Staaten  hinsichtlich  der 
Cntschadigung  für  ArbeitsunfUlle  den  Arbeitern  glci(  li.stollt. 

Art.  5.  Die  durch  die  luxemburgische  Unfallgesetzgebung  ausge- 
sprochenen Befreiungen  von  den  Stempel-  und  Gerichtsgebtthren  nnd  die 
nnentgeltliche  Aasfertigung  wird  auf  Akten,  Zertifikate  und  Dokumenle 
ausgedehnt,  die  von  dieser  Gesetzf^ebung  vorgesehen  sind,  ui'id  die  zum 
Zwecke  der  Ausführung  des  belgischen  Gesetzes  ausgefertigt,  oder  ge- 
liefert werden.  Ebenso  sollen  andererseits  die  von  der  belgischen  Gesetz- 
gebung ausgesprochenen  Befreiungen  anf  die  von  dieser  Gesetsgebung  vor- 
gesehenen Akten,  Zertifikate  und  Dokumente  ausgedebnt  werden,  die  zum 
Zwecke  der  DurohfOhrang  des  luxemburgischen  Oesetses  angefertigt  und 
geliefert  werden. 

Art.  6.  Die  luxemburgischen  und  die  belgischen  Behörden  werden 
sich  gegenseitig  ihre  gnten  Dienste  snm  Zwecke  der  Ebrleicfaterung  der 
Durch^hmng  der  Arbeitsonlallgesetsgebung  zur  Verftlgung  stellen. 

Art.  7.    Dieser  Vertrag  wird  ratifiziert  und  die  Batifikationen  werden 

in  Brüssel  so  bald  als  m?>g!ich  ausgetauscht  werden. 

Er  wird  zehn  Tage  nach  seiner  in  den  durch  die  Gesetzgebung  der 
beiden  Staaten  vorgeschriebenen  Formen  erfolgten  Publikation  in  £raft 
treten  und  wird  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres  vom  Tage  seiner  Kfindigong 

durch  einen  der  beiden  ^^ertragschliessenden  Teile  in  Bjraft  verbleiben. 

Zu  ürkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Vertreter  den  gegen* 
w&rtigen  Vertrag  unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Doppelt  ausgefertigt  in  Brüssel,  den  15.  April  1905. 
(L.S.}  ges.  Le  Gomte  de  Ausembourg.    (L.S.)  gez.  Faverean. 

2.  Abkommen  zwischen  dem  Deutschen  Beioho  und  lAxembuig 
über  Unfhllversichemxig.    Vom  2.  Se])tember  1f>05. 

Nachdem  der  Deutsche  Reichskanzler  und  die  Grossherzoglich  Luxem- 
burgische Regierung  übereingekommen  sind,  die  Anwendtmg  der  in  Deutsch- 
land und  in  Luxemburg  für  andere  als  land-  und  forstwirtschaftliche 
Betriebe  geltenden  Unfallversicherungsgesetze  auf  solche  Betriebe,  die  ans 
dem  einen  1-ande  vorübergehend  in  das  andere  übergreifen,  durch  ein 
Abkommen  zu  regeln,  haben  zu  ihren  Vertretern  für  den  Abschluss  dieses 
Abkommens  bestellt: 

der  Deutsche  Reichskanzler  den  Kaiserlichen  ausserordentlichen  Ge- 
sandten und  bevoIIm!ichtigten  Minister  in  Luxemburg,  Legations- 
rat  Herrn  Giaf'en  von  Fückler, 

die  Grossherzoglich  Luxemburgische  Regierung  den  Staatsminister, 
I^iiksidenten  der  Regierung,  Herrn  Dr.  Paul  Eyschen. 

Diese  Vortreter  haben  die  folgend«!  Bestimmungen  unter  Vorbehalt 
der  Genehmigung  durch  ihre  Mach^eber  vereinbart: 


1)  Bull.  Bd.  I,  S.  XX  und  293  ff. 
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Art  1.   Die  nach  den  ünfallTersicheruiigsgeaetzen  beider  Staaten 

versicherungspflichtigen  Betriebe  (mit  Ausnahme  der  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Betriebe)  folgen  —  nian«:els  anderweitiger  von  dem  Deutschen; 
Reichskanzler  und  der  Grofslierzoirlicb  Luxemburg-ischen  Kegicrung  ge- 
nehmigter Vereinbarungen  zwischen  den  zuständigen  beiderseitigen  Ver- 
deherangstrftgern  —  hinsichtlich  derjenigen  Peraonen,  w^che  in  einem 
vorübergehend  in  das  Gebiet  eines  anderen  Staates  übergreifenden  Betriebs- 
teile  b  ;yr};;\fri^t  sind,  auch  für  die  Dauer  dieser  Besehriftigung  der  Unfall- 
versichüiuiiif  des  kStaates,  in  •vrelchem  der  Sitz  des  Haupt-  oder  Gesarnt- 
uuternehmens  gelegen  ist.  Als  vorübergehend  übergreifender  Betriebsteil 
im  Sinne  dieses  Abkommens  gilt  nnr  ein  eoloher,  dessen  voraussichtliche 
Dauer  sechs  Monate  nicht  übersteigt.  Der  Zeitraum  wird  flBr  jeden 
einzelnen  übergreifenden  Betriebsteil  besonders  bereclmet. 

Als  vorübergehend  beschäftigt  sind  auch  das  Fabrj)er8ona],  welches 
in  durchgehenden  Zügen  die  Grenze  überschreitet,  sowie  solche  Personen 
aoBOsehen,  welche  ohne  Wechsel  ihres  dienstlichen  Wohnsitses  in  dringenden 
FftUen  zur  vertretungsweiaen  Wahrnehmung  des  Eisenbahndienstes  in  dem 
Gebiete  des  anderen  Staates  nidit  Aber  sechB  Monate  hinaus  abgeordnet 
werden. 

Art  2.  Entstehen  Zweifel  darüber,  ob  nach  Massgabe  des  Ai't.  1 
die  UnfallversicherungsgesetBe  des  einen  oder  des  anderen  Staates  anzu- 
wenden sind,  so  entscheidet  —  mangels  einer  YerstAndigting  der  beider- 
seitigen Versicherungsträger  untereinander  und  mit  dem  Betriebsnntemehmer 
und,  falls  es  sich  um  ein  Entschädi^nfifsvprfHbren  handelt,  auch  mit  dem 
£nt8chä<iiguugsberechtigten  —  darüber  in  ausschliesslicher  Zuständigkeit 
nnd  endgültig  die  Behörde  in  dem  Staate,  in  welchem  die  in  Frage 
stehenden  Betriebst&tigkeiten  ausgeführt  werden,  und  jswar  sutrefienden- 
falls  im  Deutschen  Beiche  das  Beidm-Versiehemngsamt,  in  Luxemburg  die 
Begienm?. 

Die  gemäss  Abs.  1  ergehende  Entscheidung  ist  massgegeud  auch  für 
den  Versicherungsträger  in  dem  anderen  Staate  sowie  Uberhaupt  für  die 
Weiteare  Behandlung  der  Sache,  insbesondere  auch  fUr  das  Beitragsverfahren 
und  Air  das  Entschädignngsverfahren  und  für  die  Frage,  ob  die  Organe 
in  dem  einen  oder  die  in  dem  anderen  Staate  für  rlip  weitere  Behandlung 
der  Sache  zuständig  sind.  Vor  der  Entscheidung  der  im  Abs.  1  be- 
zeichneten Stelle  ist  den  beteiligten  Versicherungsträgem  und  dem  Be- 
triebsuntemehmer  sowie,  falls  bereits  ein  Ekitschftdigangsverfahren  schwebt, 
auch  dem  Untschädigungsberechtigten  Gelegenheit  zur  Aeusserung  zu  geben; 
die  ergangene  Entscheidung  ist  den  Beteiii j^'ten  mitzuteilen. 

Art.  3.  Liefet  ein  zweifello.s  eutschridi^unfjfspflichtiger  Betriebsunfall 
vor,  bestehen  jedoch  Zweifel  darüber,  ob  dieser  den  Versicherungsträgem 
in  dem  einen  oder  in  dem  andwen  Staate  zur  Last  ftUt,  so  hat  der  mit 
der  Sache  zuerst  befasste  Versicherungsträger  nach  den  für  ihn  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  einstweilen  die  Fürsorge  für  die  Entschftdigungs- 
berechtigten  zu  tlbernehmon. 

Zur  oudgültigeu  Uebernahme  dieser  Aufwendungen  ist  derjenige  Ver- 
sicherungsträger verpflichtet,  welcher  demn&dist  als  der  EnteäüUligungs- 
pdiditige  festgestellt  wird. 

Art.  4.  Haben  nach  den  Grundsätzen  dieses  Abkommens  eiTi-',elne 
Betriebe  oder  Betriebsteile  aus  der  Unfallversicherung  in  dem  einen  IStaate 
in  die  im  anderen  überzugehen,  so  erfolgt  dieser  Uebergang  erst  mit  dem 
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Ende  des  laufenden  Eechnungsjalires.  Durch  Vereinbarung  der  beider- 
seitigen Versicherungsträger  kann  der  Uebergang  mit  Rechtswirkung  für 
alle  Beteiligten  bis  auf  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen 
Abkommeuä  (Art.  7)  surückveriegt  werden. 

Verpflichtiingen  ans  Unfllllen,  welche  sich  vor  dem  Zeitpunkte  des 
Ueberganges  ereignet  haben,  sind  auch  weiterhin  von  demjenigen  Ver- 
sicherungsträger zu  orfüllen,  bei  welchem  die  unfallbringende  Betriebe- 
tätigkeit  vor  dem  Zeitpunkte  des  Uebergangen  versichert  war. 

Art.  5.  Bei  der  Durchführung  der  Unfallversicherung,  insbesondere 
bei  der  Feststellang  solcher  fietriebsonfklle,  welche  der  inländischen  Unfall- 
versicherong  nnterliegen,  aber  im  Gebiete  des  anderen  Staates  8ich  ereignen, 
wird  gegenseitige  Rechtshilfe  durch  die  zuständigen  Organe  und  Behörden 
gewährleistor,  unbeschadet  ihrer  Verpilichtung|  solche  BetriebsootUIle  als-> 
bald  von  Amts  wegen  festzustellen. 

Art.  6.  Die  Torstehenden  Bestiraranngen  finden  entsprediende  An- 
wendung auf  diejenigen  Beamten  des  Deutschen  Reichs,  eines  dentschen 
Bundesstaats  oder  eines  deutschen  Kommunalverbandes,  welche  in  unfall- 
versicherungspflichtigen  Betriobon  der  im  Art.  1  bezeichneten  Art  be- 
schäftigt sind,  für  welche  jedoch  an  Stelle  der  deutschen  Unlall Versicherung 
eine  Unfallfttrscfge  im  Sinne  des  §  7  des  deutschen  0«werhe-UnfallTer- 
sichemngsgesetses  besteht 

Dabei  tritt  an  die  Stelle  des  im  Art.  2  snr  Entscheidung  berufenen 
Reichs- Versicherungsamts  für  Eeiebsbeamte  der  Reichskanzler,  für  Staats- 
und Kommunaibeamte  die  Landeszentralbehürde. 

Bei  der  Anwendung  der  dentschen  UnfallfUrsorge  gelten  die  Vor^ 
Schriften  dieser  Gesetze  über  die  Geltendmachang  anderweitiger  infolge 
des  Unfalls  nach  den  dmtschen  Gesetzen  begründeter  Ansprüche  auch  für 
solche  Hli  sat;^fin??prüehe,  welche  infolge  eines  auf  luxemburgischem  Gebiet 
eingetretenen  Unfalls  nach  den  luxemburgischen  Gesetzen  begründet  sind. 

Art.  7.  Dieses  Abkommen  tritt  mit  dem  Beginne  des  auf  seinen 
Abschlnss  folgenden  Monats  in  Kraft  und  kann  beiderseits  zum  1.  Januar 
jedes  Jahres  mit  Wirksamkeit  vom  1.  Januar  des  darauf  folgenden  Jahres 
gekündigt  werden. 

Zu  Urknnd  dessen  haben  die  beiderseitigen  Vertreter  das  gegen- 
wärtige Abkommen  unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  doppelt«  Urschrift  in  Luxemburg,  den  2.  September  1906. 

Nationaler  Arbeiterschutz. 
I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  ANemagne.  Deutsches  Reich. 

A.  R<*ieh. 

1.  Kaiserlicbo  Beigrerordnong  für  Deatsoh^Mwestaftika.  Vom 

8.  August  lyOü 

§  57.  Der  BergwerkseigentQmer  ist  verpflichtet,  innerhalb  sweier 
Jahre  nadi  der  Begründung  des  Bergwerkseigentums  (§  49  Abs.  1)  einen 
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ordnungsm&ssigen,  der  Beschaffenheit  desMineralvorkommeoa  eutaprecheoden 
Bergwerkabeirieb  mlbst  oder  durch  andere  zu  bogiuueu  und  unimterbrochen 
fortzasetzen,  es  sei  denn,  dess  er  an  der  ErflOllang  dieser  VerpflidituDgeii 
durch  Umi^tände  gehindert  wird,  die  er  nicht  zu  vertreten  hat.  Die  Berg- 
behörde kann  für  die  £rffüiang  dieser  Verpflichtungen  eine  Nachfrist  fest- 
setzen. 

Die  Bergbehörde  entsdieidet  unter  Ausschluss  des  Kechtsweges,  ob 
ein  Betrieb  im  Sinne  d«r  Torsteheoden  Bestimmung  vorbanden  ist. 

Der  Gouverneur  kann  bestimmen,  dass  der  Betriebftpflicht  in  einielneoi 

Teilen  des  Sc  Imtzgebiets  durch  die  jahrliche  Veraupirab^ng  einer  «rewisnen 
Geldsumme  sowie  durch  den  Nachweis  der  Bet>chälti;^nini_'^  einer  gewissen 
Zahl  von  Arbeitern  für  die  Ausführung  bergmännischer  Ai  beiteu  genügt 
wird.    Er  kann  auch  die  im  Abs.  1  beBeichnete  zweijährige  Frist  allgemein 

oder  in  einzelnen  Fallen  bis  auf  ein  Jahr  herabsetzen. 

Kommt  der  Bergwerkseigent ümer  den  durch  die  Vorschriften  der 
Abs.  1,  H  berrrfindoten  Verpfiichtuugen  nichf  nach,  so  kann  die  Bergbebrirde 
die  Aufhebung  de«  Bergwerkseigentums  nach  Massgabe  der  §^  bis  7ö 
einleiten. 

§  60.    "Wenn  der  Bergwerkseigentümer  den  Bergwerksbetrieb  nicht 

persönlich  an  Ort  und  Stelle  leitet  und  beanfslehtigt,  bat  er,  inil»escliHdet 
der  Vorsciiiitten  des  §  3,  tür  die  Leitung  und  Beaut'sirlitigung  eine  J^erson 
(^Betriebsfuhrer;  zu  bestellen,  welciie  für  die  Erfüllung  der  dem  Bergwerka- 
eigentOroer  binsicbtlicfa  des  Bergwerksbetriebs  obliegenden  Verpflichtungen 
verantwortlich  ist. 

Der  BetrieV)sfiilirer  ist  der  Bergbehörde  namhaft  zw  machen.  Ein- 
geborene und  andere  Farbige  bedürfen  als  Betriebsführer  der  Bestätigung 
der  Bergbehörde. 

Ist  diesen  Vorschriften  nidit  genügt,  so  kann  die  Bergbehörde,  nn- 
besdiadet  der  im  §  90  No.  7  angedrohten  Strafe,  den  Bergwerksbetrieb 
untersagen  und  die  Aufhebung  des  Bergwerkseigentums  nach  Msssgabe 

der  §§  69  bis  75  einleiten. 

§  87.  Die  polizeiliche  Aufsicht  über  das  Schürfen  und  den  Bergbau 
wird  von  der  Bergbehörde  gefeOurt. 

Der  Gouverneur  kann  die  polizeiliche  Aufsicht  in  bestimmten  Teilen  ' 

dee  Schutzgebiets  anderen  Behörden  übertragen. 

Die  Uebertragung  ist  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

§  88.    Die  bergpolizeiiiche  Aufsicht  erstreckt  sich  insbesondere  auf: 

1)  die  Sicherheit  der  Baue; 

2)  die  Sicheriieit  des  Lebens  und  die  Gesundheit  der  Beamten  tmd 

Arbeiter ; 

3)  die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  und  des  Anstandes  im 

Betriebe. 

2.  Bekanntmadhung,  betr.  das  am  2.  September  1806  iinteraeiobnete 
AMkonunen  swlmdien  diem  Oeutsciheii  Btidie  und  Iinxembnrg  fibor 

UiliUlTar8i(dieruDg.    Vom  23.  September  1905. 

Im  Ornssherzogtnme  T^nxeinbnrg  ist  fi'ir  Arbeiter  und  Beamte  der- 
jenigen Betriebe,  welche  durch  das  vorstehend  abgedruckte  Abkommen 
zwischen  dem  Deutschen  Beiche  und  Luxemburg  über  Uniallverijicheruug 
vom  2.  September  1905  getroffen  werden,  eine  der  deutschen  Unfallver- 
mcherung  entsprechende  Fürsorge  durchgefilhrt  worden. 

Der  Bundesrat  hat  seine  Zustimmung  su  dem  Abkommen  erteilt. 
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Das  Abkommen  ist  vom  Beichskansler  und  der  GrosdienEoglich  Liucem> 
bnrgusclien  Begienmg  genehmigt  worden. 

B«  Vom  Beieli8Tenieliernii?snmt  |enehmlgte  ünfiülTerlifltttiigi- 

Torhcliriilen. 

1.  UnfUlverhütnngsvorschriften  für  die  landwirtschaftlichen  Be^ 

triebe  der  Coburglsohen  landwirtachaftlichen  Beruf^genossensohaft. 
Beschlossen  in  der  Generalversammlung  vom  26.  November  1^04.  Vom 
Reichaversicheruiiirsamt  am  20.  März  1905  gen©hmi<;t. 

2.  Unfnüvcrhiituiigövorschrifloii  für  die  lau  d  Wirt  seh  ältlichen  Betriebe 
der  Coburgiächen  land-  und  iorstwirtsohafUichen  Berui^genoseensubatl 
a)  Brennereif,  Melker»-  und  l&äHkebereüungehetri^;  b)  Ziegeleien,  CMAermn 
über  Tage,  Tarfgräbereien,  Kalkbrennereien,  Kalköfen  ;  c)  SteinlniicJie:  d)  MM' 
und  OelmüJUen  ;  e)  landmrtschaßlkhe  Bratiereien  und  MäUeirien.  Be-s<  lil<is>en 
in  der  GenosseuschaitsversammluDg  am  26.  November  1«X>4.  Vom  Keichs- 
versicherungsamt.  am  20.  März  1905  genehmigt. 

3.  Abgeänderte  UnfkUverhütungsvorsohriften  der  Lageroi-B erufa- 
geuosBeoBChaft.  Ausgrabe  1^05.  Beschlossen  in  lier  Geoossenschattaver- 
sammlung  vom  30.  Mai  1905.  Vom  Reichs versicherungsamt  am  22.  Juh 
1905  genehmigt 

4.  Brster  Nachtrag   zu   den    abgeänderten  UnfallverhütungSTOC^ 

flohlosseu  in  der  Generalversammlung  vom  26.  Juni  1905,  Vom  Reichs- 
yersichernngeamt  am  12.  Oktober  190&  genehmigt. 

II.  Argentina.  Argentinien. 

Geseta  Uber  die  Sonntigflnihe.   Vom  81.  August  1905. 

Art.  1.    In  der  Hauptstadt  derBepnUik  wird  jede  körperliche  Arbeit 

für  fremde  Reclmung  an  Sonnta^jen  verboten,  wie  auch  diejenige,  die  ant 
eigene  i\eclinung  öffentlich  in  Fabriken,  Werkstätten,  Handelshäusern  und 
ähnlichen  Etabliasementeu  oder  Arbeitsplätzen  ausgeführt  wird  und  zwar 
nur  mit  Ausnahme  deijeuigeu,  die  in  diesem  Oesets  oder  in  den  Begle> 
menten,  die  seiner  £rgftnsang  halber  erlassen  werden,  angeführt  sind. 

Art.  2.  Ausgenommen  von  dickem  Verbot  sind,  im  Einklang  mit  den 
Aufzäbiuni:en  und  Keglemcnton,  die  die  Exekutivgewalt  erlässt : 

1)  Alle  Arbeiten,  die  durch  die  Art  der  Bedürfnisse,  denen  sie  ge- 
recht werden,  nicht  nnterbrochen  werden  können,  durch  technische  Orflnde 
oder  Motive,  die  einen  grossen  Schaden  für  das  öffentliche  Interesse  oder 
die  Industrie  selbst  mit  sich  bringen  würden  und  zwar  ohne  Notwendigkeit 
einer  speziellen  Antorisation  nach  den  Aufzählungen,  welche  die  Beglemente 
von  den  einen  und  andern  machen  werden. 

2)  lieparaturen  oder  Beinigungsarbeiten,  die  notwendig  sind,  damit 
die  Arbeiten  der  VtToche  in  industriellen  Etablissementen  durch  sie  ntoht 
unterbrochen  werden  müssen. 

H)  Arbeiten,  die  eventuell  durch  drohenden  Scliaden  oder  dnreh 
Naturereignisse  oder  vorübergehende  Umstände,  aus  deren  Eintreffen  Nutzen 
gezogen  werden  muss,  dringend  sind. 


Digitized  by  Google 


-   3ii  — 


In  jedem  Falle  bestunmen  die  lleglomente  die  Rnheseit  w&hrend  der 
Woche  der  bei  diesen  Aoanebmen  besGhftftigt  Gewesenen. 

Arl  3.  Keine  Aufnahme  in  Bezug  auf  die  Verpflichtung  der  län> 
baltnng  des  wöchentlichen  Kiihetages  ist  fär  Prallen,  und  Mindeij&hrige 
unter  16  Jahren  zulässig. 

Art.  4c.  Die  Vorsdirifben  dieses  Gesetzes  finden  auf  häusliche  Dienste 
keine  Anwendnng. 

Art.  5.  Am  Sonntag  müssen  die  Schankwirtschaften  gesohloasen  werden. 

Art.  6.  Bei  lleb^rtrerting  dieses  Gesetzes  gilt  die  Präsumtion  für 
die  Schuld  des  Arbeitsgebers  falls  nicht  der  Gegenbeweis  goffihrt  wird. 
Die  erste  Uebertretung  wird  mit  1(X>  $  und  mit  der  doppelten  Summe 
oder  15  Tagen  Gefikngnis  bei  Baokfiülen  bestraft. 

Al  t.  7.  Vorsteheiides  Gesete  tritt  90  Tage  nach  seiner  Promnlgation 
in  Kraft 

III.  Autricha.  Oesterreich. 

Gesets  vom  18.  Juli  1805,  durch  welches  das  Qeaets  Tom  16.  Ja- 
nuar 1995,  R.G  Bl.  No.  21,  betr.  die  Begehing  der  Sonn-  und  Feiertage 
im  Gewerbebetriebe,  ergänat  und  teilweise  abgeändert  wird. 

§  1.  Das  Gesetz  vom  16.  Januar  1895,  H.G.Bl.  No.  21,  betr.  die 
Begelung  der  Sonn-  imd  Feiertagsruhe  im  Gewerbebetriebe,  wird  in  nach- 
stehender Weise  abgeändert  und  ergänzt: 

Im  Art.  VI  ist  nach  ilem  ersten  Absätze  einzuschalten: 

„In  gleicher  Weine  kann  solchen  Produktiousijewftibou,  deren  Arbeits- 
pr02ess  nach  der  Natur  des  Betriebes  auf  eine  bestimmte  Zeitperiode  be- 
schrSnkt  ist  und  bei  denen  wegen  Gefahr  des  raschen  Verderbens  der 
Bohstoffe  ein  Aufschub  der  betreffenden  Arbeiten  untunlich  erscheint  (so- 
genannte Kampagnebetriebe)  für  eine  in  diese  Periode  fallende  Ansahl 
von  Sonntagen  die  Sonntagsarbeit  zugestanden  werden.*' 

Abs.  3  (jetzt  4)  habe  zu  lauten: 

„Die  Regelung  der  an  Sonntagen  in  diesen  Betrieben  auf  Grand  der 
vorangehenden  Bestimmongen  dieses  Artikels  gestatteten  Arbeiten  nnd 

die  Feststellung  der  Bedingungen,  unter  welchMi  sie  gestattet  sind,  erfolgt 

für  alle  Betriebe  derselben  Art  gleichmässig  und  unter  Berücksichtigung 
der  im  Art.  V  getroii'euen  Anordnungen  hinsichtlich  des  Ersatzruhetages.*' 
Art.  VII,  Abs.  3,  habe  zu  lauten: 

„Bei  der  Feststellong  der  Aasnahmen  fttr  diese  Gewerbe,  welche  Air 

einzelne  Gemeinden  und  Orte  versdiieden  erfolgen  kann,  ist  auf  die  im 
Art.  V  ^'etrofTenen  Anordnungen  hinsichtlich  des  Ruhetages  Bedacht  7a\ 
nehmen.  Di©  ieststellung  dieser  Ausnahmen  erfolgt  nach  Anhörung  der 
beiredenden  Gemeinden,  Genossenschaften  and  des  Ausschusses  der  Ge- 
hilfenversammlungen.  Auch  sind  die  betreffenden  Bestimmongen  in  die 
Arbeitsordnung  aufzunehmen,  bezw.  an  geeigneter  Stelle  in  dexi  Arbeits- 
rftnmen  in  den  landesflblifhen  Sprachen  anzuschlagen." 

Im  Art.  IX  haben  an  St  eile  des  ersten,  zweiten  und  dritten  Ab- 
sat^^es  die  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  treten: 

„Im  Handelsgewerbe  ist  die  Sonntagsarbeit  fiBr  den  Betrieb  desselben 
bijchstens  in  der  Dauer  von  vier  Stunden  gestattet,  welche  durch  die 
politischen  Landes1.)ehf>rden  nach  Anhörung  der  Handels-  rind  Gewerbo- 
kammer  sowie  der  betretenden  Gemeinden,  Genosseuschalten  und  des  Aus- 
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flchnsses  der  OehilfenversammliuigMi  feBtsasetsen  Bind.  DieBO  FeBtBetBong 

kann  für  verschiedene  Zweige  des  HandelB  und  für  emselne  Gemeinden 
oder  Gemeirtdeteile  verschieden  erfolgen. 

In  gleicher  Weise  können  die  politischen  I.«andeshehördea  das  Aus- 
mass  der  beim  Handelsgewerbe  zulassigen  Sonntagsarbeit  unter  BerQck- 
sichtigung  der  örtlichen  VerhaltniBse  anoh  unter  die  im  ersten  Absätze 
bezeichnete  Maxitnaldauer  herabsetzen  und  eventuell  die  Sonntagsarbeit 
für  das  ganze  Jahr  oder  bestimmte  Zeitabschnitte  desselben  T<tliig  aos- 
schliessen/' 

Der  Abs.  3  habe  zu  lauten: 

„An  einzelnen  Sonntagen,  an  welchen  bcBondere  VerbKltnisse  einen 

erweiterten  Geschäftsverkehr  erfordern,  wie  zur  Weihnachtszeit,  an  den 
Festtagen  dei  Landespatrnnc  und  dergleiclicii.  kann  eine  VcnnehrunL'  dor 
Stunden,  wäluf^nd  weKher  der  Betrieb  der  llaiidelsi^ewerbe  statthnden 
dai'f,  durch  die  polilischen  Landesbehörden  nach  Anhörung  der  betreffenden 
Oeroeinden,  GenossenBcbaften  und  dee  Ausscbusses  der  Gebilfenversamm- 
hingen  bis  zu  acht  Stunden  zugestanden  werden.  Ebenso  kann  von  den 
politischen  Landet^behfirden  in  ljeiiicksi(]itii;iing  besonderer  Verlii'iltiii>>e, 
wie  zttm  Zwecke  den  Verkaulcs  von  Devotionalien  au  Wallfahrtsorten, 
dann  von  Lebeu^oiitteln  in  AdHriugsorteu,  auf  Bahnhöfen  und  dergleichen, 
nach  Anhörung  der  betreffenden  Gemeinden,  Genossenschaften  und  des 
Ausschusses  der  Gehilfen  Versammlungen  eine  Vermehrung  der  f>tunden, 
wrihreml  welcher  der  Betrieb  der  Ilande]sf,'p\s  erbe  stattfinden  darf,  für 
alle  Sonntage  oder  für  die  S>oTnitaLre  bestimmter  Jalire'^/.öiten  oder  sonstiger 
Zeitabschnitte  bis  zu  acht  Stunden  zugestanden  weraen.^^ 
Der  Absatz  4  habe  zu  lauten: 

„Endlich  kann  von  den  politischen  Landesbehörden  für  jene  Orte  mit 
weniger  als  6(XK)  Einwohnern,  welche  von  der  Bevölkerung  der  Umgebung 
an  Sonntagen  behufs  Deckun^j  ihrer  Bedlirfnisse  anfjiei^ncht  werden,  eine 
Vermehrung  der  Stunden,  während  welcher  der  Betrieb  der  Handels- 
gewerbe  stattfinden  darf,  für  alle  Sonntage  oder  fhr  die  Sonntage  be- 
stimmter Jahreszeiten  bis  zu  6  Stunden  zugestanden  werden." 

Die  bisherigen  Abs&tze  5  und  6  haben  zu  oni lallen. 

Zum  Schluss  sind  dem  Art.  TX  folgende  Absätze  anzufügen: 

„Wenn  mit  einem  Handels^ewerbe  in  gemeinsamer  Betriebsstätte 
noch  ein  anderes,  hinsichtlich  der  Sonntagsruhe  abweichend  geregeltes 
Gewerbe  betrieben  wird,  so  hat,  falls  die  Einrichtung  der  BetriebBstfttte 
nlcbf  eine  die  Einhaltung  der  betreffenden  Sonntagsruhevorschriften  ver> 
lil.-^slidi  verbürgende  räumliche  Scheidniig-  lier  einzelnen  Betriebe  ermög- 
licht, bezüglich  des  gesamten  Betriebes  die  strengere  Ituhevorschrift  zu 
gelten. 

Die  Eontor-  und  Bureanarbeit  kann  an  Sonntagen  höchstens  fUr  zwei 

Vormittagsstunden  und  nur  dann  gestattet  werden,  wenn  jedem  einzelnen 
Angestellten  mindestens  jeder  zweite  Hnnntag  zur  Gänze  freigegeben  wir'l. 
Die  Festsetzung  dieser  Stunden,  welclio  liir  versrhiedone  Zweige  des 
Handels  und  für  einzelne  Gemeinden  oder  Gemeindetcile  verschieden  sein 
kann,  erfolgt  durch  die  politischen  Landesbehörden  gemftss  den  Bestim- 
mungen des  ersten  Absatzes. 

Tn  E^leirber  Weise  können  die  politisclien  Landesbeh('«rden  das  An^- 
niass  der  in  den  Kontoren  und  Bnreaus  znlfts'siijen  Soiinta^sarbeit  tujter 
Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse  auch  unter  die  im  vorherigen 
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Absätze  bezeichnete  Maximaldauer  herabsetzen  and  eventuell  die  Sonntags- 
«rbdit  fttr  das  guue  Jahr  oder  VeBtammto  Zeitabschnitte  deifielben  völlig 

ansschliesseo.'^ 

Art.  X  habe  zu  lauten: 

„In  jenen  Handelsge werben,  in  welchen  das  Personal  an  »Sonntafi;en 
länger  als  3  Stunden  verwendet  wird,  ist  diesem  Personal  im  Wege  der 
Abwedislung  jeder  zweite  Sonnt  u;^  <^anz  frei  zu  geben  oder,  falls  dies 
nickt  durchführbar  ist«  ein  halber  Wochentag  als  Ruhetag  eiDsarftumen.** 

Nach  dem  Art  XII  sind  als  neue  Art.  Xlla  und  Xllb  mit  folgendem 
Wortlaut  einzufügen : 

^Art.  Xlla.  Die  politischen  Landesbehörden  sind  eniiä( htif^t,  die  an 
Sonntagen  zulässigen  Kontor-  uud  Bureauarbeiten  sowie  liiusichtlich  der 
Bandeisgewerbe  (Art  IX,  vorletzter  und  letater  Absatz)  audi  für  alle 
anderen  Gewerbe  besonders  zu  regeln. 

Art.  Xirb.  Dio  auf  Grund  dief^ps  Grsetzes  l)e/fi^dich  der  Sonntags- 
ruhe für  die  Haiidels^^ewerbe  im  allgemeinen  oder  iür  bestimmte  Han(1els- 
zweige  bezw.  Warenkategorieu  in  den  einzelnen  Gemeinden  oder  Ge- 
meindeteilen  erlaesenen  Vorschriften  haben  auch  auf  den  Betrieb  des 
Hausierhandels  Anwendung  zu  finden,** 

§  2.  Dieses  Gesetz  tritt  drei  Monate  nach  seiner  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

§  3.  Mit  dem  Vulkuge  dieses  Gesetzes  sind  Mein  Handelsminister 
und  Mein  Ministsr  des  lonem  betraut. 

Kronland  NlederOstemieh, 

Ximdinadhiiiig  der  k.  k.  iiiederÖst«xelo^ioli«ii  Statfhaltmt  vom 
iS.  OktolMT  1900,  betr.  AbSndenmg  und  SrgSnnuig  der  Vonobrifteia 
über  die  Sonn-  und  Mertagarohe  im  Gewerbebetriebe  ITiederMer- 
reiobs^). 

I.  Abschnitt.  Produktlonsjpewerbe. 

§  1.    Allgemeine  Best  imm  u  n  gen. 

In  den  im  §  2  diesen  Abe^chnittee  unter  Funkt  1  bis  12  eenaODten  Gewftrben  ist 
die  ErzeugungHtätigkeit  (bezw.  die  ArbeitsleiHtuog)  our  in  den  oei  den  einzelnen  Ge- 
werben hierfür  !>estimmten  Stunden,  bezw,  in  dem  dort  aogegebenen  sachlichen  Um- 
faDge  au  äonutagen  zulä«<iig. 

Ebenso  ist  der  Waren verschleiss  in  dieeei)  Betrieben  nur  in  den  bei  jedena  Ge- 
werbe angegebenen  Verscbleif^eßtunden  g»»tattet,  soferne  nicht  bei  dem  einzelnen  Ge- 
werbe die  Anwendbarkeit  von  Bestimmungen  de»  IL  Abschnitiee  der  Kundmachung 
ausdrücklich  vorgetieiien  ist. 

In  den  Stunden  der  Sonutageruhe  sind  die  Eingangstören  der  für  den  Verkehr 
des  Publikums  bcstiininten  Oescnlltsriunie  geschlossen  zu  halten. 

§  2.  Zulässigkeit  der  Sonntagearbci^t  im  Gewerbe. 

1.  Bficker. 

Die  Erzeugung  von  GebÄck  ist  bis  10  ühr  vormittagB  und  von  10  Uhr  abends 
itt  gestattet. 

Den  ächwarzbrotbackem  i&t  ausserdem  gestattet,  von  7  bis  8  Uhr  abends  die 
Hflntdlnng  des  8auertd|p  voniehmen  zu  lassen.  ■ 


11  Landc8-Gesetz-  und  VerordnungsWfift  :für  <l!i>  Frrherzogtnm  Oesterrrirh  tintcr  der 
EnD5,  XXVUI.  glück,  Jahrg.  1Ö05.  —  Vcrgl.  hierzu  BuJl.,  Bd.  IV,  8.  311  (Abänderung  und 
Brgliunuiif  det  VoiMihiiften  über  die  Bonn-  und  Fdertagsrnhe  Im  Gewerbebetriebe  Oesler- 
niefas.) 
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Der  Verschleisfi  und  das  Auftragen  VOQ  Gebiok  ist  in  illen  Gamdndcp  TOD 
6  Uhr  früh  bis  12  Uhr  mittags  gestattet. 

Die  BonderbeBtimmuDgen  des  II.  Absehiiittes  diesee  CundnutcJiiing  für  den 

Handel  mit  den  gleichen  Waren  (Lebensmittolhan  ^rli  p-flfen  auch  für  den  Wnrrn- 
VQinichleiä.H  dieses  ftoduktionsgewerbee,  ohne  tia^ö  jedtn-h  hierdurch  eine  Abkürzung 
der  vorbezeichneten  VerBchleissstunden  einzutreten  hätte. 

Eikkern,  welche  auch  das  Zuckerbäcker-,  Ivnchi  nb:t«  ker-,  Blaodolettibäcker-  oder 
l^bzeltergewerbe  betreiben  oder  den  Handel  rnit  den  Erzeugnissen  dieser  Gewerbe 
eagoneldet  haben,  iet»  weoD  lä»  nur  an  Verschlriaaldtal  haben,  unter  allen  Umständen 
der  gesamte  WarenTcnddeiM  nur  m  den  oben  angegdbeiieaL  VeKBclilfliaaetaiidm  ge» 

staltet. 

2.  Zuckerbäcker,  Kuchenbäcker  und  Mandoletti  bäcker.J 

Die  ErxeogttDg  der  hierher  gehöngen  Bäckereien  i«t,  UDd  zwar  nur  für  die  Her- 
stellung von  liVaren,  die  nicht  im  Vomte  gdtaltea  werden  können,  BOndem  fSr  den 

Genuas  frisch  herg<«tellt  werden  müssen,  in  den  Oomeinden  Wien  und  Wieoor  N  n 
atadt  vom  1.  JSovember  bia  30.  April  den  ganzen  Ta£,  die  übrige  Zeit  des  Jahres 
Ua  Ii  War  mittag*,  in  allen  anderen  Gemeinden  wanurend  des  ganiea  Jahres  ibb 

12  Uhr  mittags  g-pstattet. 

Der  Verttchieiss  ist  in  allen  Gemeinden  unbeschränkt  gestattet. 

3.  L  e  b  z  e  1 1  c  r. 

Der  Verachleiss  von  Lebzelterwaren  ist  während  des  ganzen  Jahres  unbeschränkt 
gestattet. 

Zu  Punkt  2  und  3. 

Verschleiasem  von  Zuckerbäcker-  und  Lebzelterwaren,  welche  eich  auf  den  Ver- 
trieb die«er  Artikel  beschrSnken,  ist  der  Venchleiss  von  9  Uhr  Tormittags  bis  9  ülir 
abends  gestattet. 

Für  die  übrigen  Verschieisser  gelten  die  Bestimmungen  des  II.  Abschnittes  dieser 
Kundmachung  über  dem  LebensmittelhandeL 

4.  Kastanienbrater. 

Der  Versi  lil'  i  s  frisch  gerösteter  Kastanien  ist  während  de^i  ganzen  Jahres  von 
9  Uhr  vormittags  bis  9  Uhr  abends  gestattet,  aofeme  der  Betrieb  auf  diesen  Artikel 

beschränkt  ist. 

Andernfalls  finden  die  Bestimmungen  des  II.  Abechalttas  dieser  Kündmaduing 
über  den  Handel  mit  Lebensmitteln  Anwendung. 

5.  Fleischhauer. 
Die  Ausechrotung  und  der  Verachleiss  von  frischem  Fleisch  iHt  bi^  10  Uhr  vor- 
mittags und  Monti^s  von  3  THnr  frOh  ab  gestatte! 

Das  Schlachten  von  Tieren  ist  an  Bonntagen  untersagt  Auf  Notechlachtungen 

findet  Artikel  III,  S.  R.  G.*),  Anwendung. 

In  den  Gemeinden  öonntagsbeiig  ( K  ;  i  r  r  <1^l in  ii)  ie),  Maria-Tafarl  und  Marbach 
a.  d.  Donau  i^^t  tbe  Au8fichn>tung  und  der  Verwchleiss  von  frischem  Fleisch  in  der 
Zeit  vom  1.  Mai  bi»  einschlie^slicn  31.  Oktober  auch  von  6  bii*  8  Uhr  abends,  in  der 
Gemeinde  Perchtoldsdorf  am  Sonntage,  an  dem  die  Ronleidinamsprosesslon  statt- 
findet, auch  von  2  bis  5  Uhr  nachmittags  gestattet. 

n.  r  f  e  r  d  e  f  1  e  i  s  ('  h  h  a  u  er. 

Die  Ausachrotnog  von  frischem  Pfeniefiei^  und  die  Erzeugung  von  Selchwaren 
und  Würsten  ist  in  der  Gemände  Wien  bis  10  Ühr  vormittags,  in  den  flbrifeo  Oe- 

mdnden  bis  11  T'hr  vormittags  und  vnn  M  ritag  früh  4  Uhr  ab  gestattet. 

Das  Schlachten  von  Pferden  ist  au  t^ountagen  untersagt.  Auf  Notetchlachtungen 
findet  Artikel  III,  id.B.G.,  Anwendung. 

D<  r  Verschleiss  von  frischem  Pferdefleisch  sowie  von  Selchfleisch  und  Würsten 
ist  in  den  (ieiueiuden  Alzgersdorf,  Baden,  Hainburg,  Hinterbrühl,  Klostemetibuig, 
Komeuburg.  Krems,  Liesing,  Mödling,  Neunkirchen,  WieQer-XeuütÄdt ,  öt,  Pöltsn, 
Schweebat,  Stein  an  der  Donau,  Stocketau,  Weikersdorf  bd  Baden  und  Wien  fon 

1)  „S.  R.  G."  bedeutet  das  Gesetz  über  die  Soun-  und  Feiertagsruhe  im  Geweihe» 
b<  tri(  he  lUMh  dem  doroh  das  Gesetz  vom  18..  Jiüi  1905,  &.QJiLi  Ho.  125,  gefsfasusn 

Wortlaute. 
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a  Uhr  früh  bis  11  ülir  vonuittaj^p,  in  den  übrigen  Gemeindeu  von  6  Uhr  früh  bis 
12  Uhr  mittags  gestattet. 

Auf  den  Vorschleiss  von  Selch-  und  Wnri^twarcn  inls n  mit  Ausnahme  des  Fleisch- 
verkaufes)  in  diesem  Produktion^ beirieb  finden  die  HomierbeiiUmmuugen  des  II.  Ab- 
schnitteB  dieser  Kundmachung  für  den  Handel  mit  gleichen  Wiu^  (Lebensraittcl- 
handel)  Anwendung,  ohne  dase  jedoch  hierdurch  eine  Abkfiniing  der  vorbeceichDetea 
VerechleiflSdtunden  einzutreten  hätte. 

7.  Fleischselcher  und  W urste  rzeuger. 
Die  Erzeugung  von  SelehfleiBeh  und  Wdisten  ist  in  der  Gemeinde  Wien  Bonn* 

tag  lii^  ~  Uhr  triih  und  wieder  von  Mt  rilai;  früh  4  Uhr  ab,  in  den  nbrigen  Gemein- 
deu ^Qutae  bis  10  Uhr  vormittags  und  wieder  von  Montag  3  Uhr  ab  gestattet. 

Der  verschleim  von  Selchfleisch  und  Wflnten  ist  fo  den  Gknneinden  Atsgen- 
dorf.  Baden,  Hainhurg,  Hinterbruhl,  KIo?t  rnrubiirg,  Korneuburg,  Kremf»,  Liesing, 
Mödbng.  Neunlkirchen,  Wiener-Neut»tadt,  bt.  i'ulieu,  Hchwechat,  titein  an  der  XXooau, 
^tookerau,  Weikersdorf  bei  Baden  und  Wien  von  6  Uhr  früh  bis  11  IJbx  TonnittagB» 
in  den  übrigen  Gemeinden  von  6  Uhr  früh  bis  12  t,^hr  niittaffs  gestattet. 

Die  ^nderbestimuiungen  des  II.  Abschnittes  dieser  Kundmachung  für  den 
Hudel  mit  gleichen  Waren  (Lebensroittelhandcl)  gelten  auch  für  den  WarenTwecUeiw 
dieses  Produktionf^^ewerbi-s,  ohne  dass  je<io(-h  hierdoroh  eine  AblLÜTEOng  der  TOI- 
bezeichneten  Verechlt!i.->ijstunden  einzutreten  hätte. 

8.  Wildbr   t    und  O c  f  1  ügelh§ n d  1  er. 

Die  Ausweiduug,  beziehungsweise  Ausschrotun^  und  der  Verachleiss  von  Wild 
ood  Geflügel  rind  hw  10  Uhr  vormittags,  die  Ausweidung,  bc/iehuagpweise  Ausschro- 
timp  wieder  von  Montag  früh  1  T'hr  ab,  das  Ahhrvlon  des  WildlireieB  YOü  den  Jagd- 
platzeu  ist  während  de»  Sonntags  ohue  Beschränk i mg  gestattet. 

9.  Molkereien,  Milchmeier  und  Milchverschleisser. 

Die  Zu-  und  Abfuhr  der  Milch  von  und  zum  Depot,  femer  sämtliche  Arbeiten, 
welche  zur  Konservierung  und  Vorbereitung  der  Milch  und  Milchprodukte  für  ihren 
Vertrieb  während  der  am  Sonntag  zulässigen  VerschleissstundoQ  und  für  den  folgen- 
den Tag  Dotwendig  sind,  »iod  ohne  Einschränkung  gestattet. 

Den  Milchn)eiern  sind  femer  von  6  Uhr  früh  ois  12  Ubr  mittags  jene  Arbeiten 
gestattet,  welche  da«  Abholen  von  Trebcrn  und  Schlempe  aus  den  Er7etigiingsstätten 
erfordert,  jedoch  beschränkt  auf  jene  Mengen,  welche  dem  eintägigen  Bedarf  an  Vieh- 
fatter  für  den  eigenen  Viehstand  des  Gewerbebetriebes  entsprechen. 

Der  Verschleias  von  Milch  und  Milchprodukten  ist  in  aUen  Gemeinden  TOn 

6  Uhr  frilh  bis  1  Uhr  nadimitta^,  dm  Mtmitko,  and  Hiklundflni  maek  noch  von 

7  bis  8  Uhr  abends  gntittet. 

10s.  Natnrblnmenbinder  nnd  -hindier. 

Die  Herstellung  und  der  Verschleiss  von  Blumengewinden  u.  dgl.  ist  gestattet: 

1)  in  der  Gemeinde  Wien  in  der  Zeit  vom  15.  Oktober  bis  15.  Juni  von  6  Uhr 
früh  bis  2  Uhr  nachmittags,  während  der  übrigen  Zeit  des  Jahres  von  6  Uhr  früh 
bis  12  Uhr  mittags;  an  dem  fSontitjii;,  an  dem  (las  ösferreiehische  Derby-Rennen  statt- 
findet« dann  am  tionntag  vor  Allerheiligen,  Weihnachten  und  Neujahr,  wenn  aber 
diese  Tage  oder  Alleneelen  anf  ttonnti^  fallen,  nur  an  diesen  Bonntagen  seKnl  im« 
beechränKt ; 

2)  in  den  übrigen  Üemeiudea  von  6  Uhr  früh  bis  12  Uhr  mittags. 

11.  Kunst  bl  umen-,  Kunst  lad  bers  enger  und  Kranabinder. 
In  Wien  ist  der  Verkauf  von  Kränzen  nna  getriMktiften  Blumen  oder  von  son- 
stigen Grabkränzen  in  der  Zeit  vom  15.  Oktober  bis  einschli^Uch  15.  November  an 
Sonntagen  von  7  Uhr  frfih  bis  22  Uhr  mittags  und  von  2  Uhr  nadunittage  bis  5  Uhr 
abends  gestattet, 

12.  Friseure,  Raseure  und  Perückenmaeher. 
Die  Sonntagsarboit  im  Gewerbe  der  Frisenre,  Rasenre  und  Perückenmaeher  ist 
in  der  Gemeinde  Wiener-Neustadt  bis  12  Uhr  mittags,  in  den  übrivBn  Gemeinden  in 
der  Zeit  vom  1.  Oktober  Ina  30.  April  bis  2  Uhr,  in  den  fibxlgen  Monaten  bis  1  Uhr 
Bachmittags  gestattet. 
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n.  AlMhnltt.  Haidehgewcrk«. 

§  3.  Allgemeine  Beetimmungen* 

Die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes  betreffen  den  Waren Tcwchleiae  im  «gent» 
liehen  Handelsgewerbe  und  im  gleichartigr-n  l'raduktionspewerhe .  soweit  nicht  der 
VerschleiBs  im  letzteren  nach  Artikel  VI  b.ii.(t.  und  im  IV  AhscJinittfl  dieser  Kuod- 
marhiuiR^  besondere  geregelt  ist. 

Dio  P.f -»timraungen  gelten  in  gleicher  Weise  für  den  Handel  in  f -ten  Betriebf*- 
etHtteii,  auf  Ständen  ausserhalb  der  Märkte*  uuU  im  Umherziehen  aui  der  Strasse  und 
von  Haus  zu  Haus  nach  §  bO  Gewerbeordnung,  sofern  nicht  für  die  einseinen  Be- 
triebsarteo  besondere  Verkaufszeiten  ausdrücklich  vorgesehen  sind. 

Der  Marktverkehr  ist  durch  die  Marktordnungen  geregelt,  jedoch  nur  in  d& 
nach  dei)  ne^tiiniiniti^en  dieses  Abachniltee  für  dne  Stabile  Qeweroe  nilisaigen  Zahl 
von  Arbeitsstunden  gestattet. 

8ofem  in  diesem  Abedinitte  tieeondere  BeiitimmungeD  Aber  den  Handel  im  Un- 
herzieheii  nach  S  W)  rTOWprheor<hning  getroffen  sind,  hat  sich  der  prof»etzlich  zulässige 
Haubitirbandel  nach  diesen  Bestimmungen,  insofern  solche  Bcstmimungen  fehlen,  nach 
den  Verschleissstundcn  für  den  stabilen  Waren verschleiss  zu  richten. 

Unter  dem  Handel  mit  Lebensmitteln  ist  in  diej^er  Kundmachung  der  Vertauf 
von  Nahrungs-  uud  ücnussmittcln  (§  1  de«  GetveUen  vom  IH.  Jänner  1696,  ILGÜI. 
Ko.  39  ex  1897)  verstanden. 

Der  Kleiiivers<  hleiss  gebrannter  geistiger  Getränke  fällt  nicht  unter  die  TUstina- 
mungen  für  das  il an delsgew erbe,  bildet  vielmehr  em  Gewerbe  nach  §  1»)  Gewerbe- 
ordnung. 

lu  den  Stunden  der  Sonntagsruhe  müssen  die  Eingangstüren  zu  den  für  den 
Verkehr  mit  dem  Publikum  bestimmten  Geschäftsräumen  geschlossen  gehalten  werden. 

Wenn  mit  einem  H andelsgewerbe  in  gemeinsamer  Betriebsstätte  noch  ein  anderes, 
hinsichtlich  der  Sonntagsruhe  abweichend  geregeltes  Gewerbe  betrieben  wird,  so  hat, 
falls  die  Einrichtunir  der  Betriebestätte  nicht  eine,  die  Einhaltnng  der  betreffenden 
SonntngsruhcvnrsL'hriften  verbürtrende  raumhche  Scheliluiig  der  einzelnen  Betriebe  a- 
möglicht,  bezüglich  des  ge.saniten  Betriebes  die  strengere  Kuhevorgchrift  zu  gelten. 
(Artikel  IX,  7  S.ll.G.) 

In  jenen  Stunden,  in  welchen  der  TTandel  mit  Lebensmitteln  in  stabilen  Bf- 
trieben  untersagt  ist,  dürfen  von  Gast-  und  Schankge werben  kalte  Esswareu  über  die 
Btnaee  niciit  veikanft  werden. 

§  4.  Bestimmnngen  für  die  einseinen  Gemeinden. 

1)  In  den  Gemeinden  Atji^ersdorf,  Liesing,  Schwechat  und  Wien  ist  nur  der 
LebeosniittelverschleisR,  und  zwar  in  der  Zeit  vom  1.  April  bis  30.  September  von 
6  Uhr  früh  bis  lÜ  Uhr  vormittags,  in  den  übrigen  Monaten  von  7  Uhr  früh  :bi» 
11  Uhr  vwmittags  gestattet 

Sonderbestimmnngen  fQr  die  Gemeinde  Wien. 

a)  In  Gewerbebetrieben  anderer  Kat^;otlen,  in  welchen  in  gemeinsamer  Iktricbs- 
atftlte  nebenbei  das  eine  oder  andere  Nahrungs-  oder  Genus^mittcl  verkauft  winl,  ij^t, 
aowdt  der  Hauptbetrieb  nicht  gestattet  ist,  auch  der  Neben  betrieb  unter  allen  Uui- 
•tfinden  unteri^agt. 

b)  I>er  LebeoemitteWerschleiBs  aaf  Ständen  ansserluüb  der  Märkte  ist  geatattet: 
Im  k.  k.  Prater')  yon  9  Uhr  bis  11  Ulir  vnnnittagB  und  von  4  Uhr  nacbmitt^ 

bis  10  Uhr  nl)ends;  im  übrigen  Qemondegebiet  in  den  fOr  den  atabilen  Lebenamitlel- 
haudd  vorgesehenen  Stunden. 

c)  Der  Handel  mit  Lebensmitteln  im  üroherzidien  nach  §  60  Qewerbeoidnnng 
lat  gestattet : 

im  ganzen  Gemeindegebiet  von  8  Uhr  früh  bis  10  Uhr  vormittags;  ferner,  be- 
Bchränkt  auf  Gasthäuser  und  VergnögtmgeCMrte  and  auf  den  k.  k.  Ftattr,  von  4  Uhr 
nachmittags  bis  10  Uhr  ebenda. 


1)  Unter  k.  k.  rrait  r  i^t  (iebiet  zu  verstehen,  welche«  vom  Viadukte  der  Ver- 
binduug^ibtihn,  der  nani)lHlln  lii^  zur  Pratergürtelstrasse,  von  dieM  r  bis  zur  Bramlgasse, 
der  Brandgasse,  dem  linken  Ufer  des  Donaukaoaies  bis  zu  seiner  Einmündung  in  den 
Donauiitrofn,  vom  rechten  Uhr  de»  Donaostromn  bis  xur  Kronprinz  Rudolfbrücke  und 
von  der  Kronprinz  Kudolf^tru-ssc  eitige^etdoKson  wird,  wobd  beide  Ssiten  der 
ätrasseo  als  in  dieses  Gebiet  fallend  angtseben  werden. 
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2)  In  den  Gemeinden  Baden,  Hainburg,  Hinterhrühl,  KloBicrnenburg,  Korneu- 
hntgf  Krem»,  Mödüng,  ^euakijx^iea,  Wiener-Neiutadl,  ÖU  Pölteo.  äteia  a.  d.  Donau. 
Stoekenn  mid  WeÜcendorf  b«i  Bttäea  ist  der  Watenveitdikiia  in  der  Zeit  vom  1.  April 
bis  30.  Scptensber  von  6  Uhr  früh  bis  IG  Uhr  vormittagB,  in  den  übrigea  Monaten 
von  7  Uhr  früh  bis  11  Uhr  TOnuittags  gestattet. 

Sonderbestimmung  für  die  (Je  mein  de  Wiener-Neustadt. 

Der  Handel  mit  Lebenomitteln  im  Umhendehen  nach  §  öO  Gewerbeordnung  ist 
TOD  8  bis  10  Uhr  TormittagB  im  ganzen  GemeiDdef^biete;  TOn  4  Uhr  nachmittag! 

Iris  10  Uhr  abends  in  Ga.sthiiii  i  i n  uu  I  an  Vergnügungsorten  gestattet. 

3.  In  allen  übrigen  Gemeinden  ist  der  WarenverachLeias  von  6  Uhr  früh 
Ina  12  ülir  mittags  gestattet. 

Sonderbeetimmungen  für  einzelne  dieser  Gemeinden. 


In  der  Gemeinde 


ist  gestattet  der 
Yerachleiss  von 


in  der  Jahreeuit 
vom 


in  den  Verschleiaa* 
standen  von 


Bmnn  am  Gebixge 

Maria-Enzersdorf 

Gtttenstein,  jedoch 
nur  in  da  Botte 
Mariahillerbcqg 

HeihKenkreuz  bei 
Badm 


Maria-Lanzeodorf 


Marbach  an  der  Do- 
nan 

Mold,  jedoch  nur  im 
Dorfe  Dreieichen 


Sooota^berg,  je- 
doch nur  im  gleich- 
namigen  Dorfe 

Maria  Xaferl 


Devotioualien  und 
Wall  fahrtaartiJceln 

el>€n80 

ebenso 


ebenso 


1.  Jnnnor  bis  31.  De- 
zember 

ebenso 

1.  Mai  bia  30.  Sep- 
tember 


1.  Mai  bis  31.  Okto- 
ber 


Devotionalien,  Wall-  _  ebenso 
fahrtsartikeln  und ' 
Lebensmitteln  ! 


8  Uhr  früh  bi8  4U]ir 
nachmittags 

ebenso 

(i  Uhr  früh  bi«  8  Uhr 
vormittags  und  10 

Uhr  vormittagfi  hin 
4  Uhr  niichniittags 

10  Uhr  vormittags 
bis  6  Uhr  nacE» 

mittags 

6  Uhr  früh  bis  II  Uhr 
voruiittägB  und  2 
hin  5  Uhr  nach- 

niittairs 

eUhrfrühbislOUhr 
▼ormittwn  und  2 
bis  6  Uhr  nach* 

mittags 

tUibrfrüli  bi»  12  Uhr 
mittags  und  2  bis 
4  T'Jir  nachmittags 

eUhrfrühbiP  lOl'hr 
vormittags  und  12 
Uhr  mittags  bis  4 
Uhr  nachmittags 

G  Uhr  früh  bis  11  Uhr 
vormittags  und  1 
bi8  4  Uhr  nach- 

mittags 

6  Uhr  früh  bis  12  Uhr 
mittags  und  2  bis  4 
Uhr  nadunütags 

Auf  die  in  der  vorstehenden  Tabelle  verzeichneten  Gemeinden  finden  hinsichtlich 
der  hier  angegebenen  Artikel  nnderweitig«-  Fe.st»etzungea  dieses  Abschnittes  der  Kund- 
machung über  VerschlcissAtmiUeu  kerne  Anwendung. 

§5.    S o n  d  e  rbes  t  i  ni  mu  n  gen  f  ür  einselno  Gewerb e. 

1)  Der  Betrieb  def^  IMiindleiher-  und  IVodlergewcrhes  int  mit  AiHnahme  der  Gc- 
uemüti  Wien  in  allen  Gemeinden  von  6  Uhr  früh  bis  10  Uhr  vonuittags  gestattet. 


ebenso 

ebenso 
ebenso 

ebenso 

ebenso 


1.  März  bU  30.  No- 
vember 


1  Mai  bis  31.  Ok- 
tober 

1.  März  bis  31.  Ok- 
tober 


1.  Mai  bia  31.  Ok- 
tober 


ebenso 
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2)  Der  ITandel  mit.  Grabrin'^prhTnriokanffscregenständcn  ist  in  der  Gemeinde  Wien 
in  jenen  Bezirken,  in  weklicn  mch  Jbriediiüie  tieiindeji,  in  der  Zeit  vom  1.  April  bis 
Ifi.  November  von  9  Uhr  vormittags  bis  5  Uhr  nachmitta^^s  geöiattet. 

3)  Der  Verschleiss  von  Lebensmitteln  des  Keisebedarfes,  von  Blumen,  Ansichts- 
karten, Rauchrequisiten,  Beiseerinnerungen  und  Büchern  (Reiseliteratur),  sowie  der 
Betrieb  von  Bücherleih:in,-^talten  int  auf  Balmhiifeii  iHalt<istellen),  ]e<loch  nur  insoweit« 
als  der  Handel  ianerbalb  der  eiseutüchca  ötationsanlage  stattfindet,  geetatlet: 

•)  in  Wien  von  6  Uhr  frfiS  bb  2  Uhr  nadunittucä: 

b^  ausserhalb  Wienn  von  9  Uhr  früh  Ms  11  Uhr  TOiiDittagB  und  voD  5  Uhr 
nachmittags  bis  8  Uhr  abends. 

Auf  den  Bahnhofhandd  hftben  uidenra&tigft  FcstBetBiingen  dieser  KnsdiiMchung 
über  Venchl«M8timdeD  keine  Anwendung. 

§  6.   Sond erbes timmungen  für  einzelne  Tftgeii 

1)  In  den  Gemeinden  Atzgersdorf,  Liesing,  i^hwechat  und  Wien  ist  in  der  Zeit 
vom  17.  bis  24.  Dezember  an  tionntagen  der  Waren ver^chleiss  im  Lebenttmittelhandel 
von  7  Uhr  früh  bis  11  Uhr  vormittags  und  ?on  4  Uhr  nflcfamitte«  bis  8  dir  abendir 
in  anderen  Handelsgewerben  und  in  den  nidit  besonders  ger^gäten  Ftoduktionqg^ 
werben  von  8  Uhr  vormittags  bis  4  Uhr  nachmittag»  gestattet. 

2)  In  den  in  Punkt  1  nicht  L'onannten  (Tonieindcn  ist  in  der  Zeit  vom  17.  bb 
24.  Dezember  an  Sonntagen,  in  alleo  Gemeinden  mit  Ausnahme  der  Gemeinde  Wim 
bt  am  16.  November,  wenn  er  tof  einen  SonntAg  fällt,  femer  an  Flrmnngs-,  Jahc^ 
markte-  und  Kirchweihsonntagen  (in  der  1>e(rcffonden  Gemeinde)  der  WarenTerechieuB 
von  6  Uhr  früh  bis  2  Uhr  nachmittags  ff^tattet. 

Bückiicfatlich  der  Jahrmarkts-  und  &iichweihtage  gilt  dies  jedoch  nur,  inaolem 
es  sich  Tun  Einrichtungen  handelt,  die  aur  Zeit  der  Erweenng  dieeer  Knndmachnng 
bercit.s  bestehen. 

;  I  i  der  (Jemt  iiide  Wien  ist  am  31.  Dezember,  wenn  er  auf  einen  Sonntag 
f:Il!t  (ier  Handel  mit  Pa[)ier-.  Zeiehen-  und  Schreibwaren  in  Betrieben,  welohe  solche 
Artikel  auäächlie6»lich  oder  Hauptartikel  führen,  von  8  Uhr  vormittags  bis  4  Uiir 
nachmittags  gestattet 

4)  In  allen  nicht  bereits  im  §  4  <\if^r^  Abschnittes  unter  Pnnlrt  :^  genannten 
Wallfahrtsorten  ausserhalb  Wiens,  und  zwar  in  der  betreffenden  KaLa-Hiralgcmeinde, 
ist  an  WallfahrtÄSonntngen  der  Venichleiss  von  Devotionalien  und  Wallfahrtsartikeln 
von  6  Uhr  früh  bis  2  Uhr  nachmittags jKestattet,  jedoch  nur  insoweit,  als  m  »ich  um 
Wallfahrtsorte  handelt,  welche  diesen  Chanikter  schon  zur  Zeit  der  Erlassung  dieser 
Kundmachung  besitzen. 

5)  In  der  Gem^de  Perchtoldsdorf  ist  der  I^ebensmittelverschleiss  am  bonntage 
der  Fronletdmaiueproeeeeion  von  6  Uhr  Mh  bis  10  Uhr  Ttnrnittags  und  von  3  Vnr 
bia  6  Uhr  nadmiitta^  gestattet. 

in.  Ahaehvitt»  Bnrean-  and  Kontorarbeit. 

8  7. 

Die  Besorgung  der  Bureau-  und  Kontorarbeit  durch  Angestellte  ist  an  Sonntagen 
in  der  Zeit  von  9  bis  11  Uhr  vormittags,  jeiloch  nur  in  der  Weise,  dass  an  einein 
Tage  nicht  mehr  als  zwei  Angestellte  und  ein  Dii^uer  besehäftiiit  werden  und  jeder 
der  Beschäftigten  höchstens  an  jedem  vierten  Soontege  aur DieoBlIeiBtung  herangeBogen 
wird,  in  folgenden  Betrieben  gestattet: 

1)  in  fabrikmieeig  betrieEmen  Prodnktionsgewerben,  welche  Qber  dn  unter  eigener 
Leitung  Htcliendes  vom  technischen  Betrielw  gesonderteti  Pcrfional  für  diese  ArlKÜten 
verfügen,  und  zwar  auch  in  Bureaus  und  Kontoren,  welche  von  den  Werksanlagen, 
denen  sie  dienen,  Ertlich  entfernt  sind; 

2)  in  den  BureauB  und  Kontoren  der  y\rh-  und  Pferdehändler,  dann  derXlTBIia- 
portgewerbe,  endlich  in  den  Tclegraphenagentureu  und  in  dea  Beisebureaus. 

In  den  Beiaebmeana  ist  w&hnnd  der  Bnreanetnnden  auch  der  Knndenveifcelir 

I?.  AMnIU.  EnaterOa. 

§8.  1.  Ersatzrnhe  für  die  im  1.  Abschnitte  geregelten  Gewerbe. 

Den  Hilfsarbeitern  ipt  rrir  !  stens  eine  24atündige  P  ili  /cit  jeden  zweiten  Bonn- 
tag oder,  wenn  dies  mit  Bück-^icht  auf  den  Betrieb  nicht  mögUch  isL  an  einem  Wo- 
chMitage  oder  je  eine  eeduetifaidige  Rnheseit  an  awei         der  Woow  an  gewifaiw. 
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Diese  B«Btimnrang  gilt  fOr  die  IVodiiklioiinrb«iC«r  des  Fleisclmlcher-  nnd  Wiint> 

erieugergewprbts  in  der  Genuir  l-  ^Vien  nur  insofern,  als  Ii-  r  Arbeiter  ra  Ii  lor 
MMiatacigen  JProduktionBzeit  noch  beim  zulässigen  Warenverächlciätte  besdiftftigt  werden. 

l^e  obenerwähnte  je  sechsstündige  Ruhezeit  darf  nicht  mit  jenen  Htunden  xu- 
sammen  fallen,  in  welchen  nach  der  Mafcor  des  Betrieb«  ngehniael^  AibeitnpanBeD 
stattfinden. 

In  jedem  Betriebe  ist  die  für  das  l)etreffende  Gewerbe  geltende  Bestimmung  über 
die  zulassige  Sonnta^sarbeit  und  das  bezüglich  <!ps  ErHutznibetarof»  zwisrh™  Arbeit- 
geber und  Hilfsarbeitern  getroffene  Uebereinkommcn  in  die  ArbeitsordDUDg;  auizu- 
nehmen,  beridinngeifeiae  an  geeigpeler  Stelle  in  den  ArbeitBcftnmen  anraachbgen. 

§  A.  3.  Braatarnhe  ffir  das  Handels gewerbei 

In  jenen  Handeiggewerben,  in  welchen  das  Personal  an  Sonntagen  länger  als 
3  Stunden  verwendet  wird,  ist  diesem  Personale  im  Wege  der  Abwechslung  jeder 

zwdte  Sonntag  ^nz  frei  ni  gebm  oder,  frils  dies  nidit  dmdifQhibnr  ist»  ein  halber 
Wochentag  als  finhetag  emanrinmen. 

T.  AfeaehBltt.  SehlnssbertlMmiuigw. 

§  10. 

äolem  im  einzelnen  Falk  nicbt  anderes  angegeben  ist,  wird  in  dieser  Kund- 
naehnng  nnts  „CkmehideF*  ateta  die  Ortsgemeinde  verstaiMien. 

§11. 

Dieae  Knndmaehnng  tritt  mit  dem- 1.  Norember  IWb  In  Widaamkeit 

IV.  Balgiqiie.  Belgton. 

1.  Arrflt^  royal,  en  dnte  dn  6  aeptembre  1905,  eon' 

cornant  le  clnBSeM'  nr   Je  la  d  i  .s  i  i  11  n  t  i  o  ii  de  la  glycÄrin©. 

Kg\.  Erlass  vom  6  September  1806,  betr.  die  Klanaianiiis  dar 
QiysenndeatüUerangsaiüagen.    (E.  d.  T.,  190ö,  8.  984.) 

2.  Arröte  royal,  en  dato  du  5  »eptembre  1005,  con- 
cernant  le  classement  de»  lampisteries  et  autres  locaux 
döpendant  des  mines  oü  l'on  manipule  des  essences  In- 
fi nmmnbltts. 

Brlaaa  Tom  6.  September  1906,  betr.  die  Xlawleniiig  der 

Lampenstuben  tind  anderen,  mit  Bergwerken,  in  welchen  entzündbare 
Stofib  gohandhabt  werden,  Terbimdenen  Bäume.  (B.  d.  T.,  190ö,  8.  982.) 

S.  Arrdt^  royal,  en  date  dn  6  septembre  1906,  con- 
cernant  la  m o d i f i c a t i o n  an  classement  des  moteers  on 
m  a  c  h  i  u  e  s  r  e  c  e  j>  t  r  I  c  e  s  e  1  e  c  t  r  i  q  n  p  s. 

EgL  Erlass  vom  6.  September  190ö,  beti*.  die  Abimderimg  in  der 
Xleoeisniiig  der  Bynamoreoeptoren  i).   (R.  d.  T.,  1905,  S.  884.) 

V.  Dänemark.  Dämmark. 

1.  Loy  om  Tillaeg  til  Lov  No.  4  af  de  7  de  Januar  1898 
om  Arbejderes  Forsikring  mod  Folger  af  nl jkkeatilfaelde 

i  Visse  V  i  r  k  s  o  m  Ii  e  <I  e  r. 

Geseta  vom  Iß.  Mai  1903,  betr.  Ergäriiiung  des  Gesetzes  vom 
7.  Januar  1888  über  die  Unfall versiohenmg  für  die  Arbeiter  bostunrnter 
Industrien. 

1)  Veigl.  BoU.,  Bd.  IV,  8.  28. 
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§  1.  Jedem  Arbeiter,  welcher  von  rinem  Unfall  im  Sinne  des  Gre- 
setzes  vom  7.  Januar  1898  betroffen  wird,  der  eine  Vermindening  seiner 
Erwerbsi^higkeit  über  mehr  als  13  Wochen  hinaus  zur  Folge  hat,  wird 
vom  Ablauf  der  13.  Woche  an  gemftsB  den  Bestinunungen  des  gegenwär- 
tigen GhflMtaeB  eine  Tageaentaehftdigang  aosgeeetzt 

§  2.  Die  Tagesentseh&dignng  betrftgt  %  des  Tkglohnes,  darf  jedoch 
2  Kronen  tjVL'^'fh  nicht  tiberschreiten  und  nicht  weniger  betmcon  als 
1  Krone.    Die  Katschädij^ung  wird  wöchentlich  für  je  7  Tage  ausbezahlt. 

Bruchteile  von  Tage.sentschadiguagen  werden  nicht  ausgewiesen. 

Die  Hohe  dee  Teglohnes  wird  in  der  im  Geeets  No.  4  vom  7.  Januar 
1898  vorgesehenen  Weise  bestimmt. 

§  3.  Ein  Anspruch  auf  dio  Tai^esent Schädigung  bosteht  nnr  unter 
der  Bedingung,  dass  eine  wirkliche  Verminderung  der  Erwerbsfäiiigkeit 
vorliegt. 

Diese  Bedingung  ist  erftlllt,  wenn  der  Betroffene  zafolge  des  erlittenen 
Schadens  nicht  im  stände  ist,  eine  gleichartige  Arbeit  anasaflben  wie  die 

vorher  von  ihm  getriebene. 

Dioso  Tatsache  wird  festgestellt  durch  die  Erklärung  eines  Ar/.to-^. 

Die  Ausweisung  der  Tagesentschädigung  dauert  in  keinem  Falle 
Iftnger  alü  ein  Jahr,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  dem  der  Unfall  sich 

ereignet  hat. 

§  4.  Wenn  der  Unfall  nur  eine  Yornbergeliende  Ei  werb.sunf;lhi<^keit 
zur  i;'ol;^'e  hat,  luirt  die  Tagesentschädigung  von  dem  Zeitpunkte  an  auf, 
in  welchem  ihre  in  Art.  3  bestimmten  Voraussetzungen  dahinfaUen. 

Wenn  der  Unfall  eine  danemde  Erwerbsonfkhigkeit  zur  Folge  hat, 
wird  die  Entrichtung  der  Tagesentschftdigung  so  lange  fortgesetzt,  als  die 
in  Art.  3  bes;tiinmten  Voraussetzungen  vorhanden  sind  nnd  bis  der  Ver- 
sicherungsrat dio  Invalidenrente  bestimmt  hat. 

Wenn  der  üntall  den  Tod  zur  Folge  hat,  laufen  die  Entschädigungen 
unter  den  n&mlichen  Voranasetsnngen  bis  zum  Todestag. 

§  5.  Die  zur  Bemessung  der  Entschädigung  notwendigen,  namentlich 
den  Betrag  des  Taglohnes  betreffenden  Angaben  sollen  vor  der  14.  Woche 
festgestellt  werden,  damit  die  Bezahlung  der  Entschfldifi^nnrr  dem  fest- 
gesetzten Betrage  entsprechend  beim  Ablauf  der  14.  Woche  erfolgen  kann. 

§  6.  Zu  Beginn  der  14.  Woche  hat  der  Unfallbetroffene  dem  Unter- 
nehmer oder  der  anerkannten  Versicherangsgesellschaft»  die  die  Sache 
betrifft,  ein  ärztliches  Zeugnis  einzusenden,  welch»  die  Erklärung  ent- 
hält, (ia^s  die  zur  Erlan<rnn^  der  Tagesenti!cliridi<^nngen  gemäss  Art.  3 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  geforderten  Voraussetzungen  tatsächlich  er- 
füllt sind. 

Dieses  ärztliche  Zeugnis  tat  vom  Unfallbetroffenen  zn  hezahlen. 

§  7.  I'  I  riternehmer  oder  die  anerkannte  Gesellschaft  haben  das 
Eo(  lit,  si(  ii  jodo  Woche  ein  neties  ärztliches  Zeugnis  ausstellen  zu  lassen, 
des.sen  Ko.sten  dann  zu  ihreu  Lasten  fallen. 

§  8.  Die  Tagesentschädigungon  sind  dem  Anspruchsberechtigten  am 
Bnde  jeder  Woche  für  die  veriäossene  Woche  ansznbezahlen. 

§  9.  Dem  Arbeitgeber  des  Unfallbetroffenen  liegt  ob,  diesotn  mOg* 
liehst  woif <:olioii.l6  Untenstützung  zu  leihen  in  der  Erfnlhnig  der  Voraus- 
set/tmirtMi  seiuor  Tri«^i»seut.schädigung  und  namentlich  darauf  zu  achten, 
dass  die  Bezaliluiig,  der  Gesetzesvorschrift  entsprechend,  jode  Woche  und 
in  der  festgesetzten  H{)he  stattfinde. 
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Wenn  der  ArhoitEfehor  fbrtfHbrt,  seinem  Arbeiter  ilen  fianzen  Tag- 
oder Wocbeulobu  aubzubezahien,  obgleich  deasen  Erworb.siähigkeit  ver- 
mindert uit,  so  hftt  er  das  Beeilt^  die  Tagese&tschftdigang  selber  zu  er- 
heben, welche  die  Versichemngsgesellsohsft  dem  genannten  Arbeiter  zu 

bezahlen  hiltte. 

§  1(1.  Wenn  es  die  Umstände  als  wünschenswert  erscheinen  lassen, 
kann  der  Arbeiterversicherungsrat  beschliessenj  dass  die  Tagesentschädi- 
gungen durch  den  Versichernngsrat  zu  beziehen  seien,  der  es  Übernimmt, 
Hie  dem  Unfallbetrotfenen  zu  entrichten.  In  gleicbttr  Weise  kann  der 
Versicherungsrat  dem  Unfallbetroffenen  selber  in  den  vorgesclirif  benen 
Formen  Tagesentschftdigungen  auszahlen  und  sie  sich  dann  durch  den 
Unternehmer  oder  die  Versicherungsgesellschaft  erstatten  lassen. 

§  11.  Die  Bestimmnngen  des  §  5  des  Gesetzes  vom  Jahre  1898 
über  die  Bezahlung  der  Zosatzentschftdignngen  werden  ausser  £raft  gesetzt 

§  12.  Alle  Streitigkeiten  Uber  Tagesentseh&dignngea  werden  durch 
den  ArbeiterversirhemnirRrat  entschieden. 

§  13.  Auch  wenn  der  Unternehmer  oder  die  nacl»  Art.  4  des  ife- 
setzes  No.  4  vom  7.  Januar  1898  hierzu  verpflichtete  Person  die  Unfall- 
anzeige unterlassen  hat,  kann  der  UnfaUbetroffene  nichtsdestoweniger  eine 
Entscbftdigang  verlangen,  vorausgesetzt,  daas  er  sie  vor  Ablauf  eines 
Jahres  vom  Tage  des  Unfalls  an  geltend  marhr. 

§  14.  Wenn  der  ArbeiterversichfMun^^srcit  hozüglich  eines  Unfalles, 
über  den  er  Anzeige  erhalten  hat,  den  Parteien  mitteilt,  dass  die  Sache 
erledigt  ist,  ohne  die  im  Gesetze  vorgesehenen  Folgen  nach  sich  gezogen 
zu  haben,  können  die  Parteien  vom  Ablauf  eines  Jahres  an  seit  der  ge> 
nannten  Mitteilnn^  keinen  Annpi-uch  mehr  L^elteml  machen. 

4?  15.  Die  in  14  des  Ge.setzes  vom  7.  Januar  is:is  vorgesehene 
UufalJauzeige  muas,  begleitet  von  einem  ärztlichen  Zeugnis  über  den  Un- 
fall, durch  den  Unternehmer  direkt  dem  Arbeiterversicherungsrate  ge- 
macht werden;  die  Uebenuitthinp:  einer  derartigen  Anzeige  kann  nicht 
■der  Versicherungsgesellschaft  Uberlassen  werden. 

Anzeige  und  Arztzeugnis  sind  in  der  vom  Versicherungsrate  vor- 
geschriebenen  Form  abzufassen. 

§  16.  Wenn  ein  Jahr  seit  dem  Unfall  verflossen  ist,  ohne  dass  noch 
seine  endgültigen  Folgen  vorliegen,  so  hat  der  Versiclierungsrat  nichts- 
destoweniger, soweit  möglich,  eine  Entscheidung  zu  treffen  und  die 
Summe  zu  bestimmen,  welf'he  in  diesem  Falle  auszusetzen  ist,  indem  er 
die  derinitiven  Folgen  des  Unfalles  genau  schätzt. 

Eine  dergestalt  getroffene  Entscheidung  kann  nicbt  mehr  abgMndert 
werden. 

Wenn  es  unmöglich-  ist,  auf  dem  Wege  der  Schätzung  eine  endgültige 
Kntäcbeidung  zu  treffen,  so  kann  eine  provisorische  Entscheidung'-  jretroffen 
werden,  nach  der  die  Sache  später,  aber  nur  auf  das  Cresuch  des  Unfaü- 
betroff(Mien  hin,  wieder  aufgenommen  werden  kann.  Die  V^iederaufnahme 
der  Sache  kann  indessen  nicht  mehr  stattfinden  nach  Ablauf  von  2  Jahren 
seit  der  ersten  Entscheidung. 

17.  Der  Minisfer  desi  Innern  wini  auf  ilen  \'o!schlag  des  Arbeiter- 
versicherungsrates eine  Taxordnung  erlassen  über  die  Kosten  derjenigen 
Ärztlichen  Zeugnisse,  welche  im  allgemeinen  während  der  Untersuchung 
der  Sache  notwendig  werden. 

Die  zur  Slarstellang  einer  Sache  notwendigen  und  durch  den  Arbeiter- 
AibiHMcfanli.  21 
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versicherongsrat,  den  Unternehmer  oder  die  Versicherangsgeeellscbafk;  ein- 
geforderten  iu/.t liehen  Zeugnisse  sind,  soweit  nidit  die  vorhergehenden 

Artikel  besondere  Bestiinmungei)  iHrübor  aiiff^<»srellt  haben,  wer  die  Kosten 
zn  bezahlen  hat,  durcii  den  Unternehmer  oder,  wenn  die  Versir-hnrnng  bei 
einer  anerkannten  Gesellschaft  abgeschlossen  worden  ist,  durch  diese 
letztere  kq  bezahlen. 

Wenn  die  laufende  Polize  stipuliert,  daee  die  genannten  ZeugnieAfr 
nicht  (Inich  die  Gesellscbair  bezahlt  werdon,  so  wird  die  obige  Bestimmung 
nach  Abiauf  von  5  Jahren  seit  Inkrafttreten  des  gaprawärtigon  Gesetzes 
jeweilen  mit  dem  Zeitpunkte  der  Erneuerung  der  Polize  anwendbar. 

Alle  Streiti^eiten  über  die  Besahlung  von  Äratkosten  werden  dorck 
den  Arbeiterveraicberungsrat  erledigt.  Gegen  die  Entscheidungen  dee 
VersicherungBrates  kann  beim  Minister  des  Innern  Berafnng  eingelegt 
werden. 

§  18.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten  au  die 
Stelle  der  gegenteiligen  Bestimmangen  der  §§5,  16  und  17  des  Gesetaes 
Tom  7.  Januar  1898,  auch  soweit  die  genannten  Beetimmungen  auf  Un> 
fklle  Anwendung  finden  können,  die  dem  Gesetze  vom  3.  April  1900|  betr.. 
die  Versioherung  der  d&nischen  Jiscber,  unterstellt  sind. 

2.  Lot  om  Livsf orsikring  for  Söfolk,  som  drive  Fiskeri 
paa  Baeksfartöjer. 

Gesetz  vom  10.  Novembor  1008,  betr.  die  Lebensversicherung  der» 
jenigen,  welche  die  Fischerei  auf  gedeckten  Fahrzeugen  betreiben. 

§  1.  Das  Leben  der  eingeborenen  Seeleute,  welche  in  den  isländischen 
Meerostcilen  die  Fischerei  auf  gedeckten  Fahrzeugen  betreiben,  soll  gemfiss 
den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetaes  versichert  sein. 

§  2.  Deijenige,  der  mit  der  Anwerbung  betraut  ist,  ist  gehalten^ 
bei  der  Anwerbung  der  Bemannung  ffir  die  ^pdcckfcn  Falirzeuore,  die  zur 
Fischerei  ausfahren,  eino  bpj'ondero  Liste  aufziuitellen  über  Namen,  Ge- 
burtsort, Alter  und  Zivilstand  aller  in  §  1  bezeichneten  Seeleute,  welche 
als  Matrosen,  Kommandantstellvertreter  oder  KapitKn  in  Dienst  genommen 
werden,  und  diese  Liste  nach  der  Anwerbung  unverzfiglich  der  im  §  4 
des-  ;:egenwftrtigen  Gesetaes  vorgesehenen  Versicherungsdirektion  einsu* 
reichen. 

§  3.  Jeder  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  versicherte 
Seemann  ist  gehalten,  an  den  hiemach  genannten  Versicherungsfonds  eine 
Prftmie  zu  entrichten  in  der  Höhe  von  16  Oere  wöchentlich  w&hrend  der 

Dauer  der  Winterlisclimci,  zd  der  er  angeworben  ist,  und  von  10  Oere 
für  jede  Woche  der  Frühjahrs-  und  Sommertischerei,  wobei  die  Prämie 
vom  Tage  der  Anwerbung  an  zu  bereclmen  ist.  Der  Heeder  zahlt  seinem 
Werbeagenten  zur  Entlastung  seiner  Seeleute  den  Betrag  dieser  Prftmie,. 
der  ihm  im  Ertrage  oder  auf  den  T.  Imen  aurückerstattot  wird;  überdies 
cntriflitet  er  aus  seinen  eigenen  Mitteln  an  den  Ver.-^ichemnjrsfoDf^s  die 
Hälfte  der  anf  die  BesatzunL'  entfalloiidoM  Gesamtpräuiie ;  die  Erhebung 
dieses  Betrages  besorgt  ebenlalls  der  Werbeagent.  Die  Zahlung  der 
Prftmie  soll  gleichseitig  mit  der  Anwerbung  statt^den  und  kann  auf  dem 
Wege  der  Zwangsvollstreckung  beigetrieben  werden.  Der  Werbeagent 
bezahlt  den  Betrag  der  Prämien  Ende  September  jeden  Jahres  in  den. 
Versicherungsfonds  unter  Abzug  von  2  Proz.  Erhebungskosten. 

§  4.    Die  Versicherungsdirektion  wird  unter  Aufsiclit  des  Staates 
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▼OQ  3  P«rBonen  besorgt.   Die  Staatsregierung,  der  grösste  Reederverband 

des  Landes  und  der  grösste  Seemannsverband  ernennen  je  ein  Mitglied 
der  Direktion.  Jedes  Jahr  kommt  eines  der  Direktionsmitglieder  in  Aus- 
tiitt,  das  erste  Mal  durch  das  Los,  und  es  wird  an  seiner  Stelle  ein 
anderes  eruauut  oder  gewählt;  es  kann  indessen  das  im  Austritt  befind- 
liche Hitglied  wiederemannt  oder  wiedergewählt  werden.  Wetnn  ein 
Mitglied  stirbt  oder  wegen  einer  anderen  Ursache  wfthrend  der  Zwischen- 
zeit zwischen  2  Wahlen  ausscheidet,  so  wird  es  von  der  Staatsregiemng 
durch  ein  iiiTei  imisrisf  hes  Mitglied  ersetzt,  bis  das  neue  Mitglied  ordnungs- 
gemäss bestimmt  werden  kann.  Die  Staatsregierung  kann  in  gleicher 
Weise  ein  Mitglied  abberufen;  sie  hat  dann  die  zur  Bezeichnung  des 
neuen  Mitgliedes  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen.  Der  Staatsregierang 
steht  jedes  Jahr  ein  Betrag  von  400  Kronen,  der  auf  dem  Versicherungs- 
fonds in  Abrechnung  zu  bringen  ist,  zur  Verfügung  für  Entschädigung  von 
Dienstleistungen  und  für  Erstattung  von  Kosten. 

§  5.  Wenn  ein  Seemann  während  der  Zeit,  fttr  die  er  gemäss  §  3 
die  Versicbeningsprinue  entrichtet  hat,  ertrinkt  oder  von  einem  Unlill 
betroffen  wird,  so  wird  seinen  Eeditsnachfolgem :  Witwe,  Kindern,  Vater 
und  Mutter,  Briidem  und  Schwestern,  in  den  folgenden  4  Jahren  aus  dem 
Versicherungsfonds  jährlich  die  Stimme  von  100  Kronen  ausbezahlt. 

Wenn  keine  der  genannten  Bechtsnachfolger  vorhanden  sind,  so 
kommt  die  Snmme^  vorbehalten,  die  gegenteiligen  Verfügungen  eines  ge- 
setamSssigem  Testamentes,  wieder  in  den  Versicherungsfonds. 

§  6.  Wenn  der  Versicherungsfonds  nicht  ausreicht  zur  Zahlung  der 
in  §  5  vorgesehenen  jährlichen  Betreffnisse,  so  deckt  die  Staatskasse  den 
Fehlbetrag  unter  Vorbehalt  späterer  Rückerstattung,  sobald  die  Lage  des 
Versiöhenmgsfonds  eine  bessere  geworden  ist.  Die  Beisteuer  des  Staates 
darf  jedoch  den  Betrag  \ou  15000  Kronen  jährlich  nicht  Übersteigen. 

§  7.  Sofort  nach  der  Einsetzung  der  in  4  vorgesehenen  Direktion 
erlftsst  die  Staatsregienmg  auf  den  Vorschlag  der  Direktion  hin  eine  Ver- 
ordnung über  die  Au!~fUhrung  des  gegenwärtigen  Gesetzes. 

§  8.    Das  gegenwartige  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1904  in  Kraft. 

3.  Lov  (Xn.  5  5^1*105)  om  TiNvn  med  B  e  g  r  a  v  e  1  sek  a  s  s  e  r. 
Qesetz  (No.  66/1905),  betr.  die  Aufsicht  über  die  Begräbniskassen, 

▼om  1.  ApiÜ  1905. 

4.  Lov  om  Sofolks  Fo  rsik  ring  mod  feig  er  af  Uly  kke  Stil - 
faelde  i  Sofartsvirksomhed. 

Q-esetz  betreffend  die  Versicherung  der  Seeleute  gegen  die  Folgwi 
Yon  UnlUleii  beim  SdhiHUurtabetrieb. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

^  1.  Seeleute  auf  dänischen  Schiffen  sind  gemäss  den  in  dein 
gegenwärtigen  Geset?;  enthaltenen  Grundsätzen  gegen  die  Folgen  von  Un- 
lÄllen  in  ihrem  Beruf  versichert. 

§  2.  Die  Versidhoung  nmfaJIt  alle  Schiffe,  die  gemftss  den  Vor- 
sdiriften  des  Seegesetzes  vom  1.  April  1892  und  des  Gesetzes  vom  gleichen 
Datum  tiber  die  Registrierung  der  dänischen  Schiffe  u.  w.  im  öffent- 
lichen Schiffsregister  eingetragen  sind  oder  eingetragen 
sein  sollten. 
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Die  Regelung  der  VerBiehenmgspflieht  ist  n&her  bestimmt  im  AV 
fldmitt  ni  des  gegenwärtigen  Gesetzes. 

§  ^.  Wie  Kriegsschiffe  und  andere  dem  Staate  gehörende,  nicht  re- 
gistrierte Schiffe  nicht  unter  dieses  Gesetz  fallen,  so  auch  die  der  Staats- 
bahn  Verwaltung  gehörenden  Schi  tie,  auf  welche  die  Bestimmungen  des 
OeeetaM  vom  16.  Uai  1908  ttber  die  Ordnung  der  Staatebabnen,  §  84  f. 
snr  Anwendung  kommen.  Doch  können  die  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  durch  königliche  Verordnung  ganz  oder  teilweise  auf 
solche,  dem  Staat  gehörende  Schiffe  anfrewondot  werden,  welche  der 
Begistrationspiiicht  gem&ss  den  in  §  2  zitierten  Gesetzen  vom  1.  April 
1892  nicht  unterliegen. 

Schiffe^  die  ausscliliesalich  zu  Taucher-  and  Bergnngsarbeiten  ver» 
wendet  werden  unter  solchen  Bedingungen,  dass  ihr  Betrieb  unter  das 
Gesetz  No.  4  vom  7.  Januar  18?>8  über  die  Versicherung  der  Arljoitor 
gegen  die  Folgen  von  Unfällen  in  gewissen  Betneben  (vorgl.  §  4  A.  No.  ü 
und  §  4  desselben)  fäUt,  sind  von  diesem  desets  ausgenommen. 

Sowohl  der  betreffende  Reeder  (Arbeitgeber)  wie  feder,  der  zur  Be- 
satmng  des  Schiffes  gehört,  kann  einen  Entscheid  des  Arbeiterrersiche- 
rnnfisratcs  darüber  verlangen,  ob  ein  Schiff  gemäss  den  Bestimmungen 
des  vorliegenden  Gesetzes  diesem  unterstelio.  Gegen  einen  srilcheu  Ent- 
scheid kann  beim  Ministerium  des  Innern  Bekurs  eingelegt  werden.  Die 
Rekursfriflt  betrftgt  14  Tage,  gerechnet  von  dem  Tage  an,  wo  man  die 
Mitteilung  des  Entscheides  erhalten  hat. 

§  4.  Die  Versieherunrj  umfasst  alle,  !^owohl  Srhiffsffilirer  wie  Mann- 
schaft, die,  als  znr  Besuiz'-iii^'  des  Schiffes  gehörig,  gegen  ii-^end  eine  xVrt 
von  Entgelt  oder  ohne  Entgelt  augestellt  worden  sind,  um  auf  einem  der  in 
§  1  und  §  2  genannten  Schiffe  Dienst  su  tan  nnd  die  daher  ordnungs- 
gemäss in  der  Bemannungsliste  <les  Schiffes  eingetragen  sein  sollen  ge- 
mäss §  72  des  Seogosetzes  vom  1.  A})ril  18J»2. 

Ob  die  Betreffenden  vom  Heeder  oder  vom  Schiffsfiilnor  oder  (wie 
die  Bäcker,  Köche,  Au t Wärter,  Barbiere,  Gehilfen  beim  Stewart,  Rech- 
nungsführer, Aerzte,  KrankenwKrter  u.  s.  w.)  von  anderen  angesteUt  und 
entlohnt  werden,  ist  fttr  das  Versicherungsrecht  gleichgültig. 

Von  der  Versicherung  sind  jedoch  alle  diejenifxon  ausgenommen,  deren 
feste  Bezahlung  in  Geld  für  die  Dienste  auf  dem  Schiff  24(K)  Kronen 
jähilich  übersteigt,  sowüo  was  die  Fischei-scliiffe  betrifft,  derjenige  Teil 
der  Besatzung,  der  vom  Reeder  gemäss  dem  Gesetz  No.  71  vom  8.  April 
1900  ttber  die  Versicherung  der  dänischen  Fischer  gegen  Unfälle  ver- 
sichert ist. 

Ffir  registrierte  Schiffe  unter  HOO  Registertons  Netto  nnifa^st  die  Ver- 
sicherung den  Schiffsführer,  auch  wenn  er  selbst  ganz  oder  teilweise  Eigen- 
tamer  des  Schiffes  ist. 

§  6.  Wird  eine  nach  §  4  versicherungsberechtigte  Person  von  einem 
Unfall  betroffen,  der  für  sie  einen  Anspruch  gemäss  Gesetz  Xo.  4  vom 
7.  Januar  IhS'S  über  die  VersichernnjT  dor  Arbeiter  frefron  die  Foliren  von 
Unfällen  in  gewissen  Betrieben  begründet,  so  fallt  ihr  Ausprurh  aus  dem 
gegenwärtigen  Gesetze  dahin.  Ist  eine  nach  dem  vorliegenden  Qesets 
versicberangsberechtigte  Person  Air  den  Unfoll,  der  sie  betri£Pt,  sogleich 
auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  No.  71  vom  3.  April  1900 
über  die  Versif  liernnir  der  dt\nischeii  Fisflier  gegen  Unfälle  versichert^  SO 
f^Ut  sein  Anspruch  aus  dem  letztgenannten  Gesetz  dahin. 
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§  6.  Peraonen,  die  mit  einem  Schiff  &Is  Passagiere  befördert  werden, 
sind  nicht  YerücbeniBgeberechtigt,  ausser  wenn  sie  —  gegen  Herabeetsong 

des  Passagiergeldes  —  an  Bord  irgend  einen  Dienst  verrichten  und  mit 
Bücksicht  darauf  in  '!i>  B^mannungslisite  des  .Scliiffos  eingetragen  sind. 

§  7.  Für  Personen,  die  gemäss  i<  4  versichertiTigsberechtitrt  wind, 
dauert  das  Versicherungsrecht  weiter  im  Falle  der  Heimsenduug  gemäss 
den  §§  66  nnd  98  des  Seegeeeteee  vom  1.  April  1892. 

§  8.  Kommt  eine  nach  §  4  versieh erungsbereehtigte  Person  durch 
einen  Unfall  'ims  Lt-hen,  so  sin«!  die  Hinterbliebenen  unter  den  in 
§  angeirebenen  Hedingungon  ontsrhädigungsberechtigt,  sntern  sie  zur 
Zeit  des  linfalles  dänische  Staatsbürger  oder  im  Königreich,  auf 
den  Fftröenif  anf  Island,  Grönland  oder  in  den  westindischen  Kolonien 
wohnhaft  sind.  Sind  die  HinterblirLenen  anderwärts  wohnhaft,  so  sind 
sie  versicherungsbereclitigt.  snfein  der  l 'ingekommene  Bdrger  eines  Staat-es 
u  ar.  der  den  Hinterbliebenen  danischer  Seeleute  im  Fülle  eines  Unfalles 
ein  Entschftdiguugsrecht  gemäss  den  in  dem  betr.  Staat  geltenden  Kegeln 
gleich  wie  den  eigenen  Untertanen  des  Staates  gewährt 

Gilt  eine  Bestimmung  wie  die  letstgenannte  nnr  in  einem  Teil  eines 
fremden  Staates,  so  kommt  die  Gegenseitigkmt  nnr  fttr  diesen  Teil  des 
fremden  Staates  zur  Anwendung. 

§  9.  Die  Versicherung  betriti't  Unfälle,  die  durch  den  Betrieb 
des  Schiffahrtagewerbes  v er nr sacht  werden  oder  dnrch  die  Verhält- 
nisse, onter  denen  dieses  vor  sich  geht. 

Darin  ist  inbegiiffen  alle  Arbeit  au^  nnd  beim  Schiffe,  das  Laden 
nnd  Tj^'srlipn  der  Schiffsladung  nnd  das  ans  Land-  od^M-  an  Bord-Bringen 
derselben;  die  Betördcrung  zum  und  vom  Schiff  sowie  das  an  Bord-  und 
ans  Land-Gehen;  die  Tätigkeit  auf  der  See  zur  Rettung  von  Menschen- 
leben oder  aar  Bergung  von  Gütern;  das  Fahren  za  L«nde  im  Dienste 
des  Schiifes. 

Entschädigungen,  welclie  ffir  T'^nfillle  ausgericlitet  Averden.  die  sich 
nachweisbar  bei  der  Tätigkeit  zur  See  zum  Zweck  der  Ik'ettung  vnn 
Menschenleben  ereignet  haben,  werden  der  betreffenden  Versicherungs- 
gesellschaft ans  der  Staatskasse  vergHtet. 

Ausgeschlossen  von  der  Versicherung  sind  Unfälle,  die  der  Betroffene 
selbst  mit  Vorsata  oder  durch  grobe  Unachtsamkeit  herbeigeführt  hat. 

H.  Die  Versichernngsan Sprüche. 

§  10.  Ereignet  sich  nnter  den  im  ersten  Abschnitt  genannten  Ver- 
hältnissen ein  Unfall,  der  eine  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  zur 
Folge  hat,  so  steht  dem  Verletzten,  sofern  die  Verminderung  der 
Arbeitsfähigkeit  Ui  n  g  e  r  als  13  Wochen  dauert,  ein  Tagegeld 
zu,  gemäss  den  Vorschriften  der  folgenden  Paragraphen. 

§  11.  Die  Höhe  des  Tagegeldes  beträgt  für  SchiffsfHhrer,  Steuer- 
leute,  Maschinisten,  Steward,  Reohnungsfflhrer,  Aerzte  und  die  ihnen  gleich- 
gestellt en  2  Kronen  täglich,  für  die  übrige  Mannschaft  1  Krone  ö(>  Oere 
täglich. 

Für  jede  Woche  wird  Tagegeld  für  7  Tage  bezahlt. 
Teilweise  Tagegelder  werden  nicht  gewährt 

§  12.   Das  Recht  auf  Tagegeld  htegt  davon  ab,  dass  eine  Ver^ 

minderung  der  ArbeitsfWiigkeit  vorhanden  ist. 

Diese  wird  als  vorhanden  angenommen,  solange  der  Verletzte  auf 
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Grund  des  ihm  sngeBtiMseiien  8<diadeii8  nicht  im  stände  ist,  seine  Arbeit 
wieder  aufzunehmen. 

Dies  wird  soweit  als  möglich  dure})  oiüo  äijitliehe  B^^srhplnicrtinfir  h<^- 
glaubigt  oder,  wo  eine  solche  nicht  kann  beigebraclijL  werden,  in  einer 
Anderen  nach  dem  Ermessen  des  Arbeiterversicherongsrates  Genüge 
leistenden  Weise. 

Ty'io  Gewährung  von.  Tagegeldern  dauert  keinesfalls  Iftnger  als  bis 
tum  Ablauf  eines  Jahres  nach  dem  Eintreffen  dos  Hnfalles. 

§  13.  Wo  der  Unfall  nnr  eine  voiiiber^'ehende  Verminderiniu  der 
Arbeitsfähigkeit  zur  Folge  iiat,  liüren  die  Tagegelder  auf  zu  laulen  von 
dem  Zeitpunkt  an,  wo  die  Bedingungen  für  dieselben  nach  §  12  fortfallen. 

Wo  der  Unfall  eine  bleibende  Verminderang  der  Arbeitsfähigkeit  zur 
Folge  hat,  laufen  die  Tagegelder,  sofern  die  Bedingungen  dafür  nach  §  12 
vorhanden  sind,  weiter,  bis  die  i'estsotzun^^  di;r  Invaliditatsentschadigung 
durch  den  Arbeitervertiicheruugörat  vorliegt,  öoferu  die«  nicht  vor  Ablauf 
eines  Jahres  nach  dem  Eintreffen  des  üofalles  gesdiielit. 

Wo  der  Unfall  den  Tod  zur  Folge  hat,  laufen  die  Tagegelder  unter 
den  gleichen  Redlnirnng-en  weiter  bis  zum  Todestage,  sofern  der  Tod  vor 
Ablauf  eines  Jahre»  nach  dem  Eintreffen  des  Unfalles  eintritt. 

§  14.  Die  Tagegelder  soUeu  dem  Verletzten  womöglich  am  Ende 
jeder  Woche  füt  die  abgelaufene  Woche  ausbezahlt  werden,  das  m«te  Mal 
am  Ende  der  14.  Wodie. 

Geniesst  der  Verletzte  Kur  und  Pflege  im  Ausland  unter  der  Garantie 
pines  dänischen  Konsuls  (Vizekonsuls)  für  die  Bezahhmjx,  so  sollen  jedoch 
die  Tagegelder  dem  betreffenden  Konsul  (Vizekonsulj  bezahlt  werden,  der 
davon  die  Ausgaben  fittr  Knr  und  Pflege  abzieht  und  den  Ueberschnss 
dem  Verletsten  ausbesahlt. 

§  15.  Beim  Beginn  der  14.  Woche  ist  der  Verletzte  verpflichtet,  so- 
fern die  Vorliilltnisse  es  möglich  machen,  dem  Arbeitsgeber  oder  der  be- 
treffenden anerkannten  Versicherungsgesell schatt  eine  ärztliche  Beschei- 
nigung darüber  zuzustellen,  dass  die  Bedingungen  ftlr  das  Hecht  auf  Tage- 
gelder vorhanden  sind.  Diese  Beseheinigung  wird  von  dem  Verletsten 
beiahlt. 

Die  Vorsirliernni^sfresellschaft  (der  Arbeit  geben  ist  berechtigt,  nachher 
die  Zusendung  einer  neuen  ärztlichen  Bescheinigung  jede  Woche  zu  ver- 
langen, gegen  Bezahlung  der  damit  verbundenen  Kosten. 

§  16.  Wo  der  Arbeitgeber  fortfUrt,  dem  Verletsten  den  vollen  Lohn 
auBzubesahlen  ungeachtet  dessen,  dass  derselbe  nicht  vollständig  arbeits- 
fähig ist,  oder  im  Auslände  auf  eigene  lieclmting  dem  Verletzten  freie  Elur 
und  Pflege  anijedeihen  lässt,  ist  er  betechtigt,  für  den  in  Frage  kom- 
menden Zeitraum  die  dem  Verletzten  bei  der  Versicherungsgesellschaft 
gemiss  der  abgeschlossenen  Versicherung  sukommenden  Tagegelder  m 
erheben. 

§  17.  Doi-  Arboitorversichernnirsrat  kann,  sofern  die  VerliiUtnisse  os 
wünschbar  maf  lien,  bestimmen,  dass  die  Tagegelder  ihm  sollen  einbezahlt 
werden,  damit  oi  »ie  nachher  dem  Vorletzten  ausbezahlen  kann,  und  ebenso 
kann  der  Rat  auch  die  Tagegelder  dem  Verletsten  nadi  den  besteheDden 
Hegeln  ausi-i<  hten  und  den  ausgelegten  Betrag  nachher  beim  Arbeitgeber 
oder  der  Versicherungsgesellschaft  einziehen. 

§  18.  Hat  der  Unfall  eine  .\  rbeitsun  fähig  keit  zur  Fol^^^e  ge- 
habt, die  vom  Arbeiterversicherungsrat  als  eine  bleibende 
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Invalidität)  erklärt  wird,  so  steht  dem  Verletzten  eine  Geldsumme 
xa,  die  nach  seinem  Jahreslohn  bestimmt  wird.  Ist  die  Arbeitsnnfilhigkeit 
ToUstftndig,  so  soll  die  Geldsumme  den  seehs&cben  Botrag  des  Jahres- 
lohnes  ausmachen,  jpdoch  in  keinem  Falle  weniger  als  1800  oder  mehr  als 
42(X>  Kronen.  Ist  die  Arbeitsfähigkeit  nur  vermindert,  so  soll  die  Geld- 
summe einen  im  Verhältnis  cor  Bedeutung  der  Verminderung  berechneten 
Teil  jener  Smnme  aosmsehen,  der  dem  Verletsten  beim  voUsUndigen  Ver- 
lust der  Erwerbsfthigkeit  zugekommen  wftre.  Für  eine  Venninderang  der 
Arbeith'f>ilii:^keit  von  weniger  nls  1*»  TV  »/,,  wird  keine  Geldsumme  gewahrt. 

Der  Jaiireslohn  umlasst  die  Güiduntscliädigung,  Kost,  i^ogis  und  andere 
Leistungen,  die  das  Entgelt  fui*  den  Dienst  ausmachen.  Bei  der  Be- 
recbnong  des  Lohnes  darf  die  Wohnung  an  fiord  des  Schiffes  nicht  aber 
15  Kronen  monatlich  und  freie  Kost  nicht  fiber  85  Kronen  monatlich  an- 
gesetzt werden. 

Ist  der  in  Betracht  kommende  Betrieb  im  Laufe  des  letzten  Jahres 
uuterbrocheu  gewesen,  so  wird  die  Grösse  des  Jahreslohnes  nach  dem  fir- 
messen des  Aibeiterversidiemngsrates  festgesetzt 

§  Id.  Tritt  der  Tod  als  Folge  des  Unfalles  ein,  kommt  den  Hinter- 
"bliebenen  des  Verstorbenen,  die  unter  die  Bestimmungen  des  nächsten 
Paragraphen  fallen,  eine  Geldsumme  zu,  die  dem  vierfachen  Jahreslohn 
des  Verstorbenen  entspricht,  jedoch  nicht  weniger  als  12«X>  und  nicht  mehr 
eis  2800  Kronen. 

Hinterlässr  der  Verstorbene  nur  einen  einzigen  Versioheningsberech- 
tiiTten.  so  fällt  der  ganze  Betrag  diesem  zu,  vergl.  auch  §  20,  letzter  Punkt. 
•  Sind  mehrere  V'ersicherungsborechtigte  vorhanden,  so  bestimmt  der  Arbeiter- 
versicherungsrat, in  welcher  Weise  der  zur  Auszahlung  gelangende  Betrag 
nnter  ihnen  v«t^t  werden  soll. 

§  20.  Hinterlftsst  der  Verstorbene  eine  Witwe,  so  kommt  die  Ver- 
sicherung gemäss  diesem  Gesetz  ihr  zu,  falls  die  Ehe  vor  dem  Unfall  ein- 
gegangen und  nicht  vorher  durch  Scheidung  aufgelöst  ist.  Das  Recht  atif 
die  Versicherung  f^Ut  jedoch  fort,  sofern  die  Ehegatten  vor  dem  Unfall 
getrennt  wurden  oder  koiMtatiert  ist|  da»  vor  demselben  Entweichen  seitens 
der  Hac»£raa  vorliogt.  Hinteriisst  d«r  Verstorbene  keine  Witwe,  der  die 
Veraicherang  zukommt,  so  fällt  diese  seinen  Kindern  zu,  zu  deren  Ver- 
«orgung  er  verpflichtet  war,  oder  die  er  faktisch  versorgte,  als  der  Unfall 
geschah.  Hinterlässt  er  auch  keine  solchen,  ao  bestimmt  der  Arbeiter- 
versichwungsrat,  ob  die  Versicherung,  ganz  oder  teilweise,  anderen,  fUr 
die  er  sorgte  oder  an  deren  Versorgung  er  zor  Zeit,  als  der  Unfall  ge- 
«diah,  Beiträge  leistete,  znfallen  soll;  hat  er  nnr  Beitr&ge  an  die  Ver- 
sorgung geleistet,  so  kann  die  T^r  tsfhädigungssumme  für  jeden  einzelnen 
der  in  Betiacht  Kommenden  80J  Kronen  nicht  übersteigen. 

§  21.  Kommt  einem  Verletzten  oder  den  Hinterbliebenen  eines  Um- 
gekommenen eine  Pension  oder  Untersttttznng  dnrcfa  den  Staat  aof  Grand 
eines  anderen  Gesetzes  zu,  so  fUUt  sein  Anspruch  aus  dem  gegenwärtigen 
Gesetz  dahin.  Dasselbe  gilt  für  Seeleute,  die  von  Gemeinden  beschäftigt 
werden,  deren  Vorstände  für  die  Pensionierung  oder  Unterstützung  von 
Verletzten  oder  der  Hinterbliebenen  von  Umgekommenen  Regein  auf- 
gestellt haben,  die  vom  Ifinister  des  Innern  bestätigt  worden  sind,  nach- 
dem das  gegenwärtige  Gesetz  in  Kraft  getreten  ist. 

Pilüt  im  übrigen  einem  Verletzten  oder  den  Hinterbliebenen  eines  Um- 
gekommenen auf  Grund  eines  Vertrages  eine  durch  die  Mittel  des  Arbeit- 
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gebers  aufgebradite  Pension,  Unterstatzang  oder  sonstige  Leistung  dea 
Arbeit^robena  aus  Anlafs  des  Unfalles  zu,  so  soll  der  Arbeitgeber  nach 
näherer  Bestimmung  ilurch  den  Arbeitsrat  berechtigt  sein,  die  Versiche- 
rungssumme aus  dem  gegenwärtigen  Gesetz  ganz  oder  teilweise  zu  erheben 
unter  gebtthrender  Berttcksicbtigung  des  Wertes,  den  die  in  Betracht 
kommende  Leistung  für  den  Verletiten  oder  die  Hinterbliebenen  haben 
mag  im  Vergleich  mit  dem,  worauf  er  oder  sie  gemlSB  dem  vorliegenden 
Gesetz  Anspruch  liabeu. 

^  22.  Ueber  die  Stellung  der  Verletzten  in  den  ersten  13  Wochen 
nach  einem  Unfälle  verbleiben  die  jetzt  geltenden  Vorecfariflten  des  See- 
gesetsea  in  Kraft. 

III.  Kegeln  11^  der  \' e r  s  i  c  h  e r u  n  gs  p  f  1  i  ch  t. 

§  '2'ii.  Die  Versicherutigspiiicht  gemäss  dem  gegenwärtigen  Gesetz 
ruht  auf  dem  als  Arbeitgeber  in  Betracht  kommenden  dänischen 
Reeder  (vergl.  Seegesetz  vom  1.  April  18!>2,  §  1),  welcher  Uber  das  in 
Frage  kommende  Scbiff  verfügt  (vergl.       1  und  2). 

Abgesehen  von  Staat  und  Gemcinile  ist  der  Arbeitgeber  verpüichtet, 
sowie  er  in  ein  Verhältnis  eintritt,  das  die  VersicherungspEicht  gemäss 
dem  gegenwärtigen  Gesetz  begrttndet,  sein  Risiko  nach  demselben  einer 
vom  Minister  des  Innern  war  Uebernahme  einer  solchen  Versicherung  er« 
mächtigten  Gesellschaft  von  Arbeitgebern  mit  ^.'«ijfnsoitiger  Haftpflicht 
oder  einer  Go*jelIschaft  mit  beschränkter  Hal'tptiiclir  zu  übertragen.  Nach 
der  Uebernahme  des  Kisikos  hattet  die  in  Betracht  konmiende  Gesellschaft 
an  Stelle  des  betreffenden  Arbettgebera. 

FOr  Gegonseitigkeitsgesellschaften  besteht  die  Anerkennung  in  der 
Festsetzung  der  Regeln  durch  den  Minister  dos  Innem,  welche  die  nötigen 
srhfltzfndon  BoFtimmnnpen  im  Hinblick  darauf  enthaltfn  sollen,  dass  lie 
Mitglieder  die  ihnen  auferlegten  solidarischen  Verptiichtuugen  erfüllen. 

Gesellschaften  mit  beschränkter  HaftplUcht  erhalten  ihre  Anerkennung 
unter  nfthei'onf  för  jede  einselne  (JeseUschaft  vom  Hinister  des  Innern 
angegebenen  Bedingungen. 

T^ehcr  jede  einzelne  Aiierkennunjr  findet  vnn  l?fv.rierimgs  wegen  eine 
Verodentlichung  .statt.  Die  Anerkennung  kann  vom  Minister  zurück- 
gezogen werden,  worüber  ebenfalls  eine  Veröffentlichung  stattfindet. 

§  24.  Falls  gemftss  den  Bestinmiungen  des  vorhergehenden  Para- 
graphen einer  Gesellschaft  von  Schiffiieigentümem  (Reedereien)  unter  gegen* 
soitifTcr  Haff]»f!iclit  die  Genehmigung  zur  Uebernahme  von  Vorsichenin^ren 
na«rh  ^ej^onwärligem  Gesetz  erteilt  wird,  wird  der  Staat  einen  Zu,s<hu<!« 
zur  Bestreitung  der  Prämien  lür  diejenigen  Mitgiiedei  der  betreüeudeu 
Gesellschaft  leisten^  deren  dem  Gesets  unterstehende  Schiffe  abgesehen 
von  den  zum  Botrieb  einer  fiilfsschraube  I  i  igten  Motor-Maschinen  — 
nirlit  durch  Dampf,  Gas,  Elektri/.itRt  u.  der^d.  uder  <liucli  Bii^sioron  in 
Bewegung  gesetzt  oder  zum  J.u.'^i segeln  benutzt  werden.  Der  staatiiche 
Zuschoss,  der  allein  zui  Ermässigung  der  Prämie  der  betreHenden  Mit- 
glieder verwendet  werden  daif,  darf  jedoch  die  Hftlfte  jener  Prftmie  nicht 
übersteigen,  die  ohne  einen  solchen  Zuschuss  auf  den  betreffenden  Mit> 
gliedern  gelastet  habfn  würde,  und  darf  in  keinem  Falle  den  Betrag  von 
12  Kronen  jährlich  für  jede  von  ihm  bes!'hi\fti':^te  versichenxngsbcrei  litiirte 
Person  übersteigen,  inbegriüen  den  Schitistuhrer,  vergl.  §  4  letztes  Alinea. 
Der  Zuschuss  wird  monatlich  fQr  jede  zur  Besatsung  gehörende  Person^ 
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ftlr  welche  die  Vereinigong  das  Risiko  im  Abgelaufenen  Monat  (K«lender> 

moDat)  getragen  hat,  berechnet. 

Vom  MiniiJter  ile>^  Innern  kann  der  oben  genannten  Vereinignng  die 
Cxenehiiiigung  zur  L'eberuahme  der  zufolge  H4,  66,  9(),  93  und  98  dos 
iSeegesetzes  vom  1.  April  1892  auf  den  Reedern  ruhenden  Haftpflicht  er- 
teilt werden. 

Im  Statut  für  die  Vereinigung  ist  festanisetzen,  dass  die  Beitr&ge^ 
die  von  T^nfAllen  aus  dfr  Zeit  lierr(ihrf»n,  wo  ein  fr^iTiprpr  Eigentümer  des 
SiliitlV's  illeeder;  Mitglied  der  Vereinigung  war,  von  dem  als  Mitglied  der 
Vereinigung  aufgenommenen  neuen  Eigentümer  (Reeder)  getragen  werden 
mttssen.  Der  frohere  Eigentfimer  (Reeder)  haftet  jedocdi  fortdauernd  per- 
sönlich gegenüber  der  Vereinigong  ftlr  die  f^r  das  laufende  Redinnngsjahr 
schuldigen  Beiträge. 

§  25.  Für  die  schuidigeu  Beiträge  stehr  den  gemäss  §  23  an- 
erkannten Versicherungsgesellschaften  das  fc>eepla,ndrecht  an  Schilf  und 
Fracht  nach  den  Bestinmiungen  von  §  26B  No.  2  des  Seegesetzes  vom 
1.  April  1892  /u,  ebenso  hat  die  Forderung  ein  Vonsugsredit  an  die 
Habe  des  Schuldnors  nach  den  gem&ss  §  83  des  KonknrsgesetBes  Privi- 
legien eil  Fordeningen. 

Dieselbe  Rechtsstellung  kommt  dem  Verletzten  oder  den  Hinter- 
bliebenen eines  Umgekommene  zu  hinsichtlich  ihrer  Ansprüche  an  den 
Arbeitgeber,  sofern  dieser  der  Vorschrift  von  §  23,  AI.  2,  sein  Risiko 
einer  anerkannten  Versicheningsgesellschaft  an  ttbertrag«i,  nicht  sollte 
nachgekommen  sein. 

§  26.  Auf  jedem  ScliiÖe,  das  dem  gegenwärtigen  Gesetz  unterstellt 
ist,  soll  deutlich  eine  Kundmachung  hierüber  an  einer  für  die  ganse  Be* 
satsnng  zugänglichen  Stelle  angeschlagen  sein,  ebenso  eine  Angabe  darflber, 
bei  welcher  anerkannten  Gesellschaft  eine  Versicherung  für  die  Anspruchs 
aus  diesem  Gesotz  abgeschlossen  ist. 

In  derselben  Weise  soll  aut  dem  Schiffe  ein  Auszug  aus  dem  gegen- 
wärtigen Gesetz  angeschlagen  sein,  enthaltend  die  der  Besatzung  nach 
dran  Qesets  sustehenden  Rechte  und  die  auf  ibr  lastenden  Pflichten.  Dieser 
Anssag  wiid  vom  Ministerium  de.-  Ti  i  nrn  verfasst  und  autorisiert,  und  es 
wird  eine  Ueberf-ctzmifr  ins  Englische  hitr/tigeffigt.  Gedruckte  Exemplar© 
zum  Anschlagen  werden  von  dem  Musterungskommis^*  (munstrings- 
bestyrer)  unentgeltlich  geliefert. 

Auf  jedem  Schiff,  das  dem  gegenwärtigen  Gesets  untmvtellt  ist,  soll 
der  Schiffsführer  im  Be.sitze  von  wenigstens  einem  gebunilenen,  voll- 
ständigen Exemplar  des  (iesetzes  sein.  Jedes  Mitglied  der  Besatzung  hat 
das  Hecht,  dieses  Exemplar  leihweise  zur  Durchsicht  zu  verlangen. 

IV.  Das  Verfahren  beim  Eintreffen  eines  Unfalles. 

§  27.    Jsder  Unfall,  von  dem  ansunehmen  ist,  dass  er  einen  Anspruch 

gemäss  dem  gegen\v!\rtigon  Gesetz  zur  Folge  haben  werde,  sidl  vun  dem 
betreü'enden  Ai  beitgeber  i  vergl.  §  2B,  erstes  Stück),  dem  SchiÜ'sfiihrer 
oder  demjenigen,  der  in  dessen  Aiütrag  die  Fühnmg  des  Schiffes  zur  Zeit 
des  Unfalles  leitet,  so  rasdi  als  m«3glich  und  spätestens  nach  8  Tagen  — 
falls  der  Unfall  aueserhalL  eines  Hafens  oder  Ankerplatzes  passiert  ist^ 
Spätostens  8  Tage  nachdem  das  Scliiff  einen  Hafen  oder  Aukeri  latz  er- 
reicht hat  —  dem  Arbeiterversiclionmgsrat  angemeldet  werden.  Ereignet 
sich   der  Unfall  in  einem  fremden  Hafen,  wo  ein  dänischer  Konsular- 
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beamtcr  soinon  Sitz  hat,  oder  läuft  das  Schiff  (oder  die  Besatzung),  nach- 
dem sich  der  Unlall  ereig'net  hat,  zuerst  in  einen  frem'ien  Hafen  ein,  wr. 
ein  däniiicher  Konsolarbeamter  seinen  Sitz  hat,  so  hat  die  Anmeldung  bei 
lÜeaem  za  erfolgen. 

Der  Anmeldang  soll  eine  ftrstlidie  Bescheinigang  beigelegt  sein,  oder 
diese  soll  auf  jeden  FaU  möglichst  rasch  nachgesucht  werden.  Diese  ir8t> 
liehe  Bescheinif^mf^  wird  vom  Arbeit ;'eber  (Reeder^'i  bezahlt. 

Die  Anmeldun^'^  und  ärztliche  Beöcheiniguug,  für  die,  aoweit  möglich, 
die  vom  Rat  vorgeschriebenen  Formulare  bentitzt  werden  sollen,  sollen  so 
gensa  ale  möglich  Ober  folgendes  Aufschlnss  geben: 

1)  Die  Ursache  und  die  näheren  Umstände  des  Unfalley, 

2)  den  Zustand  des  Gescliäd igten  und  den  Zeitraum,  der  vom  Augen- 
blick des  Unfalles  bis  zur  ersten  ili/Jlichen  Beliandlung  verstrichen  iat, 

3)  wo  und  durch  welchen  Arzt  der  Geschädigte  behandelt  wird, 

4)  ob  der  Gesdi&digte  Mitglied  einer  Krankenkasse  ist,  und,  falls 
dem  80  ist,  welcher, 

ö)  bei  welcher  Oesellsohaft  der  Arbeitgeber  den  Ghesoh&digtea  vw» 
sichert  hat. 

^  'J.Ö.  Der  Schilfsführer  oder  derjenige,  der  iu  dessen  Auftrag  die 
FOhrung  des  Schiffes  leitet,  ist  verpflichtet,  im  SchifEbtagebuch  einzutragen, 
WAnn  eine  zur  Besatzung  gehörende  Person  srbeitsonfUiig  wird  und 
WSnn  sie  wieder  arbeit.sfahig  wird. 

Der  Verletzte  ist  verpflichtet,  so  rasch  als  mii^lich  nach  dem  l^nfalle 
sich  durch  einen  Arzt  untersuchen  zu  lassen  und  sich  nachher  derjenigen 
•rsüidien  Behandlnng  su  unterziehen,  welche  zls  nötig  ersditet  wird,  alles, 
«oweit  die  Rücksicht  auf  die  Ansttbung  des  notwendigen  Schiffsdienstes 
sowie  die  tibrigen  Verhältnisse  es  gestatten.  Der  Schiffsftihrer  ist  ver- 
pflichtet, für  die  nötige  ärztliche  Hilfe  zu  sorgen. 

Unterlässt  der  Verletzte,  den  im  vorstehenden  Alinea  enthaltenen  Vor- 
schriften nacbznkcmmen,  oder  wird  der  Heilung  durch  Beiseitelsssen  der 
«rstlichen  Vorschriften  entgegengearbeitet,  so  verliert  der  OeschKdigte 
Je  nach  den  Umständen  ganz  oder  teilweise  seinen  Anspruch. 

Der  Arbeitgeber  oder  die  entsprechende  Versichemnj^spresellsohaft  ist 
berechtigt,  den  V'erletzten  durch  einen  Arat  überwacheu  zu  lassen. 

§  29.  Der  Arbeiterversicherungsrat  ist  berechtigt,  von  Reeder,  Schifis- 
ftlhrer  und  allen  anderen  Beteiligten,  darunter  auch  vom  behandelnden 
Arzte,  über  den  Unfall  jeden  Aufschi uss  zu  verlangen  sowie  zu  fordern, 
dass  der  Geschädigte  sich  einer  ärztlichen  Untersuchung  unterziehe. 

§  30.  2vachdem  eine  See  Verklarung  gemäss  §  40  des  Seegesetzes 
vom  1.  April  1892,  vergL  Gesetz  No.  81  vom  23.  Mai  1902,  oder  ein  See- 
verhör  gem&ss  §  9  des  Gesetzes  No.  72  ttber  Seerechte  etc.  vom  12.  April 
1892  ttber  einen  Unfall,  der  solche  Personen  betroffen  hat,  die  zur  Be- 
satzunj:  eines  dem  gegenwärtigen  Gesetz  unterstehenden  Schiffes  gehören, 
autgoiiiminieii  ist,  soll  tlem  Arheiterversirherungsrat  eine  Abschritt  der 
Seeverklaruug  oder  des  Seeverhöres  zugestellt  werden. 

Der  Bat  ist  berechtigt,  zu  verlangen,  dass  ein  Verhör  aufgenommen 
und  eine  Abschrift  davon  ihm  zugestellt  werde. 

Hat  ein  dRnisr  her  Konsularboamter  seinen  Sitz  in  dem  fremden  Hafen, 
wo  der  Unt'al]  ■=H-h  ereignet  hat,  oder  wo  das  iSchiff  (oder  die  Besatzung) 
nach  dem  üiuail  zuerst  anläuft,  muss  eine  Seeverklarung  abgegeben  werden, 
nicht  nur  wenn  es  zur  Erffülnng  der  Vorschrift  von  §  40  des  Seegeeetzes 
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Tom  1.  April  1892,  vergl.  G^etz  No.  81  vom  28.  Mai  1902  nötig  ist, 
sondern  mncli,  wenn  der  Konsolarbeamte  findet,  daw  die  besonderen  Um- 
stände es  erfordern.    Sofern  Seeverklarung  nicht  verlangt  wird,  nimmt 

dfir  botrpffende  KoTinnlarbeamte  ein  Vprliör  n-if,  oder  eine  Verklarung  ohne 
Vereidigung  von  Zeugen.  Nötigeufallö  kann  er  einen  hierzu  kompetenten 
Mann  damit  betrauen,  diesen  Auftrag  in  seinem  Namen  zu  vollführen. 

Von  der  Seeverklarang,  der  Verklarong  oder  dem  Verhtfr  soll  dem 
Arbeiterversicherungsrat  eine  Abschrift  sngestellt  werden,  der  die  damit 
Terbnndenen  Kosten  bestreitet. 

Findet  sich  in  dem  fremden  Hafen,  wo  der  Unfall  sich  ereignet  hat, 
oder  wo  das  Sciiitl'  (oder  die  Besatzung)  nach  dem  Unfall  zuerst  angelaufen 
ist,  kein  dftnisdier  Konsnlarbeamter,  nnd  ist  die  Abgabe  einer  eigentliohen 
Seeverklaiimg  dabei  nach  §  40  des  Seegesetzes  vom  1.  April  1892  nicht 
erforderlich,  so  ist  der  SchifFsführer,  wenn  die  Reise  dadurch  nicht  ver- 
zögert wird,  vei-pflichtet,  daf  ir  zu  sor;^en,  das»  zur  Aufklärung  über  den 
Unfall  ein  Verhör  oder  \  erklarung  durch  die  am  Orte  dazu  kompetente 
BdiOrde  oder,  faUs  er  dies  Toraieht,  dturcb  eine  dasa  vom  nichsten  Konsular- 
beamten ermächtigte  Person  aufgenommen  wird.  Bine  Abschrift  des  Vor' 
hfir>  oder  der  Verklarung  soll  entweder  dem  nächsten  Konsularbeamten 
oder,  falls  die  Sache  dadurch  unnötigerweise  verzögert  würde,  direkt  tlem 
Arbeiterversicherungsrat  eingesandt  werden.  Die  damit  verbundenen  Kosten 
sind  Tom  ArbeitervMiidierangnrat  su  tragen. 

§  31.  Ist  die  Anmeldung  nicht  so  rechtzeitig  geschehen,  wie  es  in 
^  27  vorgeschrieben  ist,  so  soll  das  doch  nicht  hindera,  dass  der  Ge- 
scliTtdigte  oder  die  Hinterbliebenen  eines  Umgekommenen  später  Anspruch 
auf  Entschädigung  erheben  können,  wenn  solches  vor  dem  Ablauf  eines 
Jahres  nach  dem  Tage  des  Unfalles  genchieht. 

§  82.  Falls  eine  gemftss  §  4  dieses  Oesetaes  versicherungsberechtigte 
Person  beim  Untergang  (Total verlost)  ein^  Schiffes  oder  auf  eine  andere 
Weise  verschwindet,  unter  Vorhaltnissen,  die  vermuten  lassen,  dass  sie  um- 
gekommen ist,  ohne  d&as  es  doch  mögli(  h  wäre,  dafür  einen  nach  den 
Umständen  ausreichenden  Beweis  zu  erbnugea^  soll  ihr  Tod  als  beglaubigt 
angenommen  werden,  sofern  nidit  binnen  2  Jahren  nach  dem  Zeitpnnktg 
wo  zuletzt  konstatiert  wurde,  dass  sie  am  Leben  war,  ein  suTerlftssiger 
Bericht  eingelaufen  ist,  der  vermuten  l&sst,  dass  sie  nicht  umgekommen  ist 

y.  Der  Arbeiterversicherungsrat. 

§  88.   In  dem  sufolge  dem  Gesets  No.  4  vom  7.  Januar  1898  er^ 

richteten  Arbeiterversicherungsrat  wird  eine  besondere  Abteilung 
zur  Behandlung  der  unter  das  gegenwärtige  Gesets  fallenden  Sachen 
gebildet. 

Diese  Abteilung  besteht  auä  dem  Vorsitzenden  des  Rates,  der  auch 
Vomtsender  der  Abteilung  ist,  ans  den  swei  vom  Ktfnig  gewtJilten  Mit- 
gliedern des  Bates  sowie  4  besonderen  Mitgliedern,  die  vom  Minister  des 
Tunern  gewählt  werden  und  von  denen  2  Vertreter  der  Roedoi-,  2  Ver- 
lroter der  Versicherten  sein  sollen.  Pur  diese  4  werden  zugleich  Stell- 
vertreter gewählt. 

Im  ttbrigen  gelten  die  allgemeinen  Hegeln  fdr  den  Bat  auch  för  diese 
Abteilung. 

§  34.  Der  Rat  entscheidet,  nachdem  er  alle  notwendigen  Auskünfte 
erhalten  und  nachdem  er  der  anerkannten  Versicherungsgesellschatt,  dem 
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Reeder  des  Sohiffes  sowie  dem  Geschädigten  oder  den  Hinterbliebenen  des 
Uinuf kf>mmonen,  falls  die  Betreffenden  hier  im  Lanrie  sind,  GelefrenhoiT 
gegeben  hat,  die  vuiliegendeu  AusküntLe  kennen  zu  lernen  und  sich  über 
die  Sache  auszusprechen,  so  rasch  als  möglich  folgende  Fragen : 

a)  ob  ein  angemeldeter  Unfall  einen  Aneprndh  auf  Grund  dieees  Ge> 
setzes  begründet, 

b)  ob  die  Tatsachen  vorliegen^  welche  die  Beschaffenheit  der  Leistung 

bestimmen , 

c)  Uber  die  Grösse  der  Leistungen,  die  dem  Geschädigten  oder  den 
Hinterbliebenen  des  Umgekommenen  zukommen. 

Femer  entscheidet  der  Bat: 

d)  Stroit f'ra^'-en  über  die  Tagegoltlcr. 

Hat  der  Hat  versäumt,  das  vorgescbriebeue  Verfahren  zu  befolgen, 
so  kann  gegen  die  oben  genannten  Entscheidungen  beim  Minister  des 
Innenk  appelliert  werden,  der  den  getroffenen  Entscheid  aufheben  und  die 
Sache  sor  neuen  Behandlung  und  Entscheidung  surQckweisen  kann. 

Ab^-esehcn  von  diesem  Falle  ist  ns  mrifrlirh,  sich  über  die  unter  Lit.  a 
genannte  Entscheidung  beim  Minister  des  Innern  zu  beHchworen.  während 
gegen  die  unter  Lit.  b,  c  und  d  genannten  Entscheidungen  eine  Be- 
schwerde nicht  möglich  ist. 

Bie  Bekursfirist  ist  14  Tage  nach  der  Uber  den  Entscheid  gemachten 
Mitteilung. 

Hat  der  Geschädigte  oder  die  Hinterbliebenen  in  dem  Zeitpunkt,  wo 
ihnen  die  Mitteilung  über  den  Entsciieid  des  Kates  zugestellt  wird,  seineu 
Aufenthalt  nicht  hier  im  Reiche,  so  wird  die  Rekursfrist  für  die  Be- 
teiligten auf  6  Wochen  ausgedehnt,  fdls  sie  sich  in  Europa  aufhaiteOf 

sonst  auf  8  Monate.  Die  Rekursfrist  für  Personen,  die  auf  den  Färöeni 
wohnen,  betrftprt  ebenfalls  B  Monate;  für  Personen,  die  auf  Island  oder  in 
Grönland  wohnen,  ti  Monate. 

Die  vom  Rate  festgesetzt^en  Summen  (Lit.  c)  können  später  von  ihm 
weder  herabgesetst  noch  erhöht  werden. 

§  35.  Wenn  ein  Jahr  nach  dem  Unfall  abgelaufen  ist,  ohne  dass  die 
en  d  ii  Ii  1 1  i  e  n  Folgen  schon  einiretreten  sind,  soll  doch  soweit  al-;  nii'L'licli 
eine  Kntschoidung  vom  Kate  getroll'en  werden,  indem  die  (ieid  summe, 
die  in  einem  solchen  Falle  dem  Betreffenden  zuzusprechen  ist,  vom  Kate 
festgesetzt  werden  kann  nach  bester  Abscfa&tEung  der  endgültigen  Folgen, 
die  der  Unfall  wahrscheinlich  haben  wird.  Die  so  getroffene  Ent- 
scheidung l<aiin  spät«n-  nicht  verändert  werden, 

Jst  es  nicht  niit^dicli.  einen  ,Molclii'n  Schiussentscheid  schätzungsweise 
zu  treifeu,  su  kann  vom  Kat  eine  voriäutige  Bestimmung  getroffen  worden, 
wonach  die  Sache  später  aufs  neue  wieder  kann  aufgenommen  werden, 
sofern  ein  ents|;r<  <  licndes  Begdiren  von  seiten  des  Geschädigten  gestellt 
wird.  Kino  nolche  VV'iederaufnnlimo  kann  jedoch  spftter  als  2  Jahre  nach 
dem  ersten  Eutscheid  nicht  mehr  stattHuden. 

VI.  Bie  Ausbezahlung  der  Versicherungssummen. 

Verschiedene  Bestimmungen. 

3*!.  Ein  Verletzter,  der  das  30.,  aber  noch  nicht  das  .">.").  ,lahr 
vn]lpnd»>r  liat.  ist  bcrechtiL't,  zu  verlangen,  dnm  ihm  dio  (Teldsnnane,  die 
ihm  zuerkannt  ist,  ausbezahlt  oder  in  eine  Leibrente  umgewandelt  weixie. 
Fttr  Mttnner,  die  jünger  oder  Alter  sind,  ist  der  Rat  berechtigt,  eine  Leib- 
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rente  oinzukaufen,  selbst  wenn  der  Betrertende  Ausbe/ahliuii^  vorziehen 
würde.  Wenn  der  Bat  im  Hinblick  auf  die  geistige  Verfassung  eines 
Invaliden  findet,  dam  die  Ausbesahlong  der  Summe  nickt  rfttlich  sei,  soll 
bei  eilen  AlterByerhftItnissen  eine  Leibrente  eingekauft  werden. 

Die  Geldsumme,  die  Frauen  und  unmündigen  Personen  zuerkannt  wird, 
kommt  ihnen  oder  den  Betreffenden  in  der  Weise  zu  gute,  die  der  £>at 
als  die  zweckrnäätiigste  bestimmen  mag. 

J>er  Rat  kann  der  in  Frage  kommenden  anerkannten  Versicherungs- 
gesellechaft  —  eventuell  dem  Arbeitgeber,  falls  dieser  trotz  der  Vorschrift 
von  §  23  keine  Versichernni:  snllto  abgesehloeson  liaben  —  vorschreiben, 
dem  Vorletzten  nder  den  HinterVjUfhenen  Vorsclniss  :iuf  die  ihnen  an- 
gesprochene Geldsumme  zu  gewähren,  falla  deren  Ausbezahlung  aus  dem 
einen  oder  anderen  Grunde  aussteht. 

§  37.  Der  Rat  unterrichtet  die  zur  Bezahlung  Verpfliditeten  Aber 
die  Grösse  der  Summe  fiir  bleibende  Arbeitsunfähigkeit  oder  für  Tod,  die 
er  einem  Verletzten  oder  den  Hinterbliebenen  eines  Getöteten  zuge- 
sprochen hat. 

Diese  ist  dem  Rat  im  Laufe  von  14  Tagen  nach  der  Mitteilung 
geo;en  eine  Empfangsbescheinigung  einzubezahlen.  Hierauf  geschieht  die 
Ausbezahlung  einer  Kapitalsumme  gemftss  §  36  unmittelbar  an  die 
BetrefTeiiden  gegen  EmjifaiigsbescbfiHiixnn^,  während  di»i  Leibren  ten- 
!<urame  von  der  Leibrentengesellschaft  an  die  Betrettenden  oder  nach 
den  Umstünden  an  für  sie  bestellte  Vormünder  ausbezahlt  wird,  in  der- 
jenigen Weise,  die  der  Rat  in  jedem  einzelnen  Falle  bestimmt  und  wor- 
flber  den  Beteiligten  Hitteilung  gemacht  wird. 

Tagegelder  werden  immer  direkt  an  den  Betroffenen  ausbezahlt,  WO 
nicht  in  diesem  Gesetze  etwas  anderem  bestimmt  ist. 

§  38.  Unterbleibt  die  Au&bozahiung,  so  kann  die  Summe  nach  der 
Bestimmung  des  Rates  durch  AuspAndung  bei  dem  Zahlungspflichtigen 
eingetrieben  werden,  ebenso  hat  die  Forderung  ein  Vorzugsrecht  l^  i  len- 
selben  nadi  den  gemftss  §  33  des  Konkursgesetzes  privilegierten  Forde- 
rungen. 

§  39.  Die  Ansprüche,  die  einem  Versicherungsberechtigten  oder  seinen 
Hinterbliebenen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zustehen,  kennen  weder  Über- 
tragen noch  verpfftndet  oder  zum  Gegenstand  einer  Rechtsverfolgung  zur 

Befriedigung  der  Glftubiger  gemacht  werden. 

4n.  Verträge  zwifjchcn  Versicherungspflichtigen  un<l  Versiehernngs- 
berechtigten,  die  darauf  au.sgehen  oder  dahin  führen,  das.s  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  nicht  gelten  sollen,  oder  darüber,  dass  die  Versicherungs- 
bereditigten  eine  im  Hinblick  auf  das  Gesetz  bezahlte  Versicherungs- 
piftmie  oder  einen  Teil  davon  leisten  sollen,  liahon  keine  rechtliche  Gttltig- 
keir.  Die  rrrösse  von  Leistungen  auf  Grund  des  £;efrenwärtigen  Gesetzes 
knnn  nicht  mit  rechtlicher  Wirkung  Gegenstand  eines  Vertrages  zwischen 
Ai  beitgeber  und  Versicherungsberechtigtem  werden. 

§  41.  Wenn  ein  Versiehemngsberechtigter  oder  seine  Hinterbliebenen 
auf  Grund  der  B.  timmungen  dieses  Gesetzes  Anspi  iieho  auf  Geld  erhoben 
oder  solches  erlialien  ha])oii,  so  hat  er  oder  sie  damit  darauf  verziclitet, 
jrleichzeitig  oder  später  einen  litnanspruch  geL^eii  den  Arbeitgeber  oder 
andere  auf  Grund  der  geilenden  Bestimmungen  über  die  Haftpflicht  fiir 
rechtswidrige  SchadenzufUgung  zu  erheben.  Wenn  umgekehrt  ein  Ver- 
letzter oder  die  Hinterbliebenen  eines  Getöteten  einen  Rechtsanspruch 
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gegen  den  ÄrbeitgeW  oder  andere  eof  Qnuid  der  erwftlmten  Beetim» 
mimgen  erhoben  haben,  so  sollen  er  oder  sie  nicht  ^wchaeitig  sich  auf 

das  gegenwärtige  Gesetz  berufen  oder  die  Entscheidung  des  Rates  anrofea 
können,  auch  später  nicht,  es  sei  denn,  dass  der  T?at,  nachdem  er  ««ich 
mit  den  Einzelheiten  des  Prozesses  bekannt  gemacht  hat,  auf  gestelltes 
Begehren  darin  einwillige. 

Sofern  der  Bat,  wenn  die  Sache  vor  ihn  gebracht  ist,  Anlass  findet» 
dem  Veiletjsten  oder  den  Hinterbliebenen  eines  Getöteten  schriftlich  mit- 
/nfpilr  I  ,  lass  er  oder  sie  nach  der  Meinunfr  des  Rates  mit  Recht  den 
Arbeiti;ebor  oder  andere  auf  Grund  der  (ibrii^en  (rfsetztrebun^  belangen 
können,  soll  dagegen  ein  hiernach  eingeleiteter  unU  entschiedener  Proze^s 
die  Betreffenden  spftter  nicht  hindern  können,  auf  Omnd  des  vorli^enden 
Gesetzes  einen  Anspruch  ssn  erheben,  falls  sie  in  ihrem  Prozess  nicht  eine 
solche  Ent^chädigiin^rssnTnme  erlangt  haben  sollten,  welche  denjenifreii  Be- 
trag erreicht  oder  übertrill't,  den  der  Hat  ihm  oder  ihnen  seinerzeit  ge- 
mäss Abschnitt  II  dieses  Gesetzes  zuerkannte.  Dem  Kläger  ist  in  diesem 
Falle  freier  Prozess  auf  Verfügung  des  Rates  zu  erteilm. 

§  42.  Die  in  §  17  des  Gesetzes  vom  IT).  Mai  1903  betr.  Ei^gSiUEung 
des  Gesetzes  Xo.  4  V'^m  7.  .lannar  189S  über  die  Voi-siclieruiig  drr  Arbeiter 
gegen  die  Folgen  von  Unfällen  in  gewissen  Betrieben  vorgeschriebenen 
Taxen  iiir  ärztliche  Zeugnisse  sollen  auch  für  die  gemftss  dem  gegen* 
wftrtigen  Gesetz  hier  im  Reiche  ausgestalten  Ärztlichen  Zeugnisse  gelten. 

Die  vom  Hate  oder  von  der  betr.  anerkannten  Versichening8ge8ell-> 
Schaft  (dem  Zahlungspflichtigen)  verlangten  ärztlichen  Zeugnisse  werden 
von  der  Versicherungsgesellschaft  Mem  Zahlungspflichtigen)  bezahlt. 

Im  Zweii'elsfall  entscheidet  über  die  Bezahlung  der  ärztlichen  Zeug- 
nisse der  Rat  mit  Rekurs  an  den  Minister  d^  Innern. 

§  48.  Bei  der  Ansmnstenmg  von  Mannschaft  yor  dem  ICustemng»' 
kommissar  (manstringsbestyrer)  soll  vom  Reeder  oder  von  dem,  der  in 
dessen  Namen  anftritt,  die  nötige  Auskunlt  darüber  verschafft  werden, 
wie  weit  eine  Versicherung  gemäss  gegenwärtigem  Gesetz  bei  einer  an- 
erkannten Versicherungsgesellschaft  abgeschlossen  ist.  Nähere  Vor«chriften 
cor  DurchfÜhmng  dieser  Bestimmung  werden  vom  Minister  dee  Lwem 
festgesetzt. 

§  4-1.  ^Tit  T>n«sfMi  von  50  bis  600  Krnnen  für  jcles  einzelne  Schiff 
wird  derjenige  Arbeitgeber  i  vergl.  §  23  erster  Absatic;  bestraft,  der  die 
gemäss  §  23  Abs.  2  ihm  auferlegte  Pflicht,  sein  Risiko  nach  dem  Gesetz 
auf  eine  vom  Ministerium  des  Innern  anerkannte  Gesellschaft  zu  ttber- 
tragen,  ausser  Acht  iKsst  oder  seine  Vendcherong  nicht  aufrecht  er- 
halten hat. 

Mit  Bu.^sen  von  50his  l(w>  Kn  n, n  wird  der  Arbeitgeber  oder  derjenige, 
der  in  seinem  Namen  aultritt,  bestraft,  wenn  er  es  unterlässt,  der  Vor- 
schrift von  §  48  nachzukommen  oder  unrichtig  angibt,  dass  eine  Ver« 
Sicherung  abgeschlossen  sei. 

Mir  Bussen  von  2."  bis  200  Krcncn  wird  der  Arbeitgeber  für  Feber- 
tretnng  der  Vor.schrift  von  2i}  und  dm-  Srliitt'stiihrer  für  Uebertretuag 
der  Vorschriften  von  §  2ti  Abs.  1  und  Abs.  2  Punkt  2  bestraft.  Mit  der- 
selben Strafe  belegt  wird  der  Arbeitgeber,  der  SdufTsfnhrer  oder  der, 
welcher  in  ihrem  Namen  die  Führung  des  Schiffe  leitet^  falls  nicht  redht- 
zeitig  die  in  §  27  Abs.  1  vorgeschriebrne  Anmeldung  erfolgt  ist. 

Die  Klagen  werden  als  öffentliche  Polizeisacheu  behandelt.  Klagen 
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wegen  Uebertretung  der  Bestinmmngen  von  §  43  sind  in  Kopenliage» 
beim  See-  und  Handdsgerieht  aiuEubringen,  ansserhalb  Kopenhagens  bei 
den  Seegerichten. 

§  45.  Dies  Gesetz  tritt  zti  dem  Zeitpunkt  in  Kraft,  deu  der  Minister 
des  Innern  nach  ^^ntsrhlag  des  Arbeiterversichenm^^ates  feststellen  wird, 
jedoch  spätestens  am  1.  April  1906. 

§  46.  Ftlr  die  F&röer  können  dnrcb  kgl.  Verordnong  diejenigen  Ab^ 
ändenin<ren  an  diesem  Gesets  getroffen  ▼erden,  die  infolge  der  tfrtUcben 
Verb&ltnisee  als  nötig  angesehen  werdan  können. 

VI.  Espagne.  Spanien. 

1.  VoUsieliiisgBVQrordntixig  an  dem  Geaetae  vom  L  IQrz  1904». 
betr.  die  Somitaganilie.  Genehmigt  durch  kOnigL  Beachlnss  vom  19.  Aug. 
1904. 

Kap.  l.    \om  Vert>ot  der  Sonnta^sarbelt. 

Art.  1.  E8  ist  verboten,  Sonntags  eine  körperli«  hr  Arbeit,  »ei  auf  Rechnung 
anderer,  sei  es  (iftViitlit}i ,  auf  eigene  Rechnung,  au^^zufiilireti  in  Fnbrik«>n,  Ateliers, 
M^aziueo,  Werki>tätteD ,  io  st&ndigeo  oder  hmunzieheoden  Gewerben.  Bogwerkeo» 
tut  Werkplitsen,  SdiifCawerften,  FVachtschiffen,  bn  Aosfflhnin^  Cffentlidier  Arbeiten» 
bei  Bauten,  bei  Reparaturen,  Al>!)ruch«rbeiten,  land- oder  forstwirtt^chaftlichen  Arl>eiten 
in  dem  Staate,  der  Provinz  oder  der  Gemeinde  gehörenden  EtabliseementB  oder 
Dtanstsweigen,  «owie  Oberhaupt  alle  Arbeiten  ihnlidier  Art,  Torbeihalten  die  im  GeReCa 
oder  in  dem  vorliegenden  Reglement  vor^rt-seheiien  Ausnahmen. 

Die*€8  Verbot  ist  in  gleicher  \Veis>e  anwendbar  auf  Unteruehmungcu  und  Agen- 
turen von  Zeitungen. 

Sämtliche  \^rkauf8läden,  Fabriken,  WerkstStton  und  kaufmännische  und  indu- 
btrieile  EtaMi^sements,  die  nicht  ausdrücklich  durch  die  gegenwärtige  Verordnung 
ton  dem  Kuheverbot  anagenommen  sind,  eoUra  wiUirand  dM  ganaen  Sonntags  ge- 
K^hloesen  bleiben. 

Ebenso  ist  für  dun  gleichen  Tag  die  Verteilung  und  der  Verkauf  von  Zeitungen 
verboten. 

Auf  Frauen  und  auf  Minderjihrige  unto*  18  Jahren  sind  Ausnahmen  betreffs. 

SonntJipsnihe  nicht  anwendbar. 

Art.  2,  Nvdl  und  nicbtig  ist  Jede  Verabredung,  die  dem  durch  das  (]c^etz  oder 
die  gegenwärtige  Verordnung  eingefilhrton  Verbote  zuwiderläuft;  dasselbe  i^t  der  Fall 
mit  yeaem  Ud>ereinkommen,  das  vor  deren  VerÖffentlichnng  getroffen  worden  ist. 

.\rt.  3.  Die  ;.'eii::l->  St.itutr-n  von  Gc!<clli»ch!ifTen  und  Genofwenschaften  mit 
juristischer  Stellung  reihilich  festgesetzten  Verträge  können  die  Ruhezeit,  die  das 
GeeetK  und  die  vorliegende  Verordnung  vorschreiben,  festsetzen  und  sie  selbst  ver- 
längern, Mjfem  dadurch  weder  die  Arbeit,  nuch  die  Ruhe  anderer  Arbeifer  verhindert 
oder  gestört  wird ,  indem  den  jeder  Industrie  cigeaeu  Be^iinguugen  li«eliuuug  ge- 
tragen wird. 

Art.  4,  Sollen  die  im  vorherigen  Artikel  3  erwähnten  Verträge  als  rechtsgültig 
angesehen  werden  können,  so  mü-sseu  die  .Statuten  dieser  Gesellschaften  oder  Ge- 
noaMDschaften  die  dnrdk  das  beetdiende  Geeets  gestellten  Bedingungen  in  aich  ver- 
eiDigen. 

Art.  5.  Als  die  Arbeit  oder  die  Ruhe  der  anderen  Arbdter  hindernd  oder  be- 
einträchtigend werden  diejenigen  Verträge  auLreschen.  von  denen  die  Inspektions- 
beamten  des  Inatitutes  für  eooale  Beformen  die  Wohlbegründctheit  der  diesbesüglicb 
eingelangten  Beschwerden  konstatiert  haben  werden. 

In  solchen  Fällen  können  diese  ne.nmten  diese  Verträtre  aufheben;  ein  Rfknrs 
gegen  ihren  B^hluss  kann  beim  Institut  für  soziale  Reformen  eingereicht  werd^» 
deeeen  Bfimcfa  endgültig  ist. 

Kap.  II.    Aiisniihnion  betr.  das  Gesetz  der  Sonntagsruhe. 

Art.  6.    Vom  Verbot  sind  nusgcuomiue« : 

I,  Arbeiten,  die  keint-n  Tuterbruch  ertragen: 

a)  Infolge  der  Art  der  Bedürfnisse,  denen  sie  dienen: 
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1.  Die  Land^erbuidniigen  durdi  KiMimbahnen,  TT$mw9,f9  und  Posleo,  aowie  die 

Ausbessern n>r.  wolcho  (hi>  iinbewegliclie  oder  bewegKche  Materiell  oder  die  Instud- 
ludtuDg  der  lietricbsliuien  erfordert. 

2.  Die  FI11B8-  und  Seeverbindungen ,  eoirie  die  im  ▼orhergebeoden  Falle  vm- 
goMhenen  Ausbps^erun^pn. 

3.  Der  Telephondienst  und  die  nnumgäoglich  notwendigen  Ausbesserungen  der 
Linien. 

4.  Das  liftdeD  und  Ausiadea  von  ScfaiffeD  auf  offener  äee,  odor  auf  Dämmen  in 

offener  See. 

5.  Die  Zivilwerften,  die  Dämme  und  Werften  für  Ausbefwerung  von  ScbiffMI. 

6.  Die  (riis  '  der  Elektnsit&tawerice  für  Beleuchtongiaswecke  oder  Uervorbcingang 

der  bewegenden  Kraft. 

7.  Der  Hausdienst. 

b.  Die  Wirtshäuser»  die  iCaffeeliäuBer,  die  Beetaurants  und  die  üerbei^en. 

0.  Die  Apotheken  und  chimrgisdhen  Mnme. 

10.  Die  ßestattungsunternehmuiiircn. 

11.  Die  öffeotUcheo  bclmuspiele,  Ötier^ef echte  ausgenommen,  die  nur  dann  ao 
Sonntai^  stattfinden  dürfen ,  wenn  sie  mit  Jabrmirkten  und  Märkten  snsammen- 
&llen,  wie  Kie  in  Ah~.  III  1>"_'  verzrichnot  ^ind. 

12.  Die  Verkaufsstellen  der  Pachtgesellschaft  des  Tabaks  und  der  VVertzeiclieD 
des  Staates,  nn  Orten,  wo  kein  anderer  Handel  betrieben  wird. 

13.  Die  Sparkassen  und  Pfandbioaer. 

14.  Die  Badeanstalten. 

b)  Ans  technischen  QrQndeo: 

1.  Diejenigfii  Industrien,  deren  verarbeitetes  Rohmaterial  verderl>en  kann, 
wenn  es  nicht  unmittelbar  nach  seinem  Herausziehen  weiter  verarbeitet  wird  oder 
wenn  es  eidi  um  Rohmaterial  handelt,  das  man  sidi  nnr  r.u  gewiesen  Zeiten  ver^ 
«diaffen  kann. 

2.  Diejenigen,  welche  die  Anwendung  einer  dauernd  wirkenden  Kraft,  wlu  iiiut 
X.  B.  im  Zeitraum  von  mehr  denn  24  Stunden  erfordern. 

Diojeni«^en,  weU-liL-  f«inc  (iun  h  einen  \Vitidmntor  erreiigte,  fKler  ihmh  Wrt--^ 
oder  Elektrizität  hervorgtlmi«  lite  nicchariischc  Kralt  vermittelst  Motor  oder  »iurch 
divdcte  Henutsong  letzterer  erfunl'  ri). 

4.  Diejenigen,  welche  infolge  der  Art  der  Behandlung  ihrer  Rnh-toffe  zu  dcrcD 
Verarbeitung  und  Vollendung  einen  Zeitraum  von  mehr  denn  24  Stunden  crfordOTi. 

Die  Vorbereitungen,  deren  Ausführung  einen  Tag  vor  Ingangsetsung  der  In* 
dustrie  uneriässlich  sind. 

6.  Der  spezielle  Dienst  zur  Wahrung  der  persSnllchen  ^?icherheit  der  Arbeiter 
oder  die  allgeinoino  Sichorh'  it  dt  -  Betriebes. 

£b  können  auch  zeitweilige  Ausnahmen  vom  Gesetz  der  äonntagsrube  solchen 
Interessenten  gewfihrt  werden,  die  infolge  ihrer  Sondmtrilune  oder  ans  «ODRtigen, 
zufälli'jrn  Oründen  Hi<'h  nicht  entwickeln  konnten,  nenn  hio  der  a!I>:''ni' ir.- n 
UDterstellt  würden.   Das  Institut  fUr  soziale  Reformen  wird  einen  Bericht  über  solche 
besondere  Fälle  und  Ausnahmen  ausarbeiten. 

i  )  Um  Vereinigungen  oder  gar  die  Industrie  selbst  vor  ernstem  Schaden  so 

bewahren : 

1.  MflUereien  und  BäckerM<>n. 

2.  Kolonialwart'nlianillniiLMjii  .  romr-tiKol- .  S])czcreihandluii);t"i)  und  H;ui(lIiiiiL'-f?n 
mit  ähnlichen  Produkten,  Metzgereien  und  ächwcincmetzgerden,  Geflügelvcrkauf,  sowie 
Verkauf  von  Hchaffleisch  und  Wildpret,  von  Frfichten  und  Gemüsen,  nischen  Fisduo 
und  Wild. 

3.  Der  K!<  iiiverkauf  von  Kohlen. 

4.  Zuckt  1-  und  Pastetenbäcker^en. 

5.  CoiffL'urläden. 

0.  öchuhreinigungsplätze. 

7.  Photograpnii^che  Ateliers. 

8.  Blumen-  und  Pflanzenverkaufsläden. 

9.  Das  Vertragen  von  NahruDgsmittclii  in  rcsp,  Wohnungen. 

10.  Das  Aus-  un<l  Kinladen  von  Waren  in  Hafenplitcen  und  von  Ftachtgnt* 
waren  auf  Ki-cuhuhnstationen. 

Es  darf  j<;doch  auch  zu  au(<«ergew«ihnlichen  Stunden  das  Aus-  und  Einladen  von 
Waren  von  Schiffen  mit  bestimmter  Einlauffri^t,  die  nur  kurze  Zeit  im  Hafen  ver- 
weilen dürfen,  oder  von  ISchiffen  in  ähnlicher  Lage  gezwungener  Bnhe»  sowie  voa 
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Warn,  die  voBinOee  ihrer  N«tar  doreh  VatsSgcriing  gpaclifidtgt  oder  verdorbea  wQiden, 

TOrgenommeD  weraen. 

11.  Der  Klein  verkauf  in  Droperien. 

12.  Die  heruiu/.ic'hendeii  Verkäufer,  worunter  zur  Anwendung  der  vorli^enden 
VaordnuJDg  «Ue  die  v«»Uuideo  aiad,  die,  ohoe  einen  beetimmten  und  standigen  Platz 

inne  zn  haben ,  Waran  Tericanfm ,  die  sie  selbst,  oder  Ter* 
mittelst  La-sittieren  oder  Handkarren  befördern  könnt  ri. 

1^  AUe  in  den  11  ersten  Nummern  verzeidinetea  Arbeiten  miiaeeo  um  11  Uhr 
Vonnitti^  abgebrochen  werden,  als  dem  Zeilpankl,  wo  simtUdie  Lokale  rar  Aua- 
bentung  und  dem  Betrieb  ihrer  Gewerbe  geechloiean  werden. 

^ckstnben  schiie«*8en  morpens  7  ühr. 

II.  Ik'i  Reparaturen  und  KeinigunjgsarbeiteD,  die  unumgänglich  nötis  sind,  soll 
<h'e  Arbeit  in  den  indmtrieUen  JBttbluaementa  deshalb  wahreod  der  Woehe  nidht 

unterbrochen  werden. 

Als  ebudg  anomgänglich  notwendig  in  Sachen  aoUen  angesehen  werden  Beinijgnngs» 

arbeiten,  dtp,  wenn  nient  am  Sonntap  Torgenommen,  den  fortlaufenden  Betneb  der 
industriellen  Etablwsemeut-  hindern  und  denselben  ernste  Hindernisse  oder  Ödiaden 
bereiten. 

Bein  kommerziellen  Etabliaaemente  wird  ans  obigen  Oränden  eine  Ausnahme 
nicht  gewälnt. 

III.  Allenfalls  unumgänglich  notwendige  Arl)dteii: 

a)  Um  mer  drohenden  <^fahr  zu  b^j^nen : 

1.  ArbeiMn,  die  beEwedten,  einer  Landplage,  etwa  Heasdmdctt  o.  a.  w.,  an 

gegnen. 

2.  Abbrucharbeiten  und  Reparaturen  dringender  Art. 

b)  Um  natürKchen  Gesetzen  an  entepredien  oder  lun  euer  Tortbeigdnndn  Not* 
wendigkeit  zu  beg^nen: 

1.  Landarbeiten,  ßewä^'s'erungs-  und  Kurstarbeiten  zu  den  notwendigen  Zeiten 
lür  das  Säen,  den  Anbau,  die  Ernte  u.  s.  w. 

2.  Die  M.-irkte  und  Jahrmärkte  an  Orten,  Tagen  and  Standen  wie  üblich,  od« 
Dacli  einer  für  die  Zukunft  gewährten  Bewilligung. 

Art.  7.  Fär  die  im  vorangehenden  ArÜIfll  §  vocgeaehenen  Fälle  ist  sine  obrig- 
keitiiche  Bewilligung  notwendig. 

Die  Mnem  Landwirt,  einem  Besitzer  od»  Inhaber  von  Wäldern  gewahrte  Be- 
willigung zur  Ausführung  von  laud-  oder  forstwirtschaftlichen  Arbeiten  ist  so  auf- 
zwfawen,  als  aie  allen  X4uidwirten,  die  im  Boeich  der  Gemeinde  arbeiten,  und 
allen  Bssitaem  erent  Inhabern  Ton  in  der  Gemeinde  befindlichen  Waldnngioi  erteilt, 
olioe  Unterschied,  seien  sie  Nachbarn  oder  nicht. 

Im  Falle  ernster  Dringlichkeit  genügt  es,  der  B^ieruog  reep.  ihrem  Vertreter 
dia  Art  der  auszuführenden  iVrbeit  zur  Kenntnis  zo  brinnn»  indem  man  im  übri(ran 
so  handelt  nl  wäre  die  Bewilligung  ohne  weiteres  erteilt  worden,  unbeschadet  der 
Verantwortlichkeit  des  Beteiligten,  wenn  dm  Irrtümliche  des  vorgeschützten  Grundes 
bei  der  Untersncfanng  an  Tage  treten  sollte. 

Bewüligtingen  werden  auf  gewohnlichem  Papier  gefordert  und  erteilt;  sie  sind 
kostenlos  und  künnen  keiner  Ta.xe  oder  irgendwelcher  Steuer  unterworfen  werden. 

Kap.  III.   Ton  der  Feststellang  der  Aosaahmen. 

Art.  8.  Es  -oll  zu  fortlaufenden  oder  nur  gelegentlich  und  ausnahniswciHC  be- 
willigt<en  Sonntagsarbeilen  nur  die  unbedingt  notwendige  Zahl  von  Arbeitern  ver- 
wendet werden,  und  auch  di<>r;e  wieder  nur  während  den  Standen  arbeiten,  die  on- 
«xla»elich  <^ind.  um  der  Ursache  der  Ausnahme  zu  begegnen. 

Diese  beiden  Bedingungen  werden  bestimmt,  iuuem  man  den  Erfordernissen 
jeder  Industrie,  je<ler  Arbeit  Rechnung  trägt,  die  im  Streitfälle  Gegenstand  einer 
Untersuchung  seitens  der  Inspektionsbeamtcn  des  Instituts  für  soziale  lleformen  bilden. 

Die  gleichen  Arbeiter  aOrfen  an  zwei  einander  folgenden  Sonntagen  nicht  den 
ganzen  Tag  über  beHchäftigt  werden. 

Die  an  einem  Sonntag  geleistete  volle  Tagesarbeit  muss  durch  eineo  vollen  oder 
swtt  halbe  Ruhetage  während  der  Woche  eneCzt  werdm,  je  nadi  Vcranbarnng  mit 
den  Goschärtsinhalx  rn  und  gemäss  einem  in  der  Indnstria  oder  beaSj^ichcn  Arbeit 
streng  innezuhaltenden  Wecb^ 

lü^enn  an  Sonntagen  nnr  während  Stunden  gearbeitet  wird,  ohne  zu  einem  vollen 
Arbeitstag  ra  gelangen,  BO  werden  während  der  Woche  nor  die  Arbeitsstunden  an« 
gerechnet. 

Arboitendratz.  22 
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Art.  9.  Den  Arbeitern,  die  an  Sonn-  und  Feiertagen  keinen  Ruhetag  liabeOf 
soll  die  nötige  Zeit  eingeräumt  werden,  um  ihre  religiösen  Fflicbteo  zu  erfüllen. 

Zu  diesem  Zwecke  soll  in  jedem  Betrieb ,  jedem  OeweriM  oder  jeder  Induliie 
d-r  :u>tige  Wechsel  eingeführt  werden,  um  es  d( n  ArVjMtrm  zu  ermdfrlirhpn,  nadl- 
eiuander  deu  religiOnen  Ceremonien  zur  Zeit,  wo  diese  stattfindea,  beizuwohueu. 

Die  ihnen  zu  diesem  Zwecke  gewährte  Zeit  soll  wenigstens  eine  Stunde  bo« 
tragen,  und  soll  Uinen  «ua  diesem  Oniiide  kein  Abeug  «n  Ämät  oder  Lohn  gemnelit 
wenieD. 

Ka|».  IT«  Ton  ier  Thmet  der  ftnbeielt 

Art  10.  Für  Vollziehung  des  Gesetzes  und  dieser  Verordnung  und  ohne  Be- 
einträchtigung des  gewöhnlichen  Arbeithtages  soll  der  Sonntag  ah*  von  der  zwölften 
btunde  der  oamstagnacht  an  beginnend  betrachtet  werden  und  zur  selben  Stunde  des 
folgenden  Tages  auThürond,  .so  da.ss  die  Iluhezeit  volle  24  Stunden  umfaast. 

Diese  Dauer  k«nn  jedoch  auch  auf  andere  Weise  berechnet  worden,  die  sie  nicht 
weeeatUdi  abändert,  wenn  bei  den  besonderen  Bedfirfnissen  gewisser  IndnstrieB  die 
Festhaltung  de*  angeführten  Reschlufisfs  mit  schwerer  Schädigung  verbunden  wäre. 

In  Bolchen  Fällen  soll  -frts  daa  luHtitut  für  soziale  KefMnnen  befragt  werden. 

Kap.  y.   Von  den  L ebertretangen  rfleksiehtllch  Ruhezeit. 

Alt,  11.  Die  Uebertretiingen  dieses  G^ctzes  und  der  vorliegenden  Verordnung 
Köllen  biri  zum  gcgonteiligi  n  ReweiB  als  den  Meit«tern  zuzuschreibende  betrachtet  werden, 
wenn  es  sich  um  Arbeit  für  Drittpersonen  handelt»  and  diese  sind  schadenersatz- 
"tofKclitig  mit  einer  Bosse  von  1—25  Peeetas,  wenn  es  sich  um  «nen  einzelnen  Arbeiter 
iian  lilt,  n  it  einer  ßusse  von  25 — 250  Pesetas,  wrii:i  lic  Zahl  der  Arbeiter,  die  ge- 
arbeiiet  haben,  10  nicht  übersteigt,  und  ist  die  Zahl  grösser,  mit  einer  Busse,  deren 
Totalwert  dem  Lohn  entepridit,  welchen  die  Arbeiter  am  Sonntag  auf  ungesetBliche 
Weise  verdient  haben. 

Im  Falle  erstmaliger  Ucbertretung  im  Verlauf  einas  Jahres  wird  die  Strafe  in 
einer  öffentlichen  Rüge  und  äner  Busse  von  250  Pesetas  bestehen;  nachfolgende 
Uebertretungeii  im  gleichen  Zeitraum  sind  mit  einer  Bu?.se  zu  belegen,  die  bis  zum 
düppelteu  Betrag  der  durch  Gesetzesübertretung  verdientem  Löhne  st^en  kann. 

Wer  auf  eigene  Rechnung  öffentlich  arbeitet,  kann  mit  einer  Busse  von  1  bis 
25  Pesetas  bestraift  werden,  und  im  abermaligen  Üebartretnng^falle  mit  einer  Buese 
von  50  Pesetas. 

Art.  12.  Die  T'ebertretungen  unterstehen  der  Gerichtsbarkeit  der  Zivilgouvemeure 
und  der  Kichter ;  die  Aufsicht  in  Sachen  steht  den  lokalen  und  ptOTiosi^en  Junten, 
sowie  den  Beamten  des  InstitiitB  für  aoaiale  Reformen  zn. 

Die  Bicbter  können  in  der  Hauptstadt  der  Provinz  Bussen  von  50  Pehetas  bis 
znm  Maximum  orkennen;  von  25  Pesetas  in  Hauptorten  des  Kantons  und  in  den 
Ortsdiaften  mit  mdir  «fe  4000  Einwohnern  und  bis  2b  Feeetaa  in  ^len  fibrigen. 

Wenn  die  Bussen  diese  Betxige  übersteigen,  ao  etebt  es  diem  Zivi^ionTemeor  sn, 
Recht  zu  sprechen. 

Art.  13.  Der  Betrag  der  Bnseoi  soll  zu  wohltäti^n  Zwecken  oder  zur  Unter- 
Stützung  der  arbeitenden  Kla^i'e  verwendet  werden.  Er  wird  in  die  Ka.sBen  der  lokalen 
Junten  für  soziale  Keforuita  al<geliefert,  die  es  auf  m-h  nehmen,  ihn  im  vorerwähnten 
Sinne  /II  verwenden. 

Diese  Junten  werden  den  Provinzialjunten  aUjaiirlich  p^^hnring  abkgen,  die 
hinwiederum  dem  Institut  Bcriehl  erstatten. 

Art.  1  i.  Die  Verhandlungen,  welche  beEwecken,  die  Debertretungen  an  ahnden 
oder  abzuschaffen,  werden  öifentlich  sein. 

Art.  15.  Die  Begierumr  wird  besOglich  dee  Staatsdienstes  die  nötigen  Vo^ 
kehren  treffen,  damit  ihre  Beamten  die  Vorteile  dee  Oeeetsee  vom  1.  Mus  190t 
geniessen. 

Die  Provinzverwaltnngen,  eowie  diejoiigen  der  Gemeinden  werden  nheom  ihrea 

Beamten  gegenüber  handeln. 

Art.  10.  Das  Institut  für  soziale  Reformen,  Tolhsahlig  versammelt,  wird  in 
fiesug  auf  Auflegung,  Anwendung  und  nachträgliche  Abindorung  des  Oceelae»  und 

dieser  Verordnung  entscheiden. 

2.  Real  orden  18  de  Octobro  do  1JH)5  declarando  labo- 
rable«  todos  los  dias  del  ano,  con  e.vcepciön  do  los  domin- 
gos,  ii  los  efectoa  de  la  ley  de  3  do  Marzo  de  1904  (Boletin 
del  Instituto  de  Reformas  sodales,  noTiembre  de  1905  p.  383.) 

Königl.  Veroidttium  vom  16.  Oktober  IQOfi»  die  alle  Tage  dee  Jabne» 
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imt  AuHnahme  der  Sonntage,  im  Sinne  des  Qesetses  vom  d.  Mäis  1804 
lOr  Arbeltatag»  nkUrt. 

VII.  France.  Frankreich. 

1.  Loi  du  11  juillet  19  0  5  relative  k  Kassistance  obli- 
tcaroire  aux  vieillards,  aux  infirmes  et  aax  inoarables, 
privesderesöources. 

Oeaete  vom  14.  JaU  1006,  betr.  die  gwiing»imt«Miitttouiig  von  mittd,* 
losen  Oreioen,  QebredhUdhen  und  nnheilber  trvm\^. 

Kap.  I.    Organisation  der  Unterst  ützung. 

Art.  1.  Jeder  von  Hilfsmitteln  entbldsste  französische  Untertan,  der 
nnfUiig  ist,  mittelet  seiner  Arbeit  sein  Leben  m  fristen  nnd  in  einem 

70  Jahre  tibersteigenden  Lebensalter  steht  oder  mit  einem  Gebrechen 
oder  einer  als  nnhf'ilbfir  erkannten  Krankheit  behaftet  ist,  erhält  zu  den 
unten  ausgefühiten  Bedingungen  die  durch  dies  Gesetz  festgelegte  Unter- 
stützung. 

Alt.  2.  Die  Untersttttzung  wird  von  derjenigen  Gemeinde  gewftlurtf 

wo  der  Unteratütsste  sein  Hilfsdomizil  (domicile  de  secours)  hat;  in  Er- 
mangelung eines  Oemeindehilfsdomizils  durch  das  Depnrtrment,  wo  der 
TJntersti'itzte  sein  De])artementshil£adomizil  hat;  in  Ermangelung  jeglichen 
Hilfbdümmiö  vom  tJtaat. 

Die  Gemeinde  nnd  das  Departement  erhalten  snr  Besahlnng  der  ihnen 
dnrch  gegenwärtiges  Geseta  anferlegten  Zahlung  die  in  Kap.  IV  TOr- 
geeehenen  T'nterstützungen, 

Art.  3.  D'dii  Hilfsd0rai7.il,  sowohl  der  Gemeinde  als  des  Departe- 
ments, wird  unter  den  in  Art.  C  und  7  des  (iesetzes  vom  15.  Juli  1893 
▼orgesebenen  Bedingungen  erworben  und  eingebfisst.  IndeBsoi  ist  die 
Sur  Erlangung  und  Einbusse  dieses  Domizils  erforderte  Zeit  auf  b  Jahre 
festgesetzt  Vom  65.  Jahre  an  wird  niemand  mehr  ein  neues  HilfisdomisU 
erwerben  können,  noch  das,  welches  er  besitzt,  aufgeben. 

Gebrechliche  oder  unheilbar  erkrankte  Kinder  haben  nach  Erlangung 
der  Vol^ahrigkeit  ihr  Hüfsdomisfl  im  Departement,  unter  dessen  Dienst- 
leistung sie  standen,  bis  sie  ein  anderes  Bilfedomizil  erworben  haben. 

Art.  4.  Die  Gemeinde,  das  Departement  oder  der  Staat  liaben,  wenn 
sie  gemäss  einem  der  im  Kap.  III  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vorgesehenen 
Modi  einen  Greis,  Gebrechlichen  oder  unheilbaren  Kranken,  dessen 
Unterstützung  infolge  der  vorausgehenden  Bestinunongen  ihnen  nioht  ob- 
lag, unterstfitst  haben,  Anrecht  auf  Vergütung  ihrer  AudagNi  bis  zur 
Hohe  eines  UnterstUtzungsjahres. 

Die  Zurückforderunr!:  der  also  vor^i^estrecktcn  Summen  kann  während 
5  Jahren  ausgeübt  werden,  aber  die  zu  vergütende  Summe  darf  nicht 
höher  sein  als  die  Ausgabe,  die  im  Falle  eines  im  Art.  2  und  3  vor« 
gesehenen  HiUbdomisils  ndtig  gewesen  wftre. 

Art.  5.  Die  Gemeinde,  das  Departement  oder  der  Staat  kfinnen  er- 
forderlichenfalls jederzeit  TJcirress  eri^'reifen.  und  zwar  zu  ihrem  Nutzen  mit 
dem  Vorteil  des  Gesetzes  vom    !(•.  .Juli  gegen  den  Unterstützten, 

falU  es  sich  heraustitellt,  dal>  er  genügend  Hilfsmittel  besitzt  oder  erhält, 
oder  gegen  jede  Person  oder  GesellsohafI ,  die  sur  ühterstfltzung  ver- 
)>flichtet  ist;  namentlich  gegen  Angehörige  der  Familie  des  Unterstttteten, 
wie  sie  durc  h  die  Art.  205,  206,  207  und  212  des  Zivili^esetsbuches  und 
nach  dem  Wortlaut  des  Art.  208  desselben  bezeichnet  sind. 

22* 
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Dieser  Rekurs  kann  nur  bis  auf  den  Belauf  von  5  UnterBtütsongB- 
jahreo  ergriffen  werden. 

Art.  6.  Die  Hilfeleiatnng  flUr  Greise,  Gebrechliche  und  unheilbar  Er- 
krankte wird  in  jedem  Departement  durch  die  KreisrÄte  (conseil 
geiu'ral)  organisiert,  welcLe  nach  Jen  in  Art.  4S  des  Gesetzes  vom 
10.  Auguät  1871  voigeueheneu  Bedingungen  aicli  beraten. 

Wenn  die  Ereisrftte  die  Beretong  yerweigem  odw  nnterlaeeen, 
oder  wenn  der  Beschluss  in  Anwendung  von  Art.  49  de«!  Gesetzes  vom 
10.  Anp^ust  1S71  aufgehoben  wird,  so  kann  durch  ein  in  der  Form  der 
Reglcmen^*^  r!er  öffentlichen  Verwaltung  erlassenes  Dekret  fUr  die  Orgaui- 
sation  der  HiUeleistung  gesorgt  werden. 

Kap.  Tl.    Zulassnng  zur  Unterstützung. 

Art.  7.  Das  rnterstützun|Crsamt  stellt  juhrlicli  einen  Monat  vor  der 
ersten  ordentlichen  Sitzinif'  dp«  GemeinderateK  eine  Liste  der  Greise,  Ge- 
brechlichen und  unheilbar  iiirkraukten  auf,  welche  unter  Erfüllung  der  durch 
Art  1  vorgeschriebenen  Bedingungen,  und  wohnhaft  in  der  Gemeinde, 
ihre  Ansprüche  auf  die  durch  gegenwärtiges  Oeeets  festgesetzte  Hilfe- 
leistung durrh  ein  .scbriltÜLLes  Gesuch  geltend  gemacht  haben.  Gloicli- 
zeitig  macht  es  einen  Vorschlag  über  die  Art  der  Unterstützung,  die  einem 
jeden  von  ihnen  zukommt,  und  wenn  diese  Art  der  Hilfe  eine  Hausunter^ 
Btfitsang  ist,  gibt  ee  den  Betrag  der  ümen  sn  bewilligenden  Geldnntcr- 
stfitzung  an.  Die  eleo  aii%e0tellte  vorbereitende  Liste  wird  in  zwei  Teile 
geschieden :  der  erste  umfasst  die  Greise,  Gebrechlichen  und  unheilbar 
Erkrankten,  welche  ihr  Hilfsdomizil  in  der  Gemeinde  haben ;  cler  zweit* 
diejenigen,  die  ihr  Hilfsdomizil  in  einer  anderen  Gemeinde,  oder  nur  ein 
Departementflhilfedouiinl  oder  Oberhaupt  keines  haben. 

Eine  von  allen  Zalassnngsgeenchen  zur  Unterstfitsnng  begleitete  Ab- 
schrift dieser  Liste  wird  an  den  Gemeinderat  gerichtet,  eine  «weite  dem 
Präfekten  zugestellt. 

Eine  lleviBion  der  Liste  hndet  einen  Monat  vor  jeder  der  drei  andern 
Gemeinderatssitzungen  und  im  Notfall  im  Laufe  des  Jahres  statt. 

Falle  niebt  das  Amt  die  Anfatellnng  dieser  Liste  vonimmti  wird  sie 
von  Amts  wegen  durch  den  Gemeinderat  aufgestellt. 

Art.  8.  Nacli  B'^siTochnng  in  geheimer  Sitzung  aller  dem  Unter- 
stützungsamt  unterbreiteter  Gesuche,  gleichviel  ob  sie  in  der  vorbereiteten 
Liste  figurieren  oder  nicht,  spricht  sich  der  Gemeinderai  über  die  Zu- 
laesang  stur  Unterstütsung  von  Personen  ans,  die  ihr  Hüfsdomisil  in  der 
Gemeinde  haben  und  regelt  die  Bedingimgen,  unter  denen  sie  daheim  oder 
in  einer  WAhltritigkott<?ansralt  nnterstiit/t  werden  sollen. 

Art.  9.  Die  durch  'Ion  t^eineindeiat  also  teptgeset/.te  Liste  wird  auf 
dem  Sekretariat  des  Gemeiadeliauwes  ^^mairiej  hinterlogt  und  dorcli  An- 
BcblAge  an  den  (tblichen  Stellen  dffentlidi  bekannt  gegeben. 

Gleichzeitig  wird  dem  Deparfcementsprftfekten  eine  Abscbrift  der  Liste 
ssngestellt. 

Während  einer  Frist  von  2')  Tagen  von  der  Ilintorlogung  an  kann 
jeder  Greis,  Gebrechliche  oder  unheilbar  Erkrankte,  des.sen  Gesuch  vom 
Gemeinderat  abgelehnt  wurde,  seine  Beschwerde  beim  Bürgermeisteramt 
(mairie  i  einreichen.  Während  derselben  Frist  kajin  jeder  Einwohner  oder 
Steuerpflichtige  (contribuable)  der  Gemeinde  das  Eintragen  oder  Streirhen 
von  tinbilligerweise  auf  der  Liste  weggelassenen  oder  angeführten  Per- 
sonen verlangen. 
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Dasselbe  Recht  steht  dem  Prftfekten  und  Unterprftfekten  su. 

Art.  10.  Gegen  die  Beschlüsse  des  G^emeinderates  bezüglich  der 
H<ilie  der  monatlichen  GeldbewilUgong  kann  unter  den  gleichen  Be- 
dingUDgen  Rekurs  ergriffen  werden. 

Art.  11.  £s  wird  Besehluss  gefasst  durch  eine  motivierte  Entscheidung 
wihrend  der  Frist  eines  Monats,  von  diesen  Beschwerden  aa  gerechnet, 
nach  Anhörung  oder  ^rebOhrender  Vorladtmg  des  Ortsvorstehers  (maire) 
und  des  BeschwerdellUhrers,  durch  eine  kantonale  Kommission,  gebildet 
aus  dem  Kreis-{arrondi88ementfUnterpräfekten,  dem  Geueralrat,  einem 
Ereisrat,  je  nach  dem  Dienstalter  (dans  l'ordre  de  nomination)| 
dem  Friedenarieliter  des  Kantons,  einer  durch  den  Prftfekten  beseidmeten 
Person,  einem  Delegierten  der  Hilfsämter  des  Kantons  und  einem  Dele- 
gierten <ler  <;egenseitii,ren  Hilfsgesellschaften,  die  im  Kanton  bestehen. 

Der  Unterprätekt  oder  statt  seiner  der  Friedensrichter  ftthrt  den  Vor- 
sitz der  Kommission. 

Der  Vorsitsende  der  Kommission  stattet  innerhalb  einer  Woche  Be- 
richt ab  über  die  gefassten  Beschlüsse  an  den  Plrifekten  mid  OrtsTor- 
steher,  welche  die  beschlossenen  Hinzufügungen  oder  Streichnngen  in 
die  Liste  eintragen  und  die  beteiligten  Parteien  benachrichtigen 

Diese  Beschlüsse  können  von  jeder  beteiligten  Person  innert  einer 
Frist  von  20  Tagen,  von  der  Bekanntmachung  an  gerechnet,  vor  den 
Minister  des  Innern  gebracht  werden,  welcher  sie  an  die  durch  Art.  17 
eiiigosetste  Zentralkommission  weitergibt  Dieser  Beknrs  hat  keine  anf- 
schiebende  Kraft. 

Art.  12.  Im  !Falle,  das*»  der  Gemeinderat  sich  weigert  oder  es  nnter- 
lästit,  die  durch  Art  ä  vorgeschriebene  Beratung  vorzunehmen,  wiid  die 
Idst6|  aof  eine  Aufforderung  des  Prftfekten  hin,  innerhalb  Monatsfrist  durch 
die  in  vorhergehendem  Artikel  erwfthnte  icantonale  Kommission  yon  Amts 
wegen  aufgestellt. 

In  Krmangelung  einer  kantonalen  Koniniission  zur  Erfüllung  der  durch 
gegenwärtiges  Geesetz  auferlegten  Verpliichtuugeu  wird  innert  Frist  von 
2  Monaten  durch  die  Zentralkommission  Beschluss  gefosst. 

Art.  IS.  Nach  Empfang  der  in  Art.  7  erwähnten  Listen  ladet  der 
Präfekt  die  Gemeinderäte  der  Ortscliaften,  in  denen  Bewerber  ihr  Hilfs- 
domizil haben,  ein.  über  sie  nach  den  in  Art.  8  und  folgenden  vorgesehenen 
Bedingungen  Bestimmungen  zu  treden. 

Er  ladet  die  Departementskommission  ein  in  Uebereinstimmung  mit 
Art.  11  über  diejenigen,  welche  ohne  Gemeindehilfiidomisil  sind  und  ihr 
Hilfsdomizil  im  Dc]»artement  haben,  Bestimmungen  zu  treffen. 

Endlich  übersendet  er  mit  seiner  Benachriclitio^nnir  und  den  Beweis- 
stücken den  Präfekten  der  in  Frage  kommenden  Departements  die  Namen 
der  Bewerber,  die  ihr  Gemeinde»  oder  Departemmtshilfedomiail  in  einem 
anderen  Departement  haben  und  dem  Minister  des  Innern  die  Namen 
derer,  die  ttberhaupt  kein  Hilfsdomizil  haben. 

Art.  14.  Die  Departementskommission  spricht  sich  ans  über  die  Zu- 
lassung zur  Unterstützung  von  Greisen,  Gebrechlichen  und  unheilbar  Er- 
krankten, die  ihr  Hilfsdomisil  im  Departement  haben;  sie  regelt  die  Be- 
dingungen, unter  welchen  sie  untersttltst  werden.  Ilire  Besdilüsse  sind 
provisorisch  ausführbar.    Immerhin  können  die  Kreisräte   sie  abändern. 

Im  Falle  einer  Verwerfung  des  Gesuches  oder  einer  Wei2:ernng,  innert 
Frist  von  2  Monaten  Beschluss  zu  fassen,  sei  es  durch  die  Departements- 
kommission,   oder  durch    die  Kreisräte,   kann  der  Beteiligte   an  den 
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Minister  des  Innern  appellieren,  welcher  die  ZentralkomaUMion  mit  dor 
Sache  betraut.    Das  fjleiche  Recht  steht  dem  rräfekten  zu. 

Art.  15.  Gleichfalls  kann  liekurs  ergriffen  werden  gegen  die  Be- 
BchlflBse  der  DepartemdiitskoiDiiiission  und  der  KreisrAte  beb*,  die  Hobe 
der  monatlichen  Geldbewillxgnng. 

Art.  16.  Die  Zulassung  znr  Unrersitflt^nnj::  von  (rroisen ,  Gebrech- 
lichen und  unheilbar  Erkrankten,  die  keinerlei  Hilfr^domizil  haben,  wird 
vom  Minister  des  Innern  ausgesprochen  auf  den  Beschluss  der  durch 
nachfolgenden  Artikel  eingesetzten  Konunission. 

Art.  17.  Eitne  Zentralkommissioo,  ztisammengesetst  aus  15  Mitgliedern 
des  ObeiTates  der  (iftentlichen  nnterPtütznng  (conseil  superienr  de  Tassi- 
stauce  publique),  gewählt  durch  ihre  Kollegen,  und  2  Mitgliedern  de.s  Obor- 
rates  der  gegenseitigen  Hille  (conseil  supeneur  de  la  mutualite),  erwäiilt 
dnrch  ihre  l^oUegen,  beschließt  endgültig  Uber  die  )craft  Art.  11, 14  und  15 
ergriffenen  Rekurse  und  gibt  ihre  Meinung  ab  ttber  Untersttttsongs- 
enlaesang  durch  den  Staat. 

Art.  18.  Die  Untersttitziniir  mnss  zurück cfozogen  werden,  wenn  die 
Gründe,  die  sie  veranlasst  haben,  aufhören  zu  bestehen. 

Die  Znrflcksiehiuig  wird,  je  nach  Umsttaden,  durch  den  Qemeinderai, 
die  DepartementskommiBdon  oder  den  Minister  des  Innern  aosgesproeheo. 
Sie  gibt  an  den  gleichen  Rekursen  Veranlassong. 

Kap.  III.    Arten  der  U  ii  t  c  r  t»  t  U  t  z  u  n  g. 

Art.  19.  Die  Greise,  Gebrechlichen  und  unheilbar  Erkrankten,  die 
ihr  Gemeinde-  oder  Departementshilfsdomlsil  haben ,  erhalten  die  Unter« 
stOtinng  daheim.  Die,  welche  nicht  gut  daheim  unterstützt  werden  können, 
worden,  falls  sie  sich  einverstanden  erklären,  in  ein  öffentliches  Hospiz 
oder  eine  Privatauytalt  oder  bei  Privaten,  oder  endlich  in  private  oder 
öffentliche  Anstalten,  wo  ihnen  nur  die  Wohnung,  unabhängig  von  emer 
anderen  Art  der  Unterstützung,  zugesichert  wird,  untergebracht. 

Die  ftfr  jeden  bestinimten  Fiül  angewandte  Art  der  Unterstfltning 
hat  keinen  endgültigen  Charakter. 

Art.  20.  Die  Unterstützung  daheim  besteht  iu  der  Zahlung  einer 
monatlichen  Geldsumme. 

Die  Hdhe  dieser  Geldsumme  wird  fUr  jede  Gemeinde  durdi  den 
Gemeinderat  unter  Vorbehalt  einer  Best&tignng  durch  die  Ereisstinde 
und  den  Minister  des  Tnneni  fcst<2:esetzt. 

Sie  dail'  nicht  kleiner  «ein  als  füni  J?-ranken  (5  frs.i  nocli,  besondere 
Falle  ausgenommen,  grösser  als  zwanzig  Pranken  (20  ivB.).  Wenn  sie 
20  frs.  flbersteigt,  wird  die  Entscheidung  dw  Kreisrftte  der  Best&tigang 
des  Ministers  des  Innern  unterworfen,  welcher  nach  dem  Gutachten  des 
Oberrates  für  '■.fTeiitliche  Unterstützung  entscheidet. 

Wenn  sie  drcitisig  Pranken  (30  frs.)  übersteiirt,  so  ftlUt  der  Ueber- 
scbuss  nicht  in  Betracht  bei  der  Berechnung  der  kraft  Art.  4  vorzunehmen- 
den Vergütungen  oder  bei  der  Feststellung  der  in  £ap.  IV  7orgeBehenen 
Subvention  des:  Departements  und  des  Staates. 

Im  Fall,  dass  die  zur  Unterstützung  zugelassene  Person  bereits  Über 
einige  Hilfsmittel  verffiirt,  so  wird  der  Betrag  der  Geldbewilligung  ent- 
sprechend dem  Betrag  dieser  Hilfsmittel  herabgesetzt. 

Indessen  werden  die,  welche  von  einer  Ersparnis,  insbesondere  einem 
rechtmässig  erlangten  Ruhegehalte  herrühren,  nicht  in  Absug  gelnracht, 
wenn  sie  sechsig  Franken  (60  frs.)  nicht  übersteigen.  Dieser  Betrag  wird 
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von  60  aof  120  firs.  erhöht  fitr  die  Berechtigten,  weldie  nachweiaeD,  dass 

sie  mindestens  drei  Kinder  bis  zum  sechzehnten  Altersjahr  aufgezogen 
haben.  Falls  die  Hilfsmittel  diose  Ziffeni  übersteiojen,  kommt  der  Ueber- 
schuss  nur  bis  zum  halben  Betraijr  in  Abzug,  wobei  die  von  der  Ersparnis 
herrührenden  Hilfsquellen  mit  dem  Betrag  der  Unterstützung  zusammen 
die  Soinme  von  vierhundert  und  achtrig  IVanken  (480  frs.)  nicht  über- 
steigen dürfen. 

Die  festen  und  bestandiiron  Hilfsmitt^el,  die  von  PrivatwohltÄtigkeit 
lierrührcn,  kommen  nur  bis  zum  halben  Betrag  in  Abzug  mit  der  gleichen 
Maximumgrenze  von  480  frs. 

Art.  21.  Die  Nntsmeflsimg  der  Oeldantergtütcong  beginnt  vom  Tage 
an,  welchen  der  BeschlusB  ttber  Znlaesiuig  iiir  Unterstütznng  festgesetst  hat. 

Das  Wohltätigkeits-  oder  ünterstützungsamt  beschließt,  entsprechend 
den  Verhilltnisscn  der  Beteiligten,  ob  die  Geldunterstützung  als  einmalige 
oder  als  Teilzahlung  gewährt  werden  soll ;  e:»  kaau  entscheiden,  dass  alles 
oder  ein  Teil  der  Unterstützung  in  Form  von  Naturalien  abgegeben  wird. 

Die  UntenttttBong  ist  nnabtretbar  und  nnplkndbar.  Sie  wird  im  Wohn- 
ort des  Beteiligten  ausbezahlt,  entweder  ihm  selbst,  oder  im  Fall  einer  Unter- 
bringung in  oiiifr  F;unilie  fpluceinent  familialv  einer  von  ihm  bezeichneten 
und  vom  Urtövorsteiier  gutgeheisäeuen  Person,  oder  endlich  im  Palle  einer 
Unterstützung  durch  Naturalien  oder  in  kleineren  als  monatlichen  liateu, 
dem  lännehmer  (recevenr)  des  Wohlt&tigkeits-  oder  Unterstfltsnngsamtes. 
Das  Reglement  nir  öffentliche  Verwaltung  (adrainistration  publique),  das 
in  Art.  41  vorgesehen  ist,  wird  die  Vorschnffpii  betr.  Kafiisenffihrnng 
(comptabilite),  die  in  dieser  Verwaltung  zu  beachten  sind,  niüier  ausführen. 

Art.  22.  Wenn  die  Gemeinde  kein  Hospiz  besiti^t  oder  das  be- 
stehende nicht  genügt,  so  werden  die  Greise,  Gebrechlichen  und  unheilbar 
Erkrankten  mit  einem  Gemeindehilfsdomizil  in  Privathospizen  und  -Anstalten 
untergebracht,  die  vom  Gemoinderat  aut"  der  von  den  KreisrJlton  auf- 
gestellten Liste  ausgesucht  werden  in  Uebereinstimmong  mit  folgendem 
Artikel,  oder  endlich  bei  Privaten. 

Alt.  23.  Die  Ereisrftte  beseidinen  die  Hosptse  und  HospizspitÜer, 
die  gehalten  sind,  Greise,  Gebrechliche  und  unJieilbar  Erkrankte  auf- 
xnnehmen,  die  daheim  nicht  unterstützt  werden  können. 

Die  Anzahl  der  in  diesen  Anstalten  für  sie  bestimmten  Betten  wird 
jedes  Jahr  vom  Präfekten  nach  Anhörung  der  Verwaltungsausschüsse 
festgesetst. 

Der  Preis  pro  Tag  wird  auf  den  Vorschlag  der  Verwaltnngsaosschttsse 

und  auf  Anordnung  der  Kreisrate  durch  den  Präfekten  geregelt,  wobei 
kein  Tagespreis  angesetzt  werden  darf,  der  geringer  ist  als  der  für  die 
letzten  ö  Jahre  nachgewiesene  Durchschnittspreis.  Alle  5  Jahre  wird  er 
revidiert. 

Im  Fan,  dass  der  Beherbergte  ttber  einige  Hilfsmittel  verfügt,  so  wird 
der  Tagespreis  von  der  Gemeinde ,  dem  Departement  oder  dem  Staat 
geschuldet,  welche  zu  ihren  Gunsten  den  Betrag  der  in  Art,  20  vor- 
gesehenen Abzüge  einnehmen. 

Art.  24.  Die  J&Lreisrate  bezeichnen  die  privaten  Anstalten,  die  im 
Fall  von  Unzulänglichkeit  der  Hospize  Greise,  Gebrechliche  oder  unheil- 
bar Erkrankte  aufnehmen  können,  und  genehmigen  die  su  deren  Unter- 
halt abgeschlossenen  Vertrage. 

Die  Erlüllung  der  Verträge  ist  der  Kontrolle  der  öüentiicben  Gewalt 
unterworfen. 
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Die  Kreisrate  stellen  die  allgemeinen  Bediogang«!  fest,  betr.  üiiter> 
briagung  der  l'nterstiitzteii  in  fremden  Familien. 

Art.  25.  Die  Greise,  GebrecliUdion  und  unheilbar  Erkrankten  ohne 
Heimatsdomizü  werden  in  vom  Minister  des  Innera  bezeichneten  öffent* 
liehen  oder  priirftten  Aastalteii  untergebracht)  ansser  treim  der  Pnfeltt 
oder  die  zentrale  UntersttttsungBkommission  (commission  centrale  d'assi- 
stance)  ihnen  Unterstützung  daheim  gewährt ;  sie  erhalten  in  diesem  Fall 
eine  innorhalb  der  in  Art.  20  angegeb«aen  Grenzen  festgesetzte  Geld- 
un terstutzung. 

Art.  26.  Die  Kosten,  welche  dnrch  Abgabe  von  Srstlicheo  Gutachtaa 
den  Gebrechlidien  nnd  anheilbar  Kranken  entstanden  sind  nnd  die  Trans- 
portkosten der  Unterstützten  werden,  Wenn  der  Fall  eintritt,  von  der  Ge- 
meinde, dem  Departement  oder  dem  Staat  ^etrag^en ,  je  nnchd^m  diese 
Gemeinde    oder  Departementühilfsdomizil  oder    überhaupt  keines  haben. 

Wenn  die  Unterstützten  ihr  Hilfsdomizil  nicht  in  der  von  ihnen  be- 
wohnten Gemeinde  hab«i,  so  sohiesst  diese  das  Geld,  die  Kosten  sa 
decken,  vor,  unter  dem  Vorbehalt,  dass  die  Gemeinde  oder  das  Departe- 
ment, dem  die  Zahlung  sokommt,  oder  der  Staat  das  Geld  aurücksahlt. 

Kap.  IV.   Mittel  nnd  Wege. 

Art.  27.    Obligatorisch  sind  ftlr  die  Gemeinden  gemäss  den  Be> 

dinguniren  der  Art.  181>  und  149  des  Ge.setzes  vom  5.  April  1884  die 
ihnen  durch  das  Gesetz  zur  Last  gelegten  Unterstützunrrskosten. 

Die  Gemeinden  decken  diese  Ausgaben  mit  Hille:  Ii  der  besonderen 
Einnahmeiiueilen ,  die  von  zwecks  der  Unterstützung  von  Greisen,  Ge- 
brechlichen und  unheilbar  Erkrankten  gemachten  Sdbenkungen  und  Stif- 
tungen herrOhren,  ausser  wenn  die  Bedingungen  besa^^ter  Schenkungen 
ttnd  Stiftung^en  sich  dem  widersetzen:  2'i  ilei-  eventuellen  Beteiligung  dee 
\V ohltätigkeitsamte.s  bureau  de  bienlaisunce i  un  l  des  Hospizes;  8)  der 
ordentlichen  Einnahmen;  4)  im  Fali  von  Unzulänglichkeit,  einer  Subvention 
des  Departements,  berechnet  in  Uebereinstimmung  mit  beigefügter  Tabelle  A, 
und  ^ner  direkten  und  ergänzenden  staatlichen  Subvention,  berechnet  in 
üebereinstiraraung  mit  beigefügter  Tabelle  C,  wobei  man  bei  der  Ver- 
rechnunii  der  Subventionen  nur  denjenigen  Teil  der  Ausgabe  bertickFichtit^t, 
der  bestniteii  wird  mittelst  Einnahmen,  die  von  Steuern,  Abgaben  oder 
Auflagen  (imput,  impositions  ou  tazes)  herrtthren,  deren  Erhebung  geeetz- 
mftssig  ist. 

Art.  28.  Obligatoriseh  sind  für  die  Departements,  unter  den  Be- 
dingungen der  Art.        und  Bl  des  Gesetzes  vom  10.  Aunnist  If^ll  : 

\)  die  ihnen  durch   die  Art.  2  und  26  zur  Last   gelegten  Unter- 

stützmigskostcn, 

2)  die  den  Gemeinden  in  Anwendung  des  vorhergehenden  Arttkeb 

zu  bewilligenden  Subventionen, 

P)    <]ie  Kosten  der  Dejiartementi^verwalrnnp;  df»r  Dienstleistung. 

Im  l'alle  von  Unzulänglichkeit  der  besonderen  Einnahmequellen  uod 
der  verfügbaren  ordentlichen  Einnahmen  wird  für  Deckung  der  Kostra 
gesorgt  mit  Hilfe: 

1)  von  Auflagen  und  Steuern,  deren  Erhebung  gesetzlich  ist, 

-  einer  ftaatliehen  Subvention,  berechnet  in  Ueliorein.'^tininiung  mit 
bt  i:^eliii;i»M  Tabelle  B,  auf  den  Teil  der  Ausgabe,  der  «redeckt  wird  mittelst 
der  von  den  ordentlichen  Steuereinkünften  herrülirendeii  Einnahmequellen. 
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Art.  29.   Uo&bhftng^  von  den  zu  bewilligendeik  Subventionen  ut  der 

Staat  verpflichtet: 

1)  zu  den  Kosten  fiir  ünterstotznn^  von  GhreieeDi  Gebredüiohen  und 
unheilbar  Erkrankten,  die  kein  Hilfsdonjizil  haben; 

2)  zu  den  aligemeinen  Unkoöten  von  Verwaltung  und  Kontrolle,  ver- 
nreadit  dordi  die  Volbdehnng  des  gegenwärtigen  Geeetsee. 

Art.  30.  Die  Wohltfttigkeitsamter,  Hoepixe  und  Hospizspitälet ,  weldie 
infolge  von  Schenkungen  oder  Stiftungen ,  Güter  be.sitzeii ,  deren  Ein- 
kommen ansdrticklirh  zur  T'nterstützung  von  Greisen,  Gebrechlichen  und 
unheilbar  Erkrankten  daheim  bestimmt  worden  ist,  werden  gehalten  sein, 
zur  Vollxiehung  gegenwärtigen  Gesetzes  beizutragen,  gem&se  den  Be> 
dingungen  der  Schenkung,  bis  zum  Betrag  des  genannten  Einkommens. 

Art.  31.  T)ie  Gonieindehospize  sind  "gehalten,  unentgeltlich,  soweit 
ihre  eigenen  Mittel  es  erlauben,  diejenigen  (rreise,  Gebrechlichen  und  un- 
heilbar Erkrankten  aufzunehmen,  die  ihr  Hilisdomizil  in  der  Gemeinde 
habeUf  wo  die  Anstalt  gelegen  ist  und  die  zur  Unterbringung  gemäea 
Art.  19  bezeichnet  worden  sind. 

Die  gleiche  Verpflichtung  ftlllt  den  mehrgemeindigen  und  kantonalen 
Hospizen  zu  für  die  Greise,  Gebrechlichen  und  unheilbar  Erkrankten,  die 
ihr  Hilfsdomizil  in  den  Gemeinden  haben,  zu  deren  Nutzen  die  Hospize 
gegründet  worden  sind. 

Art.  32.  Der  Staat  trägt  durch  Subventionen  m  den  durch  VoU- 
riehung  dieses  Gesetzes  nötigen  Ausgaben  für  Ban  und  Einrichtung  von 
Hospizen  bei.  Dieser  Beitrag  wird  bestimmt  in  umgekehrtem  Verhältnis 
zum.  Wert  des  Gemeinde-  oder  Departementscentimes,  in  direktem  Ver- 
jAltnifl  zu  den  ausserordentlichen  Lasten  der  Gemeinde  oder  des  De- 
partements, ebMifaUs  im  Verhftltnis  zur  Wichtigkeit  der  Arbeiten,  die  zu 
bew  orkstelligen  sind  nach  Vorschriften,  die  durch  ein  Reglement  fttr  Öffent- 
liche Verwaltung  aufgestellt  werden  sollen. 

Wenn  die  Arbeiten  durch  verschiedene  Departements  vorgenoimiien 
werden  gemäss  den  Art.  89  und  90  des  Gesetzes  vom  10.  August  1871 
oder  durch  ein  Syndikat  von  Gemeinden,  wird  die  Subvention  für  jedea 
an  der  Ausgabe  beteiligte  Departement  resp.  fhr  jede  Gtoneinde  einzeln 
festgelegt. 

Die  Projekte  müssen  zuvor  vom  Minister  des  Innern  genoliinifrt  werden. 
Daä  Fiuanzgesetz  jedes  Finanzjahres  wird  die  Ma.ximal/^iiier  der  im 
Laufe  des  Jahres  zu  bewilligenden  Subventionen  bestimmen. 

Art.  33.  Für  die  drei  Jahre  1907,  1908,  1909  wird  das  Finanz- 
gesetz ]c<^r<  Finanzjahres  die  Summe  bestimmon,  die  der  Minister  des 
Innern  lür  Subventionen  auswerfen  darf,  die  den  Departements  und  Ge- 
meinden kraft  gegenwärtigen  Gesetzes  bewilligt  werden. 

Ka^.  V.  Kompetenz. 

Art.  34.  Streitigkeiten  betr.  Hilfsdomizil  werden  durch  den  Präfektur- 
ra*-  (conseil  de  pn'fecture)  des  Departements,  WO  der  Greis^  Gebrechliche 
oder  unheilbar  Erkrankte  wohnr,  beurteilt. 

Art.  35.  In  Fällen  von  Uneinigkeit  zwischen  den  Verwaitungsaus- 
Bchüssen  der  Hospize  und  dem  Prftfekten  und  zwwchen  Verwaltungsaus- 
sditteeen  der  Wohltätigkeits-  und  Hospizämter  und  den  Gemeinderäten 
über  die  Ansffihmn^^  der  in  den  Art.  23,  27,  30  und  31,  enthaltenen  Be- 
Btimmungen,  wird  vom  Prälekturrat  des  Departements,  in  dem  die  Anstalt 
liegt,  entschieden. 
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Art.  36.  Die  Besohlüsse  des  Pr&fektarrates  können  vor  dem  Staats- 
rat (Conseil  d'l?!tat)  anjy::ofnr}iten  werden.  Der  Roknts  wird  kostenlos  be- 
urteilt und  ist  frei  von  .Stempelgebühr  und  Advokateudienst. 

Kap.  VI.    Verschiedene  Bestimmungen. 

Art.  37.  Ein  Reglf^inent  der  öfTontHrliou  Venvalti^n'^'  wird  die  An- 
wenduugsbedingungen  gegenwartigen  Cxesetzes  lür  ^Üc  ;Stadt  i'aris  be- 
stimmen, soweit  es  sich  um  die  Art.  7,  8,  9,  10,  Ii,  i:^,  13,  21,  22,  23, 
30  und  81  handelt 

Art.  38.  Die  Zeugnisse ,  Bekanntmachungen ,  Urteile ,  Vertiftgei 
Quittungen  und  andere  Urkunden,  die  durch  dieses  Gesetz  veran- 
lasst werden,  tind  ausschliesslich  den  Unterstützungsdienst  von  Greisen, 
Gebrechlichen  und  unheilbar  Erkrankten  bezwecken,  sind  frei  von  Stempel- 
gebfihr  und  werden  nnentgeltlicli  registriert,  wo  die  Formalitftt  des  fie- 
gistrierens  stattfindet. 

Art.  39.  Jeder  nacli  Art.  2n!>,  270,  271  und  274  des  Strafgesetz- 
buches (Code  p<^nai;  Angeklagte,  der  seine  Ansprüche  aui  Unterstützung 
geltend  machen  wird,  kann  einen  Aufschub  des  Verfahrens,  wenn  solches 
stattfindet,  erlangen  nnd  nachher  je  nach  Umstanden  von  der  Anklage 
freigesprochtti  werden. 

Indessen  sind  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Artikels  bei 
Kücki'all  nicht  anwendbar. 

Art.  40.  Den  Gesetzen  betr.  Geisteskranke  wird  keinerlei  Abbruch 
getan. 

Aufgehoben  sind  die  Art  48  des  Gesetaes  vom  29.  Hftns  1897,  61  des 
Gesetzes  vom  30.  Mftrz  1902  und  aUe  anderen,  gegenwärtigem  Oeseti 

zuwiderlaufenden  Bestimmungen. 

Art.  41.  Gegenwärtiges  Gesetz  wird  vom  1.  Januar  1907  an  an- 
wendbar sein. 

Beglemente  der  OfTentiÜGhen  Verwaltung  werden  nötigenfalls  die  so 
deaaen  AusAihmng  erforderlichen  Massnahmen  bestimmen. 

Beigefügte  Tabellen. 

Tabelle  A. 

Bechentafel  zur  Feststellung  des  Kostenanteilß  für  die  obligntoriHche  Untcrr^tQtzuDg 
von  Greisen,  GebrechUchen  und  unheilbar  Erkrankten,  zu  trafen  durch  die  Gemeinden, 
unter  den  noter  4)  voa  Art.  27  voigeaahenen  ABdingnogen. 


Wert  des  Gemeindecentimes 
auf  die  Bevölkerung 


Kostenanteil  zu  decken 
durch  die  Gemeinden  durch  die  Depertenwirt» 


mittebt  von  den  Steuern 
herrührenden  Ein- 
nahmen 

Proz. 


mittelst  ihrer  eigenen 
Einnahmen  una  den 
Staatsbeitragen  faiat 
Tabelle  B 
Proz. 


Unter  0,06  fi». 
Von  0,061  „ 

»  mi 

n  0,101 
ft 

H 


0,121 
0,141 

0,1'.:  1 
Veber  QßO  in. 


bis  0,m  fra. 
„  0,10 


ff 
*» 

n 

n 
n 


0,12 
0,14 
0,16 
0,18 
0,20 


II 

» 
'I 

»! 
»» 


10 
15 
20 
25 
30 
40 
50 
60 
70 


90 
% 
80 
75 
70 
60 
50 
40 
90 
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Tabelle  B. 

Bccheiitafel  zur  Fefttotellung  des  Koetenant^^il-  für  die  obligatorische  Uoterstütznng 
TOD  Greisen,  QebrechUchen  und  unheilbar  Erkraukiei^,  zu  trafen  duicb  die  Departe- 
meotB  unter  daa  unter  2)  von  Art  28  vargeBtiusaea  Bedini^gai. 


Wert  des  Dcpartcmentscentimee 
bezogen  auf  die  Bevölkorung 
(anf  100  Einwoliner) 


Ko8tenantei)  zu  decken 

durch  die  Departements  mittelst' 
der  von  den  gewöhnlichen  Ein- 
nahmen oder  den  Steuern  her- 
rfihrenden  Hilfsmittel 
(Art.  28,  2) 
Troz. 


durch  den 

8tMt 


XTOC 


Von 


5,r)0  frs 
5,01  „ 
6,01  „ 
7/-1  „ 
8,Ü1  „ 
9,01 
10,01 
11,01 
12/>1 
»  15,01 
Ueber  18  frs. 


und  vreniger 


>• 
n 
» 
»» 
»» 
tt 
f» 
n 


» 
n 

n 


M 

n 


6  frs. 
7 


8 

9 
10 
11 
12 
15 
18 


n 
tt 


n 
n 
II 

M 


5 
8 
11 
14 
17 
20 
25 
90 
35 
40 
50 


05 
82 
80 
86 
83 
80 
76 
70 
65 

eo 

50 


Tabelle  C. 

Beehentafel  tat  FettstaDang  dar  dinkten  und  komplement&m  ataallfchen  Snbyentioo 

an  die  Gemeinden,  unt^r  den  unter  4)  in  Art.  27  vorf^csehenen  Bedingungen.  Wenn 
in  einer  Gremeinde  die  Zahl  der  Unterstützten  zehn  auf  tausend  (10  7^)  JEänwohner 
übersteigt,  bewilligt  der  Staat  fflr  diese  M^ranagabe  dne  direkte  Snbventton  IBr  die 
im  Ueberschu-'^  Iintprstützten,  wobei  'V\'-  !V  Ia>tnn<r  r  Oeraeindc  nicht  unter  mIui 
aut  hundert  (10  */«)  der  G^aii)t<>ummc  äiukeo  darf,  nämlich: 
FQr  1  Untenttttcten  anf  tausend  Aber  IG  Vm>  10%  der  Gemeindeergänzungs- 


M 

n 
n 
n 
tt 
tt 
if 
» 


2  Unterstützte 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
0 
10 


n 
tf 
t» 
*» 

M 

n 
n 


n 
II 
n 
If 
»I 
» 
II 
II 


II 

II 
II 
II 
II 
II 
II 
II 


I» 

H 
H 
II 
II 
It 
n 
II 


Für  mehr  als  10  „ 
2.  Circnlaire 


10  "/CQ. 

10  /o„, 

10«/«. 

io»C 

10  V 

107oo, 
10  «/oo. 
lO%o, 

/ooi 


10«- 


11% 

12% 

14% 
15  7o 
16% 
17% 
18% 

19  7o 

20% 


derselben 


II 
II 
It 
»» 
II 
II 
>l 


n  Garde  des  s  c e a u x  .  du  25  a o ü t  1  905, 
aux  procureurs  geueraux,  sur  l  application  de  la  loi  du  15 
jaillet  1906,  relative  k  la  composition  des  bnreanx  de 
jQgement  et  ä  rorganisation  de  la  jnridiction  d'appel  des 

COns  e  i  1  s  d  0  ])  r  Ti  1  '  )•    n;  tt!  p 

Rundsohreiben   des  Justizministers   vom  26.  August  1905   an  die 
Staateanwälte  über  die  Anwendung  des  Geseteee  vom  Ib.  Juli  l&Oö 
betr.  die  Zluaiiimeiiaetmiig  der  XritenntalMeiute  und  die  Organisation 
dm  AppellatloiisbifllaiiB  der  Oewerb«gerichte.  (B.  d.  1*0.  d.  T.,  1906, 
^o,  11,  a  1008.) 

3.  Arrete  du  Min i stre  duCoinmerce  et  de  nndustrie,dn 
30  septembre  1905,  etablissant  le  tarii  de  frais  mödicauz 


l)  Bull.,  Bd.  IV,  S.  204, 
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0t  pharmaceutiques,  prevu  par  l'article  4  de  la  lot  du  9 
avril  IS 0  8.  inodilit^e  |>ar  la  loi  du  31  mars  1905. 

Erlass  des  Ministers  für  Handel  tmd  Gewerbe  vom  30.  September 
i&Oö»  betx.  die  Aulsteliung  den  durck  Art.  4  deä  Gesotses  vom  B. 
Apffl  1806/8L  MSn  1900^)  TOKg«Mli«ien  Ttaift  fBr  mgdWiriiwhft  and 
phinnaaeatifl^  Ktosten.  (B.  d.  TO.  d.  T.  1906,  No.  11,  8.  1001.) 

4.  Ciroulaire  du  Ministre  des  Travauz  poblios,  du  20 
octobre  1905,  aux  Ingenieurs  en  ch ef  des  mines,  portant 
Instructions  gener ales  pour  Tapplication  de  la  loi  dn  29 
j  II  i  D  10  0  5  s  ti  r  1  a  d  u  r  e  e  du  t  r  a  v  a  i  1  d  a  n  8  1  e  a  m  i  n  e  s. 

Bundsobreiben  des  Ministers  der  öfEbntlioben  Arbeiten  an  die 
leitonden  BetgwedEflingenieare,  vom  90.  Oktober  1906,  betr.  die  Aüf 
Wendung  des  Oesetees  vom  34.  Juni  1906  Aber  Arbeitsdaiier  in  Berg- 
weEken«^  (B.  d.  1*0.  d.  T.,  1905,  No.  11,  8.  1009). 

VIII.  Grande-Bretagne.  GrossbritanniM. 

1 .  An  a  c  t  t"  a  m  e  ti  d  t  h  e  p  r  o  v  i  s  i  o  n  a  o  f  f  h  e  Goal  i  n  «  s 
Regulation  Act,  1887,  which  relate  to  the  weigiiing  of 
miuerali».    4th  Au^.  1905. 

Geseti  aar  AbSnderung  deijenlgen  Besttmmiingen  dee  KohlSB- 
grubengeeetaes  von  1887,  die  siob  aaf  daa  unigen  dar  lOnendian  be- 
aiehen.   Vom  4.  Auf^ust  ]9o~). 

1.  1)  Das  Kocht  zur  Jiestellun<^  eines  Wiegekontrolleur«,  das  ilurcli 
das  Haupt^esetz  den  in  einer  Grube  bdöch&ftigten  und  nacn  dem  Gewicht 
des  geförderten  Minerals  bsaahlten  Personen  verliehen  ist,  soll  andi  dss 
Recht  zur  Bestellung  eines  Stellvertreters,  der  bei  begründeter  Abwesen- 
heit des  Wie^^emeistors  amtcn  soll,  eiubegreifen  und  der  Ausdruck  „Wiege- 
kontrolleur*'  (check  weigher)  im  Hauptgesetz  und  in  diesem  Gesetz  soll 
während  einer  solchen  Abw^esenheit  diesen  stellvertretenden  Wiegekou- 
trcdlenr  mit  einbegreifen. 

2)  Der  Vorsitzende  einer  Versammlung  zur  Bestellung  eines  Wi^ge- 
kontrolleurs  oder  eines  stellvertretenden  Wiegekontrolleurs  soll  dem  Eigen- 
tümer, Agenten  oder  Leiter  der  Grube  eine  ehrf^nviirtliVbp  Krklfining 
darüber  abgeben,  dass  er  dieser  Versammlung  vorsa^is  und  da^s  die  in 
der  Erklärung  genannte  Person  regelrecht  zum  WiegekontroUeur  oder 
stellvertretenden  WiegekoDtroUeur  bestellt  wurde;  und  diese  Erklftrong 
soll  prima  facie  als  ein  Beweis  dieser  Bestellung  gelten. 

3  i  Wurde  der  Wiegekontrolleur  <'<dcr  stollvertrotcnde  Wiegekontrolleur 
von  einer  Mehrheit  bestellt,  die  durch  geheime  Abstimmung  der  in  einer 
Grube  beschäftigten  und  nach  dem  Gewicht  des  geförderten  Minerals  be- 
zahlten Personen  festgestellt  wurde,  so  soll  die  Erkl&mng  dies  angeben; 
wurde  er  nicht  auf  diese  Weise  bestellt,  so  soll  die  Erklärung  die  Namen 
der  Persf>nen.  von  denon  oder  in  deren  Namen  der  WiegekontroUeur  oder 
stellvertretende  WiegekontroUeur  bestollt  wurde,  aiii^^eben.  Wurde  ein 
WiegekontroUeui-  oder  stellvertretender  WiegekontroUeur  von  einer  vor« 
erwfthnten  Mehrheit  bestellt,  so  soll  er  als  im  Namen  aller  in  der  Chrabo 
beschäftigten  und  sur  Bestellung  berechtigten  Personen  bestellt  gelten. 


1)  BuJL.  Bd.  IV,  S.  32. 

2)  BulL,  Bd.  IV,  8.  902. 
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4)  Zu  den  ilrleichtenuigeQ,  die  einem  Wiegemeister  auf  0rund  des 
§  18  des  HanptgeBetBOB  gowllirt  werden  mOflsen,  soll  noeh  die  Eratellimg 
einflor  Wetterscliiitzhütte  hinzukommen,  welche  die  für  2  Personen  nötige 
Ajuahl  Kubikfuss  Ranm  entlialteu  ^;oll,  einen  Pult  oder  Tisch  snm  Schreiben 
und  eu\p  iroTiiigende  Zahl  Gewichte  znr  Prüfung  der  Wago. 

b)  Wurde  ein  Wiegemeister  oder  ein  stellvertretender  W^iegemeister 
v«m  einer  Mehrheit  beeteUt,  die  dnreh  gehedue  Ahttumung  der  in  einer 
Gmb«  beeofaftfligten  und  naoh  dem  Gewicht  des  geförderten  Ißnenb  be- 
zahlten Personen  festgestellt  wurde,  so  kann  er  von  den  in  der  Grube 
beschäftigten  Personen  nicht  anders  abgesetzt  werden  als  durch  eine 
Mehrheit,  die  durch  geheime  Abstimmung  der  zur  Zeit  der  Absetzung  in 
einer  Grabe  beschftftigteB  und  in  der  voi^nannten  Weise  bezahlten  Per- 
feetgestolH  wnrde. 

2.  1)  Za  Zwecken  des  Hauptgesetzes  und  dieses  Gesetzes  sollen  za 
den  Ppr«onen.  die  berechtigt  sind,  auf  Grund  des  i<  13  des  Hauptgesetzes 
emen  Wiegekontrolieur  zu  bestellen,  und  von  denen  »einen  Lohn  oder 
seine  Entschädigung  einzufordern  der  Wiegekontrolleur  auf  Grund  des 
%  14  berechtigt  ist,  nicht  nur  die  Aufseher  der  Arbeitsstätten  gehören, 
sondern  auch  alle  Häuer,  Anschläger,  Förderer  und  anderen  Lente,  die 
nach  dem  Gewicht  des  geforderten  Minerals  bezahlt  werden. 

2)  Werden  in  einer  CJrnbe  Personen  von  einem  Kontraktor  beschäftigt, 
der  selbst  nach  dem  Gewicht  de**  gelördertea  Mineral^^  bezahlt  wird,  so 
sollen  diese  Personen,  ob  sie  Aufseher  der  Arbeitsstiltten  oder  Hftner,  An- 
schläger, Förderer  oder  Abkohler  sind  und  obwohl  sie  vom  Kontraktor 
und  nicht  nach  dem  Gewicht  des  geförderten  Minerals  bezahlt  werden, 
auch  zu  denen  gehören,  die  berechtigt  sind,  einen  Wiegekontrolleur  zu 
bestellen,  und  von  denen  Lohn  oder  Entschädigung  einzufordern  der  Wiege- 
kontrolieur, wie  vorhin  erwähnt,  berechtigt  ist:  doch  soll  der  aof  diese 
Personen  ent£iJlende  Anteil  solchen  Lohnes  odei  solcher  Entschidigang 
vom  Kontrakfor,  der  diese  Personen  beschilftigt,  bezahlt  werden,  ond  der 
W'iegekontrolleur  kann  sie  von  diesem  allein  ibrdern. 

'6j  Zu  dem  Lohn  oder  der  Entschädigung,  die  ein  Wiegekontrolleur 
auf  Grnnd  des  §  14  des  Hauptgesetses  foäevn  darf,  sollen  auch  die  Ans- 
Isgen  gehSren,  die  von  ihm  in  Aturttbung  seiner  Arbeit  aof  Grnnd  des 
Hauptgesetzes  rechtmässig  gemaclit  worden  sind. 

3)  Alien  Personen,  die  aui  Grund  des  Hauptgeaetzes  oder  dieses  Ge- 
setzes zur  Bestellung  eines  Wiegekontroüeurs  oder  stellvertretenden  Wiege- 
kontrolleors  berechtigt  sind,  soll  die  beabsichtigte  BesteUong  eines  Wiege- 
kontroUenrs  oder  stellverta^tenden  WiegdtontroUenrs  durch  eine  Bekannt- 
machung am  Grubeneingang  oder  anderweitig  gebührend  angezeigt  und 
dabei  Zeit  und  Orr  (]f>r  Verf»ammlung  angegeben  werden  :  und  jede  dieser 
Personen  soll  dieselben  Möglichkeiten  zur  Stimmabgabe  in  dieser  Be- 
ijtellung,  sei  es  durch  geheime  Abstimmung  oder  anderweitig,  besitzen. 

4.    1)  Dieses  Gesets  ist  mit  dem  Hanptgesetx  ensammen  ansztdegen. 

2)  Dieses  Gesetz  ist  als  „Kohlengnibengesetz  (Wägen  von  HineraOen) 
von  1906"  (Goal  Mines  fWeighing  of  Minerals]  Act,  19^5)  zu  zitieren; 
die  Kohlengrubenregelungsgesetzo  von  1887  Viia  1896  (Goal  Mines  iiegulation 
Acts,  1887  to  1896)  und  das  Gesetz  von  1903  zm-  Abänderung  des 
Eohlengrabenregelongsgesetees  von  1887  (Coal  lünes  Regulation  Aot 
[1887]  Amendement  Act,  1908)  samt  diesem  Gesetze  sind  zusammen  als 
die  Kohlengmbenregolnngsgesetze  von  1887  bis  190Ö  (Coal  Mines  Begolation 
Acts,  18S7  to  1905}  zu  zitieren. 
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2.  An  aot  to  enlarge  the  remedies  of  persona  injared 

by  the  negligence  of  shipownera.    Ch.  10.   4Ui  An-ust  1905. 

Qesct?:  zxir  VergrÖsfieriing  der  Entschädig^nngen  von  Personen,  die 
durch  die  Nachlässigkeit  von  SchifiDseigentömem  geschädigt  worden 
sind.    Vom  4.  August  iiK)5. 

1.  1)  Wenn  beigebracht  ist,  dass  irgendwelche  Sdufbbesitser  snr 
Zahlung  eines  Schadenersatzes  verpflichtet  sind :  wagen  peraOnlioiier  Sch&- 
digung,  einschliesslich  Todestall,  durch  das  Schiff  verursacht,  oder  auf,  in 
oder  bei  dem  Schiit  in  irgend  eiuem  Hafen  Groösbritanniens  und  Irlands 
erlitten,  infoige  einer  ungerechten  Handlung,  Vemachlä»siguDg  oder  eines 
Versehens  der  ScbiffobesitKer,  des  Eapitftns,  der  Olfistere  oder  der  Schiffih 
mannschaft,  oder  einer  anderen  Person  im  Dienste  der  Schiffabesitaer, 
oder  infolge  einer  schadhaften  Stelle  am  Schilf  oder  an  dessen  Gerat  und 
Ausrüstung:  und  so  oft  ein  solches  Schiff  in  einem  Hafen  oder  Fiusa  von 
England  oder  Irland  innerhalb  dreier  Meilen  von  dessen  Küste  getroffen 
wird :  kann  der  Biehter  jedes  Gerichtshofes  in  England  oder  Irland,  nach- 
dem irgend  eine  Person,  die  ihn  gemäss  den  B^eln  des  Gerichtshofes 
anruft,  nachgewiesen  hat,  dass  die  Besitzer  wegen  einer  solchen  Schädigung 
wahrscheinlich  zur  Zahlnr>^"-  eines  Schadenersatzes  verpflichtet  sind,  und 
keiner  der  Besitzer  in  Ui  ossbritauuien  und  Irland  wohnhait  ist|  einen 
Befehl  erlassen,  der  an  irgend  einen  Zollbeamten  odw  anderen  yom  Biditer 
bezeichneten  Beamten  gerichtet  ist,  nnd  der  die  Festhaltung  des  8dbi& 
verfügt,  so  lange,  bis  der  Besitzer,  der  Agent,  Eapitin  oder  Spediteur 
(consigneo)  des  Schiffes  hinsichtlich  der  Schruligungen  seine  Verpflichtung 
erfüllt  oder  Bfirgschaft  geleistet  hat,  die  vom  Ilichter  zu  genehmigen  ist, 
wonach  er  den  Aubgaug  eines  Klageverfahrens,  Prozesses  oder  anderen 
gesetslichen  Vorgehens,  das  hinsichtlidi  der  Schftdigungen  eingeschlagen 
werden  kann,  annehmen  und  alle  dabei  etwa  auferlegten  Kosten  nnd  Ent^ 
schädif^'ungen  bezahlen  will.  .Tedor  Zoll-  oder  andere  Beamte,  an  den 
dieser  Befehl  gerichtet  ist,  soll  das  Schitf  demgcmäss  zurückhalten. 

2)  Bei  jedem  gesetzlichen  Vorgehen  betr.  solche  Schädigungen  wird 
die  bürgschafUeistende  Person  als  Angeklagter  und  als  Besitaer  des  Sehiffes 
betrachtet,  das  die  Schädigungen  verursacht  hat,  oder  auf,  in  oder  hei 
welchem  die  Schädiirunj^en  erlitten  wurden,  und  die  Vorweisung  des  richter- 
lichen Befehls  betr.  die  ßürgschatt,  ist  ein  zwingender  Beweis  der  Ver- 
ptlichtung  des  Angeklagten,  sich  dem  gerichtlichen  Verfahren  zu  unter» 
werfen. 

3)  Art.  692  des  Gesetzes  iiher  Handelsschiffahrt,  1894  (Iferohant 
Shipping  Act,  IHOt  i  ist  auf  das  Festhalten  eines  Schiffes  unter  diesem 
Gesetz  wie  unter  jenem  ( besetz  anzuwenden,  und  die  Ausdrücke  Hafenstadt 
(port)  und  Hafen  (harbour;  haben  die  gleiche  Bedeutung  wie  in  jenem 
Gesets,  und  falls  das  Schiff  einer  Genossenschaft  gehört,  so  wird  sie 
in  Hinsicht  auf  dieses  Gesetz  als  in  Gross britannien  und  Irland  wohnhaft 
betrachtet  werden,  falls  sie  in  diesem  Lande  ein  Bureau  hat,  in  welchsm 
Qerichtsbefehle  effektuiert  werden  können. 

1)  Der  Ausdruck  „Person,  die  den  Gerichtshof  anruft''  (person  ap- 
plying)  in  diesem  Paragraphen  begreift  einen  Arbeitgeber,  der  BSntschldi* 
gung  gezahlt  hat  oder  gegen  den,  gestfltzt  auf  das  „  Arbeitsren  tschädigungs- 
gesetz^''  (Workmen's  Compensation  Act)  von  1897  mit  seinen  Abänderungen, 
ein  Enfschädifjnn^sansprnch  cihnben  worden  ist,  in  sich,  wenn  er  dem 
Richter  beweibt,  dasö  er  wahrscheinlich  zu  einer  Entschädigung  unter 
jenem  Gesetz  berechtigt  ist  oder  sein  wird.    In  einem  solcben  Falle  soll 
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dies  Oesetz  auweudbar  sein,  wie  wenn  der  Arbeitgeber  eine  Person  wäre, 
die  wegen  persOnlidier  Sch&digungen  Schadenermts  beanspraefat. 

2.  Dies  OesetB  tritt  am  1.  Januar  liK)G  in  Kraft  and  ist  als  Gesets 
von  1905  betr.  die  „Nachlässigkeit  i  EntschildiirunLren)  der  ScliifTseigeil« 
tümer'^  (Sliipowners'  Negligence  [Eemediesj  Act,  1905)  zu  zitieren. 

b)  Terordniuigeii« 

1.  Order,  dated  March  24^  1904,  made  by  the  8eore> 
tary  for  Hcotland  uiider  Section  4  of  the  Employment  of 
Children  Act  I'.m»:^,  directing  mode  of  publicatioa  of 
bjlaws.    Statutory  Hules  and  Orders,  1904,  No.  546. 

SilaM  des  fltMtiMkrvtiüei  für  Beihotnand  yom  24.  MSns  1804  auf 
Omnd  dM  §  4  dM  mnderbesflliUtifQaMeMtses  tob  1906^),  betr.  dto 
Art  der  VerOileiitliohiuig  von  EDglnBOzigBlieetliiiiiiDiigeiL 

2.  The  Homo  Work  Order  of  15th  August.  1005. 
Verordnung  betr.  Heimarbeit  vom  Iß.  Augnst  1005.  Statutory 

Rules  and  Orders,  1905,  Xo.  939.  (Erlassen  auf  Grund  der  Art.  I(i7, 
108  und  110  des  Fabrik-  und  Werkstättengesetzes  von  1901  [Factory 
and  Workshop  Act,  1901].) 

1.  1)  Art.  107  (betr.  die  Li.stfn  der  Heimarbeiter)  tmd  Art.  108  (betr. 
die  Beschiittin^iini^  in  nnn^eBimden  Räumlichkeiten)  soU  anf  die  folgenden 
ArbeiUikategorieu  Anwendung  tiuden: 

das  Herstellen,  Reinigen,  Waschen,  Umändern,  Verzieren,  Fertigstellen 
und  Ausbeesern  von  AnaOgen,  sowie  jede  damit  ausammenh&ngende  Arbeit, 

das  Herstellen,  Verzieren,  Flicken  und  Fertigstellen  von  Spitaen, 
Spitzenvorhängen  und  Netzen, 

Tischler-,  Schreiner-  und  Tapeziererarbeit, 

das  Heihtellea  von  Alfenidware  (electro-plate), 

das  Herstellen  von  Feilen, 

das  Enthaaren  von  Fellen, 

das  Herstellen  von  eisernen  und  stählernen  Ankertanen  und  Ketten, 
darf  Horstellen  von  eisernen  und  stählernen  Ankern  und  D reg f!;an kern, 
das  Herstelleu  von  Karreugeschin-,  einschliesslich  Drekiinge,  liinge, 

Schleifen,  Geschirrschnallen,  Mnllinbohrer,  Haken,  sowie  alle  Arten  von 

Zubehör, 

das  Herptolleu  von  Schlössern,  Klinken  und  Schlüsseln, 

(las  IlersteUeu  von  Ueberzüf^on,  und  das  Ueberziehen,  Fertigstellen, 
Umändern  und  Ausbessern  von  iSouueu-  und  Regenschirmen,  Marq^uisen 
und  derartigen  Artikeln  sowie  jede  damit  zusammenhftngende  Arbeit, 

das  Herstellen  von  Papierdttten  und  Kartonschachteln, 

das  Herstellen  von  Bürsten,  und 

das  Herstellen  von  Sfnelzeug  aus  Tuch. 

2)  Art.  110  (betr.  das  Verbot  von  Heimarbeit  an  Plätzen,  wo  an- 
steckende Krankheiten  sind)  soll  anf  die  folgenden  Arbeiterkategorien 
Anwendung  finden: 

das  Herstellen,  Reinigen,  Waschen,  Umändern,  Verzieren,  Fertig- 
stellen und  Ausbessern  von  Anzficfen  und  alle  daniit  zu.sainmenhängendeu 
Arbeiten  [wie  sie  in  besagtem  Artikel  namhaft  gemacht  sind), 

das  Herstellen,  Verzieren,  Flicken  und  Fertigstellen  von  Spitzen, 
Spitsenvorh&ngen  und  Netsen, 

1)  VeisL  BnU.,  Bd.  U,  8.  375. 
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Tapeziererarbeit, 

das  Enthaaren  von  Fellen, 

das  Herstellen  von  Ueberzügeu  und  das  Ueberziehen,  Fertigätellen  uud 
Anabeesern  von  Son]i«n-  und  BegeuBchiniiea,  Harqnisen  und  denotigin 

Artikeln,  sowie  jede  damit  zuBammenliängende  Arbeit, 

das  Herstellen  von  Papierdüte n  und  Kttrtonscliatiliteln, 

das  Herstellen  von  BfJrsten,  und 

das  Herstellen  von  Spielzeug  aus  Tuch. 

3.  Die  Listen  der  Heimarbeiter,  welche  gemäss  Art.  107  geAkrt 
werden  Bollen^  und  deren  Abschriften  sind  in  der  Art  und  Weise,  und 

mit  den  angeführten  Einzelheiten  der  Anlage  zu  führen  und  herzustellen. 

3.  Diese  Ordnung  int  als  „Hoimarbeitserlass  vom  15,  August  190Ö" 
(The  Home  Work  Order  of  the  löüi  August,  liä)ö)  zu  zitieren. 

4.  Die  Verordnnngeii  betr.  Heimarbut  vom  11.  Desember  1901  und 
vom  14.  Jnli  1902,  werden  hi«rmit  aufbeben. 

Anlage. 

Heimarbeiter  liste. 

Eiine  genaue  Liste  der  Heimarbeiter,  die  in  folgenden  Arbeitakata* 
gorien  beschäftigt  sind : 

a)  das  Herstellen,  Reinigen,  Waschen,  Umändern,  Verziwen,  Fertig- 
stellen and  Ausbessern  von  Anzügen,  sowie  jede  damit  zusammenhangende 

Arbeit, 

b)  das  Herstellen,  Verzieren,  Flicken  und  Fertigstellen  von  Spitzen, 
SpitBenvorfatngen  und  Netzen, 

c)  Schreiner-,  Tischler-  und  Tapeziererarbeit, 

d)  das  Herstellen  von  Alfenidwarwi, 

e)  das  Herstellen  von  Feilen, 
f}  das  Enthaaren  von  Fellen, 

g)  das  Herstellen  von  eisernen  und  stshlemen  Ankertanen  und  Kettra, 

h)  das  Herstellen  von  eisernen  und  stBhlemen  Ankern  und  Dregg* 

ankern, 

i)  (las  iferstelleu  von  Kan-engeschirr,  einschliesslich  Drehringe,  Einge, 
Schleifen,  Geschirrschnalleu,  Mulliubolirer,  Haken,  sowie  alle  Aiteu  von 
Zubehör, 

j)  das  Hoistellen  von  Schlossern,  Klinken  und  Schlüsseln, 

k)  das  Horstollen  von  üeberzügen  und  das  Ueberziehnn,  Fertigstellfii. 
Umändern  und  Ausbessern  von  Sonnen-  und  K egenschirmen,  Marquisen 
und  derartigen  Ai-tikelu,  uud  jede  damit  zusammenhängende  Arbeit, 

1)  das  Herstellen  von  Fapierdüten  und  Eartonschachteln, 

m)  d&i^  Herstellen  von  Bürsten,  und 

n)  das  Herstellen  von  Tuchs]iielzeugen 
muBB  in  der  Form  und  mit  den  unt«n  angeftihrTen  Einzelheiten,  in  der 
Fabrik  oder  Werkstatt,  oder  an  der  Stelle,  wo  die  Arbeit  vergeben  wird, 
geführt  werden,  und  mnss  der  Inspektion  durch  8.  M.  Inspektoren  und 
Beamten  der  Ortsbdiörden  olfcn  stehen ;  auch  soll  eine  mit  Unterschiift 
und  Datum  versehene  und  bis  zu  diesem  Datum  korrigierte  Abschrift  der 
Liste  an  die  Ortsbehörde  des  Bezirks  an  oder  vor  dem  1.  Februar  oder 
dem  1.  August  jeden  Jahres  befördert  worden. 

Damit  diese  Liate  genau  sei,  sollte  der  Name  jeder  nenbeeolUlfltigteD 
Person  eingetragen  und  der  Name  jeder  nicht  mehr  beechftfitigten  Penon 
sofort  gestrichen  werden. 
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¥Mk,  Werkstätte  oder  )  VoUatiDdige  Bwtadrmn:   

Stdle,  wo  die  Arbeit  i  Beruf:    

vergeben  wird  )  Name  des  Arl)eitj!;eber8 :   - -■ 

Liste  der  direkt  hc(*chSftigten  Arheiler,  a)  tarnen  do^  Rptriebsinhabers,  b)  ob  Arbeifc- 
geber  oder  Z wiachen meiater  im  Gesch&{(f  aber  auä^erhalb  der  oben  genauatea  Fabrik, 
Werbitte  od«r  8tdte,  in  diso  oben  genaooteik  fierabkategorien. 


Vollständiger  Name 
l 

Ob  als 
Arbeiter  (A), 
Z  wischen - 
meistcr  (Z) 
beschäftigt 

2 

I 

Ort  der  Beschäftigung, 

d.  h.  wo  die  Arbeit 
gegea«irti|;  venicbtet 
wird 

3 

falls  Kolonne  3  eine 
genügende  Adresse  ent- 
hält, ht  eine  Ein- 
tragung in  diese 
S4)j«)iine  unndUg 

4 

8.  The  Organisation  (Unemployod  Workn»6n)i)  Esta- 
blishment Order,  1905.  September  20,  1906.  Stfttatorj  ItaleB  and 
Orders,  1905,  No.  1034. 

Erlass  vom  20.  September  1905  zur  Sinsetaung  von  Notetands- 
kommiBBionen  (für  Arbeitslose)^)  [in  London]. 

4.  The  Urban  Jiiatreös  Committees  (ünemployed 
Workmen)<j  Order,  1905.  September  20,  1905.  Statutoiy  Bales 
and  Orders,  1905,  No.  1035. 

Friüss    Yom  20.  September  1006»   betr.  StftdtiMlio  ZTotstands- 

Itommissionen  (für  Arbeitslose)';. 

5.  K  e  ^  u  l  a  t  i  I  I  11  s  ,  d  a  l  e  d  O  ,•  t  o  b  e  r  17,  1905,  m  a  d  e  b  y  t  h  e 
8ecrctary  of  ^^tate,  in  respect  ol'  the  process  of  spiuning 
by  self-acting  mules. 

Vonoihiiftea  des  StaatBsekret&n  Tom  17.  Oktober  1905,  betr.  dae 
Spinnen  mit  selbettätlgeii  KnlemMohlnen.  Statutory  Biües  and  Orders, 
1905,  No.  1103. 

Da  sich  gewisse,  im  »Spiunprozess  in  ToxtiitabrikGii  gebrauchte  und 
als  automatische  Mules  bekannte  Maschinen,  gemäss  Art.  79  des  Fabrik- 
nnd  Werkstattgesetzes  von  1901 (Factory  and  Workshop  Act,  1901)  als 
lebensgefährlich  erwiesen  haben, 

erlasse  ich  hiermit  auf  Grund  der  mir  durch  jenes  Gesetz  verliohonen 
Vollmachren  fol^'ondo  Vorschriften  und  vertügo,  dass  sio  sieh  auf  alle 
Fabriken  oder  deren  Teile  erstrecken  sollen,  in  denen  mittelst  automati- 
scher Mules  gesponnen  wird. 

1.  In  diesen  Vorschriften  bedeutet  der  Ausdruck  ,. Zeichengeber" 
^minder)  die  Person,  welche  zur  Zeit  die  automatische  Mule  besor^rt. 

2.  Ausser  im  unten  erwähnten  Fall  int  es  Ffiicbt  des  Arbeitgebers 
einer  Fabrik,  Abteilung  I  dieser  Vorschriften  zu  beobachten. 

Q-leichviel  ob  er  Arbeitgeber  ist  oder  nicht,  hat  der  Besitzer  einer 
^pachteten  Fabrik  (tenement  factory)  Abteilung  I  dieser  Vorschriiteu  /.n 
beobachten,  ausser  den  Bestimmungen,  die  sich  auf  vom  Arbeitgeber  selbst 
gestellte  Maschinen  bezieben. 


1)  VefgL  Bali.,  Bd.  IV,  8.  215  ff. 

2)  Vergl.  Bull.,  Bd.  IV,  S.  215  ff. 

3)  VergL  BulL,  Bd  I,  8.  30  «. 
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Sflmtliclie  besrliäftiffte  Personen  haben  dio  Pflicht,  Abteilnnp;  II  dieser 
Vorscli litten  zu  bei'olgen,  aber  es  ist  Ptlicht  des  Ai  beitgeberss,  um  ihrer 
Befulguug  Nachdruck  zu  verleihen,  ein  leserliches  Exemplar  dioHer  Vor- 
sohrifbeii  in  jedem  Moleroiim  an  sichtbarer  Stelle,  wo  sie  leieht  gelesen 
werden  können,  anschlagen  ra  lassen. 

Abt.  1.   Pflichten  der  Arbeitgeber. 

8.  Nach  dem  1.  Jannar  1906  sind  folgende  Teile  jeder  antomatischen 
Hnle,  soweit  Ternttnftiger weisse  möglich,  sicher  einzufriedigen ;  m  Iios.^e 
sich  denn  zeigen,  dass  sie  durch  ihre  Stellung  oder  Konstruktion  für  jede 
beschäftigte  Fersen  ebenso  sicher  ist,  als  sie  im  JB'alle  einer  sicheren  Em- 
friedigung  wären: 

a)  TreibweUenroUen  (back  shaftscroUs),  Verteilungswalsenrollen  (carrier 
pnlleys)  und  Bandrollen  (draw  band  pulleN's), 

b)  Vordere  und  hintere  Wagenrüder  (front  and  Lack  carriage  wheels). 

c)  Sperrvorrichtungen  von  Aufwindearmen  (faller  stops), 

d)  Quadrantgetriebe  (quadrant-pinions;, 

e)  Bttekseite  von  TriebwerkgesteUen  (head-stocks)  einschUesdieh  Auf- 
winderrollen  (rim-pullejs)  und  Aofschlagerollen  (taking-in  scrolls), 

f)  Anfwindebandspannungsrollen  (rimband  tlf^htening  pulleys)  (ausser 
Silberr^dern  verbunden  mk  einer  automatischen  Mole,  die  nach  dem  1. 
Januar  lUOü  errichtet  wird). 

Abt.  IL    Pflichten  angestellter  Personen. 

4.  Es  ist  Pflicht  de»  Zeichengebers  jeder  automatischen  Male,  alle 
vorn nnft «rem ?lss'e  Sor«j^e  /n  tragen,  <lan»it 

a)  kein  Ktud  irgend  einen  Teil  oder  unter  einem  Teil  der  Muie 
reinige,  während  sie  mittelst  mechanischer  Gewalt  in  Betrieb  ist, 

b)  keine  Frau,  junge  Person  und  kein  Sind  swischen  den  festen  und 
beweglichen  Teilen  der  Mule  arbeite,  w&hrend  sie  mittelst  mechanischer 
Kraft  in  Peti-ieb  ist, 

c)  keine  l'ersou  sieh  im  Zwischenraum  zwischen  den  festen  und  be- 
weglichen Teilen  der  Mule  befinde,  ausser  wenn  sie  im  äusseren  Gang 
(on  the  otttward  run)  angehalten  worden  ist. 

5.  Keine  automatische  ]\fule  8 «  II  an^i^etrieben  oder  wieder  angetrieben 
werden,  ausser  vom  Zoiehenjjeber  odci-  auf  dessen  an sdriick liehen  Befehl, 
und  nicht  bevor  er  sidi  iiljer/ougt  hat,  dass  keine  I'er.son  sich  im  Haum 
zwischen  den  festen  und  beweglichen  Teilen  der  Mule  befindet. 

Villa.  Colonles  britanniques.  Britische  Kolonien. 

1.  Canada. 

a)  Nova  Scotia. 

1.  An  aet  tn  ainend  Ch.  171,  Revised  Statutes,  1900, 
The  Meehanics'  Lien  Act.  April  7,  190Ö.  Sututes  of  19(tö, 
Ch.  31,  p.  12. 

Geseta  aar  Abisderang  des  Xap.  171  der  Oesetae  Ton  1900»  des 
Oeseties»  betr.  das  Betentionsreoiht  der  Arbeiter.   Tom  7.  April  1905. 

2.  An  act  to  provide  for  the  Organisation  of  fisher- 
men's  nnious.    April  7,  1906,   Statutes  of  19()ö,  Cb.  89,  p.  50. 

Geeeti»  betr.  die  OiganisatloiiTOiiFlsoherveMiiMn.  Vom  7.  April  1905 
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b)  Kew  BromwU^ 

An  act  for  the  protection  of  persona  employed  in  fac- 

tori»--,   ]^n^-.or)  Sri:  Ai-ii'l,   1005.     (^lia--.  VII. 

Gesetz,  betr.  dea  Schutz  von  Pabrikan gestellten.  Vom  8.  April  lü05. 

§  1.  Dieses  Gesetz  iat  als  „das  Neii-Braunscbweigische  Fabrikgesetz 
von  1906"  (The  New  Brunswick  Factories  Act,  1905)  zu  zitieren. 

§  2.  1)  In  diesem  Gesetize  bedeutet,  sofern  der  Zusammenhang  nicht 
eine  andere  Deutung  verlangt,  „Sanitätsbeamter"  (liealth  officer)  jeden  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Gesetz  für  öfl'entliche  Gtosondheit  (Public  Health 
Act)  angestellten  Beamten. 

2)  „Fabrik"  (factory)  bedeutet: 

a)  jede  Baulichkeit,  jedes  Lokal  nnd  jeden  Ort,  wo  10  oder  mehr 

Personen  mittelbar  oder  unmittelbar,  gewerblich  oder  mit  der  Zurüstung 
oder  Verarbeitung  von  "Waren  für  Handel  oder  Verkauf  Ijeschaftinjt  sind. 
Ausgeschlossen  ist  jedes  im  Bau  begriiiene  Haus,  oder  jede  vorübergehende 
Werktitätte  oder  eine  Hütte  für  die  zum  Bau  eines  solchen  Geb&udes  be- 
schäftigten Arbeiter.  Dagegen  begreift  sie  nnabhiSigig  von  der  Zahl  der 
darin  beschäftigten  Personen,  in  sich : 

b)  jedes  Backhaus  (bake-house),  worunter  irgend  eine  Bnnlichkeit 
oder  ein  Ort  gemeint  ist,  wo  ein  Nahruugsartikel  zum  Verkauf  iOr  mensch- 
lichen Bedarf  gebacken  wird,  ferner 

c)  jeden  Bau  oder  Ort,  wo  Dampf,  Wasser,  odw  eine  andere  Trieb- 
kraft oder  Vorrichtung  zur  Zurüstung,  Bearbeitung  oder  Einfüllung  von 
Waren  für  Handel  oder  Verkauf  oder  deren  Verpackung  behufs  Verfrach- 
tung verwendet  wrrdr-n,  ferner 

d)  jede  Wäs-clierei  \^lauudry),  wonmter  jeder  Bau  und  Ort  gemeint 
ist,  wo  fttr  Lohn  oder  Vergtitung  Wftsehearbeit  verriditet  wird,  gleichviel 
ob  die  Angestellten  bezahlt  werden  oder  nicht.  Diese  Gesetzesbestimmun* 
gen  gelten  ni(  ht  für  die  Austalton  zur  Konservierunp:  von  Krebsen  und 
Fischen  oder  von  Früchteu  ansserlialb  von  Städten  und  Dörfern, 

H)  „Inspektor"  (inspector;  heisst  jeder  vom  Staatsjat  (Lieutenant- 
Governor  in  Council)  auf  Grund  und  zur  Durehfilhmng  dieser  GFesetzes- 
beatiinmungen  ernannte  Inspektor. 

4)  „ Arbeit^ei)t'r  -  ('emplo^'er)  heisst  jede  Persnn,  die  zu  ihrem  eigenen 
Bchufe,  oder  als  Leiter  /mana<rpr>,  Vorsteher  (Superintendent K  Anfjielier 
(overseer)  oder  Agent  für  irgend  eine  Person,  Firma,  Gesellschaft  oder 
Genossenschaft  (corporation)  mit  der  Aufsicht  einer  Fabrik  betraut  ist 
und  Leute  darin  beschäftigt. 

5)  „Woche"  (week)  heisst  der  Zeitraum  von  Sonntag  Mittemacht  bis 
Sonntag  Mitternacht. 

6)  „Kind*'  (cbild)  ist  eine  Person  unter  14  Jahren. 

7)  „Junges  Mftddien"  O'oiuig  girl)  ist  ein  14 — 18  Jahre  altes  Hsdchen. 

8)  „Frau**  (woman)  ist  ein  weibliches  Wesen  von  Uber  18  Jahren. 

9)  „Eltern'*  (parent)  heissen  Eltern  oder  Vormünder,  oder  Personen, 
welche  L^esetzliche  Obhut,  Aufsicht,  oder  direkten  Gewion  vom  Lohn 
eines  jungen  Knaben  oder  Mädchens  haben. 

10)  .,Gerichtshof  mit  summarischer  Geriditsbarkeit"  (Court  of 
Summary  Jurisdiction)  heisst  der  Friedensrichter,  bezw.  Poliseibeamte, 
dem  dies  Gesetz  Vollmacht  gibt,  Klagen  unter  diesem  Gesetz  anzuhören 
und  zu  entscheiden. 

11)  „Gangbares  Zeug  einer  Maschine"  (mill-gearing)  umfasf^t  jede 
aufrechte,  schräge  oder  wagerechte  Achse  (shaft),  und  jedes  Bad,  jede 

23* 
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Trommol  (drum)  oder  Holle  (pulley),  wodurch  die  Bßwegnng:  der  ersten 
Triebkraft  auf  eiue  der  Fabrikarbeit  dienende  Masciiiue  ülierti  iigen  wird. 

§  3.  K.ein  Kind  darf  in  einer  Fabrik  angestellt  werden,  ausser  in 
begtimmten  vam  Inspektor  Bduriftlich  erlaubten  Fftllen. 

§  4.  Der  Staatsrat  kann  von  Zeit  zu  Zeit,  dqrch  einen  in  der 
„"Royal  G-azette"  vei  ülTeutlichteii  Erlass,  die  Anstellung  von  I^fadchen  tmter 
18  und  Knaben  unter  1(5  Jahren  in  solchen  Fabriken  Untersätzen,  deren 
Arbeit  vom  iStaatsiat  aia  geti^ialich  und  ungenund  erachtet  wird. 

§  5.  Die  Anstellung  eines  jungen  Haddiens  oder  einer  Frau  in  einer. 
Fabrik  wird  als  gesetzwidrig  und  für  die  Gesundheit  des  besagten  H&d- 
cbcns  oder  Weibes  mit  bleibendem  Schaden  verbumleu  erachtet,  wenn  in 
dieser  Fabrik  folgende  Bestimmimgea  dieses  Abschnittes  nicht  eingehalten 
werden ;  nämlich : 

a)  Es  ist  nnsnl&ssig,  ein  junges  MKdchen  oder  eine  Frau  mehr  als 
10  Stunden  im  Tag,  oder  mehr  als  Go  Sttmden  per  Woche  arbeiten  su 
lassen,  ausser  einer  Zulage  von  ArbeltsBtunden  als  Ausgleich  einer  even- 
tuellen Verkürxnnf?  dcÄ  Tagewerks  an  Samstagen. 

b)  In  jeder  Fabrik  soll  der  Arbeitgeber  jedem  jungen  Mädchen  und 
jeder  Frau,  die  hier  besdittftigt  werden,  mindestens  1  Stunde  täglich  um 
Mittag  für  Mahlseiten  einrftnmen;  diese  Stunde  zählt  aber  nicht  su  der 
bei  Anstellung  von  jungen  Mädchen  und  Frauen  festgesetzten  Arbeitszeit. 

§  6,  Wo  immer  ein  jnnf^es  ^^^ldrhen  oder  eine  Frau  an  einem  Tage 
läni^er  als  bis  7  Uhr  abend»  beschäftigt  wird,  sollen  ihr  an  jedem  solchen 
Tag  ausser  der  flir  das  Mittagsmahl  trorgeseheuen  Stunde  mindestens 
46  Minuten  swischen  5  und  8  Uhr  abends  zu  einer  Nachtmahlseit  ein- 
geräumt werden. 

i:>  7.  1)  TTiitei-  \'orbehalt  et\vnij];er  in  dieser  Hinsicht  vom  Staatsrat 
eriatjsenen  V  erfüguugeu  steht  es  dem  Inspektor  frei : 

a)  wo  sich  ein  Unfall  ereignet,  der  die  LeistungsiUhigkeit  der  Ma- 
schinen beeintrftchtigt;  oder 

b)  wo  infolge  irgend  eines  Zwischenfalles  ausserhalb  der  Kontrolle 
des  Arbeitgebers  die  Mascliiuen  oder  irgend  ein  Teil  davon  in  einer 
Fabrik  nicht  regelmässig  betrieben  werden  kann;  oder 

c)  wo  Geschäftsusaucen  oder  dringende  Fälle  erfordern,  dass  junge 
Mftdchen  oder  Frauen,  die  in  einer  Fabrik  arbeiten,  für  einen  Iftngem 
Zeitraum  als  den  vorgesehenen  zu  arbeiten  haben, 

sofern  er  sieh  von  eiiipr  solchen  Störung,  einem  Zwischenfall,  einem  Brauch 
oder  drini:eu(l(  II  iiandoiserfordernis  überzeugt  hat,  einen  Dispens  von  den 
oben  erwäiiuteü  Voi^schriften  dieses  Gesetzes  zu  gewähren,  der  .seiner  An- 
sicht nach  mit  Becht  und  Billigkeit  fUr  die  Besitzer  und  für  die  Frauen 
und  Mädchen  dieser  Fabrik  für  einen  aus  solchem  Zufall  oder  Erfordernis 
entstandenen  Vt  ilnst  Ersatz  leisten  wird. 

2)  Im  Falle  der  Ins[)ekt<ir  einen  srilelien  Dispens  erteilt, 

a)  soll  keine  Frau,  noch  ein  junges  Mtidchen  vor  6  Uhi-  morgens  oder 
nach  10'/,  Uhr  abends  besohäftigt  werden,  und 

b)  sollen  die  Arbeitsstunden  für  Frauen  und  Mädchen  ISy,  im  Tag 
und  81  in  einer  Woche  nicht  übersteigen;  und 

c.)  darf  solrh  ein  Dispens  nicht  mehr  als  3ü  Taj^^e  ia  je  12  Monaten 
begrerten,  und  wird  beim  Rechnen  eines  solchen  Zeitraums  von  Hü  Tagen 
jeder  Tag,  an  dem  ein  Mädchen  oder  eine  Frau  beschäftigt  worden  ist, 
eingerechnet. 

§  8.    Wenn  entsprechend  den  hier  erwähnten  Ausnahmen  ein  Mäd- 
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chen  oder  eine  Frau  in  einer  Fabrik  an  einem  Tag  für  einen  langem 
Zeitraum,  als  hier  erlaubt  ist,  beschäftigt  wird,  ho  mmä  die  Dauer  einer 
solchen  Beschäftigung  tftglich  vom  Vorgesetsten  in  ein  B^;iflier  einge- 
tngen  werden,  welches  gemBss  den  Vorschriften  des  Suuktsiuts  gelehrt 

werden  soll. 

§  9.  Die  Bekanntmachung  der  Stunden,  wJllirend  derer  Mftdchen 
oder  Frauen  länger  beschäftigt  werden,  aoll  iu  Uebereinscimuiuug  mit  den 
Vorschriften  des  Staatsrats  gemacht,  vom  Inspektor  und  Arbeitgeber  unter- 
schrieben, und  wahrend  der  durch  die  Bekanntmachung  bestinunten  Zeit 
an  sichtbarer  Stelle  oder  sichtbaren  Stellen  der  Pabrik  nach  Vorschrift 
des  Inspektors  ausgehängt  werden. 

^10.  1  Kein  Angestellter  darf  einen  Teil  der  Maschinen  in  der 
Fabrik  reinigen,  der  zum  gangbaren  Zeug  gehört,  wfthrend  dieses  in  Be- 
wegung ist,  um  iigend  einen  l'eil  der  arbeitenden  Maschinen  anzutreiben. 

2  i  Ein  Mildchen  oder  eine  Frau  darf  nicht  zwischen  den  festen  und 
beweglichen  iti.xod  and  travfirsing)  Teilen  einer  selbsttätigen  Maschine 
arbeiten,  während  die  Maschine  durch  Dampf,  Wasser  oder  eine  andere 
mechanische  Kraft  getrieben  wird. 

8)  Ein  junges  Mädchen  oder  eine  Frau,  der  vom  Arbeitgeber  erlaubt 
wurde,  im  Widerspruch  zu  diesem  Abschnitt  zu  reinigen  oder  zu  arbeiten, 
wird  als  entgegen  den  Vorschriften  dieses  Ge<;etzes  beschäftigt  und  als 
dieser  Bestimmung  zuwiderhandelnd  betrachtet. 

§  11.  [FabrLk^  sind  rein  zu  halten;  Gh-Össe  des  erfordviien  Luft- 
raums, Sorge  für  Ventilation,  Abtritte  etc.]  §  12.  [M&ngel,  denen  auf 
Verlangen  des  Lispektors  vom  Arbeitgeber  abgeholfen  werden  muss ;  Vor- 
richtungen zur  Verhinderung  der  Stanhninatmniio'  mUssen  eingerichtet  wer- 
den.] §  13.  (Wenn  mehrere  Arbeitgeber  Leute  im  gleichen  Lokal  beschäf- 
tigen, 80  sind  sie  alle  gehalten,  die  Bestimmungen  der  Abschnitte  11 
und  12  mnzuhalten.]  §  14.  [D«>  Inspektor  ist  ermächtigt,  einen  Arst  oder 
Sanitfttsbeamten  mit  sich  zu  f(ihren.]  §  15.  [Ställe  und  Nahmngsmittel- 
fabriken  unter  demselben  Dach  sind  nicht  statthaft:  Vorkehrungen  gegen 
Infektion  von  Nahrungsmitteln  durch  kranke  Arbeiter.  Waschräume  etc. 
für  Backhäuser  etc.]  §  16.  [Gefährliche  Maschinen;  Von-ichtungen  und 
H&tze,  die  eingefriedigt  werden  müssen.  Auf  Verlangen  des  Inspektora 
darf  keine  Maschine,  während  sie  in  Tätigkeit  ist,  gereinigt  werden. 
Vorsichtsmassregeln  betreffend  Luken,  Aufzüge,  Falltreppen,  etc.;  Ver- 
wendung von  Kindern  zur  Bewegung  der  Aufzüge  ist  verboten;  entzünd- 
liche 8tofie  sind  in  besonderen  Gebäuden  aufzubewahren.  Alle  Dampi- 
kessel mtlssen  versichert  sein  und  untersucht  werden.]  §  17.  [Sicherbeits- 
massregeln  bei  Feuerausbruch ;  Strafen.]  §  18.  [Bei  mehr  als  6-tägiger 
Arbeitsuuülhigkeit  duich  Feuer  oder  Unfall  ist  der  Tnsjtektor  zu  benach- 
richtigen; Strafe. J  1!*.  [Simitliclie  Explosionen  sind  dem  Inspektor  anzu- 
zeigen ;  Strafe.]  §  20.  [Tcidiiche  üntällo  sind  dem  Inspektor  anzuzeigen  j  Strafe.] 

§  21.   Die  Vorschriften  dieses  Geeetses,  die  sich  besiehen  auf: 

a)  Reinlichkeit.  Beseitigung  der  Ausdünstungen,  üebervOlkemng  oder 
Ventilation  einer  Fabrik ; 

b)  junge  Madehen  und  PVauen,  die  während  eines  Teils  der  für 
Mahlzeiten  in  einer  Fabrik  eingeräumten  Zeit  in  der  Fabrik  beschäftigt 
werden,  oder  in  einem  Arbeitsraum  bleiben  dflrfen; 

c)  das  Anschlagen  von  Bekanntmacbungen  oder  Anzeigen  in  der  Fa- 
brik, oder  auf  den  Inhalt  solcher  Anschläge,  ausser  wo  eine  derartige 
Anzeige  eine  Angabe  von  Namen  und  Wohnort  des  Inspektors  ist; 
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d)  die  Aii/.eigoerstattung  von  IJnftLlleu ; 

linden  keine  Anwendung  auf  HeimaibeitsstiUten,  nämlich  auf  piivate 
Häuser,  Räume  oder  Plätze,  welche,  obschon  Wohnorte,  wegen  der  dann 
geleisteten  Arbeit  im  Sinne  dieses  Gesetzes  Fabriken  sein  ktfnnteo,  und 
in  denen  weder  Dampf,  Wasser  noch  eine  andere  Triebkraft  benfltxt  wird 
und  in  denen  die  einzigen  beschäftigten  Personen  Hitglieder  derselben, 
daselbst  wohnhalten  Familie  sind. 

§  22.  Nichts  in  diesem  Gesetz  erstreckt  sich  auf  Medu^niker,  Hand- 
werker oder  Tagltthner,  die  nur  mit  der  Reparatur  der  Maschinen  in  der 
Fabrik  oder  einer  Abteilung  der  Fabrik  besch&ftigi  sind. 

§  23.  [Der  Staatsrat  (Lientenant-Oovernor  in  Council)  ist  ermächtigt, 
Verordnnn£!;en  zur  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  Anstellung  der  ln> 
spektoren  zu  erlassen.] 

§  24.    [Autorisatiun  zur  Anstellung  eines  weiblichen  Inspektors.] 

§  36.  Der  Inspektor  soll  zur  Durchführung  dieses  Gesetses  und  zur 
Dnrdbfuhrung  der  dazu  erlassenen  AusflElhmngsTerordnuDgen  jedes  oder 
alles  folgende  tun  dürfen,  nämlich : 

ay  jede  Fabrik  oder  eiiien  Teil  davon  zu  allen  entsprechenden  Stun- 
den bei  Tag  und  bei  iSacht  betreten,  besichtigen  und  inspizieren,  falls 
er  begründete  Ursache  hat,  zu  glauben,  dass  darin  zur  Zeit  jemand  be- 
schftftigt  ist,  und  bei  Tag  und  bei  Nacht  irgend  einen  Ort  betreten,  von 
dem  er  begi-ündete  TTrsache  liat,  ihn  für  eine  Fabrik  zu  halten ; 

b>  die  Vorweisung  alier  Kegister,  Zennrnisse  oder  Dokumente,  deren 
Führung  dieses  Gesetz  verlangt,  fordern,  davon  Einsicht  nehmen,  sie  prüleu 
und  abschreiben; 

c)  in  jedem  Fall  einen  Schutzmann  (constable)  in  eine  Fabrik  mit 
sich  nehmen,  wenn  er  ^rcnflijonde  t'rsaclie  h:\i,  ernstlichen  Widerstand 
gegen  die  Ausübung  seiner  Fliicht  zu  befürchton  ; 

d)  jede  Prüfung  und  Untersuchung  vornehmen,  die  notwendig  ist, 
festzustellen,  ob  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  soweit  sie  die  Fabrik 
und  die  darin  beschttltigten  Leute  betreffen,  beobachtet  werden; 

o)  jede  Person,  die  er  in  der  Fabrik  antrifft  oder  von  der  ei-  be- 
gründete Ursache  hat,  anzunehmen,  dasn  sie  jet/.t  oder  während  der  letzten 
2  Monate  in  der  Fabrik  beschäftigt  war,  entweder  allein  oder  mit  einer 
Person,  die  er  in  Hinsicht  auf  dies  Gesetz  für  tauglich  hftlt,  einvernehmen 
und  verlangen,  dass  diese  Person  einvernommen  werde  und  eine  £rklft- 
runij^  unterzeichne,  durch  die  sie  die  Wahrheit  der  von  ihr  in  der  Ein- 
vernahme getanen  Aussa«ren  hescheiniirt ; 

f)  zum  Zweck  einer  Untersuchung,  Erhebung  oder  Prüfung,  die  von 
ihm  kraft  dieses  Gesetses  gemacht  wird,  irgend  eine  Person  unter  Eid 
zu  vernehmen  oder  zur  Zeugenaussage  zu  veranlassen; 

g)  alle  anderen  Rechte  und  Befugnisse  geltend  machen,  die  zur  Durch- 
fUhrung  dieses  Gesetzes  notwendig  sein  k.  nnten. 

2)  Der  Betriebsinhaber,  dessen  Geschäftsführer  und  Angestelite  haben 
die  Anstalten  zu  treffen,  die  ein  Inspektor  zum  Zwecke  des  Zutritts,  der 
Inspektion,  Prttfung  oder  Untersuchung,  oder  der  Ausübung  seiner  Rechte 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  in  Bezug  auf  die  Fabrik  fordert. 

3  Vnii  jpfjpr  Person,  die  vorslitzlidi  den  Inspektor  in  der  Ausübung 
irgend  eines  seiner  unter  diesem  Abschnitt  angeführten  Befugnisse  hin- 
dert, die  unterlässt  oder  sich  weigert,  einer  vom  Inspektor  auf  Ghrund  ge- 
setzlicher Befugnis  gestellten  Anforderung  Folge  zu  leisten,  oder  irgend 
ein  Zeugnis  oder  Dokument  beizubringen,  cn  dessen  Herbeischaffung  sie 
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dieses  GesetK  xwingt,  die  ein  Kind,  ein  junges  Midchen  oder  eine  Frau 
versteckt  halt  oder  am  Erscheinen  vor  dem  Inspektor  nnd  der  Unter- 

öuchung  durch  ihn  abhält  oder  abzuhalten  versucht,  wird  angenommen, 
sie  behindere  den  Insjx'ktor  in  der  An^snbtin^x  seines  Amtes  atif  Grund 
dieiies  Geädtzes;  aber  niemand  darf  auf  Grund  dieses  Paragraphen  ver- 
halten werden,  eine  Frage  zu  beantworten  oder  ein  Zeugnis  abzugeben, 
wodurch  er  sich  selbst  eines  Vergehens  beschuldigen  wttrde. 

4)  Wo  der  Inspektor  in  der  Ausübun;:  seines  Amtes  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  behiuflert  Avird,  verfollt  die  Person,  die  ihn  i'ohindort,  einer 
Strafe  bis  zu  HU  Dollars,  und  wo  ein  Inspektor  in  einer  Fabrik  so  be- 
hindert wird,  verfällt  der  Betriebsinhaber  einer  Strafe  bis  zu  30  Dollars ; 
oder,  wenn  das  Vergehen  nachts  begangen  wird,  bis  am  100  Dollars. 

§  26.  [Inspektoren  dürfen  als  Fabriken  benfitste  Wehnhftuser  nicht 
ohne  besondere  Vollmacht  betreten;  wie  diese  zu  erlanf!:en  ist.]  27. 
Inspektoren  iiuissen  im  Besitz  ihrer  Amtslcc^ntiniatinn  ^^ein  und  haben 
sie  auf  Verlaugöu  des  Betiiebsinhabers  vorzuweisen.]  §  2ö.  [Belriebsauf- 
nahme  einer  Fabrik  ist  dem  Inspektor  mit  nftheren  Angaben  Uber  die  Fa> 
brik  anzuzeigen:  Strafen.]  §  29.  [Anschlag  der  Bekenn tmadmngen  in 
Fabriken:  Refhte  \md  Pflichten  der  Arbeiter,  Name  uixl  Wohnort  des 
Inspektoi-s ,  andere  Bekanntmachuugea  und  etwaige  von  diesem  Gesetz 
erforderte  Dokumente  ;  Strafen.] 

§  80.  [Bekanntmachungen  etc.  sollen  teils  geschrieben,  teils  gedruckt 
sein.  §  31.  [Strafen  fttr  falsche  Eintragungen  in  Register,  etc.]  §  H2.  [Be- 
strafung der  Eltern  sresetzwidritr  be.'>chliftigter  Kinder.]  §  33.  [Bestra- 
fung für  Zuwideriiandlungen,  für  die  koine  besonderen  Strafen  vor<;eselien 
sind.]  §  34.  [Zulässigkeit  bestimmter  Kechtsmittel ;  Frist  zur  Befolgung 
des  Gesetzes.]  §  3.5.  [Betriebsinhaber  darf  den  wirklich  Fehlbaren  ver- 
zeigen und  seine  eigene  Unschuld  durch  ein  Vertetdignngsver fahren  be- 
weisen.] §  3<>.  [Wann  gegen  wirklich  Fehlbare  vorzugehen  ist.]  §  37. 
[Ange.stellto  sind  ^len  gleichen  Strafen  unterworfen  wie  die  Betriebsin- 
haber.] §  38.  [Anwendung  von  Geldstrafen.]  §  ölK  [Itenchtsverhaudlungen 
müssen  vor  2  Biohtem  oder  einem  besoldeten  Beamten  und  gemftss  dem 
Snminary  Gonvictions  Act  geführt  werden.]  §  40.  [Frist,  innerhalb  welcher 
Anzeigen  zu  machen  sind;  Bezeichnung  der  Zuwiderhandlung;  Gdltigkeit 
gewisser  Aussagen.]  §  41.  [£in  Beklagter  kann  zur  Zeugenaussage  ge- 
zwungen werden.] 

§  42.  Jeder  jährliche  oder  sonstige  vom  Staatsrat  hin  und  wieder 
eing^orderte  Bericht  eines  Inspektors  soll  der  gesetzgebenden  BdiOrde 
vorgelegt  werden. 

c)  Quebec. 

An  a c  t  t  o  a m  e n  d  t  h  e  Code  o f  Civil  P r  o c  e d  u r e  w i  t h 
roäpect  tu  the  seisure  of  .salaries  or  wages.  April  25,  1U03. 
Quebec  Statutes,  1903,  Ch.  57,  p.  386. 

Oeaeti  snr  AbSndemng  der  lEivilpiOMSiordniiiig,  betr.  die  Besohlag^ 
nähme  der  GtohSlter  oder  Iiölme.   Vom  26.  April  1903. 

d)  Ontario. 

Au  act  to  amond  the  Factories  Act.  Chap.  2G. 
Oes^ts  vom  26.  April  1004  rar  Ab&Ddermic  des  Kbrikgesetees. 
1.  Fdl^eade  Verffigung  wird  dem  Abadinitt  7  von  „Tb»  Ontario  Factories  Act'' 
beigefügt: 
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1)  Die  in  den  Fabriken  bescbäftigten  Frauen  und  Mädchen  haben  während  der 
Arbeitszeit  iJur  Haar  au&uroUeu  oder  zu  flectiten  imd  feat  um  dea  Kopf  «u  be- 
fe«iig:en.  oder  dtirch  eine  gatanseUieesende  Htabe  oder  Netz  dieedben  vor  jeder  Be- 

rilhniiiu^  mit  in  Bewegung  stehenden  Maschinen,  TransmiRpionen  (xler  dem  ArlK-itn- 
materuä  zu  acbüteeo.  Direktors,  Aufaeher,  Werkmeister  uod  alle  aadcreo  Feraouea, 
dl»  mll  der  Aufeicbt  betrant  sind,  haben  darauf  ro  aditen,  dam  die  Angestellten  mit 

d6*.VeTf"'imnijrn  diVsps  Ab.s(  hi)ittes  jrenau  bekaiuit  seien. 

2.  §  i  lieij  Abäjchnitu»  y  da>*  „Üutario  Factories  Act"  wird  wie  folgt  ergänzt: 
Die  Arbeitszeit,  gleichviel  welchen  Tage»,  darf  nicht  länger  als  bis  G  Uhr  abcads 

daiern,  nnsepr  es  liege  eine  spezielle,  g<>«chriebene  Bewilhgunjj  des  Fabnkin^nelctors  vor. 

3.  Abs^chnitt  15  von  „The  Ontario  Factorie»  Act"  wird  ger^triLlien  und  durch 
folfendcs  ersetzt: 

15.  1)  a)  Jeder  Fabnkb(\«itzer  hat  darüber  zu  wachon,  das.s  für  die  Arbeit<>r  eine 
genfigende  Zahl  von  Abtritten  und  IM^s^oir«  zur  Verfügung  »tehen.  Die  Aborte  der 
Männer  und  die  der  Frauen  sollen  getrennt  sein,  und  ebeiUO  die  Zogioge  TO  den* 
selben.  Auf  je  25  Peraooen  soll  ein  Abort  kommen. 

b)  Jeder  FabrikbeMitzer  soll  den  Ausdünstungen,  die  von  Kloaken  oder  beBdifr> 
digten  Leitungen  herrühren,  aMielfen  und  die  nötigen  Verbeaicningen  macheOi  um 
das  Gebäude  m  bewohnbarem  Zustande  tm  erhalten. 

e)  Jeder  Fabrikbesitzer  hat  die  Verpfliehtung,  jedem  Fabrikarbeiter  Trinkwaaeer 
aur  Verfüjjutig  zu  Htellen. 

2)  Jeder  Fabrikbesitzer,  der,  vom  Fabrik ius|)ekU>r  schriftlich  benachrichtigt,  sich 
weigert,  oder  es  vernachlässigt,  innert  30  Tagen  obigen  Vorschriften  zu  eoteprechen, 
wira  der  Ueliertretung  der  Verfügunpen  dieses  Ge.^pizes  Kchuldig  erklärt. 

4.  Abschnitt  16  von  „The  Untariu  Factoriua  Act"  wird  gestrichen  und  durch 
das  Nachfolgende  ersetzt: 

IG.  1)  a)  Jeder  Industrielle  hat  seine  P'abrik  bezüglich  Ecinlidikeit  und  Ge- 
sundheit iu  gutem  Zustande  und  geschützt  vor  den  Ausdünstungen  von  Abfüllen 
irgend  welcher  Art  zu  erhalten. 

b)  Jeder  Industrielle  wird  darauf  sehen,  dass  Aborte  u.  s.  w.  sich  in  saoitarisch 
^tero  Zostande  befinden  und  die  Trennung  derselben  für  Manner  und  für  Frauen 
umbehalten  wird. 

c)  Jeder  Industrielle  hat  für  Heizung  der  von  ihm  benutzten  fiäumliclikeiten  an 
■oiigen  und  die  Temperatur  derart  zu  r^ln,  daes  sie  weder  der  Oeenndheit,  noch 

dem  Wohlsein  der  Arbeiter  nchädlicb  sem  kann  nnd  der  zu  verrichtenden  Arbeit 
entspricht;  in  keinem  Falle  darf  die  Teuipcratur  unter  tX^°  Fahreoheit  betragen, 
aueser  auf  spezielle  schriftliche  Bewilligung  aes  Fabrikinspektors  hin. 

d)  Jefler  Industrielle  wird  darüber  wachen,  dass  die  Fabrik  ventiliert  sei,  dass 
die  Atniui^phäre  relativ  rein  t<f'i  und  bei  der  Arbeit  entstehende  Gase,  Dämpfe,  Staub 
und  andere  Unreinheiten  .^o  viel  nl>^  möglich  unschädlich  gemacht  werden. 

e)  Die  Fabriken  dürfen  während  der  Arbeitszeit  rncTit  so  mit  Arbeitern  gefüllt 
sein,  da.H8  e«  deren  Gesundheit  schädlich  sein  könnte;  das  Raumverbäliuit-  soll  300 
Quadratfuss  per  Arbeiter  betragen. 

f)  Der  Fabrikins|)ektor  ist  berechtigt,  vom  Fabrikbesitzer  zu  verlangen,  dass  er 
eine  eenügendc  Zahl  von  Spucknäpfen  an  verschiedenen  Orten  der  Fabrik  aufstelle, 
und  oaruut  sehe,  dass  sie  rein  gehalten  werden. 

g)  In  Fabriken,  wo  Operationen  atattüoden,  im  Veriaof  deren  die  Arbeiter  ätaub 
einzuatmen  haben,  der  ihwr  Gesundheit  echadet,  Inmn,  faUs  diese  Einatmung  gans 
oder  teilweise  durch  mechanische  Mittel  zu  verhindern  ist,  der  Inspektor  in  lleoer- 
eiustimmung  mit  den  diesbezüglichen  VorBichtsniassregcln,  wenn  solche  vorhanden, 
anordnen,  cum  diese  in  abeehbarer  Zeit  vom  Arbeitgeber  angewendet  werden,  der  tn- 
gleich  verpflichtet  ist,  sie  in  diesen  Fällen  anzuBchnrfeti. 

h)  In  allen  Fabriken  soll  ein  Vorrat  von  Trinkwasser  und  Trinkljcchern  den 
Arbeifern  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Dieser  Wanervorfut  aoU  weoigatena  SFum 
von  den  Aborten  und  Pisaoirs  entfernt  liegen. 

2)  Die  Klausel  g  ist  auf  jede  VVerkstätte  anwendbar,  wo  geschiirrt,  iwlicxt  oder 
gcachlifieit  wird,  ohne  B^'Qcksichligung  der  Zahl  der  beschäftigten  Personen. 

'■))  Jeder  Industrielle,  der,  vom  Fabrikinspektor  schriftlich  benachrichtigt,  sich 
Weigert,  uiier  es  vernarhläüsigt,  innert  30  Tagen  obigen  Vorschriften  zu  entsprechen, 
wird  der  Ucbertretuug  <ier  Verfügungen  dieses  Gesetzes  schuldig  erklärt. 

ö.  Paragraph  c  der  ersten  Unterabteilanff  des  Abschnittes  20  von  „Ihn  Ou- 
tario  Factories  Act>*  wird  anffn^hoben  und  dnren  naehfolgend»  ersetzt : 

Die  OeffnuM|::>ii  der  (Irliiiu.--e  an  Hel»eapparati  n  oder  Lifts"  oder  an  Brunnen 
sollen  auf  allen  Stockwerken,  das  Erdgeschoss  inbegriffen,  mit  automatiacbai  Fall- 
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türen  otlpr  Türen  vergehen  sein.  Diese  Türen  sollen  wenigstens  eine  Höhe  von  5  Fufs 
0  Zoll  besitzen  und  köonea  aus  mehrerai  Teilen  bei»tebeD.  Die  Sdteowäade  der  Ge- 
Mhue,  die  aaf  aUen  Stockwerken,  daa  Erdgeschow  inbegriffen,  keine  Türen  baboi 

dürfen,  sollen  durch  eine  EinfrieduDg  von  wenigstens  G  Fiii*s  Höhe,  die  vom  Inspek- 
tor gutgeheisaen  werden  soll,  ge»chütsl  wmlea.  Ist  der  Hebeapparat  in  einem  (iehäuae 
angefacht,  das  mehr  als  6  Sxill  dicke  Winde  hat,  so  kann  denielbe  mit  einem  zweiten 
Manövricrkabcl  auKserhalb  des  Turmes  versehen  werden.  .Tr  lrTifalls  soll  der  Hebe- 
spparat  mit  eioeni  ÖchlocMi  vereehtm  i^eiu,  damit  das  MaiiövrierKabel  in  bicherbeit 
gebracht  werden  kann.  Wenn  der  Lift  von  Hand  in  Beweping  gesetzt  wird,  so 
sollen  die  Türen  wenigstens  3  Fu-is  hixh  sein  und  autoninri<r hpn  Verschluss  haben, 
und  die  nicht  durch  Türen  geschützten  Öeiteuwünde  nül  Eintnedungen  von  wenig- 
stens 4  Fuss  Höhe  versehen  sein,  die  vom  Inspektor  gutgeheissen  sind. 

Ein  Anschlat;  mit  dem  Worte  „gefährlich",  in  sichtbaren  I^ettcrn  von  wenigstens 
4  2Ioll  Höhe  geschrieben,  öoli  aju  uiitcru  QuerhüLs  jeder  Türe  angebracht  werden,  so 
dflss  er  von  aussen  sehr  gut  leserlich  ist. 

Der  obere  Teil  jedes  Lift  wird  mit  vom  Inspektor  gut  geheisseoen  Apparaten 
versehen,  um  die  dort  befindlichen  Personen  za  scnOtzen. 

6.  Abschnitt  5  von  „The  Ontario  Factorio  Act"  wird  durch  Einschaltung  dCK 
Wortes  ,Juni"  nach  den  Wortra  „die  Monate"  auf  der  zweiten  Linie  abgeändert. 

2.  Victoria. 

An  act  to  amend  section  twenty-five  of  tb©  Pactories 
aud  Shops  Act  1903.    November  30,  19*04. 

OeMfla  rar  AMndorang  des  §  35  dea  Vlpbilk»  «nA  I^dengeietie« 
von  1903 1).    Vom  80.  November  1904. 

1.  Dieses  Gesetz  ist  als  ..Fabrik-  und  Ladengesete  von  1904** 
(Factories  and  Shops  Act  I0()4i  zu  zitieren. 

2.  §  25  des  Fabrik-  und  Ladenge»etzes  von  1903  wird  durch  den 
folgenden  Paragraphen  ersetst: 

§  25.  üngeushtet  irgend  welcher  Bestimmungen  der  Fabrik-  nnd 
Iiadengosetzo  — 

kann  ein  Eutscheid  eines  Lohnarntea  oder  des  gewerblichen 
Appellationsgericbtes  durch  einen  Erlass  des  Staatsrates  auf  einen  Teil 
einer  Ghra&chaft  Anvrendang  finden,  der  bei  einer  Stadt  (city  or  town)  im 
Ümkreiee  von  10  Meilen  liegt; 

b)  kann  ein  Entscheid  eines  Lohnarotes  odes  des  gewerblichen  Appol- 
lationsgerichtes  durch  einRn  Erlass  dos  Staatsrates  auf  einen  Teil  einer 
Grafschaft  Anwendung  finden,  der  wenigstens  10  Meilen  von  einer  Stadt 
(city  or  town)  entfernt  liegt,  wenn  der  Bat  dieser  Grafschaft  beim  Staats* 
rat  um  Anwendung  des  Entisdieides  einkommt. 

c)  Jeder  Erlass  des  Staatsrates,  der  auf  Grund  dieses  Paragraphen 
erfolgt,  soll  im  Regierungsblatt  f Government  Gazette)  ver^iffentUcht  werden 
und  jeder  Entscheid,  der  dadurch  auf  einon  Grafschaftsteil  angewandt 
wird,  soll  in  diesem  Teil  volle  Kraft  nnd  Wirkung  haben. 

3.  SUcUnutnlieii* 

An  act  to  amend  „The  Workmen's  Compenaation  Act 
1900",  and  for  other  purposes. 

Gesetz  vom  21.  "N'oveTTibcr  1904,  znr  Abänderung:  des  QesetaOB 
YOm  Jahre  1800,  betr.  den  Schadenersatz  für  Betriebsunfälle. 

1.  Das  gegenwärtige  Gesetz  wird  zitiert  unter  dem  Tiiel  „Abauder- 
nngsgesets  zom  UnfallhaffcpflichtgesetE  1904"  nnd  ist  ak  Teil  des  den 

1)  VergL  BulL,  Bd.  lU,  S.  340. 
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Scbadenenatz  für  BetriebsanfUle  betreffenden  UnfellbeltpdichtgesetzeB  vom 
Jahre  1900  (im  Folgenden  Hauptgesetz  genannt)  zu  interpretieren. 

2.  Wenn  ein  Arbeiter,  der  im  Dienste  einen  Arboiftrobers  in  einem 
Fabrikbetriebe  angestellt  int,  ausäerhalb  der  Fabrik  die  liim  aufgetrageueo 
Arbeiten  ausfahren  mues,  wird  angenommen,  daas  er  wahrend  der  Ans- 
fübrang  der  genannten  Arbeiten  in  dieser  Fabrik  besoh&ftigt  ist;  und 
wenn  einem  solchen  Arbeiter  ein  Unfall  zustösst,  so  wird  der  Ort,  txx 
dem  die  Aiboit  vorfrenommf^n  wurde,  als  liif»  vom  Unternehmer  im  Sinne 
des  HauptgesetzoH  betriebene  Fabrik  botraciitet. 

Der  Unternehmer  ist  hingegen  nach  den  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  oder  des  Hauptgesetses  nicht  haftbar  fdr  den  Unfall, 
der  ihn  auf  dem  Wege  zu  dem  bestimmten  Ort«  oder  auf  dem  Kückwege 
von  diesem  Orte  trifft,  nnd  nicht  fiir  den  Unfall,  der  öine.ri  Arbeiter  in. 
auf  oder  bei  einem  Srliitie  o<ler  Boot©  trifft,  68  sei  deuu,  dass  sich  das 
genannte  kSchiÖ  im  liuleu  beiindet. 

8.  Der  Abschnitt  4  des  Haoptgesetees  wird  ergftnst  durch  Beiftlgimg 
der  Worte:  „in  Ausübung  der  Bestimmungen  des  zweiten  Anhangs"  nach 
dem  Worte  „Schadenersata**  aof  der  dritten  Linie  des  genannten  Ab- 
schnittes. 

4.  Wenn  das  Bericht  bei  einer  gemäss  den  Bestimmungen  des  Ab- 
schnittes 7  des  Hauptgesetsses  anhängig  gemachten  Klage  die  au  bs- 
zahlende  Entseliftdigung  festsetzt,  so  hat  es  einen  Schein  zn  verabfolgen, 
welcher  den  Betrag  dos  von  ihm  zugesprochenen  Schadenersatzes,  sowie 
die  Verfügung  enthält,  die  es  in  Bezug  auf  Ko3tenab7ti<re  p-etroffen  hat; 
ein  doiartiger  Schein  hat  dieselbe  Bedeutung  wie  ein  in  Gemässheit  den 
Hanptgesetses  erlassenes  Urteil. 

5.  Der  zu  verabfolgende  Schadenersats  an  einen  Hafenarbeiter,  der 
beim  Laden  oder  Lüschen  von  SchiflTen  eine  Vei letzung  erleidet,  wird, 
ohne  dass  dem  irgend  eine  Bestimmnnf^  des  pegenwärti^'on  oder  des  Haript- 
gesetzes  entgegenstehen  wtlrde,  so  berechnet,  wie  wenn  der  Durchschnitts- 
lohn dieses  Arbeitere  unmittelbar  vor  der  Verletzung,  der  totalen  Erwerbs* 
unfthigkeit  oder  dem  Tod  wöchentlich  2  Pfbnd  betragen  hatte,  ohne  Rttek- 
sicht  darauf,  ob  dieser  Arbeiter  von  einem  oder  von  mehreren  Unter- 
nehmern in  Dienst  genommen  war. 

4.  Wettaiutralieii. 

1.  An  -Äff  tn  fnrther  aineiid  tbe  Trnrk  Art  1  8  9 

Gesetz  vom  10.  Desember  1904,  in  Abänderung  demjenigen  von 
31880,  weldhea  die  TiobinMihlUBg  in  VatntaUeii  oder  andere  als  in  gang- 
barer Mflnse  verboten  hatte. 

1.  l)i  -  (icsets  kann  ah  eine  Abiindening  der  ,,Truck  Actf'  von  ltt09,  ntdi- 
steheixl  als  Hauptpcsetz  he/eichnet,  zitiert  werden. 

2.  Abi^cbnitt  (>  den  llaupigesvtzc!«  fmdet  keine  Anwendung  auf  alle  nach  dem 
1.  November  l'.XM  oingereiehteti  oder  erhobenen  Klagen  bexüglieh  Zaiilung  dovoneÜMni 
Arbeiter  vor  dem  1,  ^lovember  I'.)04  verdienten  Lohnes  ADweDduuEi 

nnpmcht«!  der  Bestimmungen  de»  Hannt^e^etxeB  kann  der  Beklagte  in  jeder  nweh 
(!fin  1.  Xo\ C'iiihrr  10^}  i'inLr<Ti'irliti-ii  n*\vr  erliohcnen  Klage  bezÜElich  Fintri'ilmti;:  i]<  r 
Löhne,  welche  ein  Arbeiter  vor  dem  1.  Dezember  10<f4  verdient  hat,  eine  itegeuklii^f 
einreichen  besQgUch  folgender  Punkte: 

a)  Waren»  die  dem  Beklagten  als  Lohn  oder  als  VonchuaMshlang  geUetet 
wurden. 
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b)  Waren,  die  von  Lokalen  oder  Magazinen  verkauft,  beschafft  oder  geliefert 
wurden,  die  dem  Beklagten  gehöreo,  oder  in  wddien  der  Beklagte  Teilhabw  aein 
könnte. 

c)  Waren»  die  dem  Kluer  vom  Beklagten  selbet  oder  dareh  irgend  eine  in  adoem 
XMenste  iitdiaide  Pemon  geliefert  worden. 

2.  An  act  to  amond  the  Faotories  Act  1904.  No.  i4(J,  1904. 
Decembor  24,  1904. 

Gesetz  vom  24.  Deaembor  1004  sar  AUndegniiig  des  Valirik- 
geaatses  von  Id04^j. 

1.  Dieses  Gesetz  ist  als  „Abanderungsgesetz  des  Fabrik^^esetzea  von 
1904**  (Factoiies  Act,  1904,  Amendment  Act)  zu  zitieren  und  bildet  einen 
Teil  des  Gesetzes  von  1904,  das  im  Folgenden  das  Hanptgeseti  genannt 
wird. 

2.  Absatz  6  des  §  27  des  Haujit^esetzes?  wird  abgeändert  durch 
btreiühuDg  der  Worte:  ^and  nicht  grösser  als  der  für  öchulen  f^emäss 
diem.  Brziehuiigsgeset^:",  die  durch  folgende  zu  ersetzen  sind:  „und  jeden- 
falls nicht  kleiner  als  350  Knbikfuss  auf  eine  besch&ftigte  Person.  Doch 
darf  der  Minister,  wenn  die  Notwendigkeit  dargetan  wird,  eine  Fabrik 
oder  Werkstatt  der  Reobarlituiiy;  dioses  Absatzes  entlicbcn'*. 

3.  In  die  Exemplare  den  liauptgeaetzes,  die  in  Ztikuntt  von  der  Ke- 
gierungsdruckerei  gedruckt  werden,  werden  die  Abänderungen  dieses  Öe- 
aetses  unter  KontroUe  des  Parlamentssekretftrs  eingeflQgt  und  am  Bande 
anf  dieseg  Gesetz  hingewiesen  werden. 

3.  An  act  to  fartheramend  theEarlj  Giesing  Act,  1902. 
GtoMta  vom  24.  Desember  1904  aar  AbSndenmg  dea  Qeaetzes  toa 
190S  über  den  Sobluss  der  Magazine. 

1.  DaH  hier  angefilhrte  Gesetz  kann  unter  dem  Xitel  „Gesetz  von  1904  (No.  2), 
welches  dasjenige  von  1902.  über  den  Schlma  der  Magazine  abändert",  «itiol  werden 
und  wird  demjenitrcti  vuii  HHrj  t'invtrlriht,  das  uls  „Ifauptgesetz"  bezoicluicl  wird. 

2.  Abschnitt  12  des  Hauptge»€Ueä  wird  dadurch  abgeändert,  da^s  nach  dem  Worte 
„b(«ehäftigt"  die  Worte  ,^ne  Person  mehr  als  ött  Stunden  p«r  Woche,  die  EHsenazeit 
nicht  eing('r«Mhiit't,  (idr-r  .  .  ."  trrdruckt  worden. 

3.  Abschnitt  JÜ  des  (  ifsot/c-M  von  IÜ04,  von  mm  an  neues  Gesetz  geheit4.*eii,  wird 
abgefiodert,  indem  man  nai  h  dm  Worten  „erster  Zut^atz"  die  Worte  „mit  Auhuahme 
der  Pastetenbäckfrcitii  und  FrüchteverkaufssteUen"  einschaltet,  sowie  durch  Beifficung 
de«  folgenden  l'arui^raplieu :  „Der  Ladeuschluss  für  Pasteten bäckereiea  und  Früchte- 
verkauftis teilen  darf  nicht  auf  !ij>äter  als  nach  1 1  Uhr  nachtn  festgesetzt  werden,  und 
die  genannten  Magazin^  bleiben  auch  für  den  Keet  des  Tages  genchlaaüen." 

4.  Alle  E.xemplare  des  Hanjitpesetzes,  die  von  nun  an  von  der  8taatsdruckerei 
gedruckt  werden,  !<ollen  den  Abiinderungen  Kf(  liminL'  tragen,  die  durch  das  gegen- 
wärtige Gesetz  eingelührt  werden,  alles  unter  Aufdicht  des  Qericht«schreibera  des 
Psrlamenta  und  mit  einer  auf  das  Gesetz  bezüglichen  Randbemerkung. 

6.  Ken  Seelaiid. 

1.  An  act  to  amend  The  Industrial  Conciliation  and 
Arbitration  Act,  1900.    November  8,  1904. 

Gesetz  zur  Abänderung  des  gewerblichen  Vennittliinga-  und 
Sobiedsgesetzes  von  1900.    Vom  H.  November  1*J()4. 

1.  Die  kurze  Bezeichnung  dieses  Gesetzes  ist  „Abänderungsgesetz 
von  1904,  betr.  gewerbliche  Vermittlnng  und  Schiedssprechung"  (The  In- 
dustrial Conciliation  and  Arbitration  Amendment  Act,  1904).   Dieses  Oe- 


1)  Veigl.  Bull.,  Bd.  III,  8.  174  ff. 
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setz  bildet  ein  Stück  des  ,,Gewei'blichen  Vermittlungä-  und  Scbiedsgeeetzes 
von  1900"  (The  Indnstrial  Conciliation  and  Arbitration  Act,  1900),  hierin 
als  „Hauptgeseta*^  bezeichnet,  und  iat  raaammen  mit  diesem  Haaptgesetc 
anssaiegen. 

2.  Um  gewisse  Zweifel  za  beseitigten,  die  binsichtlirh  der  Anwendnnir 
der  Definitionen  der  Ausdrücke  „Unternehmer  "  (employer),  „Induisuie" 
(industry)  nnd  „Arbeiter^  (worker)  im  Hauptgesetz  entstanden  sind,  wird 
biennit  erklärt,  dass  für  alle  Zwecke  des  H:iii))tgesetze3  nnd  seiner  Ab- 
ändemng;eTi  Mieses  Gesetz  eingeschlossen)  ein  Unternehmer  ahs  in  einer 
Industrie  engagiert  anzusehen  ist,  wenn  or  Arbeiter  beschäftigt,  die  wegen 
dieser  ihrer  Beschäftigung  selbst  in  der  betretenden  Industrie  engagiert 
sind,  öh  der  Unternehmer  sie  im  Gange  seines  Betriebes  oder  Geschftftee 
besdiftftigt  oder  anderweitig. 

3.  1)  Die  Falle,  in  denen  der  auf  Grund  des  §  3  des  „Arbitration 
Court  Emergency  Act  1903"  (Bull.,  Bd.  III,  S.  278)  ernannte  Ersatz- 
richter an  der  Eechtsprechung  teilnehmen  und  urteilen  kann,  werden  hier» 
mit  anf  den  Fall  ausgedehnt,  in  dem  ein  stibkdiger  Bicbter  bei  einer 
Streitigkeit  oder  bei  Verhandlungen  selbst  Partei  ist  nnd  also  nicbt  als 
Mitglied  des  Gerichtshofes  handeln  kann. 

2)  Ist  in  einem  vorgenannten  Falle  kein  gebührend  ernannter  Ersatz- 
richter vorhanden,  der  an  der  Ilechtsprechung  teilnehmen  und  urteilen 
kann,  so  kann  der  Gouverneur  auf  Empfehlung  des  Präsidenten  eine  ge- 
eignete Person  ernennen,  damit  sie  zur  Untersuchung  nnd  Entscheidung 
des  Streites  oder  der  Veihanrllungen,  bei  denen  das  stindige  Mitglied 
Partei  ist,  teilnehme  und  urteile,  und  die  so  prnannte  Person  soU  für  die 
vorgenannten  Zwecke  als  Ersatzrichter  angesehen  werden. 

2.  An  act  to  amend  The  Worker's  Compensation  for 
Accidents  Act,  1900. 

Geseta  vom  8  Wovember  1904,  betr.  AbSndemng  des  Gesetsss 

über  den  Schadenersatz  für  BetriebsunTälle  vom  Jahre  1900. 

1.  Der  abgekürzte  Titel  des  gegenwärtigen  Gesetzes  lautet  „Ab- 
Andernngsgesets  snm  ünfallhaftpflichtgesets  von  1900*;  das  Gesetz  bildet 
einen  Bestandteil  des  „Unfallbaftpilichtgesetses  von  1900"  und  ist  im 

Zusammenhang  mit  diesem  zu  interpretieren. 

2.  1)  Der  Schadonersatz,  anf  den  ein  Arbeiter  wegen  totaler  oder 
teilweiser  Er\verb»uniähigkeit  auf  Grund  des  Haujjtgebetzes  Anspruch 
besitzt,  besteht  in  einer  w6dientlicben  Zahlung,  die  jedoch  den  Betrag 
der  Hrdfto  des  wöchentlichen  DurchschnittslobneSy  den  er  mit  seiner 
AiIm  it  während  des  vorhergehenden  Jahres  vei-dient  hat,  nicht  ttber- 
steigen  darf. 

2)  Diese  Zahlung  wird  wahrend  der  ganzen  Dauer  der  Erwerbs- 
nnfllhigkeit  des  Arbeiters  geleistet,  darf  aber  den  Betrag  von  2  Pfund 
wöchentlich  nicht  tibersteigen  :  die  volle,  auf  Grnn<l  dieser  Entschädigungs- 
pili(tht  bestehende  Haftung  des  Unternehmers  darf  den  Betrag  von  800  Pfand 
nicht  über8tr>i<;en. 

Die  Zahlung  wird  indessen  für  die  erste  Woche  in  allen  den  Fällen, 
in  denen  sich  die  Erwerbsunfähigkeit  des  Arbeite  anf  mehr  als  2  Wochen 
ausdehnt,  nicht  geleistet. 

3)  Der  gegenwJlrtiire  Abschnitt  soll  den  Abschnitt  H  des  Abänderungs- 
gesetzes  vom  Jahre  ld02  zum  Unfallhaftpfiichtgesetz,  sowie  den  Abschnitt  5 
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dM  Erg&iiziing8geB6tM0  Tom  Jalire  190S  enetseii ;  die  genannten  Abschnitte 
sind  aufgehoben. 

Bezfifj;lich  dei*  vornberf;;ehend  als  Stauer,  Entlader  und  Hafen- 
aibeiter  angeäteilteu  Arbeiter  kommen  die  nachfolgenden  Bestimmungen 
2ur  Auwendung: 

a)  In  allen  Ftllen,  wo  aicAi  die  Entsöh&digung  anf  die  dnrchedmitt- 
liehen  Wochenlöhne  des  Arbeiters  grOndet,  sind  diMe  auf  dem  Fusse  der 
T.Tihne  einer  vollen  Woche  anzuschlagen  tmter  Zn«^rundelegnTip:  clor  üblichon 
Entlohnung  (ohne  Mitberechnung  der  Doberzeit)  der  Arbeit,  bei  der  er  im 
Zeitpunkte  des  Unfalls  beschäftigt  war,  auch  wenn  er  tatsächlich  nicht 
die  ganze  Woche  gearbeitet  hat  und  sein  Anstellangsverhaltnis  auch  nicht 
die  ganze  Woche  gedauert  hat ;  der  Schadeneraats  wird,  dttnentsprediend 
berechnf't  und  bestimmt. 

Die  wöchentlichen  Zahlungen  dürfen  indessen  in  keinem  JTalle  weniger 
als  1  Pfund  betragen. 

b)  Der  gegenwärtige  Abschnitt  findet  Anwendung  sowohl  für  den 
fall  des  Todes,  als  auch  bei  blosser  Erwerbsunfähigkeit. 

4.  Die  Scliadeuersatzklage  gilt  in  folgenden  Fällen  als  innert  der 
vorgeschriebenen  Frist  erhohen  : 

a)  wenn  der  Kläger  innert  der  vorgeschriebenen  Frist  ein  Begehren 
auf  schiedsrichterlichen  Entscheid  eiu^^ureicht  hat; 

b)  wenn  der  Kläger  innert  der  vorgeschriebenen  Frist  dem  Arbeit- 
geber schriftlich  seine  Absicht  zur  Klageerhebung  mitgeteilt  und  hernach, 
aber  nirht  spJltor  als  einen  31nnat  nach  Ablauf  der  vorgeschriebenen 
Frist,  ein  Begehren  um  schiedsrichterlichen  Entscheid  eingereicht  hat,  oder 

c)  wenn  die  Klage  innert  der  vom  Gerichte  gewährten  Verlängerung 
der  vorgeschriebenen  Frist  erhoben  worden  ist  Die  Fristverlängerung 
darf  jedoch  in  keinem  Falle  einen  Monat  überschreiten,  nnd  es  darf  über« 
hanpt  keine  Frist vorlängerung  gewUhrf  werden,  wenn  diese  nach  dem 
Ermessen  des  Gerichtes  die  Verteidigung  des  Arbeitgebers  schädigen  könnte. 

3.  An  act  to  consolidate  and  amend  the  law  relating 

to  Shops  and  offices,  1901. 

Gesetz  vom  8.  November  1904  zur  Kodin^iening  und  Ab&nde- 
nmg  der  Gesetse  betr.  die  Magazine  und  die  Bureaus. 

1.  Der  abgekürzte  Titel  des  gegenwärtigen  Oesetxes  i«t:  „Oesets  von  1904,  betr. 
die  Mnga/iiir  inid  nurcaiis". 

2.  Dieses  Gesetz  bezeichnet,  es  sei  denn,  das«  der  Zusamoieuliuug  nicht  zula^e, 
mit  dem  Aaednick  „Gemeinde"  auch  eine  Stadt. 

Jn-prlcrr  r"  ^^cilouiet  Fiil)rikitis|M'ktor  und  bssiebt  sich  auf  jeden,  der  Krsft  des 
FabrikgcnetzcH  von  KHiL  ernaiiut  wurden  ist. 
„Minister"  l)f>doutet  Arbeitsminister. 

„Inhaber"  Ite/.fichnct  dir-jciiitrc  P'T-  'it,  welche  ein  (lebüude,  einen  geöch!o!»f«enen 
Baum  oder  Plat^  iaue  bat,  der  btsitiintni,  ist,  al.s  Majjaziu  oder  Bureau  verwendet  zu 
weiden,  oder  schon  zu  dieeem  Zwecke  verwendet  wird,  und  bezieht  sich  auf  jeden 
Verwalter,  Aufseher,  oder  jede  andere  Person,  die  rechtlich  oder  tatsächlich  die  Ver- 
waltung oder  die  allfi^nieiue  Kontrolle  über  ein  Ma^in  oder  ein  Biurcau  ver- 
sieht, und 

in  Magazinen  und  Bureaus,  wo  ein  Personal  fi;eno8aen8chaftlidi  beschäftigt  iat| 
wird  der  eigentlidie  Verwalter  als  ebenfalls  im  »^ff  „Inhaber"  vemtandeo  be- 
trachtet. 

„Bureau"  heisst  jedes  Gebäude,  in  weichern  direkt  oder  indirekt  irgend  eine 
Penoo  flchriftUdie  Arbeiten  verrichtet,  die  auf  Geschäfte,  Handels-  oder  kaufmännische 

T^nternehmungen  Bezn|r  hnhpn,  «lio  daselbst  durch  den  ,,Inbal>rr"  auageführt  werden; 
die  Bureaus  der  Rechtsanwälte  oder  der  Bcrgwerksgesellsciiaften,  ebenso  diejenigen  der 
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Vereinigten  Berawerksarbeiter,  sowie  die  GebAnde  und  Lokale,  wo  die  schriftlicheD 
Arbeiten  einer  Fabrik  oder  eines  Magazin»,  wenn  jene  Bich  in  der  Fabrik  oder  dem 
Magazin  selbi<it  befinden,  verrichtet  werden,  sind  hiervon  aubspchloasen. 

„Hureauangcstellter"  hebst  jede  PereoDf  die  in  ei&em  Bnieen,  nech  Beg^H  des 
Oesetzex.  verwendet  wird. 

„V'orgescbrioben^  bedeutet  darch  die  in  Kraft  getretene  VofMlirift  den  gcfcn- 
Wirfclgen  (iesctzf'-i  hefolilcii. 

Unter  „Kabinct"  sind  Abtritte  u.  s.  w.  venttandeo. 

„Megexin"  bedeutet  dm  OebSade  oder  den  Platz,  woedbet  Waren  aufbewahrt, 

an^geBteltt  (Hier  zum  Verkauf  feilgeboten  werden,  oHer  in  welchen  H^ieh  irp-tid  ein  Teil 
der  V'crkaufis^t^i-bäfte  dtx  Magazins  abwickelt;  Lager  zum  aust^chliesshchea  CiroM<- 
haodelbetneb  fallen  nicht  darunter. 

„Laileiitrchilfe"  ir.t  die  Rezeiclinuiig  für  diejenige  Person  <ob  Fainilicnglied  de» 
Inhabent  CHler  lucht),  diu  vuui  Ludeninhaber  in  Gcschuten  oder  bezüglich  der  Geschälte 
des  Laden»  verwendet  wird;  zu  ihnen  rechnet  man; 

a)  die  Lehrlinpe  und  die  iinprovers;  ebenso 

b)  jede  in»  Dteusl  de«*  MeiHters  stehende  Person,  die  mit  dem  Verkauf  und  da 
Abgabe  von  de«i<en  War©  oder  mit  der  Erbringung  von  Bestellungen  auf  diese  heine 
Ware  beschäftigt  i-t.  nei  sie  jeweilen  im  Inneren  des  Ladens  verwendet  oder  nicht 

iiArbeitetag '  ist  jeder  Wochentag,  mit  Aufnahme  den  Sonntags. 

Magazine,  bchlusa  derselben. 

3.  Alle  Magazine  der  Bezirice  von  Auelrland,  Wellington ,  Chtistchurch  nnd 

Diine<lin.  in  denen  höchstens  zwei  Per^fdien,  den  Inhal)er  inbegriffen,  be-ichäfti^rt 
sind,  sollen  für  die  Geschäfte  ge.'ichlosHen  sein  von  6  Uhr  abends  bis  8  Uhr  morgens, 
wenn  der  folgende  Tag  ein  Werktag  i«tt,  während  4  Wochentagen  von  \)  Uhr  abends 
bis  H  T'lir  morjrrns,  bei  imehfultrendi  tn  Werktag  einmal  per  Woche.  Sotlie  die^or 
Werktag  jedm  li  der  Vorabeu»!  von  Weihnachten  oder  Neuinbr  sein,  so  können  die 
Maeasine  an  dimen  Alanden  bis  11  Uhr  abends  geöffnet  l)li  il>en;  el>enso,  wenn  Weih- 
nachten und  Neujahr  auf  einen  SonntfiL'  "  if^r  .Montag  fallen,  können  dir-  Mapizin(> 
am  vorhergehenden  suiustag  bis  11  Uhr  abend«  offen  bleiben.  Der  Ansschank  von 
Erfrischungen  wird  nicht  3»  Ladengeschüt  im  Sinne  der  Wirkung  des  vorliegenden 
(iesetzesteiies  betnushleL 

n  a  n  e  r  der  Arbeit  u.  s.  w. 

4.  l)  Die  LadenHnge^t(  lIt(  n  köntu-n  in  Magazinen  und  deren  Umgebung,  oder 
für  die  Geschifte  dieser  Ma<ra/ine  ni(  hi  länger  verwendet  werden  als: 

a)  während  52  StnmitMi  in  der  Woche,  die  Essenszeit  ausgenommen,  norh 

b)  während  mehr  «ieuu  9  Stunden  tiiglicli,  die  l^scnszcit  ausgenommen,  mit  Auf- 
nahme eines  Tages  per  Woche,  an  welchem  die  Arbeit  wXhrend  11  Stunden  fortgeseUt 
werden  darf,  immer  <lie  Essenszeit  ausgeschlossen,  weder 

c)  länger,  als  während  5  fortlaufenden  Stunden,  ohne  eine  Unterbrechung  von 
einer  Stunde  wenigsten-  /.nr  Einnahme  einer  Mahlzeit,  noch 

d)  zu  iroend  einer  Zeit  nach  1  Uhr  nachmittags  an  einem  Tag  der  Woche,  dem 
Tage,  an  welchem  (die  Bestimmungen  des  Abechn.  15  ausgenomm«))  da»  Magazin  ge- 
schlossen zu  hnl'  ■   i  t.  wir  nachfolgend  bestimmt. 

2)  Die  lieMiuimungeo  dra  letzten  Unterabschnittes,  die  L>auer  der  Arbeit  bei  den 
LadengefaUfen  betreffend  (andere  als  die,  weldie  auf  den  obligatorndiai  halben  freisD 
Tag  I>f  /utr  haben),  sind  auf  Ange»<tcllte  tii(  lit  anwendbar,  die  beschäftig!  sind.  Waren 
im  liau(>e  eine's  Käufers  abzuliefern,  das  höchstens  4  Meilen  vom  Magazin  entfernt, 
oder  weniger  als  8  Mi  ilen  von  einer  Gemeinde  oder  einem  Bezirk,  einer  Begrenznng- 
iu  welcher  der  Sprnch  einet*  Schiedsgerichtes,  das  GewrrlK»  des  Inh!iber>  hetreffnui, 
zu  Kraft  besteht,  niK-h  während  sie  beschäftigt  sind,  von  dieser  Person  Produkte  und 
andere  Waren  entgegen  zu  nehmen.  Imincrbin,  gemäss  dieses  Unterabachnittes,  dsrf 
die  Arbeitsdaiier  unter  gewöhnliclien  l'ni-tantlen,  die  durch  §  a  des  vorangehenden 
Unteraljfchnittes  festgestellt  sind,  nicht  um  nivhi  als  3  Stunden  per  Woche  über- 
schreiten. 

3)  Mit  Kücksicht  auf  die  Abfassung  des  Inventars,  oder  irgend  einer  andiaes 
Spczialarbeit  darf  die  Dauer  der  Arbeit,  die  vorgehend  besttnmit  wurde,  mit  vorherigsr 
^(  hriftlich  erteilter  Bewilligung  der  F:ii)rikinsi>ektors  verlängert  werden,  jedoch  mm 
um  mehr  als  3  iStuuden  per  Tag,  noch  30  Tage  im  Jahre. 

Dieefatls  dürfen  Angestdlte  nicht  länger  ala  4  Stunden  nacheinander  ohne  Bohe» 
I^use  von  wenigstens  einer  halben  Stunde  zur  Einnahme  einer  Stlikoqg  besfhiftigt 
wwden. 
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Außerdem  werden  Angestellte,  die  in  T'eborzeit^tnnden  arbeiten,  lV,nial  mehr 
BeraidanK  besiehen,  als  das  gewölmliche  Mass  der  Besoldungen;  immerbin  darf  die 
ZoMtsbeBoldaoi  nicht  gennger  min  als  6  Pence  per  Stunde  fflr  Angwtellte,  derm 
Bezahlung  10  Schilling  per  Woche  nicht  über  t  iL-t.  und  nicht  weiiij^or  il  Pence  per 
ötunde  für  alle  anderen  Arbeiter,  die  in  gleicher  NVeisc  arbeiten.  Diese  Zu^atzbeHol- 
dnng  soll  am  erstfolgenden  re^mfissigen  Zahltage  bereinigt  werden. 

Angestellte  jedoch,  die  eine  Jahreebesoldung  von  2CKrPfund  und  mdir  bedefaen, 
wllen  für  Ueberzeitarbeit  keine  Extragebühren  erhalteo. 

4)  Dies«:  Abschnitt  soll  angewendet  werden,  indem  man  sowohl  die  Vorschriften 
des  vorli^enden  Gei^ct/cs  luich  die  VoKSchrifttti  Torang^angencr  Urteilasprüdie 
des  Schiedsgerichtes  herücksichügt. 

5.  Um  vorzubeugen,  dass  die  Einschrinlcanif  der  Arbeit  der  Angestellten  dnxcli 
den  vorhergehenden  Abschnitt  nicht  umgangen  werde,  sollen  folgende  Anordnungen 
anf  jeden  Angestellten  Anwendung  finden : 

a)  Der  Angestellte  kiinn  we<ier  im  Magazin,  noch  in  dessen  Umgebung  (nler  für 
die  Geschäfte  des  Magazins  überhaupt  während  der  £s«eus*  oder  Kuhepauseu  ver« 
wendet  werdm. 

i)i  Der  Angestcllti  ,vird  als  im  Magazin  beschäftigt  betr;iflit  r,  wenn  er  ir^'-i  ni] 
eine  Arbeit  im  Magazin  selbst  oder  dessen  Umgebung  mit  oder  ohne  Zustimmxmg 
seines  Vorgesetzten  ausführt. 

c)  Jede  für  den  Vorge-^f 'z^rn  vom  Angostellton  anderi^wo  als  im  Magazin  ausge- 
führte Arbeit  (.habe  diese  Ari>e)t  Kezuc;  oder  nicht  auf  das  Ladengeschäft)  wird  so  be- 
trachtet werden,  als  wire  sie  im  Ma|^n  gesduhen  und  ihre  Zdtdauer  wird  demgemfss 
berechnet  werden. 

6.  Folgende  Verfügungen  finden  auf  die  weiblichen  Angeslellten  Anwendung: 
a1  Eine  genügende  Zalii  passender  Stühle  sollen  ihnen  im  Magazin  (und  das 

auch,  nm  der  Anoninung  des  Inspektors  zn  entsprechen)  zur  Verfiigung  stehen  und 

b)  sie  sollen  in  angemessenen  Zeitabschnitten  im  Laufe  d^  Tages  von  diesen 
Gebrauch  machen  können ; 

c)  sie  sollen  nicht  entlassen  und  üire  Besoldung  ihnen  nicht  geschmälert  werden 
kdunen  aus  dem  all«nigen  Grunde^  dass  rie  sidi  dieser  Stühle  bedient  haben,  es  ael 
denn,  der  Votgesetite  bewäse,  das«  die  Angestellten  diese  BegftnsttgaDg  misabimudit 
haben. 

Bexiimni  ungen  bezüglich  Ausz  ahlung  der  Besoldung. 

7.  Um  zu  verhindern,  dass  die  Ladenangestellten  verwendet  werden,  ohne  dass 
ihnen  eine  anständige  Besoldung  in  Geld  entnchtet  werde,  sind  folgende  VerfSgungen 
XU  beobachten: 

ft)  Jede  Person,  die  in  irgend  einer  Weise  in  einem  Laden  beschäftigt  wird,  hat 

da.'»  Recht,  »ich  vom  Vorgesetzten  den  einbedungenen  Ixthn  auszahlen  zu  Insstn,  der 
unter  allen  Umständen  nicht  geringer  sein  darf,  als  5  Schilling  per  Woche  im  ersten 
.Jahr,  8  Schilling  per  Woche  im  zweiten  Jahr  mid  11  Schilling  per  Woche  im  dritten 
Jahr  u.  s.  w.  mit  einer  Ivohnerhöhung  von  mindestens  '5  Hehilling  per  Woche  für  jedes 
folgende  Arbettj4jahr  in  der  gleichen  Unternehmung  und  bis  zum  20.  Altersjahr. 

b)  Diese  Besoldung  winl  unter  allen  Umstftnden  von  ZuschiagsEahtungen  wegen 
Mehrarbeit  unabhätigig  sein. 

c)  Der  Lohn  ^ttll  jede  Woche  oder  in  den  verabredeten  Fristen,  die  aber  die 
Dauer  von  14  Tagen  nicht  überschreiten  dürfen,  voll  ausbezahlt  werden. 

d)  Bezahlt  der  Patron  in  14  Tagen  den  für  geleistete  Arbeit  verfallenen  Lohn 
nicht,  so  verfällt  er  einer  Busse  von  höchstens  5  Schilling  für  jeden  nachfolgenden  Ver- 
•äomnistag. 

e)  Unbeschadet  anderer  gerichtlicher  Mittel  für  Eintreibung  des  Lohnes,  der 
einem  Angestellten  laut  diesem]  Gesetzesabschnitt  sukoramt,  können  Schritte  unter- 
nommen werden,  namens  und  im  Auftragt'  des  Interessierten,  durch  den  Inspektor  in 
jedem  Falle,  wo  derselbe  sich  von  der  Nichtbezahlung  überzeugen  kann. 

f)  Der  Prinzipal  darf  sidi  besuglich  der  Anstellung  eines  Beamten  in  seinem 
Dienst  keine  Pninue  bezahlen  lassen,  werde  diese  Prämie  durch  den  Angestellten  oder 
eine  andere  Person  bezahlt.  Handelt  der  Prinzipal  den  Verfügungen  dieses  Unter- 
absdioittes  zuwider,  so  verfällt  er  einer  Busse  von  nicht  über  10  Pfund. 

g)  Wo  eine  Prämie  bezahlt  oder  nrigenomraen  wurde,  den  Restimmtingrn  der  vor- 
hergehenden l'uragraphen  zuwider,  oder  wo  der  Prinzipal  vom  i^ohnc  eincu  Abzug 
^madit  oder  vom  Angestellten  oder  einem  Dritten  auf  Rechnung  des  Angestellten 
ug^d  eine  Summe  angenommen,  die  auf  die  Prämien  oder  die  Anstellung  Bezug  hat, 
so  kann,  unbeschadet  der  über  den  Prinzipal  zu  verhängenden  Busse,  die  bezahlte 
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zurückbehaltene  oder  angpiioranifne  Burame,  durch  Verniitrr!nr,^  les  Ine^i^ottors, 
namens  und  su  Guosteu  dea  ADgesteilleo,  dea  die  Angelegeuheit  betrifft,  auf  dem 
ZivUwege  wieder  abgebracht  wallen. 

Vom  halben  freien  Tag  in  der  Woche. 

8.  ] )  Jode  Gf^meinde  oder  jixler  Oemeindebezirk,  der  nicht  zu  ciucm  vercinigkn 
Besirk  gehört,  sowie  jeder  Nachbarbezirk,  jede  Grafschaft,  die  nicht  zu  eiaem  Nachbar- 
oder Oeroeind^MEirk  gezählt  wird,  werden  für  die  Bedürfiusee  dlesee  Gesetzes  ak 
„Getrennte  Bezirke"  betrachtet. 

2)  Jede  Gemeinde  wie  jeder  Gemetndebczirk ,  deren  Jb^ntfemung  voneinaoder 
wenigstens  dne  Meile  betrifft,  sollen  in  ^vereinigte  Ikzirke"  Terwandett  werden. 

3i  Der  Minister  kann  durch  Publikation  in  der  Zeitunp  sowohl  die  „vereinigten" 
Bezirke,  sowie  Gemeinden  und  die  Geweiodebezirke  bekannt  geben,  aus  denen  sie 
bestehen;  diese  Bekanntmachaiig  liefert  sngieich  den  Bewds  der  in  ihr  enihalteoeQ 
TiMaachcn. 

9.  1)  Mit  Ausnahme  der  nachfulgend  erwähnten  Verfügungen  sollen  alle  Ma^- 
sine  eines  getrennten  oder  eines  vereinigten  Bezirks  eiDmal  in  &r  Woche  am  1  Uhr 
nadimittags  für  den  ganzen  IleHt  den  Tages  geschlossen  werden. 

2)  Dieser  Ta^  ( nachstehend  als  Tag  des  obligatorischen  Schiu^scs  bezeiclinctj  soll 
unter  allen  Umstanden  ein  und  derselbe  Werktag  ,  sowohl  im  getrennten  ,  als  auch 
im  vereinigten  li^irke  «ein.  Wenn  jedoch  aiienlalU  ein  anderer  Ti^  als  der  8oiuit^ 
für  den  obligatorischen  Ladensdiliue  bezeichnet  worden  wir»,  so  ist  der  Patron  be> 
reehtiyjt,  am  Sonntag,  ftatt  an  diesem  Tage  zu  scblifssen,  indem  er  dm  Inspektor  im 
Monat  Januar  jedeu  Jahres,  oder  in  demjenigen  Monat,  der  auf  i^lröffnung  eines  neueo 
Gestuftes  folgt,  sdiriftiidi  von  seiner  Abeicfat,  in  dieser  Weise  vorzugehen,  benscb> 
li^tigt. 

10.  r>er  obligatorische  SchliesötAg  in  jedem  getrenuten  Bezirk  wird  wie  folgt 
bestimmt : 

ai  Fine  Spczialversanirnlnng  der  Lokal beJiörden  des  getrennten  Bezirks  wird  im 
Januar  jeden  Jahre.H  abgebalten  werden;  sie  soll  mittelst  Plakaten  wenigstens  »lehea 
Tage  vor  dem  Zeitpunkt  der  Einberufung  angekündigt  werden. 

b)  In  dieser  Versammlung  werden  die  Lokalbehördea  den  Walctag  iMBtinuMD» 
der  obligatorischer  Schliesstag  sein  soll. 

c)  ller  Bürgermeister  oder  Präsident  wird  dem  Minister  ohne  Verzug  den  so 
bestimmten  Tag  zur  Kenntnis  brin^a,  uud  der  .Minister  wird  denselben  durch  Pubii* 
kation  im  Amtsblatt  im  L^nfe  des  nächstfolgenden  Monats  Februar  als  gesetzlich 
hestiinniteti  SchliL'?^st!ig  in  den  vereini^rten  Bezirken  bezeiebnen. 

12.  Die  nachfolgenden  Bestimmungen  sind  auf  die  voren^'ähnte  VerBammlung 
anwendbar: 

a)  Jede  konstituierte  Ivokalbehördo  (mit  Aumaiune  der  8t«dtlfite)  whrd  eines  Üusr 

Mitgli^er  als  Abgeonlneten  bezeichnen. 

b)  Wenn  ein  iStadtrat  zu  den  konstituierten  Lokalbehörden  gehört,  so  wird  er  unter 
seinen  MiipHedern .  füc  in  ülxrzähliger  Menjre  vorhanden,  die  (lesamtzahl  der  Dele- 
gierten wählen,  welche  alle  anderen  koustituiertcn  Behörden  zu  wählen  das  Recht  haboi. 

c)  Jedenfalls  wird  der  Bfirgermeiater  einer  der  vom  Stadtrat  gewihltsn  Abieoid* 
neten  sein. 

d)  Im  Verlauf  des  Monats  Dezember  jeden  Jalires  wird  der  Gemeinderat  oder  da.' 
konstituierten  Behörden  der  Gemeinde  oder  des  Bezirks  mit  höchster  Einwohnerzahl 
(nachstehend  „Lokalversammlung''  genannt)  einen  passenden  Zeitpunkt  im  Monat 
Januar  zur  Einberufung  der  Konferenz  bestimmen  und  denselben  allen  konstituierten 
Behörden  bekannt  plieti.  sie  auffordernd,  zur  Wahl  ihrer  Abgeiirdncten  zu  schnnlen. 

e)  Der  Zusammentritt  der  Konferenz  findet  zu  dtx  bestimmten  Zeit  mden  Bäumen 
der  Lokalva«ammlung  statt. 

f)  Bei  jeder  Sitzung  wird  das  Quorun)  dureh  die  einfache  >Trhrheit  der  Ge>anitr.iM 
der  Abgcordueteu,  welche  die  Lokaibchörden  zusammen  zu  crucnueu  das  Kecht  haben, 
gebildet. 

ir)  In  der  ersten  Sitzung  der  Krmfprenz  werden  die  !\fitelit-<]er  einen  unter  ihnen 
als  Triisidenten  bezeichnen  ,  sonst  aber  winl  der  Bürgermeister  oder  der  Präsident 
der  Lokalvcrsanimlung  Präsident  der  Konferenz. 

h)  Die  Tat-<flch«',  (fasH  dii>  (iesamtzahl  der  .\)v/Pi<nlaeten  nicht  gewihlt  wofdcn  ist, 
übt  auf  die  Arbeilea  der  Kunferciiz  keinen  Emtluis». 

i)  In  den  (»renzen  der  vorhcriKen  Bestimoilingen  des  gi^enwärtigen  Abschnittes, 
ist  die  Gescbäft<*ordniing  der  Lokidversammlung  auch  auf  die  fcÜtzungea  der  Konfe- 
renz anwendbar. 
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13.  In  allen  Fällen,  wo  aus  irgend  einem  Gninde  der  obliLntnri-i  ho  SchlieseUlif 
in  eineo)  getrennten  oder  einem  vereinigten  Bezirk  nicht  fert  bestimmt  worden  isi, 
wie  ee  vorgeschriclx'ii,  od«>r  wenn  aus  irgend  einem  Grunde  der  Minister  die  Notifi- 
kation des  bezeichneten  Tages  nicht  spätestens  am  10.  Februar  jeden  Jahres  erhalten 
hat,  tK)  wird  er  durch  Publikation  im  Amtsblatt  desselben  Monats  selbst  den  Tag 
iMstiramen,  der  ibm  als  obligatorischer  ikrhiieastag  für  den  Bezirk  passend  erscheint. 

14.  1)  Dieser  vom  Minister  bc-pitimmte  Bchliesstae  «oll  für  jwle.n  Bezirk,  ob  ver- 
einigt oder  getrennt,  ein  obligatürischer  «ein  vom  1.  März  an,  der  diöicr  Publikation 
folgt,  bis  (lash  eine  neue  Verordnung,  in  derselben  Form  publiziert,  ihn  abändert. 

2)  Die  so  im  Amtablatt  f^edruckte  Bekanntmachung  soll ,  wenn  einen  vereinigten 
fiesirk  bwtrrffend,  eine  Anfzadmung  bezüglich  jeder  uemeinde  und  jedes  darin  ent- 
bÄltenen  Distrikten  enthalten. 

3)  Diese  Bokanotmachung  wird  zugleich  tüt  die  darin  eoUialteneo  Bestimmuogea 
da  Beweis  liefern ,  »owie  fSr  die  FeaiietEtuig  de»  SeMiemtagM  im  getrennten  oder 
tereini^ten  Bezirk, 

15.  Die  Bestimniungeu  des  Abschnittes  9  (die  Bestimmungen  betreitend  Laden- 
schluss  an  obligntoriflchen  SeUientagen  enthaltend)  efod  lolgMiden  AuanahmeD  und 

Abinderungen  unterworfen: 

a)  I.  Betreffend  diejenigen  Magazine,  in  welchen  sich  aui^schhMHlich  die  ^ne 
oder  andere  Handhabung  des  Fischerei-  oder  Gemfls^ewerbes ,  eine»«  Pastetenbäcken«, 
des  Au88chankt<  von  Erfrischungen,  eines  Rackers,  cine^^  Zritunpviverkäufers  und  Buch- 
händler» in  Bahnhöfen  oder  auf  öffentlicher  ötraaae  vollzieht,  siud  die  Gejjchilftäinhaber 
nicht  verpflichtet,  einen  Schliesstag  zu  halten. 

Doch  haben  die  Bestimmungen  dieses  Unterabschnittes  keinen  £influss  auf  das 
Recht  der  in  diesen  Gewerben  beechiftiglen  Angestellten  iuif  einen  halben  freien  Tag 
von  1  Ulir  mittags  an  je  nach  dem,  Wae  der  Qeech&flBinhaber  für  jeden  eiosdoen 
derselben  für  passend  erachtet. 

II.  Zur  nfiheren  Bestimmung  dieeer  ünterabteihing  diene  folgendes: 

Fischhändler  i  t  Irr,  welcher  Fische  oder  Weichtiere  verknnft. 

Gemfischäudlex  ist  der,  welcher  Früchte  und  Gemüse  verkauft. 

Pastetenbacker  heisst  der,  welcher  Gtebäck  oder  äüssigkeiten  verkauft 

Ein  Verkäufer  von  Krfrischungen  ist  der,  welcher  m»  Nahrnngfimitteln  handelt, 
das  Wirtsgewerbc  auä^cnommeu. 

Bäcker  ist  derjenige,  welcher  Brot  oder  Kuchen  verlcauft. 

b)  Was  die  Mairazine  betrifft,  in  welchen  \fetzppr,  Haarschneider,  Tabakhändler 
oder  Photographen  ihr  (iewerbe  betreiben,  kann  der  Geschäftsinhaber,  falls  der  iäams- 
tag  als  obligatorischer  SchHesstag  des  Bezirics  bezeichnet  worden  wäre,  sein  Geschäft 
an  jedem  anderen  Wochentag,  als  an  diesem  TWgeBchriebenen,  von  7  Unr  nachmittags 
an  Hchlieseen,  ganz  nach  Gutdünken,  jedoch  nnt»  der  Bedingung,  dass  er  dem  In- 
spektor im  Verlauf  des  Monats  Januar  j<Hleii  Jahres  davon  Mitteihing  mache,  welchen 
Wocheotac  er  eis  tichliesatag  an  Stelle  des  iöamstags  zu  s^zen  gedenke. 

c)  In  Tolgradoi  Fallen  kann  der  Arbeitgeber  sein  Geschäft  an  Torgeedinebenen 
Schliesstagen  auch  nach  den  für  den  Schluss  bezeichneten  Stundrri  offen  halten : 

I.  wenn  es  sich  um  ein  Geschäft  in  einem  äeehafen  handelt  und,  wie  schon 
«rw&hnt,  zu  dem  alleinigen  Zweck  geöffnet,  nm  den  im  Ijiaf  des  Tages  dngdanienen 
Schiffen  Waren  abzugeben ;  und 

II.  wenn  es  üich  um  ein  Magazin  oder  ein  Lager ,  woselbst  man  Maschinen  für 
die  Ernte  oder  deren  Bestandteile  verkauft  ,  handelt,  die  während  der  Emteieit  su 
dem  Zweck  offen  sind,  um  diesen  Verkauf  zu  erleichtern  ;  un«i 

III.  wenn  es  sich  um  eine  Apotheke  handelt ,  die  zuat  Zwecke  geöffnet  ist,  mn 
Medikamente  und  chirurgisdie  Instrumente  für  Notfälle  in  Bereitschaft  zu  halten;  und 

IV.  wenn  es  sich  um  ein  Lokal  handelt,  das  telephoniscben ,  tclegraphischen 
oder  postalischen  Zwecken  im  Auftrag  de»  Generalpostmeisters  dient  und  zu  diesem 
Zwecke  allein,  wie  oben  erwähnt,  geöffnet  ist.  Wenn  jedoch  dieses  Amt  das  einzige 
auf  drei  Meilen  in  die  Bunde  ist,  so  kann  es  för  den  gewöhnlichen  Verkehr  eben- 
fidls  geOffnet  bleiben. 

16.  Folgende  Verfügungen  sind  auf  die  nachstehenden  Tage  anwendbar:  Weih- 
nachten, den  Tag  den  Boxer- Wettkämpfe,  Neujahr,  Charfreitag,  Ostermontag,  den 
Qelnirtstaf  des  regierenden  Fürsten  und  die  Ti^^,  weiche  Infolge  ProUaomtion  des 
Gouverneurs  oder  Erklärung  der  Regierung  oder  auf  >N' nnsch  des  Bürgermeisters  oder 
des  Präsidenten  der  Ix)kalbebürdeu  allgemein  als  ganze  oder  halbe  Feiertage  gehalten 
werden : 

a)  Wenn  einer  dieser  speziellen  Tage  auf  einen  anderen,  als  auf  den  roglemeu- 
tarischen  »ächliesstag  fällt,  so  werden  die  V^erfügungen  dieses  Gesetzes  bezüglich  des 
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wöchpntlii  hen  halben,  freien  Tnsrps  als  rrfüllt  betrachtet,  Seffern  dor  Arbeitgekwr  meiner 
Veqjflichtuug  an  dem  speziellen  Tage,  statt  am  reglemeiiLariBclien  ächlieflsU^  nach- 
kommt ; 

b)  wenn  einer  dieser  Spezialtage  auf  den  äonntag  ffiUt.  so  wird  der  unmittelbar 
daraaff olgende  Montag  als  Spczialtag  an  Htdle  6m  Sonntago  betrachtet  und  die  Ver- 

füpuugeij  dieses  Abschnittes  demgen)ä.st<  interpretiert  werden ; 

c)  wenn  einer  der  Bpezialtage  auf  einen  tjonntak  oder  einen  Montag  fällt,  kann 
der  Inhaber  eines  gewöhnlidi  wahrend  einet  halben  T^^-  am  SaoMtag  geschloweacn 
Geschafftes  «einen  Laden  an  einem  S'niinrag,  der  dem  f^fiezialtag  uninitteibar  voran^'eht 
anter  der  Bedingrting  offen  halten,  da^fi  er  an  einem  anderen  Werktag  der  Woche 
denselben  von  1  Vhr  nachmittags  an  geschlossen  hält. 

17  Kin  Laden  gilt  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Geftetsee  nicht  als  gei^ehlwsen, 
wenn  er  nicht  durch  iächlüsiäcl  oder  andertewie  in  der  Tat  dem  Zutritt  dee  Publi- 
kums «ntaogan  wird,  oder  wenn  Inhaber  oder  Angestellte  damit  beechSfliftt  aind,  Be- 
Hfellungen  naohznsuchen,  oder  Waren  an  Klient'en  abzuliefern;  wo  aber  Ma^razin  und 
Fabrik  einen  und  denselben  Zugaug  hab^n,  »o  genügt  für  die  Beobachtung  dieses 
Gesetzes,  das«  der  Eingang  geschlossen,  jedoch  nicht  verri^lt  ist 

18.  Wenn  eine  Person  einen  Laden  und  suglcich  eine  Fabrik  besitzt  und  eine 
Person  bald  hier,  bald  dort  beschäftigt,  so  wird  dieser  Angestellte  bezüglich  seiner 
freien  Zeit  und  des  ihm  von  Reeht**  wegen  zukommemlen  Lohnes  aln  aussen liesslich  in 
dem  Teil  des  Etablifiaements  beschältigt  betrachtet  werden,  wo  «eine  Uauptbeechäf* 
tigung  laut  Zeugnis  des  loapelrtM»  ist 

19.  Die  Besoldung  oder  dar  Äbliche  I^hn  eines  inlm  Laden  angestellten  M>U  für 
den  hier  vorgesehenen  nalben  freien  Tag.  sowie  für  alle  mit  KUcksicnt  auf  Bmiguft 
16  za  beobw:htenden  Freitage  am  enien  ordentUehen  Zahlt^^  der  anf  den  Iuumd 
freien  Tag  folgt,  entrichtet  werden 

20.  Alle  Angestellten  von  Ausschankstelleu  haben  Anrecht  auf  einen  wöchent- 
lichen lialben  freien  Werktag  von  1  Uhr  nadunittaga  an. 

SchliesBung  auf  Gesuch  hin. 

21.  l)  Auf  ein  schriftlich  eingereichtes  Gesuch  der  Mehrzahl  der  Ladeniuhaber 
sämtlicher  Kaufläden  des  Bezirks  von  Ortsbehörden  (ein  anderer,  als  der  in  Paragra):^  ^ 
erwähnte),  das  verlangt,  dass  alle  Läden  an  \N'ochentagen  abends  zu  einer  im  Gesuch 
bezeichneten  Stunde  geschlossen  werden  sollen,  wird  der  Minister  durch  Vexonlnung  im 
Amtsblatt  verfügen,  dam  Ton  efnem  beatimmten  Tage  an  alle  Magazine,  dem  Geradw 
entsprechend,  geschlossen  bleib<'n  niilssen;  in  diesem  Falle,  und  so  lange  die  im  Anlt^- 
blatt  erscJiienene  Verordnung  durch  den  Minister  nicht  widwmfen  oder  abgeändert 
ivotden  ist,  werden  alle  Magazine  des  Bezirks  gcschloMen  bleiben. 

Doch  wird  kein  diesljezügliches  Gesuch  vom  Minister  berücksichtigt  werden,  be- 
vor die  betreffenden  Lokalbehörden  bezeugt  haben,  das»  dessen  Unterzeichner  taiüäch- 
Hdi  die  Mehrheit  der  Getichiftafnhaber  des  Bezirks  darstellen. 

2i  Das  betreffende  Gestirh  kann  sich  auf  ein  einzelnes  Geschäft,  wier  auf  be- 
stimmte Geschäfte  dos  Bezirk»  b^Hcthränken  und  im  einen  wie  im  anderen  B'alle  sind 
die  Bestimmungen  dea  vorhergehenden  Unterabeciinittee  anf  dieeea  Fartjalgeandi  an- 
wendbar. 

3)  In  beiden  Fällen  kann  das  Gesuch  verschiedene  Schliessstundra  bestimmen, 
aei  es  für  jeden  WrK'hentag  besonders,  oder  für  einen  einzelnen  Tag. 

4)  Diese  Beslimman||;en  dürfen  nicht  dahin  gedeutet  werden,  dass  ein  Geschäft 
am  Torgeschri^ienen  Schhewtage  geöffnet  bleiben  Bflrfe. 

5)  Zur  genaueren  Bestimmung  dieses  Abschnittes  sei  gcsa^,  dans  der  Begriff 
„GcschäftAinbaber''  des  zweiten  Absatzes  sich  in  soweit  nKHÜfiziert,  dass  darunter 
einzig  nur  cngliidie  Untertanen,  natandisierte  oder  andere  au  veretelMn  eind. 

Vom  Hausieren. 

22.  Was  die  Hausierer  und  andere  Personen  betrifft,  die  Handel  treiben,  indem 
aie  im  Kleinen  Waren  Terkatifen  oder  anbieten,  anders  aU  in  einem  Ladenlokal,  findeR 
auf  sie  folgende  nolimnningen  Anwendung: 

a)  Jede  dicüer  i'craonen  wird  ah  Ladeninhaber  betrachtet,  und  jeder  ihrer  Ange- 
BteUten  tum  Betrieb  oder  b  der  Umgebung  wird  ab  Ladenangesteilter  im  Sfnne  im 
vorliegenden  Gesetzes  btlruihtcT. 

o)  Diese  Porsoueu  werden  als  Inhaber  eines  offenen  Ladens  t>etrachtet.  wenn  äe 
Waren'  Im  Detail  verkaufoi  oder  anbieten,  wo  und  an  weldhem  Orte  ea  auch  aei 
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Von  den  Bnrenns. 

SdÜMMsdlk  Hur  die  Bofenoa. 

23.  1)  Die  Bureaus  sind  spätet^tens  tini  I  Uhr  nachmittags  am  Sauintag  und 
am  5  Uhr  nachmitta«  aa  den  anderen  WochenUt£^  zu  schiieMen;  sie  bleiben  für  den 
Reet  des  Tages  geet^Iofieen. 

Immerhin  findet  dieser  Abschnitt  anf  Srhifffahrt  Ki>.  nbahnen,  Tramways,  auf 
Zeltungen,  Telegraphen  bureaas,  aui  die  Bureaus  für  Kabelkorresjpondenz  oder  die- 
jenigen der  TelegraphenjeselhclMlIett  ViaA  MWb  auf  diejeuieen  der  KUlllulgSIlllta^ 
nehmunren,  'owie  anf  fiqieditionageaeDadiaffeen  oder  AuBrunr  von  lebendem  '^^eh 
keine  Auweudung. 

'Z)  Eän  Geeehiffc  wird  nnr  dann  als  im  Sinne  des  vorliegenden  Gesetses  gt- 
.fhlo-^sfm  betrachtet,  wenn  es  durch  tSchlttssel  oder  anderswie  dem  Zatritt  des  PUMi- 

knnis  tat^tächlich  ent7X)gen  ist 

24.  l)  Wenn  als  »chliesstag  des  Bezirks  ein  anderer  Tag,  als  der  Samstag  be- 
stimmt worden  ist.  so  kann  der  Inhaber  eines  Bureaus,  da«  im  clfichen  Bezirk  gelegen 
ii!t,  mit  gleicliem  liecht  an  diesem  Tage,  statt  am  Samstage  scKlieaeeu.  Doch  hat  er 
dem  Inspektor  im  Verlaufe  des  Monau»  Januar  jeden  Jahres,  oder  einen  Monat  nach 
Eröffnung  seines  Bureaus  yermittelsl  schriftlicher  Noüfiziemng  diese  seine  diesbezüg- 
liche Absicht  kundzugeben. 

2)  Wenn  f  in  "iTagazin  und  ein  Bureau  sich  in  einem  und  demselben  GebÜude  be- 
finden und  zwar  unter  I/eitung  des  gleichen  Qeschäftsinhabers.  so  senügt,  dass  beide 
AbteQongeD  am  obHgntoriiM^en  Sdüiesetag  fflr  die  Magasine  nee  &drks  geschloesen 
sind. 

25.  Die  Besoldung  oder  der  übliche  ix>hn  jeiies  Aijgestellten  m  einem  Bureau 
wird  demselben  für  den  oben  voigeadienen  halben  freien  i&a,  sowie  für  alle  in  Para- 
graph 16  beeeichneten  Tage  am  ersten  Zahltage,  der  auf  dieselben  folgt,  entrichtet 
werden. 

Arbeitaaeit  der  BnreanangestelUen. 

26.  1>  "Ein  BoreanangestelHer  darf  im  BofSiii  oder  in  BarsananedegeDheiton 

nicht  Innerer  alni  eine  hnll<r  Stunde  Gbw  die  in  dieeem  OesetS  lÜT  den  AuemuchlllBa 
festgesetzte  Zeit  beschattigt  werden. 

2)  Ein  Bureauangestellter  wird  als  im  Bureau  beschäftigt  im  Sinne  des  vor* 
li^enden  Ab.schnittfw  ]>etrnchtft  wenn  er  tÄtsäehlich  irgend  eine  Arbeit  in  oder 
auBiieriialb  det«  Bureau«,  mit  oder  ohne  Einwilligung  des  Inhabers,  ausführt. 

3)  In  allen  Fällen,  wo  ein  Bureauangestellter  mit  einer  Arbeit  besrhüftigt  ist, 
die  mit  seinen  Obliegenheiten  in  Verbindung  steht,  wenn  auch  in  einem  anderen 
Lokale  al*  dem  Bureau  sciuefl  Arbeitgebera,  so  wird  er  während  der  Dauer  dieser 
Arbeit  als  im  Bureau  beschäftigt  betrs^tet,  im  Situie  des  vorliegenden  (Jesetzes. 

27.  1)  £b  gilt  nicht  als  Uebertretung  des  vorstehenden  Paragraphen,  wenn,  walurend 
das  Bnrean  laut  vorii^endem  Gesetz  geschlossen  sein  soll,  ein  Angeetelltar  in  dieeem 
Bureau  im  nadifolgenden  FaUa  oder  an  einem  der  nachsteäwnden  Zwecke  be- 
schäftigt ist: 

ftf  Was  Kassierer  nnd  Buchhalter  betrifft,  mm  Zwecke,  die  Bilanz  der  Easae 

oder  der  Kassabüeher  zu  ziehen,  wenn  die  Tage^gesehfilte  erledigt  und  Wenn  eine 
Bilanz  gewöhnlich  täglich  gemacht  wird* 

b)  Was  den  Angesteiften  betrifft,  der  das  Ibniptbodi  IQhit,  nm  die  periodiadie 
Bilanx  desselben  zu  7i<-hen. 

c)  Was  die  liureauangestellten  betrifft,  um  die  halbjährliche  oder  jährlit  he 
BQanz  der  Geschäfte  zu  ziehen. 

Doch  dürfen  sie  mit  Rücksicht  auf  diesen  Paragtaplieolnichtlinger  als 3  Stunden 
pro  Tag  oder  ti  Tage  pro  Monat  beschäftigt  werden. 

d)  Was  die  Boten  und  die  Wächter  betrifft,  zum  Zwecke,  einen  gesetzlich  besch&f- 
tigten  Angesteilten  im  Sinne  des  vorhanden  Paragraphen  zu  uoteretützen. 

2)  Der  Bureauinhaber  ist  jederzeit  znr  FQhmng  eines  Registers,  „Buch  der 
Ueberzeitarbeii"  g(>heissen,  verpflichtet,  in  welchen  er  genaue  Eintragungen  betreffs  jedes 
im  Sinne  dieser  Uoterabtälung  verwendeten  Angestellten  macht,  sowohl  was  dessen 
Namen  als  die  Daten,  Perioden  nnd  den  Zweck  Ton  dessen  Uebcnaitbeichlftigung  betrifft 

:v)  Dieses  „ßiich  der  T'eberzeitarbelt"  soll  BOwohl  der  Eänaicht  der  Angestellten, 
als  lies  Inspeiitort«  jedersseit  offen  stehen. 

4)  Ueberzeitstunden  im  Sinne  des  vorli^enden  Abschnittes  sollen  am  ersten 
regelmässigen  Zahltag,  der  auf  dieselben  folgt,  mit  wenigstens  17,mal  erhöhter  Taxe 
der  üblichen  Besoldung  vergütet  werden.   Diese  Vergütung  darf  in  keinem  Falle  ge- 

24* 
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ringcr  als  9  Pencc  per  Stnulr  sein.  An  Ange  ti  üb  ,];.  »  ine  BeeolduDg  von  jährlioJi 
200  Pfund  oder  mehr  bezielieu,  bt  für  UeberzeitMluuden  keine  Beasahlung  zu  eothchten. 

Hygiene  der  Megaxioe  und  Bnreana. 

28.  T'm  ^^H;za7i^en  und  Bureans  «ine  beeaen  HjgicQe  m  eidieni,  iet  folgenden 
Vorschriften  jederzeit  nachzulebeo: 

a)  Magaane  und  Bareaue  eoUen  in  ranliduni  Zustande  und  vor  Amdfinstuni^ 
oder  Sickeningen  von  Kloaken,  Abtritten  oder  anderen  Infektinn.surwachen  ge^clniT /t  -f  in: 
eine  Wir  alle  im  Magazin  oder  im  Bureau  boschäftigt^a  PcTKioueu  ge- 
nügende Zahl  von  Abtritten  vorhanden  sein,  nnd  da,  wo  Miuucr  und  Frauen,  die 
r\U^r  7.r.  riiTpr  Familie  gehören,  beschäftigt  werden,  soUen  für  jedee  Oeadlleclit  be- 
sondere .\ borte  bestehen,  um  die  TreununK  zu  sichern. 

c)  Bureaus  und  Magazine  dürfen  nioEt  Qberffillt  «enknt  daee  die  Gceondheit  der 
darin  Arbeitenden  gefähnl'  *  v.ird. 

d)  Bureaus  und  Magazine  .sollen  so  gelüftet  werden,  da»»  ein  genügender  Vorrat 
von  frischer  Luft  da  int  und  so  viel  wie  möglich  Oase,  Rauch,  Staub  und  andere 
Unreinheiten,  die  sich  bei  der  Arbeit  in  den  Räumen  entwickeln  Icftnnten,  veijagt  oder 
unschädlich  gemacht  werden. 

ei  Der  Inspektor  kann  gegebenenfalls,  indem  er  den  Inhaber  danan  begrü.<-t. 
bezüglich  der  Bureaus  und  Magazine  die  Quadrat-  und  Kubikfuss  im  Verhältnis  zu 
jeder  dort  beachlftigten  Person  neetimnien,  die  tn  Tesemeien  •ind,  und  der  Inhaber 

dier  Lokalitäten  ist  gehal'-n.   In.«*  Nötige  zu  tun   um  diesen  Vorsehriften  nachzulelK'ü. 

f;  Der  Raum,  der,  wie  vor^^eschrieben,  reserviert  werden  soll,  wird  nur  dann  als 
solcher  betrachtet,  wenn  er  gebührend  erhellt,  gelüftet  nnd  von  Material,  von  alloi 
Waren  oder  Instrumenten,  ausser  (leru n.  ^vekhc  die  Pen<on,  die  diesen  Saum  innehaben 
soll,  tntsächlich  braucht  oder  brauchen  könnte,  liefreit  ist. 

g)  Eine  genugende  Menge  von  Wasser,  zum  Trinken  geeignet,  eoil  den  Ange- 
stellten  von  Bureaus  und  Magazinen  ?.nr  Verfügung  stehen. 

2i».  1)  Wenn  eine  in  einem  Laden  otler  für  eiueu  Laden  in  der  Fabrikation,  der 
Handhabung  oder  der  Verteilung  von  Brot,  Fleisch,  Milch,  Gebäck  inler  anderen  der 
menschlichen  Emäturnng  dienenden  oder  bei  Teztilprodukten  beschäftigte  Person 
sidi  in  einem  Gesundheitszustand  befindet,  welcher  nach  der  Meinung  des  Inspektors 
so  geartet  ist,  dass  dadurch  Krankheitskeime  oder  andere  An^tetkungen  in  diese 
Gegenstände  eindringen  könnten,  so  soli  der  Inspektor  miverzügUch  den  Agenten  des 
GeeuDdheitaamtes  des  Bedrke  davon  nnterrichten,  der  ducrch  Gesetz  fflr  öffentUcfae 
Hygiene  vom  Jahre  K»riO  ernannt  int. 

2)  Der  Inspektor  wird  der  unter  diesen  Bedingungen  angestellten  Poson,  sä  e» 
nendnlicfa  oder  brieflich,  durch  einen  an  sie  in  den  Laden  adxeaaieiten  Beruf  die 
Weisung  erteilen,  »ich  einer  üntersu(  hung  durch  me<lizinisehe  Autoritäten  zu  unterziehen. 

3)  Unmittelbar  nach  Empfang  dieser  M'ei.'^ung  wird  obengenannte  Person  ihre 
Tätigkeit  im  Laden  unterbrechen,  ois  sie  dem  In!'|>ekt4^)r  an  von  den  medizinischen 
Behörden  aupgpjjtelltes  Zeugnis  vorweisen  kann,  dahingehend,  dass  ihr  Ge^tindheitszu- 
staud  nicht  derart  i^ei,  um  Krankheitsketme  oder  äonstigu  Ansteckungen  in  die  vorge^ 
nannten  Waren  (Ctegeustflndejl  einaufOhren. 

4)  Führt  diefp  Person  irgend  eine  Arbeit  im  Laden  aus,  nachdem  sie  die  vor- 
genannte Weisung  erhalten  und  bevor  sie  da»  ärztliche  Zeu^is  erhalten,  so  verfällt 
sie  einer  Busse  bis  an  zwei  Ffnnd  für  jeden  Tag,  an  dem  eie  diesem  OcaeCx  zuwider 
arbeitet. 

5)  Zugleich  wild  der  Inspektor  dem  Ladeninhaber  eine  Notiz  snalflUfln,  die  ee 
ihm  unternngt,  vorgenannte  Person  an  verwenden,  bevor  eie  das  verlangte  Zeugnis 

vorweisen  kann. 

6)  Der  Ladeninhaber,  der  nadi  Empfang  dieser  Notiz  trotzdem  obenbezeiebiefte 
Per^n  beschäftigen  vir  !    verfällt  ebentulls  der  vorgenannten  Busse. 

30.  Wenn  ein  In>iH  ktor  zur  Lebcrzeuguag  gelangt,  dass  irgend  ein  üebelstand 
in  hygienischer  iiinisii  ht  in  oder  bezüglich  eines  Magazins  oder  eines  Bureaus  wirk- 
samer ent«prw^hend  Gesetz,  betreffend  öffenf  liehes  Gesundheitswesen,  oder  einem  I/>kai- 
gesetz  verbesiscrt  oder  beseitigt  werden  könnte,  so  sind  nachfolgende  Vcrtuguagen 
anwendtmr  : 

a)  Er  wird  dienen  Uelwlstand  oder  diesen  Fehler  dem  Beamten  für  Hygiene  im 
Bezirk  <ni*ir  den  Lokalbehörden  des  Bezirks,  in  welchem  dieselben  sich  vorgefunden, 
anzeigen  und  je  nach  dem  Fall  dic^^clbeu  auffordern,  die  nötigen  Massregeln  laat  ent- 
sprecneudem  Gesetz  zar  Hebung  dieses  üebelstandee  oder  £ntfemung  dieses  Fehlers 
zn  eigreifra. 


Digitized  by  Google 


—   373  — 

b)  Zur  Ausfühning  der  Vorschriften  des  vorlit^fudon  GeaeUe»  oder  eines  anderen 
VDTfeDMinten  Gesetzes  kann  sich  der  Inspektor  in  Mapizitie  und  Bureaus  von  einem 
Agenten,  Inspektor,  Kontrolleur  oder  auderen  Beamten  des  Hypipnedienst«»,  odor  einer 
Lokalbehördc  begleiten  lassen ;  diese  Beamten  können  Magazine  und  Bureau»  zu  jeder 
«ChickJichen  Zeit  ix-treten,  um  f<ie  zu  iiispizicron. 

c)  Wenn  einer  dieser  Beamteo  auf  Widerstand  stösst  oder  an  der  Ausübung  der 
ihm  dtadt  dieseti  Ahschiiitt  Aberbandcnen  Vollmacht  gehindert  wird,  so  wird  die 
dieseN  Verj^'ehens  admldige  Penon  riidt  if«geii  Verbindcning  oder  Widentand  ni  rar- 
antworten haben. 

31.  Was  die  im  Hinblick  auf  dieee»  Gesets  vom  Inapektor  dem  Ladeabedtaer 

«xh  r  Buroniiinbattf^r  gemnchtpti  Bemerkungen  mid  AnfCoideningen  betrifft«  sind  nach- 

lolgende  Verfügungen  anwendbar; 

a)  Jede  ^Mser  Aufforderungen  mui^  schriftlich  and  vom  Inspektor  unterzeichnet 
eingereicht  werden.  Sin  wir»!  an  den  InhahtT  nach  Vorschrift  von  Abschnitt  2  unter 
sdnem  Nameu  oder  seiner  üblichen  Bezeichnung  in  Gebcbäfteii  adrtsüiert  und  zuge- 
stellt werden. 

b)  Die  Aufforderung  kann  persönlich  o<lpr  durch  die  Post  bestellt  worden  ver- 
mittelst eingeschriebenen  Briefes  an  die  Adresse  dt^  Ge*chüfi&inhiibcri?,  des  Magazins 
oder  des  Bureaus. 

c)  Wenn  die  Auffordemiie  vorschrifteaemise  aiigqpd)en  worden  ist,  so  ist  sie 
redttskraftig  g^enüber  jeder  ra«on ,  auf  die  gemäss  Abschnitt  2  die  Beroichnnng 

»Inhaber"  Anwendung  findet. 

d)  Findet  der  Inhaber  die  Aufforderung  ungerechtfertigt,  so  kann  er  bei  der 
Bdhörde  appellieren,  indem  er  dfo  Gründe  fBr  diesen  Appell  nraet  nötigen  Einadheiten 
in  LültiLi  r  Form  d^  Geridit  dnieicht,  daa  seinem  Magaain  oder  asinem  Bunan  am 

nach8ten  gelegen  ist. 

e)  Diese  A prK^Uation  ist  jedoch  ungültig,  wenn  deren  Airteu  nicht,  wie  voig^ 
schrieben,  sielien  Tage  nach  Empfang  der  Auffonlerung  eingereicht  worden  sind. 

1)  Nachdem  die  ApjteilaUon»akien  retbugültig  eiugereicht  worden  sind,  wird  die 
Behörde  den  Zeituunkt  lie^timmen,  wenn  die  Appellatiun  beurteilt  werden  wird;  diea 
geschieht  m  balu  als  niögh'ch  und  der  üerielitsschreiber  wipi  in  vorge>ehnebener 
Form  sowohl  den  Appellanten,  als  den  Inspektor  davon  beuachnchugen,  da^s  die  Be- 
rufting  an  dem  bet<timinten  'i'age  durcJi  die  Gerichtsbehörde  geprüft  werden  wird. 

0  Bei  Beurteilung  dtr  .\ppellation  kann  das  Gericht  eine  Verfügung  treffen, 
die  dicae  Berufung  bestätigt,  aufhebt  oder  abändert,  je  nachdem  dies  aweckmfissig  er- 
scheint, and  diese  Verfügung  wird  für  beide  Teile  eine  oidgültige  und  oltligatoriache  aein. 

Uebertretungeu  und  Gerichtsverfahren. 

:i2.  in  allen  Fällen,  wo  infolge  des  vorli^enden  G^tzes: 

a)  gewisse  Vonchnften  in  einem  Magaain  oder  Bnrean  beobndhtet  iverden 
müssen,  oder 

b)  eine  Aufforderung  des  Inspektors  an  den  Inhaber  eines  Magasins  oder  eines 
Bureaus  gelangt  ist,  oder 

c>  gewisse  Verfügungen,  Verpflichtungen  oder  Bediogungen  vorgeschrieben  und 
befohlni  sind,  dip  Magazine  und  Kirams,  &a  QeschiftslMtrieb,  die  Besoldongsveriwlt- 

TihM-  der  Angestellloii  imd  anderes  mehr  betreffend  -  liegt  es  dem  Inhaber  ob,  diese 
Verfügungen  genau  beobachten  und  ausführen  zu  lassen,  ebenso  alle  Aufforderungen, 
VorpfwAtungen  und  Bedingungen. 

33.  Einer  ßunse  von  Ina  au  25  Pfund  oder  Gdfingnisstrafe  bia  au  H  Monaten 
verfällt  jede  Teräon,  welche 

a)  ein  Zeugnis  in  betrügerischer  Abaieht  nachahmt  oder  abändert,  ebenso  me 
auch  eine  Bewilligung,  eine  .Ankündigung  oder  irgend  eine  andere  Urk\ini!e,  die  ein 
Inspektor  laut  vorliegendem  Gesetz  au&zusielleu  oder  auszufertigen  berechtigt  ist,  oder 

b)  von  einem  derartigen  Dokumente  Gebrauch  macht,  von  dem  er  weiss,  dass  es 
nachgeahmt,  gefälscht,  entstellt  oder  in  betrügenscher  Absicht  verändert  worden  ist,  oder 

c)  sich  für  die  in  einem  Schriftstück  dieser  Art  bezMchnete  Pereon  ausgibt,  oder 
d  )  wissentlich  in  Register,  Zcugnis.se,  Gutachten  oder  Bücher  falsche  Eintragungen 

macht,  wenn  solche  vom  g^^enwäriigen  Gesetz  daselbst  gefordert  werden,  oder 

•)  wer  ein  Zeugnis,  eine  Bewilligung,  ein  Gutachten  oder  anderes  Sehiiftstttek 
in  Bezug  auf  das  gegenwärtige  Genet/.  abgibt,  abliefert  odcT  benntst,  wissend,  dasa 
dasselbe  in  einem  wcsentüchen  Teile  gefälscht  ist. 

34  Wenn  der  Angestellte  eines  Ladens  oder  eines  Bureana  mit  einer  Arbeit  be- 
schäftigt ist,  die  auf  die  Gcachifte  dea  JLadena  oder  des  Bnmus  Beaug  hat  und  die 
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deo  SdihuM  dandben  aber  eine  halbe  Stande  überdauert,  eo  b^eht  der  Inhaber  durch 
diesen  AogestelltcD  eine  (tcsetzrsübertretung. 

35.  In  allen  Verfahren  gegen  einen  Geechäftaiuhaber  wt-trcn  üeberzeiUu-beit  «oes 
Angestellten  entgegen  vorli^endem  QeMtc  wird  die  Tatsache,  daas  der  Angestellte  im 
Bureau  oder  im  Laden  vorgefunden  wurde,  getifipcn,  um  zu  beweisen,  da«8  er  zu  dieser 
Zeit  daselbst  beschäftigt  war,  ce  sei  denn,  dusm  der  Beklagte  dem  Gericht  den  Beweii> 
liefere,  dass  der  Angestellte  daRelb.st  nicht  beschäftigt  war,  oder  dass  er  sich  dort  ent« 
*  gegen  dem  Befehl  und  ohne  Wifftcn  des  AriMitgäben  und  ohne  Einwilligung  oder 
Einverständnis  mit  demselben  aufhielt. 

30.  Uebertrotor  solcher  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  für  die  eine 
besondere  ätrafe  nicht  feetgesetat  ist,  woden  zu  cioer  Busse  big  zu  10  Pfund  für 

Sden  einzelnen  Fall,  und  wenn  die  Odiertietung  eine  andauernde  ist,  zu  einer  oeoeo 
usso  von  nicht  über  6  PIdnd  fAr  jeden  Tag  verfillk,  wiJunnd  welchem  die  Uebsr- 
tretung  fortbesteht. 

37.  All«,  was  Uebertretungen  dieses  Oesetees  betrifft,  wild  anf  Anzeige  oder 

Klage  des  Inspektors  hin  pumniarisch  altirourtoilt. 

3H.  VVira  der  Inhaber  eine»  Maga/.iuü  oder  eines  Bureaus  wegen  Gca^tzesüber- 
tretung  verfolgt,  so  sind  nachfolgende  Bestimmungen  anwendbar: 

a)  Auf  An/.tiir«'  <l<s  Inhaber»  hin,  die  dieser  vor  Aburteilung  der  Sache  zu 
machen  hat,  kann  irgend  eine  andere  Person,  von  der  er  behauptet,  das«  sie  der  wirk- 
liiCihe  Schuldige  sei,  für  die  gleiche  Uebertretuntr  vor  Gericht  zitiert  werden,  und  uui 
7a  prmöglichen,  dass  heid»'  ftcsrhäfto  miteinaiui«  r  abgeurteilt  werden  können,  darf  die 
Kkgeführung  gegen  dun  Inhaber  auf  so  lange  zurückgestellt  werden,  al;?  daa  Ueridii 
ffir  nötig  findet. 

b)  Wenn  die  bacheo  miteinander  abgeurteilt  werden  und  die  Uebertreton«:  ar- 
wiesen  ist,  der  Inhaber  jedoch  dem  Gericht  beweisen  kann,  daes  sie  tatsSchlich  durch 
die  andere  Porson  ausirefiiJirt  wurde,  ohne  jegliche  Kenntnis,  Einwillifrun^'  oder  F.iii- 
verst&odnia  aeiner»eitH,  und  das«  zudem  der  lonaber  alles  getan,  was  man  vcmünftker- 
weise  von  ihm  verlangm  konnte,  nm  der  Uebertretung  Torznbengen,  so  wird  der  Hit* 
angeldagte  schuldig  erklärt  und  dcmgcmäss  verurti  ilt. 

c)  Wenn  vor  Beginn  der  StraiTerfolgung  der  Geschäftsinhaber  oder  lu«>pektor 
zur  Uebeneugnng  gelangt,  dass  eine  andere  Person  verantwortlich  ist,  so  kann  er 
7UPT«t  diese  zur  Ke<'heu>c:haft  ziehen,  statt  den  Inhaber  zu  verfolgen,  und  in  diocm 
Falle  sind  die  Bestimmungen  de»  vorherigen  Fan^aphcn  mutatis  mut&ndis  anwenä- 
Itar;  wird  die  andere  Person  verurteilt  (jedoch  nur  in  «Uesem  Falle),  so  wird  der  In- 
haber von  jeder  Verantwnrtli -hkeit  frei^prochcn. 

H9.  Im  Gerichtsveriahren  gegen  eme  Person  wegen  IJebertrctuug  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes,  wenn  der  Beklagte  Inhaber  eines  Ladens  oder  eines  Bureaus  ist, 
und  die  Uebertretung  in  der  Nichtbeachtung  einer  Vorschrift  oder  gewisser  Instruk- 
tionen des  Inspektors,  die  Hygiene  oder  Vorbei  ig  iingsmass regeln  zur  Verhütung  von 
Unglfieksf allen  belreffcnd.  iM^teJit,  sind  nachfolgende  Verfügungen  anwendbar: 

a)  Das  Gericht  kann  über  die  Busae  hinaus  oder  an  äteÜe  derselben  eine  Ver- 
ordnung erlamien.  die  dem  Bdclagten  die  AnsfGhnin^  gewisev  AiMten  oder  die  An- 
nähme  gewisser  ^Ias?rpgt  !n  auferlegt,  die  bestimmt  sind,  einer  ferneren  T'ebertreturiL' 
d^  Vor^tchrlften  oder  Instruktionen  vorzubeugen,  und  &i  kann  einen  Termin  be- 
stimmen, bis  zu  welchem  seiner  Verordnung  nactwelebt  sein  soll. 

b)  Der  also  bestimmte  Termin  kann  auf  much  des  Beklagten  vom  Geridit 
verlängert  werden. 

c)  Wenn  die  Verordnung  an  S  .  11  -  der  Busse  tritt,  wird  das  Gericht  das  Var« 
fahren  bis  zum  Alilauf  der  in  der  X'erordnung  festgesetzten  Zeit  verschieben  und, 
fallh  die  Verordnung  richtig  innegehalten  worden  ist,  kann  es,  falls  es  dies  für  gut 
findet,  von  Verhängung  einer  Busse  wegen  Uebertretung  ganz  absehen. 

d)  Hat  der  Beklagte  den  Be^ttinimungen  der  Verordnung  in  der  festgesetzten  odtf 
yerlängerten  Frist  nicht  nachgtdebt,  so  verfällt  er  einer  Busse  bis  zu  10  Pfund  für 
jeden  Tag,  an  dem  die  Uebertretung  andauert. 

e)  Diese  letztere  Buase  wird  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  anfangi»  erteilte,  be- 
treffend Uebotretnng,  aus^prochen. 

4<J.  Was  di<'  gerichtlichen  {Schritte  betrifft,  die  ein  Inspektor  gegen  1< n  rrh  'nT 
einer  Uebertretung  dieses  gegenwärtigen  Gesetzes  anre^,  sind  nachlolgende  iie- 
stimmungen  zu  beobachten: 

ai  F,r<")ffnung  gerichtlichen  Verfahrens  ist  in  Monntsfris-t  nach  der  l'ebertretnng 
seu  l)eantragen,  wenn  das  Maximum  der  Bueüne  10  Ptund  nicht  überschreitet  und  un 
Verlauf  von  8  Monaten  in  allen  anderen  Fällen. 

Wenn  jedoch  die  Uel)ertretang  in  Nichtbeachtung  der  Xnstruktioneo  des  lo- 
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spekton  bcstdit  imd  Berofune  eingele^  wordan  ist,  M  wird  dM  Vcrfahtai  nidit  €e^ 
öffnet  und  der  vorerwShnte  ImiD  nicht  iniMgehalten,  bis  die  Bernfong  abgvarleUt 

worden  ist. 

b)  Das  Verfahren  wird  üb  v9Hd^  mgadam,  warn  die  AmEeige  oder  die  Klage 
des  lusfX'ktorh  beitti  Ooricht  einff<^eicht  ist. 

c)  WaH  den  vorerwähoteo  Tenuin  betrifft,  wird  eine  andauerode  Uebertretuog 
ab  am  letalen  Tage  derselben  vor  Eröffnung  des  Verfahrens  geBchehen  betrachtet 
werden. 

d)  Es  genügt,  sich  darauf  ux  berufen,  dam  ein  Magazin  oder  ein  iiiireuu  tat- 
aichlich  ein  iVIagazin  oder  ein  Bureau  ist 

e)  Es  genügt,  den  Namen  einen  Laden»  oder  Bureauinhabers  oder  den  lltel, 
unter  dem  er  bekannt  ist  oder  «eine  GeschÜfte  betreibt,  anzugeben. 

f)  Dem  Beklagt«!)  ^ti^ht  fs  zu,  t^'ich  hinter  Ausnahmen,  Bedingungen,  Ausflüchte 
oder  fiewilligttng^  zu  verschanzeu ;  der  Inspektor  soll  sie  in  seiner  Kuge  oder  seiner 
Anteige  ntcbt  kntisinen. 

1^  rrt  ile  Oller  Verordnungen,  die  auf  das  v  rci  tiannte  Gesotz  Bezug  haben, 
könneu  weder  in  en^ter  Instanz,  noch  bei  Berufung  wegen  Formfehler  annulliert  werdra. 

h)  I>er  Inspektor  sowohl,  alo  jede  andere  nrson,  die  glaubt,  daa  aommarbdie 
"L'rteil  des  Gerichts  nach  dem  hi<T  ir;  Frrige  kommenden  gegenwärtigen  Gesetz  nicht 
annehmen  zu  können,  kann  beim  Übergericht  oder  einem  Bezirksgericht  Berufung 
cinl<^en,  wie  das  Gesetz  %-on  1882  über  ilie  Fric^lensrichter  es  Torächreibt. 

n.  Die  Tatsache,  das.-«  ein  Ge.-'chäftsinhaher  mit  Bezug  auf  vorUegendes  Gesetz 
zu  Busse  verurteilt  ist,  wegen  >iichtentrichtuug  des  Lohnes,  den  er  für  einen  ganzen 
oder  einen  halben  frekm  Tag  acholdig  ist,  enthebt  ihn  der  VeEi»CUditnDg  nidit,  diaaeii 
Lohn  an  bezahlen. 

Allerlei  Verfügungen. 

42.  Es  ist  Sadie  der  Inspektoren,  die  richtige  Ausführung  der  voranatehendte 

Gasetzesvorschriften  zu  überwachen  nnd  die  T'rhel)er  von  frlirrtretungen  anzuzeigen. 

43.  1)  Im  Hinblick  auf  dieses  Geseu  sind  die  luspeiciureo  befugt,  Magazine 
pnd  Bureaus  in  gleidier  Weise  wie  die  Fabriken  an  betreten  und  zu  inapiaierai,  allea 
in  den  Grenzen  des  vorpnNahnten  Gesetzes. 

Doch  berechtigen  die  \'oLImachLeu,  die  den  Inspekturen  dureJb  dm  vorliegende 
Gesetz  für  Inspizierung  erteilt  werden,  diese  nicht,  auch  andere  Bücher  zn  unter- 
suchen, als  einzig  diejeni|^,  in  denen  die  Arbeits-  uud  Lohuverhältnisse  eingetragen 
iindt  sowie  diejenigen,  von  denen  in  den  Unterabteilungen  2  und  '^  des  Paragraphen  27 
dieeee  Gesetzes  die  Retle  ist. 

2)  Der  Inhaber  änes  Magazins  oder  eines  Bureaus,  der  dem  Inspektorate  den 
Eintritt  verweigert,  verfiUIt  dner  Busae  bia  so  5  Pfund. 

{'•.  Der  ätatthalter  kann  gegebenenfalls  durch  eine  in  die  Amtszeitung  einzu- 
rückende Verfügung,  die  er  unter  Assistenz  seines  Kates  trifft,  ein  Beglemeuteformular 
anfatellen,  in  welchem  daa  enthalten  ist,  was  für  Vollzielhang  dea  in  iVage  atehflnden 
G«Bet7eR  verlangt  iind  notwendig  ist. 

45.  Die  bezogene  Taxen  und  Bussen,  die  bezüglich  dieses  Gesetzes  gefällt 
wurden,  fallen  dem  dfentlicbeo  Sehatae  an  und  werden  in  die  konaolidierten  Foiuls 
eingezahlt. 

46.  Die  Verfügungen  dieses  Gesetzen  finden  auf  Ilaudekrcibcude  bona  fidc,  d.  h. 
auf  Personen  keine  Anwendung,  die  von  Handelsleuten  als  Agenten  und  Reisende 
ven^endet  werden,  um  Waren  anzubringen  und  Bestellungen  oei  Personen  zu  er- 
langen, die  sdbst  mit  diesen  Waren  Handel  treiben  und  kaufen,  um  wieder  zu  ver- 
kaufen. 

47.  Der  Ladeninhaber,  welcher  einen  Angestellten  während  der  Standen  des 
ladenschlnasee  verwendet,  um  die  Pferde  an  verpflegen,  die  er  in  aeinem  Gtaadiifte 

brancht,  wird  zu  I  iiMT  BuH8c  verurteilt.  * 

48.  Die  im  Anhang  diet^es  Gesetzes  namentlich  angeführten  Gesetze  sind  aui- 
aehoben.  Die  znnn  liadenschluss  festgesetzten  Tage  jedoch,  welche  diese  aufgehobenen 
Gr<t  r:'e  bezeichneten  und  die  zur  Zeit  tler  Aufhebung  noch  bi^tehen,  bleiben  in  Kraft, 
bib  reglementarische  Schliesstage  festgesetzt  sind,  übereiusiimmend  mit  dem  gegen- 
wärtigen  GeaelRe. 

A  n  h  a  n  g. 

IKM,  No.       Gesetz  von  1894  über  Magazine  und  Ladenangestellte. 

1805,  Na  69:  Geietz  von  1895,  h4mf»  Abänderung  daa  Geaetaee  aber  Blagazine  mid 

Ladeuangt>!itellte. 

Ufi^,  No.  33;  Gesetz  von  18Ub,  über  Magazine  und  Ladenangestellte. 
1901,  No.  24:  Qeeata  vom  1901,  über  Magaaine  und  LtdenangeataUte. 
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IX.  italie.  Italien. 

1.  Jj^gg^  7  luglio  1905,  II.  3  5  4,  relativ a  alle  pensioni 
per  gli  operai  delTofficlua  carte- val  ori.  (Boll,  dell' l'tf.  del 
lav.  IV  n.  1,  luglio  1905,  pp.  136—138;  Gazz.  Uffic.  del  lö  lugUo  1905, 
n.  166.) 

Gesetz  vom  7.  Juli  1905,  No.  364,  botr,  <lle  Peniionefii  für  dio 
Arbeiter  der  Oifiaui  der  Wertpepiere, 

2.  Legge  9  luglio  1905,  n.  399,  relativa  alle  pensioni 
per  il  personale  operaio  delle  RR.  Saline.  Gazz.  Uflic.  del  29 
lugüo  1905,  n.  177;  Boll,  dell' Uff.  del  lav.  IV  n.  2,  agosto  1905.  pp. 
818-829.) 

OeeetB  vom  9.  Jidi  1006,  No.  899/  betr.  die  Pemtonen  f&e  dü 
ArbctterpenonAl  der  königL  Selinen. 

8.  Statato  delle  caese  di  mutuo  soccorso  del  personale 
a  mercede  giornaliera  delle  Manufatture  dei  tabacchi,  ap» 
provato  con  re>gio  decreto  12  agosto  1905,  n.  48ö.  (Gazz. 
Uff.  del  6  ottobre  1005,  n.  233;  Boll,  dell' Uff.  del  lav.  IV  n.  4.  ottobre 
1906,  pp.  619—623.) 

Statot  der  gesenseitigen  HÜUUneeen  des  Personale  der  TMMk- 
manufaktaren  mit  Ttaglohn,  genehmigt  durch  kÖnigL  Dekret  vom  12. 
August  1806. 

X.  Luxembourg.  Luxemburg. 

Grotih.  Beatiihlfua  Tom  10.  September  1906,  betr.  Oemebmigiiiig 
mid  VerdflteiitJIrthimg  des  am  2.  S^tember  1B06  swisdhen  dem  Groaa- 
herzogtum  und  dem  Deutatdieii  Beiolie  luteraeiaimeteiL  Abkommea 
über  die  UnfUlTeralohenuig. 

XI.  Suisse.  Schweiz. 

Kanton  Basel-Stadt  . 

Bekanntmaohnng,    betr.  Sonntagsarbeit  bei  den  Fhotographen. 

Vom  3(1.  S!cptember  1905. 

Einem  Gesuche  der  Mehizahl  der  Inhaber  hiesiger  Photographeuateliers 
entsprechend,  wird,  gestützt  aof  §  16  dea  Gesetaes  betr.  die  Sonntagsnih« 
vom  13.  April  1893  tiod  unter  Aufbebnng  der  Bekanntmachung  von 
23.  April  1898,  den  Inhabern  der  hiesigen  Photographenateliers  bis  auf 
weiteres  i^estattet,  an  öffeiit liehen  Hnheta«ren  von  vormittafrs  T'hr 
bis  nachmittags  1  Uhr  Aulnahmeu  zu  machen  und  zu  diesem  Zweck  eiiieQ 
Angestellten  im.l4UM>ratorium  zu  beschäftigen. 

Bei  der  Sonntagsarbeat  ist  das  Retouchieren,  Kopieren  und  Ausrttsten 
der  Bilder  ausgeschlossen. 

Diese  Erlaubnis  findet  keine  Anwendimir  anf  die  hohen  FeettagB 
(Karfreitag,  Ostern,  Pfingsten,  Beitag  und  Weihnacht). 

Für  die  an  den  öffentlichen  Ruhetagen  beschaitigteu  Angest eilten 
mfissen  je  am  sweiten  Sonntag  24  unmittelbar  aufeinanderfolgende  Standat 
frei  bleiben. 

Zuwiderhandlungen  nnterlie^^en  der  Beurteilung  des  Poliaeigericbts 
nach  §  48  des  Polizeistrafgesetzes. 
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IL  Pariamentarische  Arbeiten,  welche  den 

Arbeiterschutz  betreffen. 

I.  Aulriche.  Oaslarreich 

Sonntagsruhe. 

Oefietsentwtirf^  womit  das  Gdsets  Tom  16.  Januar  1895,  B.Q.B1.  No.  21, 
betr.  die  Regelung  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe  im  Gewerbebetriebe,  teil- 
weise al);t:oilnflert  und  erfran/t  vrird.  (218  Beil.  H.  H.  Generaldebatte, 
2.  u.  3.  Lesnag  45.  öitzg.  H.  H.  v.  lU.  Febr.  19(15:  Zuschrift  an  A.  H.  2165 
Beil.  A.  H.  j  Verweisung  an  den  soziai])oliti8chen  Äusschuss  '6iH,  Sitzg. 
A.  H.  Tom  14.  Felo-.  1905 ;  Berieht  des  AnsschuBsee  2573  Beil.  A.  H.  in  der 
844.  Sitig.  vom  6.  Febr.  1905,  Generaldebatte,  2.     8.  Leenng  ibid.). 

II.  Finlande.  Finnland. 

äeeeion  des  Landtags  Tom  6.  Desember  1904  bis  15.  April  1905 

1.  Arbeitsnnfftlle. 

Landtagssitzung  vom  29.  Dezember  1904,  Antrag  Karvenen  u.  Gen., 

die  Regierung  wolle  nach  der  Anhörung  von  Sachverständigen  dem  näch- 
sten Landtag  einen  Gesetzentwurf  betreffend  Er<;än/.ung  und  Revision  des 
Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895  über  die  Verantwortlichkeit  der  Arbeit- 
geber für  UnftUe,  die  Arbeiter  treffen,  vorlegen.  Bie  Abstimmung  Uber 
den  Antrag  wurde  verschoben. 

2.  Bäckereien,  Nachtarbeit  in  den  — . 
Landtagssitzung  vom  29.  Dezember  1904,  Antrag  Lindroos  u.  Gen. 

betr.  das  Arbeitsverbot  in  den  Bftckereien  von  9  TJhr  abends  bis  5  Uhr 
morgens,  ausser  wenn  ein  Sonntag  und  ein  Festtag  oder  ein  Sonntag  und 
zwei  Festtage  aufeinander  folgen,  wo  von  TThr  nachmittags  bis  6  Uhr 
morgens  gearbeitet  werden  darf;  betr.  eine  Maximalarbeitszeit  von  10  Stun- 
den, die  Pausen  fUr  die  Mahlzeiten  abgerechnet;  betr.  die  Strafen  bei 
Uebertretong  dieser  Vorschriften  sowie  darüber,  daas  der  Lohn  den 
^ekereiarbeitem  in  barem  Geld,  nieht  in  Eost  und  Logis  aosbesahlt 
werden  soll. 

Landtagääitzuug  vom  28.  Februar  1 905,  Vorlage  emes  Regier un^^^s- 
entwarfs  einer  Verordnung  über  die  Arbeitszeit  in  den 
Bäckereien: 

§  1.  La  B&ckereien,  wo  Herstellung  zum  Verkauf  erfolgt  oder  die 
Ware  anf  andere  Weise  verftussert  wird,  soll  die  Arbeit  eingestellt  sein : 
auf  wenigsten.s  24  Stunden  vnn  <>  Uhr  abends  vor  einem  Sonn-  oder  Fest- 
tage; ebenso  alle  Werktage  wenigstens  auf  6  Stunden  nach  12  Uhr 
mitternachts. 


1)  Von  den  vorstehend  mitgeteilten  Anträgen  wurde  keiner  von  dem  Landtag  in  i'iid- 
gültige  ikbandlnng  genommen,  da  der  Landtag  sich  weigert«,  irgend  eine  Angel^cnheit  eu 
bdMvddii,  solange  die  Diktatur  im  Lande  bestehe  nnd  die  VonoHelsiiiigieii  so  dQer  IMW- 
inil«D  gMOtieebeiiachen  Arbeit  nicht  vorluiiden  «eiaii. 
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§  2.  Zwischen  Sonn-  oder  Festtag  und  daraaffolgemdeiii  Tag,  einerlei 
ob  dieser  ein  Fest-  oder  ein  Werktag  ist,  ist  die  Arbeit  in  den  JBftcke» 

reien  von      Vhr  nrulimittaga  bis  0  T'^'hr  mor|Ej©np  L'«Htattet. 

Weun  es  besondere  Umstände  erforderlich  machen,  sei  der  Magi.strat 
oder  das  Ordnungsgericht  in  den  Städten  und  der  L&nsmann  auf  dem 
Lande  berediUgt,  auf  Gesuch  hin  wahrend  einer  gewissen  Anzahl  Nftchte 
Uber  die  vorher  tt-w&hnte  hinaus,  jedoch  nicht  mehr  als  25  im  Jahre,  die 
Arbeit  in  einer  Bäckerei  zu  «gestatten ;  und  darüber  ist  ein  Erlaubnis- 
schein aus7.u.stollcn,  der  die  Nächte  angibt,  während  welcher  solche  Arbeit 
erlaubt  wordeu  iöt. 

3.  Die  Arbeitszeit  darf  für  die  Backereiarbeitw  wiUirend  eines  imd 
desselben  Tages  12  Stunden  nicht  0ber8teifj;en,  /ufilllige  Unterbrechungen 
der  Arbeit,  jedoch  nicht  die  Pansen  f(ir  die  Mahlzeiten,  oinberechnet. 

Der  Arbeiter  soll  ohne  besondere  Abmachung  nicht  verpflichtet  sein, 
an  der  Arbeit  während  der  in  §  2  erwälmt&u  Zeiten  teilzunehmen. 

Ueber  die  Arbeitsseit  ftir  Kinder  und  jugendliche  Personen  sind  be- 
sondere Bestimmungen  erlassen. 

§  4.  l'ebertrctnn^en  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden 
mit  Geldstrafen  geahndet. 

Für  die  Beobachtung  des  in  §§  1 — 3  Gesagten  ist  derjenige  verant- 
wortlich, der  ein  Bftckereigewerbe  treibt  oder  einem  solchen  Betrieb  vor- 
steht, auch  sei  er  nicht  von  Strafe  befreit,  wenn  ein  Arbeiter  eingewilligt 
hat,  während  einer  Zeit  zu  arbeiten,  wo  es  nicht  erlaubt  ist. 

^  5.  Biese  Verordnung,  welche  auch  fiir  die  Bäckerei-  und  Zucker- 
bäckereitätigkeit, die  in  Hotels,  Wirtshäusern  und  Konditoreien  betrieben 
wird,  Gültigkeit  hat«  tritt  am  in  Eraft. 

Det  Entwurf  wurde  elftem  Aussdiuss  aur  vorbereitenden  Behandlung 
überwiesen. 

Landtagssit^nng  vom  14.  April  19(35,  Vorla^^e  des  Berichtes  des  Aus- 
Hchusses  mit  dem  folgenden  von  ihm  ausgearbeiteten  Entwurf  einer 
Verordnung  tlber  die  Arbeitszeit  in  den  Bäckereien: 

§  1.  In  Bftokereien,  wo  Herstellung  sum  Verkauf  erfolgt  oder  die 
Ware  auf  andere  Weise  vcrn  u  i  f  wird,  soll  die  Arbeit  von  6  Uhr  des 
Abends  vor  einem  Sonn-  oder  J'esttag  wenigstens  auf  24  Stunden  ein> 
gestellt  worden. 

Folgen  zwei  oder  mehrere  Festtage  aufeinander,  soll  jedoch  die  Arbeit 
in  den  Bäckereien  swischen  diesen  Tagen  von  6  Uhr  nachmittags  bis 

6  Uhr  morgens  gestattet  sein. 

i:?  2.  Arbeiter  in  B-irkeroien,  welche  in  §  1  erwähnt  sind,  <ollen  in 
der  Zeit  /wischen  fi  TTlir  abezids  und  6  Uhr  morgens  des  fol«i;enden  Tages 
eine  ununterbrochene  Ruhe  von  8  Stunden  geniesaen;  und  zwar  sollen 
Abmachungen  ttber  andere  als  die  hier  bestimmten  Rnheseiten  in  keinem 
anderen  als  dem  in  §  1  Absatz  2  angeführten  Falle  getroffen  werden. 

§  3.  Der  Aibeit^^eber  sei  verpflichtet,  in  Räumen,  wo  Arbeit  ver- 
richtet wird,  an  sichtbarer  Stolle  oin  in  beiden  T/andessprachen  gedrucktes 
Exemplar  dieser  Verordnung  anschlagen  zu  lassen. 

§  4.  Uebertretnngen  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden 
mit  Geldstrafen  geahndet. 

§  5.  Diese  Verordnung  hat  anch  Hir  die  Bäckerei-  und  Zucker- 
bäckereitätigkeit in  Hotels,  Wirtshäusern  und  Konditoreien  Gültigkeit, 
•  soll  aber  nicht  auf  Betriebe  augewendet  werden,  die  für  den  eigenen  Be- 


Digitized  by  Google 


—   379  — 


daxl  von  einer  einzelneu  Person  unter  Beihilfe  der  £hefrau  und  unmüii- 
äiger  Kinder  ausgeübt  werden. 

§  f>.    Diese  Verordnung  tritt  am  in  Kraft. 

Zwei  Mitglieder  des  Ausschusses  letzten  einen  von  dem  Antrag  der 
Majorität  abweichenden  Entwurf  mit  folgendem  Wortlaut  vor: 

§  1,  In  Backereien,  wo  Herstellung  zum  Verkauf  erfolgt  oder  die 
Ware  auf  andere  Weise  veräussert  wird,  soll  die  Arbeit  von  6  Uhr  des 
Abende  vor  einem  Sonn-  oder  Festtag  auf  wenigstens  24  Standen  ein- 
gestellt werden;  ebenso  jeden  Werktag  auf  wenigstens  6  Standen  yon 
10  Uhr  abends  ab. 

§  2.  Zwischen  Sonn-  oder  Festtag'  und  darauf  folgendem  Tag, 
einerlei  ob  dieser  ein  Fest-  oder  ein  Werktag  ist,  iist  die  Arbeit  von 
6  Uhr  nachmittags  bis  6  Ubr  morgens  sa  gestatten. 

Wenn  es  besondere  Umstände  erforderlich  machen,  sei  der  Magistrat, 
das  Ordnnngsgericht  oder  der  Gemeinderatsausschnss  beredit^^  auf  Ge- 
such hin  die  Arbeit  in  einer  Bäckerei  während  einer  gewissen  Anzahl 
Nächte  über  die  vorerwähnte  hinaus,  jedoch  nicht  mehr  als  25  im  Jahre, 
zu  gestatten;  und  darüber  ist  ein  Erlaubnisschein  auszustellen,  der  die 
NA^te  angibt,  wfthrend  welcher  solche  Arbeit  erlanbt  worden  ist. 

§  3.  Die  Arbeitszeit  darf  für  die  BAokereiarbeiter  wfthrend  ein  und 
desselben  Tarroj?  10  Stunden  nicht  übersteigen,  Tiufüllige  Unterbrechungen 
der  Ai-beit,  jedoch  nicht  die  Pausen  ffir  die  Mahlzeiten,  einbererhnet. 

Der  Arbeiter  soll  wahrend  des  Tage«  weuigbtens  8  Stunden  ununter- 
rochener  Ruheseit  gemessen,  die  in  §  1  bestimmten  6  Stunden,  wo  die 
Arbeit  in  der  B&okerei  eingestellt  ist,  einberechnet 

Der  Arbeiter  soll  ohne  besondere  Abmachung  nicht  verpflichtet  sein, 
an  der  Arbeit  wiiliiend  der  in      2  erwfihnten  Zeiten  teilzunehmen. 

Ueber  die  Arbeitszeit  für  Kinder  und  jugendliche  Personen  sind  be- 
sondere Bestimmungen  erlassen. 

§  4.  Uebertretungen  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden 
mit  Geldstrafen  geahndet. 

Yüv  die  Beobachtung  des  in  §§  1 — 3  Gesagten  ist  derjenige  verant- 
wortlich, der  ein  Bäckoreigowerbe  treibt  oder  einem  solchen  Betrieb  vor- 
steht, auch  sei  er  nicht  von  Strafe  befreit,  wenn  ein  Arbeiter  eingewilligt 
hat,  wahrend  einer  Zeit  an  arbeiten,  wo  es  nicht  erlaubt  ist. 

f  5.  Diese  Verordnung  hat  auch  für  die  Bäckerei»  und  Zucker- 
bftckereitätigkeit,  die  in  Hotels,  Wirtshäusern  oder  Konditoreien  getrieben 
wird,  Gültigkeit,  findet  aber  keine  Anwendung  auf  solche  kleineren  Bäcke- 
reien, welche  der  Inhaber  für  den  eigenen  Bedarf  ohne  Mithilfe  von  ge- 
dungenen Arbeitern  oder  Dienstboten  betreibt. 

§  6.    Die  Verordnung  tritt  am  in  Kraft. 

Der  Regierungsentwurf,  der  Bericht  des  Ausschusses  wie  auch  der 
Üntworf  des  Anssdiosses  wurden  nicht  endgültig  behandelt. 

'6.  E  i  n  i  g  u  n  g s  i  n  8 1  i  t  u  t  i  o  n  e  n. 

T.andtairssitzung  vom  22.  Dezember  1904,  Antrag  Salminen,  betr.  die 
Einfulii  (iiig  otientlicher  Einiguugsämter,  die  sich  sowohl  aus  Schieds-  als 
EinigungsmAnnem  susammensetsen  würden,  su  denen  sowohl  den  Arbeit- 
gebern als  den  Arbeit  nehmeni  GMcgenheit  geboten  wUrde,  eigene  Ver- 
treter wa  wfthlen.   Die  Abstimmung  über  den  Antrag  wurde  Terschoben. 
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4.  Fabrikarbeiterinnen,  Scbuts  der. 

Landtagssitzung  vom  21.  Dezember  1904,  Antrag  Kari  u.  Gen.,  die 
Regierung  wolle  für  <l<^n  ni^bston  Landtag  einen  Gesetzentwurf  betr.  den 
Schutz  der  Fabrikarbeiterinnen  vorbereiten  und  vorlegen,  der  /.ugleich 
BeBtimmungen  enthalte  über  einen  Maximalarbeitstag  von  zunächst 
10  Standen,  wobei  der  Samstagabend  Irea  wSre,  Verbot  der  Nacbt-  und 
Sonntagsarbeit,  Erleichterungen  hinsichtlich  der  Ruhezeit  verheirateter 
Frauen  sowie  über  notwendige  TJnhe^^oit  für  Wöchnerinnen  sowohl  vnr 
wie  nach  der  Niedeiknnft,  woneben  diesen  Gelegenheit  zu  bereiten  wäre, 
EaunkenuuterätüUuug  zu  beziehen.  Ausserdem  wird  die  AuBt^liung  einer 
genügenden  Anaahl  weiblicher  BeigeordnetMi  der  Oewerbeinspektoren  ge> 
fordttt,  die  aus  Kreisen  der  Arbeiterinnen  Ton  den  der  Ins}>ektion  Unter*- 
worfenen  gew&hlt  wwden.  Die  Abstimmung,  ttber  den  Antrag  warde 
verschoben. 

5.  Gesindeordnung. 

Landtagssitzunrj  vom  '2'2  T^ozember  1904,  Antrag  Kari  u.  Gen.,  lietr. 
die  Keviöion  der  Gesindeorduung  vom  30.  Januar  18ü5.  Die  Abstim- 
mung über  den  Antrag  wui*de  verschoben. 

6.  G  e  w  e  r  b  e  i  n   p  0  k  t  i  o  n  e  n. 

Landtagssitzung  vom  3U.  Dezember  1904,  Antrag  Lindroo.<3  u.  Gen., 
betr.  die  Anstellung  von  Beigeordneten  der  Gewerbeinspektoren,  weldie 
ersteren  aus  der  Arbeiterklasse  gewählt  würden,  wobei  sich  die  Arbeiter' 

vereine  über  die  Kompetenz  der  Kandidaten  sollten  aussprechen  dürfen. 
Die  Abötimmung  über  den  Autrag  wurde  verschoben. 
S.  auch  unter  Fabrikarbeiterinnen,  Schutz  der  — . 

7.  e  w  c  r  b  0  o  r  d  n  u  n 

Landtagssit/.un;Lr  vom  •2l.De/embor  1M()4,  Antrag  Bergman  betr.  eine 
neue  Gewerbeordnung.  Die  Abstimmnug  über  den  Antrag  wurde  ver- 
schoben. 

8.  Normalarbeitstag. 

Landlugääitzung  vom  22.  Desember  1904,  Antrag  Lindroos  u.  Qen., 
die  Begiemog  wolle  eine  Kommission  für  die  Vorbereitung  eines  ibt- 
wurfs  betreffend  die  Einführung  des  zunächst  lO-stilndigen,  später  8  .stün- 
digen Normalarbeitstages  einsetzen,  sowie  einen  diesbezüglichen  Ge.setz- 
entwurf  dem  nächsten  Landtag  vorlegen.  Die  Abstimmung  Uber  deu 
Antrag  wurde  verschoben. 

9.  U  n  t  ('  r  s  t  ii  t  z  u  ii  14-  s  k  a  s  .-i  o  n  .  Staatsmittel  für  die  — . 
Landtagssitzung  vom  3o.  Dezember  ly^'-t,  Antrag  Karvonen,  betr. 

die  Gewährung  einer  Staatsunterstfltsung  von  jährlich  25000  H.  Är  die 
Arbeiter-Kranken-,  Begräbnis-  und  Pensionskassen  nach  von  der  Verwal- 
tung näher  festgestellten  Orundsfttsen.  Die  Abstimmung  über  den  Antrag 
wurde  verschoben, 

III.  Italie.  Italien. 

3.  Frauen  -  und  Kinderarbeit. 

Gesetzentwurf  des  Minii^tern  T?nva  betr.  Abänderungen  im  Gesetze 
vom  19.  Juni  1U02,  No.  242,  über  iVauen-  und  Kinderarbeit.  Vorgelegt 
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in  der  Sitemig  dar  DepatiertenkMomer  vom  20.  Juni  1905.  (Boll.  ddll'Uff. 
del  IftT.  n.  1,  Inglio  X906,  pp-  128—186.) 

4.  Pensiouen  der  Arbeiter  dar  kCnigl.  Harine. 

Geaatsantwurf  (Abg.  Paia-Saira)  betr.  ErlAuterong  des  Art.  8  des 
Qesetzes  vom  26.  Dezember  1901  zur  Abänderung  der  Vorschriften  aber 
die  Pensionen  der  königl.  Marine.  Voigelecjt  in  der  Ritznn^'  Apt  Drpn- 
tiartenkanmier  vom  22.  Juni  19C>ö.  (Boll.  dell'U^'.  del  lav.  lY  n.  1,  p.  128.) 

4 

iV.  Siiim.  Schwtiz. 

12.  Gewerbegeaats.  Botadiaft  des  Bnodesrates  an  die  Bundes» 
TarssDunlnng,  betr.  Einführung  des  Rechtes  der  Gesetzgebung  über  das 
Gewerbewasen,  vom  8.  November  1905  (Schweiz.  BondesbL  No.  46  ex  1905, 

S.  538). 

Eniumrf  des  Bundesrates. 

Bnndesbeschluss,  betr.  Ergänztmg  der  Bimdesverfassnilg  bScQgiitilL 
des  Vechta  der  Gesetzgebung  über  das  Gewerbewesen. 

Die  Bunde.sver^^ammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  nach 
Einsicht  einer  BotscAiaft  desBondesrates  vom  8.  November  1906,  besohlieast : 

I.  In  den  Art.  81  der  Bundesverfaasmig  wird  ab  lit.  f  folgende  Be- 
stimmung aufgenommen:  „Die  Gewerbagasetsgebnng  des  Bundes,  nach 
Massgabe  des  Art.  34^". 

II.  In  die  Bundesverfassung  wird  als  Art.  34**^  folgende  Bestimmung 
Aufgenommen :  „Der  Bund  ist  befugt,  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbewesens 
einheitliche  Bestimmnngen  aa&nsteU«:)'*. 

m.  Vorstehender  Bundesbeschluss  ist  der  Abstimmun«:  des  Volkes 
und  der  Rtnnrlf»  zu  unterbreiten.  Der  Bandesrat  wird  beauftragt,  die  er- 
forderlichen Massnahmen  zu  treten. 


III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 

ausgehenden  KongressbeschlUsse  und  Eingaben 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  A 1 1  g  e  lu  e  i  ü  e  i'  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z. 

1.  Resolution  der  Geueralversaminluug  der  Katholiken  Deutschlands. 

2.  Leits&tse  des  Referenten,  betr.  das  Arbeitsverhältnis  in  den  Biesen- 

betriebeu,  in  der  General versaramluii-   ^    Vok  ins  fttr  Sozialpolitik. 

3.  Resolutinn  des  Zentralverbandes  der  industriell f^i. 

4.  Resolution  des  fj.  belL''Is(hen  Gewerkschaftskongi'esses. 

5.  Eingabe  der  Koulereu/.  der  Vertreter  der  russischen  Industrie. 

6.  Besolntionen  des  87.  englischen  Gewerkschaftskongresses. 

II.  B  e  r  II  f  1  i  (•  h  o  r  A r  b  e  i  t e r  s  c  h  u  tz. 
1.  Bergbau. 

a)  £>esolutioneu  des  internationalen  Bergarbeiterkougresses. 
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b)  tmd  c  I  Zwei  Eingabw  der  „SiebeoerkomnuBsion''  an  den  Ivf'iclu- 
kanzler  und,  an  den  preusuBchen  MiDtater  iür  Handel  und  ih- 

werbe. 

d)  Entwürfe  de.s  bergbauliclieii  Vereins  nebst  Abanderungavorschlägea 
des  Bergarbeiterverbandee. 

e)  Besolution  der  Beichskonferens  der  Bergbangenoseensdiaftaii 

npsterreif'lis. 

f)  Resolution  des  37.  Gewerkschaftskongresses. 

2.  Metallverarbeitnn<rfinduatrie. 
Kesolution  des  '61.  engl.  Gewerkschaftskongresses. 

3.  Textilindustrie. 

üesolutiouen  des  6.  internationalen  Arbeiterkongresses  für  Textü- 
industrie. 

4.  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel. 
Hesolntionen  des  dentschen  Tabakarbeiterverbandes. 

5.  Handelsgewerbe. 

a)  Eingabe  des  Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen. 

b)  Il(  suIationen  des  Zentralvcreins  der  Bureauangestellten. 

c)  Eingabe  dos  Zontralv ereins  der  Bureauangestellten. 

d)  Resolution  des  37.  engL  Gewerkschaftekongresaes. 

6.  Verkehrsgewerbe. 

Resolution  des  37.  engl.  Gewerkscbaftskongreesee. 

7.  Beherber»  nngs-  und  Er  q  ni  ckungsgewerbe. 

Resnlution  des  deutschen  Keilnerbundes. 

8.  8  t  a  a  t  s  a  r  1)  c  i  t  e  r. 

Resolution  des  37.  engl.  Gewerkschaftskongresses. 

m.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

1.  Resolutionen  des  Zentral  verbände»  der  Ortskrankenkassen. 

2.  Resolution  des  Verbandes  der  Verwaltangsbeamten  der  £rankM* 
kaseen  etc. 

8.  Besolation  des  deutschen  Kelbierbundes. 

4.  Eingabe  der  Ssterreichtschen  GewerkschaftskommiBsion. 

5.  Resolution  der  Reichskonferenz  der  Bei^baugenossens^diftften. 

6.  Resolutionen  des  französischen  Konnr^sj^ps  ^'i'"  AltersTOrBichemiig. 

7.  Resolutionen  des  37.  engl  Gewerkschaftskongresses. 

L  Allgemeiner  Arboitorschute. 

1.  T?*  solurion  der  im  August  1905  in  Strassbnrg  abgehaltenaa 
5  2.  G e  n  e  r  a  1  V  e  r  8  a  m  m  1  n  n  «r  der  Katholiken  D  e  u  t  s  c  Ii  1  a  n  tl  s. 

Die  62.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands  sieht  in 
den  sich  mehrenden  Kftmpfen  swisohen  gewerblichen  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern eine  sowohl  für  die  Nftehstbeteiligten  und  das  gesamte  Wirtschafts- 
leben srbridlicliej  als  aiuli  den  sozialen  Frieden  fiTruiihrend  gefährdende 
Eutwifkltm^r.  Es  ist  daher  eine  wiclitlire  Anliiube  der  Sozialpolitik,  Mitt«! 
und  Wege  zu  suchen,  welche  unter  Wahrung  des  freien  Koalitionsrechts 
und  der  Gleichberechtigung  von  Arl^iter  und  Arbeitgeber  geeignet  sind, 
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dem  Ausbruch,  flolöher  Differenzen  vormbengen  and  das  Arbeitsverhältnis 
im  Geiste  der  sozialen  Gerechtigkeit  tind  Versohnnrif^  zu  regeln.  Zu  dem 
Zwecke  sind  zu  erstreben:  1)  Errichtung  von  paritätischen  Arbeits«- 
kammern,  die  als  Eiuiguiigsämter  und  k?chiod.sgerichte  fungieren  und  vor 
der  Froklamiernng  von  Streiks  und  Aussperrungen  von  den  streitenden 
Parteien  anzurufen  sind ;  2)  der  Abschluss  von  kollektiven  Arbeitsverträgen 
(Tarifverträgen),  in  denen  die  Lohn-  und  Arbeitsbe(iint]^ing'en  durch  Ver- 
einbarungen zwischen  den  Organisationen  der  Arbeiter  und  Arbeitfj;eber 
auf  längere  Dauer  miiglichst  einheitlich  ger^elt  werden.  Die  stetig 
wacbseode  Zabl  von  Tarifvertii^;en  beweist,  dass  dieselben  im  wohlver- 
standenen Literesse  von  Arbeitem  und  Arbeitgebern  liegen. 

2.  Leitsätze  des  Referenten  (Prof.  Dr.  Lujo  Brentano-,  betr.  das  Ar- 
beitsverhältnis in  den  Kiesenbetrieben,  aufgeötelit  in  der  vom  25.  bis 
29.  September  1  ^5  abgehaltenen  Generalvei-sammlung  des  Vereins  für 
Sosialpolitik^). 

1)  Das  heutige  A  rbeitsverh&ltnis  beruht  auf  einem  Vertrage  zwisdien 
gleichberechtigten,  freien  Personen.  Doch  kennt  das  Recht  nur  erst  den 
individuellen,  noch  nicht  den  kollektiven  Arbeitsvertrag.  Dieser  unfertige 
Zustand  des  Kechts  ist  die  Hauptursache  der  heutigen  Arbeitsstreitigkeiten. 

2)  Das  Arbeitsverb&ltnis  in  den  Biesenbetrieben  beniht  anf  einseitiger 
Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen  durch  den  Arbeitgeber.  Von  diesem 
Standpunkt  aus  erscheint  schon  das  bestehende  Recht  als  revolutionär, 
noch  revolutionärer  das  Streben,  das  OnnidftrlTizip  des  heutigen  Arbeite- 
vertragsrechtä  durch  Einführung  des  koilektiveu  Arbeitsvertrags  zur  Wahr- 
heit zu  machen. 

3)  Teils  ans  technischen,  teils  ans  ökonomischen  Grttnden  sind  die 

Arbeitsbedingungen,  um  deren  Festsetzung  es  sich  im  kollektiven  Arbeits- 
vertraju^e  handelt,  weder  individuelle,  noch  können  sie  individuelle  sein. 
Bei  Ablehnung  des  kollektiven  Arbeitsvertrags  ist  es  daher  nicht  die 
Freiheit  des  Arbeiters,  nach  seinem  besten  Ermessen  sn  handeln,  die  man 
wahren  möchte,  sondern  die  Freiheit  des  Arbeitgebers,  durch  Verhandeln 
mit  einzelnen  Arbeitern  deren  Gesamtheit  seinen  Willen  aufzuzwingen. 

4)  Nicht  anders  verhalt  es  sich  mit  dem  Sehnte:  der  sogenannten 
Arbeitsu  illi^en.  Diese  pflegen  entweder  fremde  Arbeiter  zu  sein,  die 
jneiijt  ohne  Kenntnis  der  Streitfrage  während  einer  Arbeitsstreitigkeit  erst 
herangezogen  werden,  um  die  eigenen  Arbeiter  zum  Nachgeben  zu  nOtigen, 
oder  jene  Minderheit  von  Arbeitem,  die  durch  Wohlfahrtseinrichtnngen 
bestimmter  Art  gefesselt,  ausser  stand  gesetzt  sind,  von  den  ihnen  von 
der  bestehenden  Gesetzgebung  eingeräumten  Kochten  Gebrauch  zu  machen. 

5)  Die  Abneigung  der  Vertreter  der  Kiesenbetriebe  gegen  den 
kollektiven  Arbeitsvertrag  hat  feiner  zur  Organisation  der  Eauptstelle 
deutscher  Arbeitgeberverbände  durch  den  Zentralverband  deutscher  In- 
dustrieller geführt.  Seitdem  ein  energisches  Auftreten  der  Arbeifgober- 
verbände  gegen  Tarifverträge  und  zahlreiche  Aussperrungen  wirklich  Ar- 
beitswilliger, weil  diese  von  ihrem  Organisationsrecht  Gebrauch  gemacht 
iMben. 


1)  Das  Interi'sse  aa  diesen  Lettait/en  IsLsst  die  Redaktion  des  Bolletins  gttu  ans» 
nafim)<weise  davon  absehen,  dnss  es  sich  hier  nicht  um  eine  KesolntiOD  eine«  Yereiiis,  sondeni 
nm  Thesen  eines  persönlichen  CharakterK  handelt. 
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G)  Gegenüber  solchen  Besti'ebungeu  erscheint  die  gesetzliche  Aner- 
kennnnr]^  der  Berufsvereine  als  unzurr^icheTid,  mn  den  erwüDBchten  sozialen 
Friedeu  zu  sichern.    Als  notAvendig  ersclieint  ausserdem: 

1.  Ersetzung  der  Au^uahmegesetzgebung  des  §  153  der  (j-ewerbe- 
ordnung  durch  die  Bestüninniigen  des  deatuhen  StrafgesetaBbnd»  fiber 
körperlichen  Zwang  und  Drohung. 

2.  Gesetslioher  Schate  dee  Sioh-KoeUerens,  nicht  wir  des  Sich-nicht- 

Koalierens. 

3.  Der  Erlass  von  kasuistischen ,  zwingenden  Vorschriften ,  durch 
wdche  der  Hiasbrmiiöh  der  Wohlfahrtseinrichtangen  als  Machtmittel  aus- 
geschlossen wird. 

4.  Die  Statuierung  ein^  Zwangs  für  Arbeitgeber  und  Arbeiter  mit 
Vertretern  der  Organisationen  der  Gegenpartei  Uber  die  Arbeitsbedingangen 

zu  verhandeln. 

5.  Zur  Durdiführung  des  Verhandlungszwangs  die  Beetimmong,  dass 
Staatsanftrftge  und  Arbeiten  anderer  Öffentlicher  Korporationen  nur  an 

Unternehmer  vergeben  worden  dürfen,  die  sich  verpflichten,  alle  Arbeits* 
streitirfkeiten  in  ihren  Betrieben  vor  Einiii^unf^samt  und  Schiedsgericht  zum 
Austrag  xn  liringen  und  die  keinerlei  Verbindung  angehören,  welche  dat» 
Verhandeln  mit  Arbeitervertretern  verweigert. 

6.  Zq  dem  gleichen  Zweck  muss  fbr  jedes  (bewerbe  eine  Organisation 
der  Arbeiter  geschaffen  werden,  die  unter  Wahrung  des  Fortbestandes 
der  bestehenden  Bemfsvereine  sftmtliche  Arbeiter  des  betreffenden  Gewerbes 
umfasst. 

7.  Die  frei  gewählten  Vertreter  beider  Parteien,  als  welche  auch 
Personen,  die  weder  als  Arbeitgeber,  noch  als  Arbeiter  dem  Gewerbe  an« 
gehören,  gewfthlt  werden  können,  haben  unter  Vorsitz  eines  Unparteiischen 

alle  Streit frap-en  fiber  abzuschlie.ssende  Arbeitsverträge  zu  rep:eln.  Als 
Unparteiischer  hut,  wo  ©ine  Wahl  des  letzteren  durch  die  T^arteien  selbst 
nicht  zu  Staude  kommt,  der  Vorsitzende  des  Gewerbegerichts  des  Bezirks 
ZU  fangieren. 

8.  Was  im  kollektiven  Arbeitsvertrage  vereinbart  wird,  muss  für  alle 
an  dem  betreffenden  Gewerbe  Beteil irrten  die  ^Heiche  tecbtliche  GtÜtigkeit 
haben  wie  die  Bedingungen  des  individuellen  Aibeitsvertrags. 

3.  lle.S(i!iif ion  der  am  'A.  Xovember  1906  ab^^ehaltenen  Plenarver<» 
Sammlung  des  Z  u  n  t  r  a  1  \  e  r  b  a  n  d  e  s  der  Industriellen. 

1)  Der  Zentralverband  spricht  sich  mit  Entschiedenlieit  gegen  jede 
weitere  Verkilrzimg  der  gegenwartig  zulässigen  Arbeitszeit  der  Aibei- 
terinnen  durch  Gesets  aus,  in  voller  Uebereinstimmung  mit  allen  seinen 
Mitgliedern,  insbesondere  mit  den  Vertretern  der  Industrien,  welche  weib- 
liche Personen  in  groK«etn  Umfange  1>escli?\ftii;en. 

2'  Per  Zentralverband  verlangt,  dass  «It  iu  Arbeit -reber  im  Hinblick 
auf  die  Erhaltung  seiner  Wettbewerbslähigkeit,  auf  die  wechselnde  Ge- 
schäftslage und  auf  die  lÜgenart  seines  Betriebes  nach  wie  7or  die  freie 
Ehitschliessnng  gewahrt  bleibe,  in  den  durch  die  bestehenden  Gesetze  ge- 
zogenen Oronzen  die  Arbeitszeit,  sowie  entsprechende  Löhne  in  seinem 
Betriebe  zu  beuiossen  inid  toHtzustellen. 

3)  Der  Zentralverbaud  hält  an  diesem  Verlangen  fest,  weil  auf  diesem 
Wege  im  Verlauf  der  Zeiten  die  frühere  lange  Arbeitsdauer  auf  ein  den 
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gegwwtrtigen  wirtschafUiehen  und  soBÜden  Verii&ltniflMn  entsprecliendes 

Miksa  zurückgeführt  worden  ist. 

4)  In  der  Ueberzetig^nng,  das8  dieser  Vordrang  sich  auch  weiter  voll- 
ziehen wird,  erneuert  der  Zentralverbaud  seinen  Einspruch  gegen  jede 
weitere  EinBchrankang  der  Arbeitszeit  für  Arbeiterinnen  durch  Oesetz; 
•er  liftlt  daher  an  eeinem  von  der  Veraammlnng  der  Delegierten  am  5.  Hai 

J.  gefassten  Besclilusse  fest. 
rS  Pifse  Stellungnahme  des  Zentnilverhandea  kann  dadurch  nicht  in 
1  rage  gestellt  werden,  dass  der  Kreis  der  Arbeitgeber  t>ich  erweitert,  die 
■aus  freier  Entschliessung  zu  einer  kürzeren  als  der  gegenwärtig  zulässigen 
ll'Stflndigen  Beedbiftigung  der  weibliehen  Personen,  beaw.  cu  der  ICMün- 
digen  Arbeitszeit  überhaupt  übergehen ;  denn  der  Zentralverband  hat  sich 
in  dem  vorerwähnten  Beschlusee  weder  für  die  Beibehaltung  der  ll-stün- 
digen,  noch  gegen  die  Einführung  einer  kürzeren  Arbeitszeit  ausgesprochen, 
insofern  sie  freiwillig  von  dem  Arbeitgeber  eingeführt  wird. 

4.  Resolutionen  des  am  2ö.  und  26.  Dezember  1BI>4  in  Brüssel  ab- 
gehaltenen 6.  belgischen  Gewerkschaftskongresses. 
Der  Eongress  verlangt: 

1)  obligatorische  und  nnentgeltliche  Bemfsbfldnng  (reneeignement 

professionnel)  auf  Grund  umgearbeiteter  Studienplane; 

2)  eine  natürliche  Fortführung  von  einer  Unterrichtsstufe  zur  n&chsten ; 

3)  die  Schaffung  zahlreicher  Berufsschulen  in  den  Arbeiterzentren  und 
in  Anlehnung  an  die  Staatswerkst&tten;  der  Eongress  verlangt  dabei  eine 
angemessene  Verteilung  der  Kosten  auf  die  öffentlichen  Organe,  nftmlich 
3  r,  der  Kosten  ?n  Lasten  des  Staates,  ^j^  zu  Lasten  der  Provinz,  '/^  zu 
Lasten  der  Genieinde. 

Der  Kongress  verlaugt : 

dass  fOr  jeden  Gewerbesweig  eine  Gewerbeschule  errichtet  werde; 
dass  an  allen  Gewerbeschulen  für  Arbeiter,  die  sich  in  ihrem  Fache 

vervollkommnen  wollen,  Abendkurse  abgehalten  werden ; 

dass  technische  Bibliotheken  angelegt  und  Berufsvorträge  gehalten 
werden.  # 

5)  Eingabe  der  im  Juni  lft05  in  St.  Petersburg:  abgehaltenen  Kon- 
ferenz der  Vertreter  der  russischen  Industrie  an  den  i^inanz- 
minister. 

Die  unteraeiehneten  Vertreter  der  Industrie,  gewählt  auf  den  Vor- 
schlag Ew.  Hohen  Exzellenz  von  den  beratenden  Handels-  und  Industrie- 
institatinnen zur  Regelnng  der  Arbeiterfrage  in  den  Industrie- 
etablissemeutd  des  Reiches,  glaubten,  als  sie  in  Petersburg  eintraten,  dass 
man  ihnen  vorschlagen  wird,  die  betreffende  Frage  in  ihrem  vollen  Um- 
fuige  durclumsehen. 

Aus  der  Rede  Ew.  Hohen  Exzellans  bei  Eröffnung  der  Sitzung  er- 
ftihren  die  Vertreter,  dass  aus  sieben  projektierten  Fragen  (Versicherung 
gegen  Unglücksfalle  und  Kianklieit,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung, 
über  die  Dauer  und  Verteilung  der  Arbeitszeit,  über  die  Abschaffung  von 
Eiiminalparagraphen  hinsichtlich  der  Arbeiterstreiks,  Uber  Arbeiterorgani- 
sation und  über  die  Verabfolgung  ArstUcher  Hilfe  an  Arbeiter)  nnr  zwei 
entsprechende  Durchsicht  erfahren  f?ol1en  "Hiese  Fragen  jedocli  sind  zum 
beträchtlichen  Teile  vom  Leben  selbst  gelöst  worden  und  können  deshalb 
keine  Beruhigung  unter  den  Arbeitern  schaffen. 
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Das  Oesetzesprojefet  (Iber  dio  Veränderung  der  Arbeitszeit,  ins- 
besondere das  vom  FinanzmiDisterium  geplante  Projekt,  ist  nicht  im  Stande, 
die  Arbeitermassen  zu  befriedigen.  Als  Beweis  diene  der  Umstand,  das» 
am  allerfrobesten  und  besonderB  emete  Arbeiterunrahea  auf  denjenigen 
Fabriken  ausbraoheillf  auf  denen  bereits  vor  den  Streiks  dlo  Arbeitszeit 
die  vom  Ministerium  geplante  zehnstündige  Norm  nicht  überschritt,  und 
dass  der  sclinn  ins  Treben  jr^rtifene  neunsttindi<je  Arbeitstag  'in  allen 
staatlicheu  Eiseubahuwerkstätteu  und  iii  den  Naphtawerkeu  vou  Baku) 
absolut  Dicht  im  stände  ist,  die  maschmal  an  Ifeutereien  grensenden  Ar> 
beiterunruhen  absasobalfen. 

Kriminalparap;raphen,  "oelclie  iStreiks  anbetreffen,  wurden  bis  jetzt 
so  wie  so  nicht  prakti.srh  verwertet;  auf  ndininistrativem  Wege  beseitisrte 
mau  /.w  ar  ,,uu wünschbare  Elemente*',  aber  diese  auf  Willkür  gegründeten 
adniimstrativen  Massnahmen  haben  nichts  gemein  mit  Streikgesetsen.  Die 
Arbeiter  selber  fordern  nicht  die  Absdiaffung  von  Kriminalpara^  apben 
hinsichtlich  der  Streikbewefnin^'^en,  suchen  al)er  darum  nach,  das8  die  Vn- 
antastbarkeit  der  Person  und  der  Wohnung  ^^arantiort  wiid  und  dass  die 
Fabrik administi'ationeu  ihre  Arbeiter  nicht  ablassen  sollen  auf  blosses  Ver- 
langen der  Polizei.  Ausserdem  kann  man  »ch  nicht  Toratellen,  dass  die 
Abschaffung  der  betrefi'enden  Paragraphen  irgendwelche  reelle  Bedeutimg 
bekommen  kann,  ohne  gleichzeitige  Lösung  der  Frage  über  Vereinsfi'eiheit. 

Unter  den  Massnahmen,  die  zur  Beruhigung  der  Arbeiter  und  7Air 
Verbesseruug  ihrer  Lage  dienen  »ollen,  spielen  deshalb  Fragen  über  die 
Abschaffung  der  genannten  Paiagraphen  und  über  die  Normierung  der 
Arbeitszeit  durchaus  nidit  die  erste  BoUSb 

Viel  wichtiger  sind  für  die  Arbeiter  andere  Prägen,  und  zwar  nicht 
nur  diejenigen,  die  von  der  Kommission  bereits  projektiert  sind,  sondern 
auch  solche,  welche  in  der  während  der  ersten  ISitzung  an  £w.  Hohe  iüx- 
zellenz  gerichteten  Eingabe  teilweise  schon  genannt  sind. 

Wenn  auch  alle  am  Aniang  projektierten  Fragen  zur  Dorobsicht  ge* 
langen  sollen,  so  könnten  auch  in  diesem  Falle  die  Vertreter  der  Industrie 
sich  nicht  ruhig  verhalten,  da  an  der  endgültigen  Lösung  dieser  FragSB 
andere  interessierte  Parteien  vielleicht  gar  nicht  feilnehmen  werden. 

Alle  diese  UmstEude  sind  bereits  klargelegt  in  der  Eingabe  der  Ver- 
treter der  Industrie  bei  Eröffnung  der  Sitznngen,  sowie  auch  in  der  Ein- 
gabe der  Herren  Kresto\Tiikow  und  Barscheff  (Sitzung  vom  18.  Mai). 

Au^  diesen  Gründen  s-u  lu-n  die  Unterzeichneten  Ew.  Hohe  Exzellenz 
darum  nach,  dass  bei  iiochmaiiger  Einberufung  der  Kommission  alle 
projektitM  teil  Gesetze  eine  Dui'chsicht  erfahren  sollen  und  da»»  den  Ver- 
tretern der  Industrie  die  Möglichkeit  gegeben  werde^  die  Arbeiteirage  in 
ihrem  rollen  Umfange  zu  besprechen.  Nur  nach  Ausführung  dieser  Arbeit 
kc'jnnc  man  die  einzelnen  Teile  des  Arbeitsgesetzes  einer  entspreclienden 
Durchsicht  uiiter\v«ilen.  Eine  Hauptrolle  untpr  diesen  Einzelfra^en  spielen 
Vereinsfreiheit  und  die  für  ganz  Bussland  wichtige  Frage  über  die  Un- 
antastbarkeit  der  Person  tmd  der  Wohnung. 

0.  Resolution  des  am  4. —  9.  September  liK>5  in  Uanley  abgehaltenen 
38.  englischen  Gewerkschaftskongresses. 

a.  Abänderung  der  Fabrikgesetze. 

a)  Im  Hinblidc  aaf  die  neuerliche  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des 
Pabrikgesetzes  auf  Docks  und  im  Hinblick  auf  den  Erlass  der  neuen  Dock- 
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Verordnungen  zum  Schutze  von  Leben  und  Gesundheit  empfehlen  wir  dem 
Home  Departm«it  8.  MajeBt&t  dringend  die  notwendige  Anstellung  ge- 
nügender Inspektoren.  Daza  sollten,  soweit  als  mögliob,  praktisdie  Leute, 
die  mit  dem  Löschen,  Laden,  Bauen  und  Reparieren  von  SohilTen  be- 
wandert sind,  verwendet  werden. 

Der  KongreBä  beauftragt,  ferner  beiuen  I'ai  lamoutsauäächuäs,  die  JEan- 
setzung  einer  Kommission  sur  T7nter8QchuTi<:  gewerblicher  Unftlle  und 
gesundheitsschfidürher  Arbeitsbedingangen  zu  verlangen. 

Die  Untersuchung  dieser  Kommission  sollte  betreffen :  alle  Unfälle, 
gefinndheitsschadliche  Arbeitsbedinfninffon  :  Art  der  Inspektion;  Betriebe, 
die  dem  Fabrikgesetz  unterstehen ;  wann  solche  Betriebe  inspiziert  wurden ; 
welehe  nidit  inspiziert  wurden  und  wie  lange  nicht. 

Die  Akkord arbeiterklansel  des  Fabrikgesetzes  ist  so  auszudehnen, 
dass  sie  alle  Stückarbeiter  umfasst,  besonders;  beim  Löschen  und  Laden 
von  Öchiffen,  so  das«  iSchiff-  und  Dockarbeiter  den  von  ihnen  geladenen 
Tonnenbetrag  feststellen  können,  dessen  Kenntnis  ihnen  unter  dem  gegeu- 
iH^Lrtigen  System  ▼orenthalten  wird. 

b)  Der  Kongress  beauftragt  seinen  Parlamentsausschnss,  Sduritte  sur 
Erlangung  der  Abänderung  des  Fabrik-  und  Werkstättengesetzes  zu  tun, 
wonach  in  Papier-  nnd  Textilfabriken  alle  Arbeit  ausser  Reparaturen 
von  Samstag  Mittag  bis  Montag  Morgen  6  Uhr  verboten  wäre. 

Ebenso  soU  der  Auaschuss  auf  ejne  Verbesserung  der  Arbeits^ 
bedingongen  der  in  der  Wollkämmerei  beschäftigten  Arbeiter,  was  deren 
Arbeitsseit  betrifft,  hinarbeiten,  ^^o  dass  eine  stehende  Stundenzahl  die 
Arb'»i^  einer  Woche  bilden  Holl;  die  Maschinen  sollten  in  dieser  Industrie 
während  der  Mahlzeitspauseu  still  äteheu. 

Der  Kongress  wünscht,  seinen  stärksten  Protest  und  seine  Ver- 
urteilung des  Terderblichen  „Zeitabknapp^-Systems  (time  cribbing),  das  in 
Textilfabriken  gehandhabt  wird,  niederzulegen.  Wegen  dieser  und  anderer 
zahlreicher  Uebertretunj^en  des  Fabrik-  und  Werkst ättfinj-^Asetzes  nnd  in 
der  Absicht,  die  Durchfühnmg  der  bestehenden  Gesetz*rebiing  zu  sichern, 
ersucht  der  Kongress  die  Kegierung,  einen  hinreichenderen  und  ]>rak- 
tischeren  Stab  von  Fabrik-  und  Werkstfttteninspektoren  zu  ernennen. 

b.  D  i  e  n  s  t  7,  e  u    n  i  s  s  e. 

Der  Parlanietitsausschuss  wird  beauftrag,  die  Einbringung  eines  (re- 
setzentwurfes  im  Pariamen i  in  Frage  zu  ziehen,  durch  den  dem  Brauch, 
Arbeiter  durch  Ausstellung  von  Zeugnissen  am  Wiederlfinden  von  Be> 
schftfttgnng  su  verhindern,  Einhalt  getan  wü]^de. 

c.  Chineseuarbeit. 

Der  Kongress  verfolgt  mit  Unruhe  die  rasche  Ausschliessung  weibser 
Arbeiter  aus  den  Bandgruben  durch  die  Einfohr  chinesischer  Sklavenarbeit 

und  hält  den  Versuch  der  Minenbesitzer  und  der  Balfonrschen  Begierung, 
Südafrika  an  der  UmwandlnuL^  in  ein  weisses  Land  zu  hindern,  ftir  eine 
beklagen«=!werte  Episode  imperialistischer  Ausbeutung  und  eine  Bedeckung 
der  frilheren  verdienstlichen  Leistungen. 

d.  Koalitionsrecht. 

Der  Kongress  protestiert  nachdrücklich  freien  die  Weifreninfr  der 
Vorsteher  der  Eegierungsdepartemente,  beglaubigten  Vertretern  der  organi- 

25* 


Digitized  by  Google 


—  388  — 


sierten  Angestellten  Audienz  zu  gewahren.  Er  betrachtet  diese  Weige- 
rung als  eine  direkte  Verletzung  dcR  Koalitionsrechtes  und  beauftrao^t 
seinen  Parlamentsausschuss,  fOr  die  Vereinigungen  der  Staatsarbeiter  die- 
aelben  Bedit«  sa  erwirken,  wie  die  sind,  die  die  Arbeiterverbinde  der 
PriTatindustrie  geniesaen. 

e.  A  u  s  d  0  h  n  11  n     der  T  r  u  c  k  g  e  s  o  t  z  o. 

Der  Kongres»  untHisttttzt  den  Nationalen  Verein  der  Uandiung.s- 
gehilfen,  Warenheiisangeatellteii  und  Konmus  (National  Amalgematod 
Unioo  of  Shop  AesistaiLtB,  Warehousemen  and  Olerke)  in  seinen  Be- 
mühungen zur  Absohaffbng  des  Kost-  und  Logissjstems,  wobei  die  Laden- 
angestellten  toiKvr-iso  in  V^aron  statt  in  Irmfonder  Münze  bezahlt  werden, 
und  beauftragt  semeu  Parlamentsausschuss,  einen  Gesetzentwurf  zur  Aus- 
dehnung der  Truckgesetze  von  1831  bis  1896  (Truck  Acts  1831—1896)  auf 
alle  Arbeiter  der  distributiven  Borafe  einanbringen. 

1.  Rosoiution  über  gerechte  L  ö  Ii  n  e. 

von  verschiedenen  Bemfsvereinigungen  beim  Krieijsamtj  df»r 
Aduiiiaütät  und  den  Poötdepartements  ohne  Erfolg  iviageu  über  das 
Vergeben  von  Arbeiten  an  Finnen  eingelaufen  sind,  deren  Arbeits- 
bedingungen und  Lohnsätze  dem  Buchstaben  und  Geist  des  Unterhaas« 
beschlusses  über  gerechte  Lölmo  durchaus  zuwidorlaufon,  wird  der  Parla- 
mentsanspchnss  beauftraget  ,  s-irl!  mit  den  verschiedenen  Departements  in 
Verbindung  zu  setzen,  damit  diese  besondere  Massnahmen  ergreifen,  un- 
billigen Fkmen  die  Umgehung  der  Absichten  des  Parlaments  in  folgeikdea 
Punkten  nnmÖgliGli' an  machen: 

a"^  Eine  Firma  soll  für  unbillig  gelten,  wenn  Sie  Arbeiter  unter  dem 
anerkannten  GewprK' Vereins! ohne  beseliäftigt. 

b)  Das  Parlament  sollte  eine  klarere  Definition  oder  eine  Abänderung 
der  Lohnresolntion  hinaidhtlidb  der  Preise  nnd  Löhne  geben;  anch  sollte 
definiert  werden,  was  ein  Distrikt  im  Sinne  dieser  RcMlution  ist. 

c)  Der  Kongress  ersucht  die  Regierang,  alle  Strafen  anzuwenden, 
denen  Koiitraktoron  verfallen,  die  die  Fabrikklaosel  betr.  Subkontrakte 
und  Veriagsystem  nicht  beobachten. 

d)  Zur  Sicherung  der  Vorteile  dw  Resointion  ftber  gerechte  Löhne 
sollen  die  Namen  aller  Firmen,  die  VertrAge  mit  Begierungsdepartements 
eingehen,  mit  Angabe  der  Art  der  Snbmissionsarbeit  in  einem  der  ofH- 
ziellen  Blfitter  vorrtffentlirht  werilen.  Autorisierte  Vertreter  der  Arbeiter- 
verbände sollen  aut  Ansuchen  über  die  Submissionsfirmen  informiert 
werden ;  auch  soll  ihnen  die  Möglichkeit  geboten  werden,  Muster  offerierter 
Waren  m  benchtigen. 

g.  Arbeitszeit. 

Im  Hinblick  auf  das  gegenwärtige  Tempo  der  Produktionssteigerung 
und  die  dauernde  Einführung  arbeitssparender  Maschinen  und  die  fort- 
gesetste  Verdrftngung  der  Handarbeit  in  manchen  Lidnstrien,  erkUkrt  sich 
der  Kongress  für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  8  Stunden  tftglioh 

oder  Stunden  wöchentlich,  al«:  für  ein  Mittel  zur  Beschäfti|iung  vieler 
Arbeiter,  die  zu  manchen  Zeiten  des  Jahres  arbeitslos  sind.  Der  Kon- 
gress fordert  alle  organisier ten  Aibeiter  der  vereinigten  Königreiche  aut, 
diese  Frage  sa  einer  Wahlfrage  bei  allen  Parlamente-  und  Qemeinde> 
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wählen  zu  machen.  £r  erklärt  die  Nachtarbeit  in  Bäckereien  für  un- 
erträglich und  ttberflflssig ;  sie  sollte  gesetzlich  abgeschafft  werden.  Syste^ 
matisohe  Ueberaeitarbett  sollte  in  allen  Berufen  abgeschafft  werden. 

h.  Arbeiterwohnungen 

1)  Der  Kongress  ersucht  wieder  die  lokalen  Arbeiterorganisationen, 
bei  ihren  Verwaltungsbehörden  dahin  zu  wirken,  dass  Häuser  für  Arbeiter 
gebaut  werden.  Auch  sollten  die  organisierten  Arbeiter  bei  Parlaments- 
mitgliedern ond  «Kandidaten  dafilr  arbeiten,  dass  die  Zentralregiertmg  den 
Lokalbehörden  Geldsubventionen  ftlr  Hftnserbau  gewähre. 

2'"!  Tin  Hinbüf^k  anf  die  Bf"','filkf^nni^'^':'nna}nno  in  den  Industriezentren 
und  die  fortdauernde  Verdrängung  der  Arbeiterwohnungen  in  die  Vor- 
städte, die  billige  und  schnelle  Befördenmg  erheischt,  beauftragt  der  Kon- 
gresa  den  Parlamentsansechnss,  sn  bewirken,  deas  das  Parlament  Vor- 
sohlftgen  der  Specialkommission  (Select  Committee)  des  Unterhauses  betr. 
die  Abänderung  des  Gesetzes  Uber  billige  Züge  (Oheap-Trains  Act)^  zum 
Zwecke  billigerer  und  besserer  Arbeiterztige,  zustimme. 

i.  Anlage  der  Oewerk Vereinsgelder. 

Der  Parlamentsausschuss  wird  beauftragt,  eine  Aenderung  der  Gesetz- 
gebting  7M  einw  irken,  so  dass  Gewerkvereine  Gelder  wie  Friendly  Societies 
bis  zu  jeder  Höhe  bei  den  Postsparkassen  anlegen  können. 

j.  Schnts  der  Arbeitergerftte. 

Da  die  Arbeiter,  die  fbr  ihre  tägliche  Arbeit  teure  Werkzeuge  stellen 
müssen,  keinerlei  Eontrolle  Aber  die  Art  oder  Zuverlässigkeit  des  Schntaes 

vor  Feuersgefahr  in  Fabriken  uti>\  Werkstatten  Imben,  ist  der  Konfrress 
'h'T  Meinungr,  die  Arbeitfreber  sollten  in  jedt'in  Falle  für  den  an  Arbeiter- 
gerÄten  angerichteten  Schaden  halten,  und  beauitragt  den  Parlaments- 
anasdiuss,  einen  Gesetaentwnrf  fiber  diesen  Gegenstand  auszuarbeiten  und 
im  Parlament  einsnbringen. 

k.  Sonde rgeriohte. 

Der  Kon^Tess  hält  ■lafur,  dass  besondere  Gerichtshöfe  gf^schaffen 
werden  sollten,  die  Streitigkeiteu  betreä'end  schuldige  Löhne,  Bussen  und 
Vertragebradi  nach  Art  der  kontinentalen  Gewerbegeriohte  an  eratsdieiden 
hätten.  Solche  Gei-ichtshöfe  sollten  aus  einem  Biditer  nnd  gewSblten 
Arbeitgeber-  nnd  Arbeitervertretem  besteben. 

1.  Dampfmaschinen,  I)  a  ni  p  f  k  o  s  s    1  und  Eisenbahnen. 

Der  Kongress  beauftragt  den  i  arlamentsausschuss  einen  Entwurf 
mit  folgendeil  Bestimmungen  anssuarbeiten  und  einsubringen : 

Jede  Person,  der  Dampfmaschinen,  Dampfkessel  oder  Motoren  an- 
vertraut  sind,  soll  ein  jiraktisches  Examen  über  ihre  Tauglichkeit  für 
.solche  Verantwortlichkeit  bestehen  und  nach  bestandenem  Examen  einen 
Fahigkeitaauöweiö  vom  Handelsamt  erhalten.  Keiner  Person,  die  nicht 
im  Bedtae  eines  solchen  Auaweises  ist,  soll  die  Besorgung  einer  Dampf- 
maaehine,  eines  Dampfkesaela  oder  Motors  Übertragen  werden. 

Der  Parlamontsansschuss  soll  Vertreter  der  von  einem  solchen  Ent- 
wurf betroffenen  Berufe  zur  Zeugenaussage  fttr  den  Entwurf  heranziehen. 
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m.  Entwurf  betr.  GFewerkvereine  und  gewerbliche 
Streitigkeiten. 

Der  Kongress  veruitoilt  das  Verhalten  des  Solicitor  General,  der  im 
Nanipn  der  RegiPrunp;  Abiluderungen  zum  Gesetzentwurf  fibf^r  'Tf^verk- 
vereuie  und  gewerbliche  Streitigkeiten  im  Grand  Gouimittee  on  Law  be- 
fürwortete, auik  schärfste,  weil  dadurch  die  Artikel  ausgeschieden  wiurden, 
die  dem  GewerkrereinsweBen  seine  frohere  Stellung  wiedergeben  seilten 
und  im  Sinne  der  Mehrheit  des  Untarhaases  waren.  Der  Kongress  wieder^ 
hn1t  ine  schon  auf  früheren  Kongressen  ausgesprochene  Ansicht,  dass 
den  Ge  werk  vereinen  kein  Entwurf  annehmbar  ist ,  der  nicht  Gewerk- 
vereinsgelder  vor  jsivilrechtlichen  Autspriichen  sichert,  friedliches  fcJtreik- 
postenstehen  fttr  sulftssig,  erUftrt  und  die  VerschwtfrungsgeeetBe  aufhebt. 
Er  beauftragt  den  Pariamen tsausschuse,  den  Entwurf  in  der  niichsten 
Session  wieder  einzubringen  und  keine  gesetalidien  Bemühungen  fttr  desaeo 
Annahme  zu  unterlassen. 

n.  Beruflicher  ArbeitersohutB. 

1.  Bf  rghmi. 

a)  Kesoiutioueu  des  am  7.— 12.  August  li'Oö  in  LUttich  abgehaltenen 
internationalen  Bergarbeiterkongresses. 

1)  Der  Kongress  beschliesst,  so  lange  eine  Reduktion  der  Arbeitsseit 
in  Bergwerken  2»i  verlangen,  bis  die  Regierungen  aller  am  Kongresse 

beteilij^'tcn  Nationalitäten  ein  Gesotz  erlassen  haben  werden,  durch  welches 
für  alle  Bergarbeiter  der  S-stiindi^^e  Arbeitstag  eingeführt  wird. 

2)  Der  Kongress  spricht  sich  für  das  Verbot  der  Frauenarbeit  im 
Bergbau  aus. 

B)  Der  Kongress  verlangt  das  gesetzliche  Verbot  der  Besch&ftigDng 

von  Kindern  im  Alter  von  unter  14  Jahren  bei  Bergwerksarbeit  und  der 
BeBcbafti<ruTig  von  Jugendlichen  im  Alter  unter  16  Jahren  bei  Arbeiten 

unter  Tage. 

4)  Der  Kongress  verlangt  «ne  Vermehrung  der  Zahl  der  v(m  den 
Beipurbeitem  gewählten  und  vom  Staate  besoldeten  Inspektoren  und  eine 

LispektioTi  der  Bergwerke  durch  die  Arbeiter. 

5)  Der  K^tiirress  spricht  sich  filr  den  Erla«?s  von  Gesetzen  ans,  die 
dem  verungiückien  Arbeiter  oder  deHHeu  Hinterbliebenen  eine  hinreichende 
Rente  sichern  und  für  die  Bergai'beiter  zur  angemessenen  XiebensfUhnuig 
hinreidiende  Altersrente. 

b)  Ein;^ab(>  der  S  i  eb  e  n  e  r  k  n  m  m  i  f  h  i  o  n  dor  organisierten 
Bergarbeiter  Deutschlands  au  den  Reichskanzler. 

Auf  einer  grösseren  Anzahl  von  Zechen  im  Oberbergamtsbezirk  Dort- 
mund werden  diejenigen  Bergarbeiter,  welche  ordnungsmKssig  von .  einer 
Zeche  abkehren,  nicht  eher  auf  anderen  Zechen  eingestellt,  bis  sie  neben 
dem  vom  Gesetzbuch  vor^rf^'fhriobomui  Abkehrschein  von  der  abkehrenden 
Zü'che  noch  einen  nebei\vei>.unirs-  hezw.  Uebemahin(>schein  vorzeigen. 
Kann  nun  ein  solcher  ordnungsmjkisig  ab^ekehi'ter  Bergarbeiter  den  ver* 
langten  Uebemahmeschein  nicht  vorzeigen,  so  kann  er  von  einer  Zeche 
zur  anderen  gehen  und  um  Arbeit  anfragen,  wird  aber  nirgends  eingesfesUt 
Geht  ein  solcher  Arbeiter  nun  zu  derjenigen  Zechen verwaltnnc,  wo  er 
abgekehrt  ist  und  beansprucht  einen  solchen  Ueberweisungsscheio,  so 
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wird  derselbe  ihm  verweigert.  Dnrdi  dies»  Vwweigerong  wird  dem  Berg- 
arbeiter jeder  Arbeitswecheel  im  rheiniech^wegtfftliBcheii  Bei^ban  ge- 
nommen. 

Unseres  Erachtcns  verstösst  eine  solche  iiaudl im «r-^ weise  sownlil  L'*>gen 
die  guten  Sitten,  als  auch  gegen  dem  Gesetz  über  die  Freizügigkeit,  ja 
bebt  fUr  die  Bergarbeiter  letzteres  geradezu  auf. 

Ans  diesen  Ghrttnden  richten  wir  an  Bw.  Durchlaucht  die  ergebenste 
Bitte,  in  dienor  Hinaiofat  geneigteet  für  Remedur  soigen  zu  wollen,  eyentaell 
durch  eine  Vorlage  aar  Abftndemng  der  Beiehsgewerbeordnong. 

c)  Eingabe  der  Siebenerkommission "  der  organisierten 
Bergarbeiter  Dentschlaada  an  den  prenasiachen  Miniatar  für 
Handel  und  Gewerbe,  vom  2.  November  1905. 

Die  unterzeichnete,  von  der  F^Avv'rkonferenz  der  org^anisierten  Berg- 
arbeiter Dentschland.s  gewählte  JSiebe)ieikommission  erlanh*-  sich  Ew.  Ex- 
zellenz aut  folgende  Funkte  der  von  uom  Verein  zui'  Waiuung  der  berg- 
baulichen Interesaen  im  Oberbergamtsbeairk  Dortmund  veröffentlichten 
und  von  den  Zechenverwaltungen  acceptierten  Nonnal-Arbeitaordnung  anf- 
raerksam  zn  machen.  Diese  Arbeitsordnung  steht  unseres  Erachtens  mit 
den  gesetzlichen  Be.stimmungen  (Novelle  zum  Berggesetz  vom  14.  Juli 
1905)  in  Widerspruch. 

§  9db  dea  Oeaetses  schreibt  vor,  eine  Verlangenrng  der  Arbeitsamt,, 
welche  anr  Umgehung  der  voratehenden  Bestimmungen  erfolgt,  ist  un- 
aulftssig. 

Die  Nnrmal-Arbeitsordnunj^  boHtimmt  dagegen  im  §  7  Abs.  3,  dass 
die  Schichtdauer  für  die  Anschläger  am  Schacht,  für  die  Pferdetreiber 
und  fUr  die  bei  der  unterirdisdi-maBchinellen  Forderung  beschftAagten  Ar- 
beiter 9  Stunden  betragen  soll.  Bisher  hatten  diese  Arbeiter  allgemein 
eine  H-stündige  Arbeitszeit.  Femer  bestimmt  die  Arbeitsordnung  durch 
^  7  Aha.  i.  dass  für  alle  Arbeiter  über  Tage  eine  10-stündige  Arbeitszeit 
(exklusive  Pausen)  eingeführt  werden  soll.  Bisher  hatten  jedoch  alle  direkt 
an  der  FOrderong  beteiligten  Arbeiter  Uber  Tage,  gleich  den  Arbeitern 
unter  Tage,  eine  S-atOndige  Arbeitaaeit  Wir  erblicken  darin  eine  Um« 
gehung  der  Bestimmungen  des  §  93b. 

§  d'dd  Abs.  2  bestimmt :  ..Vor  dem  Beginn  sowohl  einer  regelmässigen 
Schicht  als  einer  Nebeuschicht  muss  für  den  einzelnen  Arbeiter  eine  min- 
destens 8-stündige  Ruhezeit  liegen.** 

In  der  Normal-Arbeitsordnung  beatimmt  §  10  Abs.  1 :  ^Wollen  ein- 
zelne Arbeiter  freiwillig  über  ihre  Schichtzeit  hinaus  arbeiten  oder  ihre 
Schicht  wechseln,  so  bedi'irfen  sie  darn  der  vorher  eingeholten  Erlaubnis 
ihres  nächsten  Vorgesetzten'  .  Auch  in  dieser  Bestimmung  erblicken  wir 
eine  Umgehung  dos  Gesetzes.  Ja,  der  Abs.  2  des  §  93d  wfirde  durch 
<las  Hinaoaarbeiten  flber  die  normale  Schichtaeit  einfach  illusonach  ge- 
macht werden,  da  dann  in  der  Praxis  keine  Neben-,  sondern  nur  Ueber- 
achichteii  vorführen  werden  wtirden. 

Der  i<  .h»)c  des  Geset^res  bestimmt:  ..Tst  im  Falle  der  Fortsetzung 
der  Arbeit  vor  demselben  Aibeitsort  das  Gedinge  nicht  bis  zu  dem  nach 
§  80b  No.  2  in  der  Arbeitsordnung  au  bestimmenden  2Seitpnnkte  abge- 
schlossen, so  ist  der  Arbeiter  berechtigt^  die  Feststellung  seines  Lohne.s 
nacli  Massgabe  dos  in  der  vorausgegangenen  Lohnperiode  fttr  dieselbe 
Arbeitsstelle  gUltig  gewesenen  Gedinges  zu  verlangen." 
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D«r  Abfl.  4  des  §  12  der  Normal-Arbeitsordninig  flieht  dagegesi  nur 
einen  Anspruch  auf  zwei  Drittel  dm  durchschnittlichen  Nettotagesverdienstes- 
derselben  Arbeiterklasse  im  vorangegangenen  Monat  vor.  Hierin  liegt 
unseres  Erachtene  ein  direkter  Widerspruch  des  §  80c  des  Gesetzes. 

Die  Unterseidmeten  richten  diese  Besdiwerde  deshalb  direkt  an  £w. 
BiEBellMus,  weil  die  Königlichen  Graben  im  Bnhirener  eine  Arbeitsordnong 
angeschlagen  haben,  die  in  den  wichtigsten  Punkten  mit  der  Normal* 
ArbeitHordniing  des  Berfj;banlichen  Vereins  fibpT-Ainv'titnmt.  Wir  schliessea 
daraus,  dass  daü  zuständige  Oberbergamt  sein  Em  Verständnis  mit  deu  in 
den  Arbeitsordnungen  enthalteneu  Widersprüchen  mit  dem  Gesetz  er- 
klftrt  hat. 

Wir  richten  an  Ew.  Exzellenz  die  Bitte,  die  Königlichen  Bergbehörden, 

anzuweisen,  nur  dann  ilirp  Ziistimiiinng  zu  den  Ai'beitsordnungen  zu  geben, 
wenn  die  vorgenannton  rin^eiiungen  und  Widersprtiche  gegen  die  Gosotges- 
uovuile  auH  der  Xormai-Ai  beitsorduuug  beseitigt  sind. 

Gleichseitig  bitten  wir  den  Henm  Münieter  im  eine  Interpretation 
der  Gesetzesbestimmung  in  §  93c  and  d  der  genannten  Novelle  vom 
14.  Juli  1905. 

Trotzdem  im  i>  ;«;io  steht,  „dass  die  Arbeitszeit  vor  deu  dort  an» 
gegebenen  heisseu  Betriebspunkten  6  Stunden  täglich  nicht  übersteigen" 
darf  und  im  §  93d  Ueber-  und  NebMisdbiohten  sn  verfahren,  nicht  ge- 
stattet ist,  legt  ein  juristischer  Beistand  des  Bergbau  Vereins,  flerr 
Dr,  jur.  Bernhard  Bodenstein,  in  seiner  Schrift  ..Arbeiterausschüsse,  Ar- 
beitsordnungen, I^nterstützungskassen  im  Bergbau"  das  Gesetz  S.  43)  wie 
folgt  aus:  „Au  Betriebspunkten  über  28°  sind  Ueber-  und  Nebenschichtau 
nniralftssig ;  anderemeits  kfinnen  Arbeiter,  die  an  Betriebspunkten  über  2^ 
gewöhnlich  beschftftigt  werden,  an  anderen  Betriebsponkten  Ueber-  und 
Nebenschichten  verfahren . 

Da  auch  Zechenbeamte  sich  schon  ausgesprochen  haben,  dass  dies 
zulässig  sei,  so  ist  wohl  zu  befürchten,  dass  seitens  der  Zechen  so  ver- 
fahren und  viel  Streit  und  Missmni  dadurch  unter  den  Arbeitem  hervor» 
gerufen  wird.  Wir  wiren  deshalb  Ew.  Bnellenz  dankbar,  wenn  uns  eine 
authentische  Interpretation  hierüber  gegeben  wird. 

d)  Entwurf  einer  Normalsurbeitsordnung  und  der  Normal bestimmuugen 
Uber  die  Wahl  und  Tätigkeit  des  Arbeiterausschussee  für  Bergwerke,  nach 
den  Vorschlägen  des  Bergbaulichen  Vereins  nebst  den  Abänderungs- 
vorschlägen des  B  e  r  g  a  r  b  e  i  t  e  r  V  e  r  b  a  n  d  e  8.  (Die  Abänderungsvor- 
s(  }i1»^Mi  dos  Ber^zarbeiterverbandes  sind  den  einsehien  Paragraphen  sage- 
lügt  und  kursiv  gedruckt) 

T.  Nomittl-.lrbeltsordnnng» 

Arbeitsordnung  der  Zeche  

I.  Arbeitsvertrag. 

LI.  Die  Annahme,  Kündiguus  und  Ekitlasaung  der  Arbeiter  erfolgt  durdi  den 
fiihrer.  Jeder  Arbeiter  bat  bei  Antritt  der  Arbeit  Mine  kmwmftufun  bet 
dem  Betriebeführar  zu  iuaterl^en. 

§  2.  Der  Arbeitsvertru:  kann  von  jedem  Teile  mit  Ablauf  eines  jedeo  Monate 
nach  vorgängiger  1  Iräpgrr  Kündipung  aufpcholxii  werden. 

Im  §  i  die  Wort«  :  „mit  Aöla»/  eines  jeden  Monats"  zu  »Ireichen, 
§  3.    Vor  Ablauf  der  vertragBmä^Bigen  Arbcitfizeit  und  <dme  Torheigegfaagen» 
KnrifÜK'iing  können  .\rbeiter,  al»L''stben  von  den  in  ^  83  des  T^crrTf^'^ptzeP  angcfilhrtcn 
Gründen,  entlasKcn  werden,  wenn  8ie  drei  oder  mehr  autciuauderlülgeode  bchieht^tk 
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wUlkärtich  von  der  Arbeit  aosbldben.  Ein  auagebliebener  Arbeiter  gilt  «In  entIa«MO^ 
wenn  sein  Käme  in  «lor  Arbeiterliste  gestrichen  und  ihm  die;*  bekannt  gegeben  ist. 

8  4.  Vor  Ablauf  der  vertragamiaeigeD  Arbeitszeit  und  ohne  vorherge|»ngen» 
Kündigung  können  Arbeiter,  abgesäMD  von  den  in  §  8d  des  Berggesetases  angerlilirten/ 
(irüiifii  u,  die  Arbeit  verlassen,  wenn  der  P.orL'v  rrk^lifsitTfr  ihnen  im  Falle  der  voll- 
äiäodigeo  oder  leilweisen  Uot^brechung  deb  Betriebeet  drei  oder  mehr  aufeinander-' 
lolgcnoe  iSchiditeB  keine  Arbeit  geben  Imdii. 

Dnn  §  ■?  vn<i  ;  mü  dtr  htholt  de»  §  st  beav.  89  de»  ÄUgemeintn  BtrggeutMe»  vört^ 
Iteh  ange/ikfl  werden. 

^  5.  Wenn  die  Zeche  einen  Arbeiter  ohne  Innehaltung  der  vertragsmässigen 
Küudigun^frist  in  anderen  als  den  im  ^  3  bezeichneten  Fälli  n  entliisat,  so  hat  aie  oem 
Arbeiter  für  jeden  Arbeitstag  vom  T^e  der  EotlaHäung  an  biä  m  demjenigen  Tage, 
an  welchem  die  Entlassung  vertragsmäsHig  erfolgen  Konnte,  jedoch  höchstens  rar 
t)  Arbeit.xtage  einen  tSchadenersatz  zu  zahlen,  welcner  für  den  Arbeitstag  nach  dem 
durcht»choitUichen  ArbeitsverdieoHte  der  vorhergegangenen  Lohnperiode  des  netreffenden 
Arbeiters  oder,  falls  er  nneh  keinen  vollen  Monat  auf  der  Zeche  gearbeitet  hat,  der 
betreffenden  Arimtorklaaie  «u  berechneo  ist*  Auf  weiteren  ächad^ersatz  für  die 
Entlassung  ym  Ablinif  der  KQndigung  liat  der  Arbeiter  keinen  Ana|»raeh. 

Der  Betrag  dicHCs  Bohadenersatzen  fällt  dem  ArlxMter  eigentümlich  /  i,  -reht 
rechtlich  dem  verdieoteu  rückständigen  Lohne  gleich  und  kann  ebenso  wie  dieser  ein- 
geklagt werden. 

Iw  ^  .'  iti'iiJ  'Ii''  U'orff :  .Jc'forh  hödkgtttu  ßtr  «wA«  ArMUlage!"  tötete  der  tetat^ 

tiatz  (/«*  erste^H  AburknUie»  zh  Mreiclten. 

§  6.  Wenn  ein  Arbeiter  ohne  Innchaltune  der  vcrtragsmSnigen  Kündinugs« 
frißt  in  anderen  als  den  im  §  4  bezeichneten  yällen  die  Arbeil  verlässt  oder  aupnleint, 
.■40  hat  er  für  jeden  Arbeitatag  vom  Tage  deti  Wt^bleibens  au  bis  zu  demjenigen  Tage, 
an  welchem  die  Abkehr  v«rtnigein<Biig  erfolgen  konnte,  jedoch  hddietette  fllr  6  Arbeits- 
tage einen  S<  hadenersatz  zu  zahlen,  welcher  für  den  Arbeitstag  nach  dem  durch- 
scnnittHchen  Arbeitsverdienste  der  vorhergegangenen  Ivohnperiode  des  betreffenden 
Arbeiters  «der,  falls  er  noch  kernen  vollen  Monat  auf  ilcr  Zeche  gearbeitet  hat,  der 
betreffenden  Arbeiterklasse  za  bereclinen  ist.  Zu  einem  weiteren  ticoadeoersatz  w^gea 
Wegbleibens  ist  der  Arbat^  nicht  Terpflidbtet. 

Der  Betrag  des  Schaden ersatzee  ist  ohne  vorgängiges  Verfahren  vor  dem  ordent- 
lichen (ierichte  oder  vor  dem  Gewerbegericht  von  dein  rückständigen  Lohne  zu  Gunsten 
der  Zeche  einsoiidiai. 

Im  §  $  iH  der  ttmte  Aiuatz  m  HreicAen. 

II.  Schi  cht  zeit. 
§  7.   Die  Dau^  der  Schicht  beträgt  in  der  fiegel: 

1)  für  die  Arbeiter  unter  Tage,  mit  Ansndbme  der  unter  3  genannten,  8  Stunden 
Ten  Beendigung  der  Seilfahrt  Vüs  zu  ihrem  Wiederbeginn : 

2)  für  Arouter,  welche  an  Betriebepunkten,  an  denen  die  gewöhnliche  Temperatur 
mehr  als  28*  C  lietrSgt,  nidit  bloss  vorabergehend  beschfiftigt  werden,  nicht  ab 
6  Stunden; 

3)  ffir  die  Anschläger  am  bchacht,  die  Pferilelreiber  und  die  bei  der  unterirdischeik 
maschinellen  Förderung  beschäftigten  Arbeiter  9  Stunden; 

4)  für  Arbeiter  über  Tage  !2  Stunden  einsdilin-^  lieh  zwei  RuhepMuMn  TOn  je' 
Stunde  vor-  und  naehraittagH  und  einer  Mittagpauäe  von  1  Stunde. 

Für  die  jugendlichen  Arbeiter  gelten  die  gesetzlichen  Beetimmiuigen. 

Im  §  7  Xißer  I  sind  die  IVorU :  „mit  Atuninhnte  der  unter  S  genannten"  zn  »treichen 
und  dann  folgende  Worte  anzufügen:  .Jür  die  unmittelbar  bei  der  Förderung,  Verlndttng 
und  dtrgleichen  bettM^ttflen  Arfteiter  Uber  Tage  cbenfalU  ü  Ütunden,  dazwischen  igt  min» 
dttten«  eine  Ettenspeuu»  tu  Qeimhren" ;  hinter  Ziffer  S  ist  anzufügen :  „Eine  Jteeehiiftigwng 
derselben  em  anderen  Betriebspunkten  oder  über  Tage  itt  nach  voUbräehter  Sehiehl  imisu^ 
UiMig."  —  Ziffer  4  wird  Ziffer  S  und  iiC  an  SieUe  der  Stttitden**  ^,tO  Stwnden**  *u 
eetten, 

§  6b  FOr  die  Arbeiter  unter  Tage  dauert  in  der  Rqgel 

die  Morgenschicht        von     6  Uhr  Ins      2  Uhr^ 
die  Nnchmittagsschicht   „    */.,'S    „         ',,11  „ 
die  Nachtschicht  „  '/,I0    „     „    'jß  , 

Die  regelmässige  Seilfahrt  beginnt  ,  Siiinde  vor  (lern  Anfang  der  Schicht.  Die 
L>auer  und  Ordnung  der  Seitfahri  wird  dunh  den  BetricUsführer  festgesetzt  und  durch 
Anschli^  bekannt  gemacht.  Nach  Ablauf  der  für  die  SeilftJirt  festgesetzten  Zeit 
liaben  die  Arbeiter  keinen  Anspruch  melir  auf  die  ädUahru 
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Die  Arbeiter  sind  in  der  BeUunfolge  sur  Aiuftüut  berachtigfe,  ta  weldur  die 

£iuiabrt  erfolgt  ist. 

Für  die  Arbt-iter  über  Tace  dauert  in  der  lieifel  die  Schicht  von  6  Uhr  bis 
«  Uhr. 

Im  §  S  AbaaU  2  itt  der  lettt«  S<U9  zu  sirtiehen  und  dafür  jw  »OMm:  „Arbeiter, 
vMkß  reehtMetU^      BeMÜt  tkr  SehiehtenkontroUmarke  Hnd,  habm  Jiuprueft  auf  Seil/akrt. 

Die  Atugabe  der  Srhlr},t>  iil'intr'>U,marken  dauert  hia  10  Minuten  vor  AblanJ  der  Sei^ukrtS- 
feit,"  —  Im  Absatz  4  ist  avi  Sckltuse  »UM:  ,Jbi*  6  Uhr"  au  4«Uen:  „büt  4  Uhr", 

Dann  bitten  vir  dem  f  8  noch  folgende  Abtätme  8  vmd  6  hinzuzufügen: 

.y  „DU'  Arbeiter  dürfen  iredrr  rar  An/'Uuj  uori,  wich  hermUgier  iS^ftldU  *W  Ver- 
richtiuny  von  Nebenarbeiten  (Hohatiftragen  u.  ».  tc.)  verpflichtet  werden. 

6)  An  Honn-  «Htrf  geteteUehen  Feiertagen  mnee  Me  ArbetteeeU  der  EötearMter  in 
drei  Schichtrn  eingeteilt  werden." 

§  9.  Bei  vorhandener  Gefahr  für  da-s  Lelx  n  von  Arbat^m  oder  für  die  i5idier- 
lieit  und  die  nnffestdrte  Unterhaltunc;  des  Betriet ist  jeder  Arbeiter  verpfichtet.  sobald 
er  von  neinem  vot^pHeteteD  dttu  an^gefordert  wird,  läager  als  die  v^mäeaige  Sciiiclit- 
zeit  zu  aibdUiu. 

Dem  §  9  itt  folgender  Salz  aU  EinieHung  9»  gtien:  „AjUm  Veifakren  ««m  I7«far> 
und  Nebenachieht^n  iM  umuUittig." 

§  10.  Wollen  einzelne  Arbiter  freiwillig  über  ihre  SehichtBett  hinaus  arbeitaa 
odor  ihre  Schicht  verwechseln,  so  bedürfen  Bie  dasu  der  Tocher  eingeiiotten  ErindbBis 
ihres  nächsten  Vorgesetsteo. 

An  Betriebspunkten,  an  welchen  die  ||ewOhnlidie  Temperatur  mehr  als  28*  C 
beträgt,  dürfen  üeber-  od^r  Nehr-narhdten  nicht  vfrfahren  werden. 

Im  §  10  Abtati  1  sind  die  Worte  von:  ,JreiiwÜlig"  bis  itiklmive  „oder"  zu  streichen. 

Da  teir  im  f9  atle$  Veffahren  von  Ui^er-  nmd  Xi^eneeMe^ten  fir  wavUeinig  erUärt 
WM««7t  trollen,  üfl  der  ztn:itr  Ahantz  im  §  10  gegenst/iiiihhis. 

§  11.    Die  Anwesenheit  der  Arbeiter  in  der  Grube  wird  durcii  Marken  überwacht. 

Bei  der  Lohnberecluiun^'  werden  nur  diejenigen  Schichten  berücksichtigt,  welche 
auf  Grund  persön1i<  Tipr  und  re<  ht  zeit  iger  Empfangnahme  ttud  Wiedergabe  der  KontroU' 
marke  von  dem  Marl^euaufseher  angeschrieben  sind. 

Für  einzelne  Betriebesircige  kann  ein  betionderee  Vermerken  der  Schichten  an- 
geordnet werden. 

Im  §  11  ist  alt  Abtat*  4  noch  hinzuzt^ügen  :  „Bis  zum  S.  eines  jedtn  Monate  iet  den 
Arbeitern  die  Zahl  der  vn  der  eeraxtfg^^o^ngenen  Lokmperiode  verfahrenen  Sekiehlen  bekannt 
tu  geben." 

III.  Lohnberechnnng» 

12.  Der  Lohn  wird  entweder  nach  Schichtlohn  oder  nach  Gedinge  berechnet, 
ie  Schichtlöhne  werden  durch  den  Betriebsf uhrer  festgesetzt,  den  Arlieitem  binnen 
«incr  Woche  nach  llel>crtragung  der  Arbeit  mitgeteilt  und  durch  Eintragung  in  den 
ficbichtenzettel  beurkundet. 

Die  Gedinffe  werden  zwischoi  Betriehsführer  und  Ortsältesten,  bei  Belegung  in 
'mehreren  8clucnten  mit  dem  Ortsältesten  der  Moi^^schtcht ,  abgeschlossen,  in 
<Ien  Schichtenzcttol  oder  di\^  nediiii^ebuch  eiiiL^rlrii-iu  und  den  übrigen  ArljclU'rn 
mündlich  mitgeteilt  j  jedoch  können  beide  Teile  veriaugen,  dass  das  C^edinge  schriftlich 
lestgeetellt  nnd  in  zwei  Ausfertigungen  von  den  Beteilisten  nntencfariebm  wird. 

Dru?  (irdinire  mus>  Hiiäfestens  bis  zum  zehnten  Tajre  nach  Uebertragunjj  der 
Arbeit  vereinbart  sein.  Ist  bih  dahin  eine  Kinigung  über  das  Gedinge  nicht  zustande 
gekommen,  so  bat  der  Arbeiter  Anspruch  auf  */,  dee  durchechnittlicmen  Netto-Tagei- 
arbeit.-v.  rdienfites  derselben  .Vrbeiterklasse  im  voranpmingenen  Monat,  mindestens 
«ber  uui  den  ortsüblichen  Tagt  lohii  gewöhnlicher  Tagenrneitcr,  wie  er  gemäss  §  8  des 
KraukenversiciierungsgCAotzei«  für  gewöhnliche  Tagearoeiter  festgesetzt  wt. 

Im  §  12  Absatz  4  sind  dir  Wurte:  „biniwn  einer  IVoche"  *u  etreiehen  und  an  Steile 
dee  Wortes:  ,,wich"  das  Wort  „bei"  zu  setzen. 

Ferner  ist  an  Stelle  des  Absatz  3  im  §  L:  johjende  Fassung  zu  setzen:  „Die  Gedi'-;- 
Verden  eieieehen  Betriehsführer  und  OrtsiUteti^u,  bei  Biegung  in  mehreren  Schieten  mit 
•dem  Orteätteeten  der  JJorgensekteht  schriftlich  abgesrktoeeen,  nnd  iet  den  Beteüigten  eine 
Abschrift  sofort  auszuhändigen." 

Dem  Abaats  4  vom  zweiten  Salz  ab  folgende  Faeeung  zu  geben:  „Ist  bis  datun 
eine  Einigumj  über  das  Oedinge  niekt  tu  etande  gekommen^  eo  mnee,  wenn  emek  der  an- 
geruffue  Arbeite rau^schi^.^  ?:<■■', rivt'V' '>■;  '•rn'>'!t,  'In-  'J'i,rfis,hn!tt!ü}i,'  T^^geeorbeUeeerdiienet 
■derselben  Arbeiterklasse  des  vorangegangenen  Monats  gezahlt  werden". 
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Alt  neuen  Almut  5  ftttten  trtV  folgend«»  einzufügen:  „Dieter  durcJuchnUÜiche  Tage*- 
arbeiUverdientt  ist  awh  in  allen  den  Fällen  tu  eahlen,  iro  dt^r»Me  in  emem  vereinbarten 
Qtdinge  teUem  der  beirrenden  Arbeiter  nicht  erreicht  wird." 

§  13.  Wenn  nicht  anders  ▼erabradet,  nlt  das  Oedinge  für  nnbeBtimmte  Z«t 
a!>^eschlo88en.  Eine  Aenderung  des  Gedinges  l>ei  gleichbleibenden  Arbeit  vi  rlwlltnisson 
vums  ebenso  wia  eine  Herabsetsung  des  Schiditlohnes  dem  Arbeiter  tso  früiizeius  mit- 
getdlt  werden,  daae  er  in  der  Lage  ist,  von  seinem  Kündigunesredlt  Qebntmi  cn 
machen.  Macht  er  von  diesem  Rerht«  keinen  Grl  ranrh,  so  gut  damit  die  Herab> 
setzung  Toni  1.  des  folgenden  Monate  ab  als  angcnunitncn. 

Tritt  jed<x:h  eine  wesentliche  Aeudemng  in  den  Gesteins-,  Flöz-  oder  sonettigen 
Betrit »Iis Verhältnissen  ein,  so  können  beide  Teile  eine  sofortige  Aeiulerung  tKler  Auf- 
hebung dc^  Gedinges  verlangCD.  Kommt  alsdann  binnen  3  Togen  keine  neue  Verein- 
barung zu  ritande,  so  tritt  auch  hier  der  im  §  12  Abs.  4  festgesetzte  Lohn  ein. 

Wird  die  Fortsetzung  der  Arbeit  aus  picherheitspolizeilichen  oder  betrieVistfX-hn  Ischen 
Gründen  in  der  bisherigen  Weise  unstatthaft,  so  erlischt  das  Gedinge  mit  Eitiätellnnfir 
be/w.  Abänderung  der  Arbeit-  Tritt  jedoch  bloss  eine  Aenderung  der  Kameradschatt 
eia,  so  sind  die  Arbeiter  berechtif^,  die  Feststellung  des  Lohnes  nach  Massgabe  des 
in  der  ▼orausgegangenen  Lohnpenode  für  dieselbe  Arbeitsstelle  gültig  eewesenei»  €lo> 
dingen  zu  verlangen,  wenn  nicht  innerhalb  der  ersten  3  Tage  nach  l'ebertragung  der 
Arl^t  eine  Aenderung  des  Gedinges  seitens  des  l^triebsmhxera  angekündigt  wird. 
Konuat  alsdann  apitestens  10  Tue  nadi  Utbmra^uug  der  Arbeit  eine  Verainbnnmg 
über  das  Gedinge  nicht  zn  atandcb  so  tritt  «och  oier  dar  In  §  12  Abs.  4  fes^gesettte 
Lohn  ein. 

Im  §  IS  bitUm  vir  Abtatz  folgende  Fattitng  tu  geben:  „Bei  Wiederbelegung  einet 
atu  airherheiUpolizeilichen  oder  betriebitieehnxMchen  Gründen  gestundet  grwesrnen  Betriebt' 
punktet  trüt  dat  dort  tutetet  gUltig  gewetent  Gedinge  teieder  in  Kntft.  Tritt  eine  Aende- 
mny  der  ITamerodtehaft  ein,  eo  tUtd  die  betreffenden  Arbeiter  bereehtigt,  die  FetttUsIhtn^ 

ih'  hi'ji  dahin  vi'rJi'rnt'  II  fj'ihuf»  zu  vi  rhimf  n.  Vi  rlctitf  Arbeiter  haben  für  (fif  Zti'l,  hit 
XU  welcher  rertragtimUsig  ihr  Abgang  mn  der  Zeche  eirfolgen  kann,  Ampruch  at\f  den 
unter  der  Geltung  det  vereinbarten  Oedinget  rerdienUin  Lohn**. 

§  14.    Im  Falle  der  voIlstiin  liL'i  n  oder  teilweisen  Qnterbrechung  des  Betriebes 


tronenen  Arbeiter  Iceinen  Anspruch  auf  Lohn ;  wenn  iedooh  eine  solche  Unterbrechung 
drei  oder  mehr  aufeinanderfolgende  Tage  dauert,  so  kOnnen  die  betreffenden  Arbeiter 
gemäss  §  4  die  sofortige  Entlassung  bt^spruchen. 

EbeMOwenig  kann  der  Arbeiter  Lohn  für  solche  Zeit  beanspruchen,  in  der  er 
durch  einen  in  seiner  Person  liegenden  Grund  an  der  Arbeit  verhindert  worden  iat^ 
auch  wenn  die  VerBäumnis  entschuldbar  und  von  nicht  erheblicher  Dauer  ist. 

lm§  14  baten  vir  im  Abtalt  1  dat  Werl  „keinen**  tu  ttreiehen  und  im  Abtäte  t  dat 

Wert  „Ebensotretit'j"  in  ,        •(.■<(■"  um:it<"n'f'Tn. 

§  15.  Wenn  der  iy<ihii  hieb  ganz  oder  teilweise  nach  der  Menge  der  von  der 
Arbeit  gewonnenen  und  zu  Tage  geschickten  Kohlen  richtet,  so  gilt  als  Einfaflit  da^ 
Inhalt  (Ter  vorhandenen  l-'örderwacen  bei  vorschrift.s massiger  Beiaaung. 

Treten  in  dem  liauiuinhalt  dieser  Wagen  Veränderungen  ein,  so  sind  diese  dem 
Arbeiter  bekannt  an  geben  nnd  bei  der  LoEnfestsetsung  au  berfteicsiditigen. 

Dem  §  15  biUrri  irir  fuhn  i\'l>.  F<iii<'in<i  zn  grbcn:  ..Die  geförderten  Minrralien  irrrrfen, 
teenu  ein  Gedinge  zu  stände  komvU,  nach  (j*  wichl  bezahlt.  Dat  eigene  Gedeicht  d^t  Fördere 
vagene  mtut  an  jedem  Wagen  vermerkt  und  dentUch  lichtbar  tein*  Jedet  Jahr  mindettent 
zweinull  und  nach  jeder  Reparatur  mtum  daMsrlh,-  nm  h kontrolliert  und  eventuell  geändert 
v-'-rden,  damit  da*  Nettogewicht  der  Kohlen  leicht  jej<Uttttellen  itt." 

§  16.  Regel-  oder  vorachriftswidrig  oder  unvollständig  ausgeführte  Arbeiten 
werden  nicht  abgenommen.  Wenn  die  betreffenden  Arbeiter  die  gerügten  Mängel 
nicht  unverzüglich  selbst  beseitigen,  so  kann  der  Betriubüführer  dieses  auf  Kosten 
der  Bäumigen  uuter  Anrechnung  anf  deren  Lohn  tun  lassen,  tinbeschadet  etwaiger 
Schadenersataanspräche. 

An  Stell«  de*  §  16  itt  folgendet  tu  tetten:  „Bei  vortehrifUwidritf  oder  unvolttfändig 
uusijifährd  n  Arhrii-  ii  kann,  ftllt  der  betreffende  Beamte  !»  i  .*<  ,'»»■>■  htztrn  Ihf'ilirnu'j  die 
Mängel  gerügt^  die  Arbeiter  aber  dietelben  trottdem  nicht  beteiligtet^  die  Abnahme  ver- 
weigert Verden.  Wenn  die  betreffenden  Arbeiter  die  gerügten  Mängel  nicht  unvertüglieh 
telbtt  be.<>r)tiiji'n,  to  knnn  der  Betrieb.^ füfi irr  '!{<-.<'•.<  auf  Kcftrn  der  Stiumir/ni  unter  .in- 
rechnung  auf  deren  Lohn  tun  latten,  unbeschadet  etwaiger  Schadeitcrtatzantpriiche .  t\lhlen 
«mA  die  Arbeiter  benachteiligt,  to  kann  der  Arbeiterauttehiuet  angentfen  Verden,  welcher 
dann  m  enttcheiden  hat,** 


Digitized  by  Google 


—  396  — 

IV.  Loh o auszahluDK- 
I  17.  Die  Gedingeabnahme  erfolgt  am  MonatssdüuM  durch  den  Betriebefühnr 
oder  dcBsen  Besoftra^^n.  Der  in  fedem  Monat  verdiente  Lohn  wird  am  nidwtn 
Lohnta>ro  in  der  zweiten  Hälfte  dew  folgenden  MonuLs  ausbezahlt,  jedoch  ist  an  die- 
jffiiigen  ^i'b^i^i  welche  sich  rechtzdtig  bei  ihrem  nächsten  Voixesetsten  melden,  ein 
Ab^hlag  bis  snr  HUfte  des  Lohnes  innerhalb  der  ernten  Hftffee  dee  gedachten  Monate 
so  zahlen. 

Anfang  Januar  jeden  Jahres  werden  die  Lohn-  und  AbschlagH-Tage  jeden  Monats 
dnrch  AnRcnlag  bekannt  gemacht. 

Bei  der  Lohnzahlung  wenlen  in  Abzug  gebracht: 

1)  die  Pfennige,  welche  bei  ErniitteTung  des  aut^zuzahlenden  Bestlohnes  über 
die  Zdiner  huiMugelran  and  der  dnfaeheren  AuaHShnnng  mgm  nicht  anagenUt 
werden ; 

2)  die  Beitrage  zur  Knapjxsehaft.-ka-se  (nler  sonstigen  Kassen  geniägs  gesetzlichen 
Bestimmungen; 

3)  ein  den  durchschnittlichen  Selbstkosten  entsprechender  Betrag  für  die  von  der 
Zeche  lieferten  Sprengmaterialien,  Gdeuchte,  nnd        verlorene,  voreftzlidi  od«r 

fahrifasig  verdorbene  ( ie/fiho.  Lampen  und  Werkzeuge,  die  von  der  Zeche  geliefert 
und  unterhalten  werden,  für  deren  Aufbewahrung  und  sachgemüsse  Verwendung  aber 
jeder  Artidter  sdbet  verantwortlich  ist; 

4)  die  Miete  für  von  der  'Avrhr  irelicferte  Wohnung  und  Landbeniitzung,  i»owie 
die  Beiträge  für  die  verabfolgte  Feuerung,  Beköstigung  und  Lebensmittel  in  den  ge> 
eetslichen  Grenzen; 

5)  bereite  gdewtete  b«re  Ahschlaginihlimgen  und  ausMrordentliche  Lohnvor* 

»chfisee; 

6)  der  Betrag  eines  etwa  zu  leistenden  Ersatiei  ffir  einen  der  Zeche  in  sdiuld- 
barer  Weise  verursachten  Schaden; 

7)  die  nach  Massgabe  den  0  ermittelten  Betrige  wegen  widerrechtlicher  Auf* 
Iteung  des  Arbeitsverträge^' ; 

B)  Strafgelder  gemäss  Abschnitt  V  dieser  Arbeitsordnung; 
9)  fem  er  der  nir  den  Vertrauensmann,  welcher  die  Fönierung  überwacht,  ver- 
auslagte Lohn. 

Die  Beträge  unter  1  und  8  flieesen  in  die  Unlerstützungskaue  der  Zeche  zur 
Verwendung  ffir  hilfsbedtfaftlge  Arbeiter  oder  deren  Familien. 

StelU  det  «ritten  Abtatzen  im  §  17  tMagen  wir  folgende  Fatituny  vor:  ,,I>i«  Ge- 
dingeabnahme erfolgt  am  MonaiueUm*  beaw.  am  Toga  der  Abkelw  dureh  dm  Betrieb^ührer 
oder  detaen  Beauftragten. 

Der  in  je  hm  .Vonat  verdiente  Lohn  mutt  bi»  MUm  10.  dex  vfiehM^otgenden  Monatf 
omftatMt  iMTdent  jedoch  mu$9  dem  Arbeiter  am  tO.  dm  Imrfenden  MonaU  «ad  cm  Sddnm 
dbnsttM»  je  eint  dem  verdtenten  Lehn  eMtptet^ende  Jjbechlag$tahlnng  geUietei  werdm. 
Dem  oMtekrenden  Arh'  iirr  //d  ih  r  Lohn  sofort  aunzuaMmt." 

Im  §  17  Abtati  2  bitten  wir  die  Ziffent  S,  4,  ^        7  tu  streichen. 

§  18.  Wer  nach  ordnnn^mässiger  Kündigung  von  Seiten  der  Zedie  am  Ende 
eines  Monat«  oder  in  dem  in  §  ö  vorpe^iehenen  Falle  entla-^sen  wird,  oder  in  den  in 
I  4  vorgesehenen  Fallen  seine  Hntiassung  nimmt,  kann  seinen  Lohn  binnen  drei  Tagen 
beanspruchen;  das  gleiche  gilt  von  dem  in  8  5  vorgesehenen  Schadensenals.  in 
allen  anderen  Fällen  sann  der  Arbeiter  seinen  Lohn  erat  am  pMiirtwi  Lohntage  vcr> 
langen. 

Der  ß  18  »oll  folgende  Faeeemg  erhaUem:  „Abgekehrte  ArbeUer  «rAatte»  ihren  Lohn 

vunerlidlh  drei  Tagen  nach  AufUitung  de»  Arbeiteverhältwimeä". 

§  19.  Jeder  Arbeiter  hat  sich  ein  vorschriftsmäseiges  Ixthnbuch  zu  beschaffen 
tind  spätestens  am  10.  eines  jeden  Monats  an  der  dafür  bestimmten  Ktelle  abzugeboi. 
Nach  der  Eintragung  de*  Lnline-  und  der  Abzüge  wird  das  lx)hnbuch  vor  der  Aus- 
löhnung dem  Eigentümer  persönlich,  oder  im  Falle  seiner  Abwesenheit  oder  Ver- 
hindernng  derjenigen  Person  ansgehfindigt,  weldie  sieh  als  Bechtsnachfolg^  oder  Be- 
Vollmacht iL't er  ireni'mend  ausweist. 

Die  Auszahlung  de»  Lohucj«  erfolgt  gültig  an  diejenige  Person,  welche  das  Lohn- 
buch bei  der  Auslönnung  vorlegt.  Der  auslohnende  Beamte  ist  bowdit^  aber  nidit 
verpflichtet,  die  Auszahlunfr  im  fremde  Personen  zu  beanstanden 

Der  Zahlungsvermerk  des  bei  der  Ltihnung  anwesenden  ürubenbeamten  gilt  als 
Quittung  uIkt  die  geleistete  Auaiahlun^. 

ij  20.  Beschwerden  wegen  unrichtiger  Lohnauszahlung  sind  sofort  bei  dem  au?- 
lohneuden  Beamten  anzubringen,  dagegen  solche  wegen  unrichtiger  Lohnermittelung 
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längstens  binnen  acht  Tnrr^n  nach  dem  Lohntage,  in  kdnem  Falle  aber  tm  Lohntage 

^bst,  bei  den  nächsten  V'orgesetzten. 

V.  OrdnnDg  und  Btrafeo. 

S  21.  Jf  Irr  Arl  iter  ist  verpflichtet,  alle  1  i  tl  [xjlizeilichen  Vorschriften  und 
^  Anoranungen  der  Z^chenvervraltong  und  dwen  Betuuten  genau  zu  befolsen,  einerl^ 
*-ob  dieselMn  durch  Anschlag  an  den  decn  bestimmten  Stdlen  allgemein  oekannt  ge- 
macht oder  dem  einzelnen  Arbeiter  mündlich  mitgeteilt  sind. 

An  SlMe  des  §  21  tchlngen  tctr  /olgende  Fatsung  vor:  „Jeder  Arbeiter  itl  verpßiehiat, 
aU$  69rffpoUt«ÜM0n  Vorgehrift«n  immI  tUe  AnordüMinge»  dinr  ZeehentenoaUung  wul  dorm 
Beamten  genau  zu  hrfolqen,  fUmrlhm  miluen  diineft  AntMag  oa  dtn  ÜOM»  hetÜmmUn 
Stellen  allgemein  i/ektinul  tjemachl  wertlen. 

Sind  auch  fremdsprachige  Arbeiter  auf  der  Zech»  hatehäftigt,  die  der  deutt^kan  j^wtMAe 
nicht  volhtändig  mächtig  sind  und  nicht  deutsch  lesen  und  schreiben  kCwtt»,  90  IMflfMfl 
■allf  Anschläge  auch  in  den  betreffenden  Sprachen  ausgehängt  werden." 

§  22.  Zuwiderhandluneen  werden  mit  Lohnabzügen  bis  xur  Hälfte  des  ffir  die 
vorhergegangetie  Lohnperimic  ermittelten  durcluchüitüichcn  Tagetuurbeitsvcrdienstes 
•derjenigen  Arbeiterklasse,  zu  welcher  der  Arbeiter  gehört,  bestraft,  nesonders  wenn  ein 
Arbeiter 

1)  zu  spät  zur  Arb^t  erscheint^  oder  zu  früh  Schiebt  macht,  odor  die  wegeu 
•der  Harken  und  dea  SchichtanadueiDeo»  g^ebenen  Votechriflen  nicht  befolgt; 

2)  ohne  vorherige  geoGgeode  f^tachokUgung  bei  aeiaem  nichaten  Vorgeaetoten 

«ine  Schiebt  verHäumt; 

3)  die  ihm  aufgegebene  Arbeit  nicht  aotgftltig  nod  regelrecht  aasführt  oder 
ifihFend  der  Schicht  sc-hlüft  ; 

4)  beranken  zur  Zeche  kommt,  geistige  Getränke  mitbringt,  auf  der  Zeche  ver- 
birgt oder  trinkt;  Betrunkene  werden  auaserdem  nicht  zur  ^beit  zugelassen,  oder 
wenn  dies  onbemerkt  geachehen»  oachtriglich  ohne  Anrechnung  der  ädiicht  nadi  Haue 
gegcliickt; 

5)  ohne  Erlaubnis  Qeiihe,  s  in  Mten,  Grubenholz  oder  sonstige  Materialien  oder 
Geräte  verwechselt,  vmchleippt  oder  anders  als  bestimmnngsmässig  verwendet; 

6)  die  von  einem  anoo^n  crewonnenen  Kohlen  mit  einer  unrichtigen  Nummer 
veraieht,  vnrlwhultlich  .strafrecht Ii rlu  r  Vcrfolirung ; 

7)  au  einer  anderen  ato  der  ihm  angewiesenen  Steile  Kohlen  gewinnt: 

8)  Marincheideratnfen  oder  sonstige  MiarlcBeichen  entfernt  oder  Teff5n<nirt; 

9)  sein-  '^^ita^beiter  neilct.  schimpft  oder  tätlich  misshandelt; 

10)  sich  ungc«^ittet  beträgt  oder  an  einer  anderen  als  dafür  bestimmten  Stelle 
Bedürfnisse  befriedigt; 

11)  die  Grubenpfenle  neckt  oder  mi^hhandelt; 

12)  seine  Vorg^tzten  belügt  oder  beleidigt. 

Im  §  tt  AbtatM  1  itt  an  Slelh  dar  WotU:  HSIfle^  *»  aettant  „au  a(nam 

VieHel". 

Dann  an  Stella  itm  Zijie.r  ^  itt  zu  selben:  ,,nhne  tnurrhalh  Stunden  vollzogener 
Sntaekuldigung  eine  Schicht  versäumt" :  und  in  Ziffer  9  da,^  Wor/ :  „neckt"  tu  streichen; 
/arner  ist  in  Ziffer  IJ  hinter  das  Wort  „Vorgesetzte'*  das  Wort  „vorsätzlich"  einmfilgen. 

§  23.  Fimlcn  die  vorerwähnten  Zuwiderhandlungen  wiederholt  oder  unter  er- 
schwcrcmlen  Umstanden  -tiitt,  -o  kann  der  hctreffetule  .\rhriter  mit  cint'tn  Lobnnbzui;*' 
bis  sum  VtfUen  Betrage  des  nach  §  22  ermittelten  Tagesarbeits Verdienste»  bestraft  oder 
anch  sofort  cntlaHeen  werden. 

S/elh  'h.<  ß  i'.:  II. ,11,  mau  f<)lo''",!r  F<n.i}uii!  .•"■t:rn  :  „Finden  dir  vorerwähnten 
Zuwiderhandlungen  in  einer  Lohnperiode  wiederholt  oder  unter  erschwerenden  Umatändan 
alatt,  ao  tom»  dar  betrefande  ArMter,  aofam  dar  Arheit«raiHMehnaa  aa(n  B^m^araUlndnia 
vorher  ausgesprochen  hat,  sofort  cnllaf^^rn  rrerden. 

Bei  Striaen,  die  für  den  einseinen  Faü  höher  *ind  aU  eine  Mark,  ist  die  Zustim- 
mung dss  AHtaÜarauaa^ktaaaa  vor  Abaug  dar  Strafe  erH  einzuholen. 

Dl'    Oemmtxtrafrn  in  rin/^m  Mnnat  dürfen  die  Hohe  von  fünf  Mark  nicht  übersteigen.'* 

§  24.  üngenÜErend  oder  vorschriftswidrig  beladene  Förderwagen  werden  bei  der 
Lohnberechnnng  für  ordnungsmässig  und  vollbeladen  angerechnet. 

Dagejren  werden  Kanicradschaften  oder  einzelne  Arbeiter,  welche  ungenügend 
oder  vorschriftswidrig  beladene  Förderwagen  fördern,  mit  Geldstrafe  belegt,  welche  im 
Laufe  eines  Kalendermonats  für  den  einzelnen  Arbeiter  den  Betrag  von  5  Marie  nicht 
übersteigen  dürfen.  Im  Wiederholungsfall  oder  unter  ecechwerendieu  Umstanden  kann 
anaaerdem  sofortige  Entlaaenng  crfol^o. 
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fis  i»t  den  beteiligten  Arbeitern  gestattet»  auf  ihre  Kosten  dorch  einen  aus  ihrer 
5L'tte  von  dem  ständigen  Arbeiteraus^chue»  gewählten  Vertrauensmann  das  Verfahren 
der  Feststellung  der  ungenügenden  oder  vorschriftswidrigen  Beladung  überwachen  zu 
laaseD. 

Durch  die  Ueberwachung  darf  eine  Störung  des  Betriebes  nicht  h^beigeführt 
werden.  Bd  Streitigkeiten  hierabtt  trifft  auf  BeMdhweRle  dee  YertniuenniiaDiiea  die 

Bergbehörde  <i\v  entsprechende  Anordnung'.  Der  Vertrauensmann  bleibt  im  Arbeite* 
verMltnis  des  Hergwerics;  mit  der  Beendigung  desselben  erlischt  sein  Amt. 

Sein  Lohn  wird  auf  entsprecfaenden  Antrag  des  ständigen  Arbeita^usschusBes 
von  der  Zeche  bei  der  Lohnzahlung  vorschnshweihio  gezahlt  um  1  Ion  Kohlmhniirm 
und  den  mit  ihnen  ins  Gedinge  gehenden  Arbeitern  aach  der  Kopt^mhl  bei  derbdüen 
Lobnaalüting  in  Abzug  gebraäit. 

Den  §  ^4  Absatz  1  bis  S  bitten  wir  durch  folgende  r>  Abtälxe  zu  erteUcn:  pJDtk  üe 
JCohlc  wtch  üeiifieht  betahli  wird  («iehe  §  15),  igt  eine  ßisutrqfwHg  utundä$$ig. 

FUr  tmreine  Wa^en  dürfen  keine  Strafabzüge  erfolgen,  e*  ttti  denn  «in  nachweMar 
gtxtt:f(ifir!ü'/isigeii  oder  <il'/<iclitl ('i  lif.'-  Vi n^chntth  n  <tr»  ArhritTH  i  r.rfnui-h  n.  Ein  »olchu  füt 
nur  als  gegeben,  wenn  ein  J'^ünftel  und  mehr  des  Förderwagens  au»  Bergen  besteht. 

AUe  nicht  votUmaaUten  Waffen  »ind  den  ArbeÜem  am  Snde  der  Sdticht  dtardk  An- 
$ehl€tg  br-knuvt  TV  ffhrn  uml  />/  drii  Arhritrm  nach  Hlöglichkrit  Gelegenbeil  9u  geben,  iwA 
von  der  richtigen  Anrechnung  ihrer  h'ördermengen  zu  iiberzeu^en. 

Et  iet  den  beteiligten  Arbeitern  gettattet,  auf  ihre  Koelen  dnureh  einen  aus  ihrer 
yiitie  von  dem  ständlijt  n  ArbviterauMchnxf  qnHIhlten  Vertrauensmann  das  V>  rt'iihii>,  der 
Feststellung  der  ungenügenden  oder  vorifrhnitgiridrigen  HeUidung  überwachen  :u  la/igeii. 

Den  VertrauensmSwnem  milssen  alle  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden,  um  die  Er» 
ßiUung  ihrer  Pflichten  zu  rrmögliehen,  einschliesslich  der  Mittel  xur  Pril^fuing  und  Unter- 
suchung der  Wiegemaschinen  und  Sur  KontroUe  dee  Leergewichte  der  F9rderge0e»tf  emdk 
müssen  alte  Einrichtungen  getroffen  werden,  weiche  dU  Ihar^Uhrun^  dteeer  Beetimmutfen 
ohne  erhebliche  Metriebtttärungen  rorattsselzen." 

Dann  bitten  wir,  dem  §  ^4  noch  folgenden  neuen  Aheoit  kintttrufUgen :  „Ihre  Eni- 
laffiiiiij  l:ani>,'  au*trr  in  den  Fvllm  ih  n  §  S2  des  All'iemi  inin  fli'rogrKetzes,  nur  mit  Zu- 
4timmung  des  ArbeHerausschussee  er/olgen.  Vertagt  dieser  seine  Zustimmung,  eo  kann  der 
Berguwrkiunlemekmer  auf  eine  eoteke  am  BerggeweHtegerieht  klagen.  Seine  J^nterheidung 
ist  endgititig.** 

§  25.  Dem  Arbeiter  gegenüber  wird  die  Zeche  durch  don  Betriebs miirer  ver- 
treten, welcher  aUe  Betriebsaoordnnngen  zu  treffen,  die  Löhne  und  Gedinge  festzusetzen 

und  ^Htrafen  tu  verhängen  hat;  von  letzteren  ist,  soweit  >>ie  nicht  durch  An^^chlag 
uekaiint  gemacht  werden,  dem  Betroffenen  durch  seinen  uäcbsleu  Vorgesetzten  Keautnis 
au  geben. 

Die  Befugnisse  dos  Betriebsführers  kann  ilauemd  oder  zeitweise  ein  8te  II  Vertreter 
für  alle  cnler  einzelne  Betriebszweige  oder  auch  für  besondere  Geschäfte  wahrnehmen, 
sobald  dieses  durch  Anschlag  zur  Kenntnis  der  Belegschaft  gebracht  ist. 

Den  Arbeitern  gegenüber  gilt  jedes  von  eineni  Beamten  der  Zeche  eingeräumie 
Gedinge  ab  abgeachlossen. 

Im  §  SS  Abfaiz  1  i>~t  'h  r  Pa^^Hit  hinter  dem  Wort:  „hoff*  ns  elreiehe»  und  tn 

eeteen:  ,,let2tere  sind  durch  Anschlag  bekannt  zu  machen". 

fm  letzten  Absatz  ist  hinter  dem  Wort:  ,, Zeche"  das  Wurl:  „schnjtlich"  noch  ein- 
eufügtK. 

§  20.  Beschwerden  sind  zunichst  bei  dem  Betriebsführer  anzubringen  und  swar 
in  der  Regel  von  jedem  Arbeiter  nur  für  dich  allein.  Zur  Anbringung  von  gemein* 
schaftlichen  Wünschen  und  r5e>»>h werden  dürfen  sich  nicht  mehr  als  drei  Personen 
gieichzeitijg  einfinden.  Gegen  die  Eulscheidung  des  Betriebsführers  ist  eine  Berufoog 
ao  den  Repräseotanten  —  Qruhenvorstand  —  tecbnisdhen  Direktor  —  oder  deren 

SteUvfTtretrr  L'e^lnttef. 

Im  übrigen  gelten  diu  besuiidcrtu  l'x  ^tiniiuungen  über  den  ständigen  Arbeiter- 
AuBschaea. 

Für  minderjährige  Arbeiter  werden  besondere  Bestimmungen  vorbehalten. 

Don»  ist  im  §  iS6  Absat*  I  der  drille  i^atz  su.  elreiehen  und  de^r  fotgendee  eu  eeUen: 
^,Itt  beim  BeMebefährer  Abhilfe  der  Bteehwerden  ttnd  BrfBUung  der  WUfuehe  ««Mf  AtUräge 

nicht  zu  erreichen,  so  ist  d>  r  ArheiteiaiuKchujis  OUtwryfen,  V^dver  dtum  mÜ  dem  WetH- 
dirigenten  tunlichet  bald  tu  verhandeln  hat. 

let  auch  bei  diesen  Verhandlungen  eine  Einigung  und  Befriedigung  der  Beschwerde- 

f!}hr- I-  ini'i  Antragftrlli-r  nicht  :u  errrichrn,  »o  l:<ni;i.  ■fn.*  Prriru- >r,^rhrifrrirlif  al*  Eintgunn--- 
arnt  angerujen  werden,  jm  welchem  Zweckt  dann  beide  Teile  die  im  §  ^Gjf.  der  Verordnung 
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vom  25.  Oktober  1902  vorgesehenen  Vertrauempenonen  tu  ernennen  ttnd  au  dem  vom  Vor- 
Htzondm  de9  £!inigHng$aiiH8i  «nuubtraumoiideii  VerkandlungeUrmiH  »u  eneheinen  hohen," 
Jhsr  Jeit<«  Ahaa^  in  §  M      ou  <lrv<dk«M. 

I  27.  Diese  Ariwiteoidiiiiiig  britt  ui  in  Kraft 

II.  Beitlmungpen 
aber  die  Wahl  nnd  Titigkeit  dea  Arbeileranaaehnsaea. 

Für  jede  selbständige  ii^achtanl&ge  de»  Bergwerks  wird  ein  ständiger 

Arbeiterausschuss  errichtet^  dem  es  auf  Grund  der  ge^tzlichen  Bestimmungen  de» 
§  80f  A.  B.-G.  obliegt,  daranf  hincuwirken,  daaa  das  gute  Einvemeiimen  inneriialh 
d*-r  BeloKHohaft  und  /wlscliett  der  Bel^pchaft  und  dem  Arbeitgdicr  erhalten  bleibt 
oder  wieaerheivcstellt  wird. 

Pfir  die  Wahl  und  Tfitigkdt  der  Arbeilenraaadifiew  eind  die  nnohlolgenden  Be- 
atimniungea  ma.<<gebLnd : 

§  1.   Wahlberecbiigt  ist  jeder  volljährige  Arbeiter,  der 

aj  mindestens  ein  Jahr  nnnnterbrociien  (oder  seit  ErSffnnng  de»  Betriebea)  tut 

der  Zeche  eroarboitei  hat, 

b)  die  dtuisrhe  Kcichsaiiirt  liöri^'keit. 

c)  die  biirgcrlichpn  Khrcnrt^  ht*^  liesitat. 
§  2.    Wählbar  ist  jeder  Arbciicr.  der 

a)  das  dreiäsigste  liebeosjahr  zurflckgel^  hat, 

l)i  tmndostens  drei  Jahre  imunterbrodteD  (oder  seit  ErOffoung  dea  Betriebea)  traf 

der  Zeche  gearbeitet  hat. 

c)  die  deutsche  Reichsangohöri^keit. 

d)  die  bürgerlichen  Ehrenrc<-ht«'  ht^itat, 

e)  der  deutschen  Sprache  mächtig  ist. 

§  3.  Der  Arbeitemuaschnss  beawit  «us  drei  Vertretern,  die  Ton  den  walilbe- 

ref  hti^ten  Mitglii^lern  in  drei  VVahlabteilungen  gewählt  worden.  Von  jwkr  Abt«ülung 
wird  ein  Vertreter  gewählt,  der  ihr  angehören  muso.  Die  Belegschaft  wird  zum  Zweck 
der  Wahl  im  AdbcIiIubs  an  die  Bteiprreviere  durch  die  Zechenverwaltung  in  drei  Ab- 
teilungen eintrfttMIt.  I>rr  Retrirbsfidirtr  bestimmt,  wclchp  Steigerreviere  eine  Wahl- 
abteiitmg  bilden  und  welcher  Abteilung  die  über  läge  bcf^chäftigten  Arbeiter  zugeteilt 
werdeo« 

Dm  §  S  bitten  wir  wie  folgt  zu  fo.tsm  :  „Der  Arbf  itemu48chtt4$  bwtoht  a/u§  /Oa^  VeV' 

trf  frni,  die  von  tli^n  wahlberechtigten  MUtjUnbrn  geirählt  werden." 

§  4.  Ort,  Tag  und  Stunde  der  Wahl  wird  von  der  Zechenverwaltung  vier 
W(x-hr'n  vor  der  Wahl  durch  Anschlag  an  dem  fflr  Bekanntmachungen  vorgcsMwnen 
Platz  bekannt  gegeben. 

Die  Wahl  ist  eine  geheime  und  wird  durch  Stimmzettel  voU/.o^m.  Sic  erfolgt 
unter  Ldtung  dea  Betnebeiährers  oder  des  von  der  Zechenvcrwalttmg  mit  der  Leitung 
der  Wahl  b^uftragten  Beamten  unter  Zuziehnns  von  awei  Belegschaftamitgliedem, 
die  der  Leiter  der  Wahl  »US  den  Wihlem  hienm  Mroft.  Diese  drei  Penonen  bilden 
den  Wahlvorstand. 

.    Im  §  4  Abtat*  9  tind  di«  Worte  „twei"  in  vier  wirf  „drei"  in  fünf  ^tmtuändem. 

§  5.  Von  der  Zechenverwaltung  wird  filr  jede  Wahlabteilung  eine  Wfihler- 
liate  aufgestellt,  die  zur  Einfichtnahrae  der  Wahlberechtigten  während  zwei  Wochen 
offen  hegt. 

Der  Zeitpunkt,  Ort  und  (ho  Dauer  de«  Offen liofron"*  der  Wählerliste  wird  gleich- 
zeitig mit  dem  Zeitpunkt  der  Wahl  (siehe  §  4)  bekannt  gemacht»  F^inwendungcn 
ge^en  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Wählerliste  sind  innerhalb  d^genanntea 
Frist  von  zwei  Wochen  unter  Beibrinpiinfr  der  Beweismittel  für  die  etwaigen  Be- 
hauptungen anzubringen.  EntAcheidung  tnttl  die  Zeihenverwaltung.  Nur  oerienige 
WahlbeKchtigte,  dessen  Name  in  der  Liste  aalgenommen  ist,  darf  an  der  Wahl  tau* 
nehmen. 

Jn  ß  5  Abnatz  1  «ind  die  Worte  ,Jür  iede  WahhAteilun^'  wn  ttreiehen. 

^  t).  l)ie  Stimnizcttol  werden  v»pii  ifer  Zeche  ^TFufert.  Auf  denselben  darf  von 
den  Wählern  nur  der  Name  des  zu  Wählenden  und  kein  äusserüchee  Kennzeichen 
angebradit  werden.  Die  Wahl  gesdiieht  in  folgender  Weise: 

Der  Wähler  tritt  an  die  Wahlurne  und  nenrlt  .«einen  N'amen,  Zur  Feststellung 
der  Person  des  Wählers  kann  der  Wahlleiter  Beamte  der  Zeche  zuziehen.  Der  Name 
wird  in  der  WShlerliste  aufgeschlagen  und  unterstrichen.  Sodann  übeigtbt  der  Wähler 
den  msaromen^^efalteten  Stimmzettel  dem  Wahlleiter  oder  dessen  Vertreter,  wekfaer 
den  Btiuunzettei  in  die  Urne  legt. 
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Nachdem  die  Wahlhandlung  für  lh^'*  hln-scn  erklärt  worden  ist,  erfolgt  die  Fest- 
stellung des  Eranbniaaes  durch  den  Wahlvorstaad.  Unguitic  siad  Zettel,  welche  deo 
<>bigeQ  vondnurten  nicht  enispredieii,  nicht  oder  vnlwerliai  beKbricben  fllad,  oder 
-doi  Namm  einer  nicht  wählbamn  Peraon  enthalten. 

Bei  der  Wahlhandlung  soll  jnröeate  Buhe  berrächeo.  Anö&mmlttQgeo  in  dem 
WahlMmm  oder  ia  deaiea  inhe  aiira  nidit  geatatteL 

In  §  6  Abtat»  tüt  kSmI&r  da»  WoH:  „XecM*  9^»a^^Ugmt  „dM  Tag*  «or  dtr  WM 
•Ol»  di«  Wähhr", 

Der  tweUeSatM  erhält  (»Ujendm  WvrOenU:  „Auf  dvM^lbm  darf  Mn.  EmimttUiiitm 
•latgebracht  werden." 

Im  vierten  AbarUz  ül  der  letzte  Saiz  zu  streichen. 

§7.  Ueber  die  Wahlhandlung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von 
-dem  Wahlvorstand  zu  unterzeichnen  ist.  Die  Rckanntmachunf;  des  Wahlcrgcbni.=ise- 
erfolgt  epätestens  am  Tf^e  nach  der  Wahl  durch  Anschlag,  nachdem  die  Voraus- 
«etanuigeo  der  WShlbarinn  nach  §  2  geprüft  worden  aind. 

])i  r  ^  7  ''r/iiilt  narh  AhsrJdus.i  des  ersten  Snlzex  fuhjcnden  Worllatit':  ,,T)ic  ErmiUe- 
•hang  und  Bekanntmachung  erfolgt  eqfort  nach'  Beendigung  der  Wahl  und  am  folgenden 
Tage  dnreh  AneeMag.** 

§  8.  Gewählt  iftt  derjenige,  welcher  die  meisten  'Stimmen  erhalten  hat.  Bei 
Stimmeogleichheit  entbcheidet  oias  von  dem  Leiter  der  Wahl  zu  ziehende  Los. 

An  StMe  dee  §  S  der  die  MajorUätawahlen  «orvfelU,  iet  die  Verh&tnüwihl  «t«M- 

I  9.  Die  Wahl  zum  Arbeiteraosschuss  erfolgt  vorbehaltlich  der  Bestimmuog  des 
^  11  Abe.  3  auf  5  Jahrs.  Die  Ansacheidendea  sind  wieder  wihlbar. 

Im  §  '"'  i.'f  !>tntt  ..<!>(/  fünf  Jahr  "     -  Bietzen:  „n!!j<'ihr!ich". 

§  10.  Dm  Awt  erlischt  durch  Aiutäniederl^uDg,  mit  dem  AuHt^cheidea  aus  dem 
^beitsverhaltnis  der  Z^x-he,  durch  länger  als  ommonatiiche  Krankheit  nnd  durch 
Verlust  der  zur  Wahli)artceit  erforderlicnon  Voraii?petziingen  (siehe  §  2). 

Im  §  10  sind  dir  Warte  ,, dun  /t"  öin  „und''  zu  streichen  und  dirscm  Paruyraplien  noch 
folgender  ^uate  zu  ijclu  n:  „Für  die  durch  Tod,  Amtsniederlegung  odrr  Fortzug  arte  d^r 
Orubenarbcit  ausscheidenden  Ausschus»mit4jli>vh  r  ßiKli  l  hitutt  u  seeke  Wochen  nach  dem  Äue- 
scheiden  eine  Ergatzwahl  durch  die  betrejendtn  IVdldtr  staU." 

§  11.  Durch  die  Wahl  wird  gleichzeitig  in  jeder  Wahlabteilung  ein  Grsatzaumn 
g^wälilt  und  zwar  gilt  als  solcher  gewählt,  w^  nach  dem  Vertreter  die  meisten  Stimmen 
«halten  hat  Bei  einstimmiger  Wahi  des  Vertreters  wird  der  Ersatzmann  in  einem 
besouderen  Wahlgang  <rc\vählt.  Die  Ersatzmänner  treten  für  den  Fall  do>  Erlöschens 
■des  Amts  oder  der  dauernden  oder  vorfibergebendeu  Behiodeniog  eines  der  Vertreter 
10)  ftlr  den  Rest  der  Wahlperiode  in  der  durch  das  Im  zo  bestimmenden  Reihen» 
rolge  an  dessen  Stelle. 

Vor  Bekanntmachung  dos  Wahlci^boisses  wird  durch  eine  in  Gegenwart  tle>$ 
Wahlvorstandes  von  dem  Leiter  d«r  Wahl  stattfindende  Loeziehung  die  Keihenfolgc 
•ennittelt,  in  der  die  Ersatzmänner  eintreten.  Ihre  Rerufnng  erfolgt  nach  Peetetallong 
der  Voraussetzungen  lierüelben  durch  d^n  Vorsiizcnden  des  AusschusütieH. 

Sinkt  die  Zahl  der  Vortreter  unter  drei  und  keiu  Ersatzmann  mehr  vorhanden, 
so  findet  binnen  acht  Wochen  eine  vollstindige  Nmiwahi  für  eine  neue  Wahlperiode 
von  .")  Jahren  statt 

§  '!  i.'^i  ganz  zu  streichen. 

§  12.  Der  Arbeiterausschuse  hat  neben  der  im  EUngaag  erwähnten  VerpOichtong 

'die  Aufgabe: 

1)  die  Wahl  des  Vertrauensmann»'^  zur  T'el »erwachung  de*  Verfahrens  bei  Feci» 
steUttng  der  ungenügendeo  oder  unreinen  Beladung  gemäss  S  ÖOc  Abs,  2  A.  Bk-<0. 
vonundhmen.  HierMi  kann  der  Antrag  geeidlt  werden,  daa»  oer  Lohn  von  der  Zedhe 

vorschussweifle  gezahlt  wird  mit  der  Massgahe.  dass  der  vorsc.hu?^Hwei'^e  gezahlte  Lohn 
tlen  beteiligten  Arbeitern  bei  der  nächsten  Itohozahlung  in  Abzug  gebracht  wird; 

2)  sich  an  der  Verwaltung  der  üntentfitsungskaaee  zu  betcuigen  (§  80  d  Am.  2 
A«  B.-G.i; 

3)  i)t'i  den  gemä**«  jj  60 d  Abs.  3  A.  H-  fi.  zu  erlaäsendcD  Vorschriften  initzuwirkeo; 

4)  Anträge,  Wünsche  und  Boschwi  r  ir  ti  der  Belegschaft,  die  nich  auf  die  BetrielMi' 
und  Arf  I  ir- vcrhältni-ise  des  Bergwerks  beziehen,  zur  Kenntni«  d  r  Hetriehsleitung  zu 
bringen  und  .sich  hierüber  in  den  im  §  13  vorgesfhciieti  Zusammen küufteu  zu  äuascm; 

5}  (§  80  g  Abs.  1  A.  in  diesen  Zusammenkünften  vor  dem  Erlass  der  Arbeits- 

ordnung oder  eines  Nachtrages  zu  derselben  sich  über  den  Inhalt  der  Arbeitsocdnang 
oder  des  Nachtrages  zu  äussern. 


Digitized  by  Google 


—  401  — 

Voo  der  Bidrteitinf^  in  den  ArbeiteHonehnasai  sw^eBclilomeD  «nd  aHe  Wünsche, 

Antrage  und  Be^chwenlcn,  welche  lediglich  die  Angelegenheitfin  einzelner  oder  von 
iCameradscbaften  betreffen.  Ueberschreitet  der  Ausschuss  seine  Befugnisse,  so  kann 
•eine  AaflSBong  dordi  das  Ohtshagßmt  erfotgen. 

Tm  §  U  itt  der  Ztfftr  8  folgaStr  Wwütua  tu  yebtn:         UnteriiaUMMgtkau*  tu 

rerwaiten". 

Sinter  Ziffer  s  <d$  4  IM»  tintt^Ufen:  „Xepekmjf  wuZ  Uebtmaekmg  det  ge- 

samten Straftceseiu". 

Femer  aU  Ziffer  5:  „die  Grubenkontrolle  auszuüben'^ 

An  Steile  der  Ziffer  4  als  Ziffer  0  zu  Betzen:  „Antrüge,  Wümcht  und  Betchwtrden 
mm  Arbeüam,  die  sieh  «u^f  die  Beiriebe-  und  ArbeiteverhäUniese  dee  Bergwerke  beziehen, 
^hueUieeiUek  de»  Lohn-  und  OeMniftiweeene,  eome  der  bei  der  OrubmkoiaroUe  /ettgeeteUten 
Miesetände  zur  Kenntni*  der  Betriebsleitung  n»  Mn^«»  WHd  kftr&W  itH  dtn  im  §  2S 
vifrgeeehenm  Zueammenkth^fien  nt  äneeem". 

Jm  leteten  Aheatw  ief  der  ereie  Säte  s«  Hrei^en. 

§  13.  Den  ^' or-it:'  in  den  Zupammenkflnften  führt  der  Berpwerk=lH  ^'t -er  oder 
ein  von  ihm  b&<toilter  Vertret«-.  Derselbe  lädt  schriftlich  za  den  Zusamiucakünften 
«in  und  setzt  Ort,  Zeit  und  Tagesordnung  fest. 

Et  iflt  ferirer  befugt,  zu  den  dozeinen  Zmamnienkmiften  Beamte  ond  Arbeiter 
2ur  Beratung  und  AufKiäruDe  hinzuzuziehen. 

Die  ZiisainnieoküufttäderMitglieder des  ArbeiteravesdmneB  mit  dem  Vorsitzenden 
finden  vierteljährlich  einmal  ptatt,  und  wenn  die  Zechenverwaltung  oder  nnnirvfpn-» 
zwei  Mitglieder  de«  Ausschusses  unter  Angabt-  der  zu  beratcudea  und  nach  ^  12  zur 
Beratling  geeigneten  Gegenstände  darauf  antragen. 

Dem  ÄbeaU  2  des  §  13  iet  hiwnun^Ogen :  „VerpßiekM  doMu  srt  er»  wmn  der  dritte 
Teil  der  Mitglieder  ea  verlangt". 

Sinter  Absatz  S  iet  folgender  Mtatx  nett  zu  setzen :  „Zeitvertäumniete,  welche  den 
Äm$«hu9»mUgliedem  dureh  die  Kwßfeeween  oder  andeneeite  amtUcke  TlUigkeü  verureachi 
eewden,  erhtSten  dieteiben  in  der  Wette  vergütet,  dtm  iknen  der  bei  Wahnekmtun^  ikret 
AtfUee  entgangene  Arbeit*rerdi>  h  '   r  ^  (Ur  W'  rk.i(kaj"r  i  uUchiidigt  wird". 

g  14.  Ueber  die  Verhaudluneen  einer  jeden  Zusammenkunft  ist  ein  PivtokoU 
aafcundunen.  Das  Protokoll  verwuirt  der  Vorsitxendek 

Ale  §15  bitten  wir  ein: tifiiiir)! :  ,,Die  gfirähltfu  Aojmrhnsemitglieder  untfrlirgrn  srlbst- 
veretändlich  wie  die  anderen  Arbeiter  der  giUtigen  Arbeiteordnung,  dUrfm  aber  wegen  ihrer 
TSHgkeit  al»  AuMchueemitgUedtr  Maitrt(fd»uag€H  a^cAl  m/oAtm»". 

§  15.  Diese  Satsangen  treten  am  in  Krait 

m.  GmndsXtze 

über  die  Verwaltung  der  Zechen-Uoterstfitznngskasae. 

Für  jede  selbständige  Srh  u  hr anläge  des  Bergwerks 

besteht  eine  besondere  Uiiter.-'tutzungskas^c,  die  nach  den  folgenden  ^Satzungen  ver- 
mütet  wird: 

§  1.    TTeher  dir  rnterstütznngpka?se  wird  getrennt  von  den  übritren  gewerk» 
schafttichen  oder  ZivberikasseD  von  der  Zechenverwaltung  liechnung  geführt. 
§  2.   Zu  der  Unterstützun^kasse  sind  zu  vereinnahmen : 
1)  die  auf  Grund  der  Arbeit«»ordnung  eingezogenen  Strafgelder, 
2»  die  überschüssigen  Pfennige,  welche  gemäss  §  17  No.  1  der  Arbeitsordnung 
nidlt  /.ur  Auszahlung  gelungen, 

3)  etwaige  Lohnbeträge,  welche  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  nicht  abge- 
hoben sind, 

4)  die  laufenden  Zinsen  aus  den  Ka- neu  bestanden. 

§  3.  Die  Unterstützungskasse  hat  den  Zweck,  hiltsbodürftigen  und  der  Wohltat 
irGitUgen  Arbdtem  der  Zeche,  welche  mindestens  3  Monate  der  Belegschaft  ununter- 
brochen angehören,  sowie  iiolrhpn  Arbeitern  bezw.  deren  Angchöri^n,  welrhe  während 
ihrer  AngMörigkeit  zur  BelegiM^ft  invalide  geworden,  verunglückt  oder  gestorben 
sind,  UntCTstützunir  /.n  gewähren. 

Antrage  auf  Ünterstützung  sind  bei  dem  Betnebsffihror  oder  dessen  SteUvertnter 
Anzubringen  und  zu  begründen. 

Wir  beantragen :  Im  §  S  ersten  Absatz  die  Worte :  „und  der  Wohltat  würdigen*'  und 
„welche  mindestens  drei  Monate  der  BeUge^taß  umnUerbToeken  angehären"  tu  ttreiektfi. 
—  Der  zweite  Absatz  ist  zu  streichen. 

§  4.  Die  ünterstützungskasse  wird  unentgeltlich  verwaltet  durch  einen  Vorstand, 
welcher  f^tch  zusanunensetet  ans  dem  Bel»iebemhrer  der  Zeche  oder  dessen  Siellver- 

26 


Digitized  by  Google 


—  402  — 


treter  alf>  Vor»it/.«'n(lt'n,  zwei  von  der  Verwaltung  zu  bef^timmenden  Beamten  oder 
AnReeleUteu  und  den  MitgUedero  de»  für  die  SchachUnlage  bestehenden  stäodign 
ArmiteraimdiiuiMB. 

Für  die  von  der  ZechenTerwaltiing  sa  beBtimmcndeD  Mit^iedcr  nnd  £ntti- 

männer  zu  benennen. 

Den  §  4  bitten  wir  wie  folgl  «w  faeeen:  „Die  UiUer$tiU*ung$bu»e  wird  verwaitet 
durch  etntn  l'uratami,  velcher  betteht  nug  defn  ron  den  Mitgliedern  erwählten  Arhrilrra^u- 
»chuMi,  Dieser  laihlt  ans  seiner  Mitte  einen  Vor«ilxend&n  und  einen  SleUvertreti  r  und  «ind 
AntrSfe  at^  rnlerstHtnmg  an  difi$m  su  richten,  üeher  die  Höhe  der  ÜTiUrstiUxutigitälzt, 
Ansammlung  mne»  jResrrvr/i>nd*  und  eventuell  Entschädigung  für  die  Vcitcallung  hat  der 
Arfteiteraussrhuss  innerhalb  vier  Wochen  noch  Inkrafttreten  der  Satzungen,  ein  Regtdatie 
der  Belegachajt  zur  endgültigen  Beschltutj'aasung  vorzulegen.  Der  InhtUt  de$  Jjyutetfwi  Ml 
der  Btiiegecka^  H  Tage  vor  der  ßetcMve^fauung  «u  unterbreiten." 

§  5.  Der  Vontand  der  UntentdtnmgBkaase  tritt  auf  Ehiladunp  des  Vonitzendeo 
oder  denken  Stellvertreters  regelniäfiflig  in  der  zweilen  Ilätfl«'  eine-^  je^lrn  Monats  zo 
einer  i:5itzune  zusammen,  in  welcher  die  eingogangeiieu  IJnteratützungsgesucbe  zur 
Prüfung  und  Bei^chlnisfawung  vorgelegt  werdoi. 

§  6.  V.Uli'  ünterstützunp;  ^ilt  als  bewilligt,  wenn  in  einer  Vorstandssitzung,  zu 
der  sämtliche  \'orBtandßmitgUeder  geiadeu  sind,  die  Mehrzahl  der  Erschienenen  dafür 
stamoit. 

Die  beschlossenen  T'nt.  r-tütr.nnp^en  werden  von  der  Zechenverwaltung  tvt  Zahlung 
angewiesen.  Die  >^iuug  kann  nur  verweigert  werden,  falls  Unberechtigten  eine 
DnterätütsuDg  bewilligt  wird  oder  die  whuidenfln  Mittel  der  Kane  ülMmeiirlttcn 
werden. 

Dem  §  ft  Ahtat»  .f  ist  t'nfgende  Fassung  zu  geben:  ,,I)ie  besehheeenen  UnlemWtxttmgim 

Verden  <i"i  A)ni  '  i.^tiiiii  '/.  ..■   V  irstandes  <:<ni  ih  r  /,<  i'fieiivr'riiltiinq  ■niff/f'^uhlt.'' 

§  7.  Eine  summarische  Uebersicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben  und  des  W- 
mteens  der  Kane  wird  alliilurlicb  in  der  vom  (Mierberganit  voisMC^iiebeiMa  Fonn 
aufgestellt  und  die>«em,  nachdem  sie  während  2  Wochco  dUTch  Aoflhang  sur  Kenotnia 
der  Bei^schaft  gebracht  ist,  eingereicht. 

§  £  Dieee  äatsangen- treten  am   .«  .  in  Kräh. 

e)  Resolution  der  am  29. — 31.  Oktober  1905  in  Wien  ahnehaltenen 
Reichskoufereuz  der  Bergbaageuoöäeuii:chaften  Oester- 
reicbs. 

Das  Gesetz  Uber  die  Genossenschaften  beim  Bergbau  macht  es  im 

§  IG  (Jen  Arbeitern  zur  nnbedin^rten  Pflicht,  die  Wahl  als  Delegierte  an- 
ziinchnien.  Nach  §  t?'^  '\f  >  Gesetzes  sind  die  Delefriertcn  veipflichtet,  die 
Wünsche  und  Beschwertien  der  Arbeiter  eines  Werkes  oder  eines  Teiles 
desselben  dem  Werksuntemefamer  oder  dessen  Vertreter  m  nnterbreitw 
und  über  alle  aus  dem  Lohnvertrag  oder  sonstigen  Arbeitsverbftltnissen 
entspringentien  Dift'eienzen  Vereinbarungen  mit  den  Werksbeeitsem  sn- 
zustreben.  Die  bisherige  Praxis  in  den  Genossenschaften  ersrab  jedoch, 
daj*ö  dort,  wo  die  gewählten  Vertreter  der  Arbeiter  die  ihnen  vom  Gesetz 
aufgetragenen  Verpflichtungen  auch  sur  Durchführung  bringen  wollten, 
sie  auf  den  energischen  Widerstand  der  Werksinhaber  gestossen  sind. 
Entlassung  der  Delegierten  aus  der  Arbeit,  Zuweisung  von  .schlechter 
Arbeit  mit  i;eniigcreui  Verdienst,  brutalrs  B«  nehnien  ir^rren  sir.  Verhöhnung, 
Bosch iinptung,  Verleumdung  und  »chnode  Zurückweisung  waren  nicht 
selten  die  Gewaltmassregelu,  durch  welche  die  Werksinhaber  oder  ihre 
Vertreter  die  gesetslich  gewfthrleisteten  Rechte  der  Arbeiter  ssu  unter- 
driicken  und  die  gewählten  Vertreter  in  der  Ausübung  ilirer  Verpflicli- 
tuiirreii  zu  liiiidt  rn  suchten.  Dem  P<  rlite  iler  Arbeiter,  sowie  dem  Gesetze 
zum  Hohne  erklarten  die  Unternehmer  bei  Entlassungen  und  Mass- 
regelungen nicht  selten,  dass  sie  nicht  den  Delegierten  als  Vertreter  d«r 
Arbeiter,  sondern  den  gewöhnlichen,  nach  der  Dienstordnung  anfgen<immenai 
Arbeiter  entlassen.   Nicht  nur,  dass  hierdurch  die  Arbeitersäaft  an  der 
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Austibiing  ihros  <jesetzHchen  Rechtes  verhindert  wurde,  sind  aiioh  diesem 
Vorgange  dio  Exisrcnzen  von  vielen  Familien  zum  Opfer  gefallen.  Da- 
durch, das8  den  Delegierten  der  Arbeiter  in  den  Genossenschaften  durch 
du  Gesetz  Verpflidttangen  auferlegt  sind,  dass  .aber  zum  Schutxe  der 
Delegierten  notwendi'^'^e  Bestimmuogeii  yollstftndig  im  Gesetze  mangeln, 
haben  f^ich  in  der  Praxis  der  Genossenschaften  Gegensatze  zwischen  den 
Werksinhabern  und  den  Arl)eitern  herausgebildet,  welche  in  den  meisten 
Fällen  wohl  mehr  gegen  als  ttir  den  im  Gesetze  angeführten  Zweck  der 
Oenoflsenschaften  spreohen.  Ein  gedeihliehes  Wirken  der  gewifalten  Ver^ 
treter  in  den  Genossenschaften  zu  Gunsten  der  Arbeiter  ohne  Benadi» 
teiligung  der  Person  des  Delegierten  oder  der  Sache  selbst  ist  wohl  nur 
dann  möglich,  wenn  gesetzliche  Schatzmassregeln  getroffen  werden. 
In  Erwägung  alles  dessen  t ordert  die  Konferenz : 

1)  Delegiert«  tmd  Gnippenausscbüsse  dürfen  wfthrend  der  Dauer  ihrer 
Fnnktionsperiode  nicht  ans  der  Arbeit  entlassen  werden,  insbesondere 
wenn  es  sich  um  Austragnng  von  I)it!"erenzen  im  Tiohn-  und  Arbeits- 
verhältnis der  Arbeiter  handelt,  zu  der  die  Vertreter  verpflichtet  sind. 
Im  Falle  einer  üebertretung  der  Bestimmungen  der  §§  202  und  203  des 
Berggesetses  dttrch  den  gewählten  Delegierten  oder  Vertreter  ist  die  Ent- 
lassung  nur  dann  statthaft,  wenn  ein  derartiges  Vergehen  dnroh  das  im 
§  29  des  Genoflsenscballsgesetses  bestimmte  Sohied^gpericht  vorher  festr 
gestellt  ist. 

2)  Das  Mandat  eines  Genossenschaf^delegierten  oder  sonstigen  Ver- 
treters der  Arbeiter  in  den  Genossenschaften  wlischt  dnrch  Arbeitsein- 
stellung, an  der  er  sich  beteiligt,  nicht,  nnd  er  ist  bei  derartigen  Anl&ssen 
in  demselben  Umfange  berechtigt,  von  seinem  gesetslich  aufgetragenen 
Rechte  Gebranch  zu  machen. 

3)  Die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  eines  Delegierten  müssen  während 
seiner  Fnnktionsdauer  derart  geregelt  sein,  dass  sie  dem  Durchschnittslohn 
aller  ttbrigen  in  derselben  Kategorie  Beschäftigten  gleichkommen. 

4)  Den  Vertretern  der  Arbeiter  als  Lokalarbeiter  oder  Gmppenaus- 
schüsse  u.  s.  w.  ist  volle  Kinsicht  in  die  Lohnlisten,  sowie  das  Recht  der 
Kontrolle  der  Arbeitsverhältnisse  und  des  Arbeitsortes  zu  gewähren. 

6)  Der  durch  die  Ausübung  dieses,  sowie  aller  anderen  im  Gesetze 
voigesehenen  Obliegenheiten  erwadisene  Verdienstentgang  ist  dem  Dele- 
gierten ans  Genossenschaftsmitteln  zu  ersetzen. 

f)  Resolution  des  37.  englischen  Gewerkschaftsk'ongresses. 

1.  Der  Parlamentsausschuss  wird  beauftragt,  der  Bergarbeiter- 
/erwiignng  von  Grossbritannien    (Miners  Föderation   of  Ghreat  Britain), 

die  entschlossen  ist,  ihre  Iltn  :_'werks-Gesetzentwürfe  weiter  zu  vei  fecliten, 
allen  Beistand  zu  gewähren.  Diese  Entwürfe  sind:  der  Achtstundentag 
—  Entwurf  für  Gruben  (Müiers  Eight  Hours  Bill),  der  die  Arbeitszeit  unter 
Tage  auf  8  Stunden  t&glich  vermindert,  der  Besch&ftigungs-Entwurf  (Em- 
ployment  Bill),  der  die  t&gliche  Arbeitszeit  in  Gruben  fiir  Knaben  und 
Jugendliche  unter  18  Jahren  auf  8  Stunden  b"-schr;\nkeii  soll  ,  imil  der 
Gnibenregelungs-EntA^Tirf,  der  für  erhyhte  ^Sicherheit  von  J^ebeu  und  Ge- 
sundheit und  für  den  Achtstundentag  der  Maschinenwärter  in  Steinkohlen- 
gruben  sorgt. 

2.  Der  Kongress  weist  aufs  neue  die  Regierung  dringend  auf  die 
Notwendigkeit  hin,  der  unbeschrftnkten  BeschAftignng  ungelernter  Arbeiter 
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in  Gruben  eine  Grenze  zu  ziehen,  und  besonders  der  Beschlftigung  an» 
gelernter  Iremder  Ai'hoiter,  diß  dureh  \hr^  T^nkenntnis  der  englischen 
Sprache  und  d^r  Sicherheitävorkehrungen  eine  grosse  Geiahrenquelle  iiir 
aÜe  unter  Tage  Beschäftigten  sind. 

3.  Der  Parlamentsaiueohiiss  boU  «Ues  aufbieten,  die  Einfttgung 
folgender  10  Klauseln  in  das  GrabenabAnderongsgesets  (Mines  Amendment 
Act)  durchzusetzen : 

a)  8  Stunden  der  gt^etzliche  Arbeitstag  für  alle  Maschinenwärter  in 
Steinkohlengruben  (collier}'  enginemen),  Dampfkessel  Wärter  (boilemieu;  and 
„stodLers^*  Uber  und  unter  Tage.  Ein  diesbesOglicher  Artikel  sollte  in  den 
Achtstundentag^Entwurf  für  Gruben  oder  das  Grabenregelungsgesets  odar 
an  einem  anderen  tauglichen  Orte  eingefügt  werden. 

h — j)  [Sicherheitsvorkeliiungeii.  Sanitärischo  Massnahmer.  Inspektion.] 
Der  Parlamentsausschuss  wird  beauftragt,  alles  aufzubieten,  damit  auf  ge- 
setsgeberischem  Wege  alle  Windmasobinisten  b^idisteins  8  von  24  Stim&n 
arbeiten  dqrfen,  ausgenommen  Fftlle  äusserster  DringUcbkeit. 

2.  Mäallmrarbeilungsindusirie. 

Kesolution  des  3  7.  englischen  Gewerkschaftskongresses. 

Da  die  Ltfbne  der  meisten  Arbeiter  der  Bisen-  und  Stahlindustrien 
nach  dem  Gewieht  des  gewonnenen  Metalles  bere(dmet  und  bezahlt  werden 
und  viele  Firmen  das  gewonnene  Metall  nicht  wiegen,  sondern  dessen  Ge- 
wicht nur  erraten,  da  femer  iu  fast  allen  Fällen,  in  denen  das  Metall 
gewogen  wird,  den  Arbeitern  verweigert  wird,  das  Gewicht  nachzuprüfen 
oder  sich  su  vergewissem,  dass  alles  gewonnene  Uetall  gesfthlt  wurde,  da 
endlich  viele  zu  Gusszwecken  verwendeten  Formen  und  Gfeifitese  einen  nn- 
gmianen  Inhalt  gestempelt  tragen,  wird  der  Parkraentsausschnss  hiermit 
beaut tragt,  einen  Gesetzen twtirf  mit  folgenden  Gegenständen  vorsubereiten 
und  der  neuen  Session  vorxulegon : 

1)  Obligatorisdhe  Wägnng  allen  Materials,  das  von  Arbeitern  ge- 
wonnen wird,  die  nach  dem  Gewidit  des  von  ihnen  gewonnenen  Metalls 
entlohnt  werden. 

2)  Täglicher  An.sclilag  aller  Einzelheiten  des  von  jedem  Arbeiter  ge- 
wonnenen Materials  —  Anschlag  an  einem  Plat^,  der  allen  Beteiligten 
leicht  sttgftnglich  ist. 

8)  Gewährung  von  Erleichtemngen  für  einen  Arbeiter,  der  von  seinen 
Kameraden  zum  Wiegekontrolleur  bestellt  wird, 

4)  Der  Gebrauch  unrichtig  odßr  nngenaii  geeichter  formen  und  Öe- 
iUsHe  soll  ein  Vergehen  mit  besonderer  iSiiafe  bilden. 

5.  Textilindustrie, 

Auf  dem  6.  internationalen  Arbeiterkongress  für  Textil- 
iudustiie,  abgehalten  zu  Mailand  am  26.  Juni  und  1.  Juli  H>05.  wurde 
beschlossen:  1)  möglichste  Kürzung  der  Arbeitszeit,  wotur  Auisteüung 
einer  vergleichenden  Uebersicht  der  Arbeitsstunden  in  den  versduedenen 
Ländern  und  Angabe  der  Zahl  der  Textilarbeiter  nach  Länge  der  Arbeits- 
zeit durch  das  internationale  Sekretariat  fiir  notwendig  erachtet  winl ; 
2)  Unterstützung  der  Bo;strebungen  für  Garnnumerierung  nach  englischem 
System,  auch  Annahme  des  Metersystems ;  3)  Abschaffung  der  Ueberzeit- 
arbeit;  4)  Bekämpfung  der  Arbeit  im  Stücklohn  und  Aufstellung  eines 
Lohnminimums  auf  Gh'und  der  Statistik  und  des  mitUer«!  flir  den  Lebena- 
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aoterhalt  in  den  yerachiedenen  Landern  anfsQwendenden  KostenbötragB ; 

5)  Ruhezeit  von  Samstag  Mittag  bis  Montags  G  Ulir ;  ('))  jahrliches  Zu- 
sammentreten eines  internationalen  Komitees,  bestehend  aus  2  Vertretern 
jeder  Nationalität  und  Abhaltung  des  nächsten  Kongresses  binnen  drei 
Jahren  in  Wien. 

'  4.  Industrie  der  Naknmg^  und  GenusartnUel 

Resolutionen  der  vom  4.  bis  7.  Oktober  IDUö  in  T.eipzig  abgehaltenen 
12.  Generalversammlung  dos  deutschen  T  a  b  ak  a  r  b  e  i  t  er  -  \'  e  r  b  and  es. 

lu  iiiiwägung,  dasb  die  Hausarbeit  in  unsenu  Gewerbe  grosse  Schaden 
im  Oefolge  hat:  ongeeignete  Arbeitertome ,  imzolSasige  Oemeinsanikeit 
häuslicher  und  gewerblicher  Verrichtungen,  nachteiligen  Einfluss  auf  das 
Familienleben,  Absnu  bTung  von  ihren  Fachgenossen,  Fernbleiben  derselben 
von  den  Mitteln  zur  Fortbildung,  Regellosigkeit  der  Arbeitszeit,  lieber- 
bürdung  mit  Arbeit,  Herabdrückung  des  Arbeitslohnes;  in  fernerer  Er- 
wägung, dass  die  bandeerfttlichen  Bestimniiingen  dtn^  die  Hanaarbeit 
vollständig  illusorisch  gemacht  werden  und  bis  jetzt  nur  dam  geflihrt 
haben,  die  Ein/.elhaiisarbeit  zu  r<>rdern;  dass  das  l'nfallversicherungsgesetz 
in  Bezug  auf  die  grosse  Zahl  der  Hausarbeiter  gänzlich  wirkungslos  ge- 
blieben ist,  dass  auch  das  Verbot  des  Arbeitens  von  Kindern  bei  der 
Haaaindustoie  nicht  zur  Dnrchftihrung  gelangt;  in  endlicher  Erwägung, 
dass  alle  noch  anzustrebenden  Gesetze,  welche  anm  Schutze  der  Arbeit 
dringend  erforderlich  sind  —  vornehmlich  ein  Gesetz  bezüglich  Festsetzung 
einer  Maximalarbeitszeit  und  das  Verbot  der  Sonntagsarbeit  -  ,  wegen 
der  undurchführbaren  gesetzlichen  Kontrolle  nie  zur  Geltung  gelangen 
werden,  beechlieast  der  Kongreee: 

1)  dass  einzig  und  allein  durch  ein  vollständig  gesetzlidies  Verbot 
der  Hausindustrie  die  Schäden  derselben  zu  beseitigen  sind  ; 

2)  dass  es,  wenn  die  bundesriitlichen  Bestimmungen  für  die  Arbeiter 
der  Tabakindustrie  von  wirklichem  Wert  und  Nutzen  sein  sollen,  dringend 
erforderlich  ist,  dass  dieselben  ebenfalls  anf  die  Hanaindnatriei  beaondera 
auf  die  Einselhausarbeit  und  auf  diejenigen  Tabakarbeiter  und  Tabak- 
arbeiterinnen,  welche  für  eigne  Rechnung  arbeiten,  ausgedehnt  werden; 

3)  dass  die  Hausarbeit,  sowie  auch  die  kleinsten  Betriebe  der  Tabak- 
industrie unter  die  Kontrolle  der  Fabrikinspektoren  zu  stellen  sind. 

5.  Eandelsgewerbe. 

a)  Eingabe  des  Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen 
an  den  Bundesrat  (das  Reichsamt  des  Innern,  den  Reichstag),  betr. 
Regelung  der  Ai'beitszeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Kontoren  und 
solchen  kaufmännischen  Betrieben,  die  nicht  mit  o£Penen  VerkanfbateUen 
verbunden  .sind. 

Der  Beirat  für  Arbeiter^tatistik  hat  in  seiner  Sitzung  vom  5.  Juli  1905  be- 
schlossen, die  ge<*etzliche  Regelung  der  Arbeitszeit  der  Gehilfen,  LehrÜDge  und  Arbeiter 
in  Kontoren  und  sonstigen  kaufmännischen  Betrieben,  die  nicht  mit  ofnuen  Verkaufe* 
stellen  verbunden  sind,  vorzuschlagen. 

Die  vom  Beirat  gefassten  Be^chliiflse  lauten: 

I.  In  Kontoren  und  soti:*titrcn  kaufmännischen  Betrieben,  «Tie  nicht  mit  offcnco 
Verkaufsstellen  verbunden  sind,  i^t  den  Gehilfen,  Lehrlineen  und  Arbeitern  nach  Be- 
oidigung  der  täglichen  Arbeitazeit  eine  ununterbrochene  Bnbeseit  von  mtedestens  df 
Stenden  zu  pewrihren. 

Innerhalb  der  Arbeitszeit  mms  den  Gehilfen,  Lehrlingen  und  Arbeitern  eine 
Mittagspause  gewährt  wcfden. 
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Für  Gc-hilfon,  Lehrlinge  und  Arbeiter,  die  ihre  Haaptmahlzcii  ausserhalb  des 
die  0(><  häft^Mtf'llc  enthaltenden  QebAudee  etaaebmea,  mtue  die  Fanae  mindeeteos 
l'/v  Stuudeu  iMjtragen. 

Dauert  die  tägliche  Be«chäftiganff  höchstens  acht  Standen,  so  kann  die  Faose 
auf  eine  haibo  Stunde  h^abgeisetzt  weraen. 

II.  Diese  Bestimmungen  fiaden  keiDe  ADwendong; 

1)  auf  Arbeiten,  die  zur  V«fliütang  des  Vegdeibens  von  Waren  unTenfig^eh  tot- 
goiomraeu  wcrdeu  mflssen; 

2)  ffir  die  Aofiiahaie  der  gesetzlich  ▼ciffeeclnrifll>enett  InTeotnr  eowie  bei  Nenein- 

lichtungen  und  Umzügen : 

3)  ausserdem  an  jährlich  hociibtcu?  von  dem  Geschäftsinhah*  r  unter  eut- 
sprecbenden  Kontrollmaasrcgeln  zu  bestimmenden  Tagen,  jedoch  mit  <ier  Masogabe, 
da«^«  in  diesen  Fällen  die  nach  der  Beendigung  der  täglichen  Arbeitszeit  I  n  (rehnfeD, 
Lehrlingen  und  Arbeitern  zu  gewährende  ununterbrochene  Ruhezeit  aui  mmdesteos 
adlt  Stunden  festgesetzt  wird. 

D«  ru  Hundesrat  bleibt  vorbehaltea,  für  einzelne  Geecbäftezweige  nodi  weitere 
Ausnahmen  zu  gestatten. 

III.  Den  (Miilfen  im  Sinne  der  voretdienden  Bestunmungen  sind  Prokuristen 
und  üandloog^eiseode  nicht  zuzurec-huen* 

IV.  Die  VoTscfariften  der  §§  IHfig.  139  h  und  139  i  der  Geweibeordnung  findoD 
auf  die  Gehilfen,  Lehrlinge  vind  Arbeiter  in  Kontoren,  die  nicht  mit  offenen  VedcaufB- 
Btellen  verbunden  sind,  entJ*pre<"hende  Anwendung. 

V.  In  Kontoren  und  kaufmännischen  Betrieben,  die  nidit  mit  offenen  Yerkaafs« 
fit^llcn  verbiintlen  sind,  dürfen  Gehilfen,  L<>hrlingc  \w\  Vr1'rif<T  aa  Sonn-  und  Fest- 
taijeu  nicht  l>efchäftigt  wenlen.  Durch  otatutarische  Hestiuimuug  einer  Uemetode 
oder  eines  weiteren  Korarannalvcrbandes  142  G.-O.)  kann  diese  BesoUlftigiUig  für 
alle  oder  einseine  Zweige  dierar  Betriebe  bin  sn  swei  Stunden  gestattet  werdoo. 

♦  • 

Als  die  Vertretung  unserer  tJUtJUU  Mitglieder  und  im  Interesse  des  gesamten 
HandloiigBgdiilftostandes  gestatten  wir  uns  zu  diesen  BeiratsboMlilüsseii  die  folgenden 

Ausführungen  t 

A.  Den  ilubeu  Bundesrat  bitten  wir  —  indem  wir  vorerst  vua  dem  Inhalte  <ier 
Einzelvofschlage  absehen  —  dem  Beschlüsse  des  Beirats,  die  Arbeitszeit  der  Gehilfen, 
Lehrlinge  ima  Arbeiter  in  Kontoren  und  kaufmänniscJien  Betrieben,  die  nicht  niit 
offenen  Verkaufsstellen  verbunden  sind,  durch  Reichs^esetz  zu  r^^elu,  zuzostimtuen 
imd  den  gegen  diese  Reizung  gerichteten  nnbereditigten  Einwanden  nidit  uach- 
«ugeboo. 

R  Wenn  wir  tio  mit  dem  Beschluss  des  Bdrates  fSr  ArbeiteiBtatistik,  die  Arbeits- 
zeit in  Kontoren  .T-etzliih  zu  regeln,  uns  grundsätzlich  einverstanden  erklären,  so 
können  wir  doch  den  im  folgenden  erörterten  Vorschlägen  nicht  zustimmen. 

1)  Dar  Beirat  für  Arbeiteratatistik  erklärt  sich  für  Einführung  einer  elfstündigen 

Mindcstruhezett  atich  für  ICcnfnre  und  -joleli»  kuiifniriniüsehe  Betnebe,  die  nicht  mit 
offenen  Verkaufbritellen  VL'ri)uiideu  aind.  Bei  einer  nolchen  Hegclung  bliebe,  wenn  die 
Mittagspause  l".  Stunden  betragen  soll,  die  Möglichkeit  bestehen,  dass  inhumane  Ge- 
scbäf tsinhal M  r  ihn  Angestellten  11".  Stunden  beschäftigen.  Dass  aber  so  lanpe 
Arbeitszeit^Mi.  wenn  <ler  Gesetzgeber  sie  zulässt,  von  Geschäftsinhabern  tatsächlicii  ver- 
langt werden,  haben  die  angestellten  Erhebungen  bewieeen.  Qenuie diese  Arbatsniteo 
sollen  durch  Keichsrecht  beseitigt  werden. 

Der  den  Beirat  leitende  Gedanke  ist  hierbei  gewesen,  dass  der  Gesetzgeber  die 
Aiiireritellten  in  <!•  rartigen  Kontoren  und  kaufmännischen  Betrieben  nacih  Mj^chkelt 
genüui  HO  behandeln  müsse,  als  die  in  otfeneu  Verkaufsstellen. 

Diese  Gleichheit  der  Behandlung  aber  wäre  im  vorliegenden  Falle  Ungereditig^ 
keit  (Ungleichhi  if  vor  Avm  (le»  t/c  .  wie  dio  immer  der  Esll  ist,  wenn  man  ver> 
schiedene  Verhältnisse  imter  die-ellie  Rechtsregel  stellt. 

Wie  hi  i  den  Erhebungen  uit^irrholt  von  den  ver-cliieflensiea  8dt<>n,  auch  von 
unserem  Verbände,  betont  wi>r.l(  n  i-i,  i-^t  die  Arbeit  des  Kontoristen  anstrengender 
als  die  des  Angestellten  in  olhner  Vtirkaufsstelle,  Diese  Tatsache  aiu.-s  l>ei  aller 
Würdigung  der  in  Verkaufsstellen  geleisteten  Tätigkeit  anerkannt  werden.  Auch  der 
dem  Beirat  für  Arbeiterstalisnk  erstattet-e  Bericht  stellt  in  dieser  Beziehung  fest: 
..Die  Mehrzahl  gmg  von  «ler  Anschauung  aus,  das«  die  Frage  (ob  die  Arbeit  des 
Kontorihten  anstrengender  sei  als  die  des  Ladenangej'tellt^'n)  zu  ivjiihen  -ei;  in  »iffenen 
Geschäften  sei  ein  grosser  Teil  der  Leute  weniger  diroict  in  Arbeit,  als  in  Arbeit«- 
bcscitschaft,  in  Kontoren  jedoch  müsse  immer  gearbeitet  und  die  Arb<ät  sauber  and 
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mit  Bedacht  ausgeführt  weiden.  Die  geistige  Arbeit  einei  Kontonmgeatdlten  sei  er- 

hebli«  h  in-trpngeiulor  als  die  Arb' it  rin, Ladenangeßtellten.  auch  gesundheitsschäd- 
licher, weil  der  Kontorist  fast  den  ganzen  Tae  sitseo  mtbae.  Deshalb  s«i  für  Kontor^ 
angestellte  ein  rnnfaeeendeNr  Sehnte  notwendig  ab  Hat  Angeeldlte  in  offenen  ^er- 
kauf  SS  teilen.*' 

Wenn  intensiv  gearbeitet  wird,  so  geniisrt  eine  tfigliche  Arbeitszeit  von  neun 
Stunden.  Will  man  dieae  neunstriodige  Arbrits/.oit  /.ur  regelmieeigeD,  gesetzlichen 
machen,  w»  rnnfs  man  dies  nnf  dein  Wega  der  Einfübruiit;;  einer  neunstündigen  Höchst- 
arbeitszeit tun.  Mit  einer  sulcheu  R^elong  würde  man  die  be^tdieadeu  massToUen 
Arbeitszeiten  erhniten  nnd  die  flbermlaeigen  beMitigan,  wa«  der  Zweek  der  fiefinm 
•ein  aolL 

Van  okr  beabeiehtigten  ESnfShrang  einer  elfetöndigen  Ruhezeit  dagegen  fürchten 
wir  geradezu,  dass  die  nuissvollen  Arix  itszeiteii  sioh  mindern  werden,  indem  ^\is.^en- 
loae  Geschäftainliaber  die  dann  vom  Gesetzgeber  offeagelaasene  MögUc^eit  der  übet' 
mXssigen  Aibeltsaeiten  nunmehr  benuteen.  Die  damit  verbundene  Sd^igung  der 

OcKundheit.  df:;  Familionlpheiis  und  dor  Forthilduntr  würde  dann  freilich  <!t'n  Gesetz- 
geber eiputi^r  doch  dazu  zwingeu,  den  von  uns  vorge^blagenen  Weg  der  Einführung 
«mer  Höchstarb«t«Eeit  noch  zu  beaohieiten. 

Wir  halben  -rhim  im^/j-fuhrt,  da*««  man  gegen  die  Hüchstarbeitezeit  nicht  ein- 
wonden  kanu,  d&ss  liiro  Euitührung  zur  ungleichen  Behandlung  der  Angestellten  in 
dflO  betreffenden  KoQloreD  und  offenen  Verkaufsstellen  führen  wird.  Gerade  diese 
ungleiche  Behandlung  muA.<<  der  Gesetzgeber  als  Verwalter  der  (Gerechtigkeit  wollen. 

üebrigena  weicht  auch  die  vom  Beirate  für  Arbeiterstatistik  vorgeschlagene 
Regfluiik,'  von  der  schon  heute  für  offene  Verkaufsstellen  bestehenden  ab,  ho  dass 
aoui  nie  als  ungieichie  Behandlung  der  AngesteUten  in  offenen  VerkanfseteUen  und  in 
Kontoren  beseiduiet  wcarden  muaa. 

Fhi-  Entscheidende  ist,  das>  (Vif^e  ungleiche  Rehaniniiiig  von  der  Gerechtigkeit 

äeforderi  wird,  das«  ferner  da»?  GeschÄttsleben  <ier  verschiedenen  Intensität  der  Axbdt 
nrch  verschiedene  Arbeitszeiten  gerecht  wird. 

Der  ftesf-tzgelM-r  würde  geradezu  verderben,  was  das  Ia'1>cmi  woi>e  nnd  ^x\i  ge- 
macht hat,  wenn  er  durch  Einführung  der  Mindestruhezeit  von  lieichs  wegen  über- 
mittige  Atbeitaceiten  bMtehen  lieste. 

Wir  richten  deshalb  an  den  Hohen  Bnndf'sraf  die  dringende  Bitte,  den  Vnr- 
echlägen  auf  Einführung  einer  Mindestruhezeit  niciic  HLaiizugebon.  sondern  der  Reform 
die  Anführung  einer  neunstündigen  Höchstarbeitszeit  zu  Gruiid«  /.u  I<  u. 

Entsprechend  dann  dem  I^enschluss  in  offenen  Verkaufsstellen,  der  sich  vor 
aücm  deshalb  bewährt,  weil  er  eine  leichte  Kontrolle  ermöglicht,  empfiehlt  sich  ein 
Oeechaftsschluss,  der  im  Sommer  um  (>  I  hr,  im  Winter  um  7  Uhr  stattzufinden  hat. 

Da  der  öonnabendfrüherschlus«  im  Grossbandel  —  wo  er  besteht  —  die  an  ihn 
geknüpften  Erwartungen  erfüllt  hat,  so  würden  wir  auch  seine  gesetzliche  Einführung 
?orschhigen. 

Bei  engUscber  Arbeitazdt  dürften  hüchetens  acht  Stunden  (werktäglicher)  Arbeite- 
zelt gestattet  sein. 

2)  Die  Mitfag^[>acide  würde,  wenn  die  Beechlfl—e  des  Beintea  Gcects  wflcden, 

vöUig  ungenügend  geregelt  sein. 

Die  Bescblüsee  des  ßeiratee  wollen  nur  eine  Ge»etzesvorsclirift,  wonach  den  Ge- 
hilff'n  Lehrlingen  und  Arbeitern,  die  ihre  Hauptmahlzeit  nicht  ausserhalb  des  die 
üaMjiiäftsstelle  enthaltenden  Gebäudes  oiuuehuieu,  eine  Miitagepauoü  gewährt  werden 
BolL  Mit  einer  solchen  Vorschrift  wäre  der  Willkür  iidunnaner  Geschäftsinhaber  Tür 
und  Tor  geöffnet.  Die  Angestellten  würden  in  vielen  I-'üllen  zu  jenem  hastigen  FAn- 
nehmen  der  Nahrung  gezwungen  sein,  das  für  die  Cje.sundheit  so  nachteilig  ist.  Für 
offene  Verkaufsstellen  bestimmt  (i.-O.  |j  l'^Jc  wenigstens:  Innerhalb  der  Arbeitszeit 
muM  den  Gehilfen  und  Lehrlingen  in  dieeem  Falle  eine  angemessene  MittacraMUue 
eingerinmt  werden.   Auch  dieser  immerhin  noch  dehnbare,  der  Willkür  Sptelnram 

Inasende  Zusatz  ..angenicsscne"*  fehlt  in  den  r!>  iratsbe?chlüssen. 

Abcär  auch  die  für  Gehilfen,  Lehrlmge  und  Arbeiter,  die  ihre  Hauptmahlzeit 
snaieriialb  dea  die  Oendiiftimtene  enthaltenden  Gebiudes  Annehmen  möm«i,  beab> 

sichtigte  l*/j-stündigc  MittagsiMn-e  ii^t  zu  kurz  beme.«8en. 

Wir  halten  in  diesem  l-alie  eine  mindestens  zweistündige  MindestraittAgspauso, 
und  h>oi  freier  Station  eine  gesetzliebe  Hittags[)au-<-  v.m  1'/,  Stunden  für  utibedingt 
erforderlieh.  Auch  b*  i  «it  r  anstrengenden  englischen  Arlieitazeit  musste  eine  gesetz» 
liehe  Mittagspause  von  einer  Stunde  eintreten. 
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3)  Wo.-*  die  Ausnahnieu  betrifft,  m  haben  wir  in  UDBerem  Outachten  an  das 
Kaiserliche  Statiätiache  Amt  darauf  hiuKewiesen,  das«  man  im  Handebgewerbe  mit 
der  ttt^^ehnteo  Znlanonff  tod  AuBoanmen  tröbe  Erfahrungen  geaöadit  hat  und 
noch  macht.  Die  Bechtüwolutat  des  Gesetzes  ist  mitunter  geradezu  durch  AusDaiimen 
wieder  au^rebobeu  worden.  Üo  sind  z.  ß..  obwohl  §  105  b  Ab».  2  nach  seinem  klarai 
Wortlaut  das  abaolate  Verbot  der  Arbeit  fftr  die  «nten  Wdlmaeliti-t  0«tar-  und 
Ffingötfeiertagp  an5<8pricht  und  auch  lir  Ftitstehuiig»<gtM  hif  htc  das  amolltte  Vobot 
nachweist,  an  den  ersteo  Feiertagen  Aubualuuen  zugelasiseo  worden. 

Die  hittfig«ti  AinnMlaiMli  TOn  der  Sonn-  und  WeAlagsrahe  verhindern,  dass  der 
Wille  des  Gcsetzjjcber»,  der  die  Sonn-  und  "WerktagBruhe  schaffen  wollte,  erreicht 
wird;  sie  let&^ea  die  ischiden  für  die  Aogeatellten  weiter  bestehe:  aie  bewirken  aber 
aueh,  daas  das  Ruhegebot  nicht  in  das  BeehtsbewusBtsein  des  Voucea  fiberp^t.  Wir 
müssen  deu  hticht^ten  Werl  darauf  legen,  dass  der  Qeftetzgeber,  um  der  .^ng'^^tt-llten, 
aber  auch  um  der  Autorität  des  (ieset^cä  willen,  Ausnahmen  nur  in  den  dringeuüötea 
F&llen  zuläsinL 

Wenn,  wie  gezeigt,  <lie  Ausnahmen  dem  Z^rrrko  de-*  (lesetzcs  entgegenwirken,  so 
kommt  hinzu,  dass  im  GroAähandel  ~  wie  im  Kleinhandel  —  meist  jedes  Bedürüii» 
fehlt.  I3ei  der  rechten  Arbeitsteilung  und  der  rechten  Organisation  des  Betriebes  g^ 
DÜgt  —  abgesehen  von  dar  InvoQtur,  von  dringenden  Notfällen,  wie  bei  tt^tUchen 
Interesse  —  die  intensive  Ansnatzung  der  regelmässigen  Arbeitezeit. 

Wenn  Auenahmen  zugela-«sen  werden,  weil  die  Verhältnisse  den  Sechs-  oder 
Siebenuhrschlus^  nicht  ermöglichen,  da  trollen  die  Arbeitsstunden  eine  gesetzlich  fest- 
zulegende Normalarbeiuivoche  von  öl  Stunden,  die  wir  unter  Bezugnahme  auf  unsere 
Fordming:  neunstündige  Arbeitszeit  und  die  Verkttnanf  der  Arbeitszeit  am  Sonn- 
abend, vorschlagen,  nicht  übersteigen.  Im  übrigen  mu!»s  bei  den  Ausnahmen  die 
Ueberschreitung  der  regelmässigen  Arbeitszeit  an  anderen  Tagen  und  durch  Gciwährung* 
eines  Sommerurlaubs  ausgegUoien  werden. 

Wir  wünschen  jileshalb  die  gesetzliche  Fe*itlegung  eines  14-triErifrrn  Sommer  Ur- 
laubs. Die  Angeötellten  werden  inn  durch  irq;enseitige  Vertretung  ermöglichen;  wo 
nur  ein  (  iehüfe  vorhanden  ist,  da  wird  der  Urlaub  in  stillerer  Geschäftszeit  md|^icl& 
sein.  Der  Prinzipal  erhält  in  der  grösseren  Leiatungafibigkeit  des  Qehilfen  ein  ge» 
uügendes  Aequivalent. 

Soweit  das  Verkehrsgewerbe  (Eisenbahn-,  Land-  und  Seefracht)  in  Betracht 
konunt,  so  ist  zu  wünschen,  dass  rasche  Abfertigung  der  Güter  und  früher  Annahme» 
sdüiias  die  GeschaffeBerledigung  beschleunigen. 

In  keinem  Falle  darf  die  Auswahl  der  zulassigen  Ausnahmetage,  wie  sie  der 
Beirat  für  Arbeiterstatistik  vorschlägt,  von  dem  f M>chäftKinhaher  allein  getroffen 
werden.  Zwar  bem^en  die  Beschlüsse,  dass  der  Geschäftsinhaber  „unter  entj^prechentler 
Kontrolle"  die  betreffenden  Tage  iM'siininicn  soll.  Was  aber  unter  di&sor  Kontrolle  zu 
verstehen  ist.  geht  weder  aus  dem  mehrfach  erwähnten  Bericht,  noch  aus  den  Ver- 
handlungen des  Beirates  klar  hervor.  In  dieser  Beiielmng  winn  alm  bertimmte  Ver- 
schriften  notwendi;r,  und  die  Aufsicht  einer  fachmSnnisdbim  AufäiditabdiOrdo  (IDttidela» 
insi>ektoren)  ist  dringend  erforderlich. 

Die  dem  Bundesrate  eingeräumte  Befugnis,  für  einzelne  Geschäftszweige  noch 
weiten  .\u^nahmen  zu  «jestattcn,  widerspricht  unseres  Krachtens  dem  Zwecke  des  be- 
absichtig teu  Gesetzes.  Wir  teilen  die  von  dem  Grossherzoglich  Ueesischen  Gdidnirat 
Herrn  "Emean  ausgesprochene  Ansdiauung,  dam  die  ganze  Mawmahme  der  rridMiiesetc« 
liehen  Regelung  <lcr  Kontorarheifszeit  itlnsorisdi  wird,  wenn  nach  den  Beiratsl  t  -rMütisen 
ausser  Ausnabinetagen  dem  Bundesrate  die  Befugnis  eingeräumt  wird,  noch  weitere 
Ausnahmen  zu  gestatten. 


Menge  von  Ausnahmen,  durch  die  der  Gesetzgeber  mit  aer  anderen  Hand  wieder 
nimmt,  was  er  vorher  mit  der  einen  gegeben  hat  Werd^  Aasnahmen  sagdaasm,  ao 

äind  hi< ,  wie  wir  ausführten,  imfs  äu>s(  rste  zu  beschränken.  Auch  bitten  wir,  die  vod 

uns  vorgeschlagenen  Mas^nahmeii  in  Erwägung  zu  ziehen. 

4)  Vom  Beiräte  ist  sodann  der  Erlas.s  besonderer  Bestimmungen  für  Gehilfen 
und  Lthrlinge  unter  li>  .lahren  für  unnötig  erklärt  worden.  Wie  in  unserem  Gut- 
achten an  das  Kaiserliche  Statistische  Amt,  so  ^kl&ren  wir  uns  in  dieser  fängabe  für 
die  Notwendigkeit  riner  kürzeren  Arbotszdt  der  Qehilfen  und  Ldhrlinge  unter  18  Jahren 
und  für  weibliche  Personen.  Wir  blcllx-n  uiif  dem  R^den  unserer  damalige:'  An.s- 
fübrungen  stehen,  dass  für  sie  die  Höohstarbeitäzeit  eine  Stunde  weniger  betragen 
müsse  und  bq;runden  unsere  Anschauungen  wie  folgt: 
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Nadi  deD  Erbebungcn  habea  die  Lehrling«  die  ISngtteD  AilMitezeiten,  obfWoU 

sie  aui  wiTiiL'-ten  widrri^i itn  l-fähiLr  -in>!.  ^\^■nn  darauf  biogewie^en  wird,  ihro  Arbeit 
aii  leichter  als  die  den  Uekülen,  ohne  \  erautwortiichkeit  u.  s.  w.,  so  ist  das  tiicfaer 
aiefat  fiditig,  w«U  diese  Fragen  vom  Standpunkte  des  Lebrlings  beantwortet  werden 
müssen  SrhwcTer  scheint  (ter  Einwand  g(«en  eine  besondere  ÄDkürzung  der  Arlieit^- 
zeit  zu  .«pm-heu,  da&is  durch  das  zeitigere  Gehen  des  Lehrlings  die  Autorität  des  Prin- 
zi|«ts  und  der  Gehilfen  erschüttert  wa:de.  Doch  ist  auch  diese  Bdiauptung  unhaltlwr. 
Die  Autorität  beruht  auf  der  Hoch8chätzuDg.  die  der  .sittlichen  Persönhehkrit  and 
der  TüdiLigkeit  geschuldet  wird  und  hat  mit  der  Dauer  der  Arbeitszeit  uichta  zu  tun. 
Wenn  dann  darauf  hingewiesen  wird,  dass  das  Geschäft  den  Lehrling  bei  Geechäftb- 
schluss  nötig  habe  (Abfertigung  der  Briefe  und  Pakete)»  so  wfude  eben  die  Vo^ünnuig 
in  die  Geschäftszeit  fallen  mfi^en« 

Bei  der  geringeren  Widerstandsfihigkeit  der  (rehilfen  und  Lehrlinge  achlagen  wir 
-  inabesondere  der  Fortbildung  wegen  -  eine  einstündige  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit, uud  zwar  bi»  zum  vulleudeteu  lö.  Jahre,  vor.  Dassel!)«  soll  bei  weiblichen  Per- 
sonen eintreteo,  fOr  die  auch  BeBtiinmungen  uiilog  Q.'O.  ^  126,  135,  13B  getroffen 
werden  sollen. 

Durch  die  Verlrfirzung  der  Arbeitszeit  der  Lehrlinge  und  Frauen  würde  auch 
der  übermässigen  Beschäftigung  von  au88clllie^^slich  I^onrlingen  (LehrlingszGchterei) 
nad  der  oft  miaabräuchlichen  Verwendung  weiblichen  Fenoiials  entgegengetreten 
werden;  «nf  dieeem  OeMele  sind  indeeaen  dnrciigreifendere  Reformen  nötig. 

'\  Nnrh  d'  ti  Beiratebeschlüssen  soll  die  beahsichtigte  Regehing  der  Arbeiteieit 
sich  auf  Prokuntiteu  und  Handluugsreisende  überhaupt  nicht  beziehen. 

Der  Bericht  begründet  diesen  Vortchli^  wie  folgt: 

„Von  einer  Seite  war  -  lU  lM>denklich  bezeichnet  worden,  dass  beabsichtigt 
werde,  in  dif  Regelung  dri  licHchäftigungsverhältnisse  .sämtliche  Arigetttellte  ohne 
Kückaicht  auf  deren  grü^t^ere  oder  geringere  Uelialbsbezüge  ei uzu beziehen.  Man  iiat 
diesem  Be^lenken  dadurch  einigenna8.Hen  Rechnung  tragen  zu  sollen  ^eglaul>t,  das» 
man  die  Höchstbesoldelcn,  zumeist  an  der  Leitung  der  Geschäfte  beteihgten  Proku- 
risten von  der  Regelung  ausgenommen  hat.  Wegen  der  Handlungsreisenden  ist  die» 
geschehen,  da  mehrfach  während  der  Erhellungen  hierauf  Wort  gelegt  wurde,  übrigens 
die  Beiaeoden  auch  nicht  wohl  den  Gehilfen  zugerechnet  werden  IcÖnnen,  die  in  Kon- 
toten  beechiftigt  werden." 

Wir  erklären  uns  g.    n  Vi  i  1p  \usnahiuen. 

Wir  gel>eu  zu,  dass  nuuicht-  i'nikuristen  tatsächlich  in  der  Verfügung  ül>er  die 
fißlBD»  Arbeitezeit  freier  gestellt  nind  als  andere  Angest^te,  so  dass  sie  sich  g^en 
eine  schädliche  ;ill/ulaTiire  Arbeitszeit  selber  schützen  können.  Andererseit.s  aber  gibt 
ee  eine  gro»*^e  .^uz;üil  von  Prokuristen,  deren  Arbeitszeit  ebenso  ai)h!iugig  von  der 
Diepoeition  de^  Chefs  ist,  wie  die  anderer  Angestellten,  und  die  deshalb  des  gesetz- 
lichen Schutzes  bedürfen.  Um  dieser  Prokuristen  willen  empfiehlt  es  sich,  von  der 
vorgeschlageuen  Ausnahmebestimmung  abzusdien.  Auch  der  andere  Gesichtspunkt  ist 
hervorzuhelxn,  da-^s  möglichst  vermieden  werden  musa,  Angellfivige  deaMlbeo  (Aoge» 
8teUten-)Ötaudcti  unter  verachiedenea  Recht  zu  stellen. 

Die  H«Bdlnnginrei)wndeR  «ind  wShxend  der  Zeit,  wenn  aie  in  KoniOfen  arbdten, 
den  Bestimmungen  des  Chefs  ül>er  die  Arbeitszeit  unterworfen,  wenn  nicht  besondere 
Vereinbarungen  b^tehen.  Sie  sind  bei  ihrer  Kontorarbdt  ebenso  schutzbedürftig  wie 
die  anderen  im  Kontor  arbeitenden  Angestellten.  Für  ilire  Kontoi^arbeit  müssen  dem- 
nach auch  die  Bestimmungen  des  beatmichtigten  Geeetzes  ülier  die  Regelung  der  Kon- 
torarbeitszeit Gültigkdt  haben. 

C.  Wir  bitten  den  Bandesrat  ««ixlann,  denk  Vorschlag  des  Ikirates  für  Arbeiter- 
stati^^fik  zuzuRfimraen,  wonach  die  Vorschriftin  der  ij?;  1  '''g-  y>-^h.  und  IH'.li  G.-O. 
aui  die  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  in  Kontoren  und  kaufmännischen  Betrieben, 
die  nicht  mit  offenen  Verkaufsstellen  verbunden  sind,  entspri^hende  Anwendung  finden. 

D.  Der  Beirat  für  Arbeiterstaiistik  hat  sodann  einen  Antrag  Neumann  ange* 
nommen :  „In  Kontoren  tind  kanfmflnnfadMD  Betrieben,  die  nidn  uät  «Heoen  Ver- 
kaufsstellen verbunden  sind,  dürfen  Gehilfen,  Lebritngie  und  Arbeiter  aa  Sonn-  und 
Fei^rtftteo  nicht  beschäftigt  werdeo.*" 

Wir  begrfifleen  dienen  Beadüaee  für  die  von  ans  seit  Jahren  gewüuadile  vOilige 
Sontitagsruhe  wenigstens  für  derartige  Kontore  und  kanfmiinnigche  Betriette  im  Inter- 
e«8e  des  Haudelsstande>  mit  grosj^er  Freude. 

Dagegen  halten  wir,  nachdem  die  Erhebungen  geseigt  haben,  daes  die  überwäl- 
tigende Mehrzahl  der  Kontore  überhaupt  keine-Sonn-  und  Feii  rtagsarbeit  kennen  und 
somit  bewiesen  ist,  dass  diese  Arbeit  nur  unberechtigten  Gewohnheiten  uud  iehler- 
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hafter  Disposition  entepriogt,  Ausnahmen  infolge  statlltMitclier  Begdtmg  bu  sn  sw«i 
Standen,  wie  sie  de^  Beirat  will,  für  unnötig. 

Die  BeschlÜBse  dea  Beirates  fnr  Arbeiterstatistik  Bchlagcn  in  dieser  Berielinnff 

vor:  Durch  statutarische  BeHtiniiiiung  einer  (xciiirindc  odvr  oines  weiteren  KommunaJ- 
verbaades  (§  142  G.-O.)  kann  diese  BeschäfUguDg  für  alle  (1)  oder  eiozelne  Zweige 
dierar  Betriebe  bis  ni  zwnA  Standen  geetatlet  weraien. 

Weno  der  Gesetzgeber  diese  zweisdindur'  Aib* it-^rit  für  An/p-rr!Ite  und  lir 
linge  bei  statutarihcher  R<^lung  zulas^sen  »ollte,  80  mutixte  danu  wcni^otenii  jeweilig 
der  zweite  Sonntag  für  jeden  Angestellten  und  Lehrling  ganz  von  Arbeit  frei  bleiben, 
wie  die^  in  Oesterreich  nach  dfrn  vom  R*'i(hsrate  am  5.  Juli  d.  J.  beschlossenen 
Sonntagsruhegeeetz  bei  zweistündiger  Sotuitagriarbeit  Kescheheu  soll,  und  es  müsste 
eine  Schlussstundc  festgesetzt  werden  (minth^tons  12  Uhr  mittags).  Wir  halten  aber 
mit  Kücksicht  auf  den  intensiven  Bftrifb  dos  deutschen  Handelä«  und  die  FrpebniaBft 
der  Erhebungen  die  volle  Sonntagsruhe  in  Kontoren  für  sein  wohl  durchführbar 

In  dem  Gutachten  über  die  Sonntagsruhe  im  Jlandelsgewerbe,  das  unser  Ver- 
band Deutscher  Uaodlungsgebilfeo  d&c  GtoaeUschaft  iür  Soziale  Reform  erstattet  hiU, 
haben  wir  zu  dieser  FVage  angeführt  (Schriften  der  Geeeliecluift  fftr  Scniale  Reform, 

Heft  6  des  i  wriT'n  Bandfs.  der  trfinzen  Reihe  IR.  ITf  Tt 

^Man  wendet  gegen  die  volle  Soaniagsrobe  in  Kontoren  ein,  daae  der  laufende, 
geordnete  GesohäfteDetrieb  die  Erledigung  ancii  an  Sonntagen  fordere.  Dem  ist  ent* 
gegen  zuhalten,  das*  der  intensive  Grosshandel  EnpLandn  uüü  Nordamerika^  -  i  II,  S 
tagsruhe  hat.   Alwr  auch  in  £)eut8chliuid  wird  die  Sonnracsarbeit  in  Kontoren  von 
der  weit  überwiegenden  Mehrzahl  der  Gesr  häftninhaber  für  unnötig  gehalten. 

Die  Erhebuiijrcn  iilx  r  die  Arbeitszeit  der  AngisN  llten  in  Kontoren,  die  nicht  zu 
offenen  Verkaufsstellen  gehören  (Drucksachen  der  Komiuii*8ion  Iür  Arbeiterstatistik, 
Erhebungen  XI)  haben  bewiesen,  dtuis  Hchon  heute  die  Bonntagearbeit  in  der  ftber- 
wilUgenuen  Mehrheit  der  Kontore  nicht  mehr  besteht. 

„Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  kommt  nur  noch  in  33,03  Proz.  allw  Betriebe 
vor,  die  2M'<'u  Personen  35,:!S  Proz.  aller  unter  die  Erhebuntr  fallender  Angestellten 
beschäftigen.  Zur  Sonntafsarbeit  herangesogen  werden  in  diesen  Betrieb«Q  ioegeeamt 
15803  Penonen  =  (14.00  FMmc  des  FttreoDala.'* 

In  der  y^-Mtmat  der  Kontore  hSlt  man  also  die  SooDtagsarbett  lür  duichaiia 
Qberflüssig. 

Wenn  aber  so  in  der  weitaus  überwiegenden  Mehrheit  der  Geschäfte  die  Sonn- 
tagsarbeit  ohne  joden  Nachteil  unterlassen  werden  kann,  .»o  Im  nicht  ersichtlich,  mit 
welchem  Rechte  die  Minderheit  ihren  Anspruch  auf  Sunntaxsarbeit  aufrecht  erhalten 
wilL  Sowohl  in  dienern  ersten  Stadium  der  Erhebungen  fioer  die  Kontonirbeitiizeit, 
auch  an  Sonntagen,  wie  In  i  d»  r  sifh  anschliessenden  Befragung  der  kauf  man  nischoi 
Vereine  und  Handtlskanuuera  wurde  hervorgehoben,  dass  me  ausgedehnte  Arbeitszeit 
in  der  Minderheit  der  Kontore  nur  auf  vorgcfasste  Meinungen  und  unbcre<'hti;rte  Ge- 
wohnheiten sorfickzuführen  nei.  Bei  Sonntagsarbeit  werde  in  den  Kontoreu  meiot 
ttberlunipt  nidit  intensiv  gearbeitet;  der  Zwang,  am  Sonntag  2.B.  zor  Erledigung  der 
Post  im  Geschäft  ersch<  ini  n  zu  müssen,  för(l(Tc  die  ( ;e.-ichaftsl)ctriebe  nicht,  sonthrn 
schädige  nur  die  Sonntagsruhe  der  Angestellten.  Wenn  der  Chef  die  Dispoeitiouen 
für  die  Montags-  und  Sonuabendearbat  rechtzeitig  treffe  und  an  die  Erledigung  der 
Geschäfte,  insbeBondere  der  Poet,  rechtzeitig  herangehe,  dann  bedftrfe  es  keiner  ckmn- 
fagsarbeit. 

Nach  alledem  kann  al^o  auch  in  Dentsehland  nidit  von  einer  Notwendigkeit  der 
Sonn tagsnr bei t  im  Grosshaiidel  gesprochen  wrnlen. 

Die  gesamte  Regelung  der  Arbeitfizeit  iu  Kontoren  und  kauttiianuischen  Betrieben, 
die  nicht  mit  offenen  Verkauf  Stotel  len  verbunden  sind,  würde  übrigens  nur  dann  zur 
Wirklichkeit  werden,  weim  eine  fachmännische  Aufsichtsbehörde,  die  Uandelsinspektioo, 
die  fiefolgung  dieser  Schotzbestimmungen  (ebenso  in  den  Läden)  überwachte,  lieber 
aneere  Wunsche  in  dieeer  Frage  gibt  das  beifolgende  Gntachten  Aofschliue. 

»  * 
* 

Wir  fassen  unaere  Reformvorschläge  am  Schlosse  oneoer  Anrf&hnmgeo  noch 

einmal  zusammen. 

Im  Interes<«e  der  GeHimdhdf.  de-  Familienlebens,  der  FortbildungsmÖK'lii'hkeit 
der  deutschen  Kootorangestcllteti  und  somit  des  Handels  üborhaapt  wünschen  wir 
folgende  gesetzlichen  Bestimm  um^en : 

])  \  erbot  der  S.iim-  und  Feiertap-- arbeit. 

2j  Uocbstarbcitszeii  von  ü  Stun<ien  täglich  (und  KQrzuus,  der  Sonnabeods- 
arbeitsaeit)  mit  GeeciUlftsBcliluss  im  Sommor  nm  6  mir,  im  Winter  um  7  Dlir. 
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Uindeeten«  swetotfliidifle  ItHtagspaose,  bei  Met  Btation  lV,-etandiee.  Bei  sogenannter 
«Dglischer  Arbeit.-^zoit  lToclistÄrheit.<7,fit  von  8  Stunden  und  ein.-^tundige  Mittagspause. 

3)  Für  Handiunesgehilfen  und  Handlongsletbilinge,  zum  Zwecke  der  ForUHidang 
IMBV.  BMUch  von  8(±aleii,  bis  zum  ToUendeten  18.  Jahre,  «ow}e  ffir  weibliche  Per- 
foneo  Hinderung  der  Arbeitszeit  um  rinn  Stunde  täglich. 

4)  Möglichste  Vermeidung  der  Auhnahmeo  von  der  UOchhtarbeiUtzeit  und  deni 
Cleechäf  tsscni  u  s  8 . 

5)  FrüherschluAs  an  Sonnabemlen. 

6)  Gesetzliche  Fe«tlfmuig  eines  bouiiuerurlaubs  von  1-1  Tagen. 

7)  EntspmheiKie  Anwendung  der  Vortichrifleiider  ^  139g,  1391i  und  I39i  ti.-O. 
&  fdoführong  von  Handdainspektoren. 

Itt  dfeee  RrftHrmvorschlfige  sind  Prokuristen  und  Handlungsreisende  einb^iffen. 

b)  Resolution  der  am  3.  und  4.  öeptömber  li>05  in  Berlin  abgehaltenen 
2.  Oenendversammlaiig  des  Zen  tral  Vereins  der  Bureau-Auge- 
siellten  Beatschlands. 

Die  Generalversammlung  spricht  die  Erwartung  aus,  daas  die  ver- 

btincleten  Tfegierunfren  endlich  dem  seit  Jahren  p-öltend  j^emachten  \>r- 
langeu  uacii  gesetzlit  lier  Regelung  nuHerer  BerulWverhältnisse  iiacLkommeu 
und  einen  demtiuLsprechenden  Gesetzentwurf  dem  Beichätage  vorlegen 
Warden.  Der  Vorstand  wird  beauftragt,  mit  aller  Energie  die  Forderung 
nach  geeetzlichem  Schutz  dahin  geltend  m  machen,  dass 

K)  gesetzliche  Bestimmungen  zur  Regelung  rler  Benifsverhiil'^ni'^^e  ita 
Anschluss  an  die  Gewerbeordnung  bezw.  das  Handelsgesetzbuch  getrollen 
werden, 

b)  die  Gewerbegerichte  besw.  die  Eaufmannsgericbte, 

c)  das  UnfallversicheruDgegesetz 

auf  di»'  B'ueauangestellten  nn'jjre'lehnf  weiden. 

Die  (Generalversammlung  tadelt  auls  »ciiärlöte  die  Verzögerung  der 
von  uns  seit  Jahren  geforderten  geset/Jichen  Regelung  unserer  Berufs- 
verhftltniase  durch  die  Regierung  bezw.  die  gesetzgebenden  SLörperschafteo. 

Dia  Generalversammlung  verurteilt  insbesondere  die  von  der  Re- 
gierung unter  Anssrhlnss  der  '^Jetfetitlichkeir  bewirkten  Erhebuni.''en  über 
unsere  Berufsverhältniöse  durch  Belrageu  der  Vorstände  der  Anwalts- 
kammem.  Diese  Erhebungen  können  naturgemäss  nur  einseitige  Resultate 
aufweisen. 

Die  Generalversammlung  spricht  deshalb  jenen  Erhebungen  jeden 
Wert  nh  'i!id  tofdert  von  der  Regierung  ausdrücklich  die  unver7:i5<rliche 
Vornahme  von  schriftlichen  und  mündlichen  Erhebungen  durch  den  Beirat 
für  Arbeiterstatistik, 

c)  Eingabe  des  Zentralvereins  der  Bureau  angestellten 
Deiitsschlands  an  den  Reichskanzler,  vom  23.  Xovember  lfH)5. 

Zu  wiederholten  Malen  haben  die  Bureauaugesteliten  der  Rechts- 
anwilte  und  Notare,  der  GerichtsvoUsiehwr,  VersichemngsgeselTscfaaften, 

Krankenkassen  etc.  an  den  Reichstag  Petitionen  gerichtet,  in  denen  nm 
eine  Regelung  der  rechtlichen  Verhältnisse  dieser  Arbeitnehmerkatefrcme 
gebeten  wurde.    Bereirs  im  Jahre  hat  der  Reichstag  eine  Resolution 

beschlossen,  wonach  die  vei  büiideteu  Regierungen  ersucht  werden  : 

Dem  Reidistage  tunlichst  bald  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher 
bezttglich  der  Gehilfen  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  Gerichtsvollzieher, 
ferner  der  Beamten  tmd  Angestellten  der  Krankenk.issen  ülter  die  Arbeits- 
zeit, die  K undit^un^rsf'ri'^ten,  ilie  Snuntagsruhe,  die  berutliehe  Aus-  und 
Fortbildung,  ai.e  gleiche  oder  ähnliche  Schutzvorschriften  vorsieht,  wie  sie 
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dM  Ha]id«l8g«MtBbiic]i  und  die  Oewerbeordnang  hiiuicbtlieh  der  Handels» 

angestellten  enthält." 

Alljährlich  ist  im  Reichstag  bei  den  Beratungen  des  Etats  des  ReicLs- 
amtes  des  Innern  die  Re^erungf  ersucht  worden,  endlich  den  Willen  des 
Beichstagej»  zu  erfüllen;  mehrfach  hat  der  Reichstag  die  vorerwähnte  Be- 
solntion  von  neuem  znm  Beechluse  erhoben,  snletzt  erst  während  der  dies^ 
jährigen  Etatsberatangen. 

Von  dem  Herrn  Staatsminister,  Staatssekrotür  des  Innern,  Dr.  Ghraf 
V.  Posadowsky-Wehner,  ist  bereits  im  Jahre  lH9y  und  zuletzt  in  der 
157.  Sitzung  des  Reichstages  vom  7.  März  1905  die  Erklärung  abgegeben, 
dass:  „infolge  der  Resolution  des  Reichstages  su  der  letzten  Öewerbe- 
ordnungsnovelle  Verhandlungen  mit  dem  preussischen  Herrn  Justizminister 
angeknüpft  seien,  numentlich  fibor  die  Stcllun;^  der  Hilfsarbeiter  der  An- 
gestellten in  den  Bureaus  der  Xotare  und  Rechtsanwälte.  Di©  Verhand- 
lungen seien  noch  nicht  abgeächlossen". 

Jene  Verhandlungen  dauern  nun  scdion  6  Jahre,  ein  Zeitraum,  der 
wohl  mehr  als  ausreichend  ist,  um  die  umfangreichsten  Erhebungen  yor^ 
sunebmen  und  zu  verarbeiten. 

Es  erscheint  aber  die  \'ermurung  gerechtfertigt,  dass  die  vielen  Jahre 
hindurch  Uberhaupt  keine  Verhandlungen  geptiogen  sind,  denn  wie  bekannt 
geworden  ist,  hat  der  preussisdie  Herr  Justisminister  erst  im  Laufe  des 
vergangenen  Jahres  sogenannte  Erhebungen  über  die  Besdiäiltigangsverhllt- 
nifise  der  Angestellten  der  Rechtsanwälte  und  Notare  veranstaltet. 

Bei  jenen  .  Erhebungen"  sind  jedoch  nui'  die  gesetzlichen  Vertretungen 
der  Albeitgeber,  uamiich  die  Anwaltskammeru,  durch  Vermittelung  der 
Oberlandesgerichtspräsidenten  gehOrt  worden.  Die  Hauptinteressenten,  die 
Angestellten,  sind  nicht  befragt  wenden.  Eine  Ausnidune  hat  nur  der 
Herr  Präsident  des  Königlichen  Kammergerichts  gemacht,  der  auch  Ver- 
treter der  Aibeitnehnior  als  Auskunt'ts])ersonen  geladen  imd  vernommen  hat. 

Die  einseitige  Befragung  der  Arbeitgeber,  die  naturgemäss  Partei  äind 
und  sein  müssen,  weil  eine  geeetsliche  Beschränkung  der  Ansbentungs* 
freiheit  der  Arbeitskraft  der  Angestellten  nicht  in  ihrem  Interesse  liegt, 
verstösst  gegen  alle  Grundsätze  von  Recht  uml  Geiechtigkeit.  Solche  ein- 
seitigen „Erhebun::('n"  haben  nicht  nur  keinen  Wert,  sie  sind  auch  ge- 
eignet, die  Angestellten  zu  verletzen  und  zu  erbittern. 

Wie  einseitig  die  Anwaltskammern  die  Interessen  der  Anwälte  wahr- 
nehmen, erhellt  allein  aus  der  Tatsache,  dass  der  Vorstund  der  Anwalts- 
kammer für  den  Kammergerichtsbezirk  in  Berlin  den  Mut  gehabt  hat,  .<ich 
dahin  zu  äus.^sern,  dass  Anlass  zn  bei^Hindeten  Beschwerden  seitens  der 
Angestellten  nicht  verbanden  sei  und  die  Notwendigkeit  der  gesetzlichen 
Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  nicht  anerkannt  werden  kOnne.  Wie 
ist  jene  Auskunft  mit  der  TatMche  in  Jlinklang  zu  bringen,  dass  die 
Berliner  An\valtsano;estellten  in  von  Tausenden  besuchten  Versammlunrren 
den  Schrei  nat  h  Recht,  nach  menschenwfirdiger  Besoldung'  und  Behand- 
lung erhoben  haben  und  entschlo£>sen  waren,  in  den  Ausstand  zu  treten, 
weü  die  Herren  Rechtsanwälte  jedes  Entgegenkommen,  jede  Aufbessenmg 
brttsk  ablehnten.  Nur  dem  Einfinss  der  Organisationen  der  Angestellten 
ist  es  zuzuschreiben,  da.«s;  es  nicht  r.n  einer  Arbeitseinstellun';  gekommen 
ist,  die  ftir  die  gesamte  Rechtspflege  am  Orte  hätte  verhängnisvoll  werden 
können. 

Die  Auskünfte  der  Anwaltskanunem  dürfen  also  nur  aofgefssst  und 
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bewertet  werden  als  der  Atudrack  dneeitigBten,  kraeaeeten  Uateraehmer- 
intereföes. 

Es  ist  deshalb  nichts  als  eine  zwinirende  Forderung  der  Gerechti^r- 
keit,  wenn  nunmehr  aiich  die  Angestellten  wilnschon,  gehört  zu  werden. 

Daroh  diese  I&rwägungen  geleitet,  hat  die  am  3.  und  4.  September 
1906  in  Berlin  tagende  2.  OeneralTeraanimlnng  des  Zantralyereuie  der 
Bureauangestellten  DentechlandB  nachstehende  Besolutionen  einstimmig 
beschlossen : 

1.  „Die  Generalversammlung  spricht  die  Erwartung  aus,  dass  die  ver- 
bttndetea  Begieningen  endlich  dem  seit  Jahren  geltend  gemachten  Ver- 
langen nadi  gesetBlicher  B^lung  unserer  BemfsTerhftltnisse  nachkommen 
and  einen  deinentsprechenden  Gesetzentwurf  dem  Reiehstag  vorlegen 
werden.  Der  Vorstand  wird  bp^\nftraf?r,  mit  aller  Energie  die  ^ordemng 
nach  gesetzlichem  Schutz  dahiu  geltend  zn  macben,  dass 

a)  gesetaliche  Bestimmungen  zur  Regelung  der  Berufsverhältnisse  im 
Ansfthliws  an  die  Gewerbeordnung  besw.  das  Handelsgesetsbndi  getroffen 
wwden, 

b)  die  Gewerbegerichte  bp^w.  die  Xauänannsgerichte, 

c)  das  Unfallversicherungsgesetz 

anf  die  BureauangesteUten  ausgedehnt  werden." 

2.  „Die  Generalversammlnng  tadelt  anfs  schir&te  die  Ventfgernng 
der  von  uns  seit  Jahren  geforderten  gesetslichen  Regelung  unserer  Berufs- 
Verhältnisse  durch  r]if>  Regieruntr 

Die  Generalversammlung  verurteilt  insbesondere  die  von  der  Regie- 
rung unter  Ausschluss  der  Oefientlichkeit  bewirkten  Elrhebungen  über 
unsere  Berufsverhftlfcnisse  durch  Befragung  der  Vontftnde  der  Anwalts- 
kammem.  Diese  Erhebungen  kennen  natnrgemftss  nur  einseitige  Resultate 
aufweisen. 

Die  Generalversammlung  spricht  deshalb  jenen  Erhebungen  jeden 
Wert  ab  und  fordert  von  der  Regierung  ausdrücklich  die  unverzügliche 
Vomalune  von  sdiriftlichen  und  mflndlidien  Erhebungen  durch  den  Beirat 

ftr  Arbeiterstatistik. ' 

Auftraggemäss  brinj^'en  wir  diese  Enrschliessnngen  hiermit  zur  Kenntnis 
des  HeiTu  Reichskanzlers  und  knüpfen  daran  das  ergebene  Ersuchen, 
möglichst  bald  mündliche  und  schriftliche  Erhebungen  über  die  Lohn- 
und  Arbeitsverhttltnisse  der  Buresaangestellten  durch  den  Beirat  fUr 
Arbeiteratatistik  zu  veranlassen,  damit  endlich  Isuverlässiges  Material 
gewonnen  und  die  Grundlage  für  das  irewünHchte  Gesetz  geschaffen  wird. 
Schon  im  Jahre  ist  unsererseits  die  damalige  Reichskommission 

für  Arbeiterstatistik  ersucht  worden,  statistische  Eihebungen  über  das 
ganse  Reich  vorsunehmen.  Der  Vorsitsende  der  Kommission^  Herr  Unteiv 
Staatssekretär  v.  Rottenburg,  hat  sich  damals  dahin  ausgesprochen,  dass 
er  die  Erhebungen  für  durchaus  wünschenswert  halte,  aber  nicht  in  der 
Lage  sei,  unserem  Wunsche  Rechnung  zu  tragen,  weil  die  Reichskom- 
mission für  Arbeiterstatistik  für  die  Bureauangestellten  nicht  zuständig 
sei;  er  empfahl  uns,  bei  dem  Herrn  Reichskansler  dahin  vorstellig  zu 
werden ,  die  Kompetenz  der  Reichskommission  auch  auf  die  Bureau- 
angestellten auszudehnen.  Dies  ist  v.nch  im  Jahre  1894  geschehen,  Trot* 
mehrfacher  Erinnerungen  ist  uns  em  Bescheid  bisher  nicht  geworden. 

Die  fortgesetzte  Missachtung  der  auch  von  dem  hohen  Reichstag  als 
gerechtfertigt  anerkannten  Wttnsche  der  BureauangesteUten  ist  geeignet, 
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die  schon  vorhandene  Unzufriedenheit  unserer  Bem&genoMen  sa  fltBigeni 
und  diesc-ll)»'!!  auf  den  We<^  iler  Selbstliilfe  zu  drftuf^en. 

Es  iliirfte  aber  wohl  kaum  im  Interesse  einer  geordneten  Rechts- 
pflege und  Verwaltung  liegen,  die  sozialen  Kämpfe  auch  in  den  Anw^alts- 
nnd  sonstigen  Boreanbetrieben  in  aUar  Bdiftrfe  mm  Auatrag  kommen  an 
lussen.  Wir  bitten  deshalb  noohmala  dringend,  nnsoran  gerecshtfertigtoi» 
Wünschen  endlich  Bechnong  tragen  an  wollen. 

d)  Beaolntion  des  87.  englischen  GewerkachaftakongreaaeB. 

Der  Kongress  betont  aufs  neue  seine  Ansicht,  dass  das  Shop  ClabB 
Act,  um  die  Freiheit  der  Arbeiter  zu  schützen,  abgreandert  werden  sollte, 
so  dass  Unternehmern  und  deren  Agenten  verboten  wäre,  Angestellte  zu 
entlassen,  nur  weil  sie  Gtewerkvereinlar  oder  KoosamvereinsmitgUeder 
aind;  ferner  beauftragt  der  Eongraes  seinen  Parlamentaauasehnaa ,  den 
Gesetzentwurf  der  Herren  H.  Broadhurst,  M.  P.,  R.  Bell,  M,  P.  und  Sir 
John  Brunner,  welcher  Entwurf,  Gesetz  »geworden,  den  gewünschten  Schats 
sichern  würde,  mit  allen  Kräften  zu  fördern. 

Der  Kongress  spricht  seine  Unzufriedenheit  mit  dem  Ladenschlosa- 
gesetae  von  1904  [Shop  Hoara  Act,  1904)  ^)  aua,  weil  ea  keine  |»aktiaehan 
Vorkehrungen  für  die  Verminderung  der  Arbeitsstunden  in  den  Laden- 
gesflulfton  trifft;  der  Konirre»»«  betont  aufs  neue  seine  Ansicht,  dass  keine 
Ladeugei^eizgebung  befriedigend  sein  wird,  die  nicht  obligatorischen  und 
einheitlichen  Ladenschluss,  Beschränkung  der  Arbeitszeit  und  Sonntags- 
achluaa  im  Sinne  des  Entwurfes,  der  vom  Nationalen  Handlungsgehilfen- 
verein (National  Union  of  Shop  Assistanta)  entworfen  und  von  Sir  Charlee 
Dilke  im  Unterhaus  eingeführt  wurdOi  vorsieht. 

6.  Verkehrsgmmbe. 

Resolution  des  37.  engl  isi  heu  Oe werkschaftskongreaaea. 

Der  Kong:ress  gibt  seiner  Entrüstung  über  daf<  Verhalten  des  General- 
postmeisters .Ausdruck,  der  den  Bericht  iles  Hradford  Committee  unberflck- 
sichtigt  liesh,  und  hält  irotz  diesem  Verhalten  noch  mehr  die  i^'orderuu|{ 
der  Postangestellten  nach  einer  Speaialkommission  dea  Unteriiauaea  aar 
Untersuchung  der  gesamten  Arbeitebedingungen  dea  Poat-  und  Telegrapihan'- 
dienates  fiir  rechtfertigt. 

Der  K -ii:^iess  sieht  mit  Bedauern,  dass  «ler  Achtstundentag  durch 
ungehörige  Mauipulaticyien  und  Pflichtenverschiebung  verletzt  wird,  und 
protestiert  gegen  die  dauernde  Weigerung  der  Behörden,  den  Poat^ 
angestellten  volles  Koalitionsrecht  y.u  gewähren,  als  gegen  eine  Bedrohnng 
der  TJecl»?*   all»  r  Staats-  und  Gemeindeaugestellten. 

Er  IjeT lachtet  diei?e  Angriffe  auf  die  Postangestellten  als  Teil  des 
Kamples  gegen  das  (iewerkbehaltsweaeii  überhaupt  und  beauftragt  den. 
Parlamentsausschuss ,  fernerhin  den  Postangeatellteu  jeden  Beistand  in 
ihrem  Bingen  um  Gerechtigkeit  zu  gewfthr«n. 

7.  Bekerherguuyn'  und  Erqmdtungsgcwwhe, 

Resolution  der  am  18.  und  19.  Oktober  1906  in  Breslau  abge> 
haltenen  Haupt vensammlung  des  deutschen  Kellner bundes. 

Die  27.  Hiiuptversammlung  des  Deutschen  Kellner-Bundes  T^nion 
nGanymed''  stellt  auf  Grund  des  ihr  vorliegenden  Materials  fest,  dass  die 

1)  Vagi.  BoU^  Bd.  IV»  8.  318. 
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Bundesrats- Verordnung  vom  23.  Janaar  1902  in  allen  Teilen  leicht  dnrch* 
führbar  und  noch  sehr  en\'eiterungsbedürftig  ist.  Bedauert  wird  nur, 
dass  die.se  segensreichen  Schnt^bestimmungen  filr  das  Personal  des  Gast- 
und  Scliankw  irtschaf ts-Gewerbes  noch  so  mangelhaft  duichgeführt  werden 
und  daaa  dia  massgebanden  Bahtfrden  dia  vorgaschriabana  KontroUa  nicht 
hinreichend  handhaben.  Die  Versammelten  stehen  nadi  wie  vor  auf  dam 
Standpunkte,  dass  nur  ein  allwücLentlich  wiederkehrender  3f!stündiger 
Ruhetag  die  allen  anderen  Benifsarten  gesetzlich  gewährleistete  .Sonntags- 
ruhe zu  ertietzeu  im  stände  i^t  und  dass  alle  Angestellten  des  Gsmt-  und 
8chankwirt8chaft8«Oewarbaa  diaaar  Wohltat  tailhaftig  trerdan  mfleaan. 
Indam  dar  wohllSbliöha  Bondearat  Msucht  wird,  die  Verordnung  in  diesam 
Sinne  zu  erweitem,  wird  frebeten.  o^eeignete  Massnahmen  zu  trefiFen,  nm 
eine  umfassende  Kontrollo  über  die  strikte  Durchführunj^  £!;cnannter  Schutz- 
be^itimmuugeu  zu  ermöglichen,  »peziell  bezüglich  der  Lehrlinge. 

8.  Staatsarbeüer. 

Resolution  des  3  7.  englischen  Oewerkschaftskonj^^resses. 

1.  Der  KonfjresB  beauftragt  seinen  Parlamentsausschuss  fdiu-ch  eino 
Deputation  beim  Kriegsstaatssekretär  oder  durch  Diskussion  im  Uuterbausj 
bei  dar  Regierung  daraof  hinxitwirkan,  dasa  bai  der  HarataUung  und 
Manipulation  von  Explosivstoffen  im  Königl.  Laboratorium,  Woolwich 
Arsenal,  die  Akkordarbeit  abgeschafft  und  durch  Zeitarbeit  auf  der  Grund- 
lage eines  Wochenlohnes  von  3()  sb.  für  48  Stunden  Arbeit  ersetzt  werde.' 

2.  Um  der  liesolutiou  des  Unterhauses  betr.  MuBterarbeitgeber  vom 
3.  MSrz  1898  genaueren  Anadmck  an  gaben,  baanftragt  der  Eongreaa 
einen  ParlamentsausschnBa,  im  Unterhauaa  eine  Reaolntian  mit  folgenden 
Forderungen  einzubringen : 

a)  Tag-  und  StUcklolirsfnze  und  Arbeitsbedingungen  sollen  gleich 
sein  wie  die  übereingekommuucu  dor  anerkannten  Ai  beitgebor-  und  Arbeit- 
nehmarorganisationan  dee  gleichan  Barafea  im  selben  Distrikt.  Der 
Minimallohn  tttr  Arbaitar  im  Distrikt  London  aoU  30  ah.  pro  Woche  be- 
tragen. 

b)  Das  bestellende  unbillige  System  der  Arbeitsklassifizieruiig,  das  in 
der  Uauptfabnk,  dem  Küiugl.  Laboratorium  und  dem  Woolwich  Arsenal 
vorherrscht)  soll  abgeschafft  werden. 

c)  Die  Klasseneinteilung  der  Arbeiter  soll  abgeschafft  werden;  allen 
Albeitern  soll  gleiche  Gelegenheit  xar  Erreichung  des  Maximallohnea  ge- 
geben werden. 

d)  Die  Regierung  soll  das  i'abrik-  und  Werkstättengesetz  genau  be- 
obachten. 

8.  Der  Pariamen tsausschnss  wird  beauftragt,  bei  der  Admiralität 
darauf  hinzuwirken,  dass  den  verschiedenen  beim  Bau  vo'i  K "gierungs- 
schiti'en  in  den  Königl.  Werften  beschi'itT igten  Arbeitern  mindestens  die 
Lohnsätze  bezahlt  werden,  die  zwischen  Arbeilgebern  und  Arbeitnehmern 
Ibr  fthnlidie  Arbeit  in  den  verschiedenen  Scfaiffsbaaaentren  der  Vereinigten 
Königreiche  vereinbart  worden  sind.  SoUta  der  Ausschuas  bei  der  Ad- 
miralität keinen  Erfolg  haben,  so  soll  er  sich  bemühen,  die  Frage  im 
Unterhaus  vorzubringen.  T)er  Parlamentsausschuss  wird  beauftragt,  bei 
der  Admiralität  daraut  iimzuwirken,  dass  alle  Arbeiter  bei  den  Königl. 
Warften,  die  dieselbe  Arbeit  varriditen  wie  die  Heohaaiker  der  Privat- 
indnstrie,  als  Hecbaniher  anerkannt  werden. 
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m.  Halli^iaiht  imd  VcniolMniiig. 

1.  Besolutionen  der  am  6.-8.  August  1905  in  Dresden  abgehaltenen 

12.  Jahreaversammlung  des  Z  en  t  ralverbandes  der  0  rtsk  ranken - 
kassen  im  Deutsrlsen  Tie  i  che. 

1.  J)ie  Einhebung  der  Beirrii^e  zur  Invalidenver'^icherung  ist  dnrch 
entäpreckeude  Aeuderuug  der  §^  148  u.  Ü'.  den  luvalideuveräicheruiigs- 
gesetses  einheitlieh  su  regeln  und  gans  aUgemein  den  Ortskrankenkassen 
zu  übertragen.  Bei  dieser  Regelung'  ist  darauf  Bedacht  in  nehmen,  dass 
die  Ortskrankenkassen  auch  die  Beitrage  für  die  in  InnnngB-,  Betriebs-. 
Bau-  und  Ililfskassen,  sowie  bei  der  Gemeindeversicherung  versicherten 
Perboueu,  soweit  solche  überhaupt  versicheruugäpüichtig  äiud,  einzuziehen 
haben.  Die  Landesvwsieherangsanstalten  haben  den  Ortsfarankenkassen 
für  die  Einhebung  eine  Entschädigung  zu  gewähren,  die  sor  Deckung  der 
Koeten  ausreicht  und  mindestens      Proz.  beträgt, 

II.  Dip  12.  Jahresversamniiung  de.s  Zentralvorbandes  von  '»rtskrankcn- 
kasseu  im  Deutschen  Reiche  nimmt  Kenntnis  von  der  im  Auftrag  der 
Iffinbhener  Jahresversammlung  an  den  Beiohakansler  gerichteten  Petition 
betr.  Vereinheitlichang  und  Vereinfachung  der  Arbeiterversicherongsgesetse, 
und  von  dem  Beferate  des  Herrn  Sydow'),  und  erklärt  sa  beiden  ihre 
Zustimmung. 

III.  Die  gesch&ftsführende  Kasse  wird  beauftragt,  beim  Üuiidesrat 
nnd  Beiohstag  eine  Al^demng  des  §  29  dahin  m  fordern,  dass  dadurch 
die  Pflege  der  Prophylaxe  durch  die  Krankenkassen  su  freier  Entfaltung 
gebracht  werden  kann. 

Die  12.  .Tahresversammlun«:^  beschliesst,  die  geschäftsführende  Kasse 
zu  beauftragen,  au  Reichstag  und  Bundesrat  eine  Petition  zu  richten,  in 
Abftnderong  der  §§  1  und  2  des  Krankenversicherangsgesetses  die  Vor- 
sicherongspflicbt  ai^  die  Heim-  und  Hausarbeiter  aussudehnen. 

2.  Resolution  des  am  fi. — 8.  .\ugust  1905  in  Breslau  abgehaltenen 
(t,  Verband  Stades  d  es  V  e  r  V)  a  n  d  e  s  der  V  ©  r  w  a  1 1  n  n  s  b  e  a  m  t  e  n  der 
Krankenkassen,  Berufs  genossen  schaften  etc.  Deutsch- 
lands. 

Oegenttber  der  sowohl  von  politischen  Parteien  als  von  der  ReidiB- 

regiening  ge^rebenen  Anregurj:  einer  Kcform  des  Krankenversicherunn-s- 
gesetzes,  erklärt  der  Verbandstag  folgendes:  Die  im  Verband  (ier  \'er- 
waltungsbeamten  der  Krankenkassen  etc.  organisierten  Kassenaugesteil ten 
protestieren  gegen  die  Behauptung,  dass  die  Kassenorganisationen  m 
sozialdemokratischen  Zwecken  missbraucht  werden  und  dass  die  Beschrtn- 
kung  der  f^rlbsU  erwaltunp  desweiren  nötig  sei.  Die  Kassenangcstellten 
weisen  diese  Ar;_niuienre  au(h  schon  deswegen  zurück,  weil  die  Be- 
stimmungen des  geltenden  Gesetzes  (s.  §  42  Abs.  4)  jede  politische  Be- 
tätigung in  den  Krankenkassen  nicht  nur  unmtfglich  machen,  sondern  sogar 
der  Aulsichtsbehörde  genug  Handhaben  geben,  solcher  Betiititrun^i  wirksam 
entgegenzutreten.  Es  kann  und  ist  auch  seitens  der  Aufsichtsbehörden 
bisher  kein  sachlich  begründcKM  Nachweis  s'eführt  worden,  der  die  Not- 
wendigkeit einer  schärferen  Handhabung   der  geltenden  Bestimmungen 


1)  Bull.,  Bd.  IV,  S.  132. 

i)  9,  Protokoll  d«r  VeiMmalDiig,  B.  11  If. 
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erheiseht,  daas  sogar  spesidUtre  Bestimmimgen  in  das  Geeeto  anfgenomman 

werden . 

Gegenüber  den  BestrebunL''en  auf  Beacliillnkung  oder  Aufhebung  der 
Selbstverwaltung  der  Krankenkas^scu  erklärt  der  diesjährige  Verbandstag 
folgendes:  Mit  Stols  und  Genngtuuag  kdnnsn  die  Kassenangestettten  auf 
die  Handhabung  und  Entfaltung  der  Krankenkassenbewe^ng  blicken; 
getrairen  vnn  der  Selbstvenvaltnii«?  tmd  der  befruchtenden  und  berufs- 
freudigen Tiitiukeit  der  Kassenangestellten  haben  die  Krankenkassen 
einen  Aufseid  wung  in  der  Erledigung  ihrer  gesetzlichen  Aufgaben  ge- 
nommen, der  eine  Erweiterung  der  Bewegungsmöglichkeit  in  hygieniseher 
lind  sozialpolitischer  Hinsicht  erfordert.  Die  Selbstverwaltang  ist  das 
Palladium,  unter  (Bossen  Schutz  ein  solcher  Aufschwung  erfolgea  konnte. 
Die  Selbst verwultung  den  Krankenkassen  nehmen,  heisst,  sie  nicht  »rross 
werden  lassen,  sondern  sie  töten.  Aber  auch  nur  unter  dem  Schutze  der 
Selbstverwaltung  kSnnen  sich  die  Fftbigkettoi  und  Tüchtigkeiten  der 
Eassenangestellten  in  der  Ausübung  ihrer  Tfttigkeit  entfalten.  Die  An- 
stellung und  Regelung  <ler  Anstellungsverhältnisse  von  einer  die  Selbst» 
veriivaltnnf;  beschränkenden  Behörde  abhRn^i<r  machen,  heisst  daher  eine 
Erdrückung  der  selbständigen,  leistungsfähigen  Kiäfte  der  Kassenange- 
stellteD,  iMisst  Schematisrnns,  Bnreaukratismus,  heisst  Ueberwuchern  und 
massgebliche  Einflussnahme  einzelner  Personen  und  nicht  Entfaltung  der 
Berufstätigkeit  aller  Kassenangestellten.  Der  Verbandstag  lehnt  daher 
die  Srhaflrnn<2:  einer  Organisation,  die  leitende,  von  der  AufsichtFb<>hörde 
selbst  unter  Mitwirkung  der  Organe  der  Kassen  Verwaltungen  anzustellende 
Beamte  Torsieht^  ab.  Wttui  auch  zugegeben  werden  soll,  dass  einzelne 
Kassen  die  Selbstverwaltung  noch  nicht  handznhaben  gelernt  haben,  so 
ergibt  sich  daraus  nicht  die  Notwendigkeit  ihrer  Bescbneidung,  sondern 
Erziehung  zur  Selb^^tver^valtnnp:,  daher  Beibehaltung  und  Erweiterung. 
Der  diesjährige  Verbandstag  erklärt  daher  in  UebereiuäLimmung  mit  den 
dahingehenden  Beschlüssen  von  München  1900  und  Hannover  1902,  dass 
die  Kassenangestellten  alles  daransetzen  werden,  den  Kassen  die  Selbst- 
verwaltung zu  erhalten  und  dafür  zu  sorgen,  dass  Angriffe  auf  dieselbe 
durch  Berufsfrendigkeit  und  Erfülhmg  der  gestellten  Aufgaben  und  per- 
sönliche Tikhritfkeit  abgewohrt  werden. 

Die  Beschneidung  der  Selbsiverwalrunj^  hat  aber  auch  die  Bedeutung 
und  den  Zweck,  die  berufstätige  Kollegenschsdft  zu  Gunsten  von  zivil- 
versorgungsbereehtigten  Personen  aufflsumersen.  Blit  Bezog  auf  die  so  be- 
drohte Zidinnft  der  Kassenangestellten  hält  der  diesjährige  Verbandstag 
daran  fe^t,  dass  weder  eine  sachliche  noch  politische  Notwendigkeit  vor- 
liegt, die  Tätigkeit  der  Berufskollegen  durch  Anstellunn-  von  Milit&r- 
anwärteru  etc.  zu  ersetzen.  Der  Verbandstag  glaubt  andererseits,  den 
Kassen  mit  Rttc^sidit  hierauf  nochmals  dringend  ans  Herz  legen  zu  sollen, 
ihrerseits  in  Verbindung  mit  der  Organisation  dafür  zu  sorgsn,  dass  nicht 
nur  die  Gegenwart  fiii-  die  Ka.ssenangestellten  gesichert  wird,  sondern 
dass  auch  für  die  Zukunft  entsprechend  der  auf  dem  Münchener  Orts- 
krankenkassentage selbst  erklärten  moralischen  VerpHichtung,  Mittel  ge- 
fbnden  und  Binriditangen  getrojffen  werden,  welche  die  Zukunft  der 
Kassenangestellten  sichern. 

Die  Zukunft  der  Kassenangestellten  liegt  wie  die  G^enwart  nur  auf 
den  Schultern  der  Selbstverwaltung.  .  Ohne  Selbstverwaltung,  ohne  weitere 
Axiritaithn.  27 
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BetatiiTunir  nnd  Bewegungsfreiheit  keine  bero&freQdigen  and  beru&tfttigen 

Kassenangest  eilten. 

Per  Verbaudätag  erklärt  daber,  Öciiulter  an  ^»ciiulter  mit  den  gesetz- 
lichen Organen  der  Krankenkassen  für  die  Selhstverwaltong  einzutreten 
und  tätig  sein  zu  wollen. 

3.  T'esolutioii  der  ara  18.  und  19.  Oktober  1905  in  Breslau  abge- 
halteneu Uauptver8ammluDg  des  deutschen  Kellnerbundes. 

Nachdem  im  Gastwirtsgewerbe  schon  jetzt  einzelne  Betriebe  und  ße- 
rut'Hgruppen  unter  dem  UnfallTersicherungsgesets  stehen,  richtet  die  Bundes- 
Hauptver8ammliin<,'  /u  Breslau  an  die  hohe  Reichsregiernng  die  gchor^ 
samste  i^itte,  doch  die  UnfallTersicherung  auf  das  ganse  (Hstwirtsgewerbe 
auszudehnen. 

4.  Eingabe  der  Oewerkschaftskommission  Oesterreiohs 

an  das  Ministerium  des  Innern,  yom  Oktober  1906,  zum  Entwürfe  eines 

Gesetze^!,  die  Versiclurnngsanstalten  bfttrofTond. 

Die  Gewerkj^chHttskommis.sirni  Oe.>iterreichs  beehrt  sich,  im  Einver- 
nehmen mit  den  Zentralverbänden  der  beruflich  organisierten  Arbeiter  ihr 
Gutachten  über  den  Entwurf  für  ein  Gesets  betreffend  die  Versicherungs- 
anstalten zu  erstatten. 

Ffir  die  Arbeiter,  die  in  Faclivereinen  nn'l  Allg-emeiiien  Gewerk- 
schalroij  oiuranisiert  sind,  kommen  im  wesentlichen  die  üebergangsbe- 
stimmungen  der  Jj^  152,  15H  und  154  des  IX«  Hauptsttlckes  dieses  Ent- 
wurfes in  Betracht.    Diese  besagen: 

Dass  Vereine,  die  nach  dem  O^setse  vom  15.  November  1867, 
H.G.Bl.  No.  184,  konsrituiert  wurden  und  Tersirherungsgeschäfte  be- 
treiben, sich  unizubiiilen  haben,  so  dass  der  Betrieb  des  Versicherungs- 
ge^chuites  aus  ihrem  VV  irkung^kreise  ausgeschieden  und  für  denselben  eine 
besondere  selbständige  Abteilung  errichtet  werde,  um  deren  Genehmigung 
in  Gemässheit  der  Vor.sohrif'ten  dieses  Gesetzes  anziinuchen  ist. 

Auf  Grund  'lieser  Durchführun^sbestimnmnrr  besteht  für  die  Fach- 
vereiuG  und  Aligemeinen  Gewerkschaften  der  Arbeiter,  dio  Unterstützungen 
au  ihie  Mitglieder  gewähren,  die  Getulir,  von  den  staatüchen  Aufsichts- 
behörden als  Versiclierungsvereine  qualifiziert  sn  werden.  Die  in  den 
„Allgemeinen  Beetimmungen''  §  1  vorgesehene  Ausnahme: 

..dieses  Gesetz  tindet  daher  weder  auf  jene  Anstalten  Anwendm^, 
welche  als  Träirer"  etc. 

,  .  noch  auf  solche  Vereine,  welche  ihren  Mitgliedern  zwar  die 
Gewährung  von  Unterstützungen  in  Aussicht  stellen,  ihnen  jedoch  eines 
Recht.sansprueh  auf  dieselben  nicht  einräumen*', 
bedeutet  für  die  gewerkschaftlichen  Arbeitervereine  keinen  Schutz  und 
ist  nach  den  Erfahrungen,  die  die  Arboiterschalt  bei  Schaffung  solcher 
Vereine  mit  den  staatlichen  Aufsichtübehördeu  in  den  verschiedenen  £ron- 
landem  des  Reiches  bisher  gemacht  hat,  mit  voller  Bestinunthttt  so 
eriA  arten,  dass  sie  sur  Umbildung  im  Sinne  des  Gesetzes  aufgefordert 
werden  würden. 

Unsere  Befiu  cbtun^M-n  sind  um  so  begründeter,  als  der  Motivenbericht 
eine  sichere  Handhabe  zu  einer  solchen  Auslegung  des  Gesetzes  den  Oe- 
werksehaften  gegenüber  bietet.  Auf  Seite  7  des  Motivenberidites  werden 
die  Vereine,  welche  dem  Wirkungskreise  des  sn  sohaffenden  Oesetsfls 
nicht  angehören,  blosse  „UntersttttBungsvereine'*  genannt  Uan  kann  nidit 
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einmal  annehmen,  dase  es  sich  da  mn  eine  ungeschickte  Ansdrackswetse 

handelt,  denn  sonst  wäre  nicht  zu  verstehen,  warum  im  letzten  Satze  des 
zweiten  Absatzes  neuerdiuo;s  von  Unterattitzun^vereinen  die  Rede  ist. 
Nun  öind  die  (iewerkschatts vereine  keine  ünterstützungsvereine,  am  aller- 
wenigsten sind  sie  blosse  Untentatasnngsveireine.  Die  Gewerkschaften! 
haben  in  erster  Linie  ganz  andere  Anfgaben  sn  erfüllen  als  die  Unter- 
stützung ihrer  Mitglieder.  Die  Unterstützung  kommt  für  die  Gewerk- 
schaften in  zweiter  lanie  in  Betracht,  sie  kommt  für  f?ie  überhaupt  nur 
deshalb  in  Betracht,  weil  die  staatliche  Arbeiterversicherung  nicht  aus- 
gebaut ist.  Erwägt  man  aber;  dass  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
walttmgsrechtes  Motive  eines  Gesetzes  eine  noch  wichtigere  Rolle  spielen 
als  auf  allen  anderen  Gebieten  der  Gesetzesanwendung,  so  moss  man  mit 
grösster  Entschiedanheit  gegen  die  Beibehaltxing  der  Worte  ..Unterstütjinngs- 
Tereine*",  „blosse  Unterstützungs vereine"  (r^teilung  nehmen.  Käme  dieses 
Geaeta  su  stsade»  dann  wftre  die  Existenz  der  Gewerkschaften  in  ihrer 
hentigen  Gestalt  der  Willkllr,  der  geschraubtesten  Gesetsesauslegong  preis- 
gegeben. Kein  Verein  wäre  sicher,  dass  man  ihn  —  wenn  nicht  heute, 
so  morgen  - —  dsizu  verhält,  sich  im  Sinne  des  neuen  Gesetzes  umzubilden. 

Eline  solche  Umbildung  der  Fachvereine  und  Allgemeinen  Gewerk- 
schaften der  Arbeiter  konsequent  durchgesetzt,  ist  aber  gleichbedeutend 
mit  der  Vernichtung  der  in  diesen  Arbeitervereinen  gepflegten  Humani- 
tfttß-  und  Wohltätigkeitseinrichtongen.  Diese  Bestimmungen  führen  natur- 
geiniiss  dazu,  dass  diese  Arbeitervereine  nnterdriickt  und  srliikaniert  worden, 
und  sind  deshalb  geeignet,  die  denkbar  grösste  EiTegung  in  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft  hervorzurufen. 

Die  Ungerechtigkeit,  die  mit  dieser  Bestimmung  gegen  die  gewerk- 
schaftlichen Organisationen  der  Arbeiter  in  Anwendung  kommen  soll,  tritt 
um  so  fühlbarer  hervor,  als  bis  heuto  noch  niemals  ein  Fall  zur  Kenntnis 
der  Behörde  gelangt  ist,  nach  dem  die  Uöwerk.schatten  ihre  Mitglieder 
bezüglich  der  in  Aussicht  gestellten  Unterstützungen  irreführten  oder  sie 
durch  irgendwelche  inkorrekte  Manipulationen  um  die  ihnen  in  Aussicht 
gestoUten  Unterstützungen  brachten. 

Die  Facbvereine  und  Allgemeinen  Gewerkschaften  der  Arbeiter  haben 
im  Jahre  ItMM  rund  8(KXKMX)  Kr.  an  Beitrügen  eingenommen  und  hier- 
von 1411000  Kr.  allein  für  Eeise-,  Arbeitslosen-  und  Krankenunter- 
stütsung  sowie  fUr  in  Not  geratene  Mitglieder  verausgabt. 

Die  Atbeiterversieherung  ist  vom  Staate  nur  mangelhaft  ausgebaut. 
Unterstntznntrseinrichtufii^en  für  Arbeits-  und  Subsistenzlose  bestehen 
überhaupt  nicht  und  sind  auch  im  neuen  Entwurf  für  die  Aibeiterver- 
sicherung  nicht  geplant;  die  in  diesem  Entwurf  vorgesehene  Kranken- 
und  Invalidenunterstützung  ist  aber  eine  so  unzureichendOi  dass  die  ge- 
werkschaftlichen Arbeitervereine  für  die  Fälle  der  Krankheit,  des  Alters 
lind  der  Invalidität  unbedingt  auch  weiterhin  Zuschüsse  werden  gewfthren 
müssen. 

Die  Fachvereiue  und  Allgemeinen  Gewerkschaften  der  Arbeiter  haben 
damit  eine  eigentlich  dem  Staate  obliegende  Verpflichtung  selbst  auf  sich 

genommen.  Sie  haben  mit  proletarischer  Solidarität,  unter  strenger  Be- 
obachtunfT  der  liest ehenden  besetze,  in  ihren  Statuten  od(>r  durch  den 
Vorstand  die  Maximalhöhe  der  Unterstützungen  nach  Massgabo  vorhan- 
dener Mittel,  wenn  auch  nur  für  kuize  Perioden,  im  vorhinein  festgestellt 
und  auch  eingehalten. 

27» 
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Die  Fachvereine  billigen  den  Inhalt  des  Gesetzes  voUanf,  insofern 
dieses  sich  gegen  die  privaten  Kranken-  nnd  Untersttit/nnfrsvereine  richtet, 
die  nicht  auf  versicherungstechnischer  Bani»  aufgebaut  sitid  und  ilue  Mit- 
glieder um  ihr  schwer  erworbenes  Recht  aul'  Unterstützungen  bringen. 
J}wa  aber  Arbutorvereine,  die  ihren  gestellten  Verpfliditungen  in  jeder 
Bedehnng  nachgekommen  sind,  auf  die  gleiche  Stufe  mit  Vereinen  gestellt 
werden  sollen,  die  bekanntermassen  in  der  inkorrektesten  Weise  ihren 
Mitgliedern  gegenüber  vorgehen,  würde  mit  Recht  die  grössto  Erbittenni^ 
unter  der  organisierten  Arbeiterschaft  hervorrufen  und  zu  einer  enthcliie- 
denen  Abwehr  dringen. 

In  der  angenehmen  Erwartung,  das  hohe  k.  k.  Ministerium  des  Innern 
werde  die^jer  kurzen  Darlegung,  in  welcher  Weise  die  bozof^encn  Bc- 
Htimmungeu  im  Falle  ihrer  Gesetzwerdung  auf  den  weitereu  Beätaii*!  der 
Arbeitervereine  wirken  müssten,  die  eingehendste  Würdigung  widmen, 
gestatten  wir  uns,  im  Namen  der  230000  organisierten  Arbeiter  das  höf- 
liche SSrSQchen  zu  stellen : 

Das  hohe  k.  k.  Ministerium  des  Innern  :v  ]t*^  in  den  Geset/ent wurf 
für  die  Versicherungsanstaltea  zum  §  2  ein  neues  Alinea  wie  lolgt  ein- 
fügen : 

8)  Fachvereine  und  Allgemeine  Gewerkschaften  der  Arbeiter,  welche 
ihrttl  Mitgliedern  Untersttttsungen  nach  Massgabe  vorhandener  Mittel  in 

AtiRsifht  stellen,  din  ihnen  fallwelso  ^hnt'  rechtliche  Verpflichtung  im  Statut 
selbst  liiirch  die  Generalversammlung  oder  durch  den  Vorstand  im  M&xi- 
malausmasiti  bezeichnet  werden. 

Dieser  neuen  Bestimmung  im  Gesetce  gemftss  mttssten  sinngam&as 
auch  die  152  und  153  der  Uebergangsbestimmungen  einer  Ergänzung 
und  der  Mntivt«nbni  icht  zu  §  153  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  Fach- 
vereine und  Allgemeinen  Gewerkschaften  einer  Um&nderuug  unterzogen 
werden. 

# 

5.  Besnlntion  der  am  29. — 31.  Oktober  1905  in  Wien  abgehaltenen 

Reich*»konferenz  der  Ber^'baugenossensf'hnften. 

Die  am  29,  bis  31.  Ukli^ber  im  Wiener  Aibeiterheim  tagende  Kon- 
ferenz der  Gruppe  II  der  Bergwerksgenossenschaften  OesteiTeichs  erklärt : 

Die  Sanierung  der  Bruderladen  hat,  weil  sie  sosialpolitisch  wie  ver- 
sicherungHtechnisch  jeder  wlHsenschaftlich  haltbaren  Ghründlage  entbehrt, 
i'h  sogar  je  i'"  Afen-schlichkeit  Holm  spricht,  mit  einem  vollständigen  Miss- 
ertolg  geendet.  Tau.sende  von  Bergarbeitern  wurden  um  ihre  wohlerwor- 
benen Ansprüche  gebracht,  andere  Tauseude  zu  ungeheuerlich  hohen  Bei» 
tragslebtnngen  verhalten.  Demnach  ist  d«r  Bankerott  dieses  Systems  der 
Herzlosigkeit  eir.  \  lIstAndiger.  Es  muss  eine  wirkliche  &uuerong  nach 
vernünftigen  sozial ]it  liri<(  hen  <irunds?\Tzen   in  Antjriff  genommen  werden. 

Die  Mehrzalii  der  Bruderladon  weist  eine  lächerlich  geringe  Mit- 
gliederzahl aut".  Demeutspreeheud  «ind  ihre  Leistungen  geringe,  die  Prä- 
mien ungewöhnlich  hohe.  Dagegen  erMlen  sie  der  Natur  der  Arbeiter* 
Versicherung  \<H>tändig  fremde  Aufgaben.  Sie  hindern  nftmlicb  die 
Arbeiter  an  jeder  Verbesserung  ilirer  Tjfip-e  (lurch  Ansni'itznnfr  de?'  rresotz- 
lieh  gewahrlei.^teten  Knalitionsreclitej».  Dadurch  haben  die  Bruderladen 
in  die  Kämpfe  der  Bergarbeiter  um  günstigere  Arbeitsbedingungen  eine 
Verbitterung  bineingebradit,  wie  sie  bei  keinem  Lidnstriezweig  in  Oester- 
reich anzutreffen  ist. 
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Dm  am  9.  Ddieinber  1904  im  esterreichisdien  Abgeordnetenhanse 
angebrachte  „Programm  über  die  Heform  und  den  Ausbau  der  Arbeiter- 
versicherung" kann  nun  insofern  als  ein  j)iiiizipieller  Fortsein  itt  von  der 
Bergarbeiterschaft  angesehen  \ver<]en,  als  <\ie  Unantastbarkeit  Her  Brnder- 
Uden  von  heiten  der  Regierung  aufgegeben  und  das  schwere,  an  den  Berg- 
leuten begangene  Unrecht  wenigstens  teilweise  anerkannt  wird.  De  ist 
m  begrtlssen,  dass  die  Bergarbeiter  endlich  der  Unfallversichernng,  und 
zwar  gemeinsam  mit  tleii  industriellen  Arbeitern,  teilhaftig  werden  sollen. 
Dieses  Stück  Fortschiitt  wurde  freilich  um  jede  WirktuiL''  gebracht  werden, 
wenn  neuerlich  den  Wünschen  der  Bergwerksmaguateu  liechnung  getragen 
und  die  Schaffung  einer  beru&genoasenschalth'dben  Organisation  fOr  die 
Unfallversioherung  der  Bergarbeiter  konsediert  würde.  Dem  mnss  sich 
die  Bergarbeiterschaft  mit  der  grössten  Entschlossenheit  widersetzen. 

Völ!i<r  unhaltbar  ist  die  Aufrechterhält uii:;  der  Krankenkassen  bei 
den  Bruderladen,  die  bisher  keinerlei  Bedeutung  tür  die  Arbeiterschaft  zu 
erlangen  vermochten.  Fast  ausnahmslos  sind  die  Bruderladen  über  die 
gesetzlichen  Mindestleistungen  nicht  hinausgegangen^  ja  sie  waren  bemflbtf 
das  Krankengeld  weit  unter  die  vom  Gesetze  vorgeschriebene  Htfhe  herab* 
zudrücken.  Die  vollständige  Beseitigun«:  der  Brnderlade  und  Uebertra^runcr 
der  Krankenversicherung  an  eine  £inheitskasse,  eventuell  an  die  Bezirks- 
nnd  Vereinskaasen,  kann  allein  d«a  Wünschen  der  Bergarbeiter  entsprechen. 

Als  ProrisionskassML  sind  endlidk  die  Bruderladen  ein  Iftch^ches 
Gebilde,  das  immer  wieder  den  Beweis  dafür  erbringt,  dass  es  sich  bei 
Einführung  des  Bi-uderladengesetzes  gar  nicht  um  die  Versich erunjx  der 
Arbeiter,  sondern  um  die  Auslieferung  ihrer  wichtigsten  Interessen  an 
die  Bergwerksbesitzer  gebandelt  bat.  Man  macht  keine  Invalidenver- 
sicherung, Witwen-  und  Waisenversorgung  mit  Listitutionen,  deren  Mit- 
gliedschaft selbst  unter  KX)  sinkt  und  sich  nur  ausnahmsweise  über  3000 
erhebt.  Eine  ernste  Durrliführung  der  Tn^  alidrn-.  Witwen-  und  Waisen- 
versicherung kann  nur  durch  Ueberweisung  dieser  Versicherungszweige 
an  die  fUi*  die  gesamte  industrielle  Arbeiterschaft  zu  errichtenden  In- 
vatidenkassen  erfolgen. 

Die  Konferenz  beharrt  demnach  auf  der  Forderung  der  vollständigen 
Trennung  der  Kranken  ,  Tonfall-,  Invalidenvensicherung,  sowie  der  Witwen- 
und  Waisenversorgung  von  den  Eruderladen  und  der  vfilligen  Beseitigung 
dieser  Institute.  In  Uebereinstimmung  mit  dem  Diitten  österreichischen 
Erankenkassentage  erhebt  jedoch  die  EonferMis  dagegen  entschieden 
Protest,  dass  die  Reform  der  Arbeiterversicherung  zur  Beseiti^^Minir  des 
EiTiflnsses  der  Arbeiter,  Tur  Anfhebonc;  dor  Srllist Verwaltung  und  zur  Er- 
setzung deiä^elben  durch  den  Bureaakrutismus  b»'nützt  wird.  Die  öster- 
reichische Bergarbeiterschaft  weiss  sich  eins  mit  dem  gesamten  industriellen 
Proletariat  in  dem  Kampfe  fiir  die  zweckmässige  einheitliche  Gestaltung 
der  Arbeiterversioherung,  sowie  für  die  Einführung  einer  allen  berech- 
tigten Aiisj«!  Iii  hoTi  der-  Arbeiterschaft  genügenden  V*  rsicherunjr  für  den 
Fall  vorübergehender  oder  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  (Kranken-,  Alters- 
und Invalidenversicherung),  sowie  beim  Ableben  des  Ernähi'ers  (Witwen- 
und  Waisenversorgnng). 

Die  versamm^ten  Genossenschaftsdelegierten  erklären,  dass  die  Berg- 
werksinspektiort.  wie  sie  derzeit  in  Oesterreich  duirh  die  Bergbehörden 
geübt  wird,  ganz  unzulänglich  ist.  Der  bureaukratische  Charakter  der 
Bergbehörden  entzieht  diesen  die  Möglichkeit,  auch  nur  im  entferntesten 
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den  AnfordeniDgen  sn  gcnnii^pu,  die  eine  strikte  und  intensive  Ueber- 

wachung  des  BergVtann«!  und  dessen  Sidif  l  eitsvorkehrnn^en  an  sie  stfillen. 
Diesem  Umstand  ist  es  auch  zuzuschreiben,  dass  die  durch  die  Bergbe- 
hörden auf  Grund  der  Verordnung  des  Ackerbauministeriums  vom  Jahre 
1895  gettbte  Bergwerkeinepektion  noch  nicht  vermocht  hat,  die  ünfalUk 
gefahren  für  die  Arbeiter  wesentlich  herabzusetzen.  Dafiir  sind  die  immer 
wiederkehrenden  ^fassenanfälle  ein  eklataiifrs  B»isj.ie).  Die  let/fen  Ur- 
sachen dieser  Unlaiie  sind  immer  aul  die  ungüiiugende  borgpolizeiliche 
Ueberwachung  des  Bergbaues  und  seiner  Eiuriciitungen  zurückzufllhreu. 
Bieser  Umstand  wird  noch  durch  die  mangelhafte  Erhebnng  der  ünfall- 
nraachen  versdi&rft.  Bei  allen  lushci  stattgefundenen  Massen-  und  Einzel- 
uiifUVü  wurden  oi't  die  behördlichen  Erhebungen  i»i  piner  Weise  gepflogen, 
die  iieeiiruet  sind,  di«»  wahren  Ursnclien  der  T'iiirlficksf;illo  zu  Gunsten  der 
Unternehmer  zu  verhüllen.  Die  letzten  Massen unfülle  auf  „Frisch  Glück", 
„Doblhof*^  und  .,Ju])iter**  haben  diese  Tatsache  wieder  einmal  in  genügen- 
der Wmse  bewiesen.  Auf  diese  Art  wird  es  aber  den  Unternehmern 
möglich  gemacht,  in  ihrer  zügellosen  Profitwnt  das  Leben  and  die  Oe> 
sundheit  der  Arbeiter  gering  zu  sch?\tzen. 

Die  Genossenschaft.sdelegierten  l  ir  iorn  dühi^r  die  Regierung  auf,  zum 
Schutze  der  Bergarbeiter  dem  Keichsrat  ein  ßeigwerksinspektorengesetz 
zur  Beechlussfassong  vorzulegen,  und  zwar  nach  folgenden'  Gronds&tsen: 

Die  bestellten  Bergwerksinspektoren  sind  vom  Staate  xu  beeolden 

und  sind  auBschliesslich  dem  Ackerbauministcr  unterstellt.    Ben  vom 

AckerbauTniniHtP'r  besUlltpn  Bergin.spektoren  sind  Arbeiterinsj)f>l<tnren,  die 
aus  den  iieihen  der  Arbeiter  aus  allgemeiner  Wahl  hervorgehen,  beizu- 
stellen. Auch  diese  sind  für  ihre  Tätigkeit  vom  Staate  zu  besolden. 
Die  Berginspektoren  sind  mit  der  erforderlichen  Exekutivgewalt  aussu- 
rtisten  und  haben  Uber  ihre  Tätigkeit  ausschliesslich  dem  Ackerbau- 
minister Bericht  zu  erstatten.  Die  Beririnsjtektion  mufs  eine  in'en'-ive 
sein,  fäo  dass  jedes  Werk  mindestens  allmonatlich  zweimal  einer  Ivon trolle 
unterzogen  wird. 

Den  Berginspektoren  obliegt  die  Ueberwachung  der  gesetzlichen 
Arbeitsseit,  der  SicheriieitavorkehraDgen  zum  Schntse  der  Arbeiter,  die 
genaue  Erhebung  der  Ursachen  nadi  den  entstandenen  Unglttcksfällen  und 
allpr  anderen  Massnahmen,  die  in  irgend  einer  Weise  in  einem  Verhältnis 

zum  Bergbau  stehen. 

6.  Resolution  des  am  1.,  2.  und  3.  Juni  1906  in  Paris  abgehaltenen 
2.  nationalen  Kongresses  für  Altersversicherung. 

Der  asweite  nationale  Eongress  für  Alterspensionen  gibt  seine  Zu- 

stimrnnnEr  dem  Grund.satz  des  Geset/ep  fiber  soziale  .'Solidarität  (Loi  de 
solidarite  sociaiei,  welches  von  der  Deputiertenkammer  erlassen  wurde 
und  gegenwärtig  dem  Senat  unterbreitet  ist. 

Der  Kongress  verlangt,  dass  der  Senat  versdiiedene  charakteristische 
Bestimmungen  festhalte  oder  einschalte,  nämlich  : 

dass  das  Alter  für  die  Altcrs])ensionen  für  FamilienmüTter  im  Ver- 
hältnis zur  Zahl  der  dnrdi  sie  erzogenen  Kinder  herahposetzt  werde: 

dass,  bis  der  Gesamtbetrag  3GÜ  frs.  ausmacht,  die  personliche  Ponsiou, 
welche  die  Teilnehmer  sich  enterben  konnten,  nicht  von  der  ünter- 
stütxnngspension  abgezogen  werde, 
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d&sä  die  von  den  gegenseitigen  Hil&gesellschatten  gewählten  Vertreter 
ttuadrücklidb  ia  der  Zusammeaaetumg  der  AusschasBe  beibehalten  werden, 
die  beauftragt  sind,  die  Dnrohfahrnng  des  Gesetzes  zu  Überwachen. 

Der  Kon^ess, 

beseelt  von  einem  doppelten  Wunsch,  erstens  einot-  Gesetz^ebun;.'  für 
allgemeine  Versicherung,  die  namentlich  die  Unvorsichtigen  und  Enterbten 
des  sozialen  Lebens  im  Auge  hat,  kein  Hindernis  in  den  Weg  sn  legen, 
und  zweitois  den  Werken  freier  Vorsorge  mehr  als  den  gegenwärtigen 
Zustand  zu  beliaupten ,  nämlich  die  Möglichkeit  zu  unbegrenztem  Fort- 
schritt für  das  Wohl,  den  Frieden  und  die  Würde  des  Landes 

versichert,  dass  das  beste  iSysfetu  sozialer  Vorsorge,  dasjenige,  welches 
die  dffentliehe  Gtewalt  vor  allem,  begünstigen  und  entwickeln  mnss,  die 
Gegenseüi^eit  ist,  die  nicht  nur  auf  der  persönlichen  Verantwortlichkeit 
und  Anstrengung,  sondern  einer  Art  und  Weise  brüderlicher  Vereinigung 
beruht,  welche  die  soziale  Zusammengehörigkeit  gams  aufs  Spiel  setzt; 
er  äussert  folglich  den  Wunsch: 

1)  dass  in  keinem  Fall  die  vorgeschlagene  Gesetzgebung  die  Bechte 
mid  Vorrechte  der  Gegenseitigkeit  antaste, 

2)  dass  die  Gejienseitigkeit  im  weitesten  Masso  zn^olassrn  werde, 
sich  an  den  Diensten  dor  allgemeinen  Versicherung  zu  beteiligen,  dass 
etwaige  Versicherte  in  allen  Fällen  in  stand  gesetzt  werden,  gegenseitigen 
ffil&geeellscihaften  beiautreten. 

7.  Beeolution des  37.  englischen  Gewerkschaftskongresses, 
a)  Altersversicherung. 

Oer  Kongress  weist  die  Regierung  dringend  auf  die  Notwendigkeit 
hin,  ein  nationales  Altersversichemngssystem  zu  errichten,  das  allgemein 

auf  alle  Bürger,  Männer  und  Frauen,  mit  dem  Erreichen  des  60.  Alters- 
jahres Anwendung  iände.  Die  Rente  sollte  wenigstens  5  sh.  wr.chentlich 
betragen  und  die  ganzen  Kosten  durch  allgemeine  iSteuern  aufgebracht 
werden. 

b~<  H  a  f  t  p  fl  i  c  h  1 1:  e  p  e  t  z. 

Der  Kongress  liJilt  datür,  dass  eine  befriedigende  AbilndorunLC  des 
üüitpiiichtgesetzes  (Workmens  Compensation  Act)  folgende  Punkte  be- 
i-Qcksichtigen  mflsste: 

1)  Einschluss  aller  hierin  definierten  Arbeiter,  die  von  einen  Unfall 
oder  einer  Berufskrankheit  betroffen  werden. 

2 )  Zahlung  von  wenigstens  50  Proz.  des  Xiohnea,  den  der  Arbeiter  bei 
vollzeitiger  Beschäftigung  verdient  hätte. 

8)  Zahlung  vom  Unfallstage  an. 

4)  Die  Entschädigung  eines  Hßnderjfthrigen  soll  nach  dem  Verlust 

berechnet  werden,  dr>n  er,  erwachsen,  durch  den  Tonfall  erlitten  hätte. 

5)  Der  Be^»Tiff  des  absichtlichen  und  ernstlichen  Missvorlialtens  soll 
auf  Handlungen  schwerwiegenderer  Art  als  bisher  eingeschränkt  werden. 

6)  Entschädigungen  sind  audb  Angehörigen  auszuzahlen.  Angehörige 
sind  Verwandte  oder  Vormtlnder,  die  die  verletzte  Person  erhielten  oder 
von  dieser  erhalten  wunlen. 

7)  .Arbeiter  .sr.Heu  wie  ArbeltL'ober  das  Heehr  haben,  um  Umwandlung 
der  Kente  in  eine  einmalige  Abtiudungssumme  einzukommen. 
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8)  Die  wöchentliche  Zahlung  an  einen  Arbeiter,  der  von  einer  dauern- 
den Verletzung  betroffen  wurde,  kann  auf  keine  andere  Weise  als  dorch 
eine  Umwandlung  nach  7  aufhören. 

Ö)  Dem  Arbeitgeber  liegt  ob,  zu  beweisen,  dass  der  Arbeiter  zur  Zeit 
der  Abfindung  alle  Bedingungen  verstand  und  xaa  alle  ihm  gesetalieh  zn- 
atebenden  Rechte  wneste. 

10^1  Wird  einer  verletzten  Person  eine  Ents(  Lädii.nHi<^  bezahlt,  so  soll 
der  Arbeitgeber  eine  i)ezügliche  AbmacLimg  im  Grafschafts^eridit  regist- 
rieren lassen.  Arbeiter  bedeutet  jede  Person,  die  durch  ilue  Hand-  oder 
andere  Arbeit  auf  Grund  eines  Arbeits-  oder  Lehirertrages  bei  einem 
Arbeitgeber  des  Vereinigten  Königreichs  oder  bei  einem  Schiff  in  Dienst 
steht  oder  arbeitet,  eineilei,  ob  der  Vertrag  ausdrücklich  abgefasst  oder 
stillschweigend  einbep^ritten,  mündlich  oder  schriftlieh  geschlossen  wurde. 
Minderjähriger  bedeutet  jede  Person,  die  zur  Zeit  des  Unfalls  noch  nicht 
die  hddiatmögliche  Beedi&fbignngsklasse  erreicht  bat. 

Eine  sweite  angenommene  Resolution  über  diesen  Glegenstand  lautst 
mit  folgenden  Aenderungen  und  Hinzufügungen  wie  obige: 

5)  Der  Gesetzesartikel,  der  auf  absichtliche?  Missverhalten  (clause  1, 
sub.  sec.  2[c])  Bezug  nimmt,  soll  gestrichen  werden. 

11)  Für  ein  obUgatoriscbes  Versicberungssystem,  das  garantiert,  dass 
die  Arbeitgeber  die  notwendigen  ZsMungen  su  Entschädigungen  ftr 
ArboitsunfUlle  und  Berufskrankheiten  leisten,  sollten  Vorkebnuagen  ge> 
troifett  werden. 

12}  Bei  Wiederaufnahme  eines  En tschädigungs Verfahrens  darf  keine 
Reduktion  der  Entschftdignngsaumme  eintreten,  wenn  nidkt  der  Lohn,  den 
der  Arbeiter  sur  Z6it  verdient  oder  verdienen  kann,  dessen  ganien  ehe- 
mals verdienten  Lohn  fibersteigt.  * 
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gremif  v  KrÄl.  ccsk6m,  Prag.  —  V.  M.  S.  —  Viertel j ah rssehiift  für  gerichtliche  Medizin  nnd 
öffentliches  Sanitätsweson,  Berlin.  -  1'.  St.  =  Vierteljidirshefte  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reiches,  Berlin.  —  F.  fK.  ■>  VoUK8wirt«chaftliche  Wochenschiilt,  Wien.  —  WerkmJi, «  Werk- 
meistertdtung,  Düsseldorf.  —  W.T.^  Werinndster* nnd  Indnstrteheamtenxettnng,  Reidienberg. 

—  W.  N.(K  =  Wochenschrift  des  nietlcrüstcrreichischen  tiewcrlx  vir«  ins.  —  W.  %.  S.W.  — 
Zeitschrift  für  Soaualwiaaenachaft  (Wolf),  Berlin.  —  X.  R.      The  Yale  Review,  New  UaTciu 

—  &  M  Zeit,  Berlin.  —  Z.  A.  ^  Zeitschrift  für  Amienwesen,  Beriin.  —>  Z.  Br.  wm  Mu 
-('!irift  für  Bergrecht,  Bonn.  —  Z7.  —  /.truwif  .  —  n.  Zentralgen«  -  huftsMaft, 
Wien.  —  Z.  G.II.  Zeitsclurift  für  Gcwcrbehygieuc,  Unfallverhütung  und  Arbeitcrwohl- 
fahrtoeinrichtungen.  —  Z.  q.  St.  =•  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswisscnschaft,  Tübingen. 

—  Zm.  t=!  Zeni<'d<'I<kÄ  p-'lifikn,  Hrünn.  Z.  p.  ö.  R.  — •  Zeitschrift  für  das  private  iinrl 
«'ffeutliehe  Recht  der  Gcgtuwiui,  Wuii.  —  Z.  Pr.  Sl.  =  Zeitschrift  des  Kgl.  Preuss.  t^u- 
I istischen  Bnreans,  Beriin.  —  Z.  Pr.  St.  L.  ----  Zeitschrift  des  Kgl.  Preus«.  Statistisches 
Landcsamteti.  —  Znl.  —  Zcitrud,  Wien.  —  Z.  S.  St,  =a»  Zeitschrift  des  Kgl.  Sftch«.  Sta- 
tistischen Bareaua,  Dresden.  —        —  Zeit,  Wieu.  —  Z,  V,  —  Zentralblatt  für  Volks- 
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bfldmigsvesen,  Wien  and  Leipzig.  —  Zünd.  =  Ocstcrreichisch-ung&rischer  Zündwaren- 
fabrikaut,  II<ii-.'v\  it/  i.  B.  —  Z.  i  .  —  Zivuottfusky  ve>tuck,  Prag.  —  Z.  V.  E.  =^  Zeit^rbrift 
des  Vernas  deutscher  fUsenbahiiTcrwaltuugeiij  BerJin.  —  Z,  Vvn.  Zeitschrift  lür  die 
gesamte  VenidherangswtsMinctiaft,  Beriin.  —  Z.  V.  8.  V.*^  Zeitsdirift  ffir  Volkiwirlabhaf^ 

Fozi:iljK)litIk  un«l  V<  rw:tltuup,  Wien,  Leipzig.  —  Z.  W.  =  Zeitschrift  für  WohnilDglWCieDi 
Berlin.  —  Z.  W.  JH.  »  Zcitsduift  für  Wohnongswesca  in  Bayern,  München. 


1.  Arbeiter-  und  Arbeitersehatzkon isrre<i«;e. 

(S.  a.  unicr  .U'beiterwoliuuugeu,  Gewerbehygiene,  Frauenarbca,  berufL  Arbeiterschutz. 
Wolilfidtrt,  ArbflÜBmnkt.  AzMtBimfiU«,  Vcnidieniiig.) 

A.  Internationale  Arbeiterschutzkongresse. 

1377.  BShmert,  Pkof.  V.  Die  intomationaleo  Bestrebnngen  führ  ArbdterRchntz  und 
Völkerfrieden.   (Ein  Kernpunkt  der  Arbeiterfrage.)    i.Fr.  1905.  XLIIl.  2. 

1378.  Frej,  £.    Die  internat.  Arbeiterschutzkonferenz  in  Bern.    S.  W.  S.  Jl90ö. 
XliL  17. 

1379.  Z  i  n  n  p  r ,  D.  Die  intemationate  AfbeiterschatakciifBraDs  in  Bern.  C,  0.  D.  190&. 

XV.  No.  23. 

1380.  Die  internationale  Regelung  des  ArbeiterHchutze».   (Zu  den  letalen  Beechlüssen 

der  Bernrr  Konferenz.)   .1/.  W.  19a").  XII.  Xn.  sii 
l.iSl.  Die  Berner  Itegierungskonterenz  für  internal.  Arl    lerschutz  und  das  Weiss- 

nhosphorverbot   A.S.  19<J5.  XVI.  No.  11. 
13B2.  Zur  luternalioualen  Arbeiterschutzkonferenz  in  Hern.  A.S.  1905.  No.  12. 

1383.  Die  internationale  Arbeiterschutzkonfereuz.  Z.  GM.  1905.  XIV.  No.  16. 

1384.  Iiitcrnutionale  Konfereoa  Mr  ArbeiteiBchiita  in  Bern  vom  &— 17.  Mai  1905. 
Ji.A,  1905.  ilL  No.  7. 

1385.  Internat.  Arbeitendratckonferene  in  Bern*  8.  it  190S.  VI.  N(k  0. 

1386.  Brants,  V.   La  conference  internatiooale  de  Benie  pottr  la  pirotoction  dn 
travail.   Rc/.  aoe.  JÖ05.  XXV.  No.  17. 

1387.  Pic,  P.   Le  quatri^me  congres  de  l'aeaociation  internationale  pour  la  protection 
If'gale  des  travailleurs.  IVMo.  <*ept.  VMl.  Q.  P.  190.'^.  No.  (1. 

138B.  Uahn,  A.    L'a^sociatioo  internationale  pour  la  proteciiun  legale  de«  travail- 
leur».  A.  S.  P.  1905.  .Mars. 

1389.  Mahaira,  E.   I^i  coof^ence  de  Berne  concemant  la  protection  onvri^  J2s«. 
ic.  i.  1905.  n.  ^. 

1390.  La  conf^ienoe  internationale  de  Berne  ponr  la  protection  onvri^  R$9*  Tr,  1905t. 
2«  o.  & 

1391.  La  eonf^rence  inteniatlonale  de  Berne.  B,  O,  T.  1906.  XIL  Nob  A. 

1382.  Haudert,  A.  Der  6.  internationale  TextUarbeiterkongress  in  Meiland.  N,  Z, 
1905.  XXIIL  IL  No.  44. 

1393.  KoDgrees,  III.  intemat  der  christL  Teztilarbeiteroi^aniiationen  in  LOtticli  vom 

2.  bis  1.  AuptiRi  lOOö.  /?..}.  im  III.  No.  II. 

1394.  IntematioDaler  KougreüB,  Iii.  der  chrl!*tlichen  Texülarbcitcrorganiäaüonen  in 
Lättich-  S.  P.  1905.  XIV.  No.  45. 

1395.  Internationaler  Textilarbeiterkongres«,  III.  Ch.  Gar.  1905.  II.  No.  16. 

1396.  Der  internationale  Textilarbeiterkongreas  in  Mailand.  Oe.  W.  u.  L,  1905.  XXV. 
No.  14. 

1397.  Internationaler  Kongre^s,  II.  der  gegeoeeitig«»  Hille-  und  Krankenkassen  in 
Lüttieh.  A.S.  1905.  XVI.  No.  17.  IR 

1398w  Der  VI.  intemat.  Textilarbeit«rkongrts-.      P.  190'.  XIV.  No.  42. 

1399.  Roilia,  A.   Au  congr^s  international  de  la  mutualiui.     aoc.  läOö.  15. 

1400.  Internat.  Wohnun^n^kongress,  VII.  in  Luttich.  Z.  W.  190&  III.  No.  22. 

1401.  Fuchs,  Prof.  Dr.K.  F.  Der  VII.  internationale  Wobnungakongnie  inLfittidL 
.v.  P.  1905.  XV.  (I.  II.)  No.  iA).  51. 

1402.  Der  VII.  intemat.  Wohnungskongregs.  B.H.Z.  1905.  IIL  Na  9. 

1403.  The  Tuberculosis  Congress.  T.  IW".  Oktober  10. 

1404.  Congrfes  international  de  la  tuberculose  ä  Pariä  du  2'  au  4*  octobre  1905. 
Ä.  Hyg.  v.m.  XXVII.  Na  4. 

140Ö.  Iritornat.  TiihfTkulo.-^eknn£rre8s  III.  .S.  P.  1005.  XV^  .5. 

1406.  Die  iuteniui.  Koutereiiz  Her  Sekretäre  der  Gewerkschaftlichen  Landi^zcntralen. 
aSeh.  1905.  N.  F.  VII.  Na  13. 
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1407.  Narhkluiige  voD  der  iiiteciMtioiiakii  OewerkBchaftBkonferens.  GwSSbA.  1905.  N.  F. 

VII.  No.  14. 

140H.  (^ontrresso  iuteruatiouale  uicdico  per       lufürtuui  sul  lavoro,  tcuuto  ia  Uegi  dal 
28  niag>rio  al  3  giu^o  1905.  B.  U.  L.  1905.  IV.  3. 

1409.  Bro d  1^  J.  InteniAtioiialar  KongresB  der  gesniuatigeD  Uilfs-  und  KxuikeDTeraiDe 
in  LOttich.  F.  A.  Ifl05.  XL  No.  la 

1410.  Der  VIT.  ArWitervprsichprnnt;<knnjrrf>,-,.    M.  1905.  X.  No.  :>S. 

1411.  Der  VII.  iuternat.  Arbeiterrersiclieruogskongrefia  in  Wien  1905.  S.R.  1905.  VL 
No.  9.   

1412.  Internat.  VIL  AibdtervenidMninakODgire»  in  Wien  190S.     OM.  190S.  21V. 
No.  17. 

1413.  Wagner,  Dr.  M.  Oer  btemat.  ArbeiterveniclieniDgilHMigKn.  &  JT.  1906. 


B.  Nationale  Scbutzkongresse. 


1414.  Schulz,  H.   Die  Organisationafhig«  nnd  der  Parteitag.   N.  ^.  1905. 

Pxl.  TT.  No. 

1415.  Die  IV.  Konf^^z  der  Sekr^äre  der  gewerkachafUichen  Landeszentnüen.  S.  P. 
1905.  XIV.  No.  42. 

1416.  Bernstein»  Ed.  Zum  eoclddemokratiiichen  Parteitag  in  Jeuu  S.  M.  190&. 

II.  H.  9. 

1417.  Sozialdemokratischer  Parteitag  in  Jena.  C.  C.  D.  liJOö.  XV.  No.  37. 

1418.  Hasbach,  W.    Der  Verein  für  Sozialpolitik.    Z.  1905.  XTII.  No.  50. 

1419.  r>ie  Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  in  Mannheim.   &  P. 

I '^05  XV  1 

1420.  Kaut-^kv,  K.   Der  Parteitag  von  Jena.       Z.  1905.  24.  Bd.  I.  No.  1. 
1121.  Meyer,  k.    Le  n'-cent  cougr^8  socialiste.   M.  Soe.  li)05.  No.  155. 

1422.  II  congreso  ciitöliio  :il.'iii;iii.    /?.  R.  S.  I'.hB.  II.  No.  17. 

1423.  Oougreeo  aociaÜDta  de  Jena.  B.  R.  6.  1905.  II.  No.  16. 

1424.  Michels,  R.  Le  congr^  des  socialistes  de  Prueee.  M.  Soc  1905.  No.  140. 

1425.  Parteitag,  VI.  der  duistlich-eosialen  Arbeiterachaft  OeetemidiB.  Ck,  Oev.  lOOBu 
II.  No.  16. 

1426.  Aus  den  ^'erhandlungen  de^  XXXIII.  ailgemeiDen  Vereinetacee  in  Leitmerite. 

neu.  190.".  XXXIV.  No.  37. 

1427.  Ijß  XX*  coiigrCs  du  piirti  ouvrier.  ( Iielui.|uc.)  ;V.  Soc.  IJKß.  No.  156. 

1428.  C>>ngreM  VII  del  partido  iiodalista  espufiol.  B.  n.  s.  1905.  IL  No.  17. 

1 129.  TI  congrefi.*o  o|>eniio  pii  montese.  B.  r.  /..  19<Y>.  IV.  3. 
1430.  bchwoizerischer  Arbeitertag.  C.  G.  D.  1905.  XV.  No.  22. 


1431.  G^nstände  der  TageMirdnung  des  AUg.  GenosMOBcitaftategea.  B,  G,  1906. 
VH.  No.  32.  33. 

1432.  Der  Verbamlstag  «ler  Koii-uinv.  rciiK  .    C.Srh.  100.'».  N.  F.  VII.  No.  18. 

14ii3.  Allg.  Genos.->en8rhaft8tag  40.  des  Allg.  Verb,  der  auf  Seibethille  besubendra 
deutschen  Erwei-b-^-  luici  WirtM-haftsgenoeaenachaften  v<mi6.bie9.fkpl;.  znWeeler> 

land  E.A.  V>n-.  m.  Xo.  11. 

1434.  Der  2.  ord.  (ieuossendchaitütag  des  Zentralverbandee  und  die  XI.  Geoeral- 
ver^nnimlunK  der  GroBseinkanfegeaellecliaft  dentecher  Ronenmvenine.  8.  P.  190S. 

XIV.  No.  40. 

14.35.  Stein  bach  ,  H.  Bemerkungen  über  die  GenoKsenschaü^üelmtte  auf  dem  Kölner 
Gewerkfichaftskongress.    S.  iL  1905.  II.  7.  II. 

1436.  Vom  deutachen  GenoiMeoacbaftBtag  in  Stuttgsrt.  C.  G.  D.  1905.  XV.  No.  27.  28. 

1437.  Der  2.  Gennra^iachaftotag  des  ZentnÜTerbande«  deutscher  Konsumvereine.  Kon*. 

Hxi'.  III.  No.  y.\.  w. 

1438.  Genot*8eQS(-batt.stag,  11.  de«  Zentral verb.  deutscher  Konaunavereioe  in  Stuttgart 
vom  19.  bis  21.  Juni  1905.  Ä.  H.  1905.  IIL  No.  11. 

1439.  Lantiwtrtr*chaftlich«'r  (?<  no-senschaft^tag  in  Strai^sburg.  .S".  e.V.  1005.  V,  No.  3?^. 

1440.  Verbandstag  33.  der  deut^eu  Erwerbs-  und  Wirtächaftagenoeeeoscliaiteo.  S.  B, 
1905.  VI.  No.  9. 
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1441.  Verbandstag,  IV.  dm  Zmtulwmbuidm  Mmadanim  KonarnnTeveuie.  S. 

1906.  VL  So.  9. 

I44S.  G«noMcnBchaftetag  des  A%  Verbandee  der  auf  Selbtthflfe  beruhenden  deutschen 

Erwerbs-  und  Wirtschaftj^genossenschaften.       Jt.  190'   Yl.  So.  9. 
1443.  Marie,  A.  Le  V*  couffhi  de  la  coopikatioo  sodaliste  frausaisew  M.  Soc  1906. 
No.  ITO — 1. 

1 14^J.  Congr^s  coop^ratif  de  la  Grando -Bretagne  k  Paiskgr.         1906.  7. 

144.').  Le  coiipr^«  he  Paislcv.    Dev.  lyOb.  T.  29.  S^t. 

IUVk  Co-operutive  (^mgrr  -  :it  Paisley.  T.  1906.  June  14  lö. 

1417.  Maddison,  F.   The  Co-opcrative  Coiiprpss.    Econ.  Rev.  1905.  3. 

1440.  Congresso  di  Coopcrative  Mpricole  per  affitanze  ooUettive.   B.  U.  L.  1905.  IV.  3. 

1449.  Balogh,  EL  von.   Der  KxNumn  der  mMariaeheD  KoDsiuiunnoieeiMClMftflii. 
S.  av.  1905.  V.  No.  44. 

1450.  Die  Delegierten  Versammlung  des  Verbandes  Bchweiz.  Koiihumvereiue.  Kon».  1905. 
III.  No.  14. 

1451.  Protokoll  der  XVI.  ord.  DetegierteayenammluDg  des  VerbaodeB  Schweis.  Kon» 
mmnneiQe  in  Hensau,  den  8.  o.  9.  JnK  lOOeTaL  CF.  1906.  Nii.  2»-S2. 


1452.  Kautsky,  K.  Der  Kuugrt*«  von  Köln.  -V.  Z,  1905.  XXlll.  il.  Bd.  Ho.  30. 
14fö.  Beechlüsae  des  5.  Kongresses  der  freien  zeatndiaiflrteD  Oewerksduiften  Beotech- 

landi*  (Hohlu^is).   D.  S.  1905.  V.  H. 
1454.  Die  Kuliier  Tagung  der  sozialdeiuokraiiticheu  Gewerkm.ha.ft4.u,  ein  Wendepunkt 

in  der  deutsch.  Gew.-Bew^ung.  8,  Rrv.  19(>5.  V.  3. 
14.55.  Der  Kölner  Gewerkschaf takonfrrpfs.    C.  G.  D.  1905.  XV.  No.  23. 
14ÖÜ.  Kougress.  V.  der  Gewerkschaften  I  )euts<-hlands  v.  22.  bis  27.  Mai  1905  in  Köln. 

R.A.  190 j.  III.  No. 

1457.  Elm,  A.  von.  Bückblick  auf  den  V.  deutschen  Gewerkschaftskongress.  S,  Jf. 
1906.  II.  7.  H. 

1468.  Zum  V.  Kongreae  der  Geverkachaflen  DeatBchlaiide  in  K6In  a.  Bh*  Q01»,  1906. 

IX.  No.  14. 

1469.  KonCTess,  V.  der  Gewerkschaften  Deatschlands.  S.  R.  1905.  VI.  No.  6. 

1400.  Micnels,  R.    Le  congrN  .«yndical  de  Cologtif'.    >V.  Soc.  1905.  No.  IHR. 

1461.  Le  XXT'  roii<rri-ö  de«  sjvuüifat«  Jigric(iloji  alleinaudes.  M.  6'.  19CÖ.  No.  9  (Annale«). 

1462.  Der  Verbandstag  der  ^isenbahnvereine  der  preiuw.-heSlieeheD  StMtalMhnen  nnd 
der  KeidL-^hahncn.    Z.  V.  E.  190.').  XLV.  No.  "2. 

1463.  Deutecher  Handlungsgehilfen  tag  IX.    R.A.  VM^.  III.  Nu.  11. 

1464.  Der  dänische  Gewerk^chaftskongress.      R.  1905.  VI.  No.  9. 

1465.  Congreso  agricola  de  Castilla  la  Viega.  B.  R.  S.  1905.  II.  No.  Ib. 

1466.  Congreso  IV  de  la  Federaci6n  agraria  B^tico-Extremeüa  y  Canaria.  B.  R,  8. 
1905.  II.  No.  17. 

1467.  Fraoaöeische  GewerkschaftskoDj;jesee.  G^h.  1905.  N.  F.  VII.  No.  18. 

1468.  If  osbrnneaad,  V.  Le  oongi«8  des  «gente  dea  poetes  efe  tfl^raphes  (France). 

-V.  .Vor.  1905.  No.  157. 
146Ü.  Le  24*  congrfes  syndical.   M.  Soc.  1905.  No.  153. 

1470.  Le  congfL-s  tradeunionihLe  de  Hanley  (sept  1905).   M.  .S.  11*03.  No.  10  (Annales). 

1471.  Der  britiache  Gewerkschaftakonma.  C  G.  D.  1905.  XV.  No.  38.  S.  P.  1906. 
XV.  51. 

1472.  Trades  Unions  Gtogress.    L.  G.  UK)5.  XIII.  No.  9. 

1473.  Trade  Union  Cnneres!«.  T.  1905.  Sept.  4.  7.  8.  9.  11. 

1474.  Cuugreäu  XXXVlll  aiiual  de  la^»  Trade-Unions.  B.  R.  S.  1905.  II.  No.  16. 

1475.  Gcwerkvereinskongress  XXXVI II.  in  England.  S.  R.  1905.  VI.  No.  9. 

1476.  Masatti,  T.  Le  congi^  des  travaUleuie  de  la  teire  (Italic).  M,  8oe.  1905. 
Ka  164. 

1477.  Gewarfcfldiaftskongress  in  Norweg^.  S.  B.  1906.  VL  No.  9. 


1478.  Ar«ni,  W.  Der  6.  Verbanddtag  deutscher  Mietvereine;  S.  P.  1905.  XV.  1. 

1479.  Marente,  Dr.  J.   Der  I.  allg.  deutsche  Wohnunrr^kongreas  ztt  Frankfurt  a.  M. 
16.— 19.  Okt.  1904.   D.  V.  ö.  G.  1905.  XXXVIL  H.  2. 
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8.  liMtaiv  ud  ArMteradivliMffsiBiBaliMn. 

(B.  auch  Arbciteradittte  Ibernflidi],  Frauenarbeit,  Arbcitenraliiiiingeii,06inrtMlijgpMi«^ 

VersicheniDg.) 

A.  Internationale. 

1480.  Der  Jahreebeiicht  der  internationalen  fihffjfmnflnimhBftfialliflni     Gtn.  IflOfi. 
XXXIV.  No.  32. 

R  National 

1481.  The  LAbour  Party  in  Australia.   T.  1905.  Sept.  12. 

1482.  Die  Arbeiterorganisation  Or^terrcioliB.    C.  G.  D.  1905.  XV.  No.  28. 

1483.  K.  K.  btowarzyszenla  rdbotnicze  vv  Krakowie.    fArbdterverciue  in  Krakau.) 
Prz.  p.  1905.  Juni-Heft 

1181.  I>al>or  orpinizat'nn«.-  \n  all  Counlriort :  Austria-HungaiT.   iV.  J".  1905*  VIL  No.  1. 
1485.  Typet)  üi  Amexicau  labor  organüiation.    Q.  J,  1905.  Mar. 
148&  Die  stSdtiwiMii  Azbeitar  von  Fuia  und  One  OnaiUBatian.  Osw.  lOOS.  ZZ. 
Ko.  19. 

1487.  Die  Organisation  der  Arbeiter  in  Itah'en  (II.  Halbjahr  1904).   R.A.  III. 

No.  n. 

1488.  Biro  -  Jakubowicz,  H.  ^3and**  ogölno - zydowski  zwi^zek  robotaiczj  na 
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17r>4.  I><'hi  lohe  und  ArbeiWdaucr  bei  den  üifentliclien  Arbeiten  im  Königreich  der 

Nic<lcrlande.   iV.  1905.  LIV.  Juli-Atjgust 
IT.'ö.  Clark,  V.  ?.    JaImt  conditions  in  Java.  ü.  B.  L.  1005.  No.  58. 
17i>ü.  Die  Arbeiterbcweguijg  in  Bussisch-PoIeD.   HM.  lüOö.  Bd.  20.  No.  27. 
1757.  Kieiuberg,  P.  Au8  der  Ghechichte  der  bcMiMshcD  Arbeitffbeirasung.  N.  Z. 

1905.  24.  Bd.  I.  No.  3.  4. 
17Ba  Brilfaut,  C.  Le  travait  au  S^n^gal.  Q.  P.  1905.  No.  7.  8.  % 

1759.  Fabriker  och  handtverk  in  Svcri^^o  Ar  1903.  (Die  fabriks-  und  handwerklinSnJgeQ 
Betriebe  ächwedena  im  Jahre  1903.)  Mwid.  19QS>.  No.  2. 

1760.  Ui>i>^ift;tf  OD)  viwa  arbetsfOriiftllanden  Domnarfreto  )im  Teile  vnder  jan.- 
fsppt.  l'«^4.  (Angaben  über  dir  ArV  ir  rfrlialtnisse  beim  Doinnarfrato-BiMniPeric 
in  der  Zeil  vom  Januar  bis  September  19i4.)  MeJd.  1905.  No.  2. 

1761.  Arbetsförhitllanden  &  viika  orter  i  riket  är  1905.  (FOrite  kvartalet.)  (lüaArbeila- 
verhältoiM«  an  einigen  scbwedinchen  Orten  im  1.  Quartal  1905.)  JMUL  1909w 
No.  2. 

ntß.  Der  Tarlfmtnig  im  Schweiz.  Zivilrecht.  C.  O.  D.  1905.  XV.  No.  30. 


7.  Arbelterrerhältnisse  in  einzelnen  Benifta* 
(8.  auch  unter  Ariicilmit  und  ArbeiterwoluraDfen.) 

1763.  Die  Regeluni   1  r  Arbeiterverhältnisee  in  der  Beiggeeetfgebung  der  wicfatigeten 
europwachen  Staaten.   K.Ä.  1905.  III.  No.  5. 

1764.  Orunenberg,  Dr.  Reform  im  Bickergewerbe.  S.  P.  1905.  XV.  1. 

17fö.  Fr  öl  ich,  Fr.   Die  Bdo'r'-chaften,  Löhne  und  Arbeitaleietnngen  hwn  Bo^bau 

in  FreuÜen  im  Jahre  S.  P.  1905.  XV.  5. 

1766.  Die  Bergarbeiter löh  u  in  den  Hanptbergfaaabesirlcen  PreaeMoe  im  1.  Quartal 

iw',.  h'  .i.  um.  III.  >o.  7 

1.Ü7.  Die  Bergarbeiterlöhne  in  lieti  HauptberjLrlianbey.irken  Preussen«  im  2.  (.Quartal 
1905.    A'..^.  um.  III.  No.  9. 

1768.  Fürsorge  für  kaufmännii'che  Angestellte,    c  lW7y.  XII.  No.  15. 

1769.  Cohen,  M.    Eine  Frage  der  HaruJliitigsgfchilfeobowo^ing.  X.  Z.  1905.  XXIII. 
Bd.  II.  No.  17. 

1770.  B.  B.  Die  ökonomische  Lage  der  Sdumspieler  au  Uroeaatadt-  und  Jahres- 
theatem.  N.  Z,  1905.  24.  Bd.  I.  No.  1. 

1771.  N  o  if  V  ,  V    Zivilberufsmufiiker.   .V.  Z.  190.'').  1.  VÄ.  No.  8. 

1772.  Dublin,  E.   Die  Tarifgeroeinf»rhaften  im  Buchdnickergewerlue.  ü.  M.  19(X».  II. 
H  8 

1773.  Eadiof,  L.    Welwrlo?  in  Pchle^ion.    .S'.  -V.  1905.  IL  H.  12. 

1774.  Organ inatioti  der  Arbeit  in  der  Ötahlwarenindustrie  Solingens.  X  P.  VMu  XIV. 

No.  4ö. 

1775.  Der  Tarifs ertragebnicti  im  rhdniaeh'weBtfilifHihen  Baugewerlie  S.  P.  1906.  XIV. 

No.  -IL  42. 

1776.  Frankel,  M.   Ueber  die  wirtschaftlichen  Zuetinde  in  der  ZentialheuBungft- 
indu»trie.   ü.  J.  1905.  XXVIII.  No.  14. 

1777.  Die  Lage  der  etaatlietieD  Foretarbeiter  in  Heseen.  Gt».  1905.  IX.  No.  IH. 
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im  Die  lAiiuk'  und  ArbeitsverhikoiMe  der  dentecfaen  OirtDer.  a  <?.  D.  1906.  XV. 

No.28. 

1779.  Verfügung  der  GeDeraldirektion  der  Kgl.  wfirtt.  StaatsdHenbahneD.  betr.  die 
ünterbrin^uug  und  Vcrofleguui;  di  s  PersonHle.    C.  l'M'r  .  XIT.  No.  17, 

1780«  ArbatoverMltuuse  im  k.  k.  Öee-Acaeaale  und  Marine-Laad-  und  Wasserbau- 
Miite  in  Pbla  im  Jahre  1904.  8.  B.  190ft.  VL  No.  6. 

17B1.  F  S  si  izebui  pomi^r  severoceskycb  homiU.  (AibeitiveriiSltiiiB  der  nocdbflliin. 
Bergarbeiter^   N.  d,  1905.  XU.  H.  9. 

1782.  Kaff.  8.  LiOine  und  Hehichtdaaer  im  Oetemiofa.  Bergbau.  'C.  O.  D.  1905. 
Xo. 

1783.  Ivohne  und  Schithtdauer  beim  Bergbau  in  Oesterreich  im  Jahre  1003-  ^.  Ji. 
1905.  VI.  No.  6. 

1784.  Stcfdnaki,  Z.  u.  A.  B.  W  sprawce  agramej  B6äni  i  Heroegowiny.  (Zur 
Agrarfrage  in  Bosuien  und  Herzqrowina.)   Sw.  1905.  Maiheft. 

1785.  Die  Lage  der  Buchdrucker  in  Sofia.    C.  G.  l).  1905.  XV.  No.  32. 

178&  Lorio,  H.  Le»  oonditione  du  travail  rural  en  Andalousiei  M,  &  1905.  X. 
No.  &  (Doo.) 

1787.  Agitazione  degli  irapiegati  Dontali  in  Inghilterre.   Ji.  F.  L.  190ft.  IV.  Now  2. 

1788.  \\  ^ages  in  iord  Penrhyns  Quarries.   T.  1905.  November.  22. 

1789.  The  Waget  of  Merchant  Seamen.  7.  190S.  Sept.  \b. 

ITfia  Die  Acht8tundenagitati<m  der  Sdiriftaetier  in  den  Ver.  SteateD  und  OMiada. 

A.Fr.  1905.  XUIL  2. 
1791.  ArbeitsverhSItnisae  io  den  grapluMben  Qewerfaen  in  Oanada.  a  O.  D.  1906.  XV. 

N.  .  32. 

17Ö2.  Rate»  and  teiidencieä  of  wage«  and  boura  in  Canai^lu;  Stonecutters  lujd  ßuildert»' 

Labourcr».    Th.  L.  G.  l'XJo.  VI.  No.  1. 
1793.  Wiese,  Dr.  L.  t.  Die  Lage  der  onganschen  Landarbeiter.  ^\  P.  190f>.  XIV. 

No.  44. 

1704.  Land \\irt8chaftliche  Arbeitslöhne  in  Ungarn  im  .Tahre  1902.  S.  R.  lOiT  .  VT.  No.  8. 

1795.  Pecroleri,  A.  Le  condizioni  del  aalariato  agricolo  in  provincia  di  CagUari. 
Otom  d.  E.  1905.  Asoeto. 

1796.  Caro nein i,  A.  e  Marchetti,  L.  Le  condizioni  del  In?<no  nell'  indnstria 
dei  lat^zi.   Giom  d.  E.  1905.  bettembre. 

1797.  Enqnfito  sur  le  service  et  lee  anlaivBa  des  aommelftree  dane  le  canlon  de  FHbomg. 
A.  eath.  1905.  lAJL  JaUlet 

8.  AcMtenrolniiignB. 

(S.  Aticii  unter  Gewerbehji^ene.) 

179a  Puch 8,  Prof.  Dr.  K.  F.  Der  VIL  intemnt  WohnnngBkongrese  In  Latliofa. 

4S.  P.  1905.  XV.  50.  51. 

1799.  Der  VII.  internat.  Wohnungskongrees.  B.B.JS.  1906.  IH.  9. 

1800.  Internat.  WrliuungskonCTess  VTI   in  l.firtirh.    /  ir  lOO^.  TIT. 

1801.  Landsberger,  Dr.  Bemerkungen  zum  preuäs.  Ge^etzeutwurf,  betr.  Ver- 
besserung der  Wohßung87erhältni8äc.   D.  V.  9.  G.  1905.  XXXVIL  H.  3. 

1802.  Garden  City  Asaociation.    T.  190").  July  15. 

1803.  Seibt,  G.  Kleinhauä  und  MietekaHernc.   Schm.  J.B.  liX)5.  XXiX.  H.  3. 

1804.  Fisher,  h.   The  town  honsing  problem.   C.  rev.  1905.  March. 

1805.  Pierson,  N.  G.    Woningprnblemen.    Ec.  1905.  LIV.  Sept. 

1806.  Weber,  Dr.   Neuere  Literatur  zur  Wohnungsfraga   S.  K.  ItfUö.  XXV.  11. 
18<J7.  K  a  ni  pf  ni  e  V  er ,  H.    Gartenstadtbewegung.    S.  M.  1905.  II.  H.  11. 

1808.  Krieger,  il.  L&odlicbe  ArbeitereiecteiuDgeo.  Ü,  P.  1905.  XIV.  No.  36. 

1809.  Brande,  Dr.  M.  Wobnongmiachweiie  für  Ledige.  .9.  W.  S.  1905.  XTII.  14. 

1810.  Wohnung  und  Einkommen     y.  H'  l'tri=,         jjo.  23. 

1811.  Wiedieldt,  Dr.  Miete  und  Kmkommen.  Z.  W.  1905.  HI.  No.  16. 

1812.  Boecher,  K  BamnDoasenechafi  oder  Akttengeeellsehaft.  Z.  W.  1905.  III. 
No.  16. 

1813.  Wruuiecki,  A.   Ogroily  robatuicze.   (Arbeitergärten.)   Mu.  1905.  Mindieft. 

1814.  Seibt,  6.   Kleinbaue  und  Mietskaserne.    Sekm.        1906.  XXIX.  H.  3. 

1815.  N'^turahvühnungeu.    //.  F.  1905.    XIX.  17. 

1816.  Marcuöe,  Dr.  J.  Der  1.  Allg,  deutsche  Wohnungskongress  zu  Frankiiiri  a.  M. 
16.— 19.  Okt.  1904.    D.  V.  ö.  G.  1905.  XXXVII.  2. 

1817.  Arend,  W.  Der  6.  Verbandstag  deutscher  Mietvereine.  S,  F.  1905.  XV. 
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laia  HeBsischor  ZwtralveniD  für  Errichtiing  billiger  Wohnungen.  'Z.  W.  liN)5»  III. 

No.  20. 

1810.  The  Housing  Questioo  in  Germany.    T.  1905.   Sept.  5. 

1S20.  Zurhorst,  Dr.  A.  Zur  Frage  einer  Wohnunpiaetatlttik  ia  Verbinduiur  mitd«r 
nächsten  Volksiählunir.  Z.  GM.  1905.  LXT  Tf.  3. 

1821.  R^elunfi(  der  Gmiridheit«-  und  WohnverhaUniase  der  Seeleute.  P.  1905. 
XIV.  No.  4-), 

1822.  Staatliche  Wohnungsfürsorie  in  Württemberg.  S.  P.  1905.  XIV.  No.  41. 

1823.  Wohnnngsfunorfe  dnreh  den  nwoMbehflo  Berefiskaa.  Z.  W.  1905.  III.  No.  19. 

1824.  Wohoungspflege  in  Fürth.  Z.  TT.  1905.  III  N  -  21. 

1825.  Rost,  I)r.  H.  Einige  Ergebnisse  der  Wohauagauntenuchung  in  Aujabare. 
Z.  W.  1905.  HL  No.  17.  -o  * 

1826.  Der  Wohnungsmarkt  in  den  deatächen  St't'Um.   III.)    R. a    lOo".  TTT   No  9. 

1827.  Troe Usch ,  W.  Die  he»6ische  wirtschaft^ipolitische  Ge  -  t/u  l  uug  im  Jahre 
1902  unü  ihre  bisherigen  Erfolge  (insbesondere  die  Landoh  vp othekenbwik  nod 
die  Pflege  des  KIeinwohiiunp»b«ueB.)    Schm.  J.B.  1905.  XXiX.  H.  3. 

1828.  Die  Kaii^er  Fniuz  Jot^ef  L  Jubilfiumsstiftung  lur  Voiki^wohnungen  und  Wohl- 
fahrtsei nrit-htungen  in  Wien  1904.   S.  K.  19(».  VI.  No.  9. 

1829.  Arbeitervohnungaffeaoeaensch&ftai  in  Oesterreich.   Z.  W.  1906.  III.  No.  17. 

1830.  Die  GemeindewonnungsSniter  nnd  gemeinnützigen  Wohnungsnachweise  in 
Oesterrci!  Ii  du  1  Deut^idiland.         1905.  I.  No.  9,10. 

1831.  Bericht  über  die  Tätigkeit  des  unentgeiüicheai  Wohnunganachweisea  ia  Gras 
im  J,  1904.  A  1904/oL  No.  7/a 

1852.  Veiller,  L,  Xbe  houfling  probtem  in  American  dtiei.  A.  A.  190^  XXV. 
No.  2. 

1833.  L'habitation  des  femmes  Isoldes  ä  Paria.   M.  S.  1905.  No.  10.  (Auualee.) 

1834.  Brandts,  Dr.  M.  Die  Bilanz  des  ^.Albenro  popotare»  in  Mailand  über  daa 
IV.  GeschäfUijahr.  (llX)4.)  Z.  W.  1905.  III.  No.  18. 

1835.  Le  abitasioni  populari  a  Milane.  Bit.  mc.         XII.  XV.  7. 

1836.  InchieaU  buUe  abitazioni  in  Milano.   B.  ü.  L.  1905.  IV.  2. 

1837.  Le  abitazioni  populari  a  Milano.   B.  U.  L.  1905.  IV.  3. 

9.  Arbeltsraarkt  und  Arbeitsnachweis. 

(B.  auch  unter  Arbeiti^verwaltung  und  Arheitorschutz.) 

1838.  Der  Arbeitamarkt  im  Auslände.  (Grossbritannien,  Frankreich,  Belgien,  Canada.) 
ILA,  190R.  III.  Na  5-10. 

1889.  Internat.  Arbeitsmarkt.  (Belgien,  März  u.  April  1905,  D.  Beicb,  Eo^^d,  Fiank- 
reich,  im  April  1905.)   &  R.  1905.  VI,  No.  6. 

1840.  Internat  Arheit^nmrkt.  (BelgieOt  !>•  Boleh,  Endaiid,  Frankreich,  im  Mai  1905.) 
S.  Ii.  1905.  VI.  No.  7. 

1841.  Internat.  Arbeitsinarkl.  (Belgien,  I).  Eeich,  England,  Frankreich,  pro  Juui  liKfö.) 
8.  R.  1905.  VI.  No.  8. 

1842.  Internat.  Arbeitsmarkt.  (Belgien,  D.  fieich,  £iigUnd,  Fnmkreich,  pro  JuU  1905.) 
S.  R.  1905.  VI.  No.  9. 

1843.  Chroniqae  da  travail.  (Fnmoe,  Allwmagne,  Belglqiie,  Anglet«re.)  Rn,  2V.  1905. 
No.bff. 

1844.  Marcli«  du  travail.  Reo.  Tr.  1906.  Na  6  ff. 

1845.  Revue  du  Irnv^il    B.  o.  T.  1905.  XII.  No.  6ff. 

1846.  Mercato  del  lavoro.   B.  U.  L.  1905.  IV.  1  ff. 

1847.  Zur  Frage  des  Berufsrisikos  der  Arbeitslosigkeit.    H.A.  1905.  III.  No.  8.  0. 
184&  Konrad.  Dr.  K.  OhUgatorischer  öffeotUcfa«  Arbeitanachweia.  S.  F.  1905.  XV. 

Na47.  48.4l>. 

1849.  B5hm«rt,  ProL  V.  Da.^  Veringen  nach  notcilan  paritfitiacheo  Arbeitniacli- 

weisen.   A.Fr.  1905.  XLill.  2. 

1850.  Flesch,  K.   Aus  den  Jahresberichten  öff.  Arbeitsnachweise.   J.  Ä.9f.  1905. 

VITI.  No.  1!). 

1851.  Roat,  Dr.  U.  Arbeitakialgkeit  and  Arfaettaloaenveraichening.  Z.  A.  1905.  VI 
H.  & 

1862  Wagner,  Dr.  M.  Die  VonfclicniDg  gegen  Arbeitskwigfccit  (I.  II.)  8.  P. 
19Ü5.  XIV.  No.  43.  44. 

1853.  Das  deutHche  Partikqlamedht  und  der  gewenrbemisaige  ArbaUiDaahivwB.  J,  AM. 
1905.  VIII.  Na  23. 
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1854.  Placcment  gratuit.   B.  O.  T.  XTT.  Xo.  Off. 

1^.  Lee  BobvoitioiiB  nix  caiases  de  chömage.  Ji.  O.  T.  1905.  XII.  No.  6. 

1866.  Lee  rabventknn  sitz  etSgim  de  chdmi^  A.  eath*  1905.  LEL 

la*)?.  Toynbee,  H.  V.   The  problem  of  the  Unomployed.    Econ.  Rev.  190S.  3. 

The  Probk-ni  of  the  Uueraployed.    T.  1905.  Sept.  29.  Nov.  30. 
1S59.  The  Uuemplf)y«l  Question.    T.  1905.  Sept.  28.  Nov.  14. 
186().  The  Fxluc-ate«!  Unemploved.    T.  190.'.  Aug.  10. 
1861.  Organizing  the  TTnemployed.    T.  11«05.  Aug.  20. 
18tj2.  The  Primate  and  the  Unemployed.    T.  1905.  June  13. 
18ti3.  Dietzel,  U.    Free  trade  and  the  labour  market.   C.  rev.  1905.  March. 
1884.  Prato,  Prot  G.   Raseegna  del  lavoro.  R^.  *oe.  1905.  Xll.  Vol.  XV.  6. 
]8fö.  Casea  di  8U8ndi  por  Im  diBOOcnpiiioiii  alle  casM  dl  diBOeooMEkine.  B.  CT.  L, 

im,  IV.  1. 

1808.  Die  IV.  VenammluDg  de«  Verb,  deatodier  ArbeitMiachweiM  tuad  die  Arbeite* 

nachweiskonforenz.    -S.  /'.  100.'.  XV.  7. 

1867.  Die  Entwickluos  der  öffentüchen  Arbeiteoachweise  im  Deutecbeo  Reich  in  deo 
Jahren  hm  nnd  1904.   R.A.  1905.  No.  10. 

1S<>S.  Arbeit«* markt     H  A.  1905.  No.  5—10. 

lötiU.  Die  Statistik  der  kommunalen  ArbeitsnachweiDe  in  Preussen.   J.  A.M.  1905. 
VIII.  No.  m. 

1870  Hif>  Errichtung  kommunaler  Arbeiftanachweiae  in  Sachaen.  S.  P.  1905.  XIV. 

iS  u.  42. 

1871.  Der  Verein  für  Arbeitsnachweis  in  Wiesbaden.   S.  P.  1905.  XIV.  No.  42. 

1872.  Die  Stadtköbmche  Vmichening  gegen  Arbeitaloeigkett  im  Winter,  s.  P.  190&. 
XIV.  No.  43. 

1873.  Die  Regeinng  der  NotstandMrbelten  In  dentHdum  Sttidten.  S.  P.  1905.  XV. 

No.  49. 

1874.  Wagner,  l>r.  M.  ArbeitahMcnfflrsorge  in  deuteeben  StiUHen.    S.  K.  1906. 

XXV  IM 

1875.  Di«  kHUtu).  ättilleu Vermittlung  im  Deutschen  lieich  im  2.  Quartal  1905.  ^..-1. 
1905.  III.  No.  7. 

187^.  Die  kaiifinänniKche  StaUenvcffmittlung  im  Dentachen  Reiche  im  3.  Qoaital  1905. 

ILA.  UK)").  No.  10. 

1877.  Die  Arbeit-iosigkeit  in  den  deutschen  FachTerbaoden  im  2.  Quartal  1905.  C.  G*  ÜL 

1905.  XV.  No.  32.   R  A.  VMu  III.  7. 

1878.  ArbeitsloHigkeit  in  deutschen  Fachverbänden  im  3.  Quartal  1905.  R.A.  1905. 
No.  10. 

1879*  Kommunale  Arbeiteoachweiflämter  in  PreuBsen.  Ee.  1905.  LIV.  Juli,  Auguafc. 

1880.  Stidtiaches  Arbeitsamt  in  München  1904.  B.  R.  VI.  No.  9. 

1881.  Städtischer  Arbeitamarkt  in  Stuttfrart  1904.   .v.  A'.  100.5.  VI.  No.  0. 

1882.  Die  Vermittlungstätigkeit  der  Arbeitsnachweise  im  Sept.  1905.   R  A.  1905.  III. 
No.  10.  11. 

1883.  Fehl inger,  H.    Arbeit^^iiachwei»  und  ArbflitikMenlärMnga  in  AustraliML 
J.  A.M.  19(ö.  VIII.  No.  21. 

1884.  Die  Ergebnisse  der  Arbdtsvermittlung  in  Osetenraleh  1903.      /V.  iSt  X.  1906. 

XLV.  I. 

1885.  Ergebniii.>ie  der  ArbeiUvurtnittiung  in  Oesterrach.   J.  A.M.  1905.  VIIL  No.  24. 

1886.  Ergebnisse  der  Arbätsrermltilung  in  Ocstsmich  im  Jahn  1904.  &  JB.  190& 

VL  No.  6. 

1887.  Ergebniftee  der  ArbeitSTermittlung  in  Oe^iterreich  im  Monate  Mai  1906.  & 

1905.  VI.  No.  G. 

1888.  EigebnlHse  der  ArbeitavermittlaDg  in  Oeeterreidi^im  Monate  Juni  1905.   ü.  R. 
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IV.  No.  1. 

2035.  Lot  mar,  Ph.    Der  Dienntvertrag  im  Entwürfe  de»  Zivilgesetzbuches.  S.  W.  S. 
1905.  XIII.  Nc  '.K 

2(3öa.  Der  Tarifvertrag  im  Schweiz.  Zivilrecht.  C,  Q,  J>.  1905.  XV.  30. 


18.  Arbeitsverwttituuf. 
(H.  auch  unter  Arbeitsmarkt  und  Arbatsnachweis.J 

2036.  Die  Oewerbeinspektlon  im  Jahre  1904.  Tnd.  1905.  X.  No.  28.  32. 

2037.  Der  Gewerbeiiisjx-ktorenbtTicbi  fiir  das  .Taiir  190^.  a.<  vm.  XVI.  No.  13.14. 
203&  Die  Gewerbeiospoktioa  im  Jahre  1904.   G.iicAic.  1905.  N.  F.  VIL  No.  16. 

2038.  Der  Bericht  der  Oewerbeini|Mktoi«n  pro  1904.  BJf.  1906.  Dd.  20.  Na  29. 
20M.  Der  Bericht  der  newrrbeinspektoraD  pro  1904  (FortMts.  iL  Sefaliiaa).  Ind.  1909. 

X.  No.  29.  33.  34.  3,j. 

2041.  Kahler,  W.   Die  Jahresberichte  der  dentaehen  GewerbeanfBichtsbeamteo. 
j.  y.  St.  m)5.  III.  F.  r?o.  Bd.  5.  H. 

2042.  Die  Gewerl>eaufBicht  in  den  einzelnen  deutschen  BuudeiibLaateD.  R.A.  190i>.  III. 
No.  11. 

2043.  Die  badi^che  FabrUdnepektiaii  im  ersten  Vierteljahrhundert  ihrer  Titu^t.  C 

1905.  XI L  No.  14 

2044.  Der  Jahresbericht  der  elaaaii-lolhrinimdken  QewerbeiDep^on  fflr  1904.  S.  P* 
1905.  XV.  1. 

2045.  Die  Jahratberichte  der  Gewerbeaufaichtebeaniten  von  ElaaBs-Lothrinsen.  R.A. 

ioar>.  No.  in. 

20-16.  Die  .)ahret«b«rii*hte  der  bayerischen  Fabriken-  und  Gewerbeinspektoren  für  1904. 

ILA.  1905.  III.  No.  5. 
2047.  Die  Jahresberichte  der  sSehsiaclieii  Gemtbeaniucbtabeamten  f&r  daa  Jahr  1904. 

E..4.  1905.  III.  No.  9. 
2018.  Die  Jahresberichte  der  württembemMhen  GefrerbemMehtabeanteii  für  die  Jahr 

1904.   Ji.A.  1905.  III.  No.  8. 
2049.  Die  Jahresberichte  der  preuosischen  Gewerbeaufsichtsbeamten  für  das  Jahr  19<)4. 

R.A.  1906.  III.  No.  7. 
20Ö0.  Zwiedineck-Sttdenhorst,  v.  25  Jahre  Fabrikinepektion.  ^.  9-  Sl  1906. 

LXI.  H.  3. 

2051.  Die  ( lewerbeaufnicht  in  Württenibertr  im  Jahre  10- U.    S.  P.  1905.  XIV.  No.  43. 

2052.  Von  der  preussiM^eu  Fabrikinspeklioo  im  Jahre  lÜOl.  S.  P.  1906.  XiV.  No.  44. 

2063.  Beirat  für  ArbeiteratatiBtik  in  Dentachland.  &  n,  1905.  VI.  No.  9. 

2064.  Die  «eteneichimfae  Gewerbeinapekiion  Im  Jahre  1904.  8.  R.  1906.  VL  No.  7. 
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2065.  ikric-ht  der  k.  k.  GewerbeiDspektoren  über  Qure  Amtstttigkdit  im  Jalire  1904. 

Oe.  W.  u.  L.  1905.  XXV.  No.  14. 
2068.  Die  öeterretchische  Gewerbeinspektion  im  Jahre  1904.   C.  G.  D.  1905.  XV. 

No.  .iS. 

2067.  Das  ArbeitMuot  der;  Königreich«  BdiäcD.  ü,  i*.  1906.  XV.  No.  49. 

2066.  Digmt  of  reoent  reports  of  State  BurMos  of  labor  Btatistica.  B.  S.  L.  1906. 

No.  59. 

20ö9.  W'oll'f,  H.  W.  The  lUlian  Labour  DepartmODt.  Ectm.  Ret:  1906.  XV.  a 

2060.  B^orpmiMtion  da  Mrviee  de  nntpeetioo  do  tntnäl  M.  8.  1MB.  X.  No. «. 

(Annales.1 

2061.  Die  fran^üäische  Arbeit«inR{>€ktioii  im  Jahre  1903.  S.  Ji.  190Ö.  VI.  No.  7. 
2002.  Büpport  de  rins^>fctour  ül-h  inh^tallatioD*  ^lectriqu»  de  GffMide-fireli^siM  poor 

Vann^  19<)2.   H.  I.  T.  V.m.  No.  1.  2. 

2063.  Kapport  de  riiispecteur  des  iuBtAllaüoiiM  electriques  en  Grande-Bretagne  pour 
l'annee  1903.    B.  T.  T.  1905.  No.  3.  4. 

2064.  Virgilii,  P.  L'Offioe  du  Tiravai]  en  Italte.  Rev.  Im.  1905.  XIII.  Na  7. 
2066.  Per  le  camere  dd  lavoro  i  nna  proposta  ddl 'onorevole  Alesaio.    Or.  «.  1906. 

Luglin. 

2066.  Gouffh,  G.  The  Wage»  Bo«rd  of  Victoria.  E.  J.  1905.  tiepu 

2067.  New  Zealand,  Report  of  Departement  of  Laboar.  L.  G.  1906.  XIII.  la 
2(J68.  Hertz,  Dr.  I    V>ie  Arbeitaverhältniiwe  in  der  Brhwni/..    Vadi  den  Rgtichteo 

der  Fabrikinspekiorcn.   ^'.      1905.  XXIII.  11.  No.  42.  43.  44. 


14*  Ai  fcelliaelt» 

(8.  audi  unter  ArbdterrarlJItid«ee  und  Franoiarbeit) 

2»m  Simon,  H.  Der  Zehnstunden  tag.  S.  M.  1905.  II.  H.  11. 

2070.  Landsberger,  H.   Der  Achtuhrladen^'chluss.  D.  W.  Z.  1905.  I.  No.  18. 

2071.  Ueberstanden  im  Uaadddgewerbe.  &  P.  19U5.  XIV.  No.  42. 

2072.  Lnquet,  A.  Le  repoe  hebdooHMlMn.  M,  Soe.  1906.  No.  157. 

2073.  Vicnnet,  C.  Le  repos  bebdomadairc.  A.  cath.  1905.  LIX.  Juin. 

2074.  C^'lier,  A.  et  Gerlier,  P.  La  dur^  du  travail  des  jeunes  ouTriera  et  ap- 
preotia.  A.  eath.  1906.  LIX.  AoAt. 

2075.  Rour,  L.        d(<lai-conK^.   A.  cath.  1905.  LIX.  Nov. 

2076.  Carozzi,  L.   I  danni  del  lavoro  notturno.  Lai.  Idijb.  III.  1. 

2077.  Die  planniä-^iKigc  Dienst-  und  Ruhezeit  der  Bedienatelen  der  prenas.  Plimt' 
bahnen.  Z.  V.  E.  1905.  XLV.  No.  53. 

2078.  Völlige  J^uaatagsruhe  im  HandelsgewerlMi  zu  f  laiikturt  a.  iL  S.  P.  1905.  XIV. 
No.  42. 

2079.  Der  gesetzliehe  Zehnstundeniag  für  FabrikarbeiteriDnen  and  der  Zentralverband 
deutscher  Industrieller.  S.  1\  1905.  XV.  (i. 

2060.  Volli^tändige  Sonntunmlie  im  fianddegeiverbe  an  Frankfurt  a.  M.  S.  P.  1906. 
XIV.  No.  41. 

2061.  Die  Bonntafnamhe  im  Handelsgewerbe;  S.  P.  1906.  XIV.  No.  42. 

2i)82.  Regelung  <ler  Arheitszeit  in  kaufmänniacben  KDtitoren.  S  P.  1905.  XI V.  No.  42. 
2083.  L'iuterpcüatioii  lYiiuborn  au  Keich^tag  en  faveur  <te  la  joum^  de  10  heures 

nour  lef*  ou\Tier8  et  les  onvri^rea.  A.  raih.  UHj5.  LIX.  Mate. 
2' »8}.  Der  Nennstundentag  in  der  Österreich.  Ma.>*chinenindiislrie.   Intl.  1905.  X.  No.  27. 
2lftjö.  Webern,  K.  v.  Die  Einführung  der  Neunstund en»chieht  beim  ftetcrreichischen 

Kohlenbeigbau.  Z.  F.  &  V.  1  n    r,  n 
2086.  Arheitszeitvertängerungen   in   den  fabrikmissigen  Betrieben  OeaterraichB  im 

L  (.iuartal  HK.».").  ,v.  R.  V.m.  VI.  No.  6. 

2067.  Ärbeitszeitverlüngerungen  in   den   fabrikmamigen  Betrieben  Oeaterrddie  im 
II.  Quartal  19C5.       A'.  1905.  VI.  No.  9. 

2068.  NedMni  klid  v  iivnosti  obdiodnt.  (Sonntagsruhe  im  Handekgewerbe.)  V.J.  1905. 
II.  No.  3. 

2069.  Dechesne,  L.  Le  r^tos  de  dimaodie  en  Bolfldqiie.  Hev.  ec.p.  1905.  XIX.  No.  5. 

2090.  Faetofy  hoor»  in  Danmark.  L.  O.  1906.  XIU.  U. 

2091.  Der  Achtstundentag  für  Staat^rbeiter  in  den  Ver.  Stiaten  von  Amerika.  B.A. 
1905.  III.  No.  6.   6'.  P.  1905.  XIV.  39. 

2092.  Der  Aehtatnndentag  für  Staataarbeiter  in  den  Ver.  Staaten.  Ovw.  1906.  IX. 
No.  17. 
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2063.  Lohnhöhe  und  Arbdtezdt  in  den  Ver.  Stellen  von  Amerika  und  in  Eorapt. 

D.  W.  Z.  1905.  I.  U. 
2094.  Beechränkmw  dar  ArMtoidt  der  Fknaen  in  den  Ver.  Staetai«  <k  <7.  2>.  UNK. 

XV.  30. 

20^.  Qe«(et2  fiber  die  Dauer  der  Arbdtszdt  in  den  franz.  Bergwerken.  C.  O,  D.  1906. 

XV.  33. 

2006.  Der  ^aeUliche  StundenUtg  in  den  Kohieogruben  Frankieichs.  &  P.  1906.  XIY. 

2007.  Capredon.  £.  Le  travail  de  nnit  dee  idokBomta  dane  Hndnetrie  iwiieeiie. 

P.  1905.  No.  6.  &  9. 

2006.  Amieuz,  A.  A  propoe  de  la  loi  dm  29  jnin  relatiTe  \  In  dnrfe  da  tratiil 

dans  les  minen.   Q.  P  1 No.  7. 

2099.  Dincours  de  M.  de  i^marzelle  au  ^nat  sur  le  repoä  de  dimanche.    Ä.  eath. 
im).  LIX.  Juin. 

2100.  La  rinercu88ioni  Aui  t<alari  della  ridnsoni  l^giBlatiTa  deU'onrio  di  lavoio  In 

Francia.   B.  U.  L.  1905.  III.  6. 

2101.  Kn^'lirtchc  Hiirennzeit.    /.'.  F.  1 !'()').  No.  19. 

2102.  Der  Achtetundentag  in  englischen  Werkstatten.  &  P.  190&.  XIV.  llo.  43. 
2108.  Ei0it-Hoar  Day  in  Goverament  Workabope.  L,  G.  190&.  3UU.  Nob  7. 
2101  Ratefi  and  teiidencim  of  waeeu  and  hoan,  Ganada.  Stonttcnttem  and  baildem 

labourer«.    Th.  U  0.  1905.  VL  1. 
2106.  Changes  in  rate»  and  wage«  aad  hoors  of  labour.  L,  Q.  1905.  XIIL  9.  lOi  11. 

2106.  Wa^  and  honra  of  labor  in  mannfnctnriog  induatries,  1890  to  1804»      B,  L, 
1905.  >'o.  59. 

2107.  Die  Acht^tundenagitatioa  der  SehiifteetMr  in  den  Ver.  Staaten  und  Oenada. 

A.Fr.  1905.  XLIII.  2. 

2108.  Lohobübe  uud  Arbeitedauer  bei  den  öffenthebe»  Arbeiten  im  Königreich  der 
Niederlande;  Ee.  1906.  LIV.  JnU-Angnst 


1&.  Aw-  und  Etawaaienu«. 

2109.  Alien  Immigrallon  from  Oontinent  L.  G.  1905.  Xni.  la  11. 

2110.  Emifrrntion  of  Poor  Iaw  Children.    T.  1905.  Jnly  13.  Ang.  19. 

2111.  Emigration  Ehernes.  T.  1905.  October  2. 

2112.  The  Unemployed  and  Emigration.   T.  1906.  Jone  14 

2113.  Alien  Immigrants.    T.  190o.  Ang.  24. 

2114.  Alien  liumieration.  7.  1905.  May  27. 

2115.  Samuel,  Herbert,  immigration.  E.  J.  1905.  8qit. 

2116.  Migrazioni  del  lavoro.    R.  U.  L.  1905.  IV.  1. 

2117.  Marchetti,  L.   II  metodo  nella  statisüca  delle  migrazioni  periodiche  interne. 
(Horn.  (i.  J'.r.  Aprilc. 

21181.  Die  Regelung  des  Au£waaderunflnweMoe  in  Oesterreich.  1905.  X.  No.  22. 
2119.  Anetria  and  Immigration.  7*.  1905.  October  10. 

2\2i}.  La  inimigrazione  italiana  ncl  Bolpin.    Ii.  F..  1005.  No.  6. 

2121.  Pio  de  Savoia,  Ob.  Statu  di  San  l'aolo  (BrasUe)  e  l'emigraaooe  italiana. 
B.  F..  1905.  No.  3. 

2122.  Emiprntinn  \o  Brazil.    T.  1905.  Sfj)!.  28. 

2123.  Die  Eiuwauderung  der  Ver.  Staaten.   HM.  190ö.  Bd.  20.  Now  34 

2124  Einwanderung  nach  den  Ver.  Btaatao  von  Amerika  im  Fiebdialire  1903/04 

Ii.  vm.  VI.  No.  6. 

2125.  Fleming,  W.  L.  Immigration  to  thc  Southern  States.  P.  S.  1905.  XX.  2. 

2126.  1^  popoiasione  italiana  negli  Stati  Uniti  deU'Amerioa  del  NonL  B.  E.  1906^ 
No.  IL 

2127.  Notizie  snirimmigrazione  negli  Stati  üniti  nell'  anno  1003—1904.  B.  R  1906. 

No.  8. 

2128.  Emigration  and  Inmiigration.  Board  of  Trade  Keport.   T.  1905.  May  1. 

2129.  Immigration  Statistics:  The  year  1003—1904  M  T.  1906.  VIL  Ho.  1. 

2130.  Immigration  into  Australia.   T.  1905.  October  30. 

2131.  Australiaii  Iniriiigrniion.    T.  1906.  October  24. 

2132.  lumiirrraiion  lV()«(M'ct>  in  AiiKtralia.  T.  19(J.'>.  October  14. 

2133.  The  I  jniijration  of  Ijondon  Workmen.   T.  19(>5.  .fimp  8. 

2134.  Eraigraiioii  from  Unitod  Kingdoro.   X.  G.  1U05.  Xlll.  10.  IL 
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2136.  M<^tin,  H.  Projet  de  loi  cooti» Unuiiignitkm tews^  (Angiltamk)  Jf.  Am. 
190Ö,  lüo.  7.  (AnnaleB.) 

?196.  Binwasderang  in  Kcdm«.  WJf.  19(X^  Bd.  90.  No.  27. 

2137.  Immigration  mto  the  Canadian  North-Wef=t    T.  19(».  Sept.  14. 

2138.  Mailath,  J.    L'6mignUion  UoDgroiBe.   E«v.  ic.  i,  1906.  II.  3. 

2139.  Die  Aaswanderong  ans  Italien.  HJt.  UIOS.  Bd.  20.  Ko.  20. 

2140.  Movimento  deU'emignaioiM  itaUaoa  tnnaooHuiiea  nMU  anni  1902->1901.  B.  E. 

1905.  No.  9. 

2141.  Nitti,  F.  S.  II  bilando,  deiranigmzione.   Rif.  toe.  1906b  XIL  XV.  7. 

2142.  Möhr,  J.  Ueber  die  Auswanderung,  mit  beaondewr  PerflckrichligPng  dcqenIgMi 

der  Schweiz.   M.  CA.  1905.  XVII.  B.  7. 


16.  FrraeBarbelt. 

2143.  Fürth,  U.  Frauen  in  der  Buchherstellanff  und  verwandten  Gewerben.  S,  P. 
1006  aV»  Ol 

2144.  Sftlomon,  A.  Zar  Psycholn^rie  der  Fabrikarbeiterin.    V  iWn.  XXII.  No.  40. 

2145.  Kacztcowski.  J.  Nowa  teorya  zadän  Rpo^ecznych  macccrzyi'iHtwa.  (Eine  neue 
Theorie  über  die  BOmaleo  Aii1|^rImd  der  Vlutterschaft   ßibl'  W.  1905.  F^bnuu-. 

2146.  W.   Kohieta  w  ijdD  mwodowem.    (Die  Frvn  im  Berafaiebeo.)    Rm.  1905. 

März-Heft. 

2147.  Chenevier,  A.    I^e  travail  de«  femmes.    S.  »oc.  1905.  14, 

214&  Adam 8- Lehmann,  I>r.  Hope  BridgaB.  (Die  Arbeit  der  Fkmo.)  &  M.  1905. 
II.  H.  12. 

2140.  l>tT  g(«etzliche  ZeiinntundentAg  für  FabrikaiMtariniMD  und  dv  Zentral  Verband 

deutacher  InduBtrieller.       i>.  1905.  XV.  0. 
21G0.  BeMhrfokung  der  Arbeitaaeit  der  Franen  in  den  V«r.  i3taat«D.  C.  O.  D.  1006. 

XV.  No.  .-50. 

2151.  Maday,  Dr.  A.  v.   Die  Frauenarbeit  in  Uogim.   S.  W.  S.  1905.  XIIL  H.  14. 

2152.  WameD's  emptoyment  bureaux.  L.  O.  19(K>.  XIII.  10.  11. 

2153.  Women  and  the  Unemployed  Bill.    T.  llK)ö.  July  18. 

2154.  Kvinnors  och  miuderAriga.'^  användande  vid  fäbriker  och  bergverk  är  1903. 
(Die  Verwendung  von  Frauen  und  JagendlidiMi  in  Fabrika»  und  Deigwerka- 
betrieben  19G3.)  MaUL  1905.  2. 


17.  Fttraorge  fUr  Kinder  und  Jngendliehe. 
2155.  Priclre,  Dr.  Jngendlidie  Arbeiter  imd  Soliwindaadilibeldbnpf^^  Bet  V, 

21S6b  PreiMamchreiben,  betr.  Kindenelratz.  S.  W,  8.  1005.  XIII.  H.  11. 

2157.  Der  Kinderhilfstag.    Z.  A.  1W5.  VI.  H.  7. 

2158.  Agahd,  K.  Die  gf-setzlich«'  Hegohing  der  Kinderarbeit  in  Landwirtwhaft  und 
Haushalt.    .S'.  /'.  1905.  XIV.  No.  HM. 

2159.  Fürth,  H.  Kinderarl>eit  und  Kiriderschutz.     C.  G.  T).  XV.  No.  32.  33.  34. 

2160.  Bradzinnki,  J.  Sl^ow  kilka  o  pu^t^  pach  szuitai  nictwa  dzieci^  cego.  (Einige 
Worte  über  die  FortKhntle  im  Kindenpitalwceen.)  C.  L,  1906.  Febmar- 
März- Heft.   

2161.  Engel,  Dr.  S.  Grandfragen  des  KinderBchutzes.  D.  V.  8.  O.  1905.  XXXVII. 

21ti2.  Babeau,  A.  L'oiaeignement  professionnel  et  m^nager  dea  filles  aox  XVII* 

et  XVUI*  aibclea.  Xif.  ne.  1905.  XXV.  No.  15/10. 
2163.  Plantet,  F.  I^  colonies  de  vacaocee  ponr  ka  eniuta  ehMfa  et  panwea. 

Rff.  $oc.  1905.  XXV.  No.  11/12. 
216C  Piot,  G.  Lea  oondltlona  de  travaii  de  la  ieoneaae  onvriire.  A.  eoiA.  1006. 

LIX.  .Iiiiliet. 

2165.  I^andenerziehungsheim  für  Knaben  in  Sohondorf.   M.  M.  M.  1905.  LH.  No.  28. 

2166.  Da8  1.  Jahr  des  Kinderschuütgeeetzcs  in  Heesen.   .9.  P.  1905.  XV.  7. 

2167.  Pfeiffer,  Dr.  Was  geschieht  in  Hamburg  im  Interesse  der  {Schuljugend  in 
hygienischer  und  «oziamypienischer  Beziehung.  J).  V.  ö.  G.  1905.  XXXVII.  H.  3. 

2l<j8.  Pappritz,  A.   Jugcii'ffiirsorge  in  Amerika.   N.  1905.  XXII.  No.  43. 

2m.  fioyai  Society  for  tbe  Frevention  of  Craelty  the  Children.  T.  1905.  June  28. 
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2170.  Bddy.  B.  Wie  die  oogurisclie  Reguraiig  für  die  vwlauenen  Kinder  sonri. 

M.  Ch.  1905.  No.  10. 

2171.  II  III*  coDgTe«80  per  Tigiene  deirallattameoto  e  per  la  tutela  delU  prima  in- 
fanzia  tenuUwi  %  Iteiiw        giorm  16-19  oClobre  1904  Bi.  1906.  XXXUl. 

No.  4. 


18.  CtowwMygleB«  «ni  UnlMlTwIitttaH; 

(8.  auch  Arbeitninaib^) 
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2284.  Sydow.  Dr.  B.  Zar  Gesehk£te  der  Arbettslcammerfrage  in  Deutactilmd.  8.  P. 

190.1.  XV.  4.  .-.  6. 

2285.  Conciliauon  et  arbitrage.    B.  O.  T.  XII.  No.  6  iL 

2286.  Damas,  J.  De  la  f^^ration  considrrt'e  conune  l'iuie  des  sanctions  de  i'arbltrage 

internationale.    AVr.  I?)t.  10()5.  13.  No.  4. 

2287.  Ueber  die  Errichtung  uini  Tätigkeit  der  Arbeitcrausjhchüfese  bei  den  badischen 
Staatsbahnen.   X.  V.       190:>.  XLV.  No.  «0. 

2ä88.  Der  Kampf  um  die  Arbeitsordnung  im  Ruhrbergbau.  .S".  P.  1905.  XV,  6. 
2280.  Kaff,  S,    Reform  der  Gewerbegerichte  in  Oesterreich.  S.  P.  1905.  XIV.  No.  37. 
2290.  Die  Arbeitskonflikte  iitnl  die  Tiitigk«  it  der  Einigungsämtar  lUld  Schiedagsridite. 

io  Frankieich  im  Jahre  1904.  ü.  Jt,  1905.  VI.  7. 
229t.  Denais,  Ed.  Le  rapport  de  la  commimion  du  traTaQ  snr  la  gr^veet  Tarbitiafse; 

A.  cath.  1905.  LIX.  Mars. 

2292.  Couciliacion  v  arbitraie  en  1904.  (I'rancia.)   B.  H,  6.  1905.  IL  No.  15. 

2293.  Conciliad6n  v  arbitraje  en  1908.  (Inf^terra).   B.  ff.  8.  1005.  II.  No.  15. 
3294.  Proceedin<rr;  undcr  ( •oneiliation  Art  in  Uw*?^    lOa*.      a.  1905.  XIII.  No.  0. 
22Ö5.  Läbour  Di.sputes  and  Cuncilialion  and  Arbitration  in  1904.        C.  irK).'j.  XllL 

No.  8. 

2296.  XcibunaU  dei  lavoio  e  iatituti  per  la  ooncUiaaoii&  B.  U.  L.  1006.  XV.  2. 


23.  Sozialpolitik,  allgeuieine. 

:uuft  unsi 

29* 


2297.  Stehmidt,  R.  Bb  Ausblick  auf  die  nächste  Zukuuft  unserer  Sozialpolitik. 
&  JT.  1905.  IL  H.  9. 
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2298.  Witkop,  PI.    Die  Organisation  der  Arboiterbildung    Z.  V.  S.  V.  1!X>5.  3.  H. 

2299.  Bauer,  O.  Die  Kolonudpolitik  und  die  Arbeiter.  N.  Z.  Iä06.  XXiU.  II.  Bd. 
No.  39. 

890O.  Zimmermann,  Dr.  W.  SodftlpditHdMr  UeberUick.  (L  II.)  D.  W,Z.  1906. 
I.  Ko.  10.  11. 

2301.  OewablidiM  üatewUltemiMuroMMi.  A,  O.  Z.  1006.  IV.'No.  14. 

2302.  Befähi^^gsnaehweis  and  Abgreniung  der  Gewqrbereehte.  A.  (S.  Z,  190S».  IV. 

2303.  Washietl,  L.   Agrarische  Socialpolitik.  Landw,  M.  1906.  LXIL  No.  14. 

2304.  Die  Sozialpolitik  auf  der  Straesbunnr  EathoUkenverMmmliuig.  &  P.  1905.  XV. 

No.  4a 

2305.  A.  R.  Kweetya  robotnicza  i  jej  rozwia  sanie.    (Die  Arbeiterfnge  nnd  ihre 

Losung.)    /.'„.  1905.  Mürzheft. 

2306.  Pet  l  e  r sbuu,  .T.    Socialpulitik  vid  IIK),")  iira  riksdag.  (HI.)   (Die  i^zialpolitik 
im  Reichstage  de«  Jahre«  1905.)   S.  Tid.  1905.  III.  No.  4. 

2äOfi,  Halle,  Dr.  K  v.    BoziaipoUtische  Aufgaben  gegenüber  dem  Krankenpflqcer- 
innenstande.  (I.  II.)  S.  P.  1905.  XIV.  No.  36.  37. 

2308.  Broomd,  E.   Social  nuderviening  i  «koloma.  (Der  aosiftle  Untenicht  io  deo 
ächulen.)  .S'.  Tid.  1905.  III.  No.  ö. 

2309.  TrOItsch,  M.  Die  hemieehe  wirtaduftUehe  Gfeeel^^elning  im  Jahre  1902  nad 
ihr   I  i  hrriL,  ti  T'rfolge.   (Kleinwohnungsbau.)    s.  hm.  J.Jl.    15K)5.  XXIX.  H.  3. 

2310.  Bestie,  A.    Die  wirtAch.  Gesetzgebung  in  den  deutschen  ßundefwtaateo  m 
Jahre  1904.   J.  N.  8t.  1905.  III.  F.  Bd.  3a  H.  2  ff. 

2311.  Daa  soziale  Museum  zu  Frankfurt  a.  M.   S.  P.  1905.  XIV.  Nu.  .39. 

2312.  Pechnik,  Prof.  AI.    Praca  i»poIcczna  w  Galicyi.   (Soziale  Arbeit  in  Galizion.i 
Äti.  1905.  Februarheft. 

2313.  Beer  M.  Fane  englieche  Sosialkritik  im  Jahre  1905.  M     1905.  XXIU.  I.Bd. 
No.  40. 

2311.  (tag!  iiirili,  E.    Stadüb<  hc  Brotfabrikation  in  Italien.  S.  1905.  XXII.  No.  40. 

2315.  Bresciaai,I>r.  G.  Die  wirtschaftliche  Gesctzgebtmg  Italiens  in  den  Jahren  190^ 
und  190i      A  SL  1905.  III.  F.  XXIX.  6. 

2316.  Padoa,  Dr.  8.  Die  kathoUach-eiMiak  Titigk«t  in  Italien;  8.  JT.  1906.  XXV. 
H.  7. 

2317.  Leon  Leal  B«moa.  La  aoci6n  eodal  de  loi  cat6liooa  de  XtaUa.  Ree.  c  1905. 
Ko.  124 

24.  Snbmlsglongweaea* 
2318b  Regelung  des  BabmiüeionBweBenB  in  München.  O.  J,  XXVUI.  No.  14. 

26.  Terslehciuiig. 

2319.  Franken berg,  H.  von.    Die  Gründung  einer  intemat.  Gesellschaft  für 
Arbeiterver«icheruug.   Ref.  A.V.  1905.  15. 

2320.  Der  VII.  interuat.  VenicberuogskougresB  zu  Wien  1905.  S,  M.  1906.  VL  9. 

2321.  Der  VII.  ArbeitenrenichemiigBkoogreaB.  Ind.  1906.  X.  38. 

2322.  Interuat.  VII.  Arbdterrerucherungekongrew  in  Wien  1906.   Z.  OM,  1905. 
XIV.  17.  • 

2324.  Wagner,  Dr.  M.  Der  internal  AxiMfeerverrieheraDgakongnee.  8,  JL 

2325.  Die  Stellung  des  Montanverems  zur  lUform  der   Arbeit  er  Versicherung.  J-S. 
1905.  XIV.  No.  14. 

2326.  Ded ^ ,  £.  Le»  uodätäe  de  ■eoonia  mntueb.  La  Emilie  et  la  profeeaioo.  J.  taik, 
1905.  LIX.  Mars. 

2327.  Die  soziale  Versichcning  und  ihre  Gefahren.  Ei,  1905.  No.  26. 

2328.  Die  Volksvenicherang,  uir  Wesen  und  ihre  Naditeiie  f  ftr  die  Arbeiter,  (ächluw.) 
Oew.  1905.  IX.  No.  17. 

2329.  Koejtnr  r,  P.    Die  binher  bc-tehenden   Einrichtungen    zur  Versorgung  der 
Hintcrbiiebeueu  der  wirtschaftlich  schwächerai  Stände.  £ef.  A.V.  1905.  9. 

2330.  Krüger,  Dr.  Emil.  Die  SchSden  der  Volkavexrieherang.  Ref.  A.V.  1906. 
12.  U. 

2331.  Bielefeld  t,  A.  Arbeitcrvetäiclierung  und  Volksgeeundheit.  Z.  Vtn.  1905.  V.3. 

2332.  Jay,  B.  L'aararanoe  ouvii^  et  la  eolidarit«  dana  llndustriew  Bm.  «oL  19(K>. 
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2333.  Vorschläge  /.ur  Abänderung  und  VereinCuhang  der  AiMterveniclieruaga|{!eMCse 

in  Deutschland.   A.S.  190o.  No.  12. 

2334.  Geschäftsbericht  des  ReichsversicJierungsatntes  für  1903  und  lfM)4.  A.  </.  I90n. 
XXIX.  No.  29. 

2335.  Eipnahmeo,  AiMgabeo,  Vermögen  der  Ve(aicheraogHt.rager  der  Arbeiterversiche- 
inn».  ILA,  WKXTin.  No.  a 

2336.  Umfang  der  Arbeitervermcbcruiig,  Verstdierte  uod  Venidieraiiigrtil^.  (D.  B.) 
ILA.  1«)5.  III.  No.  7. 

2337.  Liese,  Dr.  W.  SvBtematiedie  Dtnrtdtun^  der  deatachen  Arbeiterversicherttng, 
S.  K.  1905.  XXV.  iO. 

2338.  Frankenberg,  H.  v.  Ciaiize  oder  halbe  Keform?  Ein  Beitrag  zur  Vorein- 
heitlichong  der  d«ntech«i  Arbeiterversiciiemog.  S.  P.  1905.  XV.  No.  48. 

2339.  Seelmann.   Aerzte  und  Arbeiterversiciierung.   Ref.  A.V.  1905.  11. 

2340.  Scholl,  Dr.  Die  Stellung  der  .\orzte  zur  geplanten  Reform  der  Arbeiter- 
versicherung.  Ref.  -1. 1'.  1905.  7.  8.  9. 

2341.  Die  Vereinwchung  der  Arbciterversicherung.    Kef.  A.  V.  1905.  10. 

2342.  I^Andesmedizinalräte  und  Lande^verAicherungaanittultcn.    Ref.  A.  \'.  1905.  8. 

2343.  Die  Arbeitorversicherung  der  deutt^chon  Gewerkschaften.    Kel.  .1.1'.  J905.  7. 

2344.  öydow,  Dr.  U.  Reformfrage  der  Arbeiterveraicherung.   Kef.  .1.1'.  1905.  2. 

2345.  HtlRe,  Dr.  R*  Eine  ReiduTereidia^ingsanstalt  ab  Trägerin  der  gesamten 
Arlieiterver-icherung.    Rel.  A.l'.  1905.  4. 

23^16.  Die  Keform  der  deutschen  Arbeiterge»etzgebung.   Ref.  A.V,  1905.  1. 

2347.  Faid,  Dr.  Die  Strdttgkeiten  aus  der  ArbeikerverBiclMriing.  fief.  ^.F.  1905.  13. 

2348.  Bedall,  Dr.  C.  Die  Stelhin^'  der  Apotheken  snr  geplanten  Bofotm  der 
ArbeiterversicheruDg.   Reh  A.y.  1905.  13. 

2340.  Seclmann,  H.  IKe  Geeciüchte  der  Venidieningsrefonn.  Rd.  A.V.  Ifl06.  10. 
n.  12.  13.  M.  15. 

23.'*0.  öaucke,  Dr.  A.  Der  Umfang  der  Arbeiterversicherung.  Ref.  A.V.  1905.  7. 
8.  9. 

2351.  Kaff,  8.   Die  Stellung  der  Aerate  in  der  österreichiadien  Arbfiterrmidienin^ 

A.  M.  II.  190.5.  II.  2.  Heft. 

2352.  Die  Reform  der  Arheiierversicherung.   At.  W.  UK)5.  XII.  No.  S^>'). 

2353.  Die  Vereinfachung  und  Vereinheitlichnng  der  Arbeiterveraicherung.  Ind,  1906. 
X.  Ko.  36. 

2354.  Sitzung  III.  des  ArbeiterveiviclieningBaiiBSchasBH  des  Arbeitabebrates.  8. IL  1906, 

VL  Na  t). 

2366.  Köhler,  K.  Das  Programm  fBr  die  Reform  und  den  Aasbau  der  Arbeiter- 

verficheninpr  in  Österreich.    S.  P.  1905.  XV.  No.  4fl 
2356.  Brod,  J.   Ueber  die  Retonu  und  den  Aushau  der  österreichischen  Arbeiter- 
versichening.    V.  A.  1905.  XI.  No.  11. 

2367.  Düttmann.  Die  Verhandlungen  über  die  N'ereinheitlichung  der  Arbeiter- 
Versicherung  auf  dem  Wiener  Kongresse.    Ref.  A.V.  1905.  11.  12. 

2358.  Die  Reform  der  Arbeitervorsichenmg  in  Oesterreith.    Ref.  A.V.  190.5.  2. 

2359.  Die  VereinheitJicbung  der  Arbeiterrenucherang.  (Forts.)  W.  N.  ö.  1905.  LXVl. 
No.  3a 

2300.  Die  Reform  der  Arbeiterversicfaening  in  Oestenreidi.  B.  A.  1906.  III.  No.  6. 

6. 7.  a 

2361.  Mi  Sa.  O  vUdnim  programu  pro  reforum  a  vybudovinf  dj^lmdr^ho  pojiSt^Wbof. 
(Reii^if  riin^rsprogramm  fiber  Ren»miind  Ausbau  der  Arbdtervenichorung.)  Zm, 

IV.  ^o.  3. 

2362.  Fiedler,  Dr.  Fr.  Pojist^nS  zemMM^kt-bo  d^lnictra  ve  vUdnim  programu 
fK)jist'ovacim.  ( Versichern iig  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nach  dem  Kegilh 
ruiig« Programm  über  Arbeiter ver8icherun({.)    Oh.  1900.  X.  (Juni.) 

2363.  M  i Ilard ,  J.  D.  De  unificatie  der  Arbemers^VerBekering  in  Oestenrijk.  C.  O.  Y. 

1905.  Okt. 

2364.  Regeringsforalaget  «iii  t»n  IJdviiieLHü  ug  en  Reform  h1  Arbejderforsikringen  i  ^sterrig. 
(Der  Regierungsvorschlag,  betr.  die  Erweiterung  und  Reform  der  ArMitervenioiie» 
ning  in  Österreich.)    T.  A.  1905.  1.  No.  4. 

2365.  \a  mutualit^  en  ßelgique.  Rtf>,  Tr,  1005.  No.  7  ff. 

2366.  Cr^ation  d'nne  aseoäation  francaise  des  assuranoes  socialcB.  Ate  el  Au.  1906. 

No.  2. 

2367.  La  loi  sur  rasaurance  obligatoire.  X.  S.  l9Qä.  X.  No.  7.  (Annales.) 
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2368.  I>e]  I  Olli ,  M.  Les  snbTentraiM  atix  eodMiS»  de  Mooun  tnntueld.  Rev.  poL  ]90S. 

XII.  No.  Vi\. 

.lay,R.  L'asgurance  ouvriere  et  la  {joUdaritc  dans  l'induätrie.  Rev.  pot.  1905. 
XII.  So.  135. 

2370.  Les  Hoci^t^s  de  .Hecon?»  inutuel»  au  1«  janvier  1905.  Jtep,  ütoL  1906.  VXII.  No.  15^ 

2371.  Friendly  Socicties.    T.  1965.  June  14. 

2372.  Die  LandeshilfskaA^e  für  landwirtaeh.  Ariieiter  und  Dienstboten  in  UDgaio  im 
Jahre  1904.  6.  IL  1905.  VI.  No.  6. 

:i373.  La  CUM»  populäres  de  Veoezia.  B.  R.  S.  1905.  II.  No.  17. 

2374.  Gobbi,  u.  L'  asione  del  oomnne  per  le  case  popolari.  Giom,  rf.  Ke.  1905. 

Lugliü. 

2375.  Bteigcr,  ISdm.  von.  Die  Geschidite  der  Arbeiferrenidierung  in  der  ScbweiB. 
S.  W.  S.  1905.  XIII  16. 

2376.  K  1  ( (  i  s ,  Fr,  Die  Krankenvcreicherung  der  Dienstboten.  V.  A.  1905,  XI.  Na  11. 
3377.  Klceii«,  Fr.  Die  KraokeDTersidieraDg  der  HaaegewerbetrdbeDdea.  Ref.  A.V. 

loa').  4. 

2378.  FranAsen.  F.   Ziekteverzekcring.   A'.      W.  1905.  30.  Sept. 

2379.  (trpvon,  H.  B.    Vcrplithto  ziekteverzekeritip.    Kr.  lOifi.  LIV.  Juui. 

2380.  Ii)  diu,  A.  bjukkHt*t<e  va««ndet  i  Tvksland,  Danuiark  ot^h  Överigc  (Da*» 
Krankenka^BeDWeeen  in  Deatschland,  Üanemark  und  Sdiweden.)  &.  Tid.  1906. 
III.  No.  7. 

2381.  Zur  rechtlichen  Beurteilung  der  Berufs-  (Gewerbe-)  Krankheiten  in  der  deutschen 
.\rhfitprversicherunj:.        I.  VM\:\.  No.  11. 

2382.  Die  deutsche  Kranken  venücherung  nach  ihren  Ergebaiascn  im  Jalire  1903.  Uew. 
\m.  IX.  No.  19. 

Krankritka.^.-^en  und  Walderholuiifrs-stätten.    A.S.  1905.  No.  12. 
2'.^.  Die  Xii.  Jahresvensainnilnng  von  Ort^^krankenka^sen  in  I>rr'^ilpn.    V.  A.  llH.i5. 
XI.  No.  16. 

2385.  Jahnv^vorsniTimlnn^',  XII.  von  OrtaktankenlcMeen  im  Dentechen  Betdi.  A.if. 

19ü:j.  XVI.  Nu.  IS. 

2386.  Prinz,  Fr.   Zur  MedizinaUtatistik  der  Kiwikenka^seii.    lief.  A.V.  1906.  9. 
2387-  G  ü  1  d  e  n  b  erg ,  M.    UnzuläHi^ige  Befreiung  von  der  KrankenversichemngispfUcht 

nach  §  3a  des  Krankenversicherungsgesetze*.    Ref.   A.V.  1905.  10. 

2388.  Beim8,  H.   Gemeinsame  Ortskraukenkas^en.    Ki  f.    A.V.  1!K)5.  7. 

2389.  Kothe»  K.  Aiu  Praxis  und  V«rwaltung  einer  Betriebekrankenkaeee.  Bei. 
A.V.  1905.  2.  a. 

2390.  Frankenberg,  H.      fi^kenkaeeenverwaltong  und  Aufaichtobehfinleii.  Bef. 

A.V.  1Ö05.  1. 

2391.  B.  B.  Rechtsunflidierhdt  anf  dem  Gebiete  der  Kranken?erridienuig.  Ref.  A.V. 

190'.  4. 

2392.  Frankenberg,  iL  v.  I'ic  V(jr.^ciiläge  des  Zontralverbandes  der  Ort.«krauken- 
kaesen  anr  Versicherung'- n  tonn.    Ref.   A.V.  1905.  3. 

2393.  Hanauer,  Dr.  \V.  Die  Betcluaraneitaxe  and  die  Kraakenkaaeen.  Bef.  A,V. 
1905.  1.  2. 

23;M.  Kleeie,  Fr.    Zentral i.«!ation  der  Krankenkas.sen.  Ref.   A.V.  VM\  I  i. 

2395.  Bei  ms,  H.    Aus  der  Praxis  der  Krankcnvcrsichorung.    Ref.    .i.V.  U)0.5.  14. 

2396.  Fra.s»(j  or f ,  ,1.  Die  iScIb.siverwaltung  der  Krankenkassen.  Ä.  M.  1905.  II.  H.  9. 

2397.  I :  r  II  8  s.  Die  Häufigkeit  und  Dauer  der  Erkrankung«!  bei  den  Stuttgarter  Orte» 
kraukenkaf^Hcn.   A.  M.  H.  1905.  IX.  IL  3. 

2398.  Die  Bewegung  der  Mitgliedernhl  der  Krankenkaititen  im  8c|>tember  1905.  ILA. 

iiK)'.  ni.  No.  11. 

2399.  Au»  der  .Statistik  d»  Krankheit^-,  Unfall-  und  luvaliditätsursachen  in  Oest'Cr- 
reich.   R.A.  i;K>5.  IIL  No.  6. 

24<)(».  Oc^terrfirh.  Krankenka.-ifientag.  (Forts,  u.  Srhinss.)    V.  A.  1905.  XI.  No.  18. 
2401.  Der  3.  <.-tf  rrciehifl<-he  Krankenkas.<entag.   Or.  Ind.  1W5.  VII.  No.  8,  A.Ü.  VM). 
XVI.  17. 

24U2.  Oe^tcrrri.  hi.^er  Kiankenkaaeentag,  III.  &  B.  1906.  VI.  No.  &  AL  W.  im, 

XU.  647. 

2403.  Gencralver8amnilung  der  Allg.  Arbefter^firanken*  und  UntezstQtBnngpkiflee  in 

Wien.    A.S.  1905.  XVI.  No.  13. 

2404.  Zum  XII.  Verbaud.itag  de»  Verbandes  der  Arbeiter- Kranken-  und  Untenttttzungi«- 
kaaaeo  Oesterreichs.  A.&,  1905.  XVI.  No.  17. 
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2406.  De  erkända  f(jukkajM«onia<(  vorksatuhet  i  Daniiiark  ander  Ar  1003.  (Die  Tätigkeit 
der  anerkannten  dänischen  KrankciiknsHen  im  Jahre  1903.)   Meild.  VJ()ö.  So.  2, 

2406.  RejOsUehng  af  sjukkoMor  i  iSverige  ar  1905.  (Die  KraDkeDka8«eur«gi«trienin£ 
io  Schweden  im  1.  Qu.  1905.)  ifedii.  1005.  No.  5. 

2407.  L'aastiTaiice  conti«  lee  inaladies  et  le»  aoddents.  (Smaae.)  Dev,  1906.  T.  29.  Juin. 


2408.  Daä  neu«-  iiitcrnntioiial«*  Ahkoniraen  zwi.sdhcn  dem  Deutlichen  Beiche  and  Loxcm- 
burg  über  L'ntaHver-u  heninir.    K  A.  11JÜ5.  III.  No.  10. 

2409.  ^Zum  Begriffe  der  Hrwi  rbsuiifühigkeit  bä  Bei^lcuten.   /»</.  nm.  X.  No.  24. 

2410.  Zur  Verjährung  von  Unfallansprüchen,    r  c,  r>.  1905.  XV.  No.  36. 

2411.  Zum  Begriff  des  f  iit^cMdigmigspflicbiigcu  ßctriebsunfalls  bei  verbotswidrigem 
Handeln  der  Verletzten.   n.A.  l905.  HI.  No.  ."). 

2412.  Aus  da*  Statistik  des  BecbtegangeB  b  UnfAll-  und  InvaiidenTeraidieningUAchen. 
R  A.  1905.  III.  No.  ö. 

2413.  Beel  mann.  Die  BedeuUuig  der  intlichen  Otttaehton  in  Beotenenchen.  Bef. 
Ä.V.  imb.  12.  15. 

8414.  Btand  der  Unfall-  und  Invalidenveraicberung  am  Sdüuaae  des  Jahres  1904.  Ref. 

j.r.  i',to.'.  1. 

2415.  Ol  8  hau  Pen,  i>r.  Vcmvaltuugsgcriciit  wler  AufMichtHbehürde.  (Zu  §26,  Ab».  2 
de«  Gew.-Unf.-Ver»..G«i.)   Ref.  A.V.  1905.  6.  7. 

2416.  Zum  Sti  1  io  der  Unfallver^ichrnjng.    Ref.  A.V.  1905.  12. 

2417.  Frau  K  L  II  be rg,  H.  v.  Die  Beseitigung  der  TJnfallversidicruiig.  B,(A.  A.V, 
1905.  5. 

2418.  Försäkrmg  tuot  ulycksfall  i  arbete  uti  Öatecrike.  (Die  ArbeiterunfailTerBicberang 
in  Oesterreich.)    Mcdd.  1905.  No.  2. 

2419.  Beruf8genoHi4en8chaftliche  (JnfnllversichcrungManHtalt  der  {tetendehiadusa  £iaen- 
bahnen.    AV.  1905.  X.  No.  24.    //.  F.  19a5.  XXX.  22. 

2420.  Accident  and  öickness  ini'urance  in  Auntria.    /..  G.  1905.  XIII.  No.  6. 

2421.  BcrufrtgcoDsx  Dschaftliche  Unfallversicherungsanstalt  der  daterrdchiachen  Eisen- 
bahnen  im  Jahre  liMH.  8.  R.  1905.  VI.  No.  7. 

2422.  Konferenz  der  Votreter  in  den  Voratinden  dio*  territorialen  Arbeiter-Unfall- 
verÄicherung>:instaltt'n  Oei*terreich».  (I.  II.)     I.>.  UH.>5.  XVI.  No.  11.  12. 

2423.  Die  haupt^ächiichjsteQ  GebantogsergebDiäMC  der  Arbeiterunfalivefsicberunga- 
anfftalten  in  Oeateneieh  im  Jahre  1904.  A.S.  1905.  XVI.  No.  18.  S,  R.  19u5b 
VI.  <;. 

2424.  Die  Ar!)fif.TunfHllvci-iifhfning  in  Dänemark.    S.  Ii.  1905.  VI.  No.  7. 

2425.  W  esi  er^'aa  r  (1 ,  Vrof.  H.  Ijox  om  8o  folks  For«ikring  mod  Folger  af  Ulykkea- 
tilfaelde  i  to  Fa^t^virl  iiln  'i.  (Gesetz  über  die  Versicherung  der  Siflentegtgen 
die  Folgen  von  Uuiallcii  im  tSchiffahrtfbetriebe.)    7.  .1.  1905.  L  Nu.  1. 

242G.  Belgiftch-LuxemburgiHche  Konvention  in  .Sachen  der  Unfallveraicfaemngshand- 
habung  der  bezügl.  Landesgesetze.   Er.  1{K>5.  LIIl.  Juli- August. 

2427.  Fuftter,  Ed.  Statistique  de  l'aÄSurance-accidents  en  1904.  Acc.  et  A$*.  1005. 
No.  2. 

2428»  Situation  et  op^ations  en  1904  des  caiwee  naiiouale»  dWun^ice  eu  cas  de  dec^ 

et  en  eas  d'aoddent.  B.  O.  T.  1906.  XII.  No.  S. 
2^.  Mazf-rat,  E.  R.   LWurance  de8  gens  de  mer  oontre  les  aocidenls  et  la  loi 

du  21  avril  lim,   A.  6.  P.  1905.  Man». 
2490.  Die  Rechte  der  Ausländer  nach  der  fransös.  UnfaliversicherungsgetieU^ebang. 

A.V.  1905.  28. 

2431.  Monnier,  A.  LWurance  contre  tes  accidcnts  du  travail  ea  Angleterre.  Etat 
actuel  de  la  que»ition.  Assunnee  faeullotiTe  ou  assnranoe  obligatove.  Rev.  er.  p, 

100'.  XIX.  No.  0. 

2i'S2.  Cuijsia  Nazionale  d*a«i*i<  ura/ione  per  gii  infuriuiü  degli  operai  .sul  lavoro.  Rendi- 
conto  dell'egt  n  i/io  1903,  e  uotizie  Htatiatiehe.   ß.  Cr,  iV»  1<K)5.  Maggio. 

2433.  Neumaon,  M.  Notice  8ur  Texteneion  de  l'assnranoe  obligatoire  contre  Jes 
accident«  aus  ouvrier»  agricoles  (Luxemboui^).   Ace.  «i  Am.  1Ü05.  No.  2. 

2434.  Bai  ro,  J..  •!<!.  Bijdrage  tot  de  kennis  van  den  stand  Tan  het  Ongevallen-?er- 
«ekehngBrecht  in  Nederland.   AV.  1905.  LIV.  bepL 


2435.  Rumpf,  E.   Organisation  und  Betrieb  der  Heilstätten  der  deutschen  Invaliden 
Tenie&aniDg.  Z.V«n,  1905.  ^ 
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2436.  Eller  111^,  Dr.  Invalidenheime.   R«f.  A.V.  1905.  12. 

2437.  Die  Einziehung  der  InTaUdenvenicbeniDgsbeitiige  durch  die  KnuümikancD. 

Eef.  .1. 1'.  19a'>.  .-.  fl. 

2438<.  Ellering,  Dr.    I  r  <  t  die  EraCattimg  der  Beiträge  zur  InvalidenvereicheruDg 

an  wcihlichi"  Versicherte  hin  Ehoschliwfäunpr  einen  \  orti-il.    Ref.  A.]'.  ITM^.  6. 
■_M3*J.  Becker,  Dr.  Das  Atitochwelleu  der  luvalidLiirentcu  durch  lüu  ürzüiclieu  Atteste. 
Ref.  A.V.  1905.  5. 

2-lr40.  Criesberts,  J.  fieimw9-  und  Reutenkoiitrolie  bei  den  InvaiideDveniicheniiigis- 
anstalten.  Sef.  A.V.  190S.  4. 

2411.  Die  Anfaii<;p  der  Mo/ialeo  f Äikalhohordeii.    Ref.   i.V.  1905.  1.'). 

2442.  Frankenberg,  ii.  v.  Der  Aniaugstag  des  KeuteDanüpirucheB.  V,  Ä,  19(^. 
XI.  No.  U. 

2443.  Entwertung  der  Marken  und  Einrichtung  der  Quittungskarteu  bei  der  Invaliden- 

versicheruQg.   JLA.  lOÜö.  III.  No.  9. 

2444.  InvalidenversidberoDg  und  Tuberkulose.   R.A.  1905.  III.  No.  '.i. 
-145.  Invalidenversicherung  und  Krankenfiirsorge.    R.A.  1905.  III.  No.  10. 

244t).  Öeclmuun,  U.  ,,VeräadOTmg  der  Veniältaisee"  als  Vorauasetzuog  für  die 
Entziehung  der  InvaUdenrente  und  anderweiten  FestMlBung  der  Dnfailnnte. 
A.  M.  //.  1JK»5.  II.  1. 

2447.  Stieber,  P.  Die  zug(jla.s.seaeu  besonderen  Kasseneinrichtunguu  iui  Kahmeu  der 
reichdge&etzlichen  Invalidenversicherung.   .1.  1905.  7.  8. 

2448.  JUie  projektienie  Aaedehnuug  des  g^eowärtigen  Arbeitenmfaligoa^ee  auf  Kiank- 
heitai  gewerUidien  Ursprung^.  Z,  GM.  1906.  IH. 

2449.  Beitom.  M.  Statistique  daTaaatmuloe-ilkTaUdiM  eD  1900—1904.  (AUem.)w  Acc. 
et  Au.  1905.  No.  2. 

2450.  Pueter,  Ed.  Donti^  etatiatiquet«  g^'nt^'ralea  eur  l'aBauranoe-tnvaliditl  (1902 

V.m.)    Are.  et    I.  .  11*05.  No.  1. 
'2451.  Bt-Uutu,  M.    LWuranoe  contrc  l'invaUdit^  par  Icü  sociales  de  secours  mutueL». 

Aee.  et  An.  1905.  No.  2. 
24ö2.  Uollom,  M.    Les  rnpport«  de  rajistirance  cnntre  l'invnlidit^  avec  lea  aatre» 

brauche»  de  l'a^tturanee  ouvri^e.   Itif.  soc.  1906.  XXV.  No.  17. 
2463.  Projet  de  loi  norv<^gien  eur  l'auDianoe  obligatoire  cont»  l'ioTalidit^.    M.  s, 

1905.  X.  No.  6.  (Annales.) 
2454.  Casaa  Kaziouale  di  prevideoza  par  la  invaliditii  e  par  la  vecbaia  dogW  operai. 

A  U,  L.  1906.  IV.  1.  2.  3.  4. 


24S&  Ueber  die  PeoaioneverbiltidaBe  der  EiaenbalkBer.  Ai.  1906i.  IV.  No,  23. 

2466.  Pensions  verein  der  Wiener  Bnchdruckerei'  und  Heluilt^enerBifiaktoren.  Fak. 

1905.  VI.  No.  11. 

2467.  Alters-  und  Invaliditätsaparkaaiien.  Omi.  1906.  IX.  Na  17. 

2458.  LfiK  rptraite«  ouvriere>.    Der.  ll»On.  T.  i.'9.  .Juin. 
24.j9.  Olde  Age  Peusion«.   T.  1905.  November  23.  25. 

2460.  Villcv,  Ed.  Lei  illuaiona  relativee  aaz  retraitee  ouvritoee.  Se».  ie.  «.  1905. 

XIX.  Ko. 

2461.  FuKter,  bd.   La  crise  des  rotraites  ouvri^re«.  Acc  et  Att.  1905.  No.  2. 

2462.  Boissard.  A.    La  queitioo  des  velraitei  ouTri^res.   A.  tttk.  1905.  LIX. 

Octobre. 

24Ü3.  L'organiBation  r^onale  de»  retraitcs  ouvri^res.    A.  cath.  1905.  LIX.  Sept. 

2464.  Malzae,  Lc  projet  tle  k)i  nur  ie«  retraiten  ouvri^res.    K^v.  pol.']iH)').  Ii.  No.  132. 

2465.  Bouvier.  £.  Le  cumul  d'une  rente  viag^  et  d'uue  peoaioa  de  retraite  en 
caa  d'accident  de  traTail.  Q.  P.  1906.  No.  0.  7. 

2466-  I'ic  P<  iir.i<.)nr,kix.-»< ,  die  Knuikcnkris-^e  imd  die  Uiifullver>ichernng  der  Arbeiter 
bei  der  preu88it!tch-hcs.sischen  Eiisenbahngeiueinschatt  im  Jahre  1903.  Z.  V.  E. 
V.m.  XLV.  No.  49. 

2467.  Die  Kuheisehalukaiise  der  Gr.  fVrliner  Stra.s*enbahn.    x  P.  1905.  XIV.  No.  45. 
24Wi.  liuhegehaUe  und  HmierbliebenenverHorgung  in  DarmnUdt.   .s.  P.  1905.  XIV. 
No. 

2469.  A-snrance  contra  ia  vialleBse  el  llnvaiiditä.  (AUemagne.)  Aec  «i  Am,  1905. 

Nü.  i. 

2470.  Trier,  S.  v.   AlderdumsiienHioneringea  I  Auatralien.  (Die  AltarBpenaionen  in 

Australien.)    7".  A.  VMy.  1.  No.  .'». 

2471.  Erhöhung  der  Peusiuucu  der  Bcamien  der  Ö.  N.  W.  B.  und  S.  N.  D.  V.  B. 
durch  Sdbathille.  E.  Z.  1905.  XXVIU.  No.  17. 
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2472.  Der  PeoüonsioadB  der  itetenMch.  Poetboten  im  Jahre  19(M.  S,  JL  190&.  VI. 
No.  a 

2473.  Wokurek,  L.   Die  Frage  der  Alti-rr^-  und  InvalitlitätsTerBidumiig  der  Klein- 

fewerbetreibeoden  in  Oesterräcii.   ^.  P,  i9U5.  XIV.  Mo.  44. 
>ie  AlterBverBorgungskeaae  bei  der  k.  k.  photoehemigraphiddien  Hof-KnDstan- 

stalt  C.  Angerer  &  üöschl  in  Wien        a.H.  lOlt').  XII.  Xo.  10. 
2475.  Peosionsinstitut  des  Verbandes  ösierreichischer  Lokal baiiueu.    Z,  V,  E.  1905. 
XLV.  No.  ö7. 

2470.  Kaff,  ä.  Die  Pension««-  und  Kelikteavenädiening  der  Privatbeunten  in  Oester* 
reich.   S.  P.  lUüö.  XV.  No.  50. 

2477.  Die  Pension» versiehemng  der  Privatbeamten  in  Oeeterreich.  WvrkmJS.  19u6. 

XXII.  No.  34. 

2478.  Ennesch,  A.   Ein  Rückblick  auf  die  Pensionsbewegung  der  Privat beamtea  iu 
Oesterreich.    Werkm.Z.  ll'OO.  XXII.  No.  21. 

2479.  Kail,  B.  Die  Peiteionsversicherung  der  Privatbeamtea  in  Oesterreich.  Eef. 
A.  F.  19U6.  a 

2480.  Die  Frage  der  Arbeiterpensinnen  in  Frankreich.    Ref.  ,1.T'.  1905.  4. 

2481.  Pensions-   und   Wohlfahrtäciarichtuugen   der   franzot^i^dicn  Eisenbahngcseil« 
Schäften.   Z.  V.  E.  1U05.  XLV.  No.  54. 

2482.  Jay,  R.  Obligatorische  AlterBonterstfltsang  und  Arbeiterpeneionen  in  Frank- 
reich,     p.  v\m.  XV.  1. 

2483.  Altersversicherung  in  Frankreich.    .s\  P.  1905.  XIV.  No.  43. 
'lAM.  La  nmtualiu-  et  lei5  rctraite.-?.    (Franee.)    D-  v.  l'.H)5.  T.  29.  Juillet. 

24Ö5.  Dusart,  J.    Los  relraite»  oiivriL-rcH  au  rarlenit-iiL    A.  cath.  lüOb.  LIX.  Aoilt. 
Nov. 

2480.  Qaieyeee,  P.   Retraites  ouvri£:ree.   (France.)  Acc.  et  A9$,  I9ÜÖ.  No.  I. 
2487.  SoTensen,  Aage.    Le  nyc^te  Foialaff  od  toongen  AlderdomeforBikriog  i 

Frankn^'.   iDer  neueste  Voisetüag  snr  Zwaii|^tenverBtcherttng  in  Fhunkre^.) 

T.  A.  IIKX).  1.  No.  1.  2. 
248a  Pensionefonde  der  Bedienstelen  der  nngarieehen  Btaatebahnen.       V.  E.  1906. 

XLV.  No.  fr2. 

2489.  AilerävertH>rgungskasse  der  ungarischen  Staatsbahnea.    Z,  V.  E.  1905.  XLV. 
No.  52. 


2490.  Sterbekasse  für  deut-^cbe  Eisenbahnbeamte.   Z.  V.  E.  1905.  XLV.  No.  53. 
24BL  Lov  om  Tilsyn  med  Uegravclsekastier  ai  Iste  April  1905.   (Gebets,  betr.  die 
Ueberwacbung  der  ß^präbniskassen  vom  L  4.  1906.)   T,  A.  19U5.  I.  No.  Ü. 


2482.  Schreiber,  A.  MutterMhaftaveieicheraDg.  BaJ*      V,  liX)6.  2. 

2493.  n  ro  gij;  i ,  Prof.  U.   Zur  Einrichtung  einer  staatlichen  IfuttereehaftoTerflidierang 

in  Italien.  Z.  i'en.  1905.  V^.  3. 


26.  Wühifahrt  and  Fürsorge. 

2494.  Wohlfahrtseinrichtungen  für  Arbeiter.    Z.  G.  IL  1905.  XIV.  So,  16. 

2495.  Verband  Deutscher  Wohlfahrtwvereine.    <'.  1905.  XII.  No.  17. 

249a  Der  Bericht  des  Instituts  ftir  (  ieineinwohl  zu  Frankfurt  a.M.  über  dasIX.  Oe- 

schäftsjahr  1904  05.  S,  P.  1905.  XIV.  No.  4L 
2497.  BeBtimmungeo  über  die  Ffirsorge  für  städtische  Arbeiter  und  sonstige  nidit 

ruhegehallsberechtigtc  Angestellte  der  Stadt  Chcmnitx.    Oev*  190Sk  IX  No.  12. 
24m.  Ein  Volksheiui  in  Fürth.    C.  19C>5.  XIL  No.  11. 

2499.  Das  Volksheim  in  Hamburg.  C.  1905.  XII.  No.  10. 

2500.  Das  Seemaiiii-heim  in  Haniburg.    C.  1905.  XII.  No.  17. 

2501.  Fürsorgeeiiirichtung  für  die  Angesteliten  der  Zentrale  für  Spiritusverwertung. 
J.  X.  St.  liK)ö.  III.  F.  m.  30.  H.  J. 

2öU2.  Konferenz  XIV.  der  Znitralstolln  für  Arheiterwohlfahrtsf'iiirichtnnsrcn.    Z.  W. 

190.5.  111.  No.  19,  S.  i:  i:w:>.  XIV.  37.  Z.  a.H.  lifOo.  XIV.  Nu.  1).  J3.  lö.  r. 

190.5.  XII.  No.  12-14. 
2m  Die  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinricbtungen  1904/05.    B.  1905.  JX. 

No.  9/10. 
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2504.  Konferenz,  X\'].  der  Z«titral8tellc  für  ArbeiterwohlfnbrteciDriehtiingen.  Offi- 

zidlCT  Bericht  der  Zcniralstclle.    S.  W.  Ü.  1900.  XJII.  H.  13. 
2005.  Der  Hilfsvereio  fttr  Langenkranke  in  den  Öiitenreicb.  Kftnigrodien  and  LSodern 

im  Jahre  1<KJ4.    S.  R.  VMk  VI.  No.  7. 
2öOi>.  i>ie  InvaliHenkoionie  „Länaheim"  für  Arbeiter  und  Hilfsarbeiter  der  k.  k.  priv. 

Elisentbaler  Spinnfabrik  von  Aaron  uod  Jakob  Löw-Been  SAhne.  Z.  G.H. 

190.').  XII.  No.  n, 

2507.  L'aÄsifitance  aux  Ktatü-Unis  et  eo  pariiculiur  daii»  TEtÄl  de  New  York.    Rei . 

Suu.  l'JOö.  VIII.  No.  17.  18. 
2608k  Le»  insUtutions  de  pr^voyance  de«  aix  grandee  compagnie«  de  GhemiM  de  fer. 

Ärr.  Stat.  VMb.  VI  II.  >'o.  2a 
2509.  Verbewiening  der  Lage  der  Bedienatcften  der  nngariachen  Staatebabo.  Z.  V.  E, 

im.  XLV.  No.  m. 
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Besetze  und  Verordiiuiigen. 

AiistraliMber  Staatenbund. 

An  act  relating  to  conciiiation  and  arbitration  for 
the  preyention  aad  settlemedett  of  industriftl  disputes  ez- 
tending  beyond  the  limits  of  Aay  o&«  atat«.  AsMBted  to 
16*  December  1904,  No.  13  of  1904. 

Gesetz  betr.  Vermittlung  und.  Schiedssprechung  zur  Verhütung 
imd  «^>'"">><'"»g  gewarbliohar  Stxeitigkeiteu,  die  aioh.  über  die  Qrenien 
«iMS  JHbmMmIm  IiIwmm  wiwdrim.  Vom  16.  DoMmbor  1904^  Ko.  18 
von  1904. 

1.  SkseB  Qeaets  iift  als  Vermittlung-  irnd  Schiedugwatt  dei  Aiatnd.  fiteatan* 
IWDdeB  von  1904  (Commonwealth  Conciiiation  and  ArUtmtiaB  Aefc  19(M)  m  xttieno. 

2.  Dieses  Gesetz  hat  haupUiächlich  den  Zweck: 

1)  Aanperrungen  und  Streiks  infolge  gewwWiiher  8treitigkaten  eu  reriitttfln; 

2)  einen  BundcsigerichtBhof  zur  Vermittlung  und  SdüedBsprecihung  einzusetzen, 
dem  die  Gerichtebarkeit  ziir  Verhütung  und  Suihditung  gewerblicher  Streitigkeiten 
mteht; 

8)  für  die  Aiuübung  der  Gerichtobarkeit  durch  den  Oerichtaihof  in  vennittclndem 
Sinne  Sorge  zn  tragen,  sodaes  gütliche  Vereinbarungen  ewfsdhen  den  Parteien  erhielt 
lisrden; 

4)  beim  Millingen  |;ütUcher  Vereiubaruneen  zwischen  den  Parteien  für  die  Ans« 
ttbung  der  Geriditabarkeit  dnrdi  den  Oerichtanof  in  Form  eines  sntcelfenden  Urteils 
Sorge  zu  trafen ; 

5)  den  .^lauten  zu  ermöglichen,  gewerbliche  'Streitigkeiten  dem  Gerichtshöfe  zu 
überweisen  uiul  das  Zusammenarbeiten  des  Gerichtähoies  mit  den  gewecbKciien  Be- 
JlOrden  der  Einzclstaaten  in  gpgensdtijror  Unterstützung  zu  fördern; 

6)  die  Organisation  von  vertretenden  Kürperi^cbaftcn  der  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitnehmer nnd  die  Ueberweisung  gewerblicher  Streitigkeiten  an  den  Gerichtshof  durch 
Organisationen  zu  erleichtem  und  zu  fördern,  und  zu  ermöglichen,  dass  solche  ver- 
tretenden Körperschaften  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  für  Organisationen  im 
binne  ditscs  (iesctzes  erklärt  werden; 

7)  für  den  Abschius«  und  die  Durchfühnnig  Kewerblicher  Vereinbarungen 
swiaehen  Arbdtgdiern  und  Arbeitnehmern  Aber  gewerbliche  Streitigsten  Sorge  zu 
tragen. 

3.  Dieses  Gesetz  zerfüllt  in  folgende  Teile: 

Teil  1.  Einführung. 

Teil  II.  Verhütung  von  Attsepemnigen  nnd  Streiks  infolge  gewerblicher 

Streitigkeiten. 

Teil  m.  Der  fiondesgerichtdiof  f&r  Vermittlni»  nnd  Schiedsspvechiing. 

Abteilung  1.    Die  Einsetzung  des  Gerichthb(>f(N. 

Abteilung  2.  Die  J  urisdiktion  des  Präsidenten  und  des  U  crichtshof  es* 

AxbaitenchuU. 
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Abtatlmig  3.  AuBfibooK  der  (icrichtsbarkeit  bei  Stniti^EMtan  ttod 

gewdhnlicbes  Verfahren. 
Abteilnog  4  lindere  Volliniichtan  des  QtridililioiH  und  d« 

Prfoidenten. 

Tai  IV.  Die  Durchiührune  der  Yerfügimgai  und  Urteile. 
Teil  V.  OrganiiiAtioneii.  Entettann  und  B^giBtratono. 

Teil  VI.   Gewerbliche  VerdnMnuigaii. 
Teil  VII.  Verschiedenes. 

4.  In  difsem  Gesetz  bwieutet,  wenn  nicht  eine  andere  Bedeutung  auf  der  Ilflnd  li^; 

i^VeremiguDg"  (Association)  jeden  Berufs-  und  anderen  Vereia,  oder  jedea  Zwdg 
«inet  verelm,  oder  )ede  Vereinigung  oder  KOrpenehaft,  £<i  ans  Axbatgebem  oder 
Arl>ottiii  hnirrn  hor-teht  w^ld-  dieMe  vertritt  oder  die  Forderung  oder  dM  SdlOti  dv 
Interesaen  der  Arbeitsgeber  oder  Arbeitnehmer  zum  Zweck  hat; 

,^beitgeber"  (Emplover)  jeden  Arbeit^ber  einer  beüebinn  Indastrie; 

„Arbeitnehmer"  (Employeel  jrlpn  Arheitnehraer  einer  beliebigen  Industrie; 

„Gewerbliche  Verein Murung"  (induätrial  agreement)  jede  gewerbliche  Vcreia- 
barnng,  die  auf  Gnuid  dieses  C^wetzes  geschlossen  wird; 

„Gewerbliche  Streitigkeit^  (Indnatnal  dispate)  jede  Streitigkeit  Ober  gewerbliche 
Angelegenheiten : 

a)  die  zwirtriien  einem  Arbeitgc]>er  oder  einer  Organisation  von  ArbeitigelMn  liur^ 
eeits  und  einer  Oiganisation  von  Arbeitnehmern  andeneits  entsteht,  oder 

b)  fiber  die  der  Hcpstrator  ein  Zeugnis  ausstellt,  wonach  eine  Behandlnng  dir 
fltpeitigkeit  durch  den  Gerichtshof  im  öffentlichen  Interesse  läge 

und  die  über  die  Grenzen  eines  Einseistaates  hinauszeicht. 

Unter  den  B«;riff  „eewerblidM  StrdtigkeitF'  fidlen  auch  «He  StreltigIceiteD  be- 
treffend die  BcBchaßigung  bei  Staataeisenbahnen  oder  bei  Industrien,  die  vom  Staaten- 
bund oder  einem  Einzelstaat  oder  einer  Behörde  des  fc^tjuitenbundes  oder  einee  Einzel- 
staates betriehen  oder  beaufsichtigt  werden;  unter  diesen  BeOTiff  fallen  aber  keine 
Btreiri^koiten  über  die  Beschäftigung  in  Landwirtwhafta*,  Weimiaa-i  OurteobiH^  und 
MiichwirtJ^chaf  tsbetrieben ; 

„GewerbUche  Angelegenheiten"  (Industrial  matters)  alle  Angelegenheiten  betr. 
Arbeit,  Bezahlung,  Löhne,  Entschädigung,  Arbeitszeit,  Vorrechte,  B<^te  nnd  Pflichteo 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  und  die  Art,  Fristen  nnd  Bedingungen  der 
Bcßchüftigung  oder  Nicht bescbuftigung;  im  besonderen,  ohne  aber  dadurch  den  all- 

Semeinen  Xmfang  dieser  Definition  einzuschränken,  alle  Angdegenheiten  betr. 
ie  Berielmnrai  cwtecheo  Arbeitgebern  nnd  Axlieitadiineni  imd  die  BeechiftiguDg, 

V  irznrrsbescEaftignriL',  KnMa.^>iint:  o  !•  r  Nic-htbeschaftigung  bestimmter  Person' n  rxier 
von  Persoueu  eines  bestimmten  Geschlechts  oder  Alt^  oder  von  Personen,  die  Mit- 
glieder einer  OrgaaiMtion,  Veninigimg  oder  Körperadralt  aind  oder  aidit  efaid,  und 
jedw  Anspruch,  der  aus  einer  gewerblichen  Vereinbarung  erwSchRt : 

«Gewerbe'*  (Industry)  alle  Geschäfte,  Handlung«!,  Manufakturen,  Untcm^- 
mnngflO,  Berufe,  Dienste  oder  Beschäftigungen  zu  Land  oder  Wasser,  bei  denen  Per* 
sonen  g^en  Bezahlung,  Lohn,  Vorrecntc  oder  Entschädigungen  beschäftigt  werden. 
Aui^genommen  sind  nur  Personen,  die  zu  häushchen  Dienstieistuugen,  und  solche,  die 
in  I>audwirtidiflft>-,  Weinbau-»  Qaitenban-  und  BfildiwirtsctaaftniBtnebeB  Twwwdflt 
werden: 

«Ansspmmg''  (liMdc-oiit)  die  Sperrung  einer  Arbeftsstltle  oder  elnee  Tieflee  dam 

Arbeitsstil ttr  o<Jer  die  g^ean  oder  teilweise  Arbeit-«.ciTi-tel!uri)j  seitens  eines  Arbeitgeber» 
mit  der  Absicht,  seine  Axbeitnehmer  zu  zwingen,  irgend  welche  Arbeitsbedineingw 
«nnmelunen,  oder  mit  der  Absicht,  dnem  andoen  Arbeitgeber  m  einon  eokfaen  Zueng 
■einer  Arbeitnehmer  behilflich  zu  sein; 

.Organisation''  (Organization)  jede  auf  Grund  dieses  Gesetzes  r^pstrierte  Orgaoi- 
aidon  und,  eomit  anwendbar,  anch  jede  proklamierte  Oigetrieatioii,  adf  die  der  Genenl* 
gqnvemeur  dieses  Gesetz  anwendbar  erklärt ; 

«Registratc^  (ßegistrar)  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes  srnannten  Gewerbe- 
registrator  oder  fliiMD  viaeivgiatrator  (Indiutriil  R^fiitamt  or  A  Depalj  liidaelriil 
Beigietrar); 

„RegiMtratnr"  (Begistir)  umfesst  auch  die  Bedrksr^Btratur ; 

«Spezialrichter''  (Spe^-ial  ^fal:^t^L1e'l  rinea  nnter  dieecam.  Namen  aof  Omnd  dff 
flinriftlfftrfmtlirhi^n  Geeetze  ernannten  jBichteri 

,Efatteb(aatlielie  0«werbeb«li(lide«  (State  Indnetrial  Authority)  jedes  Vermitt- 
hingsamt nnrl  -rdr-n  ^^chiM^LT-richt^hof ,  und  jede  jtiristische  Körjjerschaft  oder  Penion, 
die  duic^  ein  eiuzelstaatliches  Gesetz  ermächtigt  ist,  das  Amt  eines  VwmitUers  oder 
'  Schifldflricilten  bei  genrabUdien  BtnitigkelteB  in&erlialb  d«  OreoMn  einee  Bbtatm 
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«mmflbeo;  od«  itganä  ein  ^>e2aalamt,  das  auf  Gmnd  eines  einzelstaatlichen  Fabril^ 
g«eetzes  einsetzt  wnrde^  oder  iigond  ein  aadmm  kompetanlei  einwlstirtliches  AmA 

oder  Gerichtshof; 

T, Streik"  (Strike)  die  ganze  oder  teilweise  Arbeiteeinstelhlllg  dunh  ArbeitneihiiMr» 
dis  in  gKenaeitigem  EiinyerBtändnis  handeln,  um  Arbeitgeber  zu  zwingen,  FonkrangMi, 
^  lie  oder  andere  Arbeitnehmer  aufgestellt  haben,  zuzustimmen ; 

^Gerichtshof*  (The  Court)  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingesetzten  Vennit^ 
längs-  und  SchiedMnrichtahof  des  Ötaatenbondes  (ß»  Commonwealth  Oonrt  of  Oon- 
dUirtlon  tnd  ArbHnttion); 

flPräfiident'*  (The  President)  den  Prfisidenten  des  GerichUihofcö. 

5.  Wird  eine  Person  einer  Zuwiderhandlung  gegen  eine  Bestimmung  dieses 
setzes,  für  die  eine  besondere  Strafe  vorgcsehoa  ist,  überführt,  so  bann  aar  Gkrichts- 
hof,  vor  dem  diese  Person  überführt  wunle,  verfügen,  dass  der  Angeklagte  unter  An- 
drohung einer  Gefängnisstrafe  die  Zuwiderhandlung  einstelle  oder  ihreWiederholung 
onterlasse;  wenn  dat  Angeklagte  darnach  noch  mit  der  Zuwiderhandlung  fortfüiirt 
oder  sie  wiederholt,  so  venälit  &■  neben  der  besonderen  BtzBle  für  «ÜB  Zawideriuuid- 
long  überdies  einer  Gefängnisstrafe  bia  zu  3  Monaten. 

Ttll  IL  TcorklAaf  itm  Anusperrungen  nnd  StNiki  liftlg»  j«ir«rlillcl«r  ' 

Streitigkeiten. 

6.  1)  Keine  Person  oder  Organisation  darf  w^en  einer  gewerblichen  Streitigkeit 
irgend  ctwiis  wie  eine  Aussperrung  oder  einen  8tnik  imtenidunMit  odff  msut  Am* 
Sperrung  oder  dnen  Streik  fortMtzen. 

ß&rfe;  1000  £L 

2)  Strafverfol^ng  für  eine  üebertretung  diesflt  PanffUj^tM  ducf-jin  mit 
Stimmung  des  Präsidenten  eingeleitet  wcvden.  ' 

.  3)  Dieser  Paragraph  tindet  Inine  Anwendung  auf  Handlungen,  ▼OD  dciUeii  bo* 
wiesen  ist,  dass  sie  aus  gutem  Grunde  unabhängig  von  dergewerblichen  Streitigkeit 
unternommen  wurden.  Aber  in  Strafverfolgungen  für  eine  Üebertretung  dieses  Para- 
graphen fällt  die  BewetsfBhrang  dem  Angekla^n  zur  Last;  kün  er  diese  nicht  et- 
Drinpen  und  ist  die  Aussperrung,  der  Streik  oder  deren  Fortdauer  und  die  gewerbliche 
Streitigkeit  erwiesen,  so  soll  angenommen  werden,  die  ÄusHperruog,  der  Streik  o4er 
dven  Fortdauer  seien  infolge  der  gewerblichen  Streitigkeit  entstanden. 

7.  Haben  Personoa,  die  sich  als  Arbeiteeber  und  Arbeitnehmer  einer  Industrie 
zusammentun  woUen,  oder  die  Vertreter  torcher  Personen  eine  gewerbliche  Verein- 
barung über  die  Arbeitsbedingungen  dicfier  Industrie  geechlos.-ien,  so  soll  je<le  dieser 
Posonen,  die  ohne  triftige  jUrsache  oder  Entschuldigung  sich  weigert  oder  unterl&Bst, 
Arbeit  ca  den  TereinbearMD  Bedingungen  «nsabMen  oder  ummelhmen,  als  einer  Ans- 
qMITung  oder  eines  Straks  «chulclig  erachtet  werden. 

8.  Jede  Arbeitgeber-  oder  Arbeitnehmerorganisation,  die  zur  Durchsetzung  der 
Forderungen  von  Arbeitgebern  oder  Arbeitndimem  ihren  Mitgliedern  befiehlt,  Arbeit 
nicht  anzubieten  oder  nicht  annuMluneii,  soU  mls  einer  Aneepeming  oder  eines  Streike 
schuldig  erachtet  werden. 

9.  1)  Kein  Arb«tgeber  darf  einen  Arbeiter  ans  dem  einzigen  Grunde  aus  seiner 
Stelle  entlassen,  wdl  der  Arbeiter  Beamter  oder  Mitglied  einer  Organisation  ist  od«r 
auf  die  Vorteile  dner  gewerblichen  Vereinbarung  oder  anes  Urteilsspruches  Anrecht  hat 

Strafe:  20  £. 

2)  Straiverfolfflng^  f  flr  eine  üebqrtrrtUAg  dieses  Pamgyiphen  darf  nur  mit  Zu- 
etimmunff  des  PriuüdenteD  oder  des  Begistraton  eingddtet  werden* 

3)  Bei  einer  Strafverfolgung  für  eine  Üebertretung  dieses  Paragraphen  liegt  dem 
Arbeitgeber  ob,  zu  bewetsen,  dass  ein  Arbeiter,  der  nachsewiesraermassen  entlasse 
wurde,  wÜnend  er  ein  Befimter  oder  ein  Mitglied  einer  Oiganisation  war  oder  ^ 
imgenannten  ^Vurechto  besasB,  aas  andeni  Qrflnckn  als  den  in  diesem  Fangn^bsn  er> 

wl£iten  entlassen  wurde. 

10.  1)  Kein  Arbeitnehmer  darf  die  Arbeit  im  Dienste  eines  Arbeitgebers  aus  dem 
einzigen  Grunde  aufgeben,  da»8  der  Arhpitgeber  Beamter  oder  Mitglied  einer  Organip 
sation  ist  oder  auf  die  Vorteile  eiuur  gewerblichen  Vereinbanmg  oder  eines  Urteils- 
spcnches  Anrecht  hat. 

Strafe:  20  £. 

2)  Strafverfolgung  für  eine  üebertretung  Aeses  Paragraphen  darf  nur  mit  2ki- 
sthnmung  des  Präsidenten  oder  des  Re^strators  eingeleitet  werden, 

3)  Jei  einer  Strafverfolgung  für  eine  Üebertretung  dieses  Paragraphen  li^  dem 
Arbeitadmer  ol^  so  bewciHD,  dass  er,  nachdem  er  nachgewiescnermassen  die  Arbelt 

80* 
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im  Dienste  eines  Arbeitgeben  aa^geg^eben  hmt,  irikveaid  dieser  ArbdSgebar  riMiiiliii 

oder  ]^litglied  einer  Organisation  war  oder  die  vorgenannten  Anrechte  befasa,  aut  tadum 
Gründen  ala  den  in  diei^ui  I'aragrapheo  erwähuteii  die  Arbeit  aufgab. 

Ten  nL  Bw  BimieigvrldktBlutf  fSr  Tcmitttwif  unt  fMMmfntkmsg, 

Abteilung  1.   Die  Einsetzung  des  Oerichtsfaofes. 
LI.  Es  wird  ein  Bundesgerichtshof  für  Vermittinng  und  Schiedssprechung  (Oom- 
monwealth  Court  of  Conciliation  and  Arbitration)  eingesetzt,  der  ein  BekordgerichtB* 
hof  (Court  of  Record)  (»ein  und  aus  einem  Präsidenten  Iicsii  hon  ^cIl. 

12.  1)  Dar  Ftvaident  wird  vom  Genenk^aTerneor  aus  den  üichtern  des  Ober- 
gmchtdiofet  «nwimt.  Seine  Anileseit  daaert  bei  foter  Füiirang  7  Jahre.  &  lat 

udeder  wählbar  und  kann  mir  danr,  aVig-r^rtzt  wt-r  l«  n  v.onn  Or-urhr  beider  Hänaor 
«n  den  Generalgouvmieur  währoiid  derselben  äSeHHiun  Betne  Al>eeLzan}?  wegen  nachge- 
ivie»ener  schlecnter  Führung  oder  Unfähigkeit  fordern. 

2)  Falls  die  Amtsdaner  des  E*r5j^identpn  ^vfihri ml  dr«.-  Verlaaffj  einer  UnterBuchung, 
in  die  der  Qeridhtahof  eingetreten  ist,  ablauft,  t>o  kann  sie  der  Geoeralgoureraeur  eo 
lange  vefUngeni,  als  notwendig  ist,  um  dem  PiieideoteD  die  Teilnahme  an  der  Za- 
eoMführung  der  Angelegenheit  zu  ermöglichen. 

13.  Der  Präsident  soll  für  Hcioe  Dienste  auf  Grund  dieses  Ctesetzes  keine  andere 
Besoldung  empfangen,  als  den  Gehalt  eines  RichtcrH  des  Obergerichtes ;  seine  Ueia^ 
apesen  aoUeQ  mm  nach  Maasgabe  der  dieebezilglichea  Vorschriften  vo^fitet  werden. 

14.  Der  PrSsident  kann  dnrdi  ein  von  ihm  nnteraeiohnelse«  Dmcnment  einen 
Kitht'  r  dfr^  01x^1  L'erichts  (Justice  of  thc  High  Court)  oder  einen  Richter  eines  cinzrl- 
staatlichen  Obeii^clits  (judge  of  the  Sopreme  Court  of  a  Htate)  zu  seinem  Vmr^^ 
In  irgend  einem  TeOe  dee  tHaatenbnndee  ernennen  nnd  ihm  in  dieser  ESgensdiaft  als 
St«J] Vertreter,  für  bo  lange  als  dem  Präsidenten  gutdünkt,  dirjmigen  Yolbnachten  nnd 
Funktionen  zur  Ausübung  fibertrageo,  deren  Uebertragung  an  den  Stellvertreter  dem 
Präsidenten  gedgnet  ftaeheint;  doch  beeinträchtigt  die  fimennungeiDcs  Stellvertreton 
in  keinerlei  Weine  die  AmAbong  iqpend  einer  Voümaoiit  oder  FonktioD  duroli  dftn 
Präbideiiten  selbst. 

15.  Der  Präsident  oder  sein  Stellvertreter  müssen  vor  ihrem  Amtsantritt  vor 
einem  Richter  des  Obergerichts  oder  einem  Richter  eines  einzelstaatlichen  Obergerichts 
in  der  in  Anlage  A  vorgeschriebenen  Form  vereidigt  werden  oder  ein  Versprechen  abl^^en« 

Abteilang  2.  Die  Jurisdiktion  dee  Pr&sidenten  und  des 

Oeriehtahof  OB. 

16.  Der  Prfisideot  hat  die  Pflicht,  sich  zu  allen  Zeiten  mit  allen  gMefadadfaan 
Mitteln  und  Wegen  zu  bemühen,  die  Parteieo  gewerblicher  ätraitigkeitea  zu  venOlmen 
und  gewerbliche  Streitigkeiten  zu  verhüten  und  zu  schlichten,  ob  diese  vor  den  Ge- 
richtsnof  gebracht  worden  seien  oder  nicht,  und  dies  in  allen  Filleik»  WO  illnl  adiant, 
seine  Vermittluog  sei  im  Öff^Uichen  Interesse  wünschbar. 

17.  Der  Präsident  kann  jeden  Aitt  oder  BeMshlnse  dee  Bcgistratota  nach  Gut- 
ditnken  TVividiercn,  flufheben,  annullieren  oder  abändern. 

18.  Der  Uerichtahof  ist  kompetent,  auf  Gmod  diet»&i  Gesetzes  alle  gewerbiicixea 
ßtreitigkeiten  an  veriiSlen  md  an  achliditen. 

Abteilung  3.  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  bei  Streitigkoueu  unü 

gewöhnliohea  Verfahren. 

10.  Der  Gericht.-liof  beschäftigt  ^^icJi  mit  folgenden  gewerblichen  Streitiglci  ifen  : 

a)  allen  gewerblichen  Ötreitigkeitea,  welche  der  lüigiätrator  dem  Gerichtshöfe  als 
eolefae  bezeichnet,  deren  Behandlung  im  öffentUchen  Interesse  liegt; 

allen  gewerblichen  Streitigkeiten,  die  dem  Gerichtshof  von  einer  fhrganiiiation 
als  Khiizo  in  der  vorge*!chri ebenen  Form  unterbreitet  werden; 

c)  allen  gewerblichen  Ötrciti^keitwi,  die  zu  behandeln  dne  dnzelAtaatliche  (ie- 
werbebehördc  oder  der  Staatsrat  eines  Einzelstaates,  in  dem  keine  einzelstaatüdie  Ge» 
werbel>ehörde  existiert,  den  (icrichtshof  ersucht. 

20.  Vcmininit  <l.'r  Gerichtshof,  dass  eine  einzelstaaflichc  Gewerbebchördc  eine 

S ewerbliche  Streitigkeit  bcliandelt  oder  zu  behandeln  im  Begriffe  ist»  so  kann  er  in 
er  vorgeschriebenen  Form  anordnen,  dase  dieee  BcbOtde  «IdL  oidit  müt  der  Streitig- 
k(>it  l-o-ciiaftige.  Darauf  unu  r!)rir  ht  dir^e  BchOrde  ihr  Veifihran  in  dar  fjtiritaaichio^ 
die  dann  vom  Gerichtshofe  behandelt  wird. 

2L  än  Zengnia  dee  Begiatraton,  wonach  eine  fitnit^jlEdt  fibcr  gawarbliclio 
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Aogelegenbeiten  eine  ge^verblic^he  Streitigkeit  ist,  die  ü1>er  die  Grenzen  eines  EiDzd-  • 
Staates  i)inau8greift,  dient  pritua  facie  als  Beweis  der  so  testge^tellten  Tatsache. 

22.  Keine  gewerbliche  Streitigkeit  darf  olme  Znatimiuung  des  Präsident«!  dem 
Otriolit^bof  von  einer  Qrganiaation  nsterbieitet  mnlen,  wenn  nichfe  der  Begiatnitor 

tjescheinik't: 

a)  aa^s  er  ßich  überzeuet  hat,  dasa  die  Organisation  in  der  durch  ihre  Statuten 
TOi^jeei  hricbenen  Weise  ihre  Einwilligung  zur  Unteihreitung  gegeben  hat,  oder 

b)  dato»  die  Einwilligung  der  Organisation  zur  Unterbreituug  durch  Be^chluss 
einer  GenenÜTersammlung  der  Mitglieder  erteilt  wurde,  die  in  der  vorgeschriebenen 
Weise  zur  Erwägung  der  Frage  einbaufen  wordoi  ist,  oder  daea  dieee  fÜDwiiU^mg 
das  Ergebnis  einer  TonchriftBgemiseen  Abettmmang  der  Organiaationnnitglieder  über 
die  Frage  ist;  oder 

c)  dass  die  Einwilligung  zur  Unterbreitung  von  einer  Mehrheit  des  leitenden 
Ansechnaaee  (Committee  of  Management)  der  Organiaatlon  eebriHlieh  g^eben  wmde. 

23.  1)  Der  Gerichtshof  soll  m  der  Art,  die  ihm  am  geeignet-tnn  ri-ch.  int,  jode 
Kewerbliche  ätrelÜKkeit,  die  seiner  Gerichtsbarkeit  unterliegt,  und  alle  Angeiegeuheiten 
betreffend  die  Anlasse  der  Streitigkeit  und  deren  richtige  BcUichtong  eorgSUIg  nnd 
bef&derlichst  verhören,  erforschen  und  untersuchen. 

2)  Im  Verlaufe  diüser  Verhöre,  Nachforschungen  und  Untersuch ungen  soll  dar 
C^ichtshof  alle  Vorsciilage  machen  und  Schritte  tun,  die  ihm  zur  Versöhnung  der 
Parteien  und  Schlichtung  der  BtreitigMt  durch  gütliche  Vereinbaning  faill^  nnd 
zweckmässig  erscheinen. 

24.  1)  Ist  eine  Verein' nrung  zwirchf  n  den  Parteien  zu  stand«  grktimmrn,  'o  ist 

ein  Dokument  der  vereinbarten  Bedingungoi  echiiftlich  auazafertigen  und  vom  Prüai- 
deottn  an  b^laubigen;  dieeee  bedauo^^  jDokmnent  wird  im  Burem  des  Registraton 

anfbewahrt  und  hat,  vorbphaltlirn  anderer  an.'idrücklirhrr  Vrrfügnngwi  und  vorbehalt- 
lich der  Anordnungen  do;  Gehchtehofes,  für  die  Streitparteien  die  «Virkong  und  den 
Ghanlrter  eines  Urteils. 

2)  l8t  binnen  einer  vernünftigen  Frist  keine  Vcreinbarong  zwischen  den  Parteien 
zu  Stande  gekommen,  nnd  hat  der  Präsident  dies  beglaubigt,  so  soll  der  Qericht«hof 
die  Streitigkeit  durch  ein  Ultdl  entscheiden. 

2b.  Bei  der  UnterBuchTing  nnd  Ent.scheidnng  jeder  g:ewerblichen  Streitigkeit  soll 
der  Gerichtshof  nach  Billigkeit,  in  guten  Treuen  und  den  weeenthchea  PunKten  de« 
Falles  nach  handeln,  ohne  Rücksicht  auf  Eomilichkciten  oder  gesetzliche  Formalitäten; 
er  ist  in  keiner  Weise  an  Vorschriften  über  da»  Beweisverfahreo  gebunden,  Jcann 
«ich  aber  auf  jede  Weise,  die  ihm  pasaend  scheint,  Aoflcllning  fiber  irgend  eine  An- 
gÄgenheit  veri'chaffen. 

26.  Jede  Orsaniaation,  die  bd  dar  Untersuchung  und  Entecheidaug  ein»  gewerb- 
KolMn  Streitigkeit  tot  dem  Gerichtahof  vertreten  ist,  wird  als  Fuiei  der  Bträtigkeit 
betrachtet. 

27.  Bei  der  Untwuchung  oder  Entscheidung  einer  gewerblichen  Streitigkeit  kann 
eine  Oi^nisation  durch  ein  3Iiiglied  oder  einen  Beamten  irgend  einer  Oi^anisaticMi 
vertreten  werden,  und  jede  Partei,  die  keh  '-  Oi  ^mni  ntion  i^t,  Konn  durch  einen  ihrer 
Angestellten  vertreten  werden.  Aber  keine  rortoi  dar!  (ausser  mit  Einwil%uiig  all^ 
Ptaneien  oder  mit  Zustimmimg  dea  PHtoidenten)  durch  einen  Rechtebeiatana  ad[er  Ad- 
vokaten vertreten  werden. 

28.  1)  Das  Urteil  ist  so  abzufassen,  dass  die  Entscheidung  des  Gerichtshofes 
möglichst  klar  und  unter  Vermeidung  überflüssiger  Formalitäten  zum  Ausdruck  kommt| 
und  bleibt,  Abänderungen  durch  den  Gkrichtshof  vorbehalten,  während  der  im  Urteil 
feetgeaetsten  Daner  in  Kraft,  jedoch  nidit  länger  als  6  Jahre  vom  Datam  dea  Urteile  an. 

2)  Nach  AM:nif  '1er      festgesetzten  Frist  bleibt  das  rrfeil,  wenn  der  Gcridlta- 
hof  nicht  anderweitig  verfügt,  in  Kraft,  bis  ein  neues  Urteil  gefällt  worden  ist. 

29.  Das  Urteil  des  Gerichtshofes^  bindet: 

a)  alle  Parteien  der  gewo^blichen  8treitigkeit|  die  vor  dem  Gerichtshof  eracheinen 

oder  vertreten  sind; 

b)  alle  Partaieil,  dw  auffordert  worden  sind,  vor  dem  Gerichtshof  als  Parteien 
dtx  Streitigkeit  rn  erschienen,  ob  sie  auf  diese  Aufforderung  hin  erschienen  sind  oder 
nicht,  es  s-ei  denn,  dass  der  Gerichtshof  der  Ansicht  ist,  sie  seien  unrichtigerweise  vor 
ihn  als  Parteien  zitiert  worden; 

c)  alle  Qrsg^sationen  und  Pcnooen,  von  denen  der  Gerichtshof  «u  beliebig» 
Zeit  erklärt,  dam  daa  Urteil  sie  ale  altoemeine  Regd  binden  aoll;  nnd 

d)  alle  Mitglieder  der  durch  doÄ  Urteil  gebundenen  OrganL*ationen. 

30.  Wenn  das  Gesetz  eines  Einzelstaates,  ein  Urteil,  Enass  od^  Eutscheid  einer 
einwtotaatiichep  Oeirerbehehard»  mit  rinem  geBetsmiwig  g^SUten  Urteil  oder  JSriaw ' 


Digitized  by  Google 


—  464  — 

4«s  OcricbtahofeA  unvereinlMr  ist»  so  gdiea  dieM  rar  und  jm»  dnd  im  Aiwuuuiiw  fliMr 
üaTcreinbarkeit  hinfülli)^. 

31.  1)  Kein  Urteil  dcü  Genchtähofes  kmm  von  eiaeiu  audem  Gehditähoie  aus 
irgend  eiDem  Grunde  augegiiffen,  reridkrt,  Inniart  od«  in  Fngt  gertaltt,  nodi  kum 
^Mffgea  Berufung  ergriffen  w«den. 

2)  Der  Pratiident  kann,  wenn  er  es  ffir  mt  findet,  im  Voianfe  eines  Varfahrau 
vor  dem  Gericht^lioff  ii)  j*^lei!i  Stadium  Verfahrens  und  zu  den  ihm  geeignet  er- 
scbäneoden  Bedingungen  einen  F»il  echrif  Uich  der  Mänunggänaaening  des  Obergerichta 
tlMT  eine  FVsg«  anterbniten,  dl»  wlhraid  des  Ftaeewet  mt^etanem  lud  aoiner  An» 
sieht  nach  ciip'  I*c-<:bt=fr!ige  ist. 

3)  Das  Übergericht  soll  die  Frafe  unt^uchea  und  entach^den  und  den  Fall  mit 
seiner  MeinungsäuBserung  d«ai  FWUMenten  rarikdoBtsUeB  nnd  kum  die  Koeten  nadt 
Gntdfinken  feeteetzen. 

▲bteilang  4.   Besondere  Vollmachten  des  Gerlohtshofes  und  des 

Präsidenten. 

32.  Der  Praaident  kann  auf  Aneuchen  einer  Partei  einer  eewerbhchen  Streitigkeit, 
die  1er  Gerichtabarkeit  de^  Gerichtahofes  unterliegt,  hinBinhtlir.h  der  Streitigst  jede 
Anordnung  treffen,  die  ihm  geeignet  acheint  für: 

a)  ein  vorbereitondi?s  Verfanren,  das  vor  den  Verhandlungen  TORnndunen  isL 
dessen  Kosten,  die  dem  Gerichtshöfe  zu  unterbreitenden  Streitfnip;en,  die  PerRonen  und 
Organisationen,  die  mit  Anzeigen  der  Verhandlung  zu  versehen  bind,  die  Darlegung 
der  Ansprüche  der  Partei,  ZuIaBanngen,  Entdeckungen,  Verhöre,  Einsichtnahme  von 
Dokumenten,  beweglichem  und  unbew^g^üchem  Ei^ntnm,  ZeogeneinTeroahme,  Ort, 
Zeit  und  Art  der  VerbandlunRen,  nnd 

b)  jede  Angelegenheit,  die  der  Präsident  laut  Ragiement  des  Oerichtahofoi  ZU 
untersuchen  das  Bocht  hat,  wenn  er  zu  Gericht  sitzt. 

33.  1)  Der  Prisidoit  kann  jederant  von  jeder  Organisation,  die  eine  gewerb- 
liche Streitigkeit  dem  Gerichtshofe  unterbrritrt.  Sicherheiten  zu  seinem  oder  dets  Reri- 
strator»  Genüge  für  die  Durchführung  des  LrteiL  verlan»Bn,  und  hat  das  Beeilt, 
nuuigelK  Roleber  Sicherheit  die  Verhandlungen  zu  unterbieten« 

2)  Keine  solche  Sicherheit  darf  2(X)  £  überschreiten. 

34.  Der  Gerichtahof  kann  zu  Zeilen  alle  anhängigen  Gcächatte  einer  Veruiilt- 
Inngskommiasion  übe? weben,  die  aus  einer  gleichen  Anuihl  Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
ndimervertreter  besteht  und  sich  bemühen  soll,  die  Partien  zu  Tersöhnen. 

35.  1)  Auf  Ansuchen  einer  Hauptpartei  einer  gewerblichen  Streitigkeit  soll,  und 
auch  ohiir  t  in  solches  Ansuchen,  kann  der  Gerichtshof  jederzeit  im  Verlaufe  der 
Streitigkeit  zwei  ikisitzer  zu  sein«  Beratung  über  die  Streitigkeit  ernennen;  die 
Beintser  haben  diejenigen  Pfliditen  m  erf&Ilen,  die  ihnen  Geriditahofe  auferlegt, 
oder  die  vorgeschrieben  sind. 

2)  Einer  der  Beisitzer  soll  eine  Person  »eiu,  die  von  der  Streitpartei  aufgcstdlt 
wird,  welche  nach  Ansicht  des  Gerichtehofes  gemdnsame  Interessen  mit  den  Arb^tgebem 
hat,  und  der  andere  «oll  eine  Person  sein,  die  von  der  Stri^itpartei  aufgestellt  \rird, 
welche  nach  Ansicht  d^  Gcrichtahofes  gemeinsame  Interesäcn  mit  den  Arbeitnchnieru  hat. 

3)  Unterbleibt  die  Aufstellung  eines  oder  beider  Beisitzer  trotz  Aufforderung  des 
Gericht««hofcä.  cKier  willigen  die  Parteien  ein,  m  kann  der  Geridüaliol  einen  fieiflita« 
oder  die  Beinitzer  ohne  eine  w)lche  Autötellung  ernennen. 

3ü.  1)  Der  Gericht*fhof  kann  jede  gewerbliche  Streitigkeit,  die  saner  Gerichts- 
barkeit untersteht,  und  jede  aus  der  Streitigkeit  ^ wachsende  Angelegenheit  einem 
lolcalen  Oewerbeamt  ^joeu  Industrial  Board)  cor  ünt^uchun^  und  Benchtentattong 
üborwei»en  und  kann  diesem  Amt  nach  Gutdünken  v<m  .-oinfn  Vollmachten,  ein- 
schliesslich aller  Vollmachten  des  Gerichtahofos  betr.  Vermittlung  und  SchUchtnng 
dar  Streitigkeiten  doreh  gütlidie  Vereinbarung  übertragen.  Ein  lobdes  Gewerbe 
«nt  kann  sein : 

a)  jede  zur  Behandlung  willige  staatliche  Gewerbebchörde ;  oder 

b)  jedes  lokale  Amt,  das  nach  Vorschrift  oder  nach  den  Verfügungen  den  Gerichts- 
hofes konstituiert  ist  und  aus  der  gleichen  Anzahl  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmer- 
vertret^m  und  einem  Vorbitzenrlen  besteht,  der  ein  Kicht^  des  Obergerichtes  oder 
eines  einzehitaatlichen  Obergerichtes  sein  soll. 

2)  Auf  den  Bericht  des  lokalen  Gewerbeamtee  hin,  kann  der  Gerichtshof  mit 
oder  oime  Anhörung  weiterer  Zeugenaussi^^  oder  Argumente,  oder  beider,  die 
Btieitigkeit  entscheiden  und  nein  Urteil  fällen. 

37.  Der  Gerichtshof  kann  jede  beüd)ige  Person  beauftragen,  in  gewerblichen 
Streitigkeiten,  die  seiner  Gerichtsbai^t  untetstehen,  an  seiner  Statt  Zeugen  eton* 
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Ternehraen.  Die  betreffende  Pereon  beütct  die  Volimacht  dee  G^chlabofBi,  Zeuflea 
vorzuladen,  Bücher  nnd  Dokumente  ridi  voikfen  ni  Imen  mid  ZengHi  unter  Eid 
oder  Versprechen  einzuvernehmen. 

38.  Bei  jeder  eewerblicheu  btreitigkeit,  die  seiner  (ierichtßbarkeit  untersteht,  hat 
Gerichtahof  Vollmacht : 

n)  die  Ötreitigkeit,  wie  yoigeachrid>eD,  zu  ontereucheD  und  zu  entücheiden ; 

b)  nnch  Maasnbe  der  üntenachtuig  oder  der  Entschddung  Verfügungen  za  er- 
Immo,  Urteile  zu  rallen  oder  Anordnungen  zu  geben; 

^  f&r  Uebertrelang  oder  ^«ichtbeacmtung  von  Bestimmangen  aolcher  Verfügungen 
oder  UTtaUe  MaThnnhtrtÜBn  IwtanMteen,  die  jedoch  im  Flidle  «hier  OrgudMÜoa  Mer 
eines  Arbeitgebers,  welcher  nicht  Mitglied  einer  durch  die  Verfügung  oder  das  Urteil 
gebundenen  O^uit^atiou  ist,  1000  £,  oder  im  Falle  eines  £inzmiitgliedi<ä  einer  Or- 
ginhiliinn  10  ^  nicht  übersteigen  dürfen. 

Wenn  die  Mitgliederzahl  einer  Ärbcitgeberorgantsation  weniger  als  lOO  beträgt, 
so  darf  die  Maximalätrafe  nicht  höher  »ein  als  die  Öumme,  die,  multipliziert  mit  der 
Zahl  der  Mit^Ueder,  lOOO  £  ergäbe; 

d)  für  jede  dem  Gerichtshof  zur  Genüge  bewiesene  Uebertretung  oder  Nicht- 
beachtung von  BeBtimmungen  solcher  Verfügungen  oder  Urteile  Strafen  zu  fällen, 
die  jedoch  die  im  vorhergehenden  Taragraphen  festgesetzten  (oder,  wenn  solche  nicht 
festgesetzt  worden  sind,  die  sulüssigen;  Mazimalstnfai  nicht  ubenchreiten  dürfen ; 

e)  Orgaabttionen  odor  l^cdpenonen  m  Terbietan,  Zuwiderlumdlungen  gegen 
dieses  Gesetz  zu  begehen  oder  fortzusetzen; 

f)  durch  Urteile  oder  Verfügungen  zu  erklären,  daas  alle  bezüglich  gewerblicher 
Angel^enheiten  durch  ein  VrUal  bestimmten  Praktiken,  Beglemente,  Vorschriften, 
Gebriiucho.  Uebereinkomniens-  und  Anstellungsbedingungen  und  sonstige  Geschiftet 
für  jeilcH  Gewerbe,  bei  welchem  die  Streitigkeit  entstdit,  allgemeine  Regel  sind. 

Bevor  jedoch  eine  allgemeine  B^el  fixiert  wird,  hat  der  Gerichtshot  gebührend 
in  Betracht  zu  ziehen,  bis  zu  welchem  (irad  die  interei^sierten  Gewerbe  oder  f ezMOnen 
miteinander  in  Wettbewerb  treten  oder  wahrscheinlich  tretai  werden. 

Ferner  hat  der  Präsident,  bevor  eine  allgemeine  R^l  fixiert  wird,  durch  eine 
Ansei^  im  Amtablatto  (Gazette)  und,  je  nach  Gut£uiden  oee  Gerichtabofei,  eventuell 
aneh  in  andern  Pablikationen ,  unter  genauer  Bezeichnung  des  Gewerbes  ond  der 
gewerblichen  Angelegenheit,  bezüglich  deren  die  Fixierung  einer  allgemeinen  Re^el  in 
Aussicht  genommen  ist,  bekannt  zu  geben,  daas  alle  Einzelpersonen  und  Organ ieationen, 
die  den  Wunsch  nnd  ein  Interesse  haben,  geihOrt  sn  w«den,  an  oder  vor  einem  be- 
stimmten Tag  persönlich  oder  durch  Vertretung  vor  dem  Gericht  erscheinen  dürfen ; 
der  Gerichtshof  soll  nach  Vorschrift  alle  diese  persönlich  erschienenen  oder  vertretenen 
Efauelpenonen  oder  Organisationen  anhören; 

g)  unter  gebührender  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse  zu  beHtimraen, 
innerhalb  welcher  Gebictsgrenzen  eventuell,  und  mit  welchen  Bedingungen  und  Aus- 
nahmen die  also  fixierte  allgemeine  B^l  für  die  in  dem  betreffenden  (xewerbe  tätigen 
FttBonen,  seien  sie  Arbdt^ber  oder  Arbeitnehmer,  seien  sie  Mitglied«:  einer  Oigani- 
sation  oder  nicht,  verbindhch  sein  soll; 

h)  je<Ie  Angelegenheit  abzuweisen  oder  auf  die  weitere  Untersuchung  oder  Ent- 
scheidung der  Streitigkeit  zu  verzichten,  wenn  ea  sich  ergibt,  dass  die  Streitigkeit  un- 
bedeutend  oder  Ton  einer  einaelsteatüdMo  Gewerbebehfiide  behandelt  worden,  hl  Be- 
handlung stehend  oder  behandelbar  ist,  oder  dass  das  öffentliche  Interesse  die  Fort* 
Setzung  des  Verfahrens  durch  den  Gerichtshof  nicht  nötijg  oder  wünschbar  macht; 

i)  zu  verfflgen,  dass  die  eine  Partei  der  Streitigkeit  der  anderen  Partei  in 
der  Verfügnng  genau  bezeichneten  Kosten  und  AuflUgen,  einschliesslich  der  Zeugen- 
auslagen, vergüte,  doch  ohne  dass  für  die  Dienste  von  Kechtskonsulenten,  Advokaten 
nnd  Agenten  Kosten  berechnet  werden  dürfen; 

j)  die  Untersuchung  und  Entscheidung  einer  Btreitigkeit  in  Abwesenheit  der  be- 
teiligten Parteien  vorzunehmen,  sofern  sie  nur  vorgeladen  oder  ziti^t  worden  sind; 

k)  an  jedem  beliebigen  Orte  nir  Untenoohnng  nnd  Entsduadnng  der  Stnitigfceit 
Sitsnog  an  halten; 

Ifdie  VeriianUnngen  ganx  oder  tolweiie  bei  gesdiioeaenen  Tttren  sn  fOhien; 
m)  die  Sitzungen  nnf  jede  beliebige  Zeit  sn  Tert^gen  nnd  «n  jeden  bdieb^gen 

Ort  zu  verlegen ; 

n)  technische  nnd  die  BedmnngsfBhmng  betreffende  Materien  einem  Experten 

IQ  Überweisen  und  seinen  Bericht  als  Zeugenaussage  anzunehmen; 

o)  seine  Verfügungen  und  Urteile  abzuändern  und  in  jeder  Frage  das  Verfahren 
nen  in  beginnen ; 

p)  amootduen,  dass  Farteien  Tsreinigt  oder  usgeschieden  werden; 
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q)  Irrtümor,  Fehler,  T'nro^clmüsr^igkeitan,  ob  makeridle  od«  formelle»  M  kor> 
rigieren,  zu  berichtigeD  oder  zu  ignoiieren; 
r)  TorgietdiTlebend  Fristen  zn  Terlänsern ; 

s'i  die  Parteien  der  f^trettifrkcit  und  /cugpn  vorzuladen  und  die  Kin^ichtnahme 
vou  EtutrÜßcn  oder  anderem  Material,  aUerdwgs  nur  soweit  es  sich  auf  die  titr^tig- 
kfiit  betiebi,  di«  'Vodegang  von  Bfichero,  Doknmeaton  und  andern  Dingeo  m  er- 
zwingen; 

t)  unter  Eid  oder  Versprechen  Zeugen  einzuvcrnehtueß,  und 
u)  im  allgemeinen  die  Anweisungen  zu  geben  und  die  SchiÜite  m  tun,  die  er 
bei  den  pfwähntcn  Funkt  innen  fiir  nötig  oder  förderlich  erachtet. 

oii.  Der  Gerichtjihof  kuuu  seine  Vollmachten  aus  eigenem  Antrieb  oder  auf  An- 
suchen einer  der  an  der  gewerblichen  IStreitigkeit  bctciliL'ien  Parteien  oder  einer  durch 
das  Ürtäl  des  öcrichtahofea  flnbondeoeo  Omuüaatioa  oder  Einzelposoo  auDÜben;  doch 
•otl  kdne  Verfügung  odtr  kern  Urteil  abgeändert  und  keine  Angelegenheit  einer  neuen 
BchiedsBprechung  unterbreitet  werden,  wenn  nicht  eine  durch  (lic  Verfügung  oder  dna 
Urteil  interessierte  oder  geschädigte  Organisation  oder  Einzelpcpon  darum  ersucht. 

40.  Der  OeridÜnhoi  kann  &k3i  aebi  UileO  oder  durch  eine  auf  Ersuchen  dner 
der  Atnsitenden  Pteteiaii  triawenc  VcrfOgwig,  aolange  daa  Urteil  bindende  KnA  hak, 
j^ei^eit 

a)  änen  Minimalbetrag  fBr  LBhae  md  Yco^gfilnn^  vorschreiben  und  in  diesem 
Falle  auf  Ersuchen  einer  der  an  der  gewerblichen  StreitisrkHt  hi-tpilictpn  Parteien  cxler 
einer  durch  das  Urteil  gebundenen  Organisation  oder  Linzelpentoa  dafür  .'^orgen,  daäs 
eine  in  dem  Urteil  oder  der  Verfügung  goiau  bezeichnete  gerichtliche  Instanz  in  den 
Stand  gesetzt  werde,  für  Arbeitnehmer,  welcbe  den  Torgeschri ebenen  Minimalliduk 
nicht  verdienen  können,  auf  die  Weise  und  unter  den  Bcoin^n^en,  wie  sie  in  den 
Urteil  odv  der  Yeif^nng  genau  la  beaädiiiea  abd»  eines  medngenn  fietng  anm- 
aetcieB  i 

b)  anordnen,  data,  wenn  IfilgHeder  von  Arbeitgeber-  und  ArliiilnAner- 

organisationrn  mid  andere  (nichtorgamiaicartr  Pt  rsf  ricn  zu  gldch-^r  Zeit  Dienst  oder 
Beechäftigung  anbieten  oder  suchen,  der  Vorzug  ceteriB  paribns  den  (orgamäierten) 
2lltgtiedern  gegeben  werde;  und 

c)  eine  gerichtliche  IiL^tan?  b^ütimmen,  welche  endgültig  zu  entscheiden  hat,  in 
welchen  Fällen  ein  dur^  eine  solche  Anordnung  betroffmer  Arbeitgeber  od«*  Arbeit- 
nehmer Nichtroitgiieder  der  beatfcgticheD  OrgaaiaalioMn  binirbUfiagen  oder  Mi  dnidi 
aolehe  be^häftigen  lassen  kann. 

Bevor  jedocii  den  Mitgliedern  der  (irguoination  in  vorerwähnter  Weise  ein  Vor- 
zug eingeräumt  wird,  hat  der  Präsident  durch  eine  Anzeige  im  Btaal^anzeiger  (Gazette) 
und  je  nach  Gutfindcn  des  G^chtabofea  eventueU  auch  in  andern  Publikationen 
unter  genauer  Bezeichnung  dea  Qewerbea  und  der  gewerbtidifln  Angelegenheit,  bezüg- 
lich deren  eine  solche  Vorzucftliehandlung  in  Aussicht  Lrnommen  ist,  bekannt  zn 
geben,  dass  alle  Einzelpersonen  und  Oiganisationen,  die  den  Wunsch  und  ein  Inter- 
eese  haben,  gebfirt  zn  werden,  an  oder  vor  einem  bestimmten  Tage  persönlich  odhr 
dT-rcli  WrfriTun^'  erscheinen  dürfen.  Der  Gerif  ht-h  f  -oll  nach  Vorschrift  alle  diese 
periunlich  en«chieueiien  oder  vertretenen  Einzelpersonen  unti  Organisationen  anhören. 
Femer  soll  die  Anordnung  einer  Vorzug8l>ehandlung  nur  getroffen  werden,  wenn  nadk 
der  Ueberzeugune  de«  ncrichtshofe«  das  Gesuch  inr  eirie  solche  Vorzugi^behandlung 
von  der  Melu*heit  der  durch  das  Urteil  l>etroffeneii.  uut  den  Gesuch.sbtelieru  in  Inter- 
eMensemeinschaft  stehenden  Personen  gebilligt  wird. 

I>er  Gerichtshof  kann  in  ledem  Pralle,  wo  er  die  Vorzugsbehandlung  angeordnet 
hat,  diese  Anordnung  suspcnaieren  oder  nach  Gutfindcn  in  Zeitdauer  und  Be- 
dingungen modifizieren.  falU  nach  scituT  Ucberzeugung,  die  Statuten  der  Organi- 
sation lästig  oder  drückend  sind,  oder  bezüglich  Aufnahme  oder  Verbleiben  in  der 
Mitgliedsehut  kdne  billigen  Bedingungen  mthalten  oder  falls  Organisation  bei 
dieeer  Vorzugnbehandhine  g-ppen  ein  A!;*_lic<l  uid)ilH_tj  iHlcr  nngcrecht  verfahren  ist. 

41.  Der  PriMident  sowie  jede  durch  den  Pra^ideuten  oder  durch  den  li<^Htrator 
schriftlich  ermächtigte  Person  kann  stet«  während  der  Arbeitszeit  Gebäude,  Minen, 
Gruben  werke,  Fahr7cuirc,  Schiffe.  Arbcitaräuuie  (»der  Lokalitäten  aller  .A.rt  l>etrcten, 
wo  oder  in  Verbindung  womit  ein  Gewerbe  b*itricbea  wird  oder  eine  xVrbcit  ausge- 
führt oder  begonnen  wird  oder  worden  ist,  oder  eine  Angelegenheit  vorfällt  oder  vor- 
gefallen ist,  bezüglich  deren  eine  gewerbliche  Streitigkeit  anhangig  oder  ein  Urteil  ge- 
fällt worden  ist  (xler  eine  Uebertretung  des  vorliegenden  Gesetzes  vermutet  wird.  Er 
kann  ferner  in  dem  Umfange  und  zu  den  Zwci  kcn,  die  in  der  Krmächtigung  nam- 
haft gemacht  sind,  Fabrikat,  Materialien,  Maschinen,  Apparate  oder  Teile  davon  in- 
epiztenn  and  in  Angeoeduin  nduneo. 
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42.  Niemand  darf  den  Präsidenten  oder  einen  in  vorenrahnter  Weise  ermäch- 
tigten V  r  rr  er  an  der  A  usübung  dntff  flum  im  hteten  Abäelinitt  fibertragoMD  Voll- 
macht hiuderu  oder  ihn  darin  atönn. 

Strafe:  10 

43.  1)  Der  Gerichtehof  kann,  unter  Vorbehalt  der  ZiistimmuDg  de«  Geueral- 

Soavemeors,  Beglemente  über  eeine  Prozesaofdnung  aufstellen.  Dia  Proaeesordnung 
es  Gerichtshofes  soll  nach  diesen  Keglementen  dwrch  d«a  Oerklitshof  oder,  mtm 
derselbe  nicht  taut,  durch  den  Prü.sidentcn  beobachtet  werden. 

2)  Alle  diese  Keglemente  müssen  binnen  30  Tagen  nach  ihrcar  AuisteUung  b^den 
JBIammem  des  Farlameats  vorfeicgt  werden,  oder,  warn  du  Fkrittnent  nidit  tagt, 
binnen  ?f'>  Tncpn  nach  meinem  n5eh.«tcn  Zusammen  tritt. 

3)  .Nimmt  eine  der  Kammern  des  Parlaments  eme  Kesolution  an,  die  zu  jeder  Zeit 
bfameo  14  Hitzungstaffen  nach  der  Vorlegung  der  Keglemente  eiogebradiiC  ««rden 
knnn,  wonach  eines  ner  betreffenden  Keglemente  &h  inaitttMig  erklärt  iriidy  SO  Yer- 
iiert  das  betreffende  B^lemeut  »eiue  Geltuugäkraft. 

Teil  IT.  Die  DnrchfUirang  der  YeifUg— gm  und  Urteile. 

44.  1)  Wenn  eine  durch  eine  Verfügung  oder  ein  Urteil  gebundene  Organisation 
oder  Einzelperson  sich  der  Ucbcrtretuug  oder  Nichtbeachtung  der  Bestimmungen  der 
Verfügung  oder  des  Urtdls  schuldig  gemacht  hat,  so  können  die  Btrafen,  die  zu  ver- 
hängen der  Geriditshof  Vollmacht  uit,  von  jedem  Gerichtshof  mit  beschleunigtem 
Venahren,  in  welchem  ein  Polizei-,  Amts-  oder  ßpeziabrichter  (Police,  Stipendiary  or 
(Rectal  Ml^Htrate)  nitzt,  verhängt  werden. 

2)  Diese  Btiafeu  können  eingeklagt  werden  durch, 
a)  den  Regwtrator,  oder 

h)  irdn  Ortrn.ni>atinn,  die  oder  deren  Mitclieder  nÜe  odOT  am  TtU  dUR^  di» 
Uebertreiung  oder  N  ichtbeachtimg  ffeschädigt  worden  tüiid; 

c)  jedes  Mitglied  einer  Organinttoo,  da»  dwdi  dia  Uebertrctnng  oder  Kieht- 
beachtung  geschädigt  worden  ist. 

4ö.  Wenn  der  Gerichtshof  oder  irgend  ein  Gericht  mit  beschleuniclem  Ver- 
fahren für  üebertretung  oder  Nichtbeachtung  von  Bettfmintingen  einer  Verfügung 
oder  eine»?  Urteil.'^  eine  Strafe  verhängt,  ao  kann  er  verfügen,  da^n  die  Strafe  ganz 
oder  teilweise  in  den  Consolidated  Revenue  Fund  einbezahlt  oder  au  irgend  eine  in 
dtf  Verfügung  genau  bezeichnete  Organisation  oder  Einzelperson  ausgerichtet  werde. 

46b  Wenn  der  Gerichtshof  für  Uebertratimg  oder  Akhtbeachtimg  von  Be- 
Btimmimgen  einer  Verfügung  oder  eines  ürteilB  eine  Sfarafe  veiliinct  oder  die  Ver- 
gütung von  Kosten  oder  Auslagen  verff^rt  hat,  bo  kann  ein  vom  K^strator  unter- 
schriebenes, den  zu  bezahlenden  Betrag  und  die  Organisationen  und  Personen,  von 
denen  reep.  an  die  der  Betrag  zu  berahlen  ist ,  genan  bezetchnendee  Zertifikat  bei 

Slem  Rundefi-  oder  ei r 7 rl staatlichen  Gericht,  welche«  die  Zivilgerichtj*barkeit  bis  zur 
Öhe  dcä  Betrages  besit/.t,  deponiert  werden,  und  dann  in  jt^er  Beziehung  als  ein 
ea^^tiges  Urteil  des  betreffenden  Gerichtes  voHsidibar  sein. 

8t3ien  jedoch  zwei  o<ler  mehr  Gläubiger  nuf  dem  Zertifikat,  so  darf  jeder 
GlSubieer  unabhängig;  die  Vollziehung  di»  Zeriilikats  auf  dem  Wege  der  Pfändung 
in  die  leiten,  wie  wenn  unabhängige,  getrennte  Urteile  vorigen. 

47.  1)  Um  einer  Verfugung  oder  einem  Urteil  Nachachtung  zu  verschaffen,  kann 
gegen  Eigentum  einer  Organisation  oder  gegen  Eigentum,  an  welchem  eine  Organi- 
.-^ation  mit  Gewinn  beteiligt  i^<t,  sei  (iassellie  in  der  Verwaltung  von  Bevollmächtigten 
oder  in  anderer  Hand,  mit  der  Pfändung  vorg^angen  werden,  ganz  so,  als  wäre  die 
Organisation  eine  eingetragene  Oeeellscluift  nnd  nnnmechrftnkte  Sesiteerin  des  Eigen- 
tOlDS  oder  d«^  Gewinnuiited-. 

2)  Ab  inbegriffen  in  da-?  Eigentum  einer  Onraniflation  soll  Eigeniuiii  jeder  Ver- 
ttnigung  gelten,  die  eine  Orgaui»ition  oder  einen  Teil  derselben  bildet,  oder  Eigentum, 
an  weldiein  eine  solche  Vereinigung  mit  Gewinn  beteiligt  ist,  sei  dasselbe  in  der  Ver- 
waltung von  Bevollmächtigten  oder  in  anderer  Hand. 

,3)  Wenn  das  Eigentum  einer  Organisation,  gegen  die  mit  Pfändung  vorgegangen 
worden  ist,  nicht  aupreirht,  um  die  Vollziehung  einer  Verfügung  oder  eines  Urteils 
im  ^Bjxztn  Umfange  zu  gewährleisten,  so  sind  die  Mitglieder  der  Organisation  bis 
zur  Ilöhe  der  in  Tangmpb  c  dei  AbKbnitfeei  Sti  featgoietiten  Hazimalfllnfen  fUr 
den  Anafali  haftbar. 

48.  Auf  Ansndien  «ner  im  ITTteil  genannten  Ftttei  kam  der  Geriditebof  eine 
Verfu^ng  von  der  N.aiir  eines  Mandates  oder  eine«  verschärften  BefeliN-  rrla-- n, 
um  bei  Geld-  oder  Gefängnisstrafe  dem  Urteil  Kachachtung  zu  vosehaffeu  oder  seine 
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ücbertretuDg  m  yerhindern.  Niemand,  den  die  betretfende  Verfügung  trifft,  darf, 
nachdem  er  von  der  Verfügung  fi  hriftlicl]  Kunde  erhalten,  eich  in  Tat  oder  durch 
UnterittMOOg  einer  ZuwiderAanaltuig  gegen  das  Urteil  echnldig  machm.  In  diesem 
Abschnitt  bsdeutet  „VritOf  andi  „Verfügung". 
Strafe:  100  £  nr^rr  3  Monate  Gefängnif^. 

49.  Niemand  moU  eich  Torsätslieh  bei  der  Befolgung  von  Veriügungan  oder  Ür- 
(eOsD  ein  VersäumDis  m  BohiildeB  kommen  lassen. 

Stnile:  20  £. 

50.  Wer  einer  Zuwiderhundiung  g^en  Teil  II  dieses  Gesetzes  oder  eine«  vor- 
sätzlichen VsniumnisseB  bei  der  Befolgung  eines  Urteils  schuldig  befanden  wordeD 
ist,  soll,  wenn  der  Qerichtshof  nach  eigenem  Outfinden  so  verfügt,  ausser  zu  der  für 
das  Vergehen  verhäagten  Strafe  ein  für  allemal  zu  einer  oder  mehreren  der  folgen- 
^Un  Be(£t8nacht«ile  verurt«  ilt  ^ein  : 

«)  Et  soU  den  Anapruch  aui  alle  Bechte,  Vcurrechte,  Wohltaten  oder  VortaUe 
dsa  vorliegaideii  Oesetees  variieren.  Sofern  soldie  Rechta,  Vorrechte,  Wohltatan  oder 

Vorteile  in  Frage  kommen,  soll  O.  -^rtz  für  ilm  kpinp  Orltung  hab*  n. 

b)  Er  soll  nicht  mehr  Mitglied  oder  i>euiiiter  eiuer  Oi^g^it^atioD  oder  einer  Ver- 
einigong,  welche  eine  Organisation  oder  einen  Teil  deiadlion  bildet,  bleiben  können* 
Er  verliert  die  BefähiLimL^  Mitglied  oder  Bsttatar  einer  Oigamsatioa  oder  einer 
solchen  Vereinigung  zu  wcrtien. 

c)  Er  verliert  alle  bestehenden  oder  erwachsenden  Anrechte  auf  Zahlungen  aus 
dem  Fonds  einer  OrganiRation  oder  einer  Vereinigung,  welche  eine  Organisation  oder 
einen  Teil  derselben  bildet.  Die  AnnaJimu  einer  ZaUluug  durch  üia  oder  die  Erlegung 
einer  Zahlung  an  ihn  durch  eine  Person  oder  Oi]gMUaalion  oder  durch  eine  solcha 
Vereinigung  ist  ein  Vergehen  gegen  dieses  Qeaetc. 

Strafe  20  £. 

Her  Gerichtshof  kann  jedoch  jederzeit  nach  eigenem  nutfiii'!'  ii  dii -o  I\Pf  ht3- 
nachteüe  alle  oder  teilweise  aufheben,  wenn  dem  Anschein  nach  die  Zuwiderhand- 
long  oder  die  voreltdidie  VeninrnniM  genügend  gestraft  worden  ist  nnd  ISr  die  iviik« 
same  Anwendung  des  Qeaelaes  danma  Inin  Nachteil  enteteht 

Teil  T.  Ottwia*tt«M. 
Regiatrntnren  nnd  Begiatratoren. 

r>1.    l)pr  fieneral^uv<"rnenr  kann 

a)  eiüe  iiauptregiHlratur  ii*rincipal  Eegiötry)  für  die  Iicgi«trieruug  der  Orgaai- 
aationen  errichten; 

b)  Bezirksr^istratoren  (Diatriot  Bof^tinM)  tax  die  B«|^trianmg  von  Oigani- 
aationai  errichten; 

c)  (i  i  II  (lewerberegistrator  (Indostiial  Begjatrar)  nnd  Viaeragiatratoren  (Depn^ 
Indnstrial  lieKistrarsj  «-nennen. 

52.  1)  uLb  Hanptr^stnitur  soll,  wenn  dnmal  der  Sitz  der  Regierung  raf 

Bnnder^boden  beistimmt  ist,  am  süto.  der  Rerrirrun;;  -^rin.  Bia  dahin  aoU  aie  an  einem 
durch  den  Minister  zu  bezeichnenden  Orte  sicii  behnden. 

2)  Jede  Bezirl  rc^r  tratur  soll  sich  in  der  HanpMndt  des  Staates  befinden,  in 
welchem  sie  errichtet  iHt. 

53.  Die  Hauptregißtratur  steht  unter  der  Innung  des  Gewerber^ßtrators,  jede 
Besirksregistratur  unter  der  Leitung  eines  Vizeregistrators. 

54.  1)  Der  Gewerberegistrator  hat  auf  der  Hauptr^stratur  ein  Bester  aller 
anf  Qmnd  dieses  Gesetzes  registrierten  and  ein  Verzeichnis  aller  proklamierten  Organi- 
aationen  zu  führen. 

2)  Jeder  Vixer^trator  hat  auf  der  seiner  Leitung  unterstdiendeo  B^tratur 
ein  Begiater  aller  ad  Gmnd  dieses  Gesetzes  anf  seiner  Begiatratar  «egiatitlenen  und 
ein  Veraeichnla  aller  proklamierten  Oiganiaatiooen«  die  In  aanem  Staate  beatcben,  aa 
führen. 

Registrierte  Organisationen. 

55.  1)  Folgende  Vereinigungen  können  luiff  r  T'-*  f  ilfruiit;  der  vorg-'Si  Lriebenen 
Bedingungen  auf  die  vorgeschriebene  Weise  als  Organisationen  r^istriot  werden ; 

a)  jede  Vereinigung  von  Arbeitgebern  in  oder  m  Verbindung  mit  einem  Gewerbe, 
welche  in  ilnn  R  (I'-'ra  besuche  um  R^'-trirTung  voran eehrrulcii  Monftton  zusammen 
im  DurchMciiniii«  eines  Monates  nicht  weniger  als  lOü  Arbeiter  in  dem  betreffenden 
Gewerbe  beschäftigt  haben;  und 

b)  je<le  ^  ereinigung  von  niobt  weniger  als  100  Arbeitnehmen  in  oder  In  Ver^ 
bindung  mit  einem  (»ewerbe. 
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Jedoch  mU  keine  Oi^iaatton  Ansprudi  darauf  haben,  vom  Geriditdiof  ab  der 

Vorzngsbehandlung  würdig  erklärt  zu  werden,  wenn  und  solange  ihre  Statuten  oder 
andere  verbindliche  BeBchlüsse  die  Verwendung  ihrer  Fonds  zu  politischen  Zwecken 
gtaCatteo  oder  von  den  Mitgliedern  Handlung«!  politischen  OharaKten  verlangen. 

Femer  soll  keine  Organisation  Anspruch  darauf  haben,  vor  dem  Gerichtshof  zu 
erscheinen  zur  Bestreitung  des  Gesuchs  einer  andern  Oipmisation  um  Vorzugs- 
behandlung, solange  ihre  Statuten  oder  andere  verbindUdie  Beschlüsse  die  Verwen- 
dung ihrer  Fonds  zu  politischen  Zwecken  geatattoi  odar  von  dn  Mi^Uedam  Hand« 
Inn  gen  politischen  Charakters  verlangen. 

Nicht  inbegriffen  in  dem  Ausdruck  dieses  Abschnittes  „politische  Zwecke"  sind 
Bestrebangea  cur  Enieiang  und  Erhaltone  von  Masanahmen,  die  aUoD  Teilnehmern 
«iaaB  beiaiimten  Bernfss,  ohne  Bflekaidit  oann^  ob  rie  ADtgfiad«  dam  Organisation 
•fakl  oder  nicht,  zu  ^te  kommen  und  die  Bflgelimg  to^gmäUBt  llatflrisD  bfitwffainT 

I.  Schutz  von  Leib  und  Leben. 

II.  Schadenersatz  bei  Unglflcln»  oder  Todeafllkn. 

III.  Gestmdheitflpflepe. 

IV.  Greschlecht  und  Alter  der  Arbeitnehmer. 

V.  Dauer  der  Arbeit. 

VI.  Löhnung  der  Arbeit. 

VIL  Schutz  von  Gehalt  und  Lohn.  .  " 

VIIL  Andere  gleicherweise  das  Anstellungsverhältnis  betreffende  Poiikte. 

2)  Die  von  den  Vereinigungen  \m  dem  Gesuche  um  B^Lstriming  zu  «fflltonden 
Bedingungen  sind,  bis  auf  w«tere  Vorschrift,  die  in  AiÄang  B  fixierten. 

3)  Auf  die  R^'gistrierung  hin  wird  und  ist  die  V^ereinigun^  eine  OrganllttttOB. 

56.  Jede  Vereinigung,  die  um  iCegistrierung  als  Orcamsation  exsacht»  kaim, 
wenn  sie  auf  Ansuchen  an  <aeD  FtMdenten  die  YMbnaeht  &m  «fluiUen  hat,  weitere 
Bestimmuntren  in  ihre  Statuten  aufnehmen,  die  e«  ihr  ermöglichen,  die  vorgeschriebenen  • 
Bedingungen  zu  erfüllen.  Die  auf  Grund  dieses  Abschnittes  aufgenommenen  statu- 
tariscuen  iBestimmungen  sind,  ungeachtet  anderer  Bestimnrailgen  in  GrundgiAiets  oder 
Statuten  der  Vereinig^untr,  für  die  Mitglieder  der  Vereinigung  verbindlieh. 

57.  Der  Registrator  hat  jeder  auf  Grund  dieses  (ieseUea  registrierten  Organi- 
sation  in  vorgjeschriebener  Form  ein  Begiatricnrngszertifikat  auszustellen;  dieses  Zer^  ' 
tifikat  ^It,  bis  seine  Annuiliming  erwtesen  ist,  als  tfitffäAhlii'hiT  Beweis  dafür,  daaa 
die  dann  erwähnte  Organisation  registriert  und  dass  die  zur  Registrierung  berech- 
tigenden  Bedingungen  erfüllt  worden  sind. 

68»  Jede  auf  Grund  dieses  Gesetzes  registrierte  Organisation  bildet  für  die  Be- 
dftrfniiee  dieaea  Qssctaas  eine  jurlstisehe  Penon  mit  dauernder  Existenz  und  gemein- 
»illiai  TTillwailllifl,  und  kann  bewegliches  und  unbewegliches  P^igentum  kaufen,  mieten, 
eignen,  verkaufen,  Termieteo,  verpfänden,  vertauschen  und  sonstwie  zu  eigen  habeoi 
besitzen  und  darüber  verfSsen. 

59.  Der  RegistTator  Kann  die  ll4'gistrierung  einer  Vereinigung  als  Organisation 
verweigern,  wenn  in  dem  Staate,  wo  das  Gesuch  gestellt  worden  ist,  bereits  eine  Organi- 
sation, der  die  Mi^eder  der  vereinignng  dine  Sdnrieri^Deiten  aagahOna  kOnnAen, 
besteht. 

bO.   Wenn  der  B^istrator  den  Eindruck  hat, 

a)  dass  aus  bestimmten  Ghrftnden  die  Beg'wiriwung  einer  Oiganiaatinn  anenUiert 

werden  sollte;  oder 

b)  dass  efaie  Organisallon  fabeh  oder  ans  Versehen  registriert  worden  ist ;  oder 

c)  dass  die  Statuten  einer  registrierten  Orpnnigation  geändert  worden  sind  und 
den  vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht  mehr  entsprechen  oder  dass  sie  nicht  bona  fide 
beobachtet  worden  sind;  &ut 

d)  dass  die  Statuten  einer  registrierten  Organisation  oder  ihre  Anwendung  nicht 
die  gehörige  Leichtigkoii  in  der  Aufnahme  neuer  AlitgUeder  gewähren  oder  ihnen  das 
Verbleiben  in  der  Mitgliedschaft  mit  unvernünftigen  Bedingungen  erschweren  oder 
MOStwie  tyrannisch  oder  be^lrückend  sind;  oder 

e)  d&js  der  rechtmässige  Vorstand  einer  registrierten  Organisation  absichtlich 
unteriässt,  Massnahmen  zur  Erhebung  und  zum  Einzug  von  Beiträgen,  GebÜmo  oder 
Baasen  von  desk  Mitgliedem  der  Or:g^nisation  zu  treffen;  oder 

f)  dass  die  Bechnun^sfOhrung  einer  regntrierten  Organisalion  nicht  Statuten- 

riss  revidiert  worden  ist  und  aass  die  Rechnungsführung  der  Or^nisation  oder 
Bechenschaftsberidit  des  Bechnun^revisors  die  wirkhcne  finanzielle  Lage  der 
Organisation  nicht  anMecken;  oder 

g)  dass  eine  registrierte  Organisation  absichtlich  imterlaasen  tiat»  sldt  «inar  V«^ 
fägung  des  Gerichtshofes  zu  unterziehen;  oder 
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h)  dn-^  dir  Zahl  der  l^Titglir'der  der  Organisation,  bezw.  ihrer  Arbeitnehmar,  aifl- 
nicht  zur  liegi&trierung  auf  (irnnd  von  Abschnitt  55  berechtigt, 

60  hat  er  beim  Gerichtahof  das  Gesuch  um  Annullierung  der  Begistriemng  der  - 
Organisation  zu  stelleB,  indem  er  die  Organiaation  an  ikram  regpatnoten  Bmcan  davon 

in  KenntnlH  setzt. 

2)  Drr  Ciorichtahof  hat  das  Gesuch  zu  prüfen,  und  wenn  er  der  Meinung  irtt. 

<]'],'  l!i  L'"?«tr!i(i()[i  sei  zii  anmillieren,  winl  er  eine  entfsprechoMrIe  Verfügunij-  i  rljT^-fn. 
L'Riuuliim  i.st  die  auf  Gruud  diests  (Jübetzcs  erfolgte  fiegininerung  der  OrgaiiiaaLiou 
au  annullieren. 

3}  Wenn  auf  ein  Gesuch  liiu  der  Bfigistrator  sich  wdg^  da  Gesuch  um  An- 
nullierung der  R(^'8tolerang  einer  Oigairi«iti(ni  zu  stdloi,  so  kann  der  Gerichtshof, 
wen»  er  es  für  iiötisr  erachtet,  auf  das  Gesuch  einer  interessierten  Organisation  cder 
Person  verfügen»  dass  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erfolgte  Kegistrieruuff  d^  erst- 
erwUintai  O^^tsation  tn  annalUerai  sei.  Daranfhin  ist  dSe  B^blriernng  mt  Organi» 
•ation  au  annullieren. 

4)  Die  Annullierung  enthebt  die  Organisation  oder  die  einzelnen  Mi^;iieder  weder 
der  Yerixfidlitung,  sich  einem  üitöl  zu  fiigen,  nocbder  Stnien  oder  VerimiAiehlceiten^ 
denen  sie  vor  der  Annullierung  verfallen  sind. 

61.  Bolaugc  eine  iStrelti^eit  oder  Angelegenheit  vor  dem  Ucrichtsiioi  anhängig 
ist,  haben  Austritt  oder  EntfiMUDg  tm  d«  lutgliedMkaft  botreliiiite  Oispau- 
■ation  keine  Q&ltigkeit. 

Proklamierte  O  r  e  a  n  i  b  a  1 1  o  n  c  n. 

QSL  Aul  die  Empfehhtng  des  ftfiaidentm  kann  der  Geoecalgouvcmeuz  in  einer 
FtoklmatiM  eAllMii,  daw  dnees  Oeseti  cnf  eine  besttmnte  Veremignng  Aswendung^ 

finden  Boll.  Dnraufhin  tnit  dir^e  Vereinigung  für  die  in  der  Prolclamakion  verordnptßu 
oder  sonst  Torgeecbriet)eoen  Zwecke  des  (iei<etzes  ais  Organisation  und  wird  zu  ciasx 
■olchen. 

fö.  1)  Die  in  Abschnitt  5fi  kreierte  Vollmacht,  8ttttrtarif«cbe  Betinniinigai  an!- 
znsteilen,  findet  aut  alle  prolciamierten  Organisationen  Anwendung. 

2)  Worden  innert  einer  vetgeMhliebeoen  Zeit  von  einer  proklamierten  Organieatloni 
kdne  statutarisch«!  Bestimmungen  aufgestellt,  so  ßnden  von  dem  Gerichtstof  vorge- 
schriebene oder  verordnete  statutarische  Bestinummgen  auf  die  Organisation  Anwendung. 

i>i.  Anf  die  Empfehlnng  des  Präsidenten  kann  der  Generalgouvemeur  in  einer 
Proklamation  jede  auf  Grund  von  Abschnitt  62  erlaasoie  Proklamation  widcrrulea. 
Iluraiiftin  ist,  nnter  «rartiidl  in  dar  FwiHanietion  fanlgiwlitan  Bedingungen,  dieeea 
Gesetz  nicht  mebr  aaf  die  in  der  iridemfanett  ftokhimalio»  benidinete  Vaceinigang: 
anwendbar. 

Von  den  Organisationen  im  allgemeinen. 
65.  Jede  Organisation  ist  bexeciitigt, 

a)  dem  Oeridttsikol  gefwerbliche  Jdtxeitigkeiten,  an  denen  sie  interewiert  ist,  n» 
nnterbreiten; 

b)  sich  Tor  dem  Gerichtshof  bd  der  Untersuehung  und  Entedtefdong  efaier  ge- 

«i^blichen  Streitigkeit,  an  der  rIc  interessiert  ist,  vertreten  zu  lassen. 

i'S.  Jede  Organisation  kann  zu  Zwecken  dieses  (iet^eizes  unter  ihrem  r^striertm 
oder  sonst tircn  Namen  belangen  oder  belangt  oder  verfolgt  werden.  Die  Zustellung 
von  gerichtlichen  Anzdgcn  an  den  Präsidenten,  Vorsitzenden  oder  Sekietftr  oder  an 
da»  regibtrierte  Bureau  der  Organisation  genügt  in  allen  Fällen. 

67.  Gegenteilige  IntenüoDcn  im  vorliegenden  Gesetze  Twbehaltcn,  können  Oignn- 
satiuncn  oder  Mitglieder  einer  Organisation  für  Haiidlungen  oder  Unterlassungen .  über 
die  dem  Gerichtshof  die  Gerichtsbarkeit  zusteht,  ntir  vor  dem  Gerichtshof  wegen  Geld- 
strafen l.)elaii<rt  oder  gerichtlich  verfolgt  werden. 

6S.  Alle  von  dnem  Mitglied  an  sdne  Or^isation  statutengemä&s  su  zahknden 
Bussen,  Gebühren,  Erhebungen  oder  Abgaboi  kdnnen,  sofern  sie  ans  der  anf  die 
Registrierung  oder  Proklamicrung  der  Organisation  folf'enden  Periode  der  Mitglied- 
schaft her  fällig  Bind,  gldchgültig  wie  lange  diese  Periode  ist,  im  Namen  der  Oi]gani- 
satton  vor  jedem  Gerichtshof  mit  beschleunigtem  Yorfaliren,  in  weicüieni  ein  PoUzd-, 
Amts-  oder  Spezialrichter  (P<^ce^  Btipendiary,  or  Special  Mag^tnle),  eingeklagt  und 
eingetrieben  werden. 

69.  Jede  8trdtigkdt  zwischen  dner  Oganieation  und  dnem  ihrer  Mitglieder 
soll  nuf  die  von  den  Rtntuten  diT  Organisation  vcrordnetp  Weise  entschieileu  werden; 
auf  das  Gesuch  dar  J^vuUmächligtcu  ixier  anderer  Betauten,  die  ermächtigt  sind,  zu 
Gunsten  imd  im  Namen  der  Organisation  au  belangen,  kann  dar  QericEtihof  vor- 
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ümai,  dass  em  Mitglied  die  muh  deo  crwihnten  Statuten  fälligen  Bussen,  Strafen 
oder  Beitrife  zahle,  ebenso  wie  seiiieD  Anteil  an  Btiafeo  oder  Zahlangei),  in  wekhe 
•die  OrgÄEisatloji  durch  fiii  I'rttil  mlrr  f*ine  Verfügung  des  Gerichtshofes  verfällt 
-wordeo  ist;  der  boCreffende  Anteil  darf  aber  die  Somm«  von  10  £  niebt  äbecBtewBO, 

70.  Aul  daa  Gcaadi  dner  OrgudmAkm,  daaaca  Fonu  dueh  dn  QariohtÄof  in 
•einem  Regleraent  aufzustellen  sein  wird,  tarn  der  fierichtehof  verfügen,  dans  von 
einem  bestimmten  Datum  ab  and  für  eine  beätimuite  Zeitdauer,  die  beide  in  der 
YnfüguDg  renannt  «da  mißm,  iafai  Hitgfied  cimr  OrgMiiwiiaoB  mfliOft,  ihr  aJa  Ifit» 
l^ied  anzofenören. 

71.  Keine  Bestimroang  dieees  Gksetzes  vahindert  die  Zession  von  Anteilscheinen 
von  rc^striertai  Gfö^ell^chaften  oder  von  Vereinigungen,  weldie  eise  Oi^gianisation 
oder  anen  T«l  denelbeo  bilden.  Die  Zession  enthebt  jedoch  den  2^enten,  der  auf 
Grund  diesee  Oesetzes  bis  mm  Datum  der  Zeseion  eingegangenai  Verbindlichkeiten 
idcht. 

72.  Jede  Oreanisation  hat  nadti  Yorachzift  dem  B^strator  die  Vfiiseidiinitae 
ibrar  MltoUeder,  im  Bedmungen  imd  Um  EtetatAindaiuigen  rnttsntokB. 

Qtntez  2  £  pro  Wocha  nur  j«de  Wodw  YenQgenmg. 

TeU  Tl.  Gewerhlicbe  TarelnbamugeB. 

73.  Eine  Organisation  kann  zur  Yarbatang  von  gawhliohen  Strätigkat^o.  durch 

VtTirjLttliiiJL:  und  S(iiii'd--];irechung  mit  4UMr  andVBD  OljgMlilMti —  **  — — 

^ewerfoüehe  Verembonuig  abBcfaiieaaen. 

74.  Auf  Grand  einer  genrarfaUebMi  YeniDbamiig  gntroOm 
nicht  anf  Org^iRntinnr  d  oder  ¥tmmm  Magadafent  «iMeD|  dib  liehft  dmh  die  Y«e^ 
einbarung  eobunden  »ind. 

75k  Jede  gemo'bliche  Yerdnborung  soll  schriftlich  abgofaast  und  fiir  eine  im 
Text  gpTiaxi  711  nerpTchnendp  Frist  von  nicht  mehr  als  3  Jahren  gültig  »ein.  Sie  hat 
in  der  i  urm  iolgoideimaäsen  zu  b^^uioen:  „Dieae  eewcrbliciie  Vereüäaruag,  gemäss 
dem  VennittliM§^  tnd  BchiodegMeti  das  mattaüaak&i  Staatenbundes  yoa  1904^  ge- 

cchlossen  den  zwischen  als  Datnm  des  AbediluaBca  der 

Yereinbarung  soll  das  Datum  gelten,  wo  die  Vereinbarung  von  einer  der  Parteiex»  mit 
Bechtskraft  aiiügeetattet  wird.  Das  l>etreffcndc  Datam  und  die  ^'ameo  aller  an  der 
Vereinbarung  beteiligten  Oxganiaationen  und  f  aceooea  aoUan  dana  urahrhnifti^cMiilMO 
jHi'fgefBfart  aeni. 

7').  Von  irxifT  E^'vrfThlichtTi  Vfrninli  inniL'  ^^oll  binnen  50  Tagen  naoh  ihrem  Ab- 
Mhliue  eine  Kopte  iiu  Bureau  des  GewerberegisUutors  and  eine  im  Bureau  der  davon 
heUwÜMitn  Organisation  depotderft  werden.  Sie  aoH  Tweehrlftsgemias  dngesdMB  werden 
können.  Wenn  der  Regi^trator  von  einer  iuterr  -iertcn  PerHon  darum  angegangen 
wird,  hat  er  in  {Mähender  Weise  die  Untersuchung  an  die  Hand  zu  nehmeti.  Wenn 
er  die  Uebeiseugunjg  gewonnen  hat,  dass  die  Vernnbarnng  von  den  Flarteien  od^  für 
dieselben  gemäss  diesem  Gesetz  in  aller  Form  Bechtens  abgeschlossen  nnd  mit  Rechts- 
kraft nusgeätattei  worden  Ist,  m  hat  er  in  diesem  Sinne  ein  Zertiiikai  auszustellen, 
"Waches  als  endgültiger  Bewäs  für  die  \\'ahrheit  der  aufführten  Tatsache  gelten  soll. 

77.  Jede  gewerbliche  Yeranbarung  i^t,  «otonge  aie  m  Kxalt  alaht,  Terbindiieh  für 

a)  alle  beteiligten  Parteien,  und 

b)  jederzeit,  solange  die  Vereinbarung  in  Kkaft  atabt,  Ür  alle  MftglifHlBr  einer 
Otganiaation,  die  «Is  Partei  daran  beteiligt  iat. 

78.  1)  Eine  dmeh  eine  gewerbliehe  Yereinbarung  gebundene  Orpaniaation  oder 

Person  verfallt  für  die  TJebertretung  oder  Nichtb(aichf mig  einer  Bestimmung  der  Ver- 
f'inharuiig  einet  ÖU-ftfc,  welche  den  in  der  Vereinbarung  bestimmten  Betrag  nicht 
übersteigen  darf ;  wenn  jt  doch  kein  Betrag  bestimmt  ist,  einer  Strafe,  weiche  bei  einer 
Organisation  .^(X)  £,  bei  einem  Arbeitgeber  ÜöO  £  und  \m  einem  Arbeitnehmer  10  £ 
nicht  übeTiSteigen  darf. 

2)  Bolebe  Strafen  können  auf  die  gleiche  Weise  eingeUa^it  und  eingetrieben 
werden,  wie  die  Strafen  für  Ucbertretung  oder  Nichtbeachtung  einer  Verfügung  oder 
eines  Urteils  des  Gerichtshofes. 

79.  Kinc  gewerbliche  \'ereinharung  kann  mittels  einer  neuen  von  denselben 
Parteien  oder  ihren  Vertretern  abgeschlossenen  Vereinbarung  au^ehoben  oder  abge- 
ibidert  werden. 

80.  Auf  das  vorHchrift=7i?raaa8e  Gesuch  <  in rr  Organisation  kann  der  Grerichtshof 
verfügen,  dass  eine  gewer biiclie  Vereinbarung  äuweii  abgeändert  werde,  als  ndtig  ist, 
WD  ne  mit  einer  vom  üeriditaiiof  «n%estdlfean  ailgemeiaen  Bcgel  in  Uebeniaatinunnng 
wä  bvfngsD* 
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81.  Wenn  in  der  gewerblichen  Vereinbarung  nicht  das  Gegenteil  vereinbart  ist, 
so  Boll  nk-,  falls  sie  nicht  aufgehoben  und  abgeändert  worden  ist,  auch  nach  Verflusa 
der  darin  beceichnetoi  Frist  in  Kraft  bleiben,  bis  einen  Monat,  nachdem  eine  der  be- 
tdligtea  Fivtaien  dem  Bapatntor  nod  den  «ideni  PaiteieD  acoiiftlich  angezeigt  hAt, 
diM  UB  dfli  AUraf  dv  visniiibimiiip  wflmdiii 

IUI  Tn.  Tenehledenes. 

82.  Keine  Bestimmung  dieses  Gesetzes  verpflichtet  einen  etnzelstaatlichen  Ober- 
richter (Judge  of  the  Supreme  Court  of  8tate),  eine  Ernennung  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes anzunehmen.  Eine  solche  EmeDDUQg  darf  nidift  Qlme  tomarjgBlmde  Zustimmniig 
des  GouTemeuia  des  Staates  stattfioden« 

83*  El  ist  TCf boten,  den  Qeifciiteliof  nbiiclitlldi  sn  besdrfmpifap  oder  cn  stflmy 
seine  Verhandlungen  zu  unterbrechen,  eine  beleidigende  Sprache  gegen  ihn  zu  führen 
oder  in  Wort  ooer  Schrift  Ausdrücke  anzuwenden,  die  darauf  o^echnet  sind,  Ge- 
richtshof, fieidtcer  oder  Zeugen  nngehßrig  zu  beeinflussen  oder  den  Glerichtshof  za 
diskreditieren;  es  ist  überhaupt  verooten ,  Bich  in  irgend  dner  Weise  iihrifihtlidMr 
Missachtung  des  Genchtshofe»  schuldig  zu  machen. 

Strafe:  100  £. 

84.  Wenn  einer  vor  dem  Gericht«hof  als  Zetip^  vorgeladen  oder  erAchunan  ist» 
darf  er,  ohne  zwingenden  Grund,  dessen  Beweis  iluu  zur  Labt  fällt,  nicht: 

a)  der  Vorlaoung  die  Folge  veiMgMi; 

b)  den  Zeugeneid  verweigern ; 

c)  die  Antwort  auf  JFVagen,  die  der  €MchtsIiof  beantwortet  cn  haben  wfinscht, 
Terweigem ; 

d)  die  Vorlcigung  von  Büchern  und  Dokumenten,  die  der  Gerichtshof  vorgeUgt 
sn  baben  wfinsdit«  i ei  wefgeiii» 

Strafe:  100  £. 

85.  1)  Zeugenaussagen,  die  sich  auf  Geschäftsgeheimnisse,  Gewinn  oder  finan- 
BcUeLago  eines  Zeugen  oder  omt  Partei  beziehen,  sollen  nur  dem  Gerichtshof  kund- 
gegeben und  nur  mit  Zustimmung  der  Person,  die  auf  das  GkschiftQgBiMinUlis  odw 

die  Geheimhaltung  ein  Becht  hat,  veröffentlicht  werden. 
Strafe:  500  £  oder  3  Monate  Gefängnis. 

2)  Wenn  der  Zeuge  oder  die  Partei  es  yerlangt,  soUen  solche  ZengmaiiaBagflD 

bei  geschlossenen  Türen  entgegengenommen  werden. 

80.  Alle  Bücher,  Schriftstücke  und  sonstigen  Dokument^',  die  dem  Gerichtshof 
als  Beweismaterial  vorgehst  worden  sind,  dflifen  vom  Gerichtshof  und  Ton  den  Pfer^ 
täte,  denai  «r  dio  EriMbttis  erteilt,  eingesehen  werden.  Die  daiaus  gewcnuMnen  tnkft- 
OMtionen  dürfen  jedoch  ohne  Bewilligung  de»  Gerichtshofes  nicht  veröffentlidit  werden. 

Bücher,  Schriftstücke  und  Dokumente,  die  sich  auf  Geschäftsgeheimnisse,  Oe- 
wmne  oder  fimmsidle  Lage  eines  Zeugen  oder  einer  Avtsi  beddhin,  dftrfBB  ohne 
deren  Zustimmung  von  keiner  Partei  eingesehen  werden. 

Strafe:  500  £  oder  3  Monate  Gefängnis. 

87.  Jede  PlOMia  oder  Or^i»ation,  die  dir^  oder  indirekt  mit  d«  VeriUnmg 
idnes  Vergehens  gegen  dieses  Gesetz  zu  schaffen  hat  oder  eine  solche  anrfit,  daran 
teilnimmt  oder  dazu  ermutigt,  gilt  als  der  VerÜbung  des  Vergebens  schuldig  und  ist 
damentsiMrechend  strafbar. 

Bd.  Jeder  Versuch,  ein  Vergdien  gegen  dieses  Gesetc  m  verftben,  gilt  als  straf- 
btTCB  Vergehen  gegen  dicMB  Gesetz,  gerade  de  ob  das  Vergehen  trfncttdi  ytKVbH 
worden  wäre. 

89.  Für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  werden  Gerichtshöfe  oder  Behörden  einet 
Ebedstaates,  deren  Kompetens  ratione  lod,  materiae,  personae  auf  eiiMn  TeO  eines 
Staates  beschränkt  ist,  als  kompetent  für  den  ganzen  Staat  betrachtet. 

Jedoch  kann  der  Gericht^nof,  wenn  er  es  im  Intercst^e  der  Gerechtigkeit  für  nötig 
eraditet,  die  Untersuchung  eines  r^oaeases  snr  Eintreibung  von  Strafen,  Bussen,  Ge> 
bühren,  Erhebungen  oder  Abgaben  von  einem  Gericht  mit  beschleunigten  Vcrfafarak 
an  ein  anderes  an  einem  andern  Orte  deHselben  Stajites  ül)ertragen. 

90.  Von  jedem  Urteil  soll  eine  amtliche  Kopie  auf  der  Uauptr^stratur  und 
auf  der  Benrksreristrator  jedes  Staates,  auf  dessen  Gebiet  das  Urteil  ^tig  ist,  de- 
ponitft  werden,  nie  soll  von  jedermann  gegen  fiecahlung  einer  Gebühr  von  6  d  ein- 
gesehen werden  können. 

91.  Eine  amtliche  Kopie  eines  Urteils,  welche  angenscheinlich  mit  dem  Sie^ 
des  Geriditehofes  gesiegelt  und  Tom  Begistntor  luitenelmftüoh  als  echt  be^uMgt  ist. 
soll  an  allen  GericQtshöfen  an  ZeugniFstatt  angenommen  werden,  ohne  dass  das  Si^l 
des  Gerichtühofes  od«r  die  Unterscnrilt  des  K^^istrators  bewiesen  zu  werden  braoiwt. 
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92.  Der  Generülgom  ernenr  kann  in  Uebereinstimmung  mit  diesem  GreBets 
Beglcmente  erlMsea,  um  all  die  Yorachiiftea  zn  bestimmea,  die  durch  dieaeg  GeertK 
«iQfdflrt  oder  gpitettab  werden  oder  die  notwendig  oder  geeignet  liBd»  im  dJeeee  Q«. 
aala  in  JCnill  m  mImd. 

Anlage  A. 

Ich,  A.  B.,  schwöre,  dam  ich  Sr.  Majestät  dem  König  im  Amt  eines  (Präsidentea 
oder  Vizeprfisidenten,  je  nach  dem  Fall)  des  Bnndesgerichtaliofä  für  Vennittlung  und 
Pchicdflsprechung  gut  und  treulich  dienen  will,  und  das«  ich  gewiesenhaft  und  un- 
p&rteiiecn  die  Pflichten  dieses  Axnbes  eriülleu  wili  und  Niemandem  in  Yerletzong 
meiner  Pflicht  ZengenauBaagen  oder  andere  dem  Oericihtsliolb  ODterbreiteten  Ange- 
legenheiten mitteilen  will:  So  wahr  mir  Gott  helfe. 

Oder,  Ich,  A.  B.,  Terspreche  und  erkläre  feierlich  und  aufrichtig,  dem  {etc.,  vne 
eften»  «An«  4U  WwU  JSo  iwiAr  mir  Q«U  k«^*), 

Anlage  B.' 

Die  von  dflaVeninigangen,  wp!<  hp  um  rtf  d  trirrung  ah  Oiganiaationen  eranchen, 

zu  erfüllenden  Bedingungen. 

Die  GeechSfte  der  Vereinigung  sollen  durch  Statuten  geordnet  werden,  welche 
die  Zwecke,  für  die  nie  gebildafe  wuiden,  baaeidtnen  und  f&  folgende  Dinge  Maee» 
nahmen  treffen  mäasen: 

a)  die  Emennnnf^  und  AmtidaiiW  einer  Kommueion, '  eines  VonftaeDden  oder 
fkiddenten  und  eines  Bekretira; 

b)  Vollmacht«« ,  Pflichten  und  Absetzung  der  Kommission,  des  Voräitzendeii 
oder  I^&ideoteu  und  des  Sekretfirs; 

c)  die  Kontrolle  der  Kommission  durch  General-  und  Spezialversammhincren ; 

d)  den  Modus,  nach  dem  gewerbliche  Vtfeinbaningen  und  andere  Abuiachungen 
von  der  Vereinigung  odar  für  (Oeselbe  geechloaNB  werden ; 

f^)  die  Art,  wie  geirarbliche  Stieift^^ten  Ton  der  VereiDignng  dem  Gerichtahof 
vorgfk^L  werden; 

f)  die  Art,  wie  die  Vereinigung  flue  ZnatinnOTiBg  dasn  ertaiU,  daaa  «twaa  yot 
den  Gerichtehof  gebracht  weide; 

f)  die  Art,  wie  die  Vereinigung  rieh  tot  don  Gerichtshof  Tertreten  laeaen-  will; 
)  die  Kontrolle  über  das  Eigentum  und  dif  Anlage  der  Fonds  der  Vereinigung 
und  die  poiodiache  Kevision  der  Bechnungsführung  der  Vereinigung,  tmd  awar 
wanigstois  einmal  im  Jahr; 

\)  rlir  Pfdinc^'ungen  hezQf^lich  Bekanntmachung  u.      w.,  die  erfüllt  werden 
.  müaeen,  bevor  die  Fonds  der  Vereinigung  für  andere  ala  die  in  den  Statuten  be- 
atinunten  gewöhnlichen  Ausgaben  verwendet  werden  dfhfen; 
j)  dif^  Führung  eines  Mitgliederverzeichnisses ; 

k)  die  Führung  der  Geschäfte  der  Vereinigung  an  einem  genau  bt^eichneten 
filta,  mit  Namen:  „r^^triertes  Bureau  der  Vereinigung^'. 

Die  Statuten  der  Vereinigung  können  auch  für  weitere  dem  Gesetae  nicht  wider- 
sprechende Bedürfnisse,  sowie  für  die  Aufliebung  und  Aenderung  der  Statoten  MaisB- 
nahnten  vorsehen  j  obengenannte  Bedingungen  sind  jedoch  immer  zu  erfüllen. 

Der  Name  jeder  nigiatriertaa  Oi]0uuaation  boU  den  Namen  dee  Gewerbes  ent- 
halten, in  Yarbfaidnnf  womit  rfe  geaiSaffett  worden  bit.  Im  ^chen  Staat  klinnen 
sml  Organisationen  nicht  unter  dtinselben  Xanirn  rrtisfriert  werden. 

Ein  vorschriftagemäsee»  Gesuch  um  die  Begib  tri  erung  einer  Vereinigung  als 
Organfaation  soll  an  den  B^istrator  goichtet  werden,  der  die  Begiafiratiir  dea 
Staates,  wo  das  Bureau  der  Vereinigung  uegt,  leitet;  «a  aoU  TOB  aundeeteba  awcl  Ba* 
amten  der  Vereinigung  unterschrieMn  sein. 

Jedem  Gesuda  um  Registrierung  sollen  heiligen: 

a)  zwei  Kopien  des  Ver^eirhniR.ses  d^r  Mit;r1ir^er  und  Bcamtinn  der  VeniDigling; 

b)  drei  Kopien  der  StaLuten  der  Verumii^aijg; 

c)  zwei  Kopien  einer  Beeolution  des  Inhalts,  dasei  die  "Registrierung  der  Ver- 
einigung als  Organisation  gewunsciit  wird;  diese  Ueaolutioo  muas  von  der  Mehrheit 
dar  jfit^eder,  die  an  einer  statutecgemfiss  m  dieeem  Zweck  beeonden  einbemfeDen 
Gcneralvt  ^^ammlung  der  Vereinigung  !irjv.fsend  sind,  angenomrm  ri   rin  ,  oder 

d)  zwei  Kopien  einer  vom  Verwaltungsrat  mit  absointer  Meiirheit  angeuommenen 
Bcaolation  dai  uhalts,  daaa  die  Eegi&trierung  der  Veninigung  als  Orgaaiaation  ga- 
wBnadit  nM. 


Digitized  by  Google 


Register  und  lubattsübersicbteo- 


X  Ghrouologiiehe  ITeliandoht  te  Oasetie  und  Ycrorctnimyen 


nf  die  EMtong,  die 


1.  Internationaler  Arb eiterschutz. 

1.  Handeisvertraf  swischea  4«r  Schweis  «nd  XuUen  t.  13.  Juli  04  XXIX,  177. 

2.  VartraK  v.  1&  April  05  cwlsdMii  dMU  OfMdMEKMCtam  Lmumboqif  nnd  Bd|^ 
ffber  EntechädigunL  von  I!i  rrirli>nnfälleD  XLIX,  3w. 

3.  BcbluHaakte  der  Iktruer  mitoiuU..  Konferenz  ?.  16.  Jilai  05  1— VI,  1 — 3» 

4.  KreiBschreibeD  d.  Schweis.  BR  aa  die  dabei  lietciQgteB  Btestan  ▼.  26.  Hu  05 
XXIX,  177. 

^  AbkomoMB  V«  2.  öept.  Oö  zwijicliest  dem  Deutsdien  Bach,  und  liOXfimburg  über 
Uafyiveeiififamg  XltK,  308. 

2,  2satioiiaier  Arbeiterschutz. 


Alabama  XIX,  XX,  XXI,  XXIII,  XXIV, 

XXVII. 

Argenünieu,  G.  v.  ai.  Aug.  Ob  über  die 
^onntBffsrabe  lÄl,  910. 

Arizona  XVIII,  XXV,  XXVI. 

Arkan^  XVIII,  XIX,  XXI,  XXIII, 
XXV,  XXVI,  XXVII. 

Assam,  AufrfV.  v.  7.  Marz  02  mm  Arbeit«-- 
schutz-  und  AuswiiaderungHgtaietÄ  v.  Ol 
XI,  47.  ! 

Anstrallseher  Staatenbund,  6.  v.  15.  Deü. 
04    betr.    Verraittlnnj!;^   und  8chiod»- 
»prechung  zur  Verhütun)r  und  Schlich- 
tung gewerblicher  Streitigkeiten,  die  sich  j 
über  die  (Frenzen  eines  Emsselstaatee  hia-  j 
Uli:,  or-lreck-pii  I.XTII    LXX,  459 — 173.  1 

Baden,  MioBck.  v.  30.  Juni  05  betr.  Sta- 
ti.siik  d.  gewerbL  Streitigkeiten  192. 

Basfl-T.nnd,  G.  v.  L'o.  März  05  betr.  die 
olkiiUicheü  Kuheuigc  X.  63. 

Ba.sel-Htadt,  G.  y.  27.  April  05  betr.  den 
Schutz  der  Arboitmnnfn  Vf  f  TX, 
.58—62  u.  VoilzV.  V.  2y,  Juli  05  XXX, 
231—234. 

—  deBgl.  V.  8.  Jnni  05  betr.  Aenderong  d. 
S8  29  und  31  d.  WirtachaftraeMtset  r. 
19.  D«s.  1887  XIV,  63. 


Sasel-Stadt,  Bek.  t. 
Bonntagearbeit  hd 

UV,  376. 

Bajeni,  Sek.  t.  la  Febr.  05  belr.  WaU 

ärztl.  Hadiveretindiger  beim  Bchiedf^ge- 
richt  1  Arb  Vers.  d.  Kgl.  Bayer,  btaata- 
eiBcid)ahnverwaltung  LXX,  192. 

—  StMinErl.  v.  2.  Älärz  05  b^tr.  Jahres- 
berichte der  KgU  Fabriken  -  und  Ge- 
wcrbeinspektoren  «.  Kgl*  BenMAideD 
XLVl,  191. 

Belirleo,  G.  v.  25.  Juni  05  betr.  die  Ge- 
währnng  von  {Sitzgelegenheit  an  die 
weiblicl^a  LadenangeeteUteu  XLVI, 
193. 

—  desgl.  V.  17.  JuH  05  betr.  die  J^onn- 
tag>»ruhe  in  gewerbL  u.  kfm.  Be  trieben 
XXX,  194—198. 

—  Ks].  Erl.  V.  2H.  Jan.  05  betr.  Klassierung 
der  Fettsäuren  tabrikatiou  XIII,  21. 

—  deegl.  V.  20.  MIR  05  belr.  Elaesiening 
d.  Dynamngewratoren,  Dynamorezep- 
toren' u.  der  elekir.  Tninsformatoren 
XIII,  28. 

—  de^gL  T.  31.  Mars  05  beir.  Baugewerbe, 
KomtrakfcioiiB-  und  Erdaibdten  XIII, 
27. 
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BeUea,  KgL  £rL  t.  4.  Juli  05  beUr.j 
KUunenmg  der  Fabrikatioo  und  der 

Lagerung  verderblicher  Gase  XIX.  J'X). 

—  desgL  V.  8.  Juli  05  betr,  Klaesieruu^  der ; 
Betriebe,  in  denen  Nikotin  am  Tabak 
pepm^ft  wird  XLV,  2fX).  ' 

—  de*»gl.  V.  16.  Juli  05  betr.  Auwendung 
(I.  G.  V.  90.  Juli  Ol  über  Regelung  der 
Arbcitsmaaaae  auf  die  Weberaindtwlrie  [ 
XLV,  200.  ^  I 

—  deegl.  V.  5.  Sept.  05  betr.  Klassicniag , 
derGljzenodeBtUUeruQgaaolagwLViir» 

—  desg].  betr.  Klasaierung  der  Lampen- 
Btuben  etc.  LVIII,  319. 

—  desf^  betr.  abg.  Kla8«iemDg  der  Dy- 
nainorezeptoren  LVIII.  31". 

—  MinErl.  v.  7.  AprU  05  betr.  iksieucbtung  j 
von  Kohlengruoen  bei  Arbeiten  unter  I 
Tage  XII,  27. 

—  desgl.  V.  20.  Juli  0.j  betr.  Art.  17  d. 
Gltegl.  V.  29.  Aug.  04 :  28. 

—  Allg.  V.  V.  30.  März  05  zum  Schutze 
von  Gesundheit  u.  Sicherheit  d.  Arbeiter 
in  industr.  n.  kommen,  Untemehmnngen 
21-27. 

BegL  T.  13.  Maf  06  belr.  d.  Gebrauch 

von  Blf'iweiss  bei  den  Malerarbeiten  im 
Baugewerbe  XLIV,  198-200  u.  MinJErL 
V.  I.  Aug.  05  dazu  XLV,  201. 

Bengal,  AusfV.  v.  15.  üki.  Ol  zum  Ar- 
beitemchutz-  u.  Auswaiulerungsgesetz  f.  | 
Assam  t.  Ol  XI,  48. 

Bulgarien,  G.  v.  26.  Miirz  / 10.  April  05 
betr.  die  Arbeit  der  Frauen  u.  Kinder 
III  Tif  11  iii  liHtr.  Betrieben  VI,  28 — 31. 

CaUTomia  XVU,  XVUI.  XIX,  XX,  XXI, 

XXIV,  XXV,  xxvm. 

Calondo  XVIII,  XIX,  XXI,  XXIUp 

xxrv,  XXV,  xxvuL 

€MiMetie«tXVII,XVm,XXVI,  XXVII, 

XXVIII. 

Bäliemark.  G.  v.  15.  Mai  03  betr.  Erg.  d. 
O.  7.  Jan.  98  über  die  ünfallver- 
flicheruog  f.  d.  Arb.  bestimmter  In- 
dustrien L.\XI,  319— ::J22. 

—  de^gl.  V.  10.  Nov.  03  betr.  du  Lebens- 
venücherung  derjenigen,  welche  die 
Fischeret  auf  gedeckten  Fahrzeugen  be- 
treiben LXX.  322. 

—  desgL  V.  1.  April  05  betr.  Aufsicht  über 
die  JSeerflbniMraiNten  'HS, 

—  desgl.  tx  tr.  Vfr^ieherung  «Ii  r  S'rf  lptitr 
gegen  «iic  Folgen  von  Uulaileii  beim 
i5diiffal)rtsbetrieb  LXXI,  323—335. 

Delaware  XX. 

Deutfiches  K«ieli,  Kais.  Bergverordnung  f. 
DeuL^ch-Büdweetafrika  V.  8.  Ava,  05 
LVIII,  308. 

—  Bek.  V.  9.  April  05  betr.  Beschäftigung 
V.  Arl>ei(rrionen  u.  jngendl.  .\rb.  in  den 
z.  Anfert.  v.  Zigarren  bestimmten  An- 
lagen XIII,  3. 

—  dcHgL     Itt.  Joni  06  betr.  Einricbtung 


und  Betrieb  d.  Bleihütten  XLIU,  178 
-182. 

Dentsehes  Beieh,  Bek.  27.  Juni  05  betr. 
Betriebe,  in  denen  Mal«'-,  Anstreicher-, 
Tüncher-,  Wetssbinder-  oder  Lackierer- 
arbeiten anageffthrt  werden  XLIV,  182 

—185. 

—  desgl.  V.  2.  Juli  05  betr.  die  Logis-, 
Wasch-  und  Baderäume  sowie  die  Aborte 
f.  d.  {Schiffsmannschaft  auf  Kaafiahrtei- 
eduffen  XI.VI,  185. 

—  de8|^  V.  3.  Juli  ()5  betr.  Krankenfür- 
fiorgeauf  Kauffahrteischiffen  XLVI,  185. 

—  dcbgl.  betr.  die  Entwertung  der  Marken 
und  die  Einrichtung  der  Qaittungs- 
karten  f.  d.  Invalidenversicfaerung  185. 

—  desgl.  V.  23.  Sept.  05  betr.  Abkommen 
zwischen  dem  DK.  und  LuxembOlg 
über  Unfallv^cherung  309. 

—  UnMlTerhütan^TOrM:!hriften,genehmigt 
vom  Reichsversicherunu  am  LXXI. 

vom  25.  Nov.  04  f.  lAUuuaberufsge- 
noesenschaften  21. 

vom  2.  März  06  L  SeeberobrauMa.  1 

Dampfer  20. 

desgl!  f.  d.  landwirtsch.  Betnebe  d. 
SchJes.  landw.  Beruft^gen.  192. 
desgl.   v.    1.   .März   (jj  f.  Poecnsche 
landw.  R  193. 

deHgl*  V.  Q,  Mars  05  f.  land-  u.  font- 

wirtflch.  B.  in  Lotlixincen  Ifö. 

de>gl  V  20.  März  06f.  d.  landw.  B. 

in  Coburg  310. 

dt^gl  V.  3.  April  06  f.  Heeeen-Naaean- 
ische  landw.  B.  193. 
desgl.  V.  22.  Juni  05  f.  Rhein,  landw. 
B.  193. 

desgl.  V.  ]{).  Juli  05  f.  Brennerei-  n. 

Mälzerei-B.  193. 

deögl.  V.  22.  Juü  05  f.  Ijigerd-B.  310. 
deegl.  T.  12.  OkL  06  t  IUiein..WestL 
Textil-Ber.  310. 

Florida  XVII,  XIX.  XXVI,  XXVI 11. 

Frankreich,  G.  v.  2.  März  05,  durch  wel- 
( lies  die  gewöhnlichen  (.Terichte  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  ermäch- 
tigt werden,  die  aus  Anl^  dos  Arbeits- 
▼ertraseB  zwiach^  der  Staateeisenbahn- 
venvaltung  und  ihren  AngeeteUteu  ent- 
etehen  XIV,  32. 

—  desgl.  T.  9.  April  98,  2a  Min  03  und 
31.  März  05  über  Haftung  für  UnfüUe 
der  .\rbeiter  LXXII— LXXVI,  32  -10, 
nelwt  Kschreil)eii  z.  Durchführung. 

—  desgl.  v.  9.  Mai  05  über  die  l>rl Girierten 
zur Öichcrhei t d .  liergar b ei t<rr X X X V II I , 
2U1. 

—  desgl.  V.  20.  Joni  05  ülier  die  Arbcita- 
daueriuBcrgwerkeu  XXXVUI-XLLU, 
2<r2— 204,  nebet  Becb.      ÜO.  Okt.  05: 

318. 

—  desgl.  V.  14.  Juli  05  betr.  Zwang^unter« 
Stützung  T<m  mittelloeen  Gretaen,  Ge- 

31 
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breehlicheu  und  nnheilbaren  Kranken 

JPrankreieh,  G.  v.  15.  Juli  05  betr.  die  Zu- 
sammenaetzune  der  ErkciintniHscuate  u. 
die  Organ,  d.  AppellationBinstaoz  d.  Qe- 
werbcgerichte  XLVIi,  204,  nebet  Bach. 
V.  25.  Aug.  05:  LIX,  347. 

— -  Dekret  v.  1.  Mär/.  05  betr.  Anwendung 
d.  HeBtimm.  über  Hvgicoe  u.  Siclieiiieit 
der  Arbeiter  in  Algier,  Kinder-  n. 
Frauenarbeit  XXX,  206—211 

—  desgL  V.  11.  Aug.  Oö  iiber  lieorgau.  d.  t 
FWser  ArbdteWrse  211.  ' 

—  Erl.  V.  2.  März  05  betr.  Anwend.  d.  [ 
Arbeiter-Umene-  und  3icherheit6ge- 1 
setze«  auf  KiiegB-  iL  MiurineaiiJ«gen  A,  i 
46. 

—  desgl.  V.  4.  April  05  betr.  IlvKicue  d. 
Arb.  in  Leinenbleicbereien  Xfll,  4G. 

—  deBgl.  y.  30.  Sept.  05  betr.  Tarif  für 
mediz.  u.  pbarmaz.  Kosten  348. 

Georgia  XVll,  XXIV. 
ClrosebrltAiiiilen,  G.  t.  15.  Aug.  04  betr. 
den  FrShladenecfaloM  KLYlTSlS— ^l^- 

—  dft^gl.  V.  4.  Aup.  05  betr«  WlgeED  der 
Mineralien  LVIII,  318. 

—  de^^.  «ur  Vorprossening  d.  Eutschädi- 

von  Pprsonrti,  die  durch  Nach- 
lässigkeit von  SchiffReigentümem  ge- 
schädigt worden  t>ind  3w. 

—  desgl.  V.  11.  Aug.  05  betr.  Einsetzung 
von  Verwaltungskörpem  mit  der  Ab- 
sicht, Arbcit.-^lo^eii  Ik-Hchäftigung  oder 
Untentützaue  zu  verschaffen  LX.  bis 
LXIIt  215-&1. 

—  deigL  bdr.  Abänd.  d.  Fremdeneinwan- 
derungsgeettfgebung  IIV-~LVII|  221 
-^227. 

—  p:rl.  d.  8t«ekT.  f.  Schottland  v.  24.  März 
04  betr.  Erg.  d.  Kinderbcächiftigiings- 
ge»eUus  V.  03  LH,  351. 

—  ErL  20.  Sept.  05  betr.  N()tr.tand8- 
kommiseionen  Arbeitslose  LX  bis 
LXn,  353. 

—  V.  V.  6.  Sept.  Oi,  11.  Febr.  05  und  4. 
Aug.  06  betr.  Exploflivtitoffverwenduiig 
in  KohleDgruben  XII,  46,  227. 

—  de^irl.  V.  15.  Aug.  06  betr.  Hciinarbeit 
LIV,  351. 

—  V.  d.  Home  Office  v.  Dez.  04  betr. 
Fabriken  zur  Teerdestillation  XLV,  227. 

—  V.  d.  StSekr.  v.  IS.  Febr.  05  betr.  Be- 
8Ch8ftit;ung  männl.  Jugendlicher  über 
16  Jahren  bei  Nacht  XITT,  46. 

—  desgl.  V.  17.  Okt.  05  betr.  Spinnerei 
mit  flelbattitigen  MiüennschuieoXVIlI, 

HuHaii  XLX,  XX. 
Idaho  XVII. 

Illinois  X Virr,  XTX,  XXI,  XXTT,  XXIII, 

XXIV,  XXV,  xxvii,  XX vm. 

lodiariu  XVU,  XVIII,  XX,  XXVI, 
XXVII. 


Indien,  G.  No.  12  von  04  betr.  Abkaü.  d. 
AuewndMfiingBgpetow  yoa  1683:  XI, 

—  d.  BtrftteT.  la  Min  n.  &  Dos.  Ol 
betr.  KohlMigniben   mid  Bengwerke 

XII,  47. 

ItaUen,  G.  V.  22.  Ami  05  betr.  die  Ver- 

8taatlichung  der  ICieenbahnen  48. 

—  dofigl.  V.  7.  Juli  Oü  betr.  die  Pensiouen 
f.  d.  Arb.  d.  Offizin  der  Wertpapiere  37Ö. 
desgl.  V.  9.  Juli  05  betr.  für  Pensionen 
f.  d.  ^Vrbeittirpcrsonai  d.  Kgl.  Salinen  376. 

—  KgL  Dekret  v.  12.  Aug.  05  betr.  Statut 
d.  gegens.  HUfMkassen  d.  PersonalH  d. 
Tamkmannfakturen  mit  Tagloho  376. 

—  AufifRegl.  V.  a  Dez.  (H  zum  G.  12. 
Mai  04  betr.  äubmiseionen  49. 

—  MinBadnr.     6b  und  30.  Not.  (H  betr. 
Beisegeldermäseiiruiig  auf  den  Fi  i 
bahnen  f.  die  zeitweilig  in  da.s  Au^laad 
auswandernden  Arbeiter  49. 

JapoiuErl.  v  .11.  Okt.  02  belr.  Arbeiten 
in  Werfttu  IX,  lA). 

—  desgl.  V.  31.  Jan.  U3  betr.  Tageearbeita- 
zeit  in  Werften  eta  for  Shil&oee-£iplo> 
sivstoffo  IX,  50. 

—  desgl.  V.  8.  Juni  03  betr.  temporifap» 
liohnsteigerangeu  X«  50. 

—  desgl.  V.  16.  Jm  03  betr.  Lohneitee  1 
siihalt.  te<-lin.  Beaitit*:'  IX,  50, 

—  deagl.  V.  lu.  Nov.  Ü3  botr.  Kuhezeit  in 
d.  Marine  IX,  50. 

—  deflgl,  V.  15.  Febr.  04  betr.  Rogebine  d. 
Feldpot«t<lieustes  u.  det  Arbeitebeding- 
ungen bei  Bau  von  Feldkommoniknlaoiui- 
mittein  5^ 

Kansas  XVIl,XViil,  XIX, XXY, XXVI, 

XX VIT.  XXVIII. 
Loxembnix,  Grossh.  Betschl.  v.  10.  Sept. 

05  betr.  Oenehmigungu.  VerOff.  d.  Abk. 

mit  dem  DR.  fiiber  UnfallTacBiehtfiniK 

376. 

Lnzem,  G.  r.  9.  Min  06  betr.  G«werfae- 

pcri.-hto  XV,  58. 
Madras.  I  ek.  zum  Arbeiterschutz-  a.Atu* 

wai.'lrnum^geeetB  f.  Anam  XI,  48. 
Mülue  XVIII. 

Maüsackusetts  X\'II,  XVIII,  XIX. 
Hlebigan  XVII. 

Minnesota  XVII,  XVIU,  XIX,  XXVI, 
XXVII 

MlfionrI  XVU,  XXIV,  XXV,  XXVH, 

xxvm. 

Mttütium  XVII.  XIX,  XX,  XXII,  XXIV, 

XXV,  xxvu. 
Nebraska  XX. 

Neuseeland.  O.  v.  8.  Nov.  04  z.  Abänd. 
d.  gewcrbl.  Vermittlung!«-  nnd  ticfaiedB- 
gesetzes  v.  1900  LX,  363. 

—  dc8gi.  betr.  Abänd.  d.  ßetricbannlall- 
ge»etzes  v.  1000:  LXXVII,  364. 

—  de«gl.  z.  Kodifiz.  und  Abänd.  d.  G.  betr. 
Matraziiie  und  Bureaus  LIX,  365 — 375. 

Xerada  XVII,  XVm,  XIX.  XX,  XXV. 
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Kew  Brnnswlok,  G.  v.  8.  Aj)nl  05  betr. 

d.  ächatz  von  Fabrikatigestdlteu  L,  355. 
ir«ir  Hamythire  XXI. 
New  Jeiwy  XXII.  XXIV, XXV, XXVII. 

3^ew  Mexico  XJiV\ 

Hew  York  XVUI,  XXI,  ZXII,  XXIII, 

XXVI,  XXVIL 
IModan«,  FftuMMschraben  betr.  £r- 

setnmgd.  gUÜgttDittMDtfliudüaflite 

51. 

Ftrth  CaroUiia  XVIII,  XIX,  XXI,XXIV. 
Xorth  Dakota  XXV f.  XX^^T. 
Nora  ISeoUa,  (J.  v.  7.  April  05  beir.  Keteii- 
tionerecht  der  Arbeiter  LIV,  354. 

—  de^gl.  hvtr.  Omn.  TOD  fladurrereincD 
I.ni,  d-A. 

Oesterreieli«  O.  t.  18.  JuU  06  betr.  Regelung 
d.  ^^no-  u.  Feiertage  im  Qewerbebe» 
triebe  LH— LtV,  311—313. 

—  NiaitröBterreich,  Kdm.  v.  22.  Okt.  05 
betr.  diese  Buhe  LKOeet.  LiV,  313—319. 

ODtario,  O.  V.  26.  April  04  z.  AbSnd.  d. 

Fal  riktresctze.'*  LI,  359. 
Oresroii  XVil,  XIX,  XX,  XXI,  XXII. 

XXIII,  XXV.  XXVI,  XXVIL 
Feniimrlraiila  XVII,  XIX,  XX,  XXII, 

XXIV,  XXV.  XXVIL 
Phillppliie  LsIan  K   MX,  XZ,  XXVI, 

XXVIL  XXVIIL 
Preui»en,  G.  v.  8.  Juli  05  betr.  btaat*- 
mittel  f.  Be«Herung  der  WohnunnTer- 
hältaifiae  XXXI,  190. 

—  deigl.  V.  14.  Juli  05  betr.  Abflad.  d. 
Alle.  Berggesetzes  v.  24.  Juni  1866/02 
XXXTI  -XXXVIII,  185-iyO. 

^  Er).  2<).  Jan.  05  betr.  Ffirsorge  f. 
EiBenbahnbedienstet«  XIII,  4. 

—  des^l.  ¥.  28.  Febr.  Oü  betr.  Arbeiteraue- 
Bchüss«  beid.  BtaatMiBeobaboyerwaltnog 
6—9. 

—  desgl.  V.  4.  M&rz  05  betr.  Schutzvor- 
richtung an  Webstühlen  '.». 

—  dcsgL  V.  15.  Juli  05  betr.  Betriebe  d. 
Maler-Ceto.lgewerbe**  XLIV,  191. 

—  V.  V.  2o.  Miirz  I '5  betr.  Landesgewerbe- 
amt  u.  gewerbl.  Unterrichtsweeea  XV, 
9,  nebet  AiufAnir. 

({aäwc,  G.  V.  25.  .\pril  03  z.  Abänd.  der 
CPO.  betr.  Ikdchlaguahme  der  Gehälter 
oder  Löhne  359. 

Rhode  Island  XXVI. 

iikshweiz  (Bund),  B(i.  v.  28.  März  05  betr. 
Haftpflicht  der  Kisenbahn-  und  Dampf- 
^<-h\  fhxh  rt  sunternehmuDgett  nnd  der  Post 
LXXVI],  .-j3— .56. 

—  desgl.  V.  1.  April  05  betr.  die  .Arbeit  in 
den  Fabriken  IX,  56,  nebet  Kreiaechr* 
V,  14  Juli  05  XLVII.  m 

■ —  BBeschl.  V.  1.  .Tuli  05  liptr.  Revision 
von  Art.  9  d.  BG.  v.  2.  Nov.  1898  über 
die  FabrUEation  und  den  Vertrieb  von 
ZfindbOlnsfaeD  XLV,  m 


Solothom,  V.  V.  2"  F.lir.  ''•"i  ^rtr.  die 
Obliegenheiten  d.  Rjuit^ja  ,  Gewerbe-  u. 
Fabrikinfl[)ekt^r>i  XVI, 

South  Carnlhia  XX,  XXI,  XXIII,  XXV, 
XXVI,  XXVI 1,  XX VII l. 

Soath  Dakota  XXV. 

Spanien,  Kgl.  V.  v.  4.  Nov.  04  zur  Ver- 
hinderung heimlicher  Auswanderung  31. 

—  deegL  t.  31.  Des.  04  betr.  DnfeHetafietik. 
3L 

—  dei^l.     14  Febr.  06  betr.  proris.  Ge- 

Btattunp  dor  Sonntagsarbeit  ^1. 

—  dtfcgl.  V.  18.  Okt.  Oo  betr.  Arbeitstage 
I     im  Sinne  d.  G.  v.  3.  März  Ol:  336. 

—  VoUzV.  V.  19.  04  z.  Bomitagembe' 
gesetz  LIV,  .m. 

St.  Gallen,  G.  v.  Ifj.  Mai  04  betr.  gowerbl. 
Schiedsgerichte  XLVII,  234-23Ö,  nebet 
V.  dazu  v.  15.  März  05  :  239. 

—  desgl.  V.  25.  Mai  05  betr.  die  Betreibung 
von  Wirtschafte  und  den  Xleinverkauf 
von  0«^4nken  XIV,  64. 

SlldaiistDiHen,  G.  v.  24.  Nov.  Ol  betr. 

Bchadcuefi^tz      für  Betriebsunfälle 

LXXVII,  361. 
Tennessee  XIX,  XXIV,  XXV,  XXVUI. 
Texas  XIX,  XXI,  XXII,  XXIII.  XXV, 

XXVIIl. 

ünjram,  MinV.  v.  18.  Mai  05  betr.  Schutz 
d.  G(äiundheit  von  Arbeitern  iu  Tier- 
baarbeerbeitniweenligeii  XLVI,  227— 
230 

United' «tatee  XIX,  XXVI,  XXVII. 

rtab  XX  XXV,  XXVT.  XXVIL 
Victoria,  G.  v.  30.  Nov.  04  2.  Abaud.  d* 
§  25  d.  Fabrik-  nnd  Ladengeeetsee 

Itm  LIX,  361. 
Virginia  XVUI.  XIX.  XX,  XXI,  XXIH, 
XXVIL 

Wa.shln^tou    XVII,  XIX,    XX.  XXII, 

XXIII,  XXV,  XXVI,  XXVIIL 
Westau-stralien,  G.  v.  10.  Dez.  04  betr. 

Lohnzahlung  in  Naturalien  oder  aoderB 
ah«  in  gangbarer  Münze  362. 

—  desgl.  V.  24.  Dez.  04  betr.  Abiod.  d. 
Fabrikgesetzes  v.  04  LI,  363. 

—  desfifl.  t.  AbSnd.  d.  Q.  von  02  über  den 
Sol  lns   von  Magazinen  LVIIL  363. 

Wlaeonsiu  XVI!,  XVIU,  XXU,  XXIII, 

XXIV,  XXVI,  XXVIL 
Württemberg,  Kpl.  V.  v.  6.  März  05  betr. 

Gewerbeinspektion  XV,  11,  nebet 
Dienstanweisung  12. 

—  Erl.  V.  30.  Dez.  04  betr.  Ausnahmen 
von  Mindestruhezeit,  Mittagspause  u. 
Ladenschluss  XI II,  9. 

—  deegL  v.  4  Febr.  05  betr.  Familien- 
nntnetfltzung  za  iViedenettbangeD  ein« 
berufener  Mannschaften  W. 

Zttrlch,  V.  V.  20.  April  05  über  die  Ver- 
bung  von  etaatUdum  Ariieitea  und 


ffebung  von 
iieferongen 


X,  57. 
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n.  Sachregister  zur  Einleitung  und  zum  Abschnitt: 
Gesetze  und  Verordnungen. 

(Abkürzungsverzeichnis  s.  BulL,  Bd.  II,  S.  759.) 


Abbimeen  1^  ISS. 

Abbrucbarbeiten  337. 

Abfälle  22.  24.  182.  m 

Aborte  22.  57.  tjO.  186.  209.  233.  ML 

Achtstundens^fcht  F.  XXXVIII, 

Akkordarbeit  VIII,  ÜL 
Alfenidwaren  3üL 
Alien«  Act  LIV,  22L 
Alkoholgetränke  XIII,  6,  2(3, 27,  m, 
200.  m 

Altersanterstötzung  F.  339—347. 
A  IterBversorgungskagse  (nat)  F.  35j 

Anker  äül^ 

Ankleideraum  22,  GO,  IfiÜ. 
Anschlag  von  Quetzen  etc.  15.  45,  60, 

^  63,  Ml  188,  lülL  2n,  2^m 
AnstreTcher  XLIII,  1^  lüL 
Anwälte 
Anzöge  35L 

Apotheken  195.  336,  » 

ApothekerkostelTLXXIII,  34,  ^ 

Appellationsinntanz  d.  Gewerbege- 
richte F.  XLVII,  2(iL 

Arbeiten  unter  Tage  27,  207. 

Arbeitenvergebung  A,  ü2  (Zür.). 

Arbeiter  (worker)  3M. 

Arbeiterausschüsse  XIII,  XXXVI, 
6—9,  —  in  Bergwerken  186,  liJii 

Arbeiterhvgiene  VIII,  X.  XIII,  30, 

16. 206.  azl 

Arbeiterinnenschutz  VII,  XXX,  38, 
231  (B8t). 

Arbeiterkomitee  3Ö. 

Ar beiterpersonal listen  28,  2QL 

Arbeiterproduktivgenossenschaf- 
ten öfL 

Arbeiterschutz-  und  Auswande- 
rungsgesetz von  Assam  XI,  XII, 
47,  4iL 

A  r"5e  iterversicherung  LXX— 
LXXVIIl,  43j  177.  305.  m  319.  323. 
Arbeitsbeirat  1112, 
Arbeitsbörse  (Pariser)  2LL 
Arbeitsbuch  21L 

Arbeitrtdauer(zeit)  HI,  VI,  VII,  IX, 
XXX,  XXXIV,  XXXVIII,  XXXIX, 
XUII,  LI,  2D  (Bulg.).  üü  (Jap.),  äü 
(BSt.  23L  376],  ü3  (BL),  61  (s^tG),  liö 
(Pr.  irTBergw.),  lilä  (Belg.),  2ü2  (F.  in 
Bergw.),  2iR  (Alg.),  Zll  (ÜBr.),  23Ü 
(Schweiz),  310  (Arg.),  312  (OesL),  33ü 
( Sp.),  3r)6(NBr.),  :»)()(Ont.),  3>j3(\VAu8tr.), 
3Il(^^Scoi.)  -  in  den  VStaateii  XVIU, 
XX,  XXI,  XXIII,  XXV,  XXVI. 


Arbeitsinspektion  in  den  VStaaten 
XXVII. 

Arbeitsinspektoren  27.  30.  45. 
Arbeitskleider  24,  26,  180»  m  1^ 

200,  229. 

A r  bei  t  s  1  o s eii  f  ürsorge  LX,215 (GBr.). 


in    den  VStaaten 


Arbeitsmaasse  '200. 
Arbeitsnachweis 
XVIII. 

Arbeitsordnungen  XXXVII,  15,  61. 

183,  187,  188.  231. 
Arbeitsräte  lüL 

Arbeitsräume  22,  24.  30,  60,  128.  IM. 
233. 

Arbeitsstreitigkeiten  F.  XIV,  ^ 

Arbeitstag  339i  366. 

Arbeits  verbot    bei   Frauen    in  den 

VStjiaten  XX    —   (intern.)  industr. 

Nachtarbeit  II,  HI,  V,  L  2  —  in 

ßulg.  VI,  29,  DB.  180,  Belg.  196,  Nßr. 

35fi  —  bei  Jugendlichen  n.  Kindern  in 

den  VStaaten  XXI,  XXIV. 
ArbeitsversicheruQgsrat    321,  331 

(Dän.). 

Arbeitsvertrag  in  den  VStaaten  XVIL 

ArbeitBverwaltung:  Gewerbeinspek- 
tions^iienst  in  Württ  XV,  11  —  Ge- 
werbe- u.  Fabrikin  apektoren  in  Öoloth. 
XV^I,58 — Jahresberichte  baver.Fabrik- 
u.  Gewerbeinspektoren  XLVI,  121  — 
Landesgewerbeamt  in  Pr.  XV,  Ü  — 
Samstagsarbeit  in  Fabriken  der  Schweiz 
XLVII,  I^ß  —  in  den  VStaaten  XXVIL 

Arbeitszeiteinteilung  232  (BSt.). 

Armenrat  215  (GBr.). 

Armenrecht  i2< 

Arsenale  50. 

Aerzte  29,  .34,  ^  342  —  Untersuchungen 
27,29,35,37^38,18L183,M,  mi 
—  Zeugnisse  29.  35.  37.  180.  210. 
33L 

Aerztehonorare  XLV,  201. 
Aetzende  Stoffe  24,  25,  27, 
Assistentinnen  16,  20. 
Association  ItK). 
Aufzüge  24,  3hl 
XVI  f. 

Ausländische  Arbeiter  31. 

Ausrufer  von  Vieh  .371. 

.\  US  Wanderung  XI,  31  (Öp.),  42  (Ind.), 

4Ü  (It.)  —  in  den  VStaaten  XIX. 
Ausw eisungserlass  223  ((iBr.). 
Bäcker  etc.  313,  314,  336,  337,  369. 
Badeeinric¥tungen  181,  195.229,336. 
Bahnhofbuchhandel jMö,"!!^,  3ÜLL 
Bahnhof  personal  XIII,  4—6. 


320. 


209. 


in   den  VStjiaten 


y  Google 


—   479  — 


Bahnhofswirtschaften  5^  Qm. 
Bake-honse  LI,  355j  3aL 
Band-  a.  KreiB»ägen  206. 
Barbiere  XXVI,  m. 
Barrieren  m 
Baugewerbe  XUI,  XXVI,  2L 
Beamte  mit  Eoto  oder  hannin  50. 
BeerHijgunpskofitenLXXIir,34,38,53. 


11  e  g  r  ü  I  )  n  i  s  k  a  B  e  e  n 
Benerbergungs-  u.  Erquick ungsge- 

werbe  Xl\,  6S,  OL 
Beirat  für  Hygiene,  Industrie  u.  Handel 

m 

Beleuchtung  XII,  22,  25,  27,  195. 
Ber^rbeiterdelegierte  XXXVIII, 

Bergausschuss  XXXVIII,  1^ 
Bergbau     in     Deutsch  -  Südwestafrika 

LVIII,  m 
Bergbehörden  191j 
Berghauptmann  ISSL 
Bergkarten  XII. 

Bergwerke  XII,  2.  28.  32.  35.  47.  201. 

2l>2,  200, 

Bergwerksarbeit  über  Tage  V,  2. 

Bergwerks  Ingenieur  210. 

Berncr    Internat    Konferenz  1^ 

XXIX,  L  122* 
BerufsgenoBsen^chaftenlT^  192, 310. 
Berufsgruppen 
Berufskrankheiten 
Berufung  40»  iM. 
Bestattungsunternehm uneen  336. 
Betriebsunfallentschäaigu  ng 

XLIX,  L,  LXXI,  32—44  (F.),  M-rV. 

(Schweiz).  3f35(BeIg.,Lux.),m3fiÖ(DR-, 

Lux.),  310, 322,  M  (Dan.),  3Bl  (SAustr.). 
Bettwerk  2^/ 
Blechscheren  20ß. 
Bleierze  178. 

Bleifarben  XLIII,  179,  182-185,  19Ö 
—201. 

Bleihütten  XLIII,  178-182. 
Blei-Merkblatt  XLIV,  IM. 
Bleiweiss  ia2  (DR.),  198,  2ill  (Belg.). 
Blumenhandel  1^  HI^ 
Board  of  guardians  of  a  poor  law 

union  215. 
Borough  rate  (fund)  220. 
Boxerwettküui  üf e  WJ. 
Brennerei-  u.  Mälzorei-Beru fsge- 

nossenschaft  193. 
Bron nstof f bergwerke  2D2. 
Brillen  24,  2L 
Brunnen  23,  25,  2Ü. 
Buthdruckereien  19^ 
Bundesgerichtshof  (austr.)  LXV,  4^ 
Bureauarbeit  318. 
Bureaus. 318,  365,  32L 
Burgh  general  improvement  as- 

sessment  220. 
Bnrgess  220. 
Bürsten  19,  182,  3llL 
Bussen  31.  OL  ij4.  lUT.  2m. 


Child  3^ 

Chirurgische,  mediz. Apparate n. Instr. 

195.  m 
Gisternen  25^ 

Closing  hour-order  212. 
Coiff euriäden  33 ti.  üüiL 
Common  Council  LX,  21fi. 
Commonwealth  Conciliation  and 

Arbitration   Act   1904  LXIU— 

LXX,  459—473. 
Conseil   g^nArnl   340,   sup^rieur  de 

l'asbistance  publique  3i2. 
Council  214,  22Ü. 
County  borough  21.5. 
Court  of  Record 
Dampfmaschinen  Ventile  2£^L 
D a  m  p f  g c b i  f  f  a h  r  t s u n  t  e rn e h m u n g e n 

(Haftpflicht)  LXXVII,  53. 
D6compte  üL 

Delegierte  (Bergw.)  XXXVIII,  2ÜL 
Derbyrennen  315. 
Desinfektion  von  Haaren  228. 
Detailhandel  212,  2LL 
Diamantenschleifkitt  5L 
Diäten  1^ 
Dienstreisen  IS. 
Distress  committee  215. 
Drahtansziehen  XIII,  M> 
Drehen  vertikaler  Räder  2D6. 
Drum  350. 

Dy namogoneratoren,  -rezeptoren 

XIII,  LVIII,  28,  m 

Early  Closing  Shops  Act  XLVI, 

Einwanderer  (unerwünschter)  LIV.  221, 
22fi. 

Einwanderungsbeamter,  -hafen, 
-schiff  221«. 

Eisenbahnhaftpflicht  LXXVIL  53. 

Eisenbahn  verstaatl  ichungXIV,48. 

Electro-plate  351. 

Employee  460. 

Employer  355,  4(30. 

Enqueten  —  in  F.  XLVIII  betreffs 
Ernennung  einer  Kommission  zur  Be- 
ratung eines  1  )tkret8  über  Verwendung 
von  100 OOO  frca.  für  unfreiwillige  Ar- 
beitslose —  in  Sp.  LXII  über  Wirk- 
samkeit u.  Zweckmässigkeit  d.  Bergbnu- 
r^lementß  v.  HL  Sept.  05  —  im  DR. 
XL VII  über  Rkierkrankung  in  Feilen- 
hauercien  und  XVI  betreffs  eine«  Plane« 
für  einheitliche  Vorschriften  zur  Ver- 
hütung von  gewerbL  Gle8undheit>< ge- 
fahren (§  l20eG.O.)  —  im  DR.  LXlI 
über  Regelung  der  KVers.  f.  Hausge- 
werbetreihende  —  in  Pr.  LXII  über 
Wirksamkeit  der  KfmOerichte  und 
XLVIII  über  Ueberwacbung  der  Aue- 
führung  des  KschutzgCfietzes,  auch  XVI 
Über  zulät*»ige  Lcbrluigazabl  —  im  DR. 
XLVII  über  Zahl  der  Trocken-  u.  Nass- 
schlei fereicn,  Personal,  Lungcnleiden  der 
Arbeiter  zum  Zwecke  von  Voriscbriften 
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für  3TetÄlIschleifereien,  sowie  über  die 
tSglidie  ArbeiUizeit  in  Plätt-  u.  Waach- 
aostalten. 

EntBchädigung  für  Unfälle  XLIX, 
LXXII,  LXXVII,  32  (F.),  53  (Schweiz), 
3Ü5  (Belg.,  Lux.).  :m,  3flQ  (DR.,  Lux.), 
328  (Dän.),  m  (SAustr.). 

Erfrischungen  '^11, 

ErkenntnisRcaate  XLVII,  204,  ML 

Ernährung  der  Arbeiterinnen  22Ü 

Erntemaschinen  3t)9. 

Ersatzruhe  älä. 

Es» warendetailverkauf  195^  3Ü 

Exemplare  von  Verord.  27,  230.  329. 

Expeditionsgcä cIlachäTten  3ZL 

Expertise  38.  237. 

Explosions ni otoren  23. 

Explosivstoffe  XII,  46,  22L 

Faorik  (factory)  3üIl 

Fabrikgesetze  VI,  XXX,  L,  ^  (Balg.), 
2ÜÖ  (F.),  23Ö  (Schweiz),  355  rNBr.),  feg 
(Ont,),  3fil  (Vict.),  mA  {\\AmtT.). 

Fabriken-  u.  Gewerbeinspektoren 
in  Bay.  XL  VI,  121. 

Fabrikordnungen  30. 

Familienuu terstützung  von  Mann- 
schaften IQ. 

Feiertageruhe  X,  XV,  XVm,  XXX, 
LII,  LI  V,  31,  59,  63,  64,  193.  310.  335. 

aifi. 

Feilen  35L 
Feldjicstdienst  50» 
Felle  aüL 

Fettsäurefabriken  XIII, 
Feuersbrunst  25^  3äL 
Feuerwehren  &L 
Fischereinnternehmungen  194. 
Fischervereine  LVII,  351. 
Fischhändler  m 
Fleischhauer  314.  31ä. 
Flugtttaub  läQ. 
Fördergef  Ssse  185. 
Frauenarbeit  II,  V,  VI,  XIV,  XX,  1, 

2.  28.  29.  59,  60,  63,  (>t.  180.  196.  207. 

232.  311.  m 
FremdenauAweinung  223. 
Fremdencinwanderung  LIV,  2^ 
Fremden gesetz  GBr.  LIV,  221-227. 
Friseurgeschäfte  XXXI,  196.  315. 
FrühladenHchluss    XLVI,  LVIII, 

212-215  (GBr.),  3Ü3  (WAustr.). 
Fusaböden  178,  209,  222. 
Galerien  25. 

Gangbares  Zeug  einer  Maschine  3.")5. 
Garantien  (Unfall)  42- 
Gartenbaubetriebc  4H0. 
Garautieverbände  13. 
Gasanstalten  6. 

Gas-  und  Elektrizität:« werke  33<L 
Gas-,  Pctrol-,  Spirituskocher  4. 
Gase  23,  2G,  m 

Gast- u.  Schankwirtschaften  16,  19. 

Geburtsscheine  2i)7. 

(Gefährliche  Industrien  XIII,XLI1I, 


LVIII,  21.      178.  191.  198.  200,  201. 

227,  230.  319. 
Gegenseitigkei tsgesellschaf ten  L 

Versicherung  328. 
Gehälterbebchlagnahme  359. 
Gehilfen,  Lehrlinge  etc.  in  offenen 

VerkaufssteMen  lü 
Geldstraf  eu  Verzeichnis  15,  1^ 
Gemeindehospize  345. 
Gemüsehändler  3(Sfl. 
Gen  eralgou  verncur  LXV,  462. 
Gerichtshof  mit  beschlennigtem 

Verfahren  467,  4IQ. 
Gerichtsschreiber  44* 
Gerüste  209. 
Gesundheitsbeirat  190. 
Getränke  fgeistige)  6^  26,  2L  1^  ^ 

m 

Gewerbebehörde  460. 
Gewerbeförderung  in  Pr.  fi, 
Gewerbegerichte  XV,  XLVII,  LIX, 

5S  (Luz.),  204,  347  (F.),  2M  (StG.). 
Gewerbe-    u  FabriKinspektoren 

(Sol.)  XVI,  50. 
Gewer  bei  nspektionsbeamteCWürtt) 

XV  11  20. 

Gewerbcinspektorat  (BSt.)  IX,  2SL 
Gewerbliche  Vereinbarungen  ILL 
Girl  (young)  355. 

Glyzerindestillationsanlagen 
LVIII,  319. 

Gottesdienst  besuch  196. 
Grabschmuck  äiS. 
Greisenunterstützung  F.  339 — 347. 
Grubenbetriebe  32^  35^  43. 
Handelsvertrag  (schw.-itaL)  XXIX, 
III. 

üandschuhe  180. 
Hingogerüste  206. 
Hafeneinwanderungsamt  222. 
Hafensanitätsbehörde  225. 
Haftpflicht  d. Eis.- u. Dampfsch.un lern. 

u.  der  Post  53  (Schweiz)  —  von  Bee- 

dereien  32ü  (Dan.)  —  für  Unfälle  (F.) 

32-46,  (SAustr.)3&l— inden VBtaaten 

XXVIII. 

Halbfreier  Wochentag  195.  3ßa. 

Handwerkskammern  IL 

Haushaltung«-  lu  Handarbeits- 
unterricht ItL 

Hausierhandel  LIII,  31G,  37Q. 

Hausindustrie  192. 

Health  officer  355. 

Heil u ngskosten  35j  43. 

Heimarbeit  LIV,  28,  351  (GBr.),  358 
(NHr.). 

Hilfsdomizil  3311 

Hilfskassen  376. 

Hüttenwerke  32. 

Hygiene  d.  Maimzinc  u,  Bureau«  372 
(NSeeL)  —  in  Marineanlagen  X,  46^  iu 
A  lg.  XXX,  2üü  —  in  industr.  u,  kommerx. 
Unt.  (Belg.)  21—27,  (OnM  359  —  auf 
Schiffen  (DR.)  XLVI,  lÜL 


—   481  - 


ImproverB  210» 

InauBtrial  agreement,  dispute, 
mattera  4fiQ. 

Industrielle  Unternehmungen  III, 

1,  21-27  (Belg.),  2ü  iBulg.). 
Innungen  IL 

I  nter  nationale  Arbeit  ersehn  tsk  on- 

ferenz  L  XXIX,  L  HL 
Internationaler  Arbeiterschutz  I 

—VI,  XXIX,  XLIX,  1—3,  177,  305. 

InvalidenTersicherungsquittungs- 
karten  185. 

Jahresberichte  d.  OeneralgoaTemeurs 
210  —  d.  GewRrbeinspektoren  XLVI, 
20,  Ifil  —  bei  Schied4;er.  m 

Jahreslohn  32Z. 

Jahrmärkte  318,  336,  337. 

Jiifrendliche  Arbeiter  28i  40^  207, 

Ea^,  Ketten,  Kurbeln  23^  26. 
Kabelkorrespondenz  371. 
Kaffeemaechinen  4^  fi^ 
Kajütenpaseagiere  LVl, 
Kantinen  5. 
Kanzleigesch&fte  IS. 
Karrenpeschirr  351. 
KaRtanienbrater  314. 
Key-money  LV. 

Kinderarbeit  28.  29.  60,  63.  64.  196. 

207.  3M. 
Kirchspielrat  220. 
Kirchweihtage  31H. 
Klage  im  Verwaltungsstreityerfahren  189. 
Knappschaftsvereine  ISL 
K oalitionerecht  XIX. 
Koch-  u.  Arbeitsschalen  192. 
Kochtöpfe  L 

Kohlengruben  (ind.)  42  —  Beleuchtung 
XII,  2jLt 

Konsultativkommission  44. 
Kontorarbeit  318. 
Kon  troll  buch  (gesnndh.)  181. 

(Ruhez.)  232. 
Kon trollbureau  232. 
Kontrollregister  XLV,  2ÜL 
Körperliche  Arbeit  335. 
Krankenbuch  181. 
Krankenfürsorge  XLVI,  185^  339— 

34L 

Krebskonserven  355. 

Kriegs-  u.  Marinean lagen  IX,  X, 

46,  sa 

Kuranstalten  ä&. 
Lackierer  XLIII,  1^  ISL 
Laden  u.  Löschen  von  Schi  ff  en 
Ladenangestellte  3(i6. 
Ladengeschäfte  oiL 
Laden  sc  hluss  XLVI,  LVIII,  10. 

-214,  363.  366.  368.  m 
Lagerei-BerufsgcnosBenschaf  tSld 
Lagerhäuser  32. 
Lampenstuben  älä. 
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Landesgewerbeamt  in  Pr.  XV,  ä. 

Landungserlaubnis  221. 

Land-  u.  forstwirtschaftliche  Be- 
rufsgenossenschaften 192,  193, 
310. 

Landwirtschaftsbetriebe  4ßü. 
Lastfuhrwerksverkehr  ß3. 
Laundry  355. 

Lebensmittelverkauf  öTj  316,  317. 
Lebensversicherung  da  Fischer  in 

Dän.  LXX,  322. 
Lebz  elter  314. 
Ledigenheime  192. 
Legitimationskarten  IS. 
Lehrlinge  234,  3!iß. 
Lehrtöchter  59,  232, 
Leibrentensumme  223. 
Leihbibliotheken  !9f>. 
Leinen  her  uf  «gen  08gen  Schaft  en  21 
Leinenbleichereien  4iL 
Leitern  25. 
Lift  2ßL 

Locsl  ^overnment  board  218,  229. 
Local  industria  I  board  LXVII,  IQL 
Lock-out  LXm,  460. 
Logis-,  Wasch-  u,  ßadcräume  d 

SchiffamannBchaft  XLVI,  lÄL 
Lohnabzüge  45^  6L 
Lohnamt  361. 

Lohnberechnung  f.  UnMlentsch.  3fi 

3ß5  —  L  Fördergefässc  ISfi. 
Lohnbeschlagnahme  3üü. 
Lohnzahlung  X,  LIX,  57,  60.  185.  3Ö2 

—  in  Naturalien  234.  3fi2       in  den 

VStaaten  XVIH,  XIX. 
Luftraum  21^  30,  209,  22ü^  ^  2fil. 
Magazine  u.  Bureaus  in  NSeel.  LDL, 

36Ü— 375. 


Mahlzeiten 
Maler-, 


50,  200j  209,  229,  3aL 
Anstreicher-,  Tfincher«, 
Weissbinder-   oder  Lackierer- 
arbeiten XLIII,  182.  191.  198.  2QL 
Mari n e wer k 8 1 ätten  46,  50. 
Marktverkehr  'dlü. 
Materialprüfung  25. 
Medizinen  214,  Ä 
M  e  r  k  b  1  a  1 1  f ,  Blei veipftung  XLIV,  184. 
McsB-  und  Jahrmarktsunterneh- 
mnngen  194,  212. 

Metropolitan  and  municipal  bo- 

rough  21L  220. 
Milchmeier,  Molkcr  Hin. 
Milchwirtschaftsbetriebe  460. 
Mill-yearing  355. 

Mindestruhezeit  XIII,  9,  10,  59,  63. 
Mittagessen  4,  5,  30,  2007 
Mittagspausen  XIII,  10,  59. 
Motoren  II,  III,  23,  26,  30,  2ÜL 
M üllereien  336. 
Mulemaschinen  LVIII,  353. 
Mundschützer  180  —  reinigung  200, 
222. 

Musterungskommissar 
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Nachtarbeit  der  Frauen  II,  III,  V,  VI, 
L  2,  ^  128  -  der  Jugendlichen  VI, 

Nahrungsmittelindustrie  135. 
NähmaBchinen  2(>8. 
Naturalleistungen  als  Lohn  234. 
302. 

Nichtigkeitsbeschwerde  40.  45.  23L 
Niederkunft  20.  60j  232. 
Nikotin  2fiQ. 

Notstandskommission  215.  353. 

Oberber^amt  1B9^ 

Oeffentliche  Arbeiten-  u.  Liefe- 
rungavergcbun  g  X,  52  (Z.). 

Oelen  von  Maschinen  24^  2fi. 

Offene  Verkaufsstellen  ID. 

Offizin  der  Wertpapiere  376. 

Organ  i8ationen(registrierte  uud  prokla- 
mierte) LXIV,  4G8,  m 

Organization  4fiO. 

Papierdüten  351. 

Parish  Council  22Q. 

Passagiere  22ß. 

Pas tetenbäcker  360. 

Pensionen  33,  45,  3Iß. 

Perückenmacher  'dln. 

Pfandleiher  312. 

Pf erdef Ici schhauer  3M. 

Pferdehaare  228. 

PhoKphorverbot  1^  1^  178. 

Photographiflchc  Ateliers  336,  360, 
32fi- 

Pinions  :?r>4. 

Pissoire  22,  m 

Placement  familial  343. 

Police  borough  22SL 

Polizeisachen  334^ 

Poor  law  Union  220. 

Postdienst  2U, 

Posthaftpflicht  53. 

Preisausschreiben  (nied.)  aL 

President  LXV, LXIX,4G0,4^J64,m 

ProvinzialausschusB  180. 

Pulleys  354,  m 

Quittungskarten  185» 

Quorum  3fi8. 

Raseure  315. 

Rauchverbot  181^  lfi3. 

Bechtsagenten  i23ü. 

Bechtflbeistand  42,  45,  236,  4fi2. 

Rechtsmittel  des  neuen  Rechtes 
238. 

Rechtsverweigerung  238. 
Registrar,  Registry  LXIV,  460,  4fia 
Reisebedarf  318. 
Rcisebureaus  318. 
Reisswölfe  229. 
Rek Urskommission  237. 
Renten  (Unfall)  33,  53,  333. 
Renten revision  36,  IL 
Retentionsrecht  LIV,  351. 
Revision  (gewerbl.)  14,  15,  16,  18,  lÜ — 
(proz.^  41,  180,  238. 


Riemen  23,  2S. 
Röschen  122. 
Rohstoff  realster  220. 
Ros?  haar  Spinnereien  Ifl. 
Rübenzuckerfabriken  V,  2. 
Ruhepausen  (tag,  zeit)  10,  26,  30. 33, 53, 

Ü3,  (>t,  203,  335.  3IÜ. 
Saison  Industrien 
Saisonzeiten  XXXI,  1S5. 
Salinen  326. 
Schachte  23,  26,  2ÖQ. 
Schachtofen  179. 

Schaf  Wollkämmerei  u.  -Spinnerei 

V  kL 

Schaustellungen  195,  206. 
Schiedsgerichte  LXV.  102.  234.  363. 

Schiffseigentümer  350. 
Schiffskapitäne 
Schiffsunfallversicherung  323. 
Schlackentiegel  170. 
Schlafräume  63,  233. 
Schiicsstage  368. 

Schlösser,  Klinken  ,  Schüsseln  351. 

S'ch  melzkessel  170. 

Schreib-  u.  Vorladnngsgebühren 

238. 

Schreibstuben  10. 

Schrein  er -.Tapezier  er-  U.Tischler- 
arbeiten 351. 

Schuhreinigungsplatze  336. 

Schutz  alter  VI,  XIV,  XXX,  XXXI, 
LI,  28,  29,  00,  6.3,  (M,  107,  207,  232,  355. 

Schü tzeugeselTschaften  ^ 

Schutznetze  30. 

Schweinsborsten  (wolle)  22S. 

Schwere  Gegenstände  25,  208. 

Schwungräder  23.  24.  2L 

Scrolls  354* 

Seeberufsgenossenschaften  20. 
Seeverklarung  330. 
Selters wasserapparate  4,  6. 
Shimose-Explosivstof fe  50. 
Shipowner's  Neglige  nee  (Rem  edies) 

Act  350. 
Shop  Re^ulations  Acts  211. 
Sicherheitslampen  22. 
Sicherheitsseile  23,  26. 
Sitzgelegenheit  XLVI,  60.  103.  233. 

.367. 

Sitzungsgeld  238. 

S  am  » t  ags  a  r  b  e  i  t  IX,  XLVII,  50, 50, 230, 

311.  313,  309,  SIL 
SoDuen-  u.  Tiegens chirme  35L 
Sonntagsruhe  X,  XV,  XVIII,  XXX, 

LH,  LIV,  14,  31  (Sp.  335,  338),  50 

(BSt.  2^  376),  63  (BL.j71M"TBelg.), 

310  (Arg.),  m  (Oest.). 
Special  Magistrate  460. 
Speisenzubereitung   u.  Aufwärmen 

i,  200. 

Speiseraum  30,  180.  222. 
Spcisewirtsc^f ten  105,  370. 


■j 
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Sperrvorrichtungen  24^  2ß. 

Spezi algarantiefouds 

8pit£ler  M. 

Spitzenvorhänge  351. 

Sprengs tof £e  ^ 

SprengstGcke  2^ 

8p uc kn an f e  360. 

StaatBar  oeiter  IX,  5Q. 

Staatsbeamte  IX,  50,  190. 

Staat  «eisen  bahn  Verwaltung  (Strdt.) 

XTV,  32,  m. 
Stadtgräfschaft  215,  22a 
Standgeld 

State  Industrial  Authority  460. 

Statistik  1132. 

Staubentfernung  ITO^  200,  2Qa,  229. 
357  300^ 

Steinbrüche  2,  19,  32,  36,  2QÖ. 
Steingruben  23, 
Stellenvermittlung 
Stellvertretung  23ti. 
Stempelfreiheit  29.  44,  238.  Mh 
Stickereiindust  fTe  ^5. 
Stiegen  209. 
Stiergefechte  22fi. 
Stops  aM< 

Strafgelder  186,  mL 
Strike  LXIÜ,  ifiL 

Summary  Jurisdiction  Act 213,  227. 

Tabak  manufakturen  376. 

Tabak  Verkaufsstellen  95,  215.  369. 

Tagebücher  ]SL 
Tagegelder 

TagesentschSdigtingen  (Unfall)  320. 
Tarifverträge  1^ 
Teerdestillation  f.  Naphta,  Brennöl, 

Kreosot  u.  Pech  22L 
Telephondienst  336,  3fi2. 
Temperatur  M.,  360. 
Tenement  factory  353. 
Tex  tilberuf  sgenoseenschaft  310. 
Theater-u.  Zirkus  Unternehmungen 

20r>,  207. 

Tierhaarebearbeitnng  227 — 230. 
Transformatoren  28. 
Transmissionen  ^  24,  26,  27,  2öß. 
Treppen  25. 

Trinkwasser  6,  22.  209.  360. 

Trödler  31L 

Trnck  Act  3S2m 

Tuchspiel  z  cug  351. 

Tüncher  XLllI,  1^  IflL 

üeber-  u.  Nebenschiebten  XXXV, 

m 

Ueberzeitarbeiten  57,  60,  233. 
ünemployed  workraen's  Act  22L 

ünfallanzeige  18,27.  37,  209,  320,  357. 

U  n  f  a  1 1  e  n  t  B  c  ü  äd  i  gu  ng  XLIX,  LXXII, 
LXXVU,  32—34  (F.),  53—55  (ScJiweiz), 
305  (Belg.,  Lux.).  306,  300  fBR.,  Lux.), 
319.  322.  323  (Dan.),  3G1  (öAuÄtr.). 

ünTällrenten  33,  53,  333. 

UnfallBtatistrk  317 


Unfalluntersnchang  16,  37. 210.  330. 
3öa 

Unfallverhütungsvorschriften  20, 

23,  24,  26.  193,  m 
UnTall  ver  aicherungsgesellschaf- 

ten  43,  57. 
Unsittliche  Druckschriften  206. 

209. 

Unterakkordanten  5Z. 

Unterkunftsrfiumefür  Unverheiratetes. 

Unterstützung  mittelloBcr  Greiae  etc. 
339-347  (F.). 

Unterstütznngskassen  186. 

Unterstützungsvereine  3äi 

VaE;nbond  irogue  and  v.)  LVII,  225. 

Ventilation  30,  204,  229,  357,  3ßO. 

Verbeist§ndung~23ß. 

Vergebung  Öff.  Arbeiten  u.  Liefe- 
rungen X,  52  (Z.). 

Verkauf smagazine  58,  60. 

Verkaufsstellen  (offme)  10= 

Vermittlungs-  u.  Schiedsgesetz  in 
NSeel.  LX,  363:  im  austraL  Staaten- 
bund LXIII^^EXX,  459-473. 

Versicherungsrat  (Dän.). 

Verstaatlichung  d.  Eisenbahnen 
(ital.)  XIV,  ^ 

Vertrauensmann  ^bergm.)  185. 

Viehhändler  m 

Volontär  innen  232  (BSt). 

Vorzugsbeschäftigung  LXV,  466. 

Wäschoarbeit  ?>55. 

Wäschereien  LI,  H57. 

Waffenfabriken  ih± 

Wägen  von  Mineralien  LVIII,  348. 

Wagenkasten 

Wagennullen  XXXII.  XXXV. 
Wagen  Vermietung  195. 
Wallfahrtsorte  LIII,  31fi. 
Warenhäuser  58> 
Warenverschleiss  317,  318. 
Waschen  der  Hände~l83.  185.  199  — 

der  Wände  m  22IL 
Waach vurricMungen  60,  180,  209, 

229.  352. 
Wasserräder  209. 

Wassertransportun  ternehmungen 
194. 

Wasserwerke  IffiL 
Webereiindustrie  200. 
Webstühle 
VV  eek  Sfiü. 

Weinbaubetriebe  460. 

WeifiHbinder  XLIH,  182,  191. 

Weisa  phosphor verbot  I.XXX,  1. 178. 

Werften  50^  33ß. 

Werkstätten  d.  Eisenb.  ß  —  der 
Kleider-  u.  Wüscbekonfektion  lü  —  der 
Marine  50  —  mit  Motorbetrieb  15i 

Werkstättengesetze  VI,  XXX,  L, 
2h  (Bulg.),  206—211  (Alg.),  3M  (NBr.), 
359  (Ont.),  3ß3  (WAustr.). 

Werkzeugmaschinen  23. 
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Wlegekontrolleur  LVTII,  348. 
Wildbrethändler  ai5, 
Wirtschaften  59,  63,  64,  m 
Wirtschaf tsdienstpersonal  ^  ßL 
Wöchnerinnenachutz  29,  60,  232. 
Wohltätigkeitsbazare 
WohnnngsverhältnisBe  XXXI,  190, 

m 

Woman  355. 
Worker  3M. 
Wursterzeueer  315. 
Toung  girl  255. 


Zeichengeber  3hL 
Zeitung8Qnternehmangen  195,  215. 

Zigarren  XIII,  3,  18L  1^ 

Zin  kschaumdeetillationsanlagen 

Zündhölzchen  L  XXX,  LXV,  1,  178, 
23Ö. 

ZulasBangsalter  LI,  355. 

Z  w  a  n  g  s  un  terstützung  mittellofler 

Greiwe  etc.  :i39-:i47  (F.). 
Zwischendeckpasflagiere  LVI,  22fi. 


TTT.  Eegister  der  parlamentariflchen  Arbeiten» 

Belgien.   Sonntagsruhe,  wöchentlicher  Ruhetag  90. 
Deutsches  Reich  65—90,  21LL 
AnfeetcUte  der  Rechtsanwälte,  Notare  etc.  65.  Arbelterauaschässe  68,  ^  70,  73,  S2. 
Arbeiterkammem  65.   Arbeitsdauer  66,  67,  72,  81,       8ör   Arbeitenachweis  62. 
ArbeitHorduuDg  73. 

Bäckereiarbeiter  tiL  Baoarbeiterschatz  82.   Bergarbeiter  68 — 74   Bleifarben  and 

-hütten  Sl. 
Cigarrunarbciter  ^ 

G&tner,  gewerbL  ÖL  Qaist-  u.  Schankwirtschaften  SL  Gefährliche  Industriea  8L 

Gefänf^nisarbeit  8L   Gewerbeordnung  ^   Glashütten  83. 
Hauflinduatric  iö. 
Invalidenversicherung  ijß. 
Knappchaftskassen         Koftlitionsrecht  240. 

LehrlingsausbiUlung  M. 

Postbeamte  Sü-   PrivatangcstelltCTpensionierung  86. 
Reichsarbeitsamt  86. 

tSonntagsruhe  ^  85,  86.   Strafen  (Bergw.)  2i. 

Wagennullen  Zi. 
Finnland  377—380. 
Arbeiteunfälle  ^IL    B&ckereinachtarbeit  377—379.    Einigangsinstituttonen  329. 

Fabrikarbeiterinnenschntz  380.    Geaindeordnung  3fiO.    Gewerbeinspektion  380. 
Nornmiarbcitstag  IML  UnterstützungdkasiieD 
Frankreich  91—100,  241—244. 
Achtstundentag  97,  IQQ.   Altersrenten  92.  Altersversicherung  97,  241.  Arbeiter-  o. 
Bauernrenten  fiL  Arbeiter-.Vltera-  u.  InvaliditÄt«ver8icherung~24L  Arbeitrrinnen- 
versicherung  in  Staati*betrieben  97,  100.   Arbeitsbedingungen  der  Schiff i»arl>eiter 

91.  Arbeitsdauer  erwachsener  Männer  91,  für  Frauen  u.  Jugendliche  in  Berg- 
werken 91^  97,  241,  in  Staatsbetrieben  21L  Arbeitegeeetzbuch  97,  242.  Arbeit«, 
losenunterstützung  92,  98  (Versicherung  92).  Arbeitsmarken  92,^42.  Arbeiteräte 

92.  Arbeitsunfälle  1)3,  98,  242, 

Bergarbciterdelegierte  98,         Bergarbeiterversichenmg  98.  Berufskrankheiten  242. 

Berufsvercine  ilü.    nTeivcrbindungen  99, 
Einigung»-  u.  Scliic<lsgerichte  iM.    Eisenbahninspektion  Sit  Eisen bahnerachutz  242i 
Fabrik-  u.  Arbeitsmarken  2^ 

Gefährliche  etc.  Betriebe  94.  Gewerbogerichte  94,  99,  242.  Greisen-  u.  Unheilbaren* 

untcrstützxing  iiä.    Grubenhygiene  95. 
Heizer  95.   Hvgiene  (öff.)  95,  99. 
Invalidenversicherung  in  Staatefabriken  95. 

Landwirtech.  Arbeitelosigkeit  99.  Lehrlingsausbildnng  243.  Lehrlingsschutz  ^ 
Lohuanspruch  verheirateter  Frauen  99.  Ix)hnrainimura  100.  LohnAchutz  96. 
Lohnsichcrung  96.  Lohnzahlung  in  der  Seiden-Weberei  und  .Aufapulerei  96,  99. 

Nationale  Arbeit  99. 

Ortegebräuche  Öü. 

Passagier  boote  99. 

Ruhetag  g9,  213. 
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8chiffäarb«iter  2^    äoldateD-UnfallTersicherung  IQQ.  äozialversichemng  96,  100. 

243.   Staatedionst  100,   Staateeisenbahner  96j  IQQ»   Staats fabriken  IDÜ.  Strak- 

amncstie  lijO,  iLL   JSubkontrakte  UT^  lüQ. 
Truckverbot"^  IQQ. 
Wohnungen  (btllige)  9L  lÜQ.  244. 
Grossbritannien  101—103,  244—246. 
Altersversicherung  101.    Arbeiterwohnungen  101.    ArbeitsdauCT  in  Kohlengruben 

101.  in  Ladengeschäften  IQl,  2^L  Arbeitslosigkeit  101,  2A^  Auswaod^^  (Öchutz 

gegen  Fremde)  101,  244 
Fabrik-  u.  WorkstättengeßetÄ  102.-245. 
CTewerkvereine  102. 

Haftpflicht  für  Betriebeunfälle  1^  245.  Heimarbeit  1Q2. 
InteruationalCT  Arbeiterschutz  1(K.  245. 

Lohnämter  103. 
ßonntagsruhe  103. 
Ünfallverhütung  103. 
Veraicherung  der  Seeleute  103,  246- 
WägevorBchnften  in  Kohlengruben  103,  24G. 
Harn  bürg.   Arbeitudaucr  üL  HcinmrbciteriDnen  83.  Minimallolin  8^  Oeffenthche 
Arbeiter  80^ 

Italien.  Arbeit  in  Reisfeldern  lüö.  Frauen-  u.  Kinderarbeit  iQü.  Landwirtscfa. 
Institut  105.    Marinearbeiterpen.sionen  381. 

Niederlande.  Arbeiter^chutz  (Cai»48on)  lOä^  Arbeitenretsicherung  1Q6.  Arbeitsver- 
trag lOö»  Grubenarbeiter  106.  ö<:>nn tagsruhe  der  Eisenbaimer  106.  UnfaU- 
veraicherungsgesetz  u.  Köchsversichearungshank  106.  Unfallversich.  landw.  Arbeiter 
106.   Zwangfl-lnvaliditäta-  u.  Altersversicherung  iQfi. 

Oesterreich.    Sonntagsruhe  377. 

Preusaen.  Bergarbeiter  74 — 80,  240.  Bergge^tz  (Entirorfj  87 — 90.  Koalitiona- 
recht  m 

Schweden.    Internationale«  Arbeitsamt  107. 

Bch  weiz.  Arbeiterauaschüsse  in  der  BWrw.  107.  Arbeitsnachweis  und  Schutz  gegen 
Arbeitislosigkeit  107,  246.  Arbeitszeit  auf  Nebenbahnen  107,  246.  Dieustvertrag 
108 — 112.  üewerbcwesen  381.  Haftpflicht  d.  Eisen b.-  u.  Dampfsch.untem.  lOo! 
Kollektivstreitigkeiten  247.  Samstagsarbeit  108.  Weissphosphorzündhölzchen  103, 
24L   Zoll  personal  (Ruhetag)  lüb. 

Spanien.   Emigungäümter  90.  Gewinnbeteiligung  9(L  Lohnzahlung  20.  Streiks  90. 

West  aus tralien.  Bergwerksregelung  103.  Einigunge-  u.  Schieüssprechung  104. 
Fabrikgesetzgebung  lii4.  Frünladenschluss  104^  Hilfskassen  IQ4,  Lohnzahlung 
105.    (jnfailverhütung  Mg, 

Württemberg.   Staat^arbeiter  87. 


rV.  üebersicht  über  Eongressbeschlüsse  und  Eingaben  betr. 

den  Arbeiterschutz. 

Achtstundentag  in  Bergwerken  fordern  intern,  Barbk.  31K),  engl.  Gewkk.  403. 
Achtuhrladenschluss  befürworten  württ.  Hgehug  128,  dtfich.  Vbd.  kfra.  V.  254. 
Aerzteinteressenschutz  behandelt  Öst.  Avereinstag  1B5  nebet  Krankenversiche- 
rungsthesen. 

Altersversicherung  (Loi  de  solidarit^  sociale)  befürworten  nat.  K,  422.  engL 
Gewkk.  423. 

Arbeitergeräte  wünscht  gesichert  engl.  G^wkk.  389. 

Arbeiterkammern  als  geset/.iicb  auerkannte  Vertretung  fordert  K.  d.  Gewksch. 

Dt^chl.  114 ;  für  erwerbstätige  Frauen  kfm.  Vbd.  f.  weibl.  Anges^tellte  Hä  — 
paritätische  als  Einigungsämter  u.  Schiedsgerichte  Kath.  Dtschl.  382. 

Arbeiterversicherungsgesetze  wünscht  vereinfacht  Zvbd.  dtsch.  Ortskranken- 
kaseen  416.  —  Entwurf  f.  Krankenkai^sen  132 — 135. 

Arbeiterwohn ungen  erwünscht  engl,  (iewkk.  .389. 

Arbeits  frage  wünscht  in  vollem  Umfange  l>ehandelt  russ.  Ind.  Konf.  385. 
Arbeitszeit  f.  Reinigungsarbeiten,  ununterbrochene 63t  nebst  Ausnahmen  behandelt 
frz.  Sekt.  d.  intern.  V.  f.  ges.  Aschutz  249,  250  —  in  den  Kontoren  dtsch.  Hgehtag 


■j 
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2.^8.  Vbd.  dtech.  Hceh.  411  —  Nichtkürziine  bei  Arbeiterinnen  Zvbd.  Tndustr. 
iJ&t  —  KürzuDg  engl.  Qewkk.  388.  Schweiz.  Leben«-  u.  Genuasmittelarbeiterver- 
bAnd 

Berpgesetzn  ovelle  —  Antrage  120—126  —  Bemängelung  d.  Vbi  dtsch.  Barb.  250.. 
Berg  Werksgesetzen  twü  rfe  behandelt  engl,  Gewkk.  IIB» 
Bergwcrksinspektion  in  Oeet  ungenügend  421. 

BernfsbildungBwesen  wünschen  ausgestaltet  belg.  Gewkk.  385,  Vbd.  dtsclu 
Ilgeh.  4LL 

Brauereien  —  die  Arbeitszeit  erörtert  Schweiz.  Vbd.  d.  Lebens-  n.  GenuBamittel- 
arboiter  253. 

Brentano,  Prof.  Dr.  Luio,  Leitsätze  über  Koll.arb. vertrag  383. 

Bruder  laden  behandelt  RKonf.  dtsch.  Berebaugen.  220. 

Chinesenarbeit  bekämpft  engl.  Gewkk.  387. 

Delegiertenstellung  f.  Bergbau  behauildt  öst.  KKonf.  4(r_'. 

Dienstvertrag  —  anders  als  im  schweiz.  ORrev.entw.  zu  regein  nach  Wunsch. 

Schweiz,  kfm.  V.  2fi3. 
Dienstzeugnisse  behandelt  engl.  Gewkk.  387. 

Fähigkeitsausweis  f.  Dampfmaschinculeitung  fordert  engl.  Gewkk.  3S(i. 
Frau en  arbei  tsbeschrän k  u  n  g  fordert  dt^ioh.  Hgehtag  'if)!). 
Frauonarbeits verbot  f.  Berpverksarbeit  fordert  iutern.  Barbk.  idO. 
Gehalf uforderung  von  Handlungsgehilfen  —  Aendenmg  des  §  SS  HGB. 

fordert  Vbd.  dtsch.  Hgeh.  2!iÖ. 
Gewerbegerichte  —  Forderungen  d.  ö»t.  Gewkschkomm.  115. 
Gewerkvoreinsgelder  behandelt  nebst  sonstigen  Fragen  engl.  Gewkk.  389,  390. 
G  r  u  benänderungsgesetzk  1  aus  ein  vertritt  engl.  Uewkk.  4(>4. 
Haftpflichtgesetz  verlangt  abgeändert  engl.  Gewkk.  423. 
Hanaelsin spektoren  f.  I^fahignngsnachwei«  fordert  öst.  Hgehtag 
Handlungsgehilfen  —  Fortbildungsschulen  fordern  württ.  Hgehtag  127.  dtach. 

Hgehtag  25fi.  —  Forderungen  in  Op»*t. 
Handl  u  n  gsgeh  j  1  f  en  kam  m  ern  fordern  dtwh.  Hgehtag  257,  ftst.  262. 
Hausind UBtrieregelung  wünscht  dtfich.  THbHkarbvbd.  -1  ().'),  OrT-^^krankenkassen- 

zvbd.  älSL 

Heiniarbeitsgesetzgebung  u.  billige  Kleinwohnungen  wünscht  dtsch.  Heim- 
arbvbd.  113.  Kooct.  dt.sch.  Gewsch.  L14  —  Ausdehiuuig  der  KVG.  auf  Heim-  u. 
Hausarbeit«'  dtsch.  Zvbd.  d.  Ortekrankenkaasen  4 IB. 

Hinterbliebenenrenten  verlangt  intern.  Barbk.  HIK). 

Inspektoren  Vermehrung  fordert  intern.  Barbk.  39Q. 

InvaliditSts-  (oder  Pen8ioiicn-)ver8icherung  für  Hangest,  fordert  Vbd- 
dtsch.  kfm.  V.  2(i4.  ^  Forderungen  d.  öst.  Krankenkassentags  263—271,  d.  dtsch. 
Zvbd.  d.  Ortakrankenkassen  416. 

Kau  f  man  n  sgcrichte  behandelt  dt-^ch.  Hgehtag  ZüIL 

Kauf  männibches  Forthild  u ngBschul we«eu  behandelt  dtsch.  Hgehtag  2.">6. 
Kinderar  bei  tsverbot  in  Ber^^werken  fordert  intern.  Barbk.  3110. 
Koalitionsrecht  wünscht  erweitert  Geevbd.  evang.  Avereine  248;  Schutz  desselben 
_    engl.  Gewkk.  387.  ^ 

Kollektivverträge  empfehlen  K.  chriftl.  Textilarborg.  252  u.  der  Kath.  Dt«chL 

3Ä3.  —  Thesen  von  Prof.  Dr.  Lujo  Brentano 
Konkurrenzklauseln  bekämpft  dt^ch.  Hgcht^u;  256. 

Kontorarbeitszeit  behandeln  dtsch.  Hgehtag  258,  Vbd.  dtsch.  Hgeh.  405.  411. 
Kran  k  en  k  a?is  en  versicher  u  n  g  —  Vorschläge  132—135,  der  öst.  Aerzt« 

.'ii  hwriz.  Arltt-ag  137.  öst.  Hgehtag  2(>^.  —  l^rotest  d.  Vcrwaltungsbeaiuten  Dt*jcli.  410. 
Landesgewerbeämter  empfiehlt  dt«ch.  Hgehtag  256. 
Lehrlingswesen  im  Hgewerbe  behandelt  otsch.  Hgehtag  2r)6. 
Lohn  arbei  terorganisati  on  fordert  Gesvbd.  evang.  Avereine  248. 
Löhne  (gerechte)  u.  Sondergerichte  f.  Streitigkeiten  fordert  engt  Gewkk.  388,  389. 
Maximalarbeitstag  von  &St.  vertritt  Vbd.  dtseh.  Hgeh.  407—410,  den  von  lü  St. 

vor  der  Hand  für  alle  Arbeiter  K.  christl.  Textilarborg.  2.51,  für  Arbeiterinnea 

schwrr  dtxrchführhar  und  für  Textilindustrie  bedrohlicli  Zvbd.  dtsch.  Ind.  113. 
Metall  wägung  in  der  Eisen-  u.  Stahlindustrie  f.  d.  Lohnberechriung  fordert  engL 

Gewkk.  iQL 

Muttersohaftsversicherung  erx^ninscht  Vbd.  fortschr.  Frauen  vereine  135. 
Nachtarbeit  erklärt  in  Mühlen  unnötig  Vbd.  Schweiz.  Lebens-  u.  Gcnuäsmittel- 
arbeiter  252.  in  Bäckereien  engl.  Gewkk.  389. 
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Normal-ArbeitsordDung  erachtet  in  Widerspruch  mit  Berg^ei^tz  y.  Ii.  Juli  Qi^ 
die  Siebenerkommisaioii  d.  orgao.  Barb.  Dtschl.  391.  —  Entwürfe  von  Verbanden 

392—402. 

Obligationenrecht  (Schweiz.)  —  den  Kevisioneentwurf  erklärt  für  Arbeiterin ter- 
essen  migonügend  somldemokr.  Partei  250.  ebenso  für  kfm.  Angestellte  sdiweiz. 
kfm.  V.  m 

FoBtangestellte  —  Untersuchung  betr.  Verhältnisse  wünscht  engL  Qewkk.  414. 
Ruhezeit  von  3fi  St.  oder  w{x;hentlichen  Ruhetag  fordert  K.  d.  belg.  Angest.  u. 

Reisendcnvereioe  \2'J,  dtäch.  Kelliierbuiid  414. 
Bamstagsarbcitsgesc tz  wünscht  ausgedehnt  auf  Mühlen  u.  Brauereien  Vbd. 

Schweiz.  Tabens-  u.  Qeaussroittelarbeiter  2r>2— 254. 
Selbstverwaltungsrecht  fordern  öet.  Hgehtag  267,  Verwaltungsbeamte  dtsch. 

Krankenkaeson  416. 

Shop  Clubs  und  Shop  Hours  Act  wünscht  abgeändert  engl.  Gewkk.  414. 

Sotin tagsarbeit  erklärt  unentbehrlich  in  (ilashütteu  u.  in  der  Porzellan knopf- 
industrie  Zvbd.  dtsch.  Ind.  I2ü. 

Sonntagsruhe  fordern  württ.  Hgehtag  128.  Vbd.  dtsch.  kfm.  V.  254,  dtsch.  Hgehtag 
255,  m  Oest.  2fiL  —  Statt  derselben  Ersatzruhetag  von  3ü  St.  an  einem  Wochen- 
tag Vbd.  dtsch.  Ga-^twgeh.  130—132. 

StaatsarbeiterverLültnisse  behandelt  engl.  Gewkk.  415. 

8tellenvermittlung8wesen  wünscht  untersucht  dtsch.  Vbd.  kfm.  V.  2M. 

Tarifverträge  zwischen  Arbeitgpbmi  und  .\rboitern  erklärt  gefährlich  d.  Zvbd. 
dtsch.  Ind.  IVA ;  werden  ctupfohJen  seitens  Katli.  Dtöchl.  i^.s3,  K.  cliristl.  Textil- 
arborg.  252. 

Textilindustrie  —  Forderungen  betr.  Arbeitszeit,  Kollektivverträge,  Meten^ystem 
u.  gesetzliche  Lohnregelung  o.  K.  christl.  Tarlxirg.  251,  d.  Mailänder  Kongressos  404. 
Truckgesetze  wünscht  ausdehnt  engl.  Gewkk.  'diiJi 

Uebernahmeschei nun wesen  bekämpft  die  Siebenerkommission  d.  org.  Barb. 
Dtschl.  ML 

U  ebers  tunden  in  die  Nacht  hinein  (veill^)  bekämpft  frz.  Sekt.  d.  intern.  V.  f.  gee. 

Abchutz  249. 
Ueberzeitarbeit  verwirft  engl.  Gewkk. 
Unfallrentenbemeesung  behandelt  öst  Hgehtag  "JZL 
UnfallverBichcrung  auszudehnen  auf  d.  Gastwirtsgewerbe  418. 
Unterstützungskassenbeiträge  des  Staates  f.  Arbeiterorganisationen  fordert 

dän.  Grewkk.  117. 
Versicherungsanstalten  —  Eingabe  d.  öst.  Gowkkoram.  ilH. 
Verwaltungsrechtliches  Verfahren  kritisiert  öst.  Hgehtag  2f38. 
Zehnstündige  Arbeitszeit  befürwortet  dän.  Gewkk.  117.  fordern  frz.  Sekt.  d. 

intern.  V.  f.  ges.  Aschutz  248.  K.  christl-  Textilarborg.  2hL. 


V.  Personenregister. 

Belgien.    Dubois  2^  3»  Dupont  L  3-  Fabri  2,  3.  Baron  de  Favereau  305.  Masson 

12S.  Peltzer  2,  3.  Simonis  2,  3. 
Dänemark.    Philipsen  3.    Vcdel  3. 

Deutsches  Reich.  Albrecht  (><),  tiL  81^  83,  84,  86,  8L  Auer  68,  8»>,  I2ß.  Berg 
ÖL  v.  Bockelberg  8CL  v.  ßrandenstein  TL  Braungehr  £iL  Brust  Züi  Dr.  v. 
Burgsdorff  240.  Caspar  2,  3.  Chrzauowski  8tL  Dr.  Dahlem  tüL  Dinklage  Zü. 
Dippe  lä.  Dr.  Drüt-cher  Erzbergrr  Wi,  81,  ^83^  SL  Euler  GL  Dr.  Paul 
Evschen  3DÜ.  Fi.-»chbeck  TL  80.  Frick  2,  3.  OrTFriedbcrg  75,  TS,  22.  Ciothein 
6^  Gröber  66,  83,  85,  Herold  üL  IIcvl  68,  ÖS.  Dr.  Hirsch  lü.  Dr. 
Hitze  WL6Li8,81,^84i8ö,S0,BL  Issmef  jÜT  Itschert  üL  Koch  2,  3. 
Krause  Iii.  Kurts  8üi  Dr.  Paasche  öü»  Dr.  Pachnicke  8fi  Paenlow  67,  i£L 
Plehn  2j  3-  Dr.  v.  Posadowsky  66,  81,  84^  ILi.  Graf  v.  Pückler  3üü.  v.  Rt)ttcn- 
burg  m  V.  Saldern  83.  Schiffer  78,  Schwarze  02.  Dr.  Spahn  18.  Staub 
2ÜQ.  Stengel  ZÜ  St»>cker  Stollen  65.  fSvdow  4JiL  Triiuborn  65^  6<2,  8iL 
Weissler  2!iLL   Dr.  Wolffwon        v.  Zedlitz-Neükirch  ZS. 

Finnland.  Bergman  38Ü-  Kari  3SÜ.  Karvonen  377,  ML  Lindroos  377,  3^0. 
Salminen  379. 


Frankreich.  Aldy  IQQ.  Auffray  92.  Bagnol  IQQ,  Balitrand  oa  Balkndc  9b. 
Basly  XXXIX,  XL,  9L  92,  95,  98^  241,  24:L  Baudin  XL.  ßcAurepird  ^  OL 
Benoißt  97^  98.  Bc^rengcr  Bodüj~23L  üouderwot  OL  Br)uveri  ÜL  Breton 
100.  Careman  ^  Oazenaux-Caxelet  fifi»  Oazeneuve  ^  91i  Cbambon  äß. 
Charmes  Charonnat  95.  Chaumet  ^  fifi.  ChautempTk.  Cbauvtöre  ütL  99, 
100.  Chovet  93,  98.  Cocula  21L  Cogerand  09.  Golm  9L  Colliard  92^  Si. 
Congy  243,  Cfenstans  iti,  Q2.  CouUint  92,  9G,  ÜL  David  iLL  Dehitvc  112. 
Demftle  93.  D^ribere-Desgardea  ^  Donnovy2,  iMi.  Dubief  Ü2.  Dubost  ML 
Dubuisson  93.  Dulau  9^  lOa  242-  Dumont  92.  Dutreix  94.  Eecanvd  92. 
Fancot  248.  F^ron  ith.  FlaveTTe  IfKl  Fontaine  3,  245.  Fournier  9(i  Franpotte 
L  Gelle  92.  Gerv'ille-lieacbe'üL  Girard  hlL  Godiu  242.  Gomot  il3.  Goujoii  Ü3, 
GroHjean  99.  Gruppi  244.  Guieysse  9fi.  Guyot  243.  Janet  9iL  9L  Keufer  3. 
Klotz  241  T^annes  df^  IMontebello  94»  I>ebniri  QU  T^efa«  Q2.  Ij^gVis^e,  OQ.  I.,epez 
92.  Le  Heris.-'r  lilL  Lhopitc'au  9fi.  Louis  Martin  243.  ^las  'M,  ÜlL  243.  Michel 
95,  97i  99.  Millerand  3^  92,  245,  248.  Minnan  93,  08,  Moui«  243.  Odilon- 
Barrot  XI..  OL  P<?rier  9£"^Poirrier  99.  Puech  2M.  de  Ramel  iüL  Eenault- 
Morlifere  92.  Hovh  ii2.  Rudelle  94.  öavary  94,  96.  242.  S^vfene  3.  Sibille  92. 
Strpfritxl  StnmsB  95,  97,  100,  243,  244.  StrohTllE  Treillp  Iül  Vagnat  244. 
Vaillant  ML  Vigouroux  92,  242.  Waddington  3,  'JL  Waldeck- llousaeau  XL. 
Walter  Q2, 

Gr OHHbri tannien.   AkerH-Doupla'*  101.  103,  245.  Avebury  101.  Balfour  LX,  101. 

Bell  414.   BroadhurBt  414.   Brunner  414,   Chanuing  lüL  Cameron  Corbett  11J2. 

Coulding  IDL    Dcnny  102.    Sir  Kenelm  Digby  LVI.    Düke  lfi2,  103,  24Ö. 

Emmott  24Ü.  Evans-Gordon  LIV.   Gorst  245,   Keir  Hardip  245.   Sir  A.  Hick- 

mann  lü2.    Jacocy  101.     Walter  Long  XL.    Nauuetti   101.    Richards  24L 

Rickert  103-  Roberts  1Ü3.  Samuel  m  Shackleton  1^  24ä.  Tennant  102,  24k 

Walton  1Ö3.   Whittaker  liJ2.  Wrightson  lüL 
Italien.   Belloc  3.   Fracaäsi  105.    Monteiiiartini  3.   Rava  3^ 
Luxemburg.   H.  Neuman  3.   Corote  d'Ausembourg  305.  BOB. 
Niederlande,   van  Bylandt  löfi.   Kol  lÖÖ»   Kuvper  3,   Nolens  lüfi.   Regout  3. 
Oesterreich.   Bach  2,  3.    Fries  2,  3.   Hascnönrl  2,  3.   Homann  2,  3.  Koerber 

2fi3.   Mateja  2,  3.  Dr.  Müller  2,  3, 
Portugal.    Kmesto  Madeira  Pinto  3. 
Rusriland.    Barecbeff  386.   Krestovnikow  386. 

Schweden -Norwegen.   Centerwall  UiL   E.  Lund  i    Frh.  U.  Trolle  IDZ» 
Schweiz.    Breuner  108.   Deucher  Ü,    Frey  3±   Kaufmann  3.   Lang  3,   Scherrer  3, 

247.   Schobinger  3.   Syz  3.   Vautier  3. 
Spanien.   Jose  de  la  Rica  y  Calvo  3.   P6  y  Ar^uaga  yQ. 
Ungarn.   C»6ka  2,  3.   Gerster  2,  3.   Procopius  2,  il   Szterdnyi  2,  3. 
WestauBtralien.   W.  T.  Loton  Mk   Sir  E.  HT  Wittenoom  1Ö5. 
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t.  tnternatlonater  Arb««tersohutz.  SelU 

SchtusMüit«  der  Itituiuat.  hi  ufurenz  Kr  ArbeltenchaU  1 

II.  Nationaler  Arbeilertchutz. 

I.  Gesetze  und  Verordnungen. 
DMltMhes  Reich:  Hrkuintmachuac  betr.  dir  lle- 
■clllltlKxinK  Ton  ArMterlnnrn  and  iuiT'-'iiilltcheD 
Arbeitern  in  den         AnfirVininir  von  /iKarreri 
bi^tlmmlen  Antaten,    Vi  in  Ii.  \iir;i  190.")  .       .  3 
Preussen  :  Kr'üM  Tom  2«».  iaitoat  IM^,  dto  ^  urtortri* 

für  (Iii'  ;;is<Mibahnbedlen»leten  betr.     .       ,       .  » 
Erl»»«,  Ii-  tr.  IjiirlfhtunR  Ton  ArbeiteraU8«chUt!<on  für 
die  i^i<  lit  ai  rii  ri  \ViTk(t:<tton,  Uwaattaltt-n  uipl 
Hhnlii lit'ii  AnUKtMi  der  StaatteUeribahnTerwtituüg 
(fehfiriKf  '  A  l'<-itpf.    Vom  M.  Kebmtr  1906       .  6 
KrUs«  v  .m  4.  M»r7  1906.  betr.  Schot« Tortlchtunffo 
an  Wcluuih'-n     .......  9 

Vco'ürdituuf   iiIht   die  iUT,t.iiliiu4  eluan  JMitigt- 
werbeamtM  und  rlnr«  »tMndlgen  Keiraics  fUr  da* 
Kewerblich«  l'nt«Trlcht»we»pn  und  die  Ofwcrbe- 
fbrderunt.    Vom  SO.  Mün  IMIft        ...  9 
AatlUhrBDKMDweUunc  la  vontebeiMler  VwMdmm«  9 

die  Maamiic  too  Aoaih— ■  ven  4<r  Motfett- 
ndimlt  mA  MittlfmuMe  4er  Oahllf«*  Uhfllafi 
oaA  Arbriler  I»  emm  TeifcaafMalleB  rai  -mm 
im  leMtallelMS  Leüiwtrhhut  .10 

SrUm.  bflir.  dt«  OotantiitanBf  tob  FuBlHcn  dar  ra 
Fried«nf(U>DaK>B  Unberufenen  MaaoKhnften.  Vom 
4.  Februar  1B06  10 

Vemrdnung.  belr.  die  Gcwerbelnupektlon.  Vom 
6.  mrt  1906  11 

VerfU^nir,  brtr.  die  DicnstamwclfUDr  fUr  die  Ge 
wcrbeloepekttcin.   Tnm  14.  MArz  1906       .      .  12 
Relch»Ter»lchernnK>amt:  InfallTerhUtaafi- 

vortcbriften  SO^SI 

Belgien:   Erl»«»  mm  S8.  J-»nuar  IfOfi.  Vir.  die 
Kla>»ieruaK  der  i'abrlkaiii  n  \.n  Ytu-f-ir-u        .  ii 

Vfriirrtnt.tnsr.  f^ftr.  df?»  7i.m  S.-Imti  v.ui  i :r«u:.<ltii-it 
■,lni    Sirhuliiit    liiT    Ail'i-M.r  I>i'iil)'i,-ti(i-nrii'a 
in  <1iti      tri  lif-tU«  Viim  ijl.  l*i;feiut»r 
i;«i3  uiitcr^r.'ilt  n  iiirtr>'.rir  iicn  und  kommerziellen 
liiilerjkt:lirii'iii.:vii.    V..m  30.  Min  1905       .       .  tl 

Erla«  von«  31.  M  irz  ITOS,  fiitiiii:t<  ic<l  Spexialbe. 
»fimmnnucn  Tu:  Iv.Ku^wf^^i .  KoaitruktJoni- 
imrt  Lril jrhi'itcn    .......  J7 

KrUs,  V  Dl  7.  At  rü  belr.  die  IMenrhtun«  der 

Kohlengruben  b.i  Vilti-itfn  unter  Tuge       .       .  J7 

ErlAH  vom  tO.  Apni  betr.  die  Auaführuns  de* 
Art.  17  det  GcneralrefflefliaBtt  ?eK  M,  Atigut 
190i  SS 

BrUM  TOflk  M,  Mm  1905.  betr.  die  KliMttiaiW  d«r 
DmUKKQeRiraleno,  rifDaroo-ReuptortBBBddar 
eMUliaelMn  Tna«litraelOfM     ....  SS 
eulMrton:  Oaiats.  Mr.  Aa  «iMt  dar  Pi«b«b  oed 

Kloder  IB  dea  laduatitallaB  IMiMaB  «     •  .98 
Sptnton:  VaroidBUBf  tob  i.  Sonabtt  IMA  nir 
RiDdeninr  ketaMciiar  ABawaadtituic  .     .     •  Sl 

VerordonoK  tob  Sl.  DaieBlMr  tMM.  bgtr.  üaftU* 
»talinDk  8t 

Verordnung  vom  14.  Ki-bruar  \906  über  provljorlucho 
Oe«U(tiinr  der  .\rlielt  an  Sunntagm  tu  aJlea  In- 
dustriezweigen. uU-r  deren  HckiAmationrn  «ich 
in*  Intitllnt  Tür  ^^^tl»lrerorln  rmplelilend  üORCtrte  81 
Frankreich  :  <ioj>et7  vom  X.  Marz  1906.  durch  wi^Ich« 
die  k'rwfthtillchcn  Or-flihle  rur  Kntffheidung  von 
Str<  Itiirkflliin  ermii  litigf  werden,  die  «u»  äuIam 
öi-s  ArN  i(.^TrrtraKvs  zw'.schen  der Staat«el»enbahn> 
verwiiltun«  unil  Ihren  Ai!ice»tellt.'n  entdtthrn      .  82 

Ueve'ii  vom  9.  April  tl^  über  die  Haftung  fvir  Un- 
f.ule,  von  denen  dtt;  Arbeiter  In  ihrer  T.itigkelt 
betroltcn  H(!rden  (»i'K'°'ind«rt  durch  (Je^etze  vom 
Mtrz  IdOS  und  vom  81.  Marz  1905)     .       .  38 

Erl:»«.»  vom  'J.  M  irz  15»05,  betr.  die  Anwendung  de« 
ArlM'iler- ilyisioin«  und  Slrhcrholt«ise»etzei  vom 
14.  lull  1903  auf  die  KHeci»-  und  Murine  anlagen  W 

Run<l'chrcib4^n  vom  8.  Mai  11K>5,  betr.  die  Durch- 
luttruug    6v»    llnfallveiülchcruogFgeietzM  TOB 

SI.  mn  1906  de 

Briaai  «b  4.  April  1906,  beU.  die  UjiIbm  dar 
ArMtcr  iB  LaiBMibleiebtnleB  .  ■  .  •  46 
QroBiferitiiMiton:  VemrdAon|*B  tmb  4.  Siptaaber 
im  BBd  TOB  11.  Fobroar  1M6.  betr.  dl«  Ver- 
waBdaaC  tob  ExpicalTatedea  fn  Kohlengruben  .  46 
VerardoBog  ma  18.  Kabraar  l»»,  betr.  die  Ba- 
afMMgBBg  »«BBtlcbor  Jogandlkher  tob  Uber 
le  Jahraa  bei  Kacht  4G 


Indien:  Oaaatz  XII  tob  IMM  aar  irallareB  AblB- 

derung  de*  loditcben  AoswanderuBisgnema  tob 

lf«8  47 

liekanataachnng,  Iwtr.  KohleoginbaB,  TOB  10.  Mirz 

1904  47 

Bekanntmachung,   belr.  Bergwerke,  vom  8.  Da* 
zember  1904       .......  47 

Aatam:  Au<fQhriiDg«Teroidailllg  TOB  7.  Mtn  UK» 
zum  Arb(-iter>chiitz-  und  ABawBBdafBBgagaaalS  fUr 

Awam  \1  von  i:»01  41 

iienit.'«!.    Ausfuhrnnc^Ter'-^rdnniiK  rom   15.  Oktober 
1901  7um  Arbciternchutii-   und  Aui««andeningB- 
k;c»et/,  liir  A«Mm  VI  Tf>o  1901    .       .       .       .  4S 
Mjürats  HekAtintmichungen  cur  DnrchlUbmng  de* 
Artteitervchuii-  uud  AuswaBdamagigaietxe«  fUr 

Anam  VI  von  1901  48 

Italien:  Oeeetz  vom  t».  April  1906,  betr.  die  T«r- 
•taatllchung  der  Kleenbahnea  ...  .48 
Rondtchraiben  vom  0-  und  30.  NovenitMr  1904. 
betr.  RetMigeldvrm<.i>iigangen  auf  den  UteubaluteQ 
für  die  zeitweilig  in<  Autland  autwanderoden  Ar- 
beiter  48 

AuardhrangnegteaiaBt  tob  8.  DeiMabar  IiP4  MB 
Oaaatxe  tob  II.  Mal  IflM.  betr.  SBbaMaMB  aa 
ArheHarptedBlitltgaBMiaairlBllBa  .  flO 

Ji|Mn:  Gilaaa  fOB  tl.  Oktahar  IMI»  Mr.  dia  Be- 
acWItigBBt  TDB  Afhallam  la  Warftan  .     »  .10 
edBM  tobIi.  JaBBar  IML  Mr.  dli 
rkiMln  BBd 


AaNnakB  dar 


zeit  in  Worfl»n,  Warb) 
Marine  und  den  BatilalWB 

Slilmote-KxptoftTftngen  fO 

Erlaa*  vom  16.  Juli  1908.  betr.  die  Uhnatze  fttr 
•ubelt^me  t<  rhiiische  Il.  jimte.  die  langer  alt  die 
featgeietite  \rbeit«2cit  arl<eilra    ....  90 

Erlau  vom  10.  r(oveiai<er  1908.  betr.  die  Ruhezeit 

für  Beamte  und  Arbeiter  der  Marine  .      .  .SO 
Kriasi  vnm  9.  Juni  1903,  ''«"tr.  ifimpfirür«»  Lohn 

tiivffrruniccn  der  Arbeiter  .60 
EriSüs*  *i  m  l.").  Fehnsr  r.<04,  betr.  die  Reeelunif 
de»  F«;ld|Ki*idi('n»tps     ......  M) 

Erla»*  vum  ^1.  l»>ruar  1904.  betr.  dl«  RageluDg  der 
ArbelUbedii.t(i]ngen  belB  BBB  TOS  PUdfeeUBOl 

kationnaitfein  6U 

Niederlande:  rreiaausKhrellien       .      .      .      .  &1 
Schweiz:  Band;  Gesetz,  Ixtr.  die  llaiiiünlit  der 
Eiaeabaha-  und  DampfichirUhriMiniernirinmngeB 
und  der  Post.    Vom  98.  .\Urz  IStö   .      .      .  81 
Oe«etz.  l>etr.  Ergünzung  de«  Hondetgcaeize»  vom 
83.  M;irz  1877.  betr.  die  Arbo>t  in  de«  Fabriken. 

Vom  1  April  1906   40 

7,  Urirh:  VerordonAf.  betr.  dia  Vergeboog  tob  •taat- 
lieheB  AfMlBB  nad  UefKBagtB.  Tan  M.  Afcll 

IM»   ...  IV 

LoaerD!  Oaaeli,  belr.  die  Oawarttagerfebta.  tm 

9.  Min  1806   SO 

Solotbora:  TarevdMM»  Mr.  41a  OWagwMlan 
des  kanttmalaB  Oemilw-  aad  WwIMBapakieii. 

Vom  20.  Februar  1906    68 

Batel-Stadl:  Oeeetz,  betr.  de«  Schota  dar  Ar- 
belterinnen.   Vc  m  87.  April  1906      .      .      .  fiO 
(ieaetz,  htsM    At'iiderung  der  ti  SO  und  81  de« 
Wirt«:hart«geeetzc*  vom  19.  Dezember  1887.  Vom 

8.  Janl  1906    68 

Uatel-Land:  Oeeetz,  befr.  die  BflentUfhen  Ruhe- 
tage.   Vcm  «0.  Marz  11K)5  08 

Sl.  'fallen  i!«-««tz  Über  die  Uetreibang  tod  Wtrt- 
schaivii  uud  den  KieiaTBkaaf  vaa  OetfiOkaB. 
Tom  S5.  Mal  1906    64 
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Soaben  ersdiienen: 

Das  Wirtschaftsjahr  1904. 

Jahresheri'-iito  Um  i  <lon  Wirtsrli.iftv-  mik!  Arlieitsmarkt.   Kür  Volkswirte  und 
(jüstrhiifisiniUuier,  Arheiigt'iier-  iinii  Arbeiterurgani»atioiien. 

Von 

Richard  Calwer. 

Zweiter  Teil: 

Jahrliaeli  der  Weltwirtschaft 

Preis:  0  Mflrk,  geb.  10  Merk. 

Sozialismus 

und  soziale  Bewegung. 

Von 

Dr.  Werner  Sombart, 

Proiessor  an  der  Universitit  Breslau. 

^—  Fiiiifte  Auflag«.  84.  hh  Bd.  Tausend.  — ^ 

Preis:  brosch.  2  Mark,  gebunden  2,6o  Mark. 
fegr*  Gänzlich  ürnt;carbeitet  und  reich  vermehrt,  geradezu  ein  neu<Ä  Buch. 


Das  indische  Geldwesen 

unter  besonderer  Berücksichtigung  seiner  Reformen  seit  1893. 

Von 

Dr.  Anton  Arnold^ 

Kaiserl.  Bankassessor,  Vorsteher  der  statist.  Abteilung  der  Retchsbank. 
 Preis :  8 Mark.  —  ■■ 


Zur  Grundlegung'  der  CTCsellscliaftslehre 

Kine  kritische  l  nreihuchuii^^  von  Herb.  Spencers  System 
der  synthetischen  Philosophie 
von 

Dr.  Leopold  von  Wiese, 
f^ivatdozent  an  der  Universität  Berlin. 


Digitized  by  Google 


ttetUg  goH  (Suftali  ififdicr  in  Jrua. 


^irOnt  CiiipiciKtt: 

Die  Oleber  in  der  ßegenwart« 

^Ojiai|)^iittfdje  tüiutberungeu  bnrrii  Me  i^an&uicbcm  uuk  Vit 

ttJcbfabrih. 

üwn  Dr.  Sub^rf  S>tliiranbf, 

*lrti»aitr,ent  au  bcr  UnivcTfitQt  4*rrtitt. 


;Ätkitfrimicn|'d)tt^  unb  :^ftmfli:kit 

JItt  mm  Mixa^  ii«it  ^ora  Xan2i6« 

'i^on  Dl.  iuUult  H)iilJiautif, 

— — —  pvciö:  4  K^arfi.  — ^— 

Zur  Eutwickelungsge&ciiiclite  der 
deutsclien  Grossbanken 

mit  liesondorcr  HUeksieht  aul  (iic  Koiizeiitratioiisbcstrcbuiis:4^n 

Vorträge,  gehalteu  in  der  \  ui xinigunc  für  -taatswisseuscliaftliche 

Fortl'ildiiiii:  zu  Berliü. 
Zireite  veruiehiie  uiul  verlMr^^rte  Auflage. 

Vnn 

Dr.  Rieäser, 
Gdh.  JnstizFat,  ordentl.  Honorarprofemor  an  der  Univevsittt  Berlin. 

=  Preis:  7  Merk,  geb.  8  Mark.   : 


Die 

Unterneliinungeii  der  Brüder  Siemens. 

Von 

Richard  Bhrenberg^. 
Erster  Band.   Bis  zum  Jahr»  1870. 

Mit  7  Abbildungen. 
=^^^=  Preis:  12  Mark»  geb.  13  Mark  20  Pf.  = 
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Vor  kurzem  erschien: 

Deutsche 
Sozialgesetzgebung. 

(jü:>chichliiclie  Grundlagen 
und  Krankenversicherungsrecht 

Von  Prof*  Dr.  Jur.  Stier^Somlo 

in  Bonn. 

Preis:  7  Miirk  ÖO  Pf.,  geb.  8  Mark  50  Pf. 
SOMi&le  Medißin  und  Hygiene,  SA  J,  Heft  4,  3.  191 : 

.  .  .  Das  aiirli  stilistiscli  klar  uiul  ^<irf;fjiltiL'  Im  nrln-itot«»  Wi  ik  1<  inii  allen,  <lio 
sich  für  die  deuüicbe  boziulo  üeüvtzgebung  intcreii^iurfn,  zum  Studium  dringend 
empfohlen  werden.  K.  J« 

Preussiscb.es  VerwaJtungsblatt  v.  7.  April  1906: 

.  .  .  Dor  Text  hat  ungefKhr  cIimi  Chankter  eines  Grundrisses  und  soll  den 
IJetiiirfnissfn  derjonißon  cntsprcclion,  dit»  ziini  crslcii  Male  an  das  grosso  Geldel  der 
SozialgosctzgcbuMf;  Im- raiUn-tm.  Für  ticfiTfs  Studium  und  als  NacliM-lda^obuch 
dienen  die  Aniiierkun^oii.  Dannt  ist  iilior  den  (iruiidriHg  hinaus  ein  umfassendet 
I.f»hr-  und  Handbuch  gegebon.  So  wird  das  NVurk,  demen  baldij>;e  V»>IIondung 
dringend  zu  wünschen  ist,  eine  weitere  hocherfrcuHrhe  Oabo  von  einen»  Verfa»«er 
sein,  der  für  da»  VerwaltungcMrecht  schon  so  viel  g(  ]<  i  t>  t  b  it 

Herlin.  Conrad  Uurnüak, 

Professor  an  der  ünivensitÄt  Berlin. 

Kritische  Blatter  nir  die  gesamten  Sozialwisseaschuften.  Marz  1906 : 
.  .  .  l'nter  den  neueiiü  systematischen  Darstellungen  darf,  was 

V  o  1 1  > t  ii  n  d  i  g k e  i  t  und  1'  e b e r  s  i  c h  1 1  i e Ii  I,  im  t  angeht,  das  Buch  v o n  S t i c r- 
Souilo  den  all  c  r  ersten  l'iatz  beanspruchen.  Mit  grossen»  Kleisse  ist 
fast  die  ganze  Literatur  über  die  KrankenTersicheru  ng  /usamnien* 
getragen,  beim  T.escji  (!*s  Huches  gewann  ich  den  Kindnnk.  dagg 
^^t  i  er  -  Soni  1  (1  d  en  (-i  r  u  ml  <  [  eg t  ha  t  zn  ei  n  er  B i  b  1  i ogr aphi  e  der  Ki  a  ii  k  en- 
Versicherung.  I  u  k  1  a  i  <  i  1 1  h  e r s i  c h  1 1  i  c  h  e r  W  e i  m •  /  i- i  g  t  er  u  n  s  z u  n  A e  h  t 
die  Entstehung  der  Krankenversicherung,  von  der  Fürsorge  fQr 
das  erkrankte  Gesinde  angefangen  bis  zn  ihrer  h  entigen  Organisation. 
Ifi  Tinch  höherem  blasse  verdient  der  Hauptteil,   der  daBErankei)- 

V  e  r  ^ : '  1: 1  ■  1'  im  c  s  r  f  f  h  f  b  e  h  a  n  ri  p  1  t ,  d  i  <^  s  e  ^     r  t  c  i  1, 

Literarisches  Zeatraiblatt,  10.  März  1906: 

(iegenüber  der  umfassenden  Keiiiiin  iitar-Litoratur  fehlt  es  mcrkwürdigeiweinö 
bis  heute  an  einer  auf  der  Höhe  der  jmiu'sten  Gesetzgebung  stehenden  zusammen- 
fa.ssenden  wissenschaftlichen  Darstellung  der  sozialrechtlirhen  Materie.  Der  Verf. 
kann  infolgedessen  des  Dankes  aller  derer  gewiss  sein,  die  sich  mit  dem  leider  noch 
immer  in  weiten  Juristenkreisen  durchaus  nicht  genügend  beachteten  Sozialrecht 
befassen.  Zum  erstenmal  wohl  hat  ein  Autor  über  das  Gebiet  der  Krankenver- 
sidiening  umfassend  die  ge!«amte  in  Betracht  kommende  Literatur  Terwertet  wie 
SfiiT  >i>iiilii  Ul  li  ebenso  ist  dir  Tlcrbt^itrerlniiiL;  sorgfältigst  bfriirksichtigt  worden. 
Dem  vorliegenden  Band  >»oll  ein  zweiter  folgen,  weldier  da«  Unfall-,  Ini^idcn-  und 
Arbeiterschatxrecttt  bebandelt.  Wir  kOnnen  das  Werk  nur  bestens  emjiCelilen. 

miMMMiiili  ITi  llnnliiil  qiiMW  rirlilTj  In  Tim  jQIH 
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Die  beutige  SoziaUeiHoliratie 

Bine  kritisehe  Wertnni;  ihrer  wis^enscbaftlidien  Grandiagen  und  ein» 
BosEiologische  Untersuchung  i\m-r  iiraktiscben  Ftoleigestaltung. 

Von 

Dr.  Robert  Brunlniber, 

KedukU'iir  der  Kölnischen  Zeiuuig. 
  Pivls:  -2  M.,  tfob.  2,5«  31.   


«oeben  etfrfjien: 

Ueber  Sozialismus. 
Kommunismus  und  jflndrci)ismu$ 

^wölf  Doricfungen 

bon 

Dr.  Karl  DieM» 

ftpf.  on  bet  Uttioerfitat  ftöntgSberg  i.  $r. 
 yreU ;  3  aXarC,  fleb.  3  mxt  tiO  '1^1  

Soeben  eischienen: 

Das  Wirtschaftsjahr  1904. 

J«hre*berichte  über  den  Wirtschaft^-  tnul  Arln  itsni  irkt.   Für  Volkswirte  und 
Geticbttftemätmer,  Arbeitgobei-  und  .Vrbeiterorgaiüsutionen. 

Von 

Richard  Calwer. 
Handel  und  Wandel  In  Deutselilaiid. 

Ms:  broflch.  8  Mnrk  SO  Pf.,  geb.  d  Mark  50  Pf. 


Das  Wirtschaftsjahr  1905. 

Jahreel'Orichte  ühor  den  Wirtscliufts-  und  Arlx'itsinarkt.    I'Hir  Volkswirte  und 
üüschäfu>niünuer,  Arbtitg«li<'r-  und  Aibfilerorganiaalionen. 

Von 

Richard  Calwer. 

Krater  Tf  1 1 : 

iiaiidol  und  Wandel. 

l'reis:  'J  Mark,  g«b.  10  Mark. 
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Verlag  von  Gustav  Fischer  in  Jena. 

Deutsche 
Sozialg^esetzgebung. 

Geschichtliche  Giuiidlagen 

und 

Krankenversicherungsrecht 

Von 

Prof.  Dr.  Stlor-Sonilo 

in  \\<m\\. 

Preis:  7  Miirk  54>  Pf.,  ^h,  H  Jiark  oO  Pf. 

■   


Einfache  und  höhere  Arbeit 

Eine  sozialpolitische  I'nicrsuchuiiL;  zum  Arbeitsvertrag'  des 
bürgerlichen  (resetzbuches. 

Dr.  phil.  Walter  Hess, 
Referendar. 

^r::=-.i=  Preis:  2  Mark.  ^=^= 

Vorträge  Ober  wirtoehittlicke  IMIiegriffe. 

Von 

H.  Oswalt. 

==s  Preis:  2  Mark  50  Pf.     ,-   .  — 


Soeben  erschien: 

*  Sozialismus 

und  soziale  Bewegung. 

Von 

Dr.  Werner  Sombart, 

Prore^'-or  iii  der  Universität  Bre-lau. 

— ^—  Fünfte  Auf  lage.   U.  bis  U.  Tausend.   

Preis :  brosch.  2  Mark,  gebunden  2,(x3  Mark. 
Gäiulich  umgearbeitet  und  reich  vermelirt,  geradezu  ein  neues  Buch. 

ÖTeaeni  HeÜf  Hegt  ein  1'roN|M  kt  von  Silvio  (.iesoli,  llauts-GeMTem  bal,  w«l«her 

^eiieisTter  BeachtuiDi:  empfohlen  wird. 

1  rouinsna»hB  iluibutbitiuvkeiei  lUeimüiiii  Pohle)  in  Jt-na.  —  3016 
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Utting  »»»  (6uSa»  ^ifilitt  i»  3tlta. 


.Sdinfteit  Ut  (Gefell  fd^aft  für  äojiak  UefDtitu 

^evaufiigegefaen  öont  S?orftonbt\   ^ia^cr  evfrftirucn: 

^eft  1.  Mit  (ttti^tun^  eitlem  Kei4)dai:l>eit$amt^«  SRcferate, 
erftattet  in  bet  «U«fc^u6ri6un0  om  16.  SRörj  1901  in»crlin  burrf)  Dr.  ^oc^nitte, 

^Kei'-*v?tnn*?r!t'ilcorbnrtcn  imb  Dr.  JTrfjrn.  0.  ^erlepfA,  Stoot^miniftcr.  SRit 
ctncai  iUibaiifl,  Sa^uugeu  ber  ökjcUiEöaft  für  Soziale  »icform  unb  Sccicic^ni« 
bet  SHlelttbec  ton  SJorftanb  unb  91udf(f)Uß.   1901.  $xet*:  20 

ÖCTt       Pif  ^riieftetlPrritf^tlfrftlte.   J)kncrntc,  erftattet  in  bin-  9(ue(- 
|ung  am  4.  ^flai  1901  in  Berlin  buxd^  lüajfecmann«  Steic^StagiS« 
abgeorbitdfen  Ititb0ic«&ert0,  UtfieitevfetcetAv.  1901.  20  ff- 

^eftsii.  4.  9UMMi|it|  i»  ••H-  IM)  Si^MliiiiIrtfiliaftfit« 

Siefetat,  bcm  ?lu?fc^itffc  ber  Oiciellfr^oft  für  Sojiolc  JReform  erftattet  bot!  "3?rof. 
Dr.  It.  O Iben b erg.  'J^ebft  einem  Korreferat  t)on  @iuftaD  Staate,  &t\ä^&\ti' 
faxtet  bec  @clttim  «crlm  be»  Seutfdfeti  fteSnecbunbeS.  1902.  fxiei«:  50  $f. 

freibeit.   ^Ikfcrot,  erftattet  bcm  ?(ii§frfiiif,  bcr  Olcfefffcfiaft  füt  SOftiafe  Kcfwmi 

^eft  6.  ipU  Kri^t0tirrl)ältltt|Te  tttK^Srtttetgtlordie.  ffeferate.  bem 
ÄttSfd^uffe  ber  ©cfcafcf).  f.  So»iaIe  {Reform  in  ber  Si^uno  b.  G.  9Roi  1902  erftottet 
li>pn  ä)l.  bon  3rfiul^,  SSorfitienber  be5  Oknoerbeocrirfit^  Berlin,  unb  &tan3 

9e^reniS,  (^cfdinftoiTüfircr  bc?  ^flciem.  bcutidien  (Mörtncruereinä.  ^ßrci«:  25  ^f. 

unb  bie  Sr^ö^ung  beS  Stf)u^alterc  für  jurtenblic^e  91rbcitcr  in 
JVobrifcn.  JHcfcrotc  bcr  I.  öeneralöerjammlung  Der  ©efeUft^aft  für  So^tole 
SReform  in  ftöln  öm  22.  Beptanbct  1902  erftattet  bon  Dr.  «ußuft  iiieper- 
SÖ^^iilobbad)  unb  .öclene  ^imon  ■iikriin  i^^^bft  einciit  3^cvidit  ni  i-  bie 
I.  (ä^enetalbetfammluna  ber  6)efcU)(baft  für  Soziale  Sieform  in  ftöln.  ;^n>eitet 
unbcrAnbetter  Wibma.  1903.  ^ttw:  1  aXad 

£>eft  0.  |UrlieitftlMllflMII»efHllf*    »leferate  fflr  bie  Si^ung  bt»  «u^ 

il^uffc^'  bcr  ÖJefeafcf)aft  fflr  Soziale  JRcfovm  nm  ?iuui  H»m  erftattet  tion  Dr. 
Rcinliülb  Siie^n,  Storni  imb  ^.  (*H c •Mu- 1 1 ci ,  *JlvbL'iti-iK-fvctäv  in  aJi.-OMabUat^. 

^eft  10.  %tfth  bett*  Mtn^ttaxbcit  in  aewttblid^en  l^ettitbtn* 

Siom  30.  SJlärj  1903.  92cbft  ben  bo^u  flc^örigen  wraniitinorfiungen  bcr  beut- 

©unbc^ftantcT!  iinb  (?!faiV*L'titfivi!ii-!CT'-^  I!?r^  i^it'r  \'luJjängen  bon  Slottrab 
gabb  unb  iÜJ.  von  ^d)ui,\.   Jr>iittc  UiiltuUitli  'vtvmehvte  Huflage. 
$vetS:  3  «axf,  geb.  3  SKott  60  $f. 

\nft  n.  Varum  hetttlhtu  wir  y%t  ffunlr  Urform?  ii^mt  !>. 

reibeccn  bon^erlepfd),  ^taatiJminifter.  ^Jkbft  einem  l^cric^t  über  bie Xfttia« 
reit  bet  ®e{eaf(^aft  für  Soziale  «Refonn  im  3a(;re  1903.  tj^ci«:  30  ff. 

I>eft  12.       ItoWhMß^tm  fi^df^Mmmmu  «on  Dr.  «em« 

ftarb  .^armS,  $riiiatbo,^ent  in  ICfibingen.  —  Pi^  J^dÜfStt  iH  ^MUfc« 

\  eft  13   pir  <Dr0attirattott  )er  ßn^ufktit'  ttnb  ^^rlirittftiite 

in  $on  fiouiS  )6arIeA,  iBorfi^bem  ber  tommunalen  ^ilfj^taffe 

Begeti  HtbetttloftgCdt  in  «ent  unb  fetneit  Sorotteit.  $cet«:  CO  $f. 

£)eft  i  t   tit  HüiUnUditn  ^tbtii^kümmnu*  «on  Dr.  $tnarbi 

imb  Dr.  2diialii  in  5KaiIaiib    9?ebj[t  einem  9lnöang  über  bie  ^rbeititomincni 

in  bcr  3(^iuei.J|  unb  bie  '.'Irbcttx^rfttc  in  ^^ranfrcicf).   >ßrei<5:  l'i  ^^.^f. 

öeft  15.  ^ommuualr  ^trurcfragru.  jKcfeiotc  mn  ^4?rof.  Dr. 
H.  Wagner,  ®e^  9^eg.-9iat  unb  $ribatbojcnt  Dr.  ^reuB,  Stabtberorbneter, 
erftattet  ber  CrtSfjntpbe  SBcrIin  ber  Oefellfdi.  f.  3ov  3?efonn.  Wit  einer  i^or- 
bemerfung  bon  2Jiüfliftrat«rat  3K.  b.  Sdjul.j,  1,  i^ürfitjcubcr  bcr  Cito^ijruvpe 
flerltn  itno  ben  Salbungen  ber  (^efellfd).  f.  605.  Steform.   ^retl:  40  $fg. 

Ii  10.  pir  II.  6rttrraltirrfammltiti0  hn  (lefrUfi^aft  ffir 
Jtonalr  Urform,   '^^(vmi,  w.  unb  :v  rrtohor  1901,  ^^{cfcrate  unb  «er- 

^onblungcn  liber  ''irbeitvJaiiuuciii  mw  .Hütiiuiniiciciiie.    '^.kcii^:  1  Mt. 

$ef  t  17.  Miß%t  iUifr  )eit  dtrrilt  )er  ^rcgarlieiur  im  Un^t' 
pbUi*  ißni»:  80  9f. 
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Verlag  top  ftnatar  Ftselier  In  Jept. 

Ernst  Abbe 

als  Sozialpolitiker. 

Yün 

Dr.  Julius  Pientorff, 

ord.  Professor  der  Stjiutswisaenschaftfln  nn  der  Universität 


Preis:  75  Prpnnip-. 


Verlag  top  OpstaT  Flseher  Ip  Jeaa. 


Alkoholgenuss 
und  wirtschaftliche  Arbeit 


Von 

Dr.  med.  Alfred  H.  Stehr, 

Arzt  in  Magdeburg. 
Dr.  der  Staatswissensrhafton. 


Verlag  top  0PfltaT  Pteeher  Ip  Jena. 

Robert  Owen. 

Seiü  beben  und  seine  Bedeutung  für  die  Gegenitart. 

Mit  einem  Bildnis  Robert  Owens. 

Von 

Helene  SIihoil 

Fna»:  broBoh.  7  Hark,  gph,  8  Mark. 

Der  Wettkampf  der  Völker 

mit   besonderer  Bezug-nahme   auf  Deuisuhlaiid   und  die 
Vereinigieii  Staateii  von  Amerika. 

Von 

Knill  Schalk 

in  Nfltw-Toflk. 
(Natur  und  Staat»  Band  7.) 

Preb:  broscfa.  4  Mark,  geb.  5  Mark. 
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